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Nechtöquellen, örtlihes und zeitliches Nedht. j 


1. Das Pr. Filchereigejeg $. 43, Abf. 1 verbietet, au8 Polizeigefet. 


landwirthfchaftlichen oder gewerblichen Betrieben fremde Fifchereis 
rechte jchädigende Stoffe in die Gewäffer zu immittiren, ift aljo 


Polizeigejeg im Sinne des 8.26 A.2.R. 1,6. Die Erwägungen 
in &, 38.6, ©. 62 treffen hier nicht zu, da die Beobachtung 
des Gejeßes im Kinzelfalle feine dem Handelnden nicht zuzu- 
muthende Prüfung erfordert. VI, 147/96 vom 15. OHt./12. Nov. 
Bgl. 126. 

2. 8.187, 1,8 UL. R. ift fein auf Schadensverhütungen 
abzielendes Polizeigejeg im Sinne des 8.26, 1, 6A.!.R. Eben- 
jowenig der auf ähnlicher Grundlage beruhende $. 34 der Bau- 
polizeiordnung für Pofen. Vgl. Striethorft, Bd. 59, ©. 63 in 
Bezug auf den $. 185 von mefentlicd) gleichem Charakter. VI, 
232/96 vom 14. Dec. 

3. Der Bellagte in NRuffifch- Polen hat dem Kläger in 
Magdeburg 1000 Eentner Zuderrübenfamen nad) Magdeburg ge- 
liefert, der Preis follte in Berlin gezahlt werden. Die Trage, 
ob ber Beflagte wegen Berzugs des Klägers von der Lieferung 
der verfauften weiteren 1000 Centner zurücktreten fünne, ift nad 
dem in Polen geltenden Code civil; die Trage, ob der Kläger 
mit der Zahlung in Verzug gefommen war, nad U. 2. R. be 
urtheilt; Revifion zurückgewiefen. II, 75/96 vom 2./9. Yuni. 

4. Im Fall 443. Das in Liebenftein über einen dortigen 
Gafthofsbetrieb abgejchloffene Gejchäft tft nad) dortigem, nicht nad 
dem Recht von Hamburg als dem Wohnjig des nn zu 
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beurtheilen, namentlich find nicht die Beftimmungen des Ham 
burger €. ©. zum H. ©. 3. anzuwenden. VI, 41/96 vom 4. Iuni. 

5. Ueber die Trage, welches örtliche Necht anzuwenden fei, 
entcheidet das Gefeß des Prozeßgerichts auch dann, wenn die Zu- 
jtändigfeit defjelben auf $. 36 Nr. 3 €. P. OD. beruht und der 
eine der Beflagten jonft diefem Gefege nicht unterworfen tft. VI, 
31/96 vom 15./18. Iuni. 

6. Im Fall 639/40, 642 waren die fpäteren Rodizille 
nicht in Hamburg, fondern an Orten Badifchen oder Franzöfifchen 
Rechts errichtet. Allein im Gem. Recht hat der Urheber die Wahl 
zwijchen der Yorm des Ortes feiner Errichtung und des Ortes, 
welchem das Rechtsgefchäft jonft unterworfen if. Da das tefta- 
mentarifche Kodizill nach L. 2, 8.2; L. 16, D. de jure cod. (29, 7) 


m rechtlichen Beziehungen als Theil des Teftaments gilt, fo ift 


al8 das für den Ort des Nechtsgejchäfts geltende Necht das des 
Drtd der Teftamentserrichtung anzujehen. — Daß die Erblafferin 
Ipäter ihren Wohnfiz nicht mehr in Hamburg, fondern in Baden 
oder in Brankreich gehabt Habe, war in den Vorinftanzen nicht 
behauptet; vielmehr waren beide Theile darin einverftanden, daß 
das in Hamburg ald dem letten Wohnfige der Erblafferin geltende 
Recht auch fonft anzumenden fei. VI, 62/96 vom 22. Juni. 

7, Ein Hamburger Kaufleuten gehöriger Dampfer bejchädigte 
auf dem preußiichen Binnengewäffer zwilchen Potsdam und 
Spandau ein anderes Schiff durh Zufammenftog am 3. Juni 
1894. Die Klagabweifung wurde vom Neichdgericht beftätigt, 
weil $. 54 des Hamburgifhen E. ©. zum 9. ©. 3., welder die 
Art. 736—741 9. ©. B. auf die Flußichiffahrt für anwendbar 
erklärt, nach dem Willen des Gefeßgebers nur für foldhe Zu- 
fammenftöße von Schiffen anwendbar ift, welche fi im Gebiet 
der Hamburger Flußfchiffahrt eveignen. Das Gefeß des Ortes, 
wo eine Handlung begangen oder unterlafjfen ift, entjcheidet To- 
wohl darüber, ob ein Verfchulden vorliegt und eine Pflicht zum 
Schadenserfag begründet ift, al8 darüber, ob ein Dritter für 
den unmittelbar Schuldigen zu haften Hat. Das Pr.UÜUNR. 
fennt eine entiprechende Haftung des Schiffseigenthümers nicht. 
I, 114/96 vom 1. Suli. 

8. Die in London mwohnende Klägerin Hatte fich mit ihrer 
Tochter Edith PB. über den Nachlaß von deren in Innsbrud ver: 


DOertliches Recht. 3 


ftorbenen Bruder, dem Sohne der Klägerin, in einem, anfcheinend SDertliches 
im Rechtsgebiet des AL. R. errichteten, notariellen Vertrage ver- Redit. 
glihen. Mit Net ift für die Trage, ob der Vertrag von der 

Klägerin ohne Zuziehung ihres Ehemannes vechtsgülttg gefchloffen 

it, nad) englifchem Recht beurtheilt. — 8.23, Einl. um Ü.L.R. — 

IV, 184/96 vom 9. Yuli. 

9. Die beflagten Erben der Edith B. verfolgen widerflagend 
auf Grund eines von dem erften Ehemann der Klägerin hinter- 
lafjenen Zeftaments die Anerkennung des gemeinfchaftlichen Eigen- 
thums der Beklagten und der Conjtanze P., einer anderen Tochter 
des Erblafjers, an den im Befit der Klägerin befindlichen zum 
Nadjlaf des P. sen. gehörigen Mobilien, Herausgabe derjelben 
zu einer zu bildenden P.’schen Nadjlapmaffe zum Zwed der 
Theilung unter die Erben und Zahlung des Erlöjes für von der 
Klägerin veräußerte zu jenem Nachlaß gehörige Bilder. Die 
Klage wurde wegen eingetretener Verjährung abgewiejen; Nevifion 
zurücgewiejen. Denn für die Verjährung eines Forderungsvechts 
it das örtliche Recht der Obligation maßgebend. Das örtliche 
Recht der aus dem Teftamente des (wohl in England domizilixten 
und verftorbenen) Robert P. sen. gegen die in London wohnhafte 
Klägerin hergeleiteten Obligation kann aber nur das in England 
geltende Recht fein. Nach Annahme des Berufungsgerichts ver- 
jähren dort derartige Anfprühe in jech® Jahren feit erlangter 
Volljährigkeit der Edith P., e8 fei denn, daR fie oder deren Erben 
in Folge Betrugs, Verheimlichung oder faljcher Darlegung der 
Klägerin ihre Nechte nicht fannte, wofür nichts vorlag. IV, 
184/96 vom 9. Yuli. | 

10. Bezüglich der Torm der lettwilligen Verfügung tft 
da8 Gejet des Orts der Errichtung maßgebend. IV, 82/96 vom 
1. Oft. — Vgl. 633. 

11. Ein Berliner Theaterdireftor hatte einen Parifer Se 
fangsfünftler in Wien für Berlin engagirt. Der in deutjcher 
Sprache gejchriebene, von dem Branzofen unterjchriebene Vertrag 
enthielt eine Strafbeftimmung. Die gegen den Franzofen in 
Berlin auf die Strafe erhobene Klage wurde abgewiejen. „Für 
die Wirkung eines Vertrags ift das am Erfüllungsorte geltende 
Recht maßgebend. Nach $. 381 E. P. D. begründen aber Privat- 
urfunden, die unterjchrieben find, den vollen Beweis dafür, daR 
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die in bdenfelben enthaltenen Erklärungen von den Ausftellern ab» 
gegeben find. Dies ift auch dann der Fall, wenn der LUnter- 
jchreibende, wie hier behauptet war, der Sprache nicht fundig ift, 
in welcher die Urkunde abgefaßt if.” Da aber der Beklagte nad) 
erhobenem Zeugenbeweife feine Kenntniß von der Aufnahme der 
Strafbeftimmung in die Urkunde erhalten hatte, wurde die Un- 
wirkjamfeit der Willenserklärung wegen Irrthfums — ÜUU.R. 
I, 4, 88. 75, 78 — angenommen. „Entjcheidend ift, da es fich 
um eine Wirkung des Vertrags handeln würde, das Pr. Recht.” 
Danad) war der Klageanipruch aud) dann hinfällig, wenn er zu 
jeiner Gültigfeit Feiner befonderen Form bedurfte. IV, 68/96 
vom 24. Sept. 

12. Da die Parteien aber ausdrüdlich einen fchriftlichen 
Vertrag verabredet hatten, jo würde nach der Nechtsregel, „daß 
die Form des Vertrages fi) nad) den Gefeken des Ortes der DVer- 
tragsjchliegung richtet, und nach der der Nachprüfung des NRevifions- 
gericht entzogenen Auslegung, welche das Berufungsgericht dem 
8. 886 de8 Defterreichiichen bürgerl. Gefetb. gibt, die Urkunde den 
Anfpruch nicht zu ftügen vermögen, weil fie des, wegen der Sprad)- 
unftunde des DBellagten nothwendigen, bejonderen Erforderniffes 
der Beglaubigung der Namensunterfchrift durch zwei Zeugen er- 
mangeln würde, und nach dem, in diefer Beziehung zur Geltung 
fommenden Preußtfchen Rechte aus einem nicht formgeredhten 
Vertrage eine Klage nicht ftattfindet”. IV, 68/96 vom 24. Sept. 

13. Kammergeriht. Die Hagende Handlung zu Rotterdam 
hatte zwei Kähne bei dem Deutjchen Lloyd und anderen Gejell- 
ihaften gegen Flußunfälle auf Fahrten von und nad allen Häfen, 
Orten, Flüffen u. |. w. in den Niederlanden, in Belgien und in 
Deutichland verfichert. Auf einer Reife von Rotterdam nad) 
Mannheim find die Kühne vom Eisgang überrafht, in Yolge 
befien fie den Hafen Ruhrort angelaufen haben. Der Schiffer 
hat, als das Waffer fo fiel, daß das Auffigen der Kähne zu be- 
fürdten war, zur Rettung von Kahn und Kadung leichtern laffen. 
Er fordert, weil ein Fall der großen Havarie vorliege, von der 
Beklagten nad) ihrer Betheiligung an ber Berficherung Erfaß der 
auf die beiden Kähne in der Dispache repartirten Koften. ‘Der 
Berufungsrichter hat Holländifches Necht angewendet, weil die 
Hagende Firma ihren Wohnfig in Rotterdam hat, die Verficherung 
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durch den dort wohnhaften Makler H. abgeichloffen ift, durch 
Policen in Rotterdam in hofländifcher Sprache abgefaßt, den Ver- 
ficherungen die Börfenbedingungen von Rotterdam zu Grunde ge- 
legt und in den Bolicen verjchiedene Beftimmungen des holländi- 
ichen Hanbelsgefegbuchs angezogen find. Allein nad) feinen eigenen 
Beftimmungen Art. 711 und 721 will diejes Gefetbuch bezüglich 
„der nachjtehenden Frage dann nicht angewendet werden, wenn 
die Dispachirung im Auslande erfolgt ift. Und nad) einem aud) 
für da8 Rechtsgebiet des A. X. R. anzumendenden Sate des inter- 
nationalen Privatrechts enticheidet darüber, welche Opfer und 
Koften al8 Havarie groffe anzufehen find, aud) für das Verhältniß 
bes Verficherers zum VBerficherten das Recht des Dispadhirungs- 
ortS, vorausgefeßt, daß die Dispache am gehörigen Ort auf- 
genommen ift, als welcher regelmäßig der Ort gilt, wohin das 
Schiff beftimmt war, hier aljo das NRedht von Mannheim, wo 
die Dispadhe aufgenommen war. I, 159/96 vom 3. Oft. 
Bol. 485. 

14. Der Engagementsvertrag der beflagten Schaufpielerin 
für Berlin ift duch den Agenten Z. in Wien vermittelt, von der 
Beklagten in Preßburg unterichrieben und von X. nad Berlin 
gefandt. Daß diefer von Prefburg datirte Vertrag im Gebiet 
des AL. R. geichloffen fei, ift vom Kläger nicht behauptet. ‘Da- 
nad ift fein Anhalt bezüglich der Frage, ob fi) die damals 
minderjährige Beklagte durch Abjchluß eines Engagementövertrags 
mit hoher Konventionalftrafe nur mit Genehmigung de8 DVor- 
munds und des Vormundfchaftsgerichts verpflichten Tonnte, das 
AL. NR. anzuwenden. $. 35, Einl. ds Ü.UR. ift für bieje 
Trage nicht maßgebend. Denn er bezieht fih nur auf Saden. 
Wäre aber $. 26 hier maßgebend, fo würde immer das Defter- 
reichifche Gejeß anzuwenden fein, denn in diefer Beziehung ent- 
hält das Pr. Recht Feine günftigeren Beftimmungen. VI, 193/96 
vom 2. Nov. Bol. 23. 

15. Das Defterreidifche Gefeg ift gemäß $$. 23 und 25, 
Eint. zum AL. R. anzuwenden. Der Ort der Herkunft im Sinne 
de8 A.L.R. ift der Ort, an welchem zur Zeit der Geburt oder 
bei Veränderungen zur Zeit der elterlichen Gewalt über die be- 
treffende Perjon deren ehelicher Vater den Wohnfit hatte. Der 
 Bater der Beklagten hat aber immer feinen Wohnfit in Dejter- 
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reich gehabt, und für die Beklagte felbft war ein anderer Wohn- 
fi nicht begründet. VI, 193/96 vom 2. Nov. 

16. Die Frage, ob der Anfjprud) des Frachtführers, hier 
de8 Badiichen Eijenbahnfisfus, auf Erfat des nacherhobenen 
Eingangszolles an den Empfänger des Frachtguts verjährt ift, zu 
beantworten nad) dem örtlichen Recht der Obligation, alfo des 
Drtes, an weldhem da8 Fracdhtgut dem Empfänger abgeliefert ift, 
hier Berlin und Spandau. IV, 96/96 vom 15./29. Oft. 

17. Die Klägerin zu Wien fordert von ihren im Recte- 
gebiet de8 Pr. AÜ.L.R. wohnenden Gefchwiftern Alimente. Das 
mit ift fie abgewiejen, weil nad) Oefterreichifchen bürger!. Gefekb. 
den Gejchwiftern ein folcher Anspruch nicht zufteht; Nevifion 
zurüdgewiefen. $. 23, Einl. zum U. R. ift nicht maßgebend, 
denn maßgebend ift das gefchwifterliche Verhältnif. Diefes Band 
jet, da e8 in der gegenfeitigen Blutsverwandtichaft wurzelt, feiner 
Natur nad) die Gegenfeitigkeit der vom Gejet daran gefnüpften 
Rechte und Pflichten voraus. — Bol. Marginale der SS. 14 ff., 
1, 3ZUUR., hier, daß die Beklagten im Fall ihrer Bedürftig- 
feit vom Kläger vermöge des an feinem Wohnfige geltenden Rechts 
Unterhalt fordern dürften. IV, 254/96 vom 19. Nov. 

18. Das Reichegefeß vom 13. Mai 1870 wegen Bejeitigung 
der Doppelbefteuerung findet auf die Exrbfchaftsiteuerpflicht Feine 
Anwendung. Das Berufungsgericht hat nicht nach allgemeinen 
Prinzipien des Erbrechtes oder des internationalen Brivatrechtes 
entichieden, fondern nad) dem Hamburgifchen Gefete vom 9. Mat 
1894, wonad) der Nadjlaß eines — wenn aud außerhalb Hanı- 
burgs verjtorbenen — Erblaffers in der Nutnießung einer in 
Hamburg domizilirenden Berfon und in Hamburg unter der Ver- 
waltung eines Zeftamentspollftredfers geftanden habe, der fteuer- 
pflichtige Anfall als in Hamburg erfolgt anzufehen fei und des- 
halb jenes Gefet Pla greife. Das Gejeß ift der Revifion ent- 
zogen. VI, 245/96 vom 30. Nov. 

19. Hamburg. Ob der im Chejcheidungsurtheil für den 
Ichuldigen Theil erklärte Ehegatte, wie nah AL. R., die ge 
chiedene Ehefrau lebenslänglich zu alimentiren hat, hat der Richter 
des Gem. Rechts wegen des Zujfammenhangs der Enticheidung 
und der privatrechtlichen Ehefcheidungsftrafen nach dem Recht des 
Drts zu beurtheilen, defjen Recht die Grundlage für die auf 
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Grund der Schuld des Chemanns ausgefprochene .Ehejcdheidung Aalen 
gebildet hat — vgl. Seuffert, Bd. 32, Nr. 203, und DBb. 33, am: 
Nr. 97 —, aljo hier, wo das Landgericht Stettin, in defjen DBe- 
zirt der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Ehefcheidungsflage 
gewohnt hatte, nah A... R. Die Revifion des beflagten Che- 
manns gegen die Verurtheilung zurücigewiefen. VI, 173/96 vom 
26. Nov. | 

20. Im Fall 311, 31la. Das Anerfenntniß einer foli- 
dariichen Haft, welches der Beklagte aus Berg-Sulza zu Gunften 
des Klägers, eines Bankiers aus Weimar, im Hotel zu Berlin 
dahin abgegeben haben fol, daß „er für die 400000 Mark alleirt 
einzutreten habe und verjpreche, deren Rückzahlung bewirken zu 
wollen‘, erjcheint wirkungslos, denn nach Art. 32 der Konvention 
zwilchen Preußen und Weimar vom 30. März 1852 war bie 
formelle Gültigkeit defjelben nach den Gefegen des Orts, wo e8 
angeblich erfolgt war, alfo nah AL. R., zu beurtheilen, nad 
diefem aber (I, 5, $$. 131, 155; I, 14, $$. 203, 400) in Er- 
mangelung der vorgejchriebenen Schriftform nicht Hagbar; die 
Anwendung handelsrechtlicher VBorfchriften war nicht gegeben, weil 
das Anerfenntniß für den Tall des Nichtvorhandenjeinsd eines 
Handelsgeichäfts den Anipruc auf den Betrag von 200000 Marf 
ftügen follte. III, 182/96 vom 20./27. Nov. 

21. Im Fall 312. Die Modalitäten der Ablieferung richten 

fih beim Speditionsvertrage, ‘wie beim Frachtvertrage nach den 
Gefegen und Gebräucdhen des Empfangsortes. (Vgl. von Bar, 
Bd. 2, ©. 143, und das Internationale Ucbereinfommen über den 
Eifenbahnfrachtverfehr vom 14. Dft. 1890, Art. 19.) Der Sat 
ift richtig, welchem Rechte aud) immer der Speditionsvertrag 
unterftehen möge. Die Vertretungsmadt eines ausländischen 
Agenten ift, infoweit deffen Stellung gegenüber Dritten in Frage 
fommt, die mit ihm am Orte der Agentur verkehren, nach dem 
dort geltenden Rechte zu beurtheilen. (Vgl. von Bar, 388.2, ©. 70.) 
I, 243/96 vom 5. ‘Dec. 

22. Kläger, auf welden eine unter der Herrichaft des ae 
Tranzöfiichen Berggefetes vom 21. April 1810 verliehene Berg- 
bauberechtigung auf Kohlen übergegangen ift, fordert von den 
GrundeigenthHümern Schadenserjag, weil das Brauntohlenbergwerf 
duch Schächte, welche jene im Testen Drittel des Jahres 1890 
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ae zur Ausbeutung des ZTchonlagers niedergebracht haben, und durd) 
Kehl. pie Ausgrabung von Thon in feinem Crtrage beeinträchtigt 
und die Gewinnung der Brauntohle in Folge diejer Arbeiten er- 
fhwert jet. Darüber ift wicht das Franzöfiiche Berggefeß, fondern 

das Pr. Allg. Berggejeg vom 24. Yuni 1865 maßgebend. Diefes 
Gefeg regelt eingehend insbefondere auch das Verhältniß zwifchen 

dem Grundeigenthümer und bem Bergwerkseigenthümer, und e8 

muß als mit deifen Zwede unvereinbar und daher als aus- 
geichlofjen erachtet werden, daß diefe Regelung fih nur auf die 

nad) Inkrafttreten des neuen Gefeges ertheilten Bergwerfs- 
fonzeflionen, und nicht auch auf die bereits vorher nach den 
früheren Berggefegen der einzelnen Landestheile erfolgten Ber- 
leihungen beziehen follte. — Vgl. Bd. XVIL, 15 (R. ©. €, Bd. 31, 

©. 341). — II, 253/96 vom 28. Dec. 96/8. Ian. 97. Dgl. 120. 


Zweite Abtheilung. 


Das bürgerliche Recht. 


23. Im Fall 14, 15 bezüglich der Verpflichtungsfähigkeit Ve 
der minderjährigen Schauspielerin wie 3d. XII, 22. Das Oejter- rähigt 
veichiiche Gefeßbuch Fennt einen befreiten Vormund nit. Und 
S. 47 der Preußiihen B. D. bezieht fih nur auf einen befreiten 
Vormund, der auf Grund diefes Gefeßes beftellt if. Nach der 
Annahme des Berufungsgerichts bedurfte die Beklagte nad) öfter- 
reichifchem Gefet zu dem Engagententövertrage der Genehmigung 
de8 DBormundes und des obervormundfchaftlichen Gerichts. Da 
diefe nicht vorlagen, wurde die Klage wider die Schauspielerin 
abgewiejen. Das Pr. ÜUR. enthält Feine günftigeren DBe- 
ftimmungen. VI, 193/96 vom 2. Nov. 

24. Gem. R. Der Kläger, ein Buchbinber, ift nicht bloß 
epileptiihen Anfällen und Schwindelanfällen mit ihren Folge- 
zuftänden zeitweiliger Zrübung des Bewußtjeins unterworfen, es 
tritt auch bei ihm periodifch, mit und ohne Anfall, ein Zuftand 
veränderten Bewußtfeins, jogenannter absence, ein, der als afute 
tranfitorijche Geiftesitörung bezeichnet wird. Das Berufungs- 
gericht hat aber angenommen, daß ber Kläger, der troß feiner 
Krankheit feine bisherige Gejchäftsthätigfeit ohne wejentliche Be- 
einträchtigung hat fortjegen fönnen, die zur Beforgung feiner 
Angelegenheiten erforderliche Handlungsfähigfeit noch befitt. So- 
weit die Revifion die Entmündigung fchon aus dem Grunde für 
geboten erachtet, weil der Kläger wegen feiner perverjen gefchlecht- 
lichen Neigungen gemeingefährlich fei, kann ihr nicht beigetreten 
werden. Diejer Gefichtspunft ift nah Gem. R. für die Ent- 
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mündigung nicht maßgebend. So wenig Gemeingefährlichkeit an 
ih ein Grund der Entmündigung ift, fo wenig fann fie felbft 
in Verbindung mit einer kranfhaften Störung der Geiftesthätig- 
feit für fi) allein die Entmündigung rechtfertigen. Vorausfegung 
für legtere bleibt immer, daß die Störung die felbjtändige zwed- 
entiprechende Beforgung der eigenen Angelegenheiten ausjchlieht 
oder doch wefentlich beeinträchtigt. Die Revifion gegen die aus- 
geiprochene Aufhebung der Entmündigung ift zurücigewiefen. II, 
183/96 vom 17. Nov. 

25. Das Barallelwerf im Banne der Gemeinde Wyhl 
zwiichen Kilometer 74,980 und 78,180 wurde 1835 —1877 im 
freien Rhein von der franzöfifchen und von der elfaß-Lothringt- 
Ihen Strombauverwaltung errichtet und bildete aljo von vorn- 
herein einen Bejtandtheil des öffentlichen Staatsguts. Das wurde 
auf die von ber Landesverwaltung von Eljaß-Lothringen wider 
die Gemeinde Wyhl erhobene Klage, nachdem der Bezirkspräfident 
die Grenze feftgeftellt hatte, ausgefprochen und die Gemeinde 
wegen der auf diefem Zerrain vorgenommenen Abholzungen zum 
Scadenserfate verurtheilt; Nevifion zurücdgewiefen. II, 107/96 
vom 3. Juli. 

26. An fi ift die Stadt zur Straßenreinigung verpflichtet 
(Bd. XVII, 13). Für die Stadt Paderborn nahm das Ober- 
landesgeriht Hamm eine Obfervanz an, nad) welcher die Haus- 
befiger, nicht aber die Eigenthümer unbebauter, an der Straße 
belegener Grundftüce zur Straßenreinigung verpflichtet find. Durch) 
eine dieje Neinigungspflicht betreffende Polizeiverordnung vom 
%. 1859 konnte die der Gemeinde obliegende Verpflichtung nicht 
von diefer genommen und auf die zur Reinigung nicht verpflichteten 
Anlieger übertragen werden. Auf die Klage des Eifenbahnfisfus 
it die Stadt verurtheilt, ihn von der Verpflichtung, den dem 
Cijenbahndamm entlang laufenden Parallelweg reinigen zu lajfen, 
zu befreien. Revifion zurücgewiejen. V, 391/95 vom 6. Suni 96. 
Da in DOfchersleben folhe Obfervanz nicht befteht, wurde der 
Eifenbahnfisfus zur Reinigung der an den Bahırdamm anftoßenden 
zwei Straßen zur Hälfte verpflichtet erachtet. V, 180/96 vom 
2. Dec. 

27. Wenn auch der Separationsrezeß ein Vertrag ift, jo 
Ichließt das nicht aus, daß einzelne feiner Beitimmungen dem 
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Deffentlichen Recht angehören. Die Dorfgemeinde fonnte fich 
nicht auf den Separationsrezeß als privatrechtlichen Titel beziehen, 
um darauf eine Klage wider den Gutsbefiger zu begründen, daß 
er als Eigenthümer der Gutsherrfchaft verpflichtet jet, die öffent- 
lihen Wege, foweit fie gutsherrfchaftliche Ländereien berühren, 
auf eigene Koften zu unterhalten. V, 40/96 vom 8. Yuli. 

28. Die Stadt hat durch das eine Straße kreuzende, dem 
Fisfus gehörige Eifenbahnftüd ein Entwäfjerungsrofr und dur) 
das eine andere Strafe Freuzende Eifenbahnftüd ein Gasrohr 
gelegt. Das Neichsgericht hat die Klage des Eifenbahnfisfus auf 
Entfernung abgewiefen und auf die Widerflage ausgejprocden, 
daß die Stadt beredhtigt ift, auf jenen Grundjtüden im Straßen- 
förper Gas- und Entwäflerungsrohre zu legen. Dieje dienen 
auch der Beleuchtung und Reinigung der in Trage ftehenden 
Straßen, mögen fie aud) darüber hinaus nod) weitere Gas- und 
Waffermengen fortleiten und infofern den Zweden der ganzen 
Stadt dienen. Daß diefe fonftige Ausnukung der Gas- und 
Woafferleitungsröhren dort, wo fie unter der Eijenbahn hindurd- 
führen, eine größere Beläftigung der Eifenbahnverwaltung mit 
fi) bringe, hat die Klägerin nicht behauptet und ift nicht ohne 
weiteres anzunehmen. Die ausgefprochene Verpflichtung des Eifen- 
bahnfisfus ift aber eine nothwendige Tolge davon, daR feine Vor- 
gänger feiner Zeit die Wiedervereinigung der durch ihre Bahn: 
bauten zerjchnittenen Wege mittel® der beiden Webergänge über 
den Bahnförper geftattet haben. Sie haben dadurch dieje Ueber- 
gangsjtellen mit der öffentlich -vechtlichen Serpitut belaftet, ale 
öffentliche Wege oder Straßen zu dienen. In der Oeftattung des 
Nivenuüberganges für den öffentlichen Verkehr Tag jchon von 
felbft, auch ohne ausdrüdtiche Abmachung, die Verpflichtung zur 
Duldung aller Vorkehrungen, die das Bedürfnig des fteigenden 
Verkehrs Fünftig erfordern wird. V, 94/96 vom 14. Oft./ 
14. Nov. 

29. Im Fall 708 wurde der widerverflagte Mauvermeijter 
unter anderem aud zum Erfat des Minderwerths der Kirche 
wegen. fchlechter Bauausführung verurtheilt; der KRafjationsrefurs 
ift infomweit verworfen, da das Kirchengebäude troß feiner Be- 
ftimmung feinen vermögensrechtlihen Werth für die Gemeinde 
behält und zudem nicht ausgefchloffen ift, daß dafjelbe in Zukunft 
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möglicherweife audy anderen Zweden dienen fann. Eine Ber- 
fetung des Code 1149 liegt nicht darin, daß das Dberlandes- 
gericht den Miinderwerth als einen materiellen Vermögensjchaden 
für die Gemeinde angefehen Hat. II, 127/96 vom 10. Nov. 

30. An öffentlichen Sachen fünnen Privatrechte bejtehen, 
an den Kirchengloden Gebrauchsrechte durd Vertrag und Erfiung 
begründet werden. — Bgl. Hinihius, Katholifches Kirchenrecht, 
Bd. 4, ©. 416, 422. — Die Gloden werden durd) das Läuten 
bei Teuersgefahr ihrem eigentlichen Zwede nicht entfremdet, und 
ein folcher Gebrauch fteht mit ihrem Kirchlichen Zwede nicht im 
Widerfprud. Unter den in SS. 190 und 192, U, 1 L.UNR. 
erwähnten Gemeinden find die politifchen Gemeinden zu verftehen. 
IV, 369/96 vom 5. Nov. 

31. Die Große Pferdeeifenbahnaktiengejellichaft, deren Bahn 
auf einem ber Reparatur bedürftigen Xrajelt entlang führte, 
war mit dem Eifenbahnfisfus, deffen Geleife unten durd den 
Trajeft Hindurdjführten, übereingelommen, daß jene die ©eleis- 
verlegungen und Zurücverlegungen der Pferdebahn während der 
vom Fiskus zu bewirfenden Reparatur und nad) deren Vollendung 
ausführen und diefer ihr die dadurch) entjtehenden Koften unter Vor- 
behalt des Rüdforderungsrechts erftatten jolle. Die Klage des Eifen- 
bahnfisfus auf Nüderftattung der von ihm gezahlten Koften ift 
abgewiefen. Allerdings Hat die Pferdebahngejellichaft nach dem 
mit der Stadt Berlin geichloffenen Vertrage die von den Staats- 
behörden oder dem Magiftrat vorgefchriebenen Veränderungen 
der Geleife auf ihre Koften bewirfen zu Iaffen. Allein aus diefem 
nur obligatorische Verpflichtungen erzeugenden Vertrage Tonnte 
Eifenbahnfisfus Feine Anfprüde an die Pferdebahngefellichaft ab- 
leiten. Auch find derjelben von den betreffenden Behörden feine 
Aenderungen vorgefchrieben. Werner find die den Parteien zu- 
ftehenden dinglichen Rechte inhaltlich jo verjchieden voneinander, 
daß die Beftimmung des $.19, L, 1I A.L.R. feine Anwendung 
finden fann. Ueberdies würde fih aus diejer Gejetesporjcrift 
in feinem Falle folgern Laffen, daß die Bellagte dem Kläger 
gegenüber nicht bloß zu einem zeitweiligen Abjtandnehmen von 
der Ausübung ihres Rechts oder zu einer fich aus der Ausübung 
des Rechts des Klägers ergebenden Duldung, fondern darüber 
hinaus zur Leiftung einer Handlung, nämlicd) zur Vornahme der 
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hier ftreitigen Geleisverlegung, verpflichtet fei. Zu einem anderen 
rechtlichen Ergebniffe kann man au dann nicht gelangen, wenn 
das dem Kläger bezüglich) der Unterführung zuftehende objektive 
dingliche Recht als eine Grundgerectigfeit im Sinne des $. 12, 
I, 22 anzufjehen wäre, oder wenn bie für Grundgeredhtigfeiten 
gegebenen VBorfchriften, insbejondere die SS. 30— 36, im vor- 
liegenden Falle wenigftens entiprechend zur Anwendung zu bringen 
find. — VIL.D.T.E, DB. 21, ©. 81. — IV, 186/96 vom 
14. Dec. 

32. Nah dem in Medlenburg geltenden Rechte ift das 
Wirthichaftsinventar eines Kandguts nicht Bertinenz defielben. Ce 
hat aber auch dieje Eigenfchaft nicht dadurd) gewinnen Tünnen, 
daß e8 nach dem Meclenb. Gefeß vom 3. Mai 1879 für die In- 
tabulatichulden haftet und zur Immobiliarmafjfe gehört, folange 
e8 nicht veräußert und von dem Landgute räumlich getrennt ift. 
III, 139/96 vom 16. Oft. 

33. Im einer Cheicheidungsfache war zur Bemefjung ber 
Ehefcheidungsstrafe (ein Viertel vom Vermögen) der Werth bes 
Geichäfts des Beflagten feftzufegen. Das Berufungsgericht Hat 
das Inventar mit der Firma auf 10000 Mark, die Kundichaft 
auf 10000 Mark feftgejett. Allerdings hatte der Beklagte während 
des Brozelles das Gejchäft mit Inventar, Firma und KRundjchaft 
unter Uebernahme der Verpflichtung, innerhalb zehn Iahren in 
Hamburg und zehn Meilen im Umtfveife fein zweites Gefchäft an- 
zufangen, für 83200 Mark verkauft; die hohe Gegenleiftung ift 
aber nur für die Bindung der zufünftigen Arbeitskraft des Bes 
Hagten gewährt, nicht für den Erwerb von etwas, das zum PVer- 
mögen des Chemanns gehört. VI, 179/96 vom 12. Nov. 

34. Die Klägerin hatte ein Grundftüd eingetaufcht; das- 
jelbe war ihr von dem eingetragenen Eigenthümer KR. übergeben, 
ohne daß die Auflafjung erfolgt war. Die Frau M. war ein- 
getragene Hhpothelgläubigerin; fie bat auf Grund der Vers 
urtheilung des R. zur Zahlung die Zwangsverwaltung des Grund- 
jtücls beantragt. Die Zwangsverwaltung ift von dem zuftändigen 
Amtsgericht eingeleitet und M. zum Verwalter beftellt. Ihm ift 
das Grundftüd von dem Gerichtsvollzieher übergeben, nachdem 
Klägerin ihres Befites entjeßt war. Die Schadenserfatflage 
wider die Eheleute M. und den K., mit deffen Einverftändniß 
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diefe gehandelt haben follen, um ihm das Grundjtüd wieder zu 
verichaffen, ift vom Oberlandesgericht abgewiefen. Das Reiche- 
gericht hat aufgehoben, zurücdverwiefen. Denn eine Zwangsvoll- 
jtredungsmaßregel Tann nur gegen ben vorgenommen werden, 
welcher in dem vollftredbaren Zitel oder der demfelben beigefügten 
Bollftrefungsklaufel namentlich bezeichnet ift. — $. 671 E.P.O. — 
Gegen den dritten Befiter, unerheblich, ob er ein dingliches Recht 
an dem Grundftüd hat oder ob er ein Recht auf den Befit Hat, 
ob der Gläubiger gegen ihn die dingliche Klage hat, Tann der 
Gläubiger, bevor er gegen ihn einen vollitredbaren Zitel hat, 
niht mit Zwangsmaßregeln vorgehen. Die Bellagten haften 
deshalb, wenn ihnen ein Verfchulden zur Laft fällt, auf Schadens: 
erfat. VI, 203/96 vom 19. Nov. DBgl. 234. 

35. Eine Kirchengemeinde ift in Volge des ihr im 3. 1854 
von dem damaligen Bürgermeifter befcheinigten Befites als Eigen- 
thümerin des freien Plaßes vor der Kirche .im Grundbuch ein- 
getragen. Die Eigenthumsflage der Stadt ift abgewiejen. Wenn 
an dem öffentlichen Plate überhaupt eine Erfigung zuläffig war, 
fonnten die angeblichen Befithandlungen der Stadt die Erfigung 
nicht begründen, weil fie aus der Verpflichtung der Klägerin zur 
Unterhaltung bes öffentlichen Plaßes zu erklären find; Revifion 
zurüdgewiefen. V, 409/95 vom 17. Suni 96. Dal. 703. 

36. Roftod. Der Gutsbefiter 2. hat der Firma I. & N. 
zur Sicherheit für einen ihm eröffneten Kredit feine Dampfdrejc- 
maichine zu Befit und Cigenthum übergeben. 2%. verheißt von 
der Uinterfchrift des Vertrags ab die Mafchine für die Firma 
befigen zu wollen. Diefe beläßt ihm die Majchine auf beliebigen 
Widerruf. Die Firma Tann diefen Leihvertrag jederzeit wieder 
aufheben und die Mafchine zu eigener Detention verlangen. hr 
ift auch zweds Abholung der Mafchine geftattet, da8 Gut mit 
nöthiger Hülfsmannichaft und Pferden zu betreten. Auf diefe 
Weife hatte fi) die Firma I. & A. in den Befig der Machine 
gejegt; die VBindikation des fpäter beitellten Sequefters des L.’fchen 
Gutes wurde abgewiefen, weil I. & A. durch constitutum pos- 
sessorium Eigenthümer geworden find. ILL, 139/96 vom 16. Oft. 

37. Daß der Kläger vor dem Konfurje Eigenthümer der 
ftreitigen Sachen gewefen ift, Tann von der Beflagten nicht be- 
ftritten werden, da fie behauptet, daß die Ehefrau des Klägers 
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im Konfurje die Sachen gelauft habe, und fie von diefer wiederum. 
ihre Rechte ableitet. V, 200/96 vom 14. Oft. 

38. Die neuen Saden find vom Ehemann an Stelle der 
verbrannten, welche der Ehefrau gehörten, aus der Verficherungs- 
entiehädigung mit Zuftimmung der Ehefrau angefchaffl. So er- 
warb die Frau die neuen Sahen nad) dem im 8.56 AU.UR. 
II, 1 anerfannten allgemeinen Prinzip Fraft Surrogation, gleid)- 
viel, ob der Ehemann ihr zum Erjat verpflichtet war oder nicht, 
und gleichviel, aus weilen Mitteln die Sachen angefchafft wurden. 
(Vgl. Striethorft, Bd. 60, ©. 150 ff.) Davon abgejehen ift nicht 
erfichtlih, aus welhem Rechtsgrunde der Ehemann der Klägerin 
zum Erjag der verbrannten Sachen verpflichtet gewefen fein follte. 
Berpflichtet war ev der Klägerin nur zur Herausgabe der Brand- 
entfhädigungsfumme, da er die Verficherung, wenn aud) auf feinen 
Namen, fo doh für Rechnung der Klägerin genommen hatte 


(SS. 1950, 151 A... R. I, 8). Diefer Verpflichtung hat er 


Genüge geleiftet. Sollte das Eigentfum der Klägerin an den 
Saden dur die jpäter erfolgte Hhpothefbeftellung für 25000 
Marf verloren gehen, weil diefe nur die Ausftattung und 10000 
Mark baar eingebracht Hatte, jo mußte das ausdrücklich beftimmt 
werden. Daß letteres gejchehen jet, ift nicht behauptet. Wäre 
8.378. DO. überhaupt anwendbar, jo würde das Erforderniß des 
8. 37 vorliegen. &$ find die Sadhen aus den Mitteln der Frau 
angefchafft, nämlich aus den ihr gejchuldeten Brandentichädigungs- 
geldern. V, 278/96 vom 16. Dec. 

39 Im Fall 70 Hat da8 Berufungsgericht die Entjtehung 
der Servitut nicht angenommen, weil der Vorbefiter E. Eigen- 
thümer des jet dem Kläger gehörigen Grundftüds durd) Auf- 
laffung geworden fei, nachdem das dienende Grunditücd bereits 
abveräußert war. Durch Inädifikation jet er aber nicht Eigen- 
thümer geworden, weil nicht fetgejtellt fei, daß die eingetragenen 
Eigenthümer Sc., weldhe den E. haben bauen Lafjen, ohne Wider- 
Iprucdh zu erheben, fich ihres Widerfpruchsrechts bewußt gemwefen 
feien. Aufgehoben, zurücdverwiefen. Richtig ift e8 allerdings, 
daß zum Erwerb durd Inädififation — AL. R. LT 9, $. 332 — 
erforderlich ift, daß der nicht widerjprechende Grundeigenthümer 
um den Bau gewußt hat. Aber eine durch einen Irrthum wie 
durch) Zwang oder Betrug beeinflußte Willenserflärung ift nicht 
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nichtig, fondern nur anfechtbar. Will fie derjenige, der fie. irr- 
thümlich abgegeben hat, nicht anfechten, jo bleibt fie mit allen 
ihr gefeglich beigelegten Wirkungen beftehen. Ein Dritter Kann, 
jelbjt wenn er ein Interejje daran hat, die Willenserklärung eines 
Anderen nicht deshalb anfechten, weil fie durch deffen Irrthum 
hervorgerufen ift. In diejer Lage befindet fich der Bellagte;. er 
ift dem Rechtsverhältnig gegenüber, welches jich zwifchen anderen 
Perfonen durch Inädiftkation vollzogen haben joll, ein unbetheiligter 
Dritter. V, 178/96 vom 2. Dec. 

40. Bier Perfonen find im Grundbuch der Steuergemeinde 
St.-Yohann ale Miteigenthümer eines Grundftüds eingetragen. 
Nah der Grundafte Haben dieje Perjonen ihren Antheil durd) 
Erbihaft von den dort genannten Perjonen erworben. Das geridjt- 
lihe Theilungsverfahren wurde zwar eröffnet, aber nicht abge- 
Ihlofjen. Eine der Miteigenthümerinnen, 3., hat dem Bellagten 
ihren Antheil an dem Grundftücd aufgelajfen, und diejer ift als 
Eigenthümer der bisher der I. gehörigen Duote eingetragen. Auf 
die Klage eines Miteigenthümers ift feitgeftellt, daß die Um- 
ichreibung des Antheil® der I. an dem Grundftüc nicht rechts- 
beitändig und zu löfchen jei. Bellagter ift verurtheilt, in die 
Töichung zu willigen. Revifion zurüdgewiefen. Denn der Bes 
Hagte wußte zur Zeit der Auflafjfung, daß das Grundftük zu 
einer ungetheilten Erbengemeinfchaft gehörte. Beichränfungen des 
Eigenthumsrechts, welche nicht eingetragen find, haben aber Dritten 
gegenüber nur dann Feine Wirkung, wenn fie diefen nicht befannt 
gewejen find. — 8.11 €. E. G. — Nad) Rheinifshem Redt Fann 
aber der Miterbe vor ftattgehabter Theilung mit der Wirkung 
der Eigenthumsübertragung nicht verfügen. Der Kläger 
war auch aktiv zur Sache legitimirt, weil ihm, wenn ihm das 
Grundftüc im TIheilungsverfahren zufallen würde — Code 883 —, 
das Eigenthum des Beklagten entgegenftehen würde, II, 86/96 
vom 12. Juni. 

41. G.R. Hatte feiner Tochter, der Ehefrau B., ein Grund- 
ftüd mit der Beichränktung teftamentarifch vermacht, daß dafjelbe 
nicht in das gütergemeinschaftliche Eigenthum des Chemanns über- 
gehen fol, und daß die B. e8 nicht veräußern dürfe, fondern 
ihren bei ihrem Zode vorhandenen Kindern mit Ausjhluß ihres 
Ehemanns Hinterlaffen müffe Die D. ift als Eigenthümerin 
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eingetragen und gleichzeitig mit ihrer Bewilligung in Abtheilung II 
jene Beichränfung vermerkt. In den Urkunden vom 7. und 25. Iult 
1884 haben die vier Kinder der DB. fich ihren Eltern gegenüber 
damit einverftanden erklärt, daß das Grundftüd dem Sohne €. 2. 
abgetreten werde und daß fie wegen aller ihrer Anjprücde aus 
dem Zeftamente de8 G. NR. befriedigt feien. Die eingetragene 
Beichränfung ift jedod im Grundbuch nicht gelöfcht. Gleichwohl 
it auf Bewilligung der B. am 10. San. 1889 für den Beklagten 
eine Darlehnshhpothef von 8000 Mark nebit Zinfen eingetragen, 
ohne daR eine Hhypothelenurkfunde gebildet ift. Auf die Klage von 
drei Kindern der D. ift Beflagter verurtheilt, darein zu willigen, 
daß zu der Hhpothef eingetragen werde, das Grundftüd dürfe 
ohne Einwilligung der drei Kläger wegen der Hhpothef nicht zur 
Zwangsverjteigerung gebranht werden; Revifion des Beklagten zu- 
rücdgewiejen. Denn den aus einem unbedingten, im Grundbud) 
eingetragenen Beräußerungsverbot beredjtigten Nacherben fteht die 
Klage auf Befeitigung der diefem Verbote zumider erworbenen 
Hhpothel gegen den Gläubiger fchon vor Eintritt des Subftitu- 
ttonsfalles zu. — Bol. Bd. IL, 140, 1259 (R. ©. €, Bd. 14, 
Nr. 75). — Kläger find alfo auch zu dem Minderen berechtigt, 
den Vermerk des Ausichluffes der SJmangsverfteigerung zu der 
eingetragenen Hhpothef zu verlangen, zumal Beflagter troß des 
Bermerfs in Abtheilung II den Eintrag einer Subftanzhypothef 
erlangt hat, aud) im Prozefje beitritten hat, daß diefer Eintrag 
ihm gegenüber noch gelte. Bei dem Eintrag des Vermerk zur 
Hhpothef wird das Bollitredungsgeriht nicht überfehen, bei 
etwaigen Zwangsverfteigerungsanträgen den Klägern Nachricht zu 
geben. Rechte des Beklagten werden durd) den Eintrag des er- 
fannten VBermerfs nicht beeinträchtigt, weil auch ohne denjelben 
das Grundftüc wegen der Hhpothef des Beklagten nicht jubhaftirt 
werden darf. Sterben aber fümmtliche Nacherben vor ihrer 
Mutter, jo wird Beklagter Yöfchung des Befchränfungsvermerfs 
erzwingen fünnen. Durd) die Erklärungen vom 7. und 25. Juli 
1884 ift nur das Verhältnig der Gefchwilter B. zueinander und 
zu ihrer Mutter geregelt; der Beklagte fann daraus um jo weniger 
Rechte herleiten, als für ihn als Dritten die nicht gelöfchte Ein- 
tragung in Abtheilung II maßgebend bleibt. Ein Einwand des 
Dolus fteht dem Beklagten nicht zu, da Kläger nur von ihrem 
Praris des Neichägerichts. XXIII. 2 


Grundbuch. 


° Grundbud). 


18 Dingliche Rechte und verwandte Nechtsverhältniffe. 


echte Gebrauch machen. Auch war bei den Erklärungen vom 
7. und 25. Iuli 1884 ein Vertreter der ungeborenen Descendenz 
der Frau B. nicht zugezogen. Unerheblid, daß die Klage nicht 
von allen Nacherben erhoben tjt. V, 68/96 vom 26. Sept. 

42. Im Fall 115 und 453 bedurfte das dem Ehemann 
der Mlägerin im I. 1829 eingeräumte Ausbeutungsrecht, um gegen 
den derzeitigen Eigenthümer, welcher das belajtete Gut 1884 durch) 
Auflaffung erworben hat, wirkffam zu fein, des Eintrags im 
Srundbuhe. — 6.3.0. 8.73; & €. ©. 8.12. — Gegen die 
Borichriften der Hypothefenordnung vom 20. Dec. 1783 (Zit. I, 
88.14, 47 fg.) wurde im 9. 1829, ftatt die Belaftung auf das 
Dlatt des Gutes einzutragen, ein neues Blatt im Hhpothefen- 
buch gebildet, auf welches für den Erwerber der DBefittitel des 
„Srbpachtrechts‘ berichtigt wurde. Der Abjchreibungspermerf auf 
dem XTitel de8 Stammgutes lautet: „Drei Parzellen Ader am 
Gnpsbruch belegen, find behufs des GHypsbruchs vererbpachtet und 
pag. 664 übertragen.” Ein jpäterer Vermerf auf dem Grundbudj- 
blatt de8 Stammgutes in Abtheilung II unter 3 ift in Folge der 
von dem Ehemann der Klägerin bewilligten Löichung auf Antrag 
des derzeitigen Grundeigenthümers gelöjcht. Iener Vermerk ge- 
nügte aber nicht, um für jedermann erfennbar zu maden, daß 
das Gut für die auf dem anderen Blatt eingetragene Berechtigung 
verhaftet jein fol. Daß dort nur eine Geredjtigfeit, GHyps zu 
brechen, eingetragen ift, fann aus den Worten „behufs GYyp®- 
brechens‘” um jo weniger entnommen werden, als nicht einmal 
die Vertragsurkfunde, die dem Vermerk zu Grunde liegt, angezogen 
worden ift. Der Vermerk ift darum nicht geeignet, dem Aus- 
beutungsrecht den dinglichen Charakter zu erhalten. Der Beklagte 
hat hiernad) das Gut von jeinem Vater unbelaftet von dem Aus- 
beutungsvecht der Klägerin erworben (8. 12 €. €. ©.), und da- 
durch tft das dingliche Recht der Nlägerin erlofchen. Db der Be- 
Hagte jpäter feinen Vater beerbt hat, ift unerheblid, da das 
dingliche Recht, worauf die Klage allein geftüßt ift, dadurch nicht 
wieder in Wirkfamfeit gejett ift. Auch auf Grund 8. 118 ©.9.0. 
fann fi Klägerin nicht ftügen. Denn die Löichung des Eintrags 
in Abtheilung II it mit Bewilligung ihres Ehemanns erfolgt. 
E8 mag jein, daß der Berechtigte bei der Erklärung von irrigen 
Borausjegungen ausgegangen tft, die ihn zur Anfechtung der 
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Löfhungsbewilligung berechtigen würden; aber diefe Anfechtung 
fann nur dem Gegenfontrahenten und deffen Univerjalfuccefforen 
gegenüber erfolgen, und zwar, da der eingetragene Berechtigte 
geftorben ift, nur von feinen Univerjalfuccefforen. Zu diefen 
gehört die Klägerin nicht; fie hat das Ausbeutungsrecht, nachdem 
die Löihung des Eintrags in Abtheilung II des Stammgutes 
längft bewirkt worden war, in nothwendiger Subhaftation er- 
Itanden, ohne daß ihr das Necdht auf die Wiedereintragung der 
accefjoriichen Rechte mit abgetreten wäre. V, 172/96 vom 25. Nov. 

43. Bellagte haben ein Danziger Grundftüd 6 von 3. durch 
Auflaffung erworben, Kläger hat das daneben belegene Grund- 
ftüd 28 in der Subhajtatton gegen 3.8 Erben erworben. Der 
DBerufungsrichter nimmt als erwiefen an, daß die vom Beflagten 
bejeffene Fläche von 0,18 Ar zum Grundftüd 6 gehört habe und 
mit diefem dem Beklagten aufgelafjen fei, jowie daß die Grund- 
ftenergemarfungsfarte und die Grunditenerbücher die Fläche nur 
irrtümlich al8 DBeitandtheil von 28 aufführten. Da aber das 
Grundbuchblatt von 28 fon ange vor Einleitung der Sub- 
haftation auf das Steuerbuch zurücgeführt war und diefes die 
Släche bei 28, wenn aud irrthümlich, führte, hat Kläger das 
Grundftüd in feiner grundbuch- und Fataftermäßigen Größe er- 
worben und das etwaige Eigenthum der Beklagten an der Streit- 
fläche ift in Folge des mit der Zmwangsverfteigerung verbundenen 
Aufgebots- und Ausfchlußperfahrens erlojchen. Im Verfteigerungs- 
termin ift die beglaubigte Abfchrift des Grumdbuchblattes und der 
Auszug aus der Steuerrolle vorgelegt, in der Befanntmahung 
war auf dieje verwiejen. Zugefchlagen ift dem Kläger das Grund- 
jftüf 28. Im Fall Bd. XIX, 51 wurde anders entichieden, weil 
aus der Bezeichnung in der Belanntmahung nicht zu entnehmen 
war, daß ein Theil des für die Bellagte eingetragenen Grund- 
jtüdes zur DVerfteigerung ftehe. V, 322/95 vom 28. Nov. 

44. Im Fall 119 war das Berufungsurtheil unabhängig 
von der Trage aufrecht zu halten, ob die Beklagte bei dem Er- 
werbe des Abbaurechts gewußt hat, daß St. die 3649 Marf 60 Pf. 
dem Kläger noch Ihuldig war. Ein allgemeiner Rechtsjat, daß 
Eintragungen aller Art, mögen fie in der eriten, zweiten oder 
dritten Abtheilung des Grundbuchs ftehen, dem gutgläubigen Er- 
werber jchütend zur Seite ftünden, befteht im Preußiichen Recht 

9* 
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nit. 8.38 des €, E. ©. darf nicht auf dingliche Rechte bezogen 
werden, die in der zweiten Abtheilung des Grundbucdh8 einzutragen 
find. — Bd. XI, 87 (R. ©. €, Bd. 28, ©. 234). — Auf den 
8.12 E. €. ©. kann fich die Beklagte nicht berufen. Dieje Vor- 
ichreift handelt nur von dem BVerhältniß des eingetragenen DBe- 
rechtigten zu dem neuen Erwerber des dienenden Grundftüdes. 
Die Rechte des Nachfolgers eines eingetragenen Berechtigten werden 
dadurch nicht berührt. V, 192/96 vom 9. Dec. 

45. Wie Bd. IV, 94. Nicht bloß bei bebauten, fondern aud) 
bei Waflergrundftücen, mit Ausnahme von chiffbaren Strömen, 
bei Höfen und Gärten gilt in Berlin der Grundjak, daß das 
bloße Vorhandenfein von Fenftern in einer Wand des Nachbar- 
grundftüces nicht das Verbauen durd) Gegenbauen ausschließt. 
Der Grüne Graben war, jolange er als Wafferfläche eriftirte 
und dem Öffentlichen Verkehr diente, niemals als eine öffentliche 
Straße anzufehen, welche dazu beftimmt war, den Häufern Licht 
zu gewähren. Dem auf diefem, früher dem Tisfus gehörigen 
Terrain errichteten Haufe des Beklagten gegenüber fan aljo aud) 
Stlägerin fein Verbot des Anbauens ausüben. V, 129/96 vom 


4. Suli. Vgl. Bb. IV, 188. 


46. Auf dem neben dem Haufe des Klägers Tiegenden 
ftädtifchen Grumdftüce ift das jtädtifche Pumpwerf errichtet. Bei 
der neuen Ranalifation ließ die Stadt Mannheim durch eine 
Sranffurter Firma H. & Co. auf ihrem Grundftücde Kanalbauten 
vornehmen; zu diefen Zmwede wurde eine Baugrube gegraben, 
welche nur ca. 3,50 Meter von der Giebelmand des Elägerifchen 
Hanfes entfernt, ca. 10 Meter tief und 4 Meter breit war. Im 
Tolge davon hat fi) das Haus des Klägers gejenft und Riffe 
befommen. Die Stadt wurde verurtheilt, dem Kläger die Koften 
zu erjegen, welche zu einer meiftermäßigen Reparatur, namentlich 
zum Unterfangen des dem ftädtiichen Bumpwerf zugefehrten Gie- 
bels, nöthig werden, und dem Kläger zu diefem Behuf eine Koften- 
vorlage von 5200 Marf zu mahen, aud dem Kläger für den 
durch die biß jet erkennbaren Beichädigungen verurjachten Minder- 
werth feines Haujes eine Entichädigung von 6000 Mark zu zahlen. 
Revifion zurücgewiefen. Denn das Berufungsgericht Hat zunächjit 
feitgeftellt, daß durch die Grabarbeit die Tragfähigkeit der unter 
dem Fundament des Flägeriichen Haufes befindlichen Bodenfchicht 
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vermindert und ein Nachrutichen des Sandes, dadurd, aber Niffe Nachbarredit. 
und Senfungen des Haufes herbeigeführt wurden. E& lag ein 
rechtswidriger Eingriff vor, da die Mauern des Flägerifchen 
Hanfes genügend fundamentirt find und auf gutem, tragfähigem 
Boden ftehen. Die Bellagte wäre nad) den Grundfäßen des 
Nachbarrehts — B.L.R. 674 — verpflichtet gewefen, durch aufßer- 
gewöhnliche Vorkehrungen das Haus des Klägers vor Schaden 
zu bewahren. Infonderheit hätte nicht unterlaffen werden dürfen, 
die Spundwände einer in folder Nähe des Flägerifchen Haufjes 
jo tief und breit angelegten Grube bi® Unterfante Flugjand zu 
treiben, da fonft bei dem geringiten Ziefpumpen Flugjand zu 
Tage gefördert werden mußte, wodurd) das Nachrutichen des an- 
grenzenden Bodens nicht ausbleiben konnte, Il, 92/96 vom 
16. Suni. Vgl. 249, 

47. Das Berufungsgericht hat die Beklagten für nicht be- 
fugt erklärt, aus ihren Gruben und Pochwerten dem Bach mit 
Ihädlichen Stoffen vermifchtes Waffer fo zuzuführen, daß dafjelbe 
bis zu den Grundftüden der Kläger gelangt; fie find auch ver- 
urtheilt, Anftalten zu treffen, daß diefe Wafferzuführung vermieden 
wird. Nevifion zurücgewiefen. Denn es ift fejtgeftellt, daß die 
zugeleiteten Wafjer Zinforyd und Zinfjulfat enthalten, daß dieje 
Beftandtheile auf den Bergbau und den Hüttenbetrieb der DBe- 
flagten zurüdzuführen find, daß das Bachwafjer mit diefen Be- 
Itandtheilen fo durchfeßt ift, daß es zur Bemäfferung der Wiejen 
und zum Wirthichaftsbetrieb nicht mehr verwendet werden Tann, 
und daß diefe Verunreinigung der Tlußläufe unter Berüdfichtigung 
der örtlichen Verhältniffe das Maß des Gemwöhnlichen und Orts- 
üblichen überjteigt. V, 363/95 vom 16. Nov. 96. Dal. 62 
und 74. 

48. Im Fall 126 Tann die Verurtheilung des Beklagten 
niht Schon aus den Grundfägen des Nacbarrehts abgeleitet 
werden. Die Flüffe dienen ihrer natürlichen Beitimmung zufolge 
zur Aufnahme und Abführung von Flüffigkeiten, und die Grenze, 
die dabei im Sntereffe der unterliegenden Befiger nicht über- 
Ihritten werden darf, läßt fih nach den Grundfäten des Nachbar: 
recht3 nicht dahin beftimmen, daß jede Schädigung der unter- 
liegenden Beier unterbleiben müffe, jelbft dann, wenn biefe 
Schädigung nur in Folge eines nicht gewöhnlichen Gebraud8 ein- 


Nachbarredit. 
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tritt, den der unterliegende Befiger von feinem Eigentbum mad. 
Der legtere muß folche Zuleitungen dulden, die da8 Maß des 
Negelmäßigen, Gemeingewöhnlichen nicht überfchreiten, jelbft wenn 
daduchh die abjolute Verwendbarkeit des ihm zufließenden Wafjers 
zu jedem beliebigen Gebrauche irgendwie beeinträchtigt wird. Eine 
Prüfung von diefem Gefichtspunfte Hat nicht ftattgefunden; es 
müßte dabei in Betracht fommen, daß hier nur die LUinverwend- 
barkeit des Waffers zu einem bejtimmten, nicht gerade gewöhn- 
lichen Gebrauche behauptet wird. Werner aber haftet der Beklagte 
für den Schaden dann nicht, wenn ihn Fein Verjchulden trifft. 
VI, 147/96 vom 15. Oft./12. Nov. 

49. R. hat ein mit dem Giebel an der nur 3 Meter breiten 
Stiftsgaffe zu Königsberg belegenes dreiftöciges Haus, das in 
den erften Iahrzehnten diefes Jahrhunderts mit nur 85 Eenti- 
metern unter dem Terrain fundamentirt war. Diejes Fundament 
reichte zur Standficherheit aus, weil der Xehmboden, in den es 
hineinreichte, genügende Zragfähigfeit bejaß, folange der Zus 
jammenhang dejfelben auf den Nachbargrundftücden nicht unter- 
brochen wurde. Sm 3. 1888 ließ die Stadt in der Stiftsgaffe 
ein Entwäfferungsrohr legen, zu diefem Zwed 51), Meter tief 
einen Graben ausheben und nad) Legung des Nohrs wieder zu> 
Ihütten. Die Lehmfchicht wich feitlic) aus. In Folge davon find 
Schäden an dem Haufe eingetreten, welche eine tiefere Zundanten- 
tirung und verfchiedene Reparaturen erforderlid) machten. Die 
Stadt ift dem R. verurtheilt, die Koften und den in der Zeit 
der Reparaturen erlittenen Miethsausfall zu eritatten. Nevifion 
zurüdgewiejen. Der Anfpruch konnte zwar nicht auf 8$. 74, 75 
Einl. zum A. NR. geftütt werden; vielmehr dreht fich der Streit 
darum, ob die Stadt als Eigenthümerin der Straße fich inner- 
balb der Grenzen ihrer Befugniffe gehalten oder fchuldvoll in 
das Flägerifche Eigenthum eingegriffen hat. VI, 163/96 vom 
2./26. Nov. Bal. 71. | 

50. Das lag aber vor. Wie 8. 367! des NR. St. ©. aud 
den Schuß der Nachbargebäude betrifft — vgl. R.G. €, DB. 6, 
©. 260 —, fo ift nah 8.26 A.L.R.L 8 ein, hier in der Er- 
niedrigung des Bodens beitehender, Gebraud) des Eigenthums, 
durch welchen wohlerworbene Rechte des Klägers gefränft werden, 
auh dann unerlaubt, wenn fich die Erniedrigung innerhalb der 
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duch $. 187 vorgefchriebenen Grenzen gehalten hat. VI, 163/96 Nahbarredit. 
vom 2./26. Nov. 

51. Dagegen hat Kläger ein Recht darauf, daß die Unter- 
grundverhältniffe unter dem Nacdbargrundftücde Feine Aenderung 
erleiden, welche in Zufunft dem Kläger das Bebauen feines Grund- 
ftücles erfchweren oder Eoftfpieliger machen, nidt. Soweit fic) 
der erhobene Schadenserfaganiprud darauf erftredt, ift er mit 
Recht abgewiefen. VI, 163/96 vom 2./26. Nov. 

5la. Das den Eifenbahnfisfus zum Schadenserfag ver- 
urtheilende Berufungserfenntniß wurde aufgehoben, joweit e& fich 
um MWeberfluthungen des Hägeriichen Grundftücdes von 1 Heltar 
80 Ar 84 Quadratmetern handell, welche durd) die Anlage des 
Bahnförpers ohne andere Veranftaltungen bewirtt find. So weit 
famen die in Bd. XVIL, 40, Al ausgeiprochenen Grundfäge zur 
Anwendung. Da nod) zu prüfen bleibt, inwieweit fich ein Schaden®- 
erlaganipruch aus $. 14 des Gefetes vom 3. Nov. 1838 ableiten 
läßt, zurücverwiefen. VI, 225/96 vom 7. Dec. 

5ib. Die Revifion wurde zurücigewielen, joweit das Be- 
rufungsurtheil die Zulettung des wild abfließenden Waffers von 
einer Fläche von 12 Hektar 67 Ar 12 Quadratmetern betraf, die 
durd) befondere zu diefem Zwed erfolgte Veranftaltungen des be- 
Flagten Eifenbahnfisfus herbeigeführt ift, — Zuichüttung eines 
früheren Grabens, Leitung des Wafjers nad) einem anderen 
Punkte, Durchlaß dajelbit. Hier Liegt eine Immiffion vor, die 
der Nachbar nicht zu dulden braudjt. Die Eifenbahnen find in 
dem Gebraud) ihres Eigenthums nicht günftiger gejtellt als andere 
Srundeigenthümer. mgefehrt legt ihnen das Gefet vom 3. Nov. 
1838, $. 14 eine weiter gehende Verpflichtung auf. Daß dem 
Beklagten die Berechtigung, das Waffer dem Grundftüde des 
Klägers zuzuführen, weil er daffelbe nicht weiter abführen Fünne 
— 8.15 de8 Gejeßes vom 11. Nov. 1811; $. 68 des Zuftändig- 
feitögejeges vom 1. Aug. 1883 —, in dem dafür geordneten Ver- 
fahren ertheilt jei oder daß auch nur deren Borausfegungen vor- 
liegen, bat ev nicht behauptet. VI, 225/96 vom 7. Dec. 

Sie. Bol. Bd. VII, 138. Der Einwand des Beflagten, 
daß der Kläger bei feinem Befikantritt im 9. 1885 den fchon 
feit Erbauung der Eifenbahn vor dem 1. Nov. 1882 beftehenden 
Zuftand vorgefunden und den damaligen Wafferabfluß als den 
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ordentlichen und gewöhnlichen übernommen habe und daher nad 
8.10 AU NR. 1, 8 dulden müffe, ift vom Berufungsgericht aus 
dem zutreffenden Grunde zurücgewiefen, weil nichts dafür Ipräche, 
daß der Vorbefiter des Klägers die Veranftaltungen mit Wiffen 
und Willen habe gejchehen laflen, daß er alfo gewußt habe, daf 
diefelben einen vermehrten Wafjerzufluß auf fein Grundftüd zur 
Volge haben müßten, und weil nur in diefem Falle bei der Kürze 
der Zeit angenommen werden fünnte, daß der Wafferlauf zur. 
Befitzzeit des Vorgängers der ordentliche und gewöhnliche geworden 
fei. E&8 fommt nun allerdings bei der Trage, ob der Wafferlauf 
nicht durch die Länge der Zeit diefe Eigenfchaft gewonnen Habe, 
nicht allein auf die Zeit bis zur Erwerbung des Grundftüces 
duch den Kläger, fondern aud) auf die fpätere Zeit an. Allein 
daß die Zeit vom Jahre 1882 bis zum Eintritt des hier geltend 
gemachten Schadens (1889) genügt habe, um den einfeitig ver- 
änderten Wafferablauf zum ordentlichen und gewöhnlichen zu 
machen, ift im Sinne des Berufungsgerichts zu verneinen, da es 
den dreijährigen Zeitraum bis zum Befisantritt des Klägers als 
einen überaus kurzen bezeichnet, und würde auch deshalb Teines- 
falis anzunehmen fein, weil der Kläger den Zuftand vorfand und 
zunädhjt feine DVeranlaffung Hatte, an beffen Rechtmäßigkeit zu 
zweifeln, ohne daß hierin ein Einverftändniß mit der Aenderung 
lag, der Beklagte aber al& Urheber der Aenderung davon unter- 
richtet fein mußte, daß der von ihm herbeigeführte Zuftand nicht 
der ordentliche war. Die Länge der Zeit, die jeit der Aenderung 
verfloffen, reicht für fich allein (von Verjährung abgefehen) nicht 
aus, um den geänderten Zuftand zum ordentlichen Zuftand zu 
maden. VI, 225/96 vom 7. Dec. 

52. Der Sohn des verjtorbenen älteren Bruders des legten 
Befiters Hatte das Familienfideitommißgut in Befig genommen. 
Der jüngere Bruder, welcher vindizirte, ging nad) der Stiftungs- 
urfunde vor, demgemäß wurde der Bellagte zur Herausgabe 
aber nur mit gezogenen Früchten verurtheilt. Der Beklagte ift 
an jich als unrechtfertiger Befiter anzujehen (8.14, 1, TUE R.), 
jeit Zuftellung der Klage gilt er als ein fingirt unredlicher Be- 
figer (8. 222). Nach beiden Richtungen bin haftet ex nicht, wie 
der eigentlich unredliche DBefiker (88. 229—231), für den Erjat 
der wirthichaftlich zu ziehen gewejenen Früchte (Eccius, 5. Aufl., 
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Bd. II, ©. 126, Anm. 54 a. E.; Dernburg, 5. Aufl., Bd. 1, 
©. 286, Nr. 2). Bei Grudot, Bd. 25, ©. 720 lag der Fall 
eined unvollftändigen Befitere vor. IV, 62/96 vom 26. Sept. 
53. Gegenüber der auf das Eigenthum des Klägers ge- 
ftüßten Klage anf Herausgabe des im Befiß des Bellagten be- 
findliden Hhpothefenbriefes mußte der Beklagte darthun, daß ihm 
ein dingliches oder ein Zurücbehaltungsreht an der vindizirten 
Urkunde zuftehe. Das ift ihm nicht gelungen. Der Berufungs- 
richter weilt zutreffend darauf hin, daß ein eigentliches Pfandrecht 
(Bauftpfand) an einem Hhpothefenbrief, als einer bloßen Legiti- 
mationsurkunde vechtlic) unmöglich ift, er verneint aber aud) ferner, 
daß ein gültiger Verpfändungsaft vorliegt, womit zugleich die 
Entjtehung eines vertragsmäßigen Zurücbehaltungsrechts an der 
zum Pfande gegebenen Urkunde im Sinne R. ©. €, Bd. 16, 
©. 172 jchlüffig verneint ift. Liegt aber ein gültiger Verpfändungs- 
akt nicht vor, fo Fan aud) der 8. 80, L, 2A. R. dem Be- 
Kagten nicht zu ftatten fommen, und ebenfo wenig das gejeßliche 
Netentionsrecht des rvedlichen VBeliters, da der Beflagte wifjen 
mußte, daß H. zur Verpfändung des dem Kläger gehörigen Hhypo- 
thefenbriefs ohne deffen rechtsgültige Einwilligung nicht befugt 
war. Sein Befit würde daher höchftens ein unvechtfertiger fein. 
(8.14, L, TUUR) V, 162/96 vom 21.Nov. DBgl. 104. 
54. Gebrüder Di. zu Göttingen haben im %. 1892 23 holl- 
ländifche Kuhfälber an D. verfauft und übergeben unter Vor- 
behalt des Eigentums bis zur Zahlung des Kaufpreijes. Durch 
Bertrag vom 11. Yuni 1894 verkaufte D. das Rittergut Sedlinen, 
auf welchem fich die inzwifchen zu Kühen herangewacdhjenen 23 Kälber 
befanden, an den Beklagten. Die Uebergabe wurde dadırd) voll- 
zogen, daß D. als Pächter des Beklagten im DBefit des mit 
„allem lebenden und todten Inventar‘ verkauften Gutes verblieb. 
Die Auflaffung erfolgte am 31. Dt. 1894, nachdem fehon vorher 
eine VBormerfung zur Erhaltung des Rechts auf Auflafjung ein- 
getragen worden war. Kurz vor der Auflaffung war dem zur 
Entgegennahme der Auflaffung Bevollmächtigten des Beklagten 
im Auftrage der Kläger von dem in Betreff der 23 Kühe be- 
ftehenden Eigenthumsvorbehalt Mittheilung gemacht worden. Der 
Beklagte ift verurtheilt, noch lebende 22 Kühe gewordene Kälber 
an ®., den Ceffionar der M., herauszugeben. Soweit tft die 
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Bindifation. Nevifion zurüdgewiefen. Es lag nad) der Auslegung des Be- 
rufungsgerichts ein fuspenfiv bedingter Kauf vor, jodaß D. erft 
Eigenthümer geworden wäre, wenn er den Kaufpreis vollitändig 
bezahlt Hätte. ES war aber nur ein Theil gezahlt. Die in 
S8. 263, 266 FF. AU. R. 1, 11 aufgeftellten Präfumtionen famen 
dem Beflagten nicht zu Statten. P. ift zwar nicht Eigenthümer 
geworden, aber die Eigenthumsflage auf Herausgabe der Kühe 
ift auf ihn übergegangen. Ein Erftattungsaniprud) wegen Ber- 
wendung war von dem Beklagten nicht genügend jubftantiirt. 
Vogl. 58. V, 92/96 vom 10. DF./28. Nov. Bgl. 494. 

55. Dem PB. fteht Beflagter Lediglich als dritter Befiter 
gegenüber. Aus dem Nechtsverhältnig zwiichen dem Kläger B. 
oder deilen Cedenten und D. fteht ihm ein ‚Einwand nicht zu. 
E8 hätte Hierzu einer befonderen Ceifion der Vertragsrechte des 
D. oder der diefem aus der Zahlung eines Theiles des Kauf- 
preifes erwachjenen Rechte bedurft, oder der Beklagte hätte feinem 
Rechtsvorgänger den Streit verfünden müfjfen. V, 92/96 vom 
10. D#t./28. Nov. 

56. DBgl. 494. Wenn der Beklagte demgemäß zur An- 
erfennung des von dem Kläger B. erhobenen Eigenthumsanfprudjs 
und zur Herausgabe der 22 Kühe mit Recht verurtheilt ift, jo 
fan e8 dem Beklagten gleichgültig fein, was weiter mit den 
Kühen von Seiten des B. gefchieht, und er kann fich daher über 
jeine Verurtheilung zu Duldungen nicht bejchwert fühlen, welche 
fih auf das Forderungsverhältniß des Klägers und eines Pfän- 
dungsgläubigers zu D. aus dem Kauf u. |. w. bezogen, und ebenfo 
wenig über feine Verurtheilung, die Freigabe der Kühe aus der 
Zwangsverwaltung der Bachtung zu dulden, da die Kühe, wenn 
fie nicht mit dem Gute Eigenthum des Beklagten geworden find, 
dann auch nicht dem unter Zmwangsverwaltung geftellten Padht- 
recht de8 D. unterliegen. V, 92/96 vom 10. Dft./28. Nov. 

Redlicher Er- 57. Köln. Kläger hat an erfter Stelle Anerfennung feines 

werd.  Gigenthums an der zwifchen feinem und dem Nachbargrundftüc 
befindlichen Gaffe begehrt. Damit ift er abgewicjen, weil feit 
Beginn feines titulirten Befiges noch nicht zehn DIahre verflojjen 
waren. Dagegen ijt mit Unrecht die Klage auch jo weit abgewiejen, 
ald er BVerurtheilung des Bellagten begehrt, feinen gegen die 
Numerirung und Portichreibung diefer Fläche auf den Kläger bei 
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dem Katajteramt erhobenen Wideripruch zurüdzunehmen, und fo- Reblider Er- 
weit als publizianifche Negatoria darauf gerichtet ift, daß dag Be- Mb. 
nutungsrecht des Beklagten nicht weiter gehe, al8 vom Kläger zu- 

geitanden ift. Denn der Kläger fteht als Ufukapionbefiger einem 

Dellagten gegenüber, der befennt, Nichteigenthümer der Einfahrt 

zu fein, welche vielmehr der Stadt als öffentliche Straße gehöre. 

Einen Beweis dafür hat Beflagter nicht erbracht, und die Stadt 

hat fi) gegen die Annahme der Deffentlichkeit der Einfahrt ver- 

wahrt. II, 164/96 vom 20. Oft. 

58. Im Fall 54. Für den guten oder fchlechten Glauben 
desjenigen, der eine dem Veräußerer nicht gehörige Sache durcd) 
einen läftigen Vertrag „an fich gebraht” Hat (&.2DBSUÜULUNR. 

I, 15 fann im Sinne des Gefeßes nur ein, und zwar derjenige 
. Zeitpunkt maßgebend fein, in welchem fich der durd) den Vertrag 
beabfichtigte Erwerb vollzieht. Das war früher allgemein die 
Uebergabe des veräußerten Gegenftandes und ift e8 noch bei be- : 
weglichen Sachen, während e8 bei unbeweglichen Sadjen und deren 
(wenn aud) beweglichem) Zubehör zur Uebertragung des KEigen- 
thums der Auflaffung bedarf (8.1E. € ©.) Da dem zur Ent- 
gegennahme der Auflaffung vom Beklagten Bevollmächtigten vor 
derjelben der Eigenthumsporbehalt mitgetheilt war, jo war der 
redliche Erwerb des Beflagten ausgefchloffen. Demfelben fteht 
alfo gegen den Anfpruch auf Herausgabe eine Einrede wegen Er- 
ftattung eines entiprechenden Theils des Kaufpreijes nicht zu. V, 
92/96 vom 10. Of./28. Nov. . Ä 

59. Bol. 54. Die nad Abfchluß des Vertrages auf dem 
Gute Sedlinen für den Bellagten zur Erhaltung des Rechts auf 
Auflaffung eingetragene VBormerfung ift, wie der Berufungsrichter 
mit Recht annimmt, für die Frage des guten Glaubens ohue 
Bedeutung; eine folhe Vormerfung hat nit den Zmwed und 
nicht die Wirkung, den durch diefelbe zu fichernden Eigenthums- 
erwerb auf einen früheren Zeitpunkt zurüczuverlegen und da- 
duch) den zur Zeit des Erwerbs beftehenden böjen Glauben zu 
heilen. V, 92/96 vom 10. Dft./28. Nov. 

60. Gem. R. Eine Reallaft fann im Wege der Erfigung Erfigung und 
nur dann erworben werden, wenn die Leiftungen von dem Kigen- ns 
thümer des Gutd oder feinem Vertreter entrichtet worden find. te 
Ein Pächter ift nicht befugt, Laften auf das Gut zu legen. Und 


28 Dingliche Rechte und verwandte Nechtsverhältnifie. 


Erfigung undder Beweis, daß der Pächter die Laft der Zuchtviehhaltung mit 


Verjährung 
dinglicher 
Nechte. 


Wiffen und Willen der Fideifommißbefiter getragen Habe, ift 
nicht geführt; die Neallaft alfo nicht begründet. III, 187/95 
vom 23. Juni 96. 

61. Im Fall Bd. XXL, 73 ift nad) anderweiter Verhand- 
fung der Beflagte wiederum verurtheilt. Nun ift feine Revifion 
zurücigewiefen. Denn der Beklagte hat feit länger als 30 Sahren 
feit feiner Großjährigkeit um die nachtheiligen Wirkungen gewußt, 
die aus der DBenußung der ftreitigen Riefelanlagen für feine 
Ländereien und feine Mühle entiprangen; er hat aud) gewußt, 
daß die Niefelung einschließlich diefer Folgen von den Befigern 
der Anlagen als ein ihnen vermeintlich zuftehendes Necht vor- 
genommen wurde. Daraus folgert der Berufungsrichter, daß der 
Bellagte, wenn auch feine Mühle jeit 1833, feine Ländereien noch 
im 3. 1855 verpachtet gewejen, thatfächlich wie rechtlich) in der 
Lage war, gegen die Beeinträchtigung feines Nechts einzufchreiten, 
fi) alfo auf 8.521 A.X.R.L 9 nicht berufen fann. Dem Um- 
itand, daß der Beklagte Miteigenthümer der Riefelanlagen ift, 
und angeblich jeit 1872 die Beriefelung felbft oder durch feinen 
Verwalter vorgenommen Hat, mißt der Berufungsrichter Feine 
Bedeutung zu Gunften des Beklagten bei, weil der Beklagte da- 
bei die Gejchäfte des Klägers mit beforgt und hiernach nicht bloß 
den nachtheiligen Wirkungen der Riefelung nicht widerfprocden, 
fondern fie fogar felbjt herbeigeführt habe. Revifion zurüd- 
gewiefen, indem da8 Neichsgericht angenommen hat, daß aud) die 
Erforderniffe der Erfikung, nicht bloß die der erlöfchenden Ber- 
jährung feitgeftelit jeien. V, 130/96 vom 7. Nov. 

62. Im Fall 47 ift eine Erfißung nicht angenommen. 
Nah 8. 666 UL. R. 1 9 eritredt fih die Erfikung niemals 
weiter, al8 der Befit gegangen if. Mit Recht verlangt deshalb 
der Derufungsrichter den von den Beklagten nicht geführten Be- 
weis, daß fie Schon 30 Sahre vor Erhebung der Klage Gruben- 
und Abwäffer in derfelben Menge und von bderjelben Belchaffen- 
heit wie zur Zeit der Klageerhebung den Flußläufen zugeführt 
hätten. V, 363/95 vom 16. Nov. 96. 

63. Der Kläger will als Eigenthümer der Mühle zu 
Prügnom gegen den Cigenthümer des jebt dem Beklagten ge- 
hörigen Gutes dur Erfisung das Recht erworben haben, bei 
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Hodhfluthen, die mit Cisgang verbunden find, die Freifchleufen Erfigung und 
der Mühle ohne jede Beichränfung zu fchließen und gefchloffen tee 
zu halten. Damit ift er abgewiefen. Denn bei der Mühle de8 Nedhte. 
Klägers ift im 3. 1862 nah Mafgabe des Pr. Vorfluthgejetes 
vom 15. Nov. 1811 von der zuftändigen Behörde ein Merkpfahl 
gefet worden, durch den fowohl die Höhe des Sommer- wie des 
Winterwafferitandes feit beftimmt worden ift. Die Kommiffarien 
haben, da die Vorausfegungen hierfür vorlagen, auch die Stau- 
höhe feldft jowohl für den Sommtr wie für den Winter feft- 
geiett (8. 5 des Gefeges). Solche Merkpfahlfetung hat aber die 
Bedeutung, daß damit in Anjehung der Wafferjtandshöhe ein 
neuer rechtlicher Zuftand gefchaffen wird. Kine Erfitung kann 
zwar die fich daraus ergebenden Brivatrechte der einzelnen DBe- 
theiligten ändern; aber dieje Erfisung ift eine neue und jelb- 
jtändige, die erft von der Merfpfahljegung beginnen Tann. Da 
das in Anfpruch genommene Recht nicht alljährlich oder gewöhn- 
lich ausgeübt werden Tann, fo würde, — wenn nicht nad) $. 660 
ALR.L 9 eine 5Ojährige Erfigung erforderlich ift (Bd. XVII, 
58) — jedenfalls eine AOjährige erforderlich fein (8. 649). Daß 
aber fchon 1862 eine AOjährige Erfigung vollendet gewefen wäre, 
war nicht erwiejen. Wenn man nun auch dur das Zeugniß 
des Mühlenmeifters St. für erwiefen anfehen wollte, daß in der 
Zeit von 1862 zurüclgerechnet bi8 1818, alfo innerhalb eines Zeit- 
raums von über 40 Jahren, bei mit Eißgang verbundenen Fluthen 
jtetS die Freifchleufe der Mühle gefchloffen gehalten worden jei, 
jo war doch umerwiefen geblieben, ob in den Jahren 1818 bis 
1823, wo eine Hocfluth mit Eisgang ftattgefunden Habe, und 
fomit thatfächlic) Schon vor 1823 fo wie Zeuge befundet verfahren 
fei, alfo jchon zu diefer Zeit die Erfisung angefangen habe. 
Diefer Beweis war aber unerläßlidh, da nicht alljährlich Hoch- 
fluth mit Eisgang einzutreten pflegt. V, 74/96 vom 30. Sept. 
64. Ohne Gefegesverlegung hat der Berufungsrichter an- 
genommen, daß die Stadtgemeinde Neuenburg das Recht erjelien 
habe, die Stode der Fatholifchen Kirchengemeinde dajelbjt bei aus- 
gebrochenen euer zu läuten. Denn jeit unvordenflicher Zeit 
und mindeftens feit 1845 ift die große Slode in jolhem Fall 
von dem Bürger, der zuerft davon Kunde erhielt, regelmäßig ge- 
läutet, und die Bürger haben bei diefer Handlung den Willen 
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Erfisung und und das Dewußtjein gehabt, ein der Stadtgemeinde zuftehendes 
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Rechte. 


Grumdpdienft- 
barkeit. 


befonderes Recht auf Benutung der Glocde zu verwirklichen. 
Die Anwendung des 8.82 AL. R.1L 7 wird dadurch nicht aus- 
geichloffen, daß die Glode nicht nur von den Mitgliedern der 
Stadtgemeinde, fondern von Iedermann aus dem Bubliftum, der 
gerade zur Stelle war, gezogen if. Auch ift das beanfpruchte 
Recht dadurch nicht ausgefchloffen, daß die frühere große Glode 
durch eine andere Eleine erjeßt ift. Im der Feuerverordnung von 
1840 ift Ieden, der von dem Ausbruch eines Feuers Kenntnif 
erhalten, die Verpflichtung auferlegt, für das Läuten der Glocke 
zu jorgen. Die Feftftellung, daß die Bewohner auf Grund eines 
Auftrags, bezw. einer Vollmacht jene Handlungen vorgenommen 
haben, ift durch Revifion nicht angreifbar. IV, 369/96 vom 
5. Nov. Bol. 75. 

65. Ein Vorbefiker des beflagten Müllers Hatte einem Vor- 
befiter des benachbarten Brauers eine Wafferleitung aus dem 
Mühlgraben geftattet. Im S. 1891 Hat der damalige Brauer 
die Wafferleitung befeitigt und die Einflußöffnung zugemauert. 
Damit war die Grundgerechtigkeit nicht erlojchen. Denn in der 
Befeitigung der Leitung ift ein wirkffamer Verzicht nicht zu finden; 
ein vechtögefchäftlicher Verzicht würde nad WUR. L 5, $. 135 
der Schriftform bedurft haben. Für einen Verzicht im Sinne 
I, 22, $. 43, wenn derjelbe aud) auf Handlungen des Berechtigten 
zu beziehen ift, fehlen die thatjächlichen Vorausfegungen. Denn 
der Wiederheritellung der Anlage ftand objektiv nichts entgegen. 
Im 3. 1892 hat der Müller ohne Widerjpruh des Brauers 
einen Anbau gemacht, in Folge deifen die Ausübung der ©e- 
rechtigfeit zwar evichwert, aber nicht unmöglich gemacht wurde. 
Die Leitung mußte nun um den Anbau herumgeführt werden. 
Gegenüber der Befugniß des Befiters des dienenden Grundjtüds, 
vom Berechtigten eine Einjchränfung feines Rechts zu verlangen, 
joweit diejer dadurd) an dem nütlichen Gebraud) feines Rechts 
nicht gehindert wird — ÜL.R. I, 22, 8.29; 1,19, 88.17 fg. —, 
fann in der Duldung der Einichränfung nicht die ftillfchweigende 
Einwilligung in den Berluft der Dienftbarfeit gefunden werden. 
Der Müller wurde verurtheilt, die Wiederherftellung der Waffer- 
leitung zu geftatten. V, 389/95 vom 6. Juni 96. 

66. Durch die Genehmigung der Fenfter — Bd. XI, 47 — 
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war aber dem betreffenden Orundeigenthümer Feine das Verbauen Grunddienft- 
— gl. 45 — ausfchließende Dienftbarfeit am fisfalifchen Grund-  darteit. 
jtüd beftellt. V, 129/96 vom 4. Yuli. 

67. Das Fenfter in einer fteilen Dachetage bot die be- 
ihränfte Ausficht auf da8 Dad) des Nacbarhaufes. Im diefer 
Deihränfung hat Kläger das Recht erjeffen, und diejes befchränfte 
Ausfichtsrecht durfte innerhalb der durch Code 678—-680 vor- 
gejehenen Grenzen nicht beeinträchtigt werden. Nachdem das alte 
Haus weggenommen ift, hat mit Rüdficht auf jene Beichränfung 
da8 Berufungsgericht den einen Mitbeflagten verurteilt, die von 
ihm errichtete Grenzmauer fo weit, als fie die Unterfante jenes 
Tenfters überragt, in der Breite diejes Fenfters und 0,6 Meter 
zu beiden Seiten defjelben niederzulegen, und ihm unterfagt, die 
Srenzmauer dem Dachfenfter des Klägers in der angegebenen 
Breite in einer geringeren Entfernung als in gerader Richtung 
0,6 Meter von der Unterfante und 1,6 Meter von der Oberkante 
des Senfters entfernt und innerhalb diefer Entfernung anders als 
in ungebrochener fchräger Linie weiter zu bauen. NRevifion des 
Klägers zurücigewiefen. IL, 123/96 vom 26. Sunt. 

68. Für das Badische Recht gilt der Sa& nicht, daß, wenn 
der Servitutberechtigte gewiffe Veranftaltungen mit Kenntniß des 
Belafteten trifit, welche einen veränderten Umfang der Serpitut 
mit fi) bringen, aus der bloßen Zulaffung derjelben feitens des 
Belafteten auf eine Zuftimmung defjelben gejchlojjen werden müfle. 
Umgefehrt fpricht dagegen Sat 702 des B.L. R. und der Um- 
ftand, daß nad) den Säten 690 und 691 nur gewilje Dienftbar- 
feiten durch Erfigung erworben werden fünnen. II, 122/96 vom 
10. Yuli. 

69. U. R. LT 22, 8. 43 ift nicht anwendbar, wenn der 
Berechtigte von der die Ausübung jeined Rechts ausjchließenden 
Einrihtung erft nad) deren Vollendung Kenntnig erhalten hat. 
V, 141/96 vom 11. Nov. 

70. Der Kläger würde die von ihm an dem Grundjtüc 
des Beflagten beanspruchte Wegegerechtigfeit, fofern fte nicht wieder 
nah 8.43 A... NR. L, 22 erlojchen ift, geltend machen Fünnen, 
wenn &., ber frühere Eigenthümer des herrichenden und dienenden 
Grundftüde, das Teßtere thatfächli fo bemußte wie der Inhaber 
einer Grunddienftbarkeit das feinem Grundftüd dienende, und wenn 
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de8 Beklagten zugefchlagen wurde, ohne daß von dem Wegfall 
des thatjächlich hergefiellten Zugangs die Rede war, fodaß anzu- 
nehmen wäre, daß der Veräußerer und der Erwerber wollten, daß 
die bisherige Benußungsart des jubhaftirten Grundftüds fort- 
beitehen follte. V, 178/96 vom 2. Dec. Bol. 39. 

71. Im Fall 49/51 konnte der Entichädigungsanfprud nicht 
darauf gejtüßt werden, daß der Kläger durch Erfitung eine Grund- 
dienftbarfeit erworben habe. Denn foldhe wird jo nur erworben, 
wenn fie in Befit genommen umd durd) vechtöverjährte Zeit 
ununterbrochen ausgeübt ift. — 8.14A.L.R. I, 22. — Dadurd) 
allein, daß der Kläger fein Haus baute und fo, wie gefchehen, 
fundamentirte, ift er noch nicht in den Befit des Ned)td gelangt, 
dem Nachbar die Vornahme von Veränderungen auf deffen Grund» 
ftüc zu verbieten, die fein Haus gefährden Fünnten. Auch als 
Anlieger an der Straße hat Kläger zwar ein fervitutifches Recht 
auf die Benußung der Straße ald Kommunifationsmittel. Aber 
diejes Recht geht nicht weiter, al8 das Kommunikationsintereffe 
des Klägers unbedingt erfordert. VI, 163/96 vom 2./26. Nov. 

72. Cöln. Der Realjervitutberechtigte, der in feinen Rechten 


thatjächlich, hier durch, Verbauen von Tenftern, geftört ift, fann 


gegen den Eigenthümer des dienenden Grundftüds, auf dem die 
jtörenden Arbeiten und Einrichtungen vorgenommen find, auf Ans 
erfennung des Servitutsrechts und Bejeitigung der Störungen 
flagen. Hat der Eigentümer den Bau nicht vorgenommen und 
feinen Auftrag dazu ertheilt, fo mag er unter Umftänden, wenn 
er das Flägerifche Recht anerkennt, befugt jein, gemäß 8.8IE.B.D. 
fi) gegen die Auferlegung von Prozeffoften zu verwahren. Die 
Klage wurde übrigens abgewiejen, weil der Bellagte, zu dejjen 
Sunften ein vechtsfräftiges Urtheil auf Auflaffung des Grund- 
jtüds ergangen war, in dem Grundbuch, als Eigenthümer nicht 
eingetragen war. II, 203/96 vom 26. Junt/3. Suli. 

73. Ein unzuläffiger Eingriff in das Grundeigenthum des 
Klägers Tiegt nicht darin, wenn durch die Anlage des Nord-Dftjee- 
fanal8 Duellen, welche da8 anliegende Grundftüd des Klägers 
durchziehen, abgegraben find oder der Stand de8 Grundwalfers 
jo verändert ift, daß das die Brunnen des Klägers füllende 
Waffer in den tiefer liegenden Kanal durdhjjidert. Die Kanal- 
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baufommijfion ift in diefer Richtung civilrehtlicd nur nad den- 
jelben Grundfägen verpflichtet, welche für jeden Nachbar maf- 
gebend find. Die abweichende Anficht Eger’s, Kommentar zum 
Enteignungdgejeß, Nr. 113, ©. 424, trifft für da8 Gem. R. nicht 
zu. Ein Verjhulden der Bellagten bei Ausführung des Baues 
war nicht erjichtlich; die Klage ift abgewiefen. III, 91/96 vom 
7. Suli. Bgl. 653. 

74. Im Tal 47. Die Grube „Aurora” leitet nicht mehr, 
iwie zur Zeit der Klagerhebung, ihre Grubenwaffer in die Hornede, 
beihädigt deshalb jett nicht mehr die an diefem Bache gelegenen 
Grundftüde des W., aus dem Pochwerf Elpe I fließt Fein [hmusiges 
Waffer mehr in die Elpe, weil das Werk zur Zeit nicht mehr 
zur Aufbereitung benußt wird. Ebenfo ruht der Antrieb des Berg- 
wertes Nies jeit dem Iahre 1883. Damit ift aber dev Grund 
zur Klage nicht weggefallen; denn die Anftalten und Einrichtungen, 
die Veranlafjung dazu gegeben haben, beftehen unverändert fort 
und Fönnen jederzeit wieder fchädlich wirken, wenn der Betrieb 
ded Bergmwerfes aufgenommen oder der Durdjfchlag abgejperrt 
wird. Erft wenn das verliehene Mineral gänzlich abgebaut fein 
jollte, wird jede fernere Störung der Kläger durd) den Bergbau 
ausgefchloffen fein. Der Berufungsrichter hat deshalb den W. 
al Anlieger der Hornede zur Negatorienklage für legitimirt er- 
achtet. Darin liegt feine Nechtönormverlegung. V, 363/95 vom 
16. Nov. 96. Vgl. 62 und 222/224. 

7. Bol. 64. Da 68 fih um einen privatrechtlichen An- 
ipruch der Stadtgemeinde handelt, fo ift die Stadtgemeinde Tegiti- 
mirt, den Anspruch zu erheben. Der Berufungsrichter hat aud) 
mit Recht den mitbeflagten Pfarrer verurtheilt, weil er für feine 
Perfon das von der Klägerin beanjpruchte Necht beftreitet und 
von eigenem Exrmefjen die Beitimmung darüber abhängig machen 
will, ob das Läuten der Glocke erfolgen foll. IV, 369/96 vom 
5. Nov. 

5b. Im Fall 51b und 5le fteht die negatorifche Klage 
dem Cigenthümer au dann zu, wenn fie fich auf einen gegen 
den Eigenthumsporgänger gerichteten, in feiner Wirkung fort- 
dauernden und das Kigentbum aucd nach der Veräußerung des 
Grundftüds beeinträchtigenden Eingriff ftügt (vgl. Seuffert, Archiv, 
Bd. 36, Nr. 261). VI, 225/96 vom 7. Dec. 
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76. Der Kläger hat an die Mitbeflagte 1 A800 Marf auf 
die Hhpothef gezahlt; es ift bezüglich der übrigen Beklagten auf 
einen Eid über die von ihnen geleugnete Ermächtigung der Mit- 
beflagten 1 zur Empfangnahme der Zahlung oder deren Ge- 
nehmigung erkannt, die Mitbeflagte 1 unbedingt zur Röfchung ver- 
urtheilt; Revifion der Beklagten zurücgewiefen. Freilich kann 
eine Köfchung der etwa noch ungetheilten Yorderung nad) S. 151 
AUNR. LI, 17 weder ganz noch zum Theil auf Grund einer 
Duittung der Mitbeflagten 1 erfolgen; aber Kläger Fann eine 
Bormerkung auf Lölchung des Antheils dev Mitbeflagten 1 ein- 
tragen laffen, „und, falls ihr demnächft die Hypothek oder ein Theil 
derjelben überwiejen wird, die Löjchung erwirfen. — Striethorft, 
Bd. 70, ©. 229 ff. — V, 325/95 vom 3. Juni. Vgl. 280. 
77% Die im Altenburgifchen wohnende Bellagte Hat die 
Richtigkeit der für ihren Bruder ©. eingetragenen, von deifen 
Gläubigerin gepfändeten Hhpothef beftritten. Das Berufungs- 
gericht hat fie damit wegen der Replif der Arglift nicht gehört. 
Allein die Beklagte Hatte geltend gemacht, e8 fei zwifchen ihr und 
®. verabredet, er dürfe fi mit Hülfe der Hhpothef erit dann 
Geld verichaffen, wenn er der Beklagten genügende Sicherheit 
gewährt habe. Wenn er den Hhpothefenbrief jchon dor der 
Sicherheitsgewährung erhalte, gejchehe das zu dem Zwed, fi 
unter Benutung des Hhpothefenbriefs zu vergewiffern, ob er 
Ipäter auf ihn Geld befommen werde. ©. habe aber Sicherheit 
nicht beftellt. Darauf kann fi) die Beklagte fowohl dem G. ale 
deffen Nechtsnachfolgerin gegenüber berufen. III, 53/96 vom 
5. Yunt. | 

78 ©.& Co. hat in Folge eines fchriftlichen Vertrags auf 
dem in Schlejien belegenen Mühlengrundftüd des N. ein Eleftrizi- 
tätswerf errichtet. Ueber das Vermögen des R. iit Konkurs er- 
öffnet. Der Konfursverwalter hat e8 abgelehnt, in den Vertrag 
des Kridars einzutreten. 8 ift angenommen, daß die Gebäude 
und die eleftrifchen Einrichtungen Eigenthum von ©. & Co. find, 
und dieje deshalb berechtigt it, die Gebäude don dem Grundftüc 
zu entfernen und die eleftrifche Leitung in Befig zu nehmen. Die 
Repifion des mitverflagten Hhypothefgläubigers zurücdgewiefen. 
Denn die Hypothek erftredt fih nad) &.E.&.$.30 nur auf die 
dem Eigenthümer gehörigen Gebäude. Diefe, die Mafchinen- 
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anlage und die Leitung wurden als eine Einheit angejehen, an 
welher R. das Eigenthum nicht erlangt Hatte. NR. wollte die 
Wafferkraft ausnugen, ohne daß er die Mittel für folhe Anlage 
hatte. S. & Co. haben deshalb, wie der Vertrag ausgelegt ift, 
die Anlage zunädhft für fich errichtet unter der obligatorischen 
Berpflihtung, das Eigentum auf R. nach Bezahlung der Ein- 
richtungskoften zu übertragen, wenn jhon R. das Anlagefapital 
mit 5 Proz. verzinfen, das Inventar für die Mafchinenftation 
nach einer ihm monatlid) vorzulegenden Rechnung bezahlen, alle 
Schäden, welche auf elementaren Ereigniffen beruhen, auf feine 
Koften ausbefjern Laffen und die Koften für Ermweiterungsbauten 
tragen follte, aud) die Rechnungen über die einzelnen Lieferungen 
auf den Namen des R. lauteten, dem die Buchführung entipradh, 
und R. die Verträge mit den Stromabnehmern auf feinen Namen 
Ihloß. Ausschlaggebend war für den Berufungsrichter der An 
trag des R. beim Grundbudhrichter, den Eigenthumsvorbehalt für 
ihn einzutragen. 9, 348/95 vom 6. Suni 96. 

79. Das Eigenthum von ©. & Co. erftredte fi) au) auf 
da8 Mafchinengebäude, obwohl dafjelbe durch den Umbau eines 
dem R. gehörigen Haujes unter Benutung des alten Materials 
auf dem Grund und Boden des R. entitanden ift. Das Pr. Recht 
läßt ein gefondertes Eigentbum am Grund und Boden und am 
Gebäude zu. Hier war der Bau als Errichtung eines neuen 
Gebäudes anzufehen, da das 15 Meter lange alte Haus um 
8 Meter verlängert, in feiner ganzen Ausdehnung um 1 Meter 
erhöht, Thür und Tenfteröffnungen verändert, ein Kleiner Anbau 
abgebrochen if. Von dem alten Gebäude find nur die Funda- 
mente, eine Wafchküche im Sonterrain, ein Hühnerjtall und drei 
äußere Umfafjungsmauern ftehen geblieben. R. war nicht be= 
hindert, die auf dem Grundjtüc ftehenden Gebäude abzubrechen. 
Er hätte die Materialien von dem Grundftüd entfernen fünnen, 
womit fie aufhörten, den Hhpothefen zu haften. Die Gläubiger 
wären nur berechtigt gewejen, Sicherungsmaßregeln zu beantragen 
und ihre Befriedigung vor der DVerfallzeit zu fordern wegen er- 
heblicher Berfchlechterungen, durch welche ihre Sicherheit gefährdet 
wurde. — &. €. ©. 8.50. — Nah diefer Richtung haben die 
Bellagten feine Rechte geltend gemadjt. Der räumlichen Trennung 
der Materialien vom Grundftüc fteht deren Verwendung zu einem 
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neuen Gebäude gleich, welches der Erbauer mit Bewilligung des 
Grumdeigenthümers für fih auf dem Grundftüce herftellt. Die 
Materialien find Subftanztheile des neuen, dem Exrbauer gehörigen 
Gebäudes geworden (8. 304 AU.L.R. I, 9. Durd) ihre Ber- 
wendung find fie in das Eigenthum des Erbauerd übergegangen 
und der Verfügungsgewalt des Grundeigenthümers entzogen. Die 
Rechte der Hnpothefgläubiger an dem Material erlöfchen daher 
mit dem Zeitpunkt, wo fie Theil des neuen Gebäudes geworden 
find (vgl. Bürgerl, ©. 3. 8.950). Dabei madht e8 feinen Unter- 
ihied, ob die einzelnen Stüde aus ihrem bisherigen Verbande 
(osgelöft find oder ob einzelne Theile der Wände in ihrem 
früheren Zufammenhang geblieben und fo dem neuen Gebäude 
eingefügt find. V, 348/95 vom 6. Suni 96. 

80. In Folge einer notariellen Erklärung der gütergemein- 
ihaftlichen Ehegatten R. ift für M. I. und WA. $., die erftehelichen 
Rinder der Frau, in einem Teftament der Betrag von je 27500 
Mark, zufammen 55000 Mark, als miütterf&ches Erbtheil aus- 
gejeßt, jodaß das Kapital vom Tode der Ehefrau ab mit 5 Proz. 
verzinit und demnächft nad) jechsmonatlicher Auffündigung aus- 
gezahlt werden fol. „Wir beantragen jchon jet im Grundbud) 
auf U. 2 einzutragen 55000 Marf nebit 5 Proz. Zinfen vom 
21. März 1887, Abfindung auf den mütterlichen Erbtheil der 
Seihmwilter M. I. und A. I. nad) ihrer Mutter A. 8. geb. E... 
mit der Beichränfung, daß der Lebenslängliche Nießbrauch der 
A. 8. jo zuftehen fol, daß das MiteigentHum ihres Chemanns 
&. 8. davon ausgefchloffen ift und fie hierüber jelbftändig und 
ausschließlich verfügen Ffann. Das Kapital ift nach jechsmonat- 
licher, jedoch nicht vor dem Zode der Frau A. KR. zuläffiger Auf- 
fündigung fällig.” Die Eintragung ift erfolgt, aber wieder ge- 
löfcht, nachdem die Gefhmwifter die Löjchung bewilligt und ihre 
Mutter erklärt hat, daß fie auf den Tebenslänglichen Nießbraud) 
an der Bolt, namentlich auf den Zinsgenuß, verzichte. Der Witwer 
der danach verjtorbenen M. I. hat für feine Kinder wider die 
Kichen Eheleute mit der Behauptung geflagt, die Mutter habe 
die Poft ihrer Tochter gefündigt und verjprocdhen, die 27500 Marf 
gegen Ertheilung der Löfchungsbewilligung baar zu zahlen. ‘Darauf 
jei die Lölchungsbemwilligung erklärt. Das Berufungsgericht hat 
die Klage abgewiejen; das Neichögericht hat aufgehoben, zurüd- 
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veriwiejen. ‘Der Berufungsrichter nimmt an, daß der Eintrag die 
Töchter hätte wegen ihres Erbredhts Schon bei Lebzeiten abfinden 
jolen. Dann wäre aber ein Vertrag erforderlich geweien, in 
welchem die Züchter fich wegen ihrer Erbanfprüche befriedigt er- 
Härt hätten. Die Eintragsbewilligung hat aber nur den Sinn, 
daß die 55000 Marf zur Anrechnung auf den Erbtheil gewährt 
wurden, jodaß e8 nur einer Annahmeerflärung bedurfte, die auch 
durch Fonfludente Handlungen gefchehen Fonnte. IV, 33/96 vom 
22. Yuni. 

81. Für die Mutter der Klägerin war auf dem Grundftüce 
ihres Ehemanns eine Hhpothet von 6000 Mark eingetragen. Die 
Ehefrau ift verftorben; in einem gerichtlichen Erbvertrage hatten 
die Eheleute der Erbjchaft in ihren gegenfeitigen Nachlaß entjagt 
und ihre Zochter als ihre alleinige Erbin berufen. Der Vater 
hat unter der Erklärung, er fei der alleinige Erbe feiner Che- 
frau, die Hypothef an eine Kreditbanf e. ©. abgetreten zur Sicher- 
ftelung für zwei Wechfel, die er derfelben verfchuldete. Später 
hat er erklärt, er trete die Hhpothef al8 gejetlicher Vertreter 
feiner Tochter ab. Nad) dem Tode des Vaters, deffen Erbichaft 
die Zochter mit der Rechtswohlthat des Inventars angetreten hat, 
ift der Konkurs über den Nachlaß eröffnet. Die Genoffenjchaft 
ift verurtheilt, der Tochter die Hhypothek zurüdzucediren; NRevifion 
zurücgewiefen. Denn mit der Annahme, der Ehemann fei der 
Erbe feiner Ehefrau, befand fid) die Genofjenfchaft nicht in einem 
entjchuldbaren Srrthbum; es tft ein Gebot gewöhnlicher gejchäft- 
licher VBorfiht, den Nachweis der Erbeslegitimation zu fordern. — 
Bol. 8.65, Abi. 1 E EG. — Die Beklagte war alfo nicht ved- 
tihe Exrwerberin. Damit, daß ihr von ihr befragter Nedhte- 
beiftand Fein Bedenken gehabt habe, ijt fie nicht entjchuldigt. Das 
väterliche Verwaltungsrecht gab aber dem Cedenten nicht die DBe- 
fugniß, im eigenen Intereffe über die Hypothek zu verfügen. Ein 
desfalffiger Rechtsivrthpum würde die Beklagte nicht entjchuldigen. 
I, 89/96 vom 22. Juni. 

82. Nachdem T. fein Grundjtüd am 7. Aug. 1893 an die 
3. aufgelaffen hatte, erwirften Kläger am 29. Aug., im November 
und December d. 3. mittelft einftweiliger Verfügungen den Ein- 
trag von VBormerkungen für ihre Forderungen an T., demnächjit 
die vechtskräftige VBerurtheilung zur Zahlung, und haben dann die 
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3. auf Einwilligung der Umschreibung ihrer Hhpothefen in defini- 
tive belangt. Da die VBorausfegungen der Anfechtung der Auf- 
lafjung nad) 8. 3, Nr. 1 des Anfechtungsgejeges vorlagen, wurde 
die Beflagte entjprechend verurtheilt. Revifion zurücgemwiefen. 
Denn nah 8.7, Abf. 1 des Anfechtungsgefehes hat Beklagte das 
Grundftüd zum Zwed der Ermöglichung der Zwangsvolfftredung 
zurüdzugewähren. Die Zwangsvollftredung in Grundftüde erfolgt 
gemäß dem Pr. Gejete vom 13. Suli 1883 nad Wahl des Glän- 
biger8 au dur Eintragung der vollitredbaren Forderung in 
das Grundbudh. Hier waren aber die Vormerfungen auf Grund 
58. 22 €. €. ©. in der dritten Abtheilung zur Sicherung der 
Stelle in der Neihenfolge der Eintragungen für den Ball der 
Erftreitung des Anfechtungsanfpruchs vermerkt. Die Beklagte Hat 
aud) gegenüber den einftweiligen Bormerfungen nicht die ihr nad) 
dem Gefege zuftehenden Nechtsbehelfe gebraucht, vielmehr nur be- 
ftritten, daß die Vorausfegungen der Anfechtung vorliegen. VI, 
61/96 vom 22, Iuli. 

83. Auf dem fubhaftirten Grundftücd war für den Beklagten 
eine Hypothek von 3000 Mark und hinter diefer für die Kläger 
eine Hhpothef eingetragen. Die Hhypothef der Kläger ift aus- 
gefallen, die des Beklagten würbe gededt fein. Der hinterlegte 
Betrag ift den Klägern zugejprocdhen. Die Kläger als damalige 
Eigenthümer des Grundftüds Hatten die Eintragung der Hhpothef 
der 3000 Marf in der Hoffnung für die ©. bewilligt, dieje würden 
ihnen die Baluta zahlen; das ift nicht gejchehen. Die Kläger 
haben das Haus an den Sohn des DBeflagten verfauft und auf- 
gelaffen, ohne daß in dem Kaufvertrage die Hhypothef der 3000 
Mark erwähnt ift; der neue Eigenthümer ging feinen Vater um 
ein Darlehn von 3000 Marf an, der Vater bedang fi) Sicher: 
heit an der Stelle aus, an welcher jene Hypothef von 3000 Marf 
eingetragen war. Die VBormünder der ©. haben dem Beklagten 
die Hhpothef cedirt, und diefer hat feinem Sohne 3000 Marf 
ausgezahlt. Mit Recht Hat das Berufungsgericht angenommen, 
daß die Hhpothef nicht valedirt. Denn die Baluta ift weder an 
die Kläger als Konftituenten dev Hhpothef und Grundftücdgeigen- 
thümer no an die Vormünder der ©. gezahlt. Allerdings hat 
Beflagter bei Uebertragung der Hypothef auf ihn den Sachverhalt 
nicht gefannt; aber er hat die Hhpothef nicht gegen Entgelt ev- 
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worben, jodaß ihm die Einrede aus dem perjünlihden Schuld- 
verhältniffe nach $S. 38, Abf. 2 €. €. ©. entgegenfteht. Sit die 
Abtretung der Hypothek durch ein Rechtsgeichäft zwifchen Gläubiger 
und Erwerber bewirkt, jo liegt ein Erwerb gegen Entgelt nur 
dann vor, wenn der Cejfionar fi) dem Gedenten zu einer DVer- 
mögensleiftung gegen die Ceffion verpflichtet hat, jei e8 daß er 
die Gegenleiftung dem Cedenten felbjt oder einem Dritten ge- 
währen jol. Daran fehlt e8 hier, wo die Baluta einem Dritten, 
bei der Ceffton nicht Betheiligten gezahlt ift und die al8 Gläubiger 
Eingetragenen cedirt haben, ohne daß fie etwas erhalten haben. 
Auch Fonnte die Hypothek nicht dadurd Fonvalesziren, daß bie 
Baluta dem derzeitigen Eigenthümer des Grundftüds gegeben 
wurde ohne Ermächtigung der Hhpothefbefteller. Und jelbjt wenn 
diefe die Ermächtigung ertheilt hätten, würde die Hhpothet nicht 
fonvaleszirt fein, da fie nicht mehr zur Verfügung über das 
Srundftüc befugt waren. V, 43/96 vom 11. Juli. 

84. AlE der Kläger die auf dem Grundftücd der Beklagten 
für die unverehelichte Farkas eingetragene Hypothek durch Geffion 
erwarb, wußte er, daß die Farkas der Beklagten, vermwitweten 
Srau Yuftizrath E., Feine VBaluta gezahlt hatte, oder befand fi 
darüber in verjchuldeter Unkenntniß. Darans folgt, daß Kläger, 
wenn die Zahlung der Daluta nur al8 Gegenleiftung für Ab- 
tretung der Post aufzufaffen ift, ficd den Einwand entgegenjeßen 
laffen muß, daß die Bellagte von der Yarkas bei Beitellung der 
Hhpothef Feine Valuta erhalten hat. Nun behauptet zwar Kläger, 
er habe mit der Yarkas und der Cedentin gleichzeitig verhandelt 
und die Farkas Habe von ihm mit Wiffen und Willen der Be- 
Klagten die Valuta erhalten. Allein die Beklagte war zu diefer 
Zeit bereits blödfinnig, fodaß fie durch ihre Erklärungen und 
Handlungen rechtliche Verpflichtungen nicht übernehmen Fonnte. — 
SS. 21, 22, HA... R. I, 4 — Durd diefen Vorgang Fonnte 
alfo die ungültig beftellte Hypothek nicht fonvalesziren. V, 108/96 
vom 23. Sept. Entjpredhend V, 337/96 dom 4. Nov. 

85. Die Bellagte R. hatte von der Eigenthümerin M. eine 
Parzelle 171 gefauft. Auf diefer und anderen von der Eigen- 
thümerin verkauften Parzellen hafteten zwei Korrealhypothefen von 
10500 Marf. Die M. Hatte ihren Käufern gegenüber die Ver- 
pflihtung übernommen, diefe Hhpothefen herunterzufchaffen. Die 
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anderen Parzellen wurden aber, bevor fie den Käufern aufgelaffen 
waren, jubhaftirt und der Hhpothefgläubiger ©. R. erlitt einen 
Ausfall von 6215 Mark 77 Pf, wegen deffen jett die Erben 
de8 S.R. die R. in Anfprucdh nehmen. Diefe hat Widerflage 
auf Löichung der Hypothek erhoben; die Klage ift abgewiefen, 
und auf die Widerklage find Kläger verurtheilt, die Hypothek 
löfchen zu lafien. Denn S.R. ift wegen feiner Ausfallforderung 
bon jeinem Bruder AR. voll befriedigt. Diefer Hatte von der 
M. den Auftrag erhalten, die mithaftenden, fpäter fubhaftirten 
Grundftüde zu parzelliven und zu verkaufen, um die Mittel zur 
Tilgung der zwei Hypotheken zu gewinnen. Die Durdführung 
dev Parzellivung wurde durd die Subhaftation durchbroden; 
A R. hat aber in der Subhaftation die Grundftüde zu einem 
billigen Preije erftanden und dann die Parzellirung weiter durch- 
geführt. Er hat in Ausführung des ihm ertheilten Auftrags die 
Parzellen den früheren Käufern und neuen Käufern aufgelafjen, 
die Raufpreife zur Zilgung des Ausfall der Hhpothel von S.R. 
verwendet und den Ueberfhuß an die M. gezahlt. Da die M. 
perjönlich für die ausgefallene Hhpothef, welche auf dem Grund- 
ftüd der Beklagten noch eingetragen war, haftete und die M. 
nit mehr Eigenthümerin diefes Grundftüdes war, fo erwarb fie 
durch die für ihre Rechnung geleiftete Zahlung die gezahlte Tor- 
derung nicht, weil fie feine Mitfchuldner Hatte, an welche fie Re- 
greß nehmen Fönnte. Die Zahlung Hatte nur die Wirkung der 
vollftändigen Befeitigung der Schuld. Tolgeweile verlor auc, die 
auf dem Grundftüde der Beklagten eingetragene, für jene Forderung 
haftende Hypothek ihre materielle Berechtigung. Die M. konnte 
auch gar nicht beabfichtigen, durch die von thr geleiftete Zahlung 
die Hhpothef zu erwerben, weil fie bereits der Beklagten zur 
Tilgung der Hypothek verurtheilt war. — 88. 63 und 64 &.E. ©. 
fünnen nicht zur Anwendung fommen. — Die Klage war alfo ab- 
zuweijen. V, 85/96 vom 7. Dft. 

86. Sind aber die Hypothefen durch die im Auftrage der 
M. geleiftete Zahlung ungültig geworden, fo fann die Eigen- 
thümerin des mitbelajteten Grundftüdes die Xöfchung mit der 
dinglichen Klage fordern. Der Fall liegt nicht anders, wie 
wenn die Hypothek von Anfang an ungültig war. V, 85/96 
vom 7. Oft. 
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87. Der frühere Eigenthümer des Grundftüdes R. Hatte 
für eine Sparfafje eine Hypothef eintragen laffen und den Hypo- 
thefenbrief feinem Gläubiger, dem Beklagten, mit der Ermädtigung 
ausgehändigt, fi) die Valuta von der Sparfafje auszahlen zu 
laffen und auf feine Forderung an den R. aufzurechnen. Die 
Sparfaffe zahlte feine Baluta, ftellte aber eine Köichungsbewilligung 
aus, nachdem KR. das Grundftüc veräußert hatte. Gegen die Befit- 
nachfolger des KR. wurde das Grundftüd fubhaftirt, al8 Sub- 
Hajtationsbedingung die Uebernahme der Hypothek aufgeitellt. Der 
Beklagte ift den Subhaftaten und dem Erfteher verurtheilt, daf 
er nicht berechtigt fei, den Klägern gegenüber eine Befriedigung 
aus dem Grundftüd oder den Kaufgeldern herzuleiten, und daß 
er den Hhpothefenbrief an den Erfteher herauszugeben habe. V, 
114/96 vom 21. Oft. gl. 106. 

88. Auf dem Grundftü war eine amortifirbare Hypothek 
eingetragen. Obwohl die vorlegte Eigenthümerin 3. nur 326 Marf 
61 Pf. abgezahlt hatte, hat der Beklagte wegen einer ihm gegen 
die 3. zuftehenden Yorderung deren angeblichen Anfprucd an die 
Hhpothefgläubigerin auf Abtretung der Hhpothef in Höhe von 
2503 Mark 44 Pf. pfänden und fic) überweifen laffen. Die 
Hnpothefgläubigerin hat auch diefen Anfpruch abgetreten und der 
Betrag ift im Grundbuch auf den Beklagten umgefchrieben. “Der 
Kläger hat das Grundftüd in der Subhaftation erftanden und 
die Hhpothef übernommen; er hat dem Bellagten 326 Marf 
61 Pf. gezahlt, beftreitet demfelben aber ein Recht auf einen 
höheren Betrag. Haben die Vorbefiger, welche ihrerfeits die 
2176 Mark 83 Pf. an die Hhpothefgläubigerin gezahlt Hatten, 
der Tran 3. ihre Rechte auf den amortifirbaren Betrag nicht ab- 
getreten, fo jtand jenen Vorbefitern, nicht aber der Frau I. das 
Recht zu, in Höhe diefer Summe die Abtretung der Hypothef 
zu fordern. Der Kläger ift aber nur dann bevedtigt, das 
mangelnde Recht des Beflagten auf die ihm abgetretene Hhypothef 
geltend zu machen, wenn ihm ein eigenes Recht auf die 2176 Mark 
83 Pf. gebührt. Zu feiner Legitimation genügt aber die Be- 
hauptung, daß er die Rechte der Vorbefiger dur Zahlung von 


2176 Marf 83 Pf. an fie erworben und die Lölchungsbewilligung 


anı 1. Dec. 1893 (fpäter als die Ueberweifung an den Beklagten 
und die Subhajtatin) erhalten hat. Daß der Kläger, nachdem 
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er bei der Kaufgelderbelegung gegen das zur Hebung gelangende 
Liquidat des Beklagten Widerfpruch erhoben, die Erhebung der 
Widerfpruchsflage nicht innerhalb der einmonatigen Frift dem 
Vollftredungsgericht nachgewiefen hat, fehließt fein Necht nicht aus, 
fein befferes Recht gegen den Beklagten außerhalb des Subhaitea- 
tionsverfahrens zu verfolgen. — Vgl. Bd. II, 1495 (R. ©. €., 
DB). 17, ©. 184); Bd. XII, 733; Bd. XIV, 764, und V, 143/96 
vom 11. Nov. — Allerdings befindet fich der Beflagte im Befit 
eines als Hhpothefenbrief ausgefertigten Zweigdofuments. Ind 
nad Fonjtanter Rechtiprechung des Reichögericht wie des Ober- 
tribunal® überwiegt bei fonkurrivenden Geffionarien das Nedt 
desjenigen, welcher fich im Befiß des Hypothefenbriefs befindet. 
Das gilt aber nur, foweit die Fonkurrirenden Ceffionarien ihr 
Recht von demfelben Eedenten ableiten. — Vgl. S8.22, 23Ü.L.NR. 
1, 10; Bolze, Bd. I, 223. — 8eiten die Ceffionarien ihr Necht 
von verfchiedenen Perfonen ab, jo geht derjenige vor, deffen Zitel 
von dem bisherigen Eigenthümer herrührt. — WUR. I, 10, 
8.21. — Kläger leitet aber fein Recht von den Vorbefitern E. 
und %. her, Bellagter von der Hhypothefgläubigerin Th. aus dem 
Recht der Frau $. V, 59/96 vom 19. Sept. 

88h. Dem Erwerbe des Beklagten fteht aucd, nicht Ab. 3 
des 8. 38 €. €. ©. zur Seite. Denn die Th. ift nicht Recdhte- 
urheberin des Bellagten. Sie hat nicht die Abtretung Fraft ihres 
Rechts als Gläubigerin vorgenommen, weil der Bellagte von ihr 
erworben habe, jondern fie hat mit Genehmigung der Frau S. 
deren dur die Tilgung erworbene Redht dem Beklagten ab- 
getreten. DBeflagter fonnte fid) auf $. 38 nur ftüßen, wenn Frau 
3. al8 Eigenthümerin des ftreitigen Hypothefenantheils im Grund- 
buch) eingetragen geweflern wäre, was nicht der Fall war. V, 
59/96 vom 19. Sept. 

89. Der 8.41 €. ©. findet auf bloß perjünliche Schulden 
feine Anwendung. Daffelbe gilt für jolche Schuldverbindlichkeiten, 
die zwar im Grundbuche eingetragen find, für welche aber durd) 
die Eintragung ein wirkliches Hhpothefenreht nicht begründet 
worden ift. Dies trifft zu, wenn ein feiner Größe nad) um 
bejtimmter Anjprudh ohne Benennung einer beftimmten Summe 
eingetragen ift; denn folche Eintragung entbehrt als ein den Vor- 
Ihriften der.8$. 23, 24 widerfprechender At jeder rechtlichen Be- 
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deutung und unterliegt der Lölhung (vgl. D.T. €, Bd. 78, 
©. 167; R.©. €, Bd. 20, ©. 223). ft für foldhen Anfprud) 
ein Höchjftbetrag eingetragen, fo ift das Grumdftüd für diejen 
Betrag verhaftet, nicht aber foweit der Anfprucd) darüber hinaus- 
wähft. Wird ein derartiger Anfprud) in Anrechnung auf das 
Raufgeld übernommen, fo erlangt der Gläubiger gegen den Er- 
werber die perfönliche Klage nur in Höhe des eingetragenen DBe- 
trages. Der Anipruh auf Rüdzahlung des Darlehns in Pfand- 
briefen einer beftimmten Serie ift ein folcher, deffen Größe bei 
der Eintragung noch unbeitimmt war, da nicht feftitand, zu weldjem 
Kurje die Pfandbriefe im Zeitpunkt der Rüdzahlung zu beichaffen 
fein werden. Tür diefen ift ein Hhpothefenredht über den ein- 
getragenen KRautionsbetrag von 1350 Marf nicht entjtanden. Der 
Bellagte hatte die Uebernahme der Kaution abgelehnt. Er haftete 
alfo den Släubigern perjünlicd; nur auf den übernommenen Baar- 
betrag der Hypothek, nicht auf Rüdzahlung in Pfandbriefen. V, 
71/96 vom 3. Oft. 

90. Die Klage ift gerichtet auf Beftellung einer Hhypothef 
für eine Anleihe von 400000 Mark, über welche nad) einem 
zwischen der Kommanditgejelihaft H. & Co., bei welcher Beklagte 
al8 Kommanbditiften betheiligt find, und zwei Bankfhäufern ge- 
Ihloffenen Vertrage 560 Theiljchuldverjchreibungen auf den Namen 
der Darleiher ausgegeben find. Die Klage ift abgewiejen. ‘Denn 


nad) dem Vertrage follen die Partialobligationen gleichen hypo=- 


thefariihen Rang haben, zurücgezahlte Theilfchuldverjchreibungen 
jolfen im Grundbuch gelöfcht werden. Ieder Inhaber einer Theil- 
Ihuldverjchreibung foll zwar berechtigt fein, alle durch den DVer- 
trag gegen 9. & Co. begründeten Rechte gegen diefe Firma aud) 
im Wege der Klage geltend zu machen, das Pfandredit aus den 
Hypothefen foll aber nur durch den jeweiligen Pfandhalter geltend 
gemacht werden Fünnen, weshalb auc die Inhaber der Theilfchuld- 
verjchreibungen nicht berechtigt feien, ihr Antheilsreht an den 
Hppothefen im Grundbuch eintragen zu laffen oder die Bildung 
und Ausfertigung von Zweigdofumenten für fih zu verlangen. 
Danad) haben die Kontrahenten bei dem Vertragsichluffe die Bar- 
tialobligationen al8 Hhpothefentheile gewollt. Nah Braun 
ihweigifhem Hhypothefenrecht künnen aber Hhypothefenantheile in 
diefer Yorm nicht begründet werden, vielmehr erlangen Theile 


Hypothek. 


44 Dinglidye Rechte und verwandte Nechtsverhältniffe. 


Hypotgef. einer Hhpothef nur durch Theilceffion vechtliche Wirkfamfeit. Alfe 
über die Theilfchuldverjchreibung getroffenen Beftimmungen find 
deshalb nichtig. III, 162/96 von 3. Nov. DBgl. 329. 

91. Die Klägerinnen, Ehefrau und Mutter des Agenten 
der Beklagten, haben die zwifchen diejen beredete Kaution von 6000 
Mark dadurch geleiftet, daß fie derjelben „für von derfelben ge- 
lieferte Waaren und an baarem Darlehn im Betrage von 6000 
Mark” Hypothek bejtellt Haben. Das war gültig, da Code 2148, 
Kr. 5 nur fordert, daß die Hhpothefbeitellung auf einem wirt- 
jamen Schuldtitel beruht, ohne daß erheblich tft, ob die Parteien 
das wirkliche Schuldverhältuig ausgefprochen oder daffelbe in die 
Form eines anderen NRechtögefchäfts gekleidet haben. SIft aber, 
wie hier, das Agenturverhältnig aufgehoben und ermweifen die 
Kläger, daß die Forderung, welche fi aus demjelben für bie 
Beklagte an den Agenten ergibt, nur 797 Marf 39 Pf. beträgt, 
jo können fie Köfchung des diefe Summe überfteigenden Betrags 
der Hhpothef fordern. Code 2161, Abf. 2 betrifft nur die Re- 
duftion der Eintragung Hinfihtlic) der Grundftüde, auf welche 
fi) die Eintragung erftredt. IL, 204/96 vom 3. Nov. 

92. Im Fall 325 haben die Bellagten ihre Paifivlegiti- 
mation bejtritten, weil, die Richtigkeit der Flägerifchen Behaup- 
tungen vorausgefeßt, die Berechtigung der Ehefrau M. mit deren 
Tode von jelbjt gegenftandslos geworden fei und die Xöfchung im 
Srundbuhe auf Antrag der Eigenthümer der Hhpothef erfolgen 
müffe. ' Allein $S. 102 ©. 3. D., nidt $. 117 ift anzuwenden, 
alfo zur Löidhung Einwilligung des Berechtigten oder deffen Rechts- 
nachfolgers erforderlich, zumal aus dem Nießbrauchrechte der Erb- 
lafjerin auf Lebenszeit noch ein vererblicher Anfprucd) beftehen 
fann, bdejjen Zilgung aus dem Grundbuche nicht erfichtlich ift. 
IV, 148/96 vom 19. Nov. 

93. Tür die beffagte Bank ift auf dem Grundftücd, welches 
der Kläger von dem Schuldner der Bank erworben hat, eine 
Hypothek von 160000 Mark eingetragen, während die Bank nur 
150000 Mark Baluta gezahlt hat. Sie ift zur Löfchung von 
10000 Mark verurtheilt; ihre Nevifion zurückgewiefen. Aller- 
dings handelte e8 fi) um eine Baugelderhypothef; das ift aber, 
wenn der Wille der Kontrahenten nicht hierauf gerichtet war, 
feine Kautionshhpothef im Sinne €. €. ©. 8. 24. Eine Kon- 
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valeszenz durch nachträgliche Zahlung von 10000 Mark fonnte 
nur eintreten, folange der VBerpfändete die Verfügung über das 
Srundftüc hatte, fpäter nur unter Mitwirkung des Klägers. Daß 
der Kläger die Hypothek in Höhe von 160000 Markt übernommen 
hat, Täßt fie nicht Fonvalesziven. ° Ebenfo wenig ijt Kläger damit 
in den zwifchen feinem VBerfäufer Sch. und der Bank gefchloffenen 
Baugeldervertrag eingetreten. Er ift durd die Uebernahme der 
Hppothef — €. EG. 8.41 — nur fo weit eingetreten, als das 
Darlehn gegeben ift. Die Obligation aus dem pactum de mutuo 
dando wird dur) 8.41 nicht berührt. Daß der Bau nod) während 
der Defitzeit de8 Sc. durd diefen oder deflen Cejfionar St., 
welcher Anfprüce auf die 10000 Marf erhebt, vollendet fei, ift 
nicht geltend gemadt. V, 184/96 vom 5. Dec. 

94. Die Kläger haben ihre Grundftüde dem Beklagten N. 
mit der Verabredung verfauft, 5400 Marf rüdjtändige Raufgelder 
für fie zur Hhypothef einzutragen. Bei der Auflaffung hat aud) 
N. die Eintragung der 5400 Marf beantragt, die Eintragung ift 
aber aus in der Bejchwerdeinftang nicht gebilligten Gründen vom 
Amtsgericht abgelehnt. Inzwilchen hat N. für feine von ihrer 
Mutter Na. vertretenen vier minderjährigen Gejchwifter 1800 Marf 
Eiterntheil und ein Unterhaltsrecht eintragen laffen. Auf die aud) 
wider die Na. al8 VBormünderin ihrer Kinder erhobene Klage war 
der Bellagte verurtheilt, die 5400 Mark unmittelbar Hinter einer 
im Kauf übernommenen Hhpothef von 3300 Mark eintragen zu 
laffen; die anderen Mitbeflagten, weil ihre Mutter jene Ber: 
abredungen gekannt habe, den 5400 Mark das Borreht vor den 
für fie erfolgten Einträgen zu bewilligen. Die Verurtheilung diefer 
Mitbeflagten ift aufgehoben, die Sache zurücdverwiefen. Zwar 
jteht die Schlechtgläubigfeit der Vormünderin den von ihr ver- 
tretenen Minderjährigen entgegen — Bolze, Praxis, Bd. V, 90, 
512 —. Aber die Kenntniß don der einem Anderen ertheilten 
Bewilligung der Eintragung einer Hypothef oder Grundjchuld ift 
dem Erwerber eines Hhpothefenrechts an demjelben Grundjtüd 
unihädlid. — O.T. €., 38.9, ©.25; Bd.15, ©. 513; Bd. 16, 
©. 1%; R. ©. €&., Bb. 3, ©. 261; Bd. 19, ©. 298; Dolze, 
Praxis, Bd. XIX, 89. — E8 biieb aber zu entjcheiden, ob nicht, 
wie Kläger au behauptet haben, die Hhpothef für die Mit- 
beklagten nur zum Schein erfolgt fei, weil ein Zeuge befundet 
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hatte, die 1800 Mark feien der Na. für die Kinder bezahlt. Be- 
wahrt dieje die 1800 Marf für die Kinder auf und verwaltet fie 
diefelben für fie oder hat der Gegenvormund der Zahlung zu- 
geftimmt, jo fehlt dem Eintrag der Rechtsgrund. V, 203/96 
vom 16. Dec. 

95. Celle. Auch wenn die urfprüngliche perjünliche For- 
derung bereit8 erlojchen war, fonnte der Eigenthümer der zu 
jeiner Verfügung ftehenden Hhpothef eine neue Unterlage durd) 
andere Forderungen defjelben Gläubigers geben, und zwar ohne 
Unterjchted, ob diefe neu begründet wurden oder bereits beftanden 
und fchon durch andere Hypotheken gefichert waren. ‘Der Um- 
ftand, ob der Ausfall an der Hhypothel, deren Forderung der 
Eigenthümer eine anderweite Sicherheit geben wollte, bereits ein- 
getreten ift, entjcheidet nicht, fondern e8 fommt nur darauf an, 
daß jolche Forderungen in Höhe des Streitgegenjtandes nocd be- 
jtehen; dann war aber nad) diefer Richtung eine Prüfung nöthig, 
zumal die Parteien darüber ftreiten. It dagegen nach der An- 
fiht des Berufungsgerichts die Entjcheidung davon abhängig, daß 
die Ausfälle bereits eingetreten find, jo würde ein Ausfall von 
1050 Mark nicht zur Zurücweifung der ganzen Klage, fondern 
nur in diefer Höhe führen fünnen. IIL, 210/96 vom 15. Dec. 

96. Der Kläger ift der erfte Hypothefgläubiger, welcher 
bei der Subhaftation eines in der Kaifer Friedrichitraße zu Char- 
lottenburg belegenen Grundftücs ausgefallen ift. Auf das Grund- 
ftüd waren von Bauhandwerfern für den Eigenthümer 2. Tenfter 
und Balkonthüren geliefert. Waren diefelben auch nod) nicht dem 
Gebäude eingefügt, jo waren fie doch mindeftens Zubehör des 
Grundftücde geworden (88. 42, EA. LE R. I, 2) und hafteten 
der Hhpothef fo lange, bis fie vom Cigenthümer veräußert und 
vom Grundftüd hevuntergefchafft wurden. Benfter- und Balfon- 
thürflügel find vom Grundftüd weggefchafft und nach einem 
anderen Grunditüd in der Kantjtraße gebradt. Sie find aber 
dadurd) der Hhpothet des Klägers nicht entzogen. Hat auch 2. 
den Bauhandwerfern gegenüber erklärt, „er fei zahlungsunfähig, 
fie möchten zujehen, wie fie fich deeften‘, oder: „fie möchten fich 
bezahlt machen‘: fo fann dem Berufungsrichter ein Rechtsirrthum 
nicht vorgeworfen werden, wenn er hierin nod) feine Veräußerung 
gefunden hat. Die Pfändung gab den Beklagten feine Vorrechte 
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vor dem Kläger. Die zur Zeit der Mebergabe des Grundftüds 
an den Zwangsverwalter auf dem Grundftücd befindlichen Thüren 
und Fenjter wurden von der Beichlagnahme der Zwangsverwaltung 
und Zwangsverfteigerung — fei e8 als Subjtanztheile, jei e8 als 
Zubehörftüde — mitergriffen. Sie unterlagen daher, nachdem 
die Beichlagnahme in der Zwangsverwaltung bewirkt war, über- 
haupt nicht mehr der Pfändung ($. 206, Abf. 1 des Gefeßes vom 
13. Suli 1883). Der Kläger als Realgläubiger war daher be- 
fugt, entweder diefer Pfändung mit der Wirkung zu widerfprechen, 
daß die Pfandftüde zur Immobiliarmaffe herausgegeben werden 
mußten ($. 206, Abj. 2 cit.), oder das ihm als Nealgläubiger 
zuftehende Vorzugsvecht auf den Erlös gemäß S. 710 E.P.0. 
geltend zu machen. Das Lektere ftand ihm auch dann zu, wenn 
Thüren und Genfter zu jener Zeit bereit8 fortgeichafft waren. 
Dem Kläger ift das Vorzugsreht an dem Exlöfe vor den Be- 
Hagten zugefprochen. Unerheblich, daß fich der mitbeflagte Schlofjer- 
meifter das Eigenthum vorbehalten hat. Denn in Anfehung der 
Teniter und Thüren gehören die an ihnen befeftigten Eifentheile 
(Beihläge u. dergl.) zur Subftanz; fie bilden einen Beftand- 
theil des Fenfters oder der Thür und gehen daher mit leßteren 
in das Eihenthum desjenigen über, dem die Thüren oder Fenfter 
eigenthünlich gehören. Ein vorbehaltenes Eigenthum ift rechtlich 
an Subftanztheilen einer Sade unmöglid. V, 211/96 vom 
23. Der. Ä 

97. Für die Eigenthümer, zwei Eheleute W., war eine 
Grundfhuld von 5000 Marf eingetragen. Sie haben diefelbe 
einer Bank zur Sicherheit für deren Forderung unter Mebergabe 
des Grundjchuldbriefes cedirt. Nach dem Zode der Ehefrau haben 
deren Erben und der Ehemann der Klägerin zur Sicherheit am 
5. Oft. 1893 cedirt; durch Gerichtsbeichluß vom 30. März 1895 
ift für die Klägerin wegen ihrer Forderung an die W. deren 
Forderung aus der für fie eingetragenen Grundichuld und dem 
darüber ausgefertigten, im Pfandbefik der beflagten Banf be- 
findlichen Grundfchuldbriefe gepfändet und zur eigenen Einziehung 
überwiefen. Das Pfandgrundjtäc ift fubhaltirt. Der Beklagten 
find 558 Mark 81 Pf. ausgezahlt; A541 Mark 32 Pf. find von 
dem auf die Grundfchuld entfallenen Betrage als Streitmaffe, 
auf welche Klägerin und Beflagte Anfprüche erhoben Hatten, 
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hinterlegt. Beide Theile find mit ihren Anträgen abgewiejen; 
zugleich ift ein neues Vertheilungsverfahren angeordnet. Revifion 
der Klägerin zurücgewiejen. Allerdings war die Beklagte wegen 
ihrer Forderung an die W. im I. 1894 befriedigt; die Streit- 
mafje hätte deshalb, wenn weiter nichts vorläge, der Klägerin 
zugejprochen werden fünnen. Denn, wenn aud) durd die Eeifion 
vom 5. Oft. 1893 das Eigenthbum an dem Grundfchuldbrief auf 
die Klägerin Mangels UWebergabe des Grundfchuldbriefs nicht 
übergegangen ift, jo wurde fie doch durch den Pfändungs- und 
Ueberweifungsbejhluß vom 30. März 1895 berechtigt, aus dent 
ihr überwiefenen Rechte der W. von der Beklagten, die in Folge 
ihrer Befriedigung fein Recht auf die Grundfchuld und den Grund- 
jchuldbrief mehr hatte, die Herausgabe des jetzt Faffirten Grund- 
huldbriefs zu fordern und ihr durd) Pfändung und Ueberweifung 
erworbene Recht aud) gegen Dritte wirffam zu machen. (Bgl. 
Bd. V, 145; ©, Bd. 20, Nr. 69.) Das ift aber jegt aue- 
geichloffen, nachdem Beklagte nachgewiefen Hat, daß im. den 
Sahren 1894 und 1895 andere Gläubiger der W. deren Ans 
iprud) gegen die Beflagte auf Rüdceffion der Grundfchuld ge- 
pfändet und fich haben überweifen lajjen. Nun Tann der Streit 
über die hinterlegte Meaffe nicht mehr ohne Zuziehung diejer 
Gläubiger ausgetragen werden. Deshalb ift das Bertheilungs- 
verfahren vor dem Subhajtationsrichter wieder zu eröffnen. V, 
117/96 vom 28. Oft. 

98. Im Fall 576 hatte die Beklagte dem Kläger 50000 Vtarf 
dargeliehen, Kläger hatte feine Aftien verpfändet und in der Ver- 
pfändungsurfunde der Beklagten die Berfaufsbefugniß vertrags- 
mäßig eingeräumt. Nun war zwar zur Sicherung der von dem 
Kläger gegen die Beklagte erhobenen Anfprüce deren Forderung 
an den Kläger mit Arveft beftridt; allein die Verfaufsbefugniß 
fonnte duch den Arreft nicht gehindert werden. Vielmehr Hatte 
diefer nur die praftiiche Bedeutung, die Veräußerung der Forbes 
rung an Dritte zu hindern. Außerdem ift wenige Wochen fpäter 
der Arreft rechtskräftig aufgehoben, und Kläger macht nicht geltend, 
daß er durch den früheren Verkauf gejchädigt fei. Nachdem die 
Aktien verkauft find, würde er nur Schadenserjaß fordern Fünnen; 
die Altien find aber jett völlig werthlos. III, 371/95 vom 
2./19. Suni 96. 
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99. Daraus, daß die Vermietherin die Untervermiethung 
der ganzen Sache genehmigt, folgt nicht, daß fie den Hauptmiether 
aus feiner Verbindlichkeit entlaffen hat. — 8.320 AU.L.R.L 21. — 
ALS die Beklagte den Vertrag zwifchen dem Hauptmiether Sc. 
und dem Untermiether St. genehmigte, behielt fie fich überdies 
das gefetliche Pfandredht an dem von jenem eingebrachten In- 
ventar vor. Dafjelbe wurde ihr auch für den in der Zeit nad) 
dem Eintritt de8 St. weiter laufenden Miethszins gegenüber der 
Klägerin zuerkannt, welche nad) Abjchluß des Hauptmiethsvertrags 
von Sch. deijen Inventarium gefauft und ihm miethsweis in den 
von Sc. gemietheten Räumen belaffen hatte. V, 384/95 vom 
3. Suni 96. 

100. ER Das Berufungsgericht hat angenommen, 
daß ein Pfandrecht für Beflagten an der Hypothek nicht entjtanden 
jei, weil der Schuldner ohne nähere Bezeichnung ‚‚gegen Dinter- 
legung einer Hypothel von 3000 Mark” ein Darlehn in gleicher 
Höhe erbeten hat. Diefe Offerte ift aber durch die fehriftlich er- 
Härte Annahme, welche die nähere Bezeichnung enthält, und unter 
welche der Schuldner das Belenntnif des empfangenen Darlehns 
gejegt Hat, ein Theil des dadurdh zu Stande gefommenen jchrift- 
lichen Vertrags geworden. Und nad außen hin ift die Erfenn- 
barkeit der Verpfändung durd) die Uebergabe des Hhpothelen- 
inftruments hinlänglid) ausgedrückt. Dieje Erfennbarfeit würde 
‚feine größere fein, wenn auch in der Berpfändungserflärung jelbft 
die Hhpothet nod) näher bezeichnet wäre. V, 29/96 vom 17. unit. 

101. Im Fall 578. Das Berufungsgericht hat irrevifibel 
angenommen, daß nad) Anhaltifchem PBartitularrecht befondere Vor- 
Ihriften nur für die Verpfändung von Forderungen beftehen. 
Aktien find feine Forderungen, und unterliegen deshalb jener Korn 
vorfchrift nicht. Eine der im $. 15 de8 E. ©. zur 8. DO. alter- 
nativ vorgejchriebenen Kormen für andere VBermögensrechte ift aber 
dadurch) gewahrt, daß Belflagter den Gewahrjam der Aktien er- 
langt bat. III, 101/96 vom 18. Sept. 

102. Der Erblaffer der Klägerin hatte dem Erblaffer der 
Beklagten drei Dampfdreichmajchinen übergeben, damit er fi 
aus den Nubungen wegen feiner Forderung an den Erblafjer der 
Klägerin bezahlt mache. Diefer -antichretiche Pfandvertrag ift, 
wenn auch nur mündlich geichloffen, durch die Mebergabe gültig 
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geworden. — ÜL.R. I, 20, SS. 94, 139. — Wenn $. 144 vor: 
chreibt, daß die Nechnungslegung in der Negel bei Rücdgabe der 
Pfandfache erfolgen foll, jo muß dafjelbe gelten, wern da® Pfand 
überhaupt nicht mehr zurücigegeben werden kann, weil der Pfand- 
nehmer, wie bier, dafjelbe veräußert hatte. Die Beklagten find 
deshalb zu der geforderten Rechnungslegung verurtheilt. V, 88/96 
vom 7. Oft. 

103. Möbel, welche die Frau W. theils in die Ehe ge- 
bracht, theil® in der Ehe erworben hatte, wurden für Schulden 
ihres Ehemanns, für die fie fi) verbürgt hatte, gepfündet oder 
verfet. Ihr Vater, der Kläger, hat mit der Frau W. vereinbart, 
daß er die auf den Sachen ruhenden Schulden abtragen werde. 
Dagegen Hat fich diefe verpflichtet, die Sachen dem Kläger jo 
lange zu belaffen, bis fie die für fie bezahlten Beträge dem Kläger 
erftattet haben werde. In Ausführung diefer Vereinbarung find 
vom Kläger Zahlungen im Gejammtbetrage von 3732 Marf 
67 Bf. geleiftet. Bei Auslöfung der damals gepfändeten Möbel 
hat Kläger zur größeren Sicherung diefe Möbel jchriftlich von 
der Frau W. für 700 Marf unter Einräumung des Wiederfaufs- 
rechts gefauft. Diefe wie die übrigen Möbel find unmittelbar 
nad) deren Auslöfung auf Anordnung des Klägers auf den Speicher 
eines Spediteurs gebradt und dort auf Koften und zur Ber: 
fügung des Klägers gelagert. Frau W. ift zu dem Kläger in 
deffen Wohnung gezogen und hat dort al8 dejjen Gaft gelebt. 
Später hat Kläger für feine Tochter eine in feinem anderen 
Haufe leer ftehende Wohnung herrichten und fie mit den bei dem 
Spediteur lagernden und anderen von ihm hinzugefauften Möbeln 
ausftatten Laffen. Kläger Hat diefe Wohnung feiner Zochter zu 
unentgeltliher Benugung auf Widerruf überlaffen. Darin hat 
dieje gewohnt, fich jedod) tagsüber meiltens in der Wohnung des 
Klägers aufgehalten. Als im Frühjahr 1894 die Frau W. auf 
längere Zeit verreift ift, hat Kläger die von derjelben bewohnte 
Wohnung abgejchloffen. und den Sclüffel an fid) genommen. 
Auf diefen Thatbeftand gründet das Berufungsgericht die An- 
nahme, daß dem Kläger ein Pfandrecht an den gepfändeten Sachen 
wegen feiner Auslagen zufteht, jodaß er gegenüber einem Gläubiger, 
der den Anspruch der W. auf Herausgabe der Sacdjen hatte pfänden 
fafien, ein Vorzugsredht an dem Erlöfe hatte. Nevifion zurüd- 
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gewiefen. Wenn auch die W. die ausgelöften Sachen nicht jelbit 
dem Kläger übergeben hat, fo ift dod) gemäß 8EIA.LUR.IL 7 
deren fFörperliche Uebergabe an den Kläger dadurd erfolgt, daß 
Frau W. den Befit zum Vortheil des Klägers erledigt und diejer 
den Befit thatjächlich ergriffen hatte. V, 127/96 vom 4. Nov, 

104. Im Fall 53. Eine Genehmigung der Verpfändung 
de8 H. durch den Kläger hätte nad S. 65 IL, VÜLR. der 
Ihriftlichen Form bedurft. ine ftillfchweigende Genehmigung 
der Verpfändung einer fremden Sade ift zwar nad) $. 79 dann 
anzunehmen, wenn der Eigenthümer des Pfandes mit Kenntniß 
der BVerpfündung für die duch das Pfand zu fichernde Schuld 
fi) verbürgt. Das jet aber eine gültige, alfo nach $. 205, L, 14 
Ichriftliche Bürgfchaftserflärung voraus, an der es hier fehlt. Im 
Uebrigen aber fFann die nachträgliche Genehmigung einer DVer- 
pfändung, wo e8 einer Genehmigung zur Gültigkeit dev lekteren 
bedarf, nicht anders beurtheilt werden, als eine jolche, die vor 
der Verpfändung erfolgt. DBgl. Eccius, Bd. 3, ©. 479, Anm. 9. 
V, 162/96 vom 21. Nov. 

105. Kläger hatte der 0.9. ©. 9.& %., deren Theilhaber 
der Bellagte war, 25 Stüd Lombarden als Depot zur Sicher: 
heit für die Forderungen an 9. & %. aus Spefulationsgefchäften 
gegeben. Seine Schuld hat er bezahlt, die Lombarden hat er 
aber nicht zurüderhalten. 3. ift zu deren Wiückgabe, auf welche 
er al8 Theilhaber der 0. H. ©. perjönlich haftet, auch wenn er 
fie nicht befittt, verurtheilt. %. hatte dem Kläger überdies nad 
Auflöfung der 0. H. ©. einen Revers gegeben, in welchem er dem 
Kläger beftätigt, von ihm 25 Stüd LXombarden a conto feiner 
Kontofurrentforderung al8 Unterpfand erhalten zu Haben. I, 
242/96 vom 2. Dec. 

106. Im Fall 86 hatte Beklagter den Hypothefenbrief mit 
einem beftimmten Auftrage und zu einem bejtimmten Zwed er- 
halten, daraus folgt, daß er ihm zurüczugeben hatte, als der 
Auftrag und der Zwed unausführbar geworden waren. Aus dem 
Vertrage mit R. hatte der Beklagte ein Zurücdhehaltungsrecht nicht 
gewonnen; die Vorausfegungen eine® gefeßlichen Retentionsrechts 
(8.539, , WU R. und Art. 313 H. ©. 3.) liegen aber aud) 
nicht vor. Daß die Kläger um die Sachlage wußten, Tann feinen 
Unterfchted machen; jo gut wie K. fünnen auch fie die Herausgabe 
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des vom Bellagten ausgebraunhten Dupothelenbriefe verlangen. 
V, 114/96 vom 21. Oft. 

107. Die Klägerin in Geeftemünde hatte fehon früher 
Speditionsgefchäfte für die Firma D. B. & Co. in Oldenburg 
erledigt. Sie empfing von derfelben Ende Februar 1892 eine 
Anzahl Waaren zur Beförderung nad) Glasgow, und fandte die 
Waaren am 4. März 1892, die Konnoffemente am 5. März an 
ihre Auftraggeberin mit dem Erfuchen, fie für die Freditirten 
Spevitionskoften zu erfennen. An demfelben Tage wurde der 
Konfurs über D. VB. & Co. eröffnet, die Konnoffemente find an 
den Konfursverwalter abgegeben, der die von der Klägerin ge- 
forderte Rücdgabe weigerte, fich aber erbot, die Speditionskojten 
jener Waaren zu zahlen. Die Klägerin inhibirte die Aushändigung 
der Waaren in Leith, fie find zufolge Vereinbarung der Parteien 
mit der Maßgabe verkauft, daß der Erlös von 3045 Mark an 
die Stelle der Waaren tritt. Klägerin beanjprucht dem Konfurs- 
vermwalter gegenüber den Erlös, an dem er ein PVfandrecht wegen 
der 741 Mark 55 Pf. Speditionsfoften und ein kaufmännifches 
Zurücdbehaltungsrecht wegen 6314 Mark 32 Pf. Forderung aus 
älteren Speditionsgefchäften geltend madht. Die Vorinjtanzen 
haben nur 741 Marf 55 Pf. zugefprodhen; ein Wetentionsredt, 
das ihr fonft zuftehen würde, fünne fie nicht geltend machen, weil 
fie fih nicht im Hrfig der Konnofjemente befinde. Die Replif 
der Arglift ftehe dem Konkursverwalter nicht entgegen, weil die 
Konnofjemente nicht unrechtmäßiger Weife in die Hände des Konfurs- 
verwalters gelangt jeien. Das Neichsgericht hat die Nevifion 
zurücigewiefen. III, 154/96 vom 27. Oft. /20. Nov. 

108. Der Beflagte und feine Ehefrau Haben der Klägerin 
durch vertragswidriges und unkindliches Benehmen den ferneren 
Aufenthalt in ihrem Haufe, da8 Zujammenleben mit ihnen, wie 
folches in dem DVertrage in Ausfiht genommen war, unmöglich 
gemacht. Klägerin kann deshalb auch für die Zukunft ihr Inter- 
effe verlangen, nämlich ftatt der Naturalleiftungen ein Nequivalent 
in Geld; die bloße Behauptung des DBeflagten, daß er für bie 
Zukunft zur vertragsmäßigen Naturalerfüllung bereit fei, unerheb- 
(ih. — Bol. Seuffert, Archiv, Bd. 35, Nr. 195; Bolze, Praris, 
Bd. VIL, 86; vgl. dafelbft Bd. I, 202, 478; Bd. XV, 155. — 
Für die Zeit vor Erhebung der Klage Tonnte, da es jih um 
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vertragsmäßige Leiftungen handelt, das Intereffe wegen Nicht- 
erfüllung unbefchränft verlangt werden, ohne daß wie bei gejeß- 
lichen Alimentenforderungen — Bolze, Praxis, Bd. III, 328 — die 
Vorausfegungen eines entjtandenen Schadens näher darzulegen 
wären. III, 65/96 vom 16. Sunt. | 

109. 8. hatte im $. 1882, als er auf einer an der Breiten 
Straße belegenen Parzelle feines Grundftüds bauen wollte, und 
der Amtsvorfteher bei Ertheilung des Baukonjenfes dies ald DBe- 
dingung ftellte, auf fein Grundftüc Abth. IT die Verpflichtungen 
gegen die Gemeinde eintragen laffen, ihr das zur Verbreiterung 
der Straße erforderliche Land von feinem Grundftüd ımentgelt- 
(ich abzutreten; den Bürgerfteig vor feinem Grundftic unentgelt- 
Ti pflaftern zu lafjen und zu unterhalten; den Kahrdamm pflaftern 
zu lafjen oder die Koften der Gemeinde zu erftatten; die Koften 
einer Entwäfferungsanlage und der öffentlichen Straßenbeleuchtung 
zu tragen; auf dem Grundftüd einen Brunnen anzulegen. Im 
%. 1885 hat der Beklagte die an der Warnemünderftraße belegene 
Parzelle BL. 84 von B., und ein Vorbefiter des Bellagten 3. 
die Parzelle 82 von DB. erworben. Auf diefe Grundftüde find 
jene Laften bei der Abjchreibung übertragen. Ein dem Gejege 
vom 2. Suli 1875 entiprechendes Ortsftatut, welches die Gemeinde 
berechtigt, den Grundftücen derartige Belaftungen aufzulegen, tft 
für die Gemeinde Schmargendorf erft im 3. 1889 eingeführt. Das 
Berufungsgericht hat ohne Gefegesverlegung angenommen, daß 
der Amtsvorfteher, welcher nicht befugt war, derartige Zajten auf- 
zulegen, diefe Belaftung mit B. als unbeauftragter Gefchäftsführer 
verabredet hat, daß B. die Abficht, daß dadurd Nechte für die 
Gemeinde begründet werden follten, getheilt und in Folge deijen 
für diefe hat eintragen Lafjen, und daß die Gemeinde die ihr zur 
Kenntnig und Nachachtung überfandte Abfchrift der Eintragung 
angenommen und dadurch die Gefchäftsführung des Amtsvorftehere 
genehmigt hat. Dadurd ift der Titel für die durch die Ein- 
tragung gefchaffene Reallaft begründet. Allerdings handelte e8 
fi) neben den wiederkehrenden Leiftungen aud um einmalige; 
aber aud) diejenigen Verpflichtungen, die fich durch eine einmalige 
Zeiftung erichöpfen, ftellten fih für B., der fie für fein ganzes 
Grundftücd, alfo für eine unabjehbare Reihe von Neubauten über- 
nahm, al®” wiederfehrend dar, und e8 wäre darum nicht einmal 


Reallaft, 


Reallaft. 
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thatfächlich ausführbar gewefen, diefe Leitungen durch eine KRautions- 
bypothef mit einer bejtimmten Marimalfumme ficherzuftellen. 
V, 139/96 vom 10. Oft. 

110. Das Grundftüd 84 hatte der Beklagte 1891 an %. 
aufgelaffen. In der Subhaftation hatte er e8 am 4. Mai 1893 
wieder eritanden. Inzwifchen hatte die Gemeinde auf Antrag von 
Adjazenten die Warnemünderftraße regulirt. %. hatte die baare 
Borzahlung der Koften abgelehnt, aber eine Kautionshypothef be- 
jtellt, die in der Subhaftation ausgefallen ift. Eine Anmeldung 
hat die Klägerin nicht befchafft. Mebrigens hat Beklagte in Folge 
der aufgeitellten Kaufbedingungen die in Abtheilung II eingetragene 
Laft übernommen. Die Gemeinde fordert Erftattung der Koften 
für Pflafterung und Kanalifirung der Straße, foweit fie auf 82 
und 84 entfallen. Dazu ift der Beklagte verurthellt. Der Er- 
fteher fann nicht hinterher geltend machen, daß eine derartige 
Kaufbedingung nicht hätte geftellt werden dürfen; denn dies hätten 
nur die Subhaftationsinterefjenten im Subhaftationsverfahren an- 
fechten dürfen. Der Berufungsrichter ftellt aber auch feit, daß 
bis zum Kaufgelderbelegungstermin eine Vertheilung der Pflafte- 
rungs=- md Kanalifirungskoften über die einzelnen betheiligten 
Grundftüce nicht Hat ftattfinden Fünnen, folglich nicht aus der 
Zeit vor der Subhaftation rücdjtändige Ausflüffe der Neallaft in 
Stage ftehen. V, 139/96 vom 10. Dft. 

111. Das Berufungsgericht erfennt an, daß die Ehefrau des 
Beklagten jedenfalls einen gejelichen Anfpruc auf eine Leibzucht3- 
wohnung habe, und e8 ift zuzugeben, daß daraus nicht ohne wei- 
teves ein Wohnrecht gerade in dem neuen Haufe folgt; das würde 
aber den Kläger nicht berechtigen, von ihr die fofortige Räumung 
der jetigen Wohnung zu verlangen. Das ganze Leibzuchtsverhält- 
niß fteht hervorragend unter dem Grundjate der Billigfeit. Be- 
rüdfichtigt man nun, daß der Kläger diejes Haus ohne Vorbehalt 
jeit etwa dreißig Jahren als Leibzuchtsmohnung gewährt hat, jo 
würde die Leibzüchterin die bislang von ihr nicht einmal verlangte 
Räumung fo lange weigern fönnen, bis ihr eine andere angemefjene 
Wohnung angeboten oder in bindender Weife ihre Leibzucht feit- 
geftellt wäre. It aber die Leibzüchterin berechtigt, ihren jpäteren 
Ehemann in die Leibzuchtsmohnung aufzunehmen, und hat fie das 
gethan, fo verlett diefer die Nedhte des Stellenbefigers ebenjo 
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wenig wie der Aftermiether die des Hauseigenthümers. Auch im Neallaft. 
vorliegenden Yale hat die Ehefrau des Beklagten bis zu ander- 

weiter Regelung das Recht, das neue Haus als ihre Leibzuchts- 

wohnung zu benugen; bi8 dahin Fan aljo der Beklagte denjelben 

Einwand erheben. III, 193/96 vom 1. Der. 

112. Der Bellagte hat in der Subhaftation zwei Grund- 
jtüde erjtanden, auf denen für den Nittergutsbefiter ein DVor- 
faufsrecht und für den Nichtausübungsfal ein Laudemium von 
10 Proz. des Kaufgeldes eingetragen if. Der Rittergutsbefiker 
fordert die 10 Proz., weil er das VBorkaufsrecht nicht ausgeübt 
habe. Nach dem Erbenzinsfontraft vom 3. 1765 foll der Erben- 
zinsmann die beabfichtigte Veräußerung der Herricdaft anzeigen 
und für das gebotene pretium offeriren. Der Berufungsrichter 
erachtet in erfter LKinie das Recht des Klägers auf das Laudemium 
durch die Beftimmung im 8. 3, Nr. 4 des Pr. Reallaftenablöfungs- 
gefeßes vom 2. März 1850 für aufgehoben. Der VBorfchrift im 
8.38 a. a. D., welche hier wegen der Refognition von 2 Zhalern 
in Betracht zu ziehen ift, legt er die Bedeutung einer durd) Gegen- 
beweis zu entkräftenden gefetlichen Vermuthung bei, und diejen 
Segenbeweis findet er in dem Inhalt der Vertragsbeftimmung 
über den Zehnten, welcher erkennen lafje, daß der Zehnte hier 
nicht den Charakter einer Grundabgabe, fondern den einer Leitung 
zur Tragung der Koften der Privatgerichtsbarfeit im Sinne des 
8.3, Nr. 4 habe. In zweiter Linie erklärt er den Anfprucd) aud) 
ihon nad) dem Inhalt des Vertrags für unbegründet, weil die 
vertragliche Vorausjegung für den Anfpruch, daß nämlich der 
Beklagte aus der Yurisdiktion des Gutsheren fortziehe, nad) der 
beftehenden Gerichtsverfaflung nicht mehr eintreten fönne; die 
Abgabe fei daher überhaupt nicht mehr zu zahlen. Das ift nit 
rehtsirrthümlidh. V, 160/96 vom 21. Nov. 

113. gl. 194. Die dem Anlieger einer neuen, zur DBe- Gemeine Laft. 
bauung beftimmten Straße dur ein auf Grund $. 15 des Pr. 
Sefeßes vom 2. Yuli 1875 auferlegte Verpflichtung, zu ben 
Straßenbaufoften beizutragen, ift eine auf dem Grundftücd ruhende 
gemeine Laft, die zur Wirkffamfeit gegen Dritte der Eintragung 
in das Grundbuch nicht bedarf und die in der hier erfolgten 
Zwangsverfteigerung die Rangftellung vor den Hhpothefen nad) 
8. 28 des Gefeßes vom 13. Juli 1883 zu beanspruchen hat. Nicht 
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Gemeine Laft, enticheidend ift, daß es fich nicht um eine wiederkehrende Leiftung 


Erbpadt. 


handelt. E8 hatte eine Veranlagung und Heranziehung des Grund- 
ftücfseigenthümers im Sinne 8. 18 des Zuftändigfeitsgejeges vom 
1. Aug. 1883 ftattgefunden, indem nad Beginn des Baues ein 
Beihluß des Magiftrats veröffentlicht war, in weldhem die Koften 
für Freilegung, erite Einrichtung und Pflafterung nach) laufenden 
Metern beftimmt wurden. Auch) war der Eigentümer durch 
Schreiben der ftädtifchen Baudeputation aufgefordert, den auf fein 
Grundftüc entfallenden Koftenbeitrag von 62919 Mark bei Ver- 
meidung ded Verwaltungszwangsverfahrene an die Stadthaupt- 
faffe zu entrichten, demnächft ift diefer Beitrag von feinem Befiß- 
nachfolger B. dur) Schreiben vom 10. Febr. 1892 bei Vermeidung 
der Zwangöverfteigerung des Grundftücds eingefordert. Der be- 
Hagten Stadt, die fich auch Feiner Verzögerung jhuldig gemacht 
hatte, durch welche die Uneinziehbarkeit vom Baulaftverpflichteten 
herbeigeführt wäre, wurde die Priorität vor der Hhpothef der 
Klägerin zugefproden. V, 120/96 vom 28. Dft. 

114. Das Pr. Gefeg vom 12. Suni 1892, welches den 
dritten Abfchnitt des Gejetes vom 2. März 1850 auf Neuvor- 
pommern und Rügen ausbehnt, bezieht fich in Abi. 2 des 8.3 
auf die fubjektive Negulirungsfähigfeit, fodaß er, wenn die objef- 
tive Regulirungsfähigfeit am 1. Ian. 1892 vorlag, nur über die 
Kollifion des Befiterd vor 1892, der aljo an fich regulirungs- 
berechtigt fein würde, und des gegen Vorbehalt ermittirten Be- 
jißer8 vor 1854 enticheidet. Das entjpricht dem Wortlaut und 
dem zu Grunde gelegten Bericht der Kommiffion von 1861. III, 
197/96 vom 4./22. Dec. 

115. Durh einen Bertrag vom 9. 1829 hat die Eigen- 
thümerin Grundjtüde ihres Gutes „auf ewige Zeiten und un- 
widerruflich ausjchlieglich zu dem Zwede vererbpachtet, den darin 
befindlichen Gyps auszufördern und auf feine Rechnung zu ver- 
faufen oder fonft nach feinem Belieben zu bemugen, und um den 
zum Betriebe etwa nöthigen Abraum darauf zu fehütten”. Ein 
Erbpaditredht, das fich in Folge des Pr. Gejekes vom 2. März 
1850 in Gigenthum umgewandelt Habe, ift dadurd) nicht be- 
gründet. Denn dem Wejen der Erbpacht widerfpricht es, daß 
dem Erbpäcter nur ein bejchränftes Nutungsreht eingeräumt 
werde, der Erbverpäcter aber im Webrigen alle Nutungsrechte 
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behält. Bgl. 8.187 U.L.R. L 21. V, 172/96 vom 25. Nov. 
Vol. 453. 

116. Der Bellagten fteht unter dem Grundftüd des Klägers 
eine Braunfohlenabbaugerechtigkeit zu. — Br. Gejet vom 22. Sebr. 
1869. — Barteien haben fi) dahin verglichen: Beklagte gibt ihr 
KRohlenabbaurecht bezüglich der feftgeftellten Sicherheitspfeiler auf; 
dagegen verpflichtet fich der Kläger, diefe Kohle niemals abzu- 
bauen, und bewilligt den Eintrag diejer Beichränfung im Grund- 
budh. Die Bellagte, welche demnädjft von einem Pfeiler Kohlen 
abgebaut hat, ift zum Erjat des Werthes der abgebauten Kohle 
verurtheilt. Denn Kläger, welcher wieder unbejchränfter Eigen 
thümer der Kohle geworden war, hat das Recht, die ohne feinen 
Willen aus feinem Gewahrjam geflommene Kohle zurüdzufordern 
— E1IMUR 1, 15 —, und da die Beklagte die Kohle ver- 
äußert hatte, muß fie den bei der Veräußerung gezogenen Vortheil 
dem Kläger verabfolgen (8. 28); diefer Anfpruch) war auch vedt: 
zeitig erhoben ($. 30). Nevifion zurücgewiejfen. V, 394/95 vom 
10. Suni 96. | 

117. Den Klägern als Inhabern der Fideilommißherrichaft 
Beuthen fteht auf Grund mehrerer Familienverträge das aus- 
Ichließliche Recht zu, auch in den Gründen der Herrichaft Tarrıo- 
wig-Neudek Cifenerze zu graben und zu fördern. Nur darf der 
Beklagte als Inhaber der Herrihaft die zum Betriebe feines 
Drinniger Hammers erforderlichen Eifenerze aus feinem Grund 
und Boden und fogar unter Umftänden aus den zur Herrichaft 
Beuthen gehörigen Grundftüden entnehmen. Der Bellagte hat, 
obwohl der Brinniger Hammer feit 1885 außer Betrieb ift, feit 
1888 auf Rudy=Pielawer Domanialterrain, das zu Neuded ges 
hört, Eijenerze fördern lafjen, und jeßt die Förderung noch fort. 
Das Berufungsgericht hat angenommen, daß dem Beklagten nad) 
dem Sinn der abgejchloffenen Verträge zwar für alle Zeit das 
Recht gebühre, das zum ertragreichen Betriebe des Brinniter 
Hammers erforderlihe Eifenerz in ungemefjener Quantität zu 
fürdern, auch in der größeren Quantität, welche der Betrieb des 
den jedesmaligen Zeitverhältniffen entiprechend technifch verbefferten 
und vervollfommmeten Hammers erfordere, daß das Förderungs- 
vet aber den thatjächlichen Betrieb des Hammers vorausjeke. 
Da der Hammer feit Iahren außer Betrieb fei, dürfe Bellagter 


Erbpadit. 
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nicht mit der Förderung und Aufftapelung der Eifenerze in un- 
gemeffener Weife fortfahren und dadurch dem Zugriffe der Kläger 
einzelne Erzfelder entziehen. Gegen etwaigen Raubbau der Kläger 
oder deren Pächter möge fic) der Beklagte mit den zutreffenden 
Mitteln Shügen. Für den nicht ausgefchloffenen Fall der Betriebs- 
wiedereröffnung müfje Beflagter im Stande fein, über ein Duaıt- 
tum von 12000 Gentnern für den Anfangsbetrieb auf ein Viertel- 
jahr zu verfügen, das ihn in den Stand fee, den Hochofen 
jederzeit anzublafen. Auf die neuen technifchen Fortfchritte durch) 
Anwendung der Coafsfeuerung, wobei die Roheifenproduftion um 
das Dreifache erhöht werde, wurde feine Rücficht genommen, weil 
der Hammer dazu erft durch erhebliche Umbauten in Stand ge- 
jet werden müßte. Beflagter wurde danad) verurtheilt, die auf 
der Halde liegenden 185721 Centner Eifenerze mit Ausichluf 
eines Duantums von 12000 Eentnern den Klägern gegen Er- 
ftattung der Förderfoften herauszugeben. NRevifion zurücgewiejen. 
V, 9/96 vom 19. Juni. 

118. Der in einer früheren Entfcheidung für das Gem. R. 
ausgejprochene Sat, daß ein Mühlenbefiger einen Entjchädigungs- 
anipruch aus $. 148 A. 3. ©. wegen Entziehung von Mahlwafler 
durch den Bergbau nicht erheben Fünne, wenn ihm nicht ein aus- 
Ichließliches oder bevorzugtes Recht auf das Waffer zufteht, Fann 
wenigftens für das Preußische Recht nicht aufrecht erhalten werden. 
Das Recht des Uferbefigers an einem BPrivatfluß auf Benutung 
des an feinem Grundftüc vorbeifließenden Wafferd — Gefet vom 
28. Febr. 1843 — ift ein Ausfluß des Grundeigenthums, deffen 
Nugbarkeit dadurch in der Regel erhöht, in vielen Fällen, wie bei 
Mühlen, wejentlich bedingt wird. SIede wefentliche Veränderung 
des Wafjerlauf3 bedingt eine Beichädigung des Grundeigenthums, 
wenn fie den VBermögenszuftand des Grundbefiters in Beziehung 
auf das Grundjtüd verihlimmert hat. — SL1UURL 6. — 
V, 137/96 vom 11. Nov. — Bgl. 198. 

119. Der Kläger, eingetragener Eigenthümer eines Grund 
jtüds zu Petersroda, räumte am 14. April 1892 dem St. das 
Recht ein, die darauf ftehenden Kohlen, jowie Sand, Kies und 
Thon abzubauen, um einen Preis von 2400 Mark für den Heltar. 
Davon jollten 600 Mark für den Hektar am 1. Juli 1892 ge- 
zahlt werden, 18300 Mark für den Hektar der in Anfpruch ge= 
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nommenen Fläche zur Hälfte bei Beginn des Abbaues, zur Hälfte 
jech8 Monate fpäter, wobei zur Bedingung gemacht wurde, daß 
jedesmal mindeftens ein Hektar übernommen werde. St. hat am 
1. Suli 1892 zwar nur 2000 Marf gezahlt, aber eine Quittung 
über 5649 Mark 60 Pf. erhalten. Auf Bewilligung des Klägers 
it im Grundbuh für St. und deffen Rechtsnachfolger das Ab- 
baurecht mit der Verpflichtung des St. und der NRechtsnachfolger, 
die 1800 Marf fo wie bedungen zu zahlen, und der Verpflichtung 
ded Klägers, die verlangte Fläche frei von Hhpothefen und Be- 
faftungen dem Erwerber aufzulaffen, eingetragen. St. hat das 
eingetragene Abbauredht an die beflagte Gewerkfichaft abgetreten; 
es ift für diefe im Grundbuch umgefchrieben. Das Berufungs- 
gericht Tegt den Vertrag vom 14. April 1892 dahin aus, daß die 
Beklagte, jolange fie den Reft der erften Nate nicht getilgt habe, 
mit dem Abbau nicht beginnen dürfe, und ift der Anficht, daß in 
diefer Beziehung durch die vom Kläger ausgeftellte Duittung nichts 
geändert fei. Dementiprechend ift gegen die Bellagte erfannt. 
Deren Revifion zurücdgewielen. V, 192/96 vom 9. Dec. Bol. 
44 und 398. 

120. Im Fall 22 Hatte da8 Berufungsgericht zum Schaden$- 
erjag verurtheilt. Das Neichsgericht Hat aufgehoben, zurücver- 
wielen. Eine ausdrüdliche Löfung hat die Trage im Pr. 1.9. ©. 
nicht gefunden, das Br. Obertribunal hat die Verpflichtung des 
Grundeigenthümers zum Schadenserfag verneint. — Vgl. Oppen- 
hoff, Das allgemeine Berggeiet, Einl. und Anm. 883 zu $. 147, 
©. 212. — Das Reihsgericht ift diefer Anficht beigetreten. Eine 
dingliche Belaftung des GrundeigenthHums mit der Yolge, daß der 
Eigenthümer behindert wäre, fich einer jeden den Bergbau nad) 
theiligen Handlung zu enthalten, wird durch die bergrechtliche 
Verleihung nicht herbeigeführt. Vielmehr bewendet e8 aud) be- 
züglich diejes Verhältniffes bei dem allgemeinen Grundjag, daß 
der Eigenthümer in dem Rechte der freien Benukung jeines 
Grund und Bodens an fich unbejchränft ift und durch die Aus- 
übung diefes Rechts, fofern nicht offenbarer dolus vorliegt, nie- 
mandem verantwortlid wird. Nach Code 552 ijt der Eigen- 
thümer zu allen Arten von Anlagen und Gruben aud) unter der 
Erde befugt „vorbehaltlich der fi) aus den die Bergwerfe be- 
treffenden Gefegen und Verordnungen ergebenden (einzelnen) Be: 
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Schränfungen”. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß bei 
einer Kollifion der Imtereffen des Bergwerks und des Grund- 
eigenthHums jene allgemein vorgehen. Deshalb mache fich der 
Eigenthümer durd) jede Störung des Bergbaues, aud) wenn fie 
behufs Ausübung feines Eigenthbums erfolge, eines vechtswidrigen 
Gingriffs in die Nechte des DBergwerkseigenthümers jchuldig. 
Dafür, daß diefe Auffaffung des PVerhältniffes dem grundjäg- 
lichen Standpunft des A. B. ©. nicht, vielmehr die entgegen- 
gefetzte entjpricht, pricht, daß daffelbe eine Entfchädigung für eine 
Solche Beichränfung, wie fie das DOberlandesgericht zu Ungunften 
der Beflagten angenommen hat und durch welche die Ausnußung 
des in Frage ftehenden Grundftücds in einem befonders werthvollen 
Theile unmöglicd) gemacht werden würde, nicht gewährt, womit zu 
vergleichen 88. 153, 154. II, 253/96 vom 29. Dec./8. Ian. 97. 

121. Nur foweit die Arbeiten der Beklagten in der Durd)- 
Itehung des Braunfohlenflögßes und der Entfernung der in der 
Schadtöffnung vorfindlichen Braunkohle beftanden, enthielten die- 
jelben einen Eingriff in das durd 8.1 4.2. ©. der Verfügung 
des Eigenthümers entzogene Mineral und eine Verlegung der 
Rechte des Klägers, welhem in Folge der Verleihung gemäß 
$. 54 die ausfchliegliche Befugnig zur Gewinnung defjelben zu- 
tteht. Infoweit aufgehoben, zurücdverwiejen. II, 253/96 vom 
29. Dec. /8. San. 97. 

122. Den neun Klägern fteht als Cigenthümern je eines 
Bauernhofs zu E. das Recht zu, durch einen gemeinschaftlichen 
Beauftragten oder jo, daß jezeitig einer von ihnen je für fd) 
das Recht ausübt, in dem dem Fiskus gehörigen Wolgajtjee die 
Filcheret auszuüben. Auf ihre Klage war Fiskus verurtheilt, an- 
zuerfennen, daß fie zur Verpachtung der Fifcherei befugt jeien. 
Das NReichögeriht hat aufgehoben, zurücdverwieien. Denn daraus, 
daß Kläger befugt find, die Zifcherei für ihren Bedarf durch 
einen gemeinfchaftlichen Beauftragten auszuüben, folgt nicht die 
Befugniß, einem Andern die Ausübung für eigene Rechnung zu 
überlaffen. — 8. 22 U. R. I, 19. — Die Annahme des Be- 
rufungsgerichts, Kläger dürften die Filcherei auch gewerbsmäßig 
ausüben, folgt nicht aus der allgemeinen Erwägung, der Bauer 
pflege jeine Produkte zu verfaufen, und entbehrt fonft einer aus- 
reichenden Begründung. V, 13/96 vom 24. Iuni. 
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123. Dem Beklagten als Eigenthümer des an der Stadt 
Konik liegenden Mönchfees, eines nicht Fünjtlich angelegten Waffer- 
bedens, Tiegt die Öffentlich-vechtliche Verpflichtung ob, denfelben jo 
zu unterhalten, daß polizeilich zu fchüende Intereffen nicht be- 
-einträchtigt oder gefährdet werden, mag die unzuläffige Bejchaffen- 
heit de8 Sees durd) den Eigenthümer, durch Dritte herbeigeführt 
oder durd) Zufall entitanden fein. — Bgl. Entjcheidungen des 
Pr. Oberverwaltungsgerihts, Bd. 7, ©. 351; Bd.8, ©. 330; 
Bd. 10, ©. 180; Bd. 12, ©. 310; Bd. 13, ©. 326; Bd. 18, 
©. 414. — Das Eigenthum an einem Grundftüd fannı nicht als für 
fih allein beftehend und Losgelöft von den Beziehungen betrachtet 
werden, die fih mit Nothwendigfeit aus einem geordneten bürger- 
lichen Zufammenleben ergeben. Darauf beruhen die gefetlichen Be- 
grenzungen des Eigenthbums zum Beten des gemeinen Wejene. 
Nah AL. R.1, 8, 88.37 fg. 61 wird dem Eigenthümer unter Um- 
ftänden verwehrt, fein Grundftüd in Verfall gerathen zu laffen. 
E8 ift nur eine Folgerung aus demfelben Prinzip, wenn der Eigen- 
thümer für verpflichtet erachtet wird, fein Grundftüd fo zu er- 
halten, wie e8 im Intereffe der Allgemeinheit unbedingt erforder- 
ch ift. Die Verpflichtung des Eigenthümers bejteht aud) nicht 
bloß der Polizeibehörde gegenüber, fondern fie liegt ihm nad) 
öffentlichem Recht überhaupt ob. Die Stadt Koni, welcher 
im fanitätspolizeilichen Intereffe aufgegeben war, den See reinigen 
zu laffen, würde aljfo nad) $. 5 des Gefeges vom 11. Mai 1842 
die Feftftellung fordern Fünnen, daß Bellagter verpflichtet jei, die 
Reinigung zu bewirken, fofern nicht der Klägerin felbft die Schuld 
an der PVerfumpfung des Sees und den gejundheitsgefährlichen 
Ausdünftungen beizumeifen ift. Das Reichögericht hat die Klag- 
abweifung aufgehoben, zurüdtverwiejen. V, 396/95 vom 10. Juni 96. 

124. Abgejehen von dem in 123 hervorgehobenen Gefichts- 
punkt des öffentlichen Nechts läßt fi der Klaganfprud) nicht aus 
AU R.L 8, 8. 100 begründen. Denn der See ift fein Graben 
und fein Kanal. Auc nicht aus $. 7 des Gejeges vom 28. Febr. 
1843, denn diefe Beftimmung betrifft lediglich die Räumungs- 
pflicht, infoweit fie zur Beichaffung der Vorfluth gewährt werden 
muß. Auch $. 10 des Vorfluthsedifts vom 15. Nov. 1811 trifft 
nicht zu, da e8 fih um einen See und nicht um einen Graben 
oder Wafferabzug handelt. V, 396/95 vom 10. Suni 96. 
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125. Bon dem Lieferbacdh zweigt fid) ein Mühlenteich ab, 
welcher durch die Stadt Wittlich fließt, unterhalb derfelben aber 
wieder in den Xieferbad mündet. An dem Mühlenteich liegt das 
Grundftüd des Beklagten mit einem Staumwerf; unterhalb am 
Lieferbacdh Liegen die K’Ichen Wiefen, weiter unterhalb am Liefer- 
ba die Mühlen der fieben Kläger. Der Beklagte hat mit ®. 
einen Bertrag gejchloffen, indem er diefem auf die nädhjiten drei 
Jahre das NRedt einräumt, mittelft eines Bewäfferungsgrabens 
das Waffer aus dem Mühlenteich oberhalb des Staues zur Nadıt- 
zeit von 9 Uhr abends bis morgens 5 Uhr und an allen Sonn- 
und eittagen feinem Grundftüd zuzuführen. Die Klage der 
Müller auf Unterlaffung ift auch dann begründet, wenn ihnen 
aus jener Ableitung Fein Schaden erwächft. Denn der Adjazent 
hat nad) dem Pr. Gefeß vom 28. Febr. 1843 nur das Redt an 
der Stelle, an welcher der Privatfluß fein Grundftüd berührt, 
Waffer aus demjelden zu entnehmen. Und überdies muß er das 
Waffer wieder dem Privatfluß zuführen, bevor derfelbe fein Grund- 
jtüf wieder verläßt. Gegen beide Beftimmungen verjtößt jene 
Ableitung, da auc) da8 abgeleitete Waffer auf den K.’ichen Wiefen 
verläuft, ohne dem Privatfluß wieder zugeführt zu werden. Die 
Nechtswidrigfeit Liegt in der Ableitung in Berbindung mit den 
fih von felbjt ergebenden Folgen. Dafür ift aber der Beklagte 
den Klägern verantwortlich, da er die Ableitung veranlaft. R. 
würde, wenn von ihm die Wiederzuleitung begehrt würde, ein- 
wenden, daß er das Waffer nicht Fraft Gejekes, fondern zufolge 
des mit dem Beklagten gejchloffenen Vertrags beziehe. II, 213/96 
vom 24. Nov. 

126. DBgl.1. Der Kläger betreibt in feinen gefchloffenen 
Zeihen auf dem Rittergut R., die ihren Wafferzufluß vom Oelfer 
Bad) erhalten, Filchzucdht. Oberhalb diefer Leiche befindet fich 
eine Kartoffelftärkefabrif des Beklagten, deren Abwäffer in den 
Dad) geleitet werden. Der Kläger hat im Winter 1892/93 einen 
bedeutenden DBerluft an Fischen durch deren Abfterben gehabt und 
nimmt den Beflagten wegen diejes Schadens in Anfpruch, weil 
die durch die Yabrifabwäljer verfchlechterte Befchaffenheit des 
DBachwaijers die Schuld an dem Fifchabfterben trägt. Das Reichs- 
gericht hat die DVerurtheilung aufgehoben und zurücktverwiefen. 
Allerdings bezieht fich S. 43 des Pr. Filchereigefekes aucd auf die 
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fünftliche Fischzucht in gefchloffenen Gewäffern, wie foldhe in $. 4 
definirt find. Und da jene Beftimmung ein Polizeigefeß im Sinne 
de8 8.26 AU. R. I, 6 ift, genügt die Möglichkeit des Kaufal- 
zufammenhanges zwifchen der Immilfion des Beklagten und dem 
Adfterben der Fiiche, um diefe Kaufalität feftzuftellen. Dadurd) 
wird aber nicht ausgefchloffen, daß der Beklagte von feiner Haf- 
tung befreit ift, wenn wegen befonderer Umftände anzunehmen ift, 
daß er fich nicht im Verfchulden befand. Wenn das Gejeg nicht 
eine Handlung fchlechthin, fondern, wie der $. 43 des Fifcherei- 
gefeges, nur injoweit verbietet, als fie jchädigend wirken fünnte, 
jodag dem Ermeflen des Handelnden in diefer Richtung Spiel- 
raum bleibt, jo Liegt eine Fahrläfligkeit und ein Verfchulden bei 
der Nichtbeobadhtung des Gejeßes nicht vor, wenn der Handelnde 
mit Zug und Recht glauben Tonnte, daß feine Handlung nicht 
Ichädigend wirken fünne, Der Bellagte hat eingewendet, daß er 
die Abwäffer nur in geflärtem Zuftande habe in den Bad ge- 
langen laffen und daß das von ihm dazu angewandte Verfahren 
als ganz zuperläffig gelte, auch von den Behörden empfohlen jei. 
&8 beruht auf Redhtsirrtfum, wenn das Berufungsgericht Hierin 
einen dem Gefege gegenüber nicht beachtlichen Verfudh, fi) zu 
entfchuldigen, findet. VI, 147/96 vom 15. Dft./12. Nov. 

127. Der Ortsfchulze und ein Schöffe einer preußischen 
Landgemeinde wurden von acht Grundbefiern der Gemeinde auf 
Schabenserfaß verklagt, weil die Bellagten die Gemeindejagd zu 
einem Bachtzinfe von 45 Marf für das Jahr verpachtet hatten, 
während fie diefelbe zu einem Pachtzinfe von 100 Mark hätten 
verpachten Tünnen. Die Klage wurde abgewiejen. ‘Denn joweit 
Kläger eventuell einen Theil des Schadenserjaganipruds direkt 
für fich geltend machen, würde die Schadenserjagforderung nad) 
8. 106 des Pr. Zujtändigfeitsgefeges vom 1. Aug. 1883 bet ent- 
ftehenden Streitigfeiten unter den betheiligten Grundbefigern im 
Berwaltungsftreitverfahren zu vertheilen fein, zumal Beklagte die 
Nichtigkeit der ZTheilung, nach welcher Kläger ihre Forderung be- 
rechnet haben, beftritten haben. Soweit Kläger aber an erjter 
Stelle auf Zahlung zur Gemeindefaffe Elagen, fehlt ihnen die 
Aftivlegitimation. Denn der Iagdverband (S. 4 des Gejetes vom 
7. März 1850) wird von ber Gemeindebehörde vertreten ($. 9), 
deren Stellung aud) in diefer Beziehung eine öffentlich = vechtliche 
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ift, der gegenüber die einzelnen Iagdintereffenten aud) nicht etwa 


wie die VBollmachtgeber von dem Beauftragten nach der unrichtigen 


Anficht des Obertribunals — Striethorft, Bd. 95, ©. 116 ff. — 
auf Rechnungslegung Eagen fünnen. Da es fih um einen Ans 
Iprud) gegen den Schulzen und Schöffen handelt, würde die Vor- 
Ichrift über Vertretung behinderter Mitglieder der Gemeindebehörde 
Pla greifen. — $. 74 ber Landgemeindeordnung vom 3. Suli 
1891. — IV, 97/96 vom 12. Oft. 

128. D2gl. Bd. V, 171. Einem Recdhtsvorgänger des Klägers 
ift für das ihm in Xübed im 3. 1892 verliehene Realprivilegium 
einer Apotheke nad Qübedler Gefegen von 1840 und 1887 eine 
Refognitionsabgabe von jährlich 1200 Mark und eine Rente von 
jährlich 4200 Marf auferlegt, weldhe im Grundbud) auf das mit 
jenem Realprivileg ausgeftattete Grundftüd eingetragen find. Der 
Kläger hat Raten diefer Abgaben, welche er unter Vorbehalt ge- 
zahlt hatte, zurücgefordert. Damit ift er abgewiefen. Denn 
8.7, Abi. 1, Nr. 6 ©. OD. eritredt fi) nicht auf diefen Fall, weil 


nad) 8.6 ©. DO. die Errichtung von Apothefen von dem Anz 


werdungsgebiet des Gejetes ausgefchloffen ijt. Auch werden Ab- 
gaben für den Genuß der (eben bei Abgaben nod, vorfommenden) 
Realprivilegien im 8.7 ©. DO. nit erwähnt. Eine Kollifion mit 
III, 197/87 vom 29. Nov. wurde nicht für vorliegend erachtet. 
VI, 212/96 vom 26. Nov. 

129. Bei einem Wirth zu Straßburg-Nteudorf haben Kon- 
zerte einer Militärmufiffapelle ftattgefunden, in welchen ohne ein- 
geholte Genehmigung der Komponiften und Berleger mufikalifche 
Kompofitionen öffentlich aufgeführt fein follen. Deren Klage auf 
eine Entfchädigungsfumme wider den Wirth wurde abgemwiefen. 
Diejer hat allerdings nicht etwa bloß den Mufifern geftattet, 
gegen ein von ihnen zu erhebendes Eintrittsgeld in feinem Xofale 
zu fonzertiren, jondern er hat mit dem Kapellmeifter eine be- 
ftimmte, von ihm felbjt zu zahlende Belohnung für jeden Mann 
der Kapelle vereinbart. Die Auswahl der Mufikjtücde blieb aber 
den SKapellmeijter überlaffen, ohne daß der Wirth die aufzu- 
führenden Mufikjtüde Tannte. Die einzelnen Stüde fünnen des- 
halb nicht al8 von dem Wirth aufgeführt angejehen werden -- 
$. 54 de8 Gejetes vom 11. Suni 1870 —, er hatte aud) nicht 
darüber zu wachen, daß der Dirigent nicht unbefugter Weije 
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Mufikftücde zur Aufführung bringe, fodaß ihn wegen Unterlaffung 
feine Verfhuldung triffl. Er war nicht der Veranjtalter einer 
unbefugten Aufführung. — $. 20 des Gefetes. — Ebenfo wenig 
war er commettant der Mufifer im Einne des Code 1384. 
II, 121/96 vom 10. Yuli. 

130. Das Patent des Fabrifanten Dues zu Ahaus i. ®. 
71294 auf Holzfohle für Schuhwerf vom 8. März 1893 ab 
wurde vernichtet. ‘Denn der von der Klägerin hergeftellte und 
längit vor der Patentanmeldung in den Handel gebrachte Schuh 
hat als ‚‚Seder” ein zweites Lederftüd, das etwas hohl über dem 
DBerbindungsjtüd angebradt if. Der einzige Unterfchied, daß 
beim Schuh des Beklagten der obere Verbindungsftreifen von 
Sohle und Abfak den unteren Streifen überragt, ift nur un- 
wejentliche Abänderung. I, 108/96 vom 3. Juni. 

131. Dem Dr. Auer von Welsbadh find die Patente 39162 
vom 22. Sept. 1885 auf Glühförper für Infandescenzgasbrenner, 
und das Verfahren zu deren Herjtellung, fowie die Zufaßpatente 
41945, 44016 und 74745 ertheilt. Das Neichdgericht hat die 
Klagen auf gänzliche Vernichtung diefer Patente abgewiefen. Aller- 
dings hatten vor dem Erfinder fchon Andere den Gedanken offen- 
bart, Gaze oder andere Gewebe durch Ueberdeden oder Imprägniren 
mit angefeuchteten oder gelöften infandeszivenden Metallen oder 
Erden zu behandeln, die wieder getrodneten Gewebe über einer 
Flamme, aud) einer Glasflamme anzubringen, da8 Gewebe aue- 
brennen zu lafjen und fo einen lediglich aus dem infandeszivenden 
Stoffe bejtehenden Strumpf zu gewinnen. Daß aber auf diejem 
Wege, englifche Batentichrift des W. R. Lake (Williams) 225 
von 1882 und Frankenftein’sches Verfahren zur Gewinnung von 
Solarliht und LYunarlicht im „Leipziger Tageblatt” und im 
Dingler’ichen „BPolytehnifchen Sournal”, ein nicht al&bald in 
Staub zerfallender, brauchbarer und ausdauernder Strumpf für 
den Bunfenbrenner zu gewinnen fei, hat vor dem durch Dr. Auer 
von Welsbach dargeitellten Verfahren Niemand erreicht. I, 126/96 
vom 14. Yuli. 

132. In dem Hauptpatent wird unter Anderm das von 
Auer gefundene Gejek mitgetheilt, daß zahlreiche Erden, melde 
für fi) leuchten, ihre Leuchtkraft fteigern, wenn fie mit gewifjen 
anderen für fic) leuchtenden Erden vermijcht werden. Solche 
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Mifchungen vorzunehmen hatte Khotinsky in feinen englifchen und 
amerikanischen Patenten für angängig erklärt: „any one of them 
separately or two or more of them mixed logether”, aber 
ohne eine Mittheilung, daß die Mifchung bejondere für die Ver: 
werthbarfeit der infandeszivenden Erden vortheilhafte Wirkungen 
habe. Was Auer gefunden hat, war zunädft eine Entdedung. 
Aber der Finder hat das Gejek in feiner Anwendung auf bie 
Mifchungen bejtimmter Stoffe durh Darftellung brauchbarer 
Stlühftoffe verwerthet. Darin liegt eine Erfindung. Die gewerb- 
iche Verwerthbarfeit der ganzen Erfindung wird auch dadurd) 
nicht ausgefchloffen, daß etwa einzelne der vorgefchlagenen 
Mifchungen eine gewinnbringende Verwerthung in dem Siune 
nicht geftatten, daß fie mit Gewinn verwerthbar oder verfäuflich 
find. Denn für das Gewerbe war, wie bie weitere Entwicelung 
ergeben hat, fchon mit dem Hauptpatent eine weitreichende Per- 
Ipeftive gewonnen. I, 126/96 vom 14. Juli. 

133. Als einzelne Mifchungen im Hauptpatent wurden an- 
gegeben Lanthanoryd, Yitriumoryd und Magnefia zufammen oder 
zwei diefer Erden gemifcht; Zirkonoryd gemijcht mit Lanthanoryd 
und Ytriumoryd oder einer diefer zwei Erden — wobei das 
Yitriumoryd durch ein Gemenge der fogenannten Ptteriterden, 
das Lanthanoryd durcd ein Gemenge didymfreier, wenig Cer ent- 
haltender Ceriterden erjett werden fünne, — für weißes Licht 
u. }. w. Dabei wurden in einer Anzahl von Beifpielen Ber- 
hältnißzahlen der Mifchungen angegeben, welche nad) den Er- 
probungen des Erfinder das beite Nefultat ergeben. Die Zus 
fammenjegung jei aber nicht an ein ganz bejtimmtes Verhältniß 
gebunden. Das Neichögericht hat die Patentanfprücde dahin ein- 
gefchränft, daß durchgängig die Bezugnahme auf die Patentichriften 
„wie beichrieben‘ aufgenommen ijt. Die Veränderlichfeit der Ver- 
hältnißzahlen ftehe der Patentirbarfeit nicht entgegen. Im Haupt- 
patent ift eine amnähernde Grenze bezeichnet, der Gehalt an 
‚„eltenen Erden‘ fönne bis zu 20 Proz. finfen, ohne daß die be- 
fonderen Eigenthümlichfeiten erheblich Leiden. Solange die fo 
beftimmten Grenzen bei der VBermifchung innegehalten werden, fo= 
lange bei Veränderung der VBerhältnißzahlen der fpeziell be- 
Ichriebenen Mifchungen Glühförper dargejtellt werden, welche im 
Wefentlichen denjenigen gleichen, die aus den in den Beifpielen 
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bezeichneten Mifchungen dargeftelit werden, vielleicht etwas fchlechter, 
vielleicht etwas befjer, darf der Beklagten der Schuß aus den 
Patenten nicht verfagt werden. I, 126/96 vom 14. Yuli. 

134. Das Zufaspatent 41945 ftellt unter Schuß die Ber- 
wendung von XZhororyd bei dem im Hauptpatent befchriebenen 
Berfahren; den Erjag von Zirfonoryd und Magnefia durch Thor- 
oryd, und einen Zujag von Ceroxyd, um gelbes Licht zu erzeugen. 
Die Aufrehterhaltung der Mifchungen diejes Zufatpatents fteht 
unter demfelben Gefichtspunft wie die des Hauptpatents, weil der 
wejentlihe Inhalt des Zufatpatents zur Patentertheilung an- 
gemeldet war, bevor das Hauptpatent ertheilt und veröffentlicht, 
ja bevor daffelbe öffentlic) ausgelegt wurde. I, 126/96 vom 
14. Iuli. 

135. Das im Hauptpatent befchriebene Verfahren zur 
Heritellung der Gtühförper ift von dem Erfinder felbft als ein 
hemifches Verfahren prädizirt, aus der Patentfchrift ergibt fich, 
joweit es fih um Miifchungen verfchiedener Erden Handelt, ein 
Sefammtverfahren. Es follen gebildet werden Nitrate, Sulfate 
oder ähnliche Salze der „molekularen Mifchungen” der in Nr. 133 
genannten Einzelförper; aus den Salzen wird eine 3Oprozentige 
Löfung hergejtellt, mit derjfelben werden röhrenförmige, am beiten 
aus Pflanzenfajern hergeftellte, eventuell pliffirte Gewebe von be- 
ftimmter Form (Mantel oder Strumpf) imprägnirt; die Gewebe 
werden getrodnet und demnäcdjt der Weißglühhige ausgefett, jo- 
daß die Pflanzenfajer verbrennt, die chemische Verbindung der 
Salze zerftört wird und die Körper unter chemifcher Verbindung 
fi) zu Oxrhden umbilden. Da nad) $. 1, Nr. 2 de8 Patentgejetes 
Stoffe, welche auf hemifchem Wege hergeftellt werden, nicht patentirt 
werden, foweit die Erfindungen nicht ein bejtimmtes DBerfahren 
zur Heritellung der Gegenjtände betreffen, jo wurden die Patente 
nur jo weit aufrecht erhalten, als in denfelben ein Verfahren zur 
Herjtellung der Slühförper befchrieben war, bezw. die Glühförper 
mittelft diefes Verfahrens Hergeftellt find. Daß die Glühförper 
eine beftimmte Yorm haben, fchließt die Anwendung des $. 1, 
Nr. 2 des Patentgefetes nicht aus. I, 126/96 vom 14. Yuli. 

136. Neben den Nitraten und Sulfaten find in der Patent- 
befchreibung Acetate und andere organische Salze generell ale 
geeignetes Mittel, die Glühförper herzuftellen, bezeichnet, aud) 
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wenn fie Erhftallinifche, gelatinöfe, amorphe Niederfchläge bilden, 
jelpft folche, weldhe aus deren Darjtellung erft jpäter erfunden 
werden, wenn fie nur diejelbe Wirkung ausüben wie die Nitrate 
und Sulfate. Das war unzuläffig. Das NReichsgericht hat das 
Berfahren eingefchränft auf die Nitrate, Sulfate und äquivalente 
Berbindungen ber in der Patentbeichreibung genannten Stoffe. 
I, 126/96 vom 14. Yuli. 

137. Der Aniprud 3 des Hauptpatents wollte das Ber- 
fahren aud) gejchütt wifjen, foweit mittelft dejfelben Einzelförper, 
wie Zirfon, zu Glühförpern verarbeitet würden. Da fid) aber aus 
der Patentbeichreibung und den vom Erfinder fonft im Patent- 
ertheilungsverfahren abgegebenen Erklärungen ergab, daß die fo 
hergeftellten Glühförper für den Bunfenbrenner nicht verwendbar 
find, und foweit fie für höhere Hitegrade (namentlich das Rnall- 
gasgebläfe) verwendbar wären, feine Erfindung nachgewiefen ift, 
wurde der Anfpruch fo weit vernichtet; dagegen wurde der Patent- 
anipruch) 3 des Zufaßpatents 41945, welder die Verwendung 
von Thororyd bei dem im Dauptpatent bejchriebenen Verfahren 
unter Schuß jtellt, aufrecht erhalten. Allerdings ift chemijc 
reines Thororyd, wie e8 durch gänzliche Abjpaltung von Ceroryd 
oder anderen Stoffen, mit denen des Thororyd gemifcht, nament- 
(ih im Monazit vorkommt, zur Herftellung von Glühförpern für 
Leuchtgas gänzlich unbrauchbar. Aber bei der Anmeldung des 
Zufatpatents 74745 vom 12. Aug. 1891 hat der Erfinder dem 
Patentamt angezeigt, daß wenn bejtimmte, nad dem gegen- 
wärtigen Stande der Wiffenfhaft als völlig rein zu be- 
zeichnende Xhoriumverbindungen weiteren Xrennungsverfahren 
unterworfen werden, ein nod) veineres Thororyd dargeitellt wird, 
welches jtarf gelb mit nur wenig intenfivem Licht glüht. Das 
ift durch den in diefem Verfahren von den Nichtigkeitsflägern zu= 
gezogenen Profeffor Dr. Witt dahin beftätigt, daß chemijch reines 
Thororyd, wie e8 heute darzuftellen ift, in der Bunjenflamme 
überhaupt nicht Teuchtet. Der Erfinder führte in der Anmeldung 
vom 12. Aug. 1891 aus, daß wenn jenem reineren Thororyd 
wieder andere feltene Erden, namentlich Ceroxyd, in verjchwindend 
Heinen, der Erkennung durch unfere analytifchen Methoden bereits 
entzogenen Duantitäten zugejeßt werden, ein intenfiveres Nicht 
entjteht, da8 bei fteigendem Gehalte des Cerorhds in völliges Weiß 
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übergeht, bei Yo Proz. brillantes Licht gibt. Das Marimum 
des Emifjionsvermögens werde bei einem Gehalt von circa 1 Proz. 
Ceroryd erreiht. Diefer Körper befike das weitaus ftärfite 
Emiffionsvermögen innerhalb der durch) Gasflammen gegebenen 
Temperaturen. Auch halte das Thovoryd folche geringe Bei- 
mengungen mit außerorbdentlicher Kraft fell. Dadurch unter- 
fcheiden ic) diefe neuen Glühförper völlig von den bisher be- 
fannt gewordenen. Der Erfinder beantragte dementfprechend ein 
Patent auf die Anmendung der in diefer Anmeldung bezeichneten 
Berbindungen in diefem Mifchungsverhältnif. Das Patent ijt 
ihm fo nicht ertheilt, fondern als Zufakpatent 74745 nur auf 
die Anwendung von Thoroxryd und Uranoryd zur Darftellung der 
GSLühförper. Dagegen ift auf die epochemachende Erfindung, auf 
welcher die heutige weitefte Verbreitung des Gasglühlichts beruht, 
das englifche Patent von 1893 ertheilt: ‚It has been found 
that the incandescent oxide of the material thorium, when 
in a pure state, gives comparatively little light. But that 
when it has added to it a very small proportion, generally 
not exceeding one or two per cent of oxides of certain 
others of the rare metals, such as uranium, cerium, terbium, 
neodymium, samarium, prazeodymium, yttrium and lanthanum, 
it has a very high illuminating power.” Das Zujakpatent 
41945 fpricht nur von Mifchungen von Thororyd und Ceroryd 
in einem folchen Verhältniß, daß die Glühförper gelbes Licht geben, 
jeßt aljo einen weit ftärferen Gehalt von Ceroryd voraus, jodaR 
jene Milhung von 99 Proz. Thoroxryd und 1 Proz. Ceroryd, 
welche das glänzende weiße Licht gibt, nicht unter den Anjprud) 5 
diefes Zufaßpatents zu ziehen if. Die öffentliche Drudidrift 
des engliichen Patents 124 von 1893 würde aljo die epode- 
machende Erfindung für Deutfchland zum Gemeingut gemacht 
haben. &8 bleibt aber zu erwägen, daß das TIhororyd der Patent- 
ichrift 41945 (Anfprud) 3), welches zuerft vom Erfinder am 
20. Oft. 1886 zur Patentirung angemeldet wurde, dad gemöhn- 
liche reine Thoroxryd ift, wie e8 mit den im I. 1886 befannten 
Hilfsmitteln in der damals üblichen Bearbeitung erzielt wurde. 
Diefes gewöhnliche reine Thororyd, welches noch heute im 
Handel ald Thororyd vielfach mit geringen Mengen von Ceroryd 
verunreinigt, felbit als chemiicd reines Thoroxyd verkauft wird, 
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gibt nad) den zu den Akten gebradjten Mitteilungen des Brofefjor 
Dr. Witt, fachverftändigen Beirath8 der Kläger, eben wegen der 
geringen Beimifhung von Eer einen jehr brauchbaren Glühförper 
für den Bunfenbrenner., Das Reichsgericht Hat deshalb den vom 
Patentamt vernichteten Anipruh 3 des Zufakpatents 41945, 
welches fich auf die Verwendung diejes Ihororyds bei dem DVer- 
fahren des Hauptpatent® bezieht, wieder Hergeftellt, da aud) eine 
Antizipation des Verfahrens über Anwendung von Thororyd in 
obigem Sinne nicht vorlag. I, 126/96 vom 14. Yuli. 

138. Sit anzunehmen, daß im Durdfchnitt der Fälle das 
gewöhnliche reine Zhororyd, wie e8 1886 verjtanden wurde, 
nad) dem Auer’ichen Verfahren bearbeitet, ein Nefultat Liefert, 
welches die Grundlage des Erfolges bildet, daß bei Anwendung 
des durch das engliiche Patent von 1893 bekannt gewordenen 
Zahlenverhältniffes und der bewußten Mifchung von ganz reinem 
Thororyd und Ceroxryd ein DVerhältnig von 99:1 Proz. erzielt 
wird, und daß diefer Erfolg im Tletteren Balle nur etwa mit 
einiger Steigerung und größerer Sicherheit erreicht wird, fo wird 
fich die Folge kaum abweifen lafien, daß der Schuß des Patents 
41945 bezüglich des Thororyds fi) aud) auf die bewußte Bei- 
mengung von 1 Proz. Ceroryd zu abjolut reinem Thororyd er= 
itredt. I, 126/96 vom 14. Suli. 

139. Das Zufaßpatent 28660 von Heim & Co. auf Neue- 
rungen an Bronzirmaldinen ift vernichtet. Schon in dem vor- 
veröffentlichten erften Zujaßpatente 18023 war eine Vorrichtung 
beichrieben, beftehend aus einem Erzenter, einem einarmigen Gabel- 
hebel mit einer ©fleitrolfe und einem am Cylinder befeftigten 
Bolzen, welche Theile im Zujammenmwirfen mit einem halbgezahnten. 
Rade den ChHlinder abwechfelnd einhalten und wieder in Gang 
jeten. Das Zufatpatent 28660 erjett den -einarmigen Hebel 
durch einen zweiarmigen. Darin liegt nur eine fonjtruftive 
Aenderung, welche dem Techniker durchaus geläufig ift, ohne daß 
dadurch ein wejentlicher Fortfchritt erzielt wird. I, 254/95 vom 
19. Sept. 

140. Der Anspruch des dem Ingenieur Dehlmann vom 
17. Sept. 1892 ab ertheilten Patents 74301 lautet: Ein Waffer- 
zerftäubungsmundftüd für Auftbefeuchtungs- und Ventilationsappa- 
rate, welches aus zwei gegeneinander gerichteten Düfen bejteht, 
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bon denen die eine oder je eine an ihrer Ausmündung mit einer 
felchartigen Erweiterung ausgeftattet ijt, und welche Düjen ein- 
ander fo genähert find, daß der Brechpunft der Strahlen fid 
innerhalb der Felchartigen Erweiterung befindet, zum Zwed, durd) 
Stauung des Waffers innerhalb diejer Erweiterung eine Durc) 
milhung und feine Zerftäubung derjelben unter Bildung eines 
oder mehrerer eine Quftverdünnung erzeugenden Wafferhohlfegel 
zu ermöglichen. Das Patent ift vernichtet, weil e8 gegenüber den 
früheren Patenten des Beflagten 67130 und 68065 feine Er- 
findung enthält. Die allein in der Felchartigen Erweiterung der 
einen Düfenöffnung beftehende Neuerung foll den Zwed haben, 
eine Durdhmifchung und feinfte Zerftäubung des Waffers unter 
Bildung eines der Form der Felchartigen Erweiterung entjprechenden 
Hohlfegels herbeizuführen. ine Verjchiedenheit in der Wirkung 
der beiden Doppeldüfen bei 67130 und 74301 befteht aber nach 
den DVerjuchen des vernommenen Sacdpverftändigen fonjt nid. 
Daß ein Vortheil bei Verftopfungen erzielt wird, hat der An- 
melder als feine Erfindung nicht bezeichnet. I, 351/95 vom 
23. Sept. 96. 8 

141. Das Patent Dr. Göß 76247 auf ein Verfahren zur 
Herftellung von Gußfchlider vom 23. Dft. 1891 ab ift vernichtet. 
Denn fchon vor dem 22. Oft. 1891 wurde in verjchiedenen Por- 
zellanfabrifen innerhalb des Deutichen Neich® Sodalöfung zu einer 
Porzellanmaffe in verjchiedenen Dichtigfeitsverhältniffen von teig- 
artiger Dichtigfeit bis zum dicflüffigen Zuftande zugejett, um die 
Maffe gußfähig zu machen. Es find auch Kannen mit Schnauze 
und Henkel unter Anwendung einer Borm und in einem Verfahren 
hergejtellt. Nicht minder ift dies Verfahren dadurd) offenkundig 
betrieben, daß e8 von einer Anzahl Arbeitern benugt ift, welche das 
Berfahren von einer Fabrit nad) der anderen übertragen haben. 
War einmal Natronfarbonat angewendet, jo liegt in der DBer- 
wendung don Natronbifarbonat jo wenig eine Erfindung wie in 
der Mebertragung des Verfahrens auf die Verarbeitung von Stein- 
gutmaffe. Ebenfo wenig darin, daß der Patentträger Vortheile 
des Verfahrens erkannt haben will, welche angeblich anderen 
Vabrifanten verborgen geblieben fein follen. Auch in der Ans 
wendung von Zinnober, um das Graufärben zu verhindern, liegt 
feine Erfindung. I, 147/96 vom 10, Oft. 
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142. Die Feitftellungsklage des Klägers, daß dem Beklagten 
Sieloff ein Einfprudhsredht gegen die von dem Kläger betriebene 
Tabrifation felbjtthätiger VBerfaufsapparate nicht zuftehe, ift vom 
Neichsgericht abgewiefen. Die dem Bellagten unter Nr. 51547 
patentirte Vorrichtung bejteht aus einer Kombination der befannten 
Theile des Apparats mit der Klappe, welche durch ihre Ber- 
bindung den gewünschten Erfolg hervorbringen. ‚Ein jelbjtthätiger 
Verfaufsapparat mit nicht gejperrtem Schieber, bei welhen.... 
die... . drehbar angebradte Klappe fih auf den Sclik des 
Sciebers legt...” Die vom Kläger angewendete Platte ift mit 
der Klappe ded Patents 51547 gleichwerthig. Daraus, daß die 
Klappe des Patents dur) die Schwerfraft bewegt wird, während 
die vom Kläger angewendete Platte von einer Teder gezogen wird, 
folgt in Ermangelung einer Verfchiedenheit der technischen Wirkung 
nicht8 gegen die Gleichwerthigfeit beider. Günftigften Falles jchafft 
die Vorrichtung des Klägers eine größere Sicherheit dagegen, daß 
die Vorrichtung in Yolge von Nachläffigfeit bei Einlegung des 
Beichwererfaftens nicht in Thätigfeit treten Fann. Die hierin 
etwa Tiegende DBerbejjerung berührt aber die Gleichartigfeit der 
beiderjeitigen Vorrichtungen jelbft nit. I, 160/96 vom 3. Oft. 

143. Wer der Strafvorfchrift des $. 40, Nr. 2 des Batent- 
gefeges vom 7. April 1891 zuwider von ihm feilgebotene Waaren, 
hier in Zeitungsannoncen, ald patentirte bezeichnet, während er 
für diefe Waaren ein Patent nicht hat, gegen den hat Iebder, der 
ein Intereffe daran hat, daß jolhe Waaren nicht öffentlich als 
patentirt bezeichnet werden, eine Klage auf Unterlaffung. Da 
Kläger gleihe Stahldrahtfußmatten wie die Beklagten fabrizirt, 
wurde diejes bei Strafe unterfagt, derartige Stahldrahtfußmatten 
mit einfachen Spiralen, wie jie auf dem beigebradjten Zeitungs- 
ausjchnitte abgebildet find, in öffentlichen Anzeigen, auf Aus- 
hängefchildern, auf Empfehlungsfarten oder in ähnlichen KRund- 
gebungen al8 Patent-Stahldraht- Fußmatte zu bezeichnen und 
diefelben unter diefer Bezeichnung in den Handel zu bringen. 
II, 224/96 vom 6. Nov. 

144. Die Beklagten find Inhaber des dem Elektrotechniker 
&. ertheilten Patente 54371 auf ein Verfahren und Vorrichtung 
zum Formen von Gittern für elektrische Sammler. Die Träger 
der Tüllmafje beftehen aus übereinander liegenden Gittern, deren 
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Deffnungen fi nad) innen erweitern. ‘Dabei find die Gitter 
gegeneinander verfegt, jodaß eine Kreuzungsftelle des einen Gitters 
auf die Mitte einer Deffnung des anderen Gitters zu liegen 
fommt. Nach der Patentichrift joll das Gitter in diefer Form 
durh Guß fertig hergeftellt werden, ohne daß die Erweiterung 
nad innen, welde da8 Herausfallen von Füllmafjfe verhindert, 
durh Stanzen Herzuftellen if. €. hatte fi) vor der Patente 
anmeldung zur Herjtellung der Gitter an den Medjanifer 3. ge- 
wendet, der ihm zunädjit ein Modell Tieferte, welchem die Patent- 
bejchreibung entipricht; demnädjft auch mit ihm einen Lieferungs- 
vertrag geichloffen, nachdem er unter einer Konventionalftrafe von 
100000 Marf die Gitter nur von diefem zu beziehen hatte. Das 
Reichsgericht Hat angenommen, daß %., wenn diejer nicht die Er- 
findung voll und ganz allein gemacht, wenigitens den noch un- 
Haren Gedanfen des E. die Vollendung gegeben und die Erfindung 
jo zum Abihluß gebradht Hat, daß &. ohne %. feinen Aniprud 
auf das Patent Hatte. Die auf die Klage des %. gemäß $. 10, 
Nr. 2, jeßt $. 10, Nr. 3 de8 Patentgefeßes vom Patentamt aus- 
geiprochene Vernichtung des Patents ijt vom Neichsgericht be- 
ftätigt. I, 348/96 vom 2. Nov. 

145. Dem Kläger Haggenmadher in Budapeft ift ein Patent 
46509 vom 28. Mai 1887 auf eine Sichtemafchine mit Plan- 
fieben ertheilt und ein Zufatpatent 51984. Dabei ift der Ma- 
Ihine eine freisförmig jchwingende Bewegung gegeben. An der 
Seitenwand find fleine Duerwände angebradht, weldhe, wenn die 
zu fichtende Mafle mit der Mafchine in Bewegung gejett wird, 
diejelbe zurücdwerfen und dadurd) eine fortjchreitende HBewegung 
erzielen, wobei fich Kleie und Mehl voneinander fondern. Die 
Beklagte, Uhl & Eo., hat in ihrem Hauptpatent 49378 am Boden 
der Mafchine eine fchiefe Ebene angebradt, wodurch fie dajjelbe 
Refultat erzielt. Im ihrem zweiten Zufaßpatent 62934 lautet 
der Patentanfprudh: „An Börderrinnen der durd) die Patente 
Nr. 49378 und Nr. 55744 gefdütten Einrichtung die Abünde- 
rung, daß die Reibung des Fördergutes an der aufrecht ftehenden 
Wand durd übereinander ftehende oder etwas verfeßte Stifte oder 
Zäpfchen oder durh) Anbringung von Kratentuh, Rafpelbled), 
pyramidenfürmigen Erhöhungen, Drahtbügeln oder durch in der 
Längsrichtung der Ainnen verlaufende prismatifche Leiften Fünft- 
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fic) vergrößert wird, zum Zwed, dem Fördergut eine rafcher fort- 
ichreitende und weniger Staub erzeugende Bewegung zu ertheilen.” 
Die auf $. 10, Nr. 2 des Patents geftütte Nichtigfeitöflage ift 
von dem Neichsgericht in Uebereinftimmung mit dem Patentamt 
zurücdgewiefen. Es ift nicht angenommen, daß der Kläger das 
Gefeg erkannt hätte, auf welhem die Sichtung beruht, und 
nur beifpielsweife eine Form der Hemmung dargejtellt hätte. 
Deshalb ift dem Kläger nur eine beftimmte Einrichtung patentirt, 
von welcher die des Bellagten, welche wieder bejondere Vortheile 
gewährt, etwas abweicht. I, 148/96 vom 12. Dec. 

146. Die Nichtigfeitsflage wider das Patent des Fabrifan- 
ten Kleinholz zu Oberhaufen 73464 vom 14. März 1893 auf 
ein Verfahren zur Herftellung von Kabelfchlagfeilen ift abgewiefert. 
Das Zufammenjdlagen mehrerer Radichläge zu einem Kabelfchlag- 
jeil fowie die Verbindung von Hanf und Draht zur Herftellung 
von Seilen war befannt. Kläger gibt aber zu, daß bei dem Ver- 
fahren des Beklagten als Drahteinlage der einzelnen Liken, aus 
denen ein Nundfeil gebildet wird, nicht eine an dritter Stelle 
von Hand oder Mafchine angefertigte Drahtlige, fondern ein aus 
10, 12 oder mehreren Drähten bejtehendes, jchwad) gedrehtes 
Drahtbündel verwendet und diejes Drahtbündel dann mit einer 
in entgegengefeßter Richtung fchwac gedrehten Garnfdhicht um- 
wunden wird. Das war vor der Anmeldung nicht befannt. Im 
Drahtbündel liegen die Fäden loje nebeneinander, während fie in 
einer Drahtlige feit zujammmengedreht find. Das Verfahren des 
Beklagten hat gegenüber dem bisher üblich gemejenen den Vorzug 
erheblich größerer Einfachheit. Das Gericht ift aber überzeugt, 
daß für das Endproduft der Bortheil einer bisher nicht erreichten 
Veitigfeit, Claftizität und Gefchmeidigfeit erzielt wird. Bei dem 
von dem Beklagten nad) feiner Behauptung früher angewendeten 
Berfahren bleibt die feft zufammengedrehte Drahtlige unverändert. 
Den Rernpunft feiner Erfindung findet Kläger in der Einlegung 
von in lojen Bündeln leicht gedrehten Drähten in die umgefehrt 
gedrehten Xiten, dadurch erziele er, im Gegenfaß zu dem bisher 
üblichen Verfahren, den Vortheil, daß Drähte und Ligenfäden 
beim Zufammenfclagen ihren Drall ausgleichen, und fo jeinen 
Kabelichlagjeilen die gleichmäßige Inanfprucdhnahme von Draht 
und Hanf gefichert werde. I, 218/96 vom 21. Dec. 
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147. Der Beflagte hatte fi in einem Vergleiche bei hoher Marfenfut. 
Konventionalftrafe verpflichtet, Feinen Liqueur mehr mit der Be- 
zeichnung ‚„‚Boonefamp’ oder einem dem Worte Boonefamp ähn- 
lich Eingenden Namen in den Verkehr zu bringen. Das Reichs: 
gericht nahm an, daR damit dem Kläger ein über den Rahmen 
ded Gefeges von 1874 hinausgehender Schu habe gewährt werden 
jollen. Aud) ohne Etifettirung der Flafchen kann Liqueur mit 
der Bezeichnung Boonefamp in Verkehr gebradht werden, 
3. D. durch Verkauf des Fabrifats in Gebinden unter Meberfendung 
einer Yaktura über „„Boonefamp‘, oder, wenn nicht etifettirte 
Slafchen verfauft werden, bei gleichzeitiger mündlicher Angabe, 
daß e8 Boonefamp fei, oder durd Effeltuirung einer unter Hin- 
weis auf die Nummer des illuftrirten Preisfatalogs, auf welchem 
die Slajhe mit der Bezeichnung Boonefamp verfehen war, ge- 
machten Beftelung. Es ift auch nicht vichtig, daß derartige 
Handlungen eine Zuwiderhandlung dann nicht darftellen, wenn 
die Slafchen al® Hollandisch-Maag-Bitter etifettirt waren. ‘Denn 
in diefer Etifettirung allein Liegt feine Zurüdnahme der fonft von 
der Beklagten Käufern gegenüber abgegebenen Erklärung, der 
Bittere fjei Boonefamp. Diefe Erflärung hat die Beklagte viel- 
mehr feitgehalten und abgegeben, wenn fie, wie unter anderem 
Kläger behauptet, erklärt hat, daß fie den Boonefamp jett unter 
dev Bezeichnung Hollandisch-Maag-Bitter führe Sie hat eben 
damit ihren Hollandisch-Maag-Bitter zugleich al8 Boonefamp 
bezeichnet. Ganz anders würde die Sadje liegen, wenn die DBe- 
Kagte fich ihren Kunden gegenüber geäußert hätte, ihr Fabrikat 
jet zwar fein Boonefamp, er fei aber ebenjo gut wie der von 
dem Kläger fabrizirte Boonelamp u. dergl. I, 144/96 vom 
23. Sept. 

148. Für die Klägerin, eine in Bordeaux anfälfige Handels- 
firma, ijt da8 Waarenzeichen Cacao-Chouva in die deutfche Zeichen: 
rolle eingetragen. Der Beflagte hat unter diefer Bezeichnung in 
Deutichland Liqueure verfauft und folche jo etifettirt. Gegen ihn 
ift feitgeftellt, daß er nicht berechtigt fet, Liqueure, die mit jener 
Bezeichnung verjehen find, in Verkehr zu bringen oder feilzuhalten, 
und jeder weitere Vertrieb oder jedes weitere Feilhalten von 
Liqueuren, die mit jener Bezeichnung verjehen find, ift ihm bei 
Strafe verboten. Nevifion zurücgewiefen. Das Gefeß vont 
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12. Mai 1894 gewährt aud) die Möglichkeit, ein Wort mit der 
Wirkung al Waarenzeichen eintragen zu lafjen, daß defjen Laut 
oder Klang gejchütt wird, und bei einem lediglih aus Wörtern 
beftehenden Zeichen Ffann ohne weiteres angenommen’ werden, daß 
mit feiner Anmeldung die Erlangung eines in diejer Weife wirkenden 
Schutrechts beabfichtigt wurde. Linerheblicdh, daß die Eintragung 
unter der nur feite Nahrungs- und Genußmittel umfafjenden 
Waarenklaffe 26° erfolgt if. Die Klägerin Hatte das Zeichen 
für Liqueure angemeldet. Nach einer Beicheinigung des Handels- 
gerichts zu Bordeaur, die die Klägerin dem Patentamt zur Er- 
bringung des nad) $. 23, Abj. 2 des Gejeßes erforderlichen Nad)- 
weifes vorgelegt hatte, hat das Zeichen den Zwed, „a Etre placee 
sur des etiquettes de bouteilles contenant de la liqueur‘‘. 
Die Eintragung unter einer beftimmten Waarenflaffe verlangt 
das Gefet nicht, dem Gefet ift genügt, wenn nur überhaupt die 
Zeichenrolle das enthält, was fie nad) $. 3 enthalten fol. Im 
gegebenen Fall ift aber unjtreitig, daß jowohl in der Angabe des 
Gefchäftsbetriebes, in welchem das Zeichen verwendet werden joll, 
wie in der Bezeichnung der Waaren, für die es bejtimmt ift, die 
Eintragung genau der Anmeldung entipricht, und danady jteht der 
Klägerin das Schutredt für die Waaren zu, für die fie e8 be- 
anjprucht. Die Eintragung hat aber nad) $. 12 des Gefekes die 
Wirkung, daß dem Kingetragenen das ausschließliche Necht zur 
Benutung des Zeichens zufteht. Damit ift ausgejprochen, daß, 
folange dieje Eintragung befteht, aud die bezeichnete Wirkung 
mit ihr verbunden ift. $. 9, Nr. 3 trifft hier nicht zu, wenn 
das für die Klägerin eingetragene Zeichen ein Freizeichen wäre. 
Sit Seder berechtigt, Liquenve unter der Bezeichnung Cacao- 
Chouva in den Handel zu bringen, dann Fann der Inhalt diejes 
auh von der Klägerin für die gleihe Waare benutten Zeichens 
— umd auf diefen Inhalt allein fommt e8 an — fein jolcher fein, 
der den thatfächlichen Verhältniffen nicht entjpricht und die Ge- 
fahr einer Täufhung begründet. (Vgl. aud S. 4, Sat 1, und 
Nr. 3 des Gefetes.) I, 247/96 vom 5. Dec. 

149. Die Beklagte ftellte früher und ftellt aud) jest nod) 
einen bittern Kräuterliqueur her, weldyen fie früher unter der Be- 
zeichnung „Dr. Mamp’s bittere Tropfen‘ in den Verkehr bradite. 
Nachdem im Inli 1895 der Kläger für fid) als Waarenzeichen 
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für OSpirituofen, insbefondere für Eijenzen und Liqueure, die Markenfhus. 
Worte „Mampe”, ‚Dr. Mampe” und „Dr. Mampe’s bittere 
Tropfen” in die Zeichenrolle hatte eintragen laffen, ift der DBe- 
flagten bei Strafe unterfagt, Spirituofen, insbefondere Liqueure 
und Efjfenzen, oder deren Verpadung oder Umhüllung mit den 
Worten „Mampe“, oder „Dr. Mampe” oder „Dr. Mampe’s 
bittere Tropfen“, fei e8, daß diefe Worte fo, wie vorftehend, oder 
mit unerheblichen Abweichungen gejchrieben feien, zu verjehen, die 
jo bezeichneten Waaren in Berkehr zu fegen, fowie auf An- 
fündigungen, Preisliften u. dergl. jene Worte anzubringen. Re- 
bifion zurüdgewiejen. Zwar würde eine widerrechtliche Benukung 
de8 gejhügten Waarenzeichens nicht vorliegen, wenn in dem Etifett 
und in den Ankündigungen der Beklagten die Worte „Dr. Mampe’s 
bittere Tropfen” in folder Geftalt und in foldem Zufammen- 
hange aufträten, daß die Möglichkeit, fie al Waarenbezeichnung 
anzufehen, ausgefchloffen wäre. Nun hat aber das Berufungs- 
gericht ohne Gejetesverlegung angenommen, daß die gefchügten 
Worte in dem Etikett der Beklagten lediglich eine Auffchrift dar- 
jtellten, welche fich des gejchütten Wanrenzeichens bediene, wobei 
e8 gleichgültig fei, daß die Beklagte die Anmaßung des fremden 
Waarenzeihens durd) den Zufag: „Era für” zu verfchleiern 
jude, und daß es fi für die Beklagte auch bei der Einfügung 
der Worte „Dr. Mampe’s bittere Tropfen” in den weiteren Text, 
wo dieje Worte mit fetter Schrift gedrudt feien und fi auffällig 
von dem übrigen Zert abhöben, zweifellos nur darum handle, 
ihrem Fabrikat den Anjchein zu geben, al8 ob man e8 dabei mit 
dem durch die eingetragene Waarenbezeihnung gejchütten Fabrikat 
zu thun habe. I, 240/96 vom 2. Dec. 

150. Es fanıı auch nicht die Rede davon fein, daß ber 
Beklagten auf Grund der angeblichen Freizeichenqualität des ge= 
Ihütten Zeichens eine Einrede gegen den Klaganfpruch zuftände. 
Vermeint fie, darthun zu Fünnen, daß das gefchütte Zeichen ein 
Treizeihen fei, jo muß ihr überlaffen bleiben, bei dem Patentamt 
die Lölhung in Antrag zu bringen. I, 240/96 vom 2. Dec. 

151. Für die Bellagte war in das Zeichenregifter des Amts- 
gerichts zu Frankfurt a./M. am 22. Ian. 1891 das Waarenzeichen- 
„Doerings Seife, Preis 40 Pfennige” mit einer Eule eingetragen. 
Ihre Klage gegen die jegige Klägerin, welche Seife mit dem Zeichen 
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„Apotheker %. E. Doering’s Seife, Preis 40 Pfennige‘ und einem 
Adler vertrieb, wurde rechtskräftig abgewiejen. Nun ließ die 
Klägerin diefe Mearfe in das Zeichenregifter des Amtsgerichts zu 
Charlottenburg am 19. Iunt 1893 eintragen. Unter der Herr- 
Ihaft des Gejees vom 19. Mai 1894 haben beide Parteien, eine 
jede ihr Waarenzeihen angemeldet. Das Patentamt erachtete beide 
Zeichen als identisch, trug nur die Marke der Beklagten ein und 
lehnte die Eintragung der Klägerin in die Zeichenrolle ab. Die 
Klage auf Eintragung ijt abgemwiejen. Die frühere Eintragung 
in das Zeichenregifter oder die ihr zu Grunde liegende Anmeldung 
hat nur Bedeutung für die Frage der Priorität. Hiervon ab- 
gejehen, ift das Schugredht, das dur die Eintragung in die 
Zeichenrolle gewonnen wird, ein von der früheren Eintragung 
unabhängiges, auf jelbjtändigen Vorausjegungen bevuhendes neues 
Net, nicht das alte Necht mit lediglich neuer formaler Grund- 
lage. Daraus folgt dann aber mit Nothwendigfeit, daß die Ein- 
tragung in das Zeichenregifter des Amtsgerichts Charlottenburg 
und das im VBorprozeje ergangene Urtheil nicht geeignet find, 
einen Aniprucd der Klägerin gegen die Beklagte auf Eintragung 
ihres Zeichens in die Zeichenrolle zu begründen. Lnerheblich ift 
die Behauptung der Klägerin, daß zuerft fie und der mit ihr in 
Berbindung ftehende Apothefer %. E. Doering in Berlin unter 
der damals noch nicht eingetragenen Adlermarfe Zoilettenfeife her- 
geftellt und vertrieben habe. Die bloß thatjächliche Benukung 
dDiefe8 Zeichen® gewährt Fein Prioritätsrecht gegenüber der zuerit 
erfolgten Zeichenanmeldung der Bellagten. I, 230/96 vom 2. Dec. 

152. Der Kläger D. hat im I. 1885/86 auf feinem Grund- 
ftüd zu Wettberger eine fohlenfaure Quelle aufgeichloffen, deren 
Waffer er jeitdem unter dem Namen „Barbaroffa-Brunnen” und 
einem Zeichen vertreibt, das den Namen Barbaroffa - Brunnen 
und die Geltalt des Kaiferd Barbaroffa mit einigen Zuthaten 
zeigt. Das Zeichen war im Zeichenregifter des Amtsgerichts 
Wennigfen am 26. Sept. 1892 und ift auf die Anmeldung vom 
1. Oft. 1894 in die Zeichenrolfe des Patentamts eingetragen. Der 
Gutsbefiker Sch. zu Bremen hat ein von Br. und dem Sch. als 
Kommanditijten unter der Firma Barbaroffa-Brunnen &9B.& Co. 
zu Devefe bei Linden- Hannover betriebenes Gceihäft mit diefer 
Sirma von den Erben des Br. erworben. Für diefe Firma war 
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in da8 Zeichenregijter des Amtsgerichts Hannover am 6. Sept. Markenihug. 
1894 ein Zeichen eingetragen, welches im Wefentlichen aus den 
Worten „Barbaroffa- Brunnen”, der Firma der Gejellichaft und 
einem Stern beiteht. Die Klage auf Löjchung des Zeichens ift 
dadurch erledigt, daß dafjelbe im Laufe des Prozeljes gelöfcht ift. 
Dem Bellagten ift aber auch unterjagt, bei dem Vertriebe jeines 
von K., dem NRecdtsvorgänger des Br., auf feinem benachbarten 
Srundjtüd erbohrten Mineralwaffers die Bezeichnung ‚„„Barbaroffa- 
Brunnen” zu gebrauchen. Revifion zurüdgewiejen. Dieje Be- 
zeichnung ift auch nicht als eine Abkürzung der Firma des DBe- 
fagten anzufehen. Bellagter Tann fi) deshalb nicht auf $. 13 
des Gejeßes vom 12. Mai 1894 berufen. I, 251/96 vom 9. Dec. 
Vgl. 155. 

153. Die Parteien find Seifenfabrifanten, fabriziren unter Mufterfgut. 
anderem Wajch-Ertraft und vertreiben denfelben in Fleinen Schad)- 
telm zum Preije von je 15 Pf., welche dadurch entitehen, daß ein 
mit Druchwerk und Zeichnungen verjehenes Kartonblatt vermittelit 
der daran vorhandenen Falten zu einer Schachtel umgebogen wird, 
welche alsdann auf allen fechs Flächen Drudwerf bezw. Zeidh- 
nungen aufweift: Die Klägerin hat ihren Karton am 11. April 
1894 zu breijährigm Schuß in das Mufterregijter und am 
22. Suni 1894 die Worte und Zeichnungen der Vorderfläche, des 
Bodens und Dedeld der Schachtel in das Zeichenregiiter des zu- 
ftändigen Amtsgerichts eintragen laffen. Die Darftellung des 
Beflagten wurde als unbefugte Nahahmung des dem Kläger durd) 
S. 1 de8 Gefeßed vom 11. Ian. 1876 geichüßten gewerblichen 
Mufters erachtet. Das Charakfteriftifche des Klägeriichen Meufters 
und dasjenige, was ihn den Schuß des Gejettes verfchafft, beruht 
nicht auf der Idee der Umgeftaltung eines Umfchlagebogens zu 
einer Schachtel, fondern auf den von dem Vorderrichter treffend 
hervorgehobenen Merkmalen der gejchmadvollen Ausführung der 
auf dem Umichlage Tithographirten Zeichnungen und auf der 
originellen Verbindung der Flägeriichen Fabrilmarfe mit der durch 
Drud und farbigen Untergrund hervorgehobenen Bezeichnung der 
verpacdten Waare, wodurd) eine äjthetilche Wirkung erzeugt, auf 
den Formenfinn des Beichauers eingewirft und die Verwerthung 
der Waare befördert wird. Darin ift hinreichend die Natur des 
Hägerifchen Mufters als eines Gefchmadsmufters im Gegenjak 
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zu dem bloßen Gebrauchsmufter feitgeftellt. Daß das Meufter 
zugleich einen Fünftlerifchen Werth bejite, ift gefetlich nicht er- 
forderlih. Auch dag in das Mufter die fpezielle Bezeichnung der 
Hägerifchen Firma einbezogen worden, fteht der Annahme eines 
im Uebrigen allgemein verwendbaren Gefhmadsmuifters nicht ent- 
gegen, weil der Berufungsrichter feftitellt, daß diefe Kombinirung 
in geihmadvoller Weife gejchehen jei. Deshalb wurde die Re- 
vifion zurüdgewiefen. II, 171/96 vom 27. Oft. 

154. Der beflagte Cafetir DO. zu Hamburg betreibt zu 
Halle a./S. al8 dem Ort der Hauptniederlaffung und zu Ham- 
burg al8 dem Ort der Zweigniederlafjung ein Cafe unter der in 
die Handelsregijter eingetragenen Firma „Cafe Bauer (Inhaber 
3.09.) An feinem Lolal in Hamburg find Schilder angebradit, 
die in augenfälliger Weife die Bezeichnung Cafe Bauer tragen; 
er zeichnet Beftellbriefe und Berpflichtungserklärungen mit der 
Unterfchrift Cafe Bauer. Auf die Klage 1) des Kaufmanns Iofef 
Bauer, eines Sohnes ded DBegründers des Berliner Cafe Yauer 
und Mitinhabers der Firma Cafe Bauer, Bauer & Co., und 
2) diefer Firma wurde dem Beflagten durd) das Urtheil des Han- 
leatiihen Dberlandesgerichts bei Strafe verboten, dem Mitkläger 
gegenüber beim Betriebe feines Cafes in Hamburg den Namen 
Bauer, insbefondere feine den Namen Bauer enthaltende Firma 
zu führen; das lettere auch der Firma gegenüber. NRevifion des 
Beklagten zurüdgewiefen. Bedenken aus H. GB. Art. 10 find 
von dem Beklagten nicht erhoben; es ift deshalb anzunehmen, daß 
mit dem Betriebe der Cafewirthichaft der Betrieb eines Handels- 
gewerbes im Einne Art. 15, 859. ©. 3. verbunden ift. NRedt- 
lich bedeutungslos tft, daß die Firma mit dem Zufag „Inhaber 
3.0.” eingetragen ift und daß, wie Beflagte behauptet, der ver- 
itorbene Matthias Bauer fih vor Eintragung der Firma in 
Halle a./S. mündlich damit einverftanden erflärt habe, daß fie 
jo eingetragen werde. Daraus folgt für den Beklagten nicht die 
Befugnig der Führung einer nad) Art. 15, 16, 22 9.6.8. un- 
zuläffigen Firma, noc gegen die Kläger, daß fie in ihren Rechten 
nicht verlegt wären. Auch die Ausführung, daß die Bezeichnung 
„Bauer“ für Cafes die Bezeichnung einer Sadhjfirma angenommen 
habe, ift verfehlt. ‘Denn der Beklagte darf nicht gegen Art. 15, 
16 eine Sadjfirma führen, da er Einzelfaufmann ift. Der Zwed 
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des Beflagten bei dem Mifbraud, des Namens Bauer war ber, 
den Anjchein einer gewerblichen Zufammengehörigfeit mit dem 
weltbefannten Berliner Unternehmen zu erweden. I, 117/96 vom 
4. Yuli. 

155. Die Kläger haben von dem Beklagten Adolph Heß 
die don ihm unter der Firma Adolph He geführte Münzen- und 
Medaillenhandlung gekauft und ihm für Weberlafiung der Firma 
„Adolph Heß Nachfolger” und der Kundichaft einen Preis von 
67500 Mark verfprodhen. Kläger bejchweren fi) darüber, daß 
die unter der Adrefje „Adolph Hek’ ohne den Zufat „Nachfolger‘ 
anlommenden, für ihr Geichäft beftimmten Poftfendungen von 
dem Beklagten angenommen und erit nad) einiger Zeit oder gar 
nit an fie abgegeben feien; die unter der Firma „Adolph Hek, 
Münzenhandlung‘ eingehenden Sendungen hat die Poft als un- 
beftellbar zurüdgehen lafjen. Das Berufungsgericht hat den Be- 
Hagten verurtheilt, 1) nah Wahl der Kläger entweder bei der 
Kaijerlihen Poftbehörde zu Frankfurt a./M. zu erklären, daß diefe 
ermächtigt fei, alle in Frankfurt a./M. eingehenden Sendungen 
jeglicher Art, wie Briefe, Pojtkarten, Kataloge und fonjtige Drud- 
jahen, Mujter, Geldbriefe, Bojtanweifungen, Telegramme u. bergl., 
die mit der Auffchrift a) Adolph Heß Münzenhandlung, oder 
b) Adolph Heß Münzenhändler, oder c) Adolph Heß Numismatifer 
(Numismatist) verjehen find, nur an die Kläger abzugeben, 
jedoch Hinfichtlih der Sendungen zu lc nur bis zum 1. Ian. 
1898, oder Sorge zu tragen — hinfichtlih 1c jedod nur bie 
1. San. 1898 —, daß alle Sendungen der unter 1. bezeichneten 
Art, fei es, daß fie mit der Poft oder auf fonftige Wetfe in 
Trankfurt a./M. eingehen, wenn fie hier oder in Kaffel dem Be- 
Hagten ober feinem Stellvertreter behändigt werden, innerhalb 
zwei Tagen nad) dem Empfang uneröffnet den Klägern auf deven 
Koften zugeftellt werden. 2) Sorge zu tragen, daß alle Sen- 
dungen der unter 1 bezeichneten Art, wenn fie die Aufjchrift 
Adolph Heß tragen und fi bei ihrer Eröffnung zeigt, daß fie 
fi) auf den Münzenhandel und nicht ausschließlich auf die An- 
faufs- und DVerfaufsgefchäfte eines Münzenfammlers beziehen, 
innerhalb zwei Tagen nad) dem Empfang den Klägern auf deren 
Koften zugejchict werden u. f. w. Man fan dem Berufungs- 
urtheil darin beitreten, daß der Beklagte aus dem Vertrage, in 

Braxis des Neichdgerihte. XXIII. 6 
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welhem er. fein Geihäft und feine Firma an die Kläger ab- 
getreten hat, aud) verpflichtet ift, dahin mitzuwirken, daß jolche 
unter einer inforreften Bezeichnung der Firma eingehenden Sen- 
dungen, welche für deren Gejchäft beftimmt find, an die Kläger 
gelangen: fofern das Refultat ohne die Mitwirkung des Beklagten 
nicht oder nicht mit Sicherheit zu erlangen ift und dem Beklagten 
aus der von ihm verlangten Art dev Mitwirkung feine allzu 
großen Unbequemlichkeiten erwadjien. Aber das Berufungsurtheil 
ift fo, wie e8 ergangen, aus prozelfualen Gründen nicht aufrecht 
zu halten. I, 162/96 vom 17. DXt. 

156. Im Tall 152 wurde auch die auf die Seftftellung, 
daß DBeflagte berechtigt fei, die Firma ‚‚Barbaroffa - Brunnen 
E. Br. & Co. in Devefe” zu führen und auf ihren Etifetts zum 
Addrud zu bringen, erhobene Widerflage abgewiefen. K. zu 
Bremen, der Nechtsvorgänger von Br., hatte von DB. deljen 
Grundftük mit dev YBarbaroffa-Quelle im 3. 1891 erpaditet. Er 
folfte berechtigt fein, während der Pachtzeit das Zeichen zu ge- 
brauchen, unter dem B. das Waffer vertrieb, nad) Ablauf der 
Pachtzeit aber Zeichen und Kundfchaft zurüdgeben. 8. hat unter 
diefem Zeichen da8 Waller des Klägers und zugleich Wafjer ver- 


trieben, das er auf einem benachbarten, ihm gehörigen Grund- 


ftüdt erbohrt Hatte. R. hat fih am 29. Aug. 1891 al® Inhaber 
der Firma „Barbaroffa- Brunnen 9. 8. zu Wettbergen” im 
Handelsregifter des Amtsgerichts Wennigfen und am 27. Aug. 1892 
für feine in Bremen eingetragene Firma H. KR. im Zeichenregifter 
zu Bremen ein Zeichen für Mineralwaffer eintragen laffen, welches 
außer dem Namen Barbarofja- Brunnen die Figur des Kaifers 
Barbarofia zeigte. Auf Grund diefer Eintragung hat KR. wider 
B. auf Löfchung des für diefen am 26. Sept. 1892 eingetragenen 
Zeichens geklagt, ift aber durch rechtsfräftiges Urtheil des Ober- 
landesgerichts Celle vom 31. März 1894 mit diefer Klage ab- 
gewiefen und auf Widerflage des DB, verurtheilt, das für ihn 
eingetragene Zeichen Löjchen zu lafjen. Inzwifchen war das Padıt- 
verhäftnißg zwifchen 8. und B. am 1. Juli 1893 aufgelöft. Am 
24. März 1894 Hat der Konfursverwalter des KR. deffen Grund- 
jtüd in Deveje „genannt der Barbaroffa- Brunnen” an eine von 
Dr. und Sc. unter angegebener Firma gegründete Kommandit- 
gejellfchaft, welche den nod) fchwebenden Prozeß wegen Löfchung 
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des Zeichens für ihre Rechnung fortführen ließ, verkauft. Diefe Firma. 
KRommanditgejellichaft Hat dann ihre Firma am 31. März 1894, 
ihr Zeihen am 6. März 1894 bei dem Amtsgericht Hannover 
eintragen lafjen. Die Firma des Klägers und die jet von Sch. 
geführte Firma beftehen an verfchiedenen Orten und unterfcheiden 
fi) überdies deutlich voneinander. Aus H. ©. 3. Art. 16 ff., 
20 fönnte nicht hergeleitet werden, daß die Beklagte die Firma 
des Klägers unbefugt gebraudht. Die feftgeftellte befondere Sad)- 
lage redtfertigt aber die Annahme des DBerufungsrichters, daß 
die Führung der Firma „Barbaroffa-Brunnen €. 3. & Co.” un 
befugt ift, da8 Recht des Klägers verlegt, die Beklagte diefe Firma 
deshalb weder für ihre Etifetts noch überhaupt gebrauchen darf. 
Art. 279. ©. 82 8. handelte argliftig, al8 er fein Padıt- 
verhältniß benußte, um anderes Waffer unter derfelbden Bezeich- 
nung und mit demfelben Zeichen zu vertreiben, das Zeichen des 
KMägers für fi) und feinen Namen als Firma mit dem Zufat 
„Barbaroffa- Brunnen” eintragen ließ und alles dies auc) nad) 
Beendigung des Pactverhältniffes bejtehen TLieß, obwohl es Far 
war, daß dadurch der Anjchein erwecdt wurde, er vertreibe aus 
eigenem Recht das vom Kläger feit 1885 unter biefer Bezeich- 
nung verfaufte Mineralwafjer. Der Beklagte, welcher an das 
rechtsfräftige Urtheil des Dberlandesgerichts zu Celle vom 31. März 
1894 gebunden ift, war von dem Streit zwilchen KR. und dem 
Kläger über die Berechtigung zur Führung des Barbaroija- 
Brunnen- Zeichens unterrichtet. Cr handelt argliftig und deshalb 
unbefugt, wenn er den Zujaß „„Barbarofja-Brunnen” zur näheren 
Bezeichnung feines Geichäfts benutt, obwohl nad) der fejtgeitellten 
Sadjlage ihm Ear fein muß, daß diefer Zujag in feiner Firma 
al8 Theil des ihm befannten Waarenzeihens des Klägers den 
Anschein zu .erweden geeignet, daß es fi in feinem Gefchäfts- 
betriebe um Waffer aus dem. lange befannten Barbarofja- Brunnen 
des Klägers handelt und daß dadurd) die Gefahr der VBerwechjelung 
der Waare des Klägers und feiner eigenen herbeigeführt wird, die 
durch) das Urtheil vom 31. März 1894 hat bejeitigt werden follen. 
I, 251/96 vom 9. Dee. 

157. Der Kläger, ein Oberftaatsantvalt a. D,, hat, als der Berfchulden. 
Eifenbahnzug an einer Zwilchenftation hielt, auf der nur. ein 
ganz kurzer Aufenthalt war, feine rechte Hand während des Hinaus- 
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ichauens aus dem Wagenfenjter an die eine Seite der geöffneten 
Wagenthüre gelehnt und in Folge davon eine Verlegung der Hand 
beim AZufchlagen der Wagenthür erlitten. Anfpruh aus dem 
Haftpflichtgefe wegen eigenen Verjchuldens des Klägers abgelehnt. 
IIL, 83/96 vom 30. Suni. 

158. Das Franzöfifche Recht Hat eine dem Preußischen 
ALU.R.L, 6, SS. 25, 26 entiprechende Beitimmung nit. Wenn 
daher die VBerhältniffe nicht jo liegen, daR die betreffende Bolizei- 
vorjchrift dem Webertreter füglich nicht hätte unbelannt bleiben 
fönnen oder dürfen, jo fann in der Nichtannahme der civilredht- 
lihen Haftbarkeit auf Seiten des in Unkenntniß derjelben Handeln- 
den ein Rechtsirrthum nicht gefunden werben. Hier wurde an- 
genommen, daß dem Kutfcher die für die untergeordnete Eifenbahn 
Ronsdorf-Müngften erlaffene Polizeiverordnung vom 30. Mai 
1891 nicht befannt geworden, und danad) ein Berjehen deffelben 
darin nicht gefunden, daß er in Widerjprucd mit $. 4 unterlaffen 
hatte, vor dem Eijenbahnübergange in angemefjener Entfernung 
zu halten und fi) durd) den Augenschein zu überzeugen, daß Fein 
Zug herrannahe. Da auch auf diefe Eifenbahn, welche landes- 
herrlich Fonzeffionirt und mit dem Enteignungsredht ausgeftattet 
war, der $. 25 des Pr. Gejeßes vom 3. Nov. 1838 anwendbar 
war, und Wagen und Pferde durd) den Eifenbahnzug beichädigt 
find, jo wurde die Eifenbahngefellfchaft zur Erftattung des Schadens 
verurtheilt,; Nevifion zurücgewiefen. IL, 113/96 vom 3. Juli. 

159. Wäre aud im Fall 337, 556 anzunehmen, daß 
der Gläubiger in demfelben Irrthum über den ortbeitand des 
Pfandrehts geftanden hätte wie der Bürge, jo Liegt doch Fein 
Widerjprudh darin, daß entihuldbarer Irrthum des Miethers und 
Ihuldvolles Aufgeben des Pfandrechts auf Seiten des Vermicthers 
angenommen wurde. Denn in beiden Fällen handelt es fich nicht 
um defjfelbe Maß des DVerichuldens. VI, 94/96 vom 6. Suli. 
Vol. 205. 

160. Kläger fordert Schadenserfaß, weil Beklagter ihm den 
Zugang zu feinem Grundftüd vom öffentlichen Wege aus dadurd) 
gehindert habe, daß er ein an das Flägerifche Grundjtüd anjtoßendes 
Stüd des öffentlichen Weges in Befiz genommen, den VUebergang 
verweigert und eine Sperre errichtet habe. Die Klage it ab- 
gewiefen. Denn Kläger hatte zuvor dem Beflagten die Hälfte 
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einer Koppel verfauft, und Bellagter das verkaufte Grundftüd 
in der Begrenzung in Befit genommen, die derzeit für die rid)- 
tige gehalten wurde, aber unrichtig war, weil fie ein Stüd des 
Öffentlihen Weges einfchloß. Diejer Irrthum war aber durd) 
einen Fehler in der Gemarkungsfarte und durch Aeußerungen des 
Ratafterfontroleurs entichuldigt. Kläger Hatte aud den Irrthum 
des Beklagten getheilt, indem er eine Klage unter Behauptung 
eine® Weberfahrtrechts über die in Befit genommene Wegeparzelle 
erhoben hatte. E8 Tag aljo ein Verfchulden des Beklagten nicht 
vor. III, 109/96 vom 25. Sept. . 

161. Im Fall 34, 234. Für die Frage, ob und inwie- 
weit Klägerin den ihr durch die Befitentfeßung entjtandenen 
Schaden deshalb nicht geltend machen fann, weil fie von dem ihr 
etwa zuftehenden Recht, auf gerichtlichen Wege die Wiedereinfeßung 
in den Befit des Grundftüds herbeizuführen, feinen Gebraud) 
gemacht hat, würden die Vorfchriften des 88.18 FU. R.L 6 
maßgebend fein. Eine Prüfung in diefer Richtung hat das 
Berufungsgericht aber nicht vorgenommen. VI, 203/96 vom 
19. Nov. 

162. Im Fall 266. Ein eigenes Berfchulden des Klägers 
wird vom Bellagten zunäcdjit darin gefunden, daß das Fehlen der 
Tonne H. nicht öffentlich befannt gemacht worden jei. Zutreffend 
hat aber das Berufungsgericht ausgeführt, daR ein in diefer Rich- 
tung etwa begangenes Berfehen Fein Verfchulden des Klägers fein 
würde. Nacd) dem Vertrage zwijchen Preußen, Oldenburg und 
Bremen vom 6. März 1876 (ergänzt durch einen Vertrag vom 
20. März 1886) unterhalten die genannten drei Staaten die für 
die Unterwejer von Bremen abwärts bis zur offenen See er- 
forderliden Sciffahrtszeichen auf gemeinfchaftliche Koften. Laut 
Verhandlung vom 6. März 1876 tjt aber die Beforgung der 
Unterhaltung jener Schiffahrtszeichen dem Staate Bremen über- 
tragen worden, ber feinerjeits für die Verwaltung der Sciffahrts- 
zeichen eine Behörde unter der Bezeichnung „ZTonnen= und Bafen- 
amt zu Bremen’ eingefeßt hat. Dieje Behörde, der das zur 
Srage ftehende Berfehen zur Laft fallen würde, ift danad) ein 
Drgan nicht des Preußischen Staates, fondern des Staates Bremen, 
und mithin ihr etwaiges Verfchulden Fein Verjchulden des Preußi- 
ihen Staates. I, 257/96 vom 14. Nov. 
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163. Bei Annahme des Kaufalzufammenhangs zwifchen der 
unterlaffenen Räumung und dem für den Müller eingetretenen 
Schaden im Falle 449 folgt der Berufungsrichter feiner Erfahrung. 
Dazu war er befugt. E8 genügt, daß erfahrungsmäßig und nad) 
dem natürlichen Berlauf der Dinge der Schaden. eintritt. Des 
Nachweifed der Abwejenheit aller jonft noch vielleicht denfbaren 
Urfadgen, die den Schaden herbeigeführt haben oder dazu mit- 
gewirkt haben Fünnten, bedurfte e8 zur Annahme der Raujalität 
nit. VI, 93/96 vom 9. Juli. | 

164. Im Fall Bd. XIX, 152 Hat das Berufungsgericht 
wieder ebenjo erfannt; nun ift die Revifion zurücigewiefen. „Wenn 
auch dem Kläger M. als DVermiether ein Verfchulden gegenüber 
feiner Mietherin zur Laft falle, infofern er den Gebraud der ge- 
fährlihen Zreppe nicht verhindert habe, fo erfcheine doc) das 
Berichulden des %., des Sachperjtändigen in Baufragen, welchem 
der technifch fehlerhafte Bau der Speichertreppe wohl bewußt, dem 
au, befannt gewejen, daß M. das Haus habe vermiethen wollen, 
al8 das größere und al8 die eigentlich „wirkende und die Haupte 
urjacdhe des Schadens”. Diefe Ausführungen find thatjächlicher 
Art, enthalten Feinen Recdhtsirrtfum und unterliegen nicht der 
Nachprüfung in der Revifionsinftanz. II, 130/96 vom 18. Sept. 
Bol. 219. 

165. Im Fall 259 war im Vorprozeß wider den Konfurs- 
verwalter das Pfändungspfandredt an dem Globus anerkannt. 
Daraus tft nicht abzuleiten, daß der Schadensanfprud) gegen den 
Beklagten deshalb begründet wäre, weil anzunehmen fei, daß im 
Vorprozeß das Pfändungspfandredht des Klägers an allen Saden 
anerkannt jein würde, wenn diefelben ordnungsmäßig gepfändet 
gewejen wären. Da der Kläger Eigenthümer ber gepfändeten 
Saden war, würde er haben die Ausfonderung der Sadjen aus 
der Konkursmaffe fordern Fünnen, aud) nadydem der Vorprozeß 
zu feinen Ungunften entjchieden war. Da Kläger diefen Weg nicht 
beichritten hat, ift der Schaden nicht durch die Schuld de8 Bes 
Hagten verurfacht, jondern auf das eigene Verhalten des Klägers 
zurüdzuführen. VI, 60/96 vom 17. Sept. 

166. Im Fall 175 würde die Klägerin, da fie mit der Be- 
Elagten in feinem direkten Nechtsverhältniffe geftanden hat, Schadens- 
erjatanfprüche gegen dieje nur aus dem Recht ihres Cedenten K. 
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herleiten fünnen. Diefem ift aber ein Schaden aus der unter- 
laffenen Notirung der geleifteten Zahlungen in dem QDuittungs- 
bud) nicht entftanden, fondern nur dadurd), daß der zahlungs- 
unfähige St. durch den Befit de8 Duittungsbudhs legitimirt, das 
eingelegte Kapital von der Beflagten zu erheben, und es unter- 
laffen hat, die erhobenen Beträge abzuführen. IV, 122/96 vom 
29. Dft. 

167. Im Fall 272/73 ift jest ein Verfchulden des Sciffers 
3. vom Berufungsrichter verneint. Andererfeits lag die Kaufalität 
mit der Verjchuldung der Schiffsbefakung der „Möme’ vor. Die 
„Kolding’ lag an ihrem Bacdbordanker im offenen Waffer, als 
beim Auffahren der ,Möme” auf die Anferfette diejer Anker 
nachgab und gleichzeitig das Auswerfen des Steuerbordanfers ver- 
hindert wurde. Das Antreiben der „Möwe‘ ftellt fi) hiernad) 
äußerlich ald die unmittelbare Urfache dafür dar, daß die „„Kol- 
ding” aus dem freien Waffer wieder an das Bollwerf gelangte. 
Es würde deshalb Sache der Beklagten gewefen fein, nachzuweifen, 
daß die „Rolding”, aud) wenn die „Möme’ nicht angetrieben wäre, 
von ihren Anfern nicht vom Bollwerk freigehalten fein würde 
und daß deshalb das Antreiben der „Möwe für den fchließlic) 
eingetretenen fchädlichen Erfolg ohne Bedeutung gewefen fei. E8 
wäre möglich gewejen, daß bei dem ftarfen Sturme und hohen 
Seegange vielleicht beide Anker der „Kolding“ nicht gehalten hätten. 
Das Berufungsgericht hat aber erwogen, daß mit bloßen Mög- 
lichfeiten, für die e8 an den erforderlichen thatjächlichen Grund- 
lagen fehle, nicht zu vechnen fei. Bierbei hat das Berufungs- 
gericht gegenüber der Behauptung der Beklagten, daß die Anker 
der ‚„‚Kolding” gegen den Sturm nicht ftandgehalten haben würden, 
von dem ihm durd) 8. 260 E&. PB. D. eingeräumten freien Er- 
mejjen einen angemefjenen Gebrauch gemadjt. Eine Rechtsverlegung 
liegt hiernacdh nicht vor. I, 214/96 vom 7. Nov. 

168. ©. erlitt fchwere YBrandwunden mit der Folge einer 
vollfommenen PVerftümmelung der Iinfen Hand und der hierdurd) 
bewirften dauernden Erwerbsbeichränftheit dadurch, daß S. auf 
Anftiften des B. im Kruge zu Wygoda die Jade, die ©. am Xeibe 
trug, während leßterer tanzte, in Brand ftedte. DH. Hatte die 
Sade de8 ©. mit Petroleum begofjen, der Wirth W. ihm hierzu 
eine Kanne Petroleum gegeben. Das Berufungsgericht hat dem 
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H. und dem W. einen Eid darüber auferlegt, daß ‘P. oder S. die 
Kleider des ©. in Brand zu feten beabfichtigten, und nur für 
den Nichtichwörungsfall diefe Beklagten zu einer Rente an ©. 
verurtheilt. Das NReichsgericht hat auf die Revifion des Klägers 
aufgehoben, zurücverwiejen. Tür die Trage der Verantwortlich- 
feit ift aber nicht bloß das Wiffen, die aus objektiven Gründen 
ihrer Wahrheit gewiffe Erfenntniß der den Erfolg herbeiführenden 
weiteren Bedingungen und deren Aufnahme in den Willen be- 
ftimmend. Auc, die innerhalb der Grenzen gewöhnlicher Einficht 
und Borficht Tiegende Erfennbarkeit der möglichen Folgen einer 
Handlung begründet die DBerantwortlichfeit für die Folgen der 
Handlung. Daß der fchädliche Erfolg felbft durch die Hinzutretende 
freie Handlung eines Dritten herbeigeführt wird, hebt den auf 
die erjte, die Kaufalfette beginnende Handlung zurüdführenden 
Raujfalzufammenhang nicht auf, wenn diefe freie Handlung im 
Bereiche des Vorherjehbaren gelegen war. Die Sacdjlage legt die 
Prüfung der Frage nahe, ob das Anzünden der Iade als ein der 
Vorftellung der Beklagten ganz fremdes Creignig zwijchen ihr 
Thun und die latenten Folgen ihres Thuns (die Entzündbarkeit 
der Sade) und die Handlung des P. und 3. mit ihren Folgen 
getreten ift oder ob die Möglichkeit einer noch roheren Fortjegung 
des mit dem Begießen der Iade begonnenen Scherzes durch Ans 
zünden der Jade am Leibe, wie überhaupt diejer Jwed des Be- 
gießend der Jade mit Petroleum nad) der Stimmung der be= 
trunfenen Gejellichaft, dem Charakter und der Nohheit des B., 
$. und anderer folder Säfte dem BVorftellungsvermögen des 9. 
und W. nicht ebenjo nahe getreten fein mußte, ald die Möglid)- 
feit, daß ein brennendes Streichholz auf die Jade geworfen werde, 
©. offenem Lichte zu nahe oder Iemand mit offenem Lichte ihm 
zu nahe füme, oder irgend weldhe Möglichfeit der Entzündung eines 


jo leicht fenerfangenden Stoffes. VI, 241/96 vom 14. Dec. 


169. Im Tall 264 Tann die Haftung des Bellagten für 
die Tälfchungen des B. nicht auf die Beträge erftredt werden, 
welche Klägerin bei Echtheit der fraglichen Unterfchriften von den 
Kaufihillingsichuldnern erhalten haben würde. Denn Beklagter, 
mit dem Klägerin nicht wie mit B. in einem Bertragsperhältniß 
jteht, haftet num für die Folgen feines Verfehens, alfo nur für 
den Schaden, den Klägerin durch Tetteres erlitten hat. Diefer 
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befteht aber nur in den Vermögensbeträgen, welche Klägerin in 
Volge der Fälfchungen eingebüßt hat, ohne Erfaß dafür erhalten 
zu fünnen. Klägerin kann alfo nur jo weit Erjat von dem Be- 
Eagten verlangen, als fie, durd) das Vertrauen auf deifen pflicht- 
mäßige Handlungsweife getäufcht, Aufwendungen aus ihrem Ber- 
mögen gemadt hat, wofür fie beweispflichtig ift. Einen folchen 
Beweis bat fie nicht erbracht, foweit auf die Darlehnsvaluta 
Vorderungen. verrechnet find, welche der Klägerin al8 Gläubigerin 
gegen dritte Schuldner vor ihren Transaktionen mit B. zuftanden. 
shre Schuldner hätten dem B., welder Bevollmächtigter der 
Klägerin nicht war, als deren Bevollmächtigten die fchuldigen 
Gelder zur Ablieferung an die Klägerin häufig anvertraut. 2. 
habe fälfchlich verfichert, daß die Beträge theils eingegangen feien, 
theil® bald berichtigt würden. Dadurd) habe fich Klägerin be- 
ftimmen laffen, Quittungen über jene Beträge dem DB. zu be- 
händigen. Klägerin hat aber dem DB. weder jene Forderungen 
cedirt noc mit ihm vereinbart, daß diefer die eingegangenen Be- 
träge auf die Darlehen behalten oder zu gleichem Zwede die nod) 
ausftehenden Forderungen einziehen fol. Danad) find die Yor- 
derungen nicht aus dem Vermögen der Klägerin ausgejchieden; 
ein Schaden ift alfo nicht eingetreten. III, 206/96 vom 11. Dec. 

169b. Ebenso wenig fann Klägerin Erfakt der Koften fordern, 
welche fie gegen die angeblichen Kaufjchillingsfchuldner 3. und BP. 
aufgewendet hat. Denn jene PBrozefje gegen %. und ®B. wurden 
über Grundfchuldbriefe geführt, die DB. der Klägerin zur Sicer- 
heit für die angeblichen Kauffchillingsforderungen übergeben hatte 
und die in Wirklichkeit für F. und PB. unverbindlich waren. Diefe 
Grundjchuldbriefe waren aber in dem Sculdfcheine, auf welchen 
der Beklagte die fehlerhaften Beglaubigungen vorgenommen hatte, 
nit erwähnt und Fan daher ein urjächlicher Zufammenhang 
zwifchen dem Berfchulden des Beklagten und der Entjtehung 
jener Brozeßfoften nicht angenommen werden. III, 206/96 vom 
11. Dec. 

169e. Soweit Bellagter bejcheinigt hat, daß der Bürge 
T. jolvent fei, hat Klägerin nicht bewielen, daß den Beklagten 
wegen der Beicheinigung der objektiv wmwichtigen Thatjachen ein 
Berihulden trifft. Alfo fehlt es auch fo weit an dem Kaufal- 
zujammenhange. III, 206/96 vom 11. Dec. 
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Verzug. 170. Im Fall 351 Hatte dev Beklagte dem Kläger gegen 
Abtretung feiner Gefchäftsantheile 12700 Mark zu zahlen und 
eine dem Beklagten zuftehende Forderung von 15000 Marf ab- 
zutreten. Der von dem DBellagten beauftragte Notar hat unter 
Wiederholung der Erfüllungsbereitichaft des Beklagten M. und 
unter Realanbieten der von M. zu diefem Zwede dem Notar 
übergebenen 12700 Mark von dem Kläger die Vebereignung von 
deffen Gejchäftsantheilen gefordert, ohne daß Kläger diefer Auf- 
forderung Folge gegeben hat. Damit war der Verzug des Klägers 
eingetreten. Für die in der Abgabe einer Willenserflärung, hier 
der Gejfion, bejtehende Erfüllungshandlung genügte das wörtliche 
Angebot, zu diefer Willenserklärung bereit zu fein, und viejes 
Angebot war in der allgemeinen Erflärung der Erfüllungsbereit- 
Ihaft enthalten. E8 bedurfte nicht noch der Vorlegung einer Urs 
funde, in welcher fi) Bellagter bereit erflärte, zu cediren, oder 
gar die Eeffionserflärung bereits abgab. I, 75/96 vom 10. Iuni. 

171. Der Berzug trat nicht ein, da weder der Aft eines 
Gerichtsvollziehere noch eine fchriftlihe Aufforderung vorlag. 
Wenn da8 Berufungsgeriht angenommen hat, der Wille der 
Parteien, daß der Schuldner pour la seule &cheance du terme 
in Verzug gerathen folle, müffe im DVertrage deutlih zum Aus- 
drud gelangt fein, fo ift die Bedeutung von Code 1139 nicht 
verfannt. II, 238/96 vom 27. Nov. 

Unmöglichkeit 172. Im all 512 Fan fi) Beklagter aud) nicht darauf 

der Erfüllung. gerufen, daß er dem Kläger im Junivertrage guten, gefunden, 
trodenen Roggen von feiner bevorftehenden Ernte verfauft habe, 
und daß er Noggen jener Onalität im %. 1891 überhaupt nicht 
geerntet habe. Dem Berkäufer Fünftig entftehender Sachen ift die 
Erfüllung nicht unmöglih, wenn die entftandenen Saden nicht 
die bedungene Qualität haben, Käufer fie aber troßdem als ver- 
tragsmäßige Erfüllung annehmen will. Es ift feftgeftellt, daß 
Kläger bei rechtzeitiger Lieferung wegen des fchlechten Ausfalls 
der Ernte des Jahres 1891 und der fteigenden Roggenpreife den 
vom Beklagten geernteten Roggen angenommen haben würde, wie 
er ja au zehn Tonnen auf den Auguftvertrag angenommen hat. 
War Beflagter noch im Zweifel, jo mußte er fid) unter den ob- 
waltenden Umjtänden bei Kläger durd; Nachfrage Gewißheit ver- 
Ihaffen. VI, 112/96 vom 24. Sept. | 
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173. 8%. hatte fich verpflichtet, dem Kläger einen Hhypothefen- Unmöglichkeit 
poften von 7500 Mark an bezeichneter Stelle auf benannten der Erfüllung. 
Grundftüc zufchreiben zu laffen, falls Kläger zu dem Bau mehr 
-verauslagen follte al8 27200 Mark, für welche Summe Kläger 
anderweit gededt war. Gegen bie Erfüllung des BVerfprechens 
fann nicht geltend gemacht werden, daß das Grundftüd inzwifchen 
in andere Hände übergegangen fei. Diefe Unmöglichkeit der Er- 
füllung ift von 2. verfchuldet, da er die Leiftung jchuldbarer Weife 
verzögerte und vertragswidrig über den, für M. zu treuen Händen 
eingetragenen Boften anderweit verfügte. Bei nachfolgender ver- 
Ihuldeter wenigftens fubjektiver Unmöglichkeit ift aber die Klage 
auf Erfüllung zuzulaffen — Bd. XVII, 397; Mommjen, Bei: 
träge, Bd. 1, ©. 229, 230; Windfcheid, Bd. 2, ©. 52, Anm. —, 
wenn aud der Berechtigte fofort auf das Intereffe Elagen Tann. 
(Bd. XVII, 164; ©, Bd. 31, ©. 384.) VI, 257/96 vom 
30. Dec. Bgl. 314. | 

174, Darin, daß ein Spieler, welcher reine Differenz Erfüllung. 
geichäfte abjchließt, einen Einfchuß macht, Tiegt feine im Voraus 
geleiftete Erfüllung der Schuld aus dem demnächft eingetretenen 
Berlufte, jodaß etwa mit dem Eintritt des VBerluftes die vor- 
her bedingt geleiftete Zahlung nun als unbedingt und gültig an- 
zufehen wäre. Vielmehr hat ein folder Einfhuß nur die Be- 
deutung einer Sicherheitsleiftung. Damit, daß die Beklagte dem 
Kläger den Einfhup gutichrieb und verzinfte, hat fie deutlich zu 
erkennen gegeben, daß die Geldftüce nicht Gegenftand eines Pfandes 
bilden, jondern daß fie in das Kigenthum der Beklagten über- 
gehen follten. Für den Kläger entjtand eine Forderung auf Rüd- 
zahlung der Summe, und die Beklagte hätte, wenn ihr eine gül- 
tige Gegenforderung zuftand, aufrechnen können. I, 118/96 vom 
3./27. Suni, | 

175. 8. Hatte bei der Sparkaffe in Vreden 3450 Marf 
eingelegt. Darüber waren ihm vier Bücher ausgefertigt; eins 
über 1200 Mark. Diefer Betrag ift von St., dem Adoptivjohn 
des Klägers, bis auf einen Betrag von 53 Marf 50 Pf. erhoben. 
Dieje und die fonft geleifteten Abhebungen, welche faft die ganzen 
Einlagen fonfumiren, find aber nicht in dem über die 1200 Mart 
ausgefertigten Buche, fondern fämmtlich in einem anderen, alle 
aber in einem der vier Bücher vermerkt; St. hat bei Abhebungen 
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in der Regel alle vier damals zujammengehefteten Bücher vor- 
gelegt. Nachdem bereits jene 1200 Mark bi8 auf 53 Marf 
50 Pf. zurüdgezahlt waren, hat St. von der Sparkafje zu Stabt- 
fohn ein Darlehn von 1200 Mark erhalten gegen Verpfänbung 
jenes Sparkaffenbuchs des RK. über 1200 Mark. Demnädjft hat 
K. die Einlage aus diefem Duittungsbuh an die Sparkaffe zu 
Stadtlohn cedirt, damit fie fi) wegen ihrer Anjprüde an St. 
befriedige. Die Klage der Sparkaffe zu Stadtlohn wider die 
Sparlaffe zu Vreden auf Zahlung des Betrags von 1200 Marf 
fammt Zinfen ift zu dem 53 Mark 50 Pf. nebft Zinfen über- 
Ichießenden Betrage auf Grund der Einrede der Zahlung ab- 
gewiejen; Revifion zurüdgewiefen. Denn nad) 8. 17 ihres Statut 
ift die beflagte Kaffe berechtigt, aber nicht verpflichtet, jedem In- 
haber des Duittungsbuch® gegen Vorzeigung refp. Rückgabe des- 
felben den Betrag, worauf e8 lautet, ganz oder theilmeid aus- 
zuzahlen, ohne dem Einleger oder deijen Erben zur Gewährleiftung 
verpflichtet zu fein. Allerdings verordnet $. 21 des GStatuts: 
„Zheilweife Rüdzahlungen an Kapital und Zinfen fünnen nur 
gegen Vorzeigung des Duittungsbuch® gefchehen und muß in dem- 
jelben die abgetragene Summe durch den Rendanten notirt werden.‘ 
Allein die Annahme des Berufungsgerichts, die übrigens, foweit 
fie Auslegung, nicht nachzuprüfen ift, daß $. 21 nur unter den 
Bertragichließenden, dem Einleger und der Kaffe Verpflichtungen 
begründe, ift vechtlich nicht zu beanftanden. Die Eigenjchaft als 
Legitimationspapier kommt dem Sparkaffenbuh im Intereffe 
der verflagten Sparkfaffe zu. Das Allerhöcjite Reglement 
über das Sparkaffenwejen vom 12. Dec. 1838 enthält feine dem 
8. 21 des Statuts entjprechende Feitiekung. Die 8$. 395, 397 
AÜLER. IL, 11 jtehen der Klägerin nicht zur Seite, da die Zahlungen 
Ihon vor der Ceifion geleiftet find. IV, 122/96 vom 29. Oft. 
Bol. 166. 

176. Es handelt fi) um die Frage, ob der Kläger die Un- 
zufäffigfeit der erwirkten Zwangsvollftredung, nämlich die recht- 
zeitige Erfüllung der von ihm bezüglich dev Zinszahlungen über- 
nommenen Berpflichtungen glaubhaft gemacht habe. (E.P.D.8.688, 
Ab}. 1 a.€) Bei den an den Beflagten felber zu zahlenden 
Zinjen fan die Bejahung diejer Frage feinem Bedenken unter- 
liegen, denn der Kläger hat diefe Zinfen am 8. Juli Nachmittage 
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zwifchen 5 und 6 Uhr ins Haus des Beklagten gebracht, diefen Erfüllung. 
aber nicht treffen Fünnen, weil er erjt nad) 10 Uhr Abends zurüd- 

gekehrt ift und feine Wohnung verjchloffen hatte; die Witwe 3., 

Mutter des Bortiers im Haufe des Beklagten, hat deshalb den 

Auftrag des Klägers, dem Beklagten die Zinjen zu übergeben, 

erit am folgenden Tage ausführen können. Hiernad) hat es am 

Beklagten gelegen, daß er die Zinjen nicht pünktlich erhielt; feine 
Meinung, daß der Kläger die Gefahr, ihn anzutreffen, zu tragen 

habe, ijt unverftändlid. B.V, 148/96 vom 14. Nov. 

177. Das Berufungsgericht hält nicht für erwielen, daß 
der Gläubiger mit dem Schuldner ausgemadt habe, daß bie in 
der Zeit vom 20. März bis 3. Mai 1892 geleifteten Zahlungen 
auf die in diefer Zeit gelieferten Fleifchwaaren anzurechnen feien; 
und rechnet deshalb bei Unterftellung, daß die Bürgichaft fih nur 
auf die in der Zeit bi8 20. März 1892 dem Schuldner gelieferten 
Sleiihwaaren erftredt habe, die in jener Zeit nad) dem 20. März 
1892 vom Schuldner geleifteten Zahlungen den verflagten Bürgen 
zu gut. Allein bei jener Unterftellung war der Kläger nad) 
8.156 U.L.R. 1, 16 vollfommen befugt, die fraglichen Zahlungen 
zunächt auf die nach dem 20. März 1892 entftandenen Forderungen 
anzurechnen, für welche er feine Sicherheit Hatte. Das ift aud) 
noch in anderer Beziehung von Bedeutung. Kläger hatte, davon 
ausgehend, daß hinfichtli der während der Zeit vom Mai 1891 
bis 20. März 1892 erfolgten Lieferungen Bürgfchaft übernommen 
jei, die während bderfelben Zeit geleiteten Zahlungen auf die 
Vorderungen für diefe Lieferungen angerechnet, ohne zwijchen den 
einzelnen Forderungen zu unterjcheiden. Er wird noch zu einer 
Erklärung darüber zu veranlaffen fein, wie er in dem möglichen 
Tal anrechnen will, wenn zwar der Kreditauftrag ertheilt war, 
aber bereit8 im Auguft oder September 1891 zurüdgenommen 
ift. In diefem Fall ift Kläger nad) 8. 156 berechtigt, die nad) 
der Zurüdnahme des Kreditauftrages vom Hauptfchuldner geleifteten 
Zahlungen auf die nad) diefer Zurücdnahme entjtandenen Forde- 
rungen anzurechnen. I, 274/96 vom 30. Dec. 

178. Bei Enteignung des Salzigen Sees zu Gunjten ber Hinterlegung. 
Mansfelder Gewerkfichaft ift der Gewerkichaft auferlegt, für jeden 
Morgen Rohrnugung ein Kapital von 875 Mark umd für jeden 
Morgen Rohrfischerei ein Kapital von 825 Mark zu entrichten. 
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Die von ihr nah Mafgabe diefer Beftimmung für die gefammte 
Rohrnugung und Rohrfifcherei auf dem Salzigen See zu zahlende 
Entihädigung hat die Beklagte in einer ungetrennten Summe 
hinterlegt. Der Eigenthümer einer 1,4186 Morgen großen Rohr- 
fläche, an welcher die Kirchengemeinde R. das dingliche Recht der 
Rohrnugung und der Rohrfiicherei in Anfpruh nahm, und diefe 
haben auf Bewilligung der Auszahlung von 2411 Mark 62 Pf. 
von dem hinterlegten Betrage an die Kirchengemeinde geklagt. 
Dazu ift die Gewerfichaft verurtheilt; Nevifion zurücgewiejen. 
Auch wenn es richtig fein follte, daß die Beklagte nicht verpflichtet 
gewefen wäre, die Streitiumme allein für die beiden Kläger zu 
hinterlegen, und wenn man ferner auch anerfennen wollte, daß 
es ihr nicht einmal obgelegen habe, die Entihädigung für die 
Rohrnugung und Rohrfiicherei wenigftens in einzelnen nad) den 
Seeeigenthumsantheilen getrennten Beträgen zu Hinterlegen, fo 
wird dadurd) ihre Baifivlegitimation nicht berührt. Da fie ein- 
mal die Entfhädigung für die ganze Rohrfiicherei und Rohrnutung 
in einem Gejammtbetrage hinterlegt hat, war ihre Mitwirkung 
erforderlich, um den den einzelnen Empfangsberechtigten gebührenden 
Antheil aus der Gefammtjunme auszufcheiden und zur Auszahlung 
zu bringen. Außerdem handelt e8 fi) in diefem Nechtöftreite 
nicht um die bloße Theilung der Gefammtentichädigung unter die 
einzelnen Empfangsberecdhtigten, jondern die Beflagte hat fort- 
dauernd bejtritten, daß fie den Klägern gegenüber zur Gewährung 
einer Entihädigung in der beanjpruchten, aus den Feltjegungen 
des Enteignungsbejchluffes fich ergebenden Höhe verpflichtet fei 
und daß die Kläger daher ihr gegenüber berechtigt feien, die Aus- 
zahlung eines dementiprechenden Betrages von der hinterlegten 
Gefammtentichädigung zu fordern. V, 93/96 vom 14. Oft. 

179. Da die Beklagte vorbehaltlos hinterlegt hatte, fo ftand 
ihr. eine Klage auf Herabjegung der im Enteignungsverfahren 
feftgeftellten Entichädigung nicht zu (Bd. XV, 123; R.©. €, 
B). 30, ©. 50). Ueberdies war der Widerfprud) gegen die Höhe 
der feftgeftellten Entichädigung fachlich unbegriindet. V, 93/96 
vom 14. Oft. | | 

180. Im Fall 174 würde 8. 363 AU.LU.NR. I, 16, wonad 
der, welchem etwas in Verwahrung gegeben ift, fich gegen die 
Ichuldige Rüdgabe mit der Kompenfation nicht Schügen kann, nicht 
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anwendbar fein. Denn das A. 2. R. tennt ein depositum ir- Koimpenfation. 
regulare nicht, betrachtet vielmehr nad) $. 83, I, 14 die Hingabe 
vertretbarer Sachen .mit der Befugniß des Gebrauchs nicht ale 
Verwahrungsvertrag, jondern als modifizirtes Darlehn. Dgl. 

R.©.€, DB. 11, ©. 319 fi; Bd. 23, ©. ff. I, 118/96 

bom 2./27. uni. 

181. Die Klägerin hat durd Ceffion des W. vom 23. Juni 
und 8. Dec. 1891. eine Forderung des W. an die Beklagten P. 
von 5400 Marf erworben. Schon im Mai 1890 hatten die P. 
durch Ceifion eine Forderung an W. erworben, die ihnen durd) 
vorläufig vollitredbares Urtheil vom 4. Ian. 1892 in Höhe von 
1958 Mark 40 Pf. zugefprodhen wurde. Auf Grund diejes Ur- 
theil® erwirften die PB. wider W. einen Pfändungs- und Weber- 
weifungsbefchluß wider fi, daß für fie die W.’che Forderung von 
5400 Mar in Höhe ihrer Forderung von 1958 Mark 40 Pf. 
gepfändet und ihnen zur Einziehung überwiejen wurde. Weil bie 
Zuftellung diefes Pfändungs- nnd Ueberweifungsbefchluffes an die 
P. als Drittfchuldner noch nicht gefchehen jet, hatte Klägerin Feit- 
ftellung beantragt, daß den P. aus dem Pfändungs- und Ueber- 
weifungsbeschluffe Feine Rechte, insbefondere Fein Pfandrecdht an 
der Forderung von 5400 Mark zuftehe. Das Neichsgericht hob 
das verurtheilende Berufungsurtheil auf. Denn den Beklagten 
ftand gegen die Forderung von 5400 Mark die in der Zeit vor 
der Ceifion an die Klägerin fällig gewordene Gegenforderung von 
1958 Markt AO Pf. zu, die fie fompenfiren fonnten. In dem 
Vorprozefie, welden W. wider die PB. erhoben hatte, in welchem 
auf Zahlung von 5400 Mark an die jetige Klägerin erkannt 
war, war auch bereitS der Beklagten die Kompenfationsbefugniß 
vorbehalten. IV, 87/96 vom 8. Dft. 

182. Das Berufungsgericht ift in eine Erörterung darüber, 
ob dem Kläger die geflagte Forderung zuftehe, nicht eingetreten, 
weil Bellagter höhere Gegenforderungen habe. Das NReichögericht 
hat auf die Revifion des Klägers aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Sit die Einrede der Kompenfation vorgefhügt, jo muß das Ur- 
theil ergeben, mit welchem Betrage die Gegenforderung aufgerechnet 
tft; diefe gegenfeitige Aufrechnung ift nur möglich, wenn eine 
gültige Forderung und eine gültige Gegenforderung vorhanden 
find. Hat der Beklagte die Forderung beftritten, jo muß zunächt 
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wird and bezüglich der Gegenforderung, joweit diefelbe aufgerechnet 
ift, rechtskräftig. VI, 182/96 vom 9. Der. 

183. U. zu Herford hatte für eine Schuld des A. zu Bremer- 
haven an den Kläger zu Weftercelle die Bürgichaft übernommen. 
Zur Erfüllung der Bürgfchaftsverpflichtung ftellte die Bürgin 
dem Kläger eine Obligation aus, in welcher fie erklärte, diejfem 
15000 Mark aus einem Darlehn zu verichulden, dafielbe zu ver- 
zinfen und nach dreimonatlicher Kündigung zurüczuzahlen ver- 
\prad. Sie verpfändete auch das von ihr erfaufte Haus des 
Schuldners. Eine Novation im technifchen Sinne, d. h. ein Redhts- 
geihäft, bei dem fich Mebernahme einer Verpflichtung und Auf- 
geben einer bi® dahin beitandenen Forderung gleichen Inhalts als 
Leiftung und Gegenleiftung gegenüberftehen — L. 1 pr. D. de 
nov. 46, 2 —, liegt nit vor. Bon diefem NRedtsgejchäft gilt 
der Grundfag, daß im Zweifel keine Novation anzunehmen ift. 
Hier ift die Bürgfchaftsichuld damit erfüllt, daß U. eine Darlehne- 
Schuld eingegangen ift. — L. 15 D. de r. c. 12, 1. — Mit der 
Erfüllung der Bürgichaftsfchuld ift aber auch die Forderung des 
Gläubiger an den Hauptichuldner untergegangen. Deshalb wurde 
die Klage wider A. abgewiefen. VI, 81/96 vom 2. Zult. 

184. Gem. R. Die perfünliche Forderung geht dadurd) 
nicht unter, daß der Gläubiger Eigenthümer der ihm verpfändeten 
Sade wird. Der Vater hatte einem feiner Söhne fein Koffaten- 
gut unter Lebenden übertragen und den Annehmer verpflichtet, 
einem anderen Bruder eine Abfindung zu zahlen, welde Hhypo- 
thefarifch auf der Stelle ftehen blieb, Annehmer verjtarb und 
hinterließ feine Schwefter al8 Univerfalerbin; dem Bruder fegte 
er das Koflaterigut al® Vermädhtniß aus. Die Schwefter wurde 
diefem zur Zahlung der Abfindungsfumme verurtheilt. Denn 
da8 Berufungsgericht hat auch thatfächlich erwogen, daß es nicht 
Abficht des Erblafjers gewejen jei, daß der Bruder die Kaft feiner 
Abfindung auf das Vermädtniß übernehmen follte III, 198/96 
bom 6. Oft. 

185. Der Lauf der Verjährung des Anfpruhs auf die Be- 
reiherung (88. 18, 33 ff. des Urheberrechtsgefeges vom 11. Suni 
1870) nach erhobener Klage und die Unterbrechung diefer Ver: 
jährung beurtheilen fich nad) Yandesrecdht. I, 187/96 vom 6, Sunt. 
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186. Die vor dem 1. Ian. 1892 entftandenen Anjprüche 
der beklagten Ortstranfenkaffe auf Eintrittsgeld und Beiträge, 
welche der Elagende Hotelbefiger zu zahlen hatte, find als öffent- 
liche Abgaben im Sinne des Pr. Gefekes vom 18. Juni 1840 
angejehen, welche deshalb auch jchon vor dem Neichsgefe vom 
10. April 1892, $. 55, in Preußen einer furzen Verjährung 
unterworfen waren. III, 60/96 vom 12./26. Juni. 

187. Code 2277 erftredt fich auch auf gefetliche Zinfen, 
infonderheit auch auf bie gejeglichen Zinfen des Art. 1473. Daß 
eine ziffermäßige Weitftellung der Erfaßforderungen, welche der 
Bater für Verwendungen beanfprucht, die er auf das Sondergut 
feiner Ehefrau während beftehender Ehe gemacht hatte, während 
des thatfächlichen Fortbeftehens der Gemeinfchaft nicht erfolgt war, 
jteht der Anwendbarkeit des Art. 2277 nicht entgegen. Der Vater 
war vom Beginn der dur den Tod jeiner Ehefrau erfolgten 
Auflöfung der Gütergemeinfchaft in der Lage, im Wege der Aus- 
einanderjegung mit feinen Kindern die Durchführung feiner An- 
jprücdhe wegen Verwendungen zu erwirfen. II, 132/96 vom 
22. Sept. 

188. Die 1893/94 dem Beklagten enteignete Fläche fiel 
nad) dem Bebauungsplane von 1848 in die projeftirte Straße. 
Das ift dem Vorbefiter und Cedenten des Bellagten bei Gelegen- 
heit der Ertheilung einer Bauerlaubniß am 10. Sept. 1863 amt- 
ich befannt gemadt. Damit war nad) den damald maßgebenden 
Borichriften — 8. 74, 75 Einl.; 88.29 5f, , SLULER — 
der Erjfaganjpruch entitanden und Fälfig. Der Schaden war auch 
jeinem ganzen Umfange nach zu überjehen. Der Mindermerth 
fonnte jofort feftgeftellt werden; die dreißigjährige Verjährung 
fing alfo an zu laufen. Sie ift auch bi8 zum Ablauf der 30 Iahre 
nicht unterbrochen, deshalb verjährt. Denn Baubeichränkungen, 
welche vor dem Gefege vom 2. Yuli 1875 wirkfjam geworden find, 
find im nteignungsverfahren nicht zu berücdfichtigen, weil ber 
Entfhädigungsaniprud im Augenblid der Auferlegung der Yau- 
befchränkung entftanden und fällig war und durch die Nenderung 
der Gejeßgebung nicht berührt ift. Weberdies würde die Anmeldung 
diefes Anspruchs in jenem Verfahren die Verjährung nicht unter- 
brochen haben. Denn dieje Unterbrechung tritt nur in Folge von 
bei den Gerichten angeftellten Klagen, nicht in delge der Er- 
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hebung von Anfprüchen bei den Berwaltungsbehörden ein — 8.553 
AU.R.I 9 —, jegt nur in Folge der Erhebung der Klage — 
EC. 8.0. 8.239 —. V, 58/96 vom 19. Sept. 

189. Soweit Widerfläger al8 Nutungsentichädigung Zinfen 
der Rapitalentihädigung als Nebenforderung beanfprucht, ift diefe 
mit der Hauptforderung erlojchen. -- Förfter-Eccius, 6. Aufl., 
Bd. 1, 8.18, ©. 84. — V, 58/96 vom 19. Sept. 

190. Im Fall 451 wurde die Klage auf das Miethsgeld, 
weil erft nad) vier Sahren erhoben, al® verjährt abgewiefen. Denn 
das Br. Gefeß vom 31. März 1838, 8.2, Nr. 5 tft auch anwend- 
bar, wenn das Miethsgeld nicht periodifc zahlbar ift. VI, 120/96 
vom 1. Oft. | 

191. Die Klägerin hat am 10. Dec. 1883 einen Beinbrud) 
erlitten und wegen defjelben im 3. 1884 eine Schadensklage er- 
hoben, damals aber den Schaden nur auf den Betrag der Kur- 
und Heilungsfoften angegeben, die ihr auch zugeiprocdhen find. 
Seht fordert fie Erjak des Schadens, der ihr angeblich feit 1892 
durch die feitdem al® Folge des Beinbruchs eingetretene verminderte 
Erwerbsfähigfeit erwachlen fe. Das Berufungsgericht hat die 
Klage nah 8.54 AU... R. 1, 6 abgewiejen; das Neichsgericht Hat 
aufgehoben, zurücverwiefen. Wäre der jegt eingeflagte Schaden 
im Vorprozeß mit zuerkannt, fo würde die nah 8.558 MÜ.EUR. 
I, 9 feitdem begonnene neue Verjährung wegen $. 10 des Gejetes 
vom 31. März 1838, der fi) nicht bloß auf die Fürzere Ver- 
jährung diefes Gefetes bezieht — D.T. €, Bd. 47,©.8 —, 
noch nicht abgelaufen fein. VI, 132/96 vom 8. Oft. 

192. Das ift aber nicht der Tall. Allein für den fpäter 
eingetretenen Schaden lief die Verjährung nah AA. RL 
6 erit von da ab, wo er fich erkennen ließ. Nun ift aber der 
nad) dem Ausfpruch der Sacpverftändigen fchon feit der Heilung 
beftehende Schwächezuftand des Beines nicht ein folcher gewefen, 
daß die Klägerin in ihrer Erwerbsfähigfeit beeinträchtigt gewefen 
wäre. Sie hat fich bis in das Jahr 1892 hinein durch das Halten 
von PBenfionären ihren Unterhalt erworben und alle dabei erforder- 
fihen Arbeiten vorgenommen, ohne fid) beim Gehen Fünftlicher 
Hülfsmittel zu bedienen. Seit der Zeit hat fich aber der Zuftand 
verichlinmert, jodaß die Klägerin fih nicht mehr ihren Unterhalt 
verdienen Tann. Ob die Klägerin diefe Zunahme der Mtusfel- 
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atrophie durch Nichtgebrauch des Beines jelbft verurjacht hat, ift 
für die Frage der Verjährung unerheblid. Die Verjährung 
des Schadensanspruds Läuft erft von da ab, wo der Beichädigte 
vom Dajein des Schadens Wiffenichaft erlangt Hat, und dazu 
gehört, daß er den Schaden als bereits eingetreten oder als ficher 
bevorftehend Tennt. Eine Kenntniß der bloßen Möglichkeit feines 
Eintreten genügt nidt. (Vgl. D.T. €, Bd. 13, ©. 21, 22; 
Striethorft, Bd. 96, ©. 311.) VI, 132/96 vom 8. Oft. 

193. Braunfchweig.e Dur die wiederholte Anerkennung 
der Vermächtniffe, welche die Erben dem ZTeftamentsvolfitreder 
gegenüber ausgefprochen hatten, war die zehnjährige Verjährung 
unterbrochen. Denn nach dem ZTeftamente war der Teftaments- 
vollitreder unter anderem befugt, die Zinfen aus dem legirten 
Hppothefenfapital während der folgenden zehn Iahre zu erheben 
und einen Theil derjelben an die Beflagte auszuzahlen, einen 
anderen Theil für die Kläger anzulegen; er muß daher aud) für 
ermächtigt angefehen werden, Erflärungen der belafteten Erbin, 
welche fich auf das Recht der Kläger an dem ihnen vermachten 
Kapital bezogen, mit Nechtswirfung zu acceptiven. III, 147/96 
bom 23. OXt. 

194. Im Fall 113. Dahingeftellt gelaffen, ob die dem 
Adjazenten obliegenden Beiträge dem Pr. Gefeß vom 18. Juni 
1840 als „indirelte Gemeindeiteuer” — R.G.€., Bd. 17, S.200 — 
unterfallen. Auch wenn dies anzunehmen, war die Abgabe am Tage 
des Kaufgelderbelegungstermins (22. Dit. 1892) nicht verjährt. 
Denn „zur Hebung gejtellt” war die Abgabe früheitens am 30. April 
1891, al8 der perfünlich zur Zahlung verpflichtete ©. zur Zahlung 
der ihm berechneten Koften aufgefordert wurde, alfo waren feine 
vier Iahre verfloffen. Auch das Jahr der Nacjforderung — 8. 7 
des Gefeßes vom 19. Iuni 1840 — war nicht abgelaufen. Denn 
mit dem Bau begonnen wurde am 2. Juli 1890; fchon am 30. April 
1891 ift die Aufforderung an ©. erlaffen; von da ab folgen fich 
in ununterbrochener Reihe die Schritte der Stadtgemeinde bis zu 
der auf ihren Antrag erfolgten Zwangsverjteigerung. V, 120/96 
bom 28. Dft. 

195. Im Fall 439/40 ift die Ablieferung des Tabads am 
15. Sept. 1892 beendigt gewejen, die Klage auf Erfaß des auf 
dem Zransport eingetretenen Schadens erft am 25. Nov. 1893 
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erhoben. Diefelbe würde nad) 9. ©. B. Art. 386 verjährt fein. 
Die VBerjährungseinrede wird aber nah A. X. R. wie nah Gem. R. 
— 2.6. €, Br. 32, ©. 141 — durd) die Replif der Arglift 
ausgefchloffen. Der Mitbeflagte ©. Hat am 11. Sept. 1893, ale 
die Verjährung nod) nicht eingetreten war, den Rechtsanwalt DB. 
gebeten, doch dafür zu forgen, daß den Beklagten nicht jo viele 
Koften erwüchfen; diejer erklärte, er werde nod einmal einen 
Berfuh machen und hoffe, mit Hülfe der Regreßpflichtigfeit einen 
Vergleich herbeizuführen. Das Unterbleiben der vechtzeitigen Klag- 
erhebung it aljo durch das eigene Verhalten dev Beklagten ver- 
anlakt worden, deshalb handeln die Beklagten unredlich, wenn fie 
hieraus ein Recht zu Ungunften der Kläger herleiten wollen. Dem 
Berufungsgericht ift auch darin beizuftimmen, daß nicht in Be- 
trat fommt, daß Kläger nicht fofort Klage erhoben, nachdem 
Bellagte auf die eingetretene Verjährung Hinwiefen. I, 179/96 
vom 4. Nov. 

196. Im Fall 16. Der Anfpruch des Frachtführers auf 
Erjag der Auslage — 9. ©. B. 406 — war nicht fchon durd) 
die feitend der Steuerbehörde getroffene Teitjegung de8 Nadj- 
zolles, jondern erjt durch deffen Zahlung oder die Abrechnung 
zwijchen der Badichen Eifenbahnverwaltung und der Zollbehörde 
entjtanden. Das ijt erft im 9. 1890 gefchehen, die Klage aber 
am 31. Dec. 1892 erhoben; aljo nad Pr. Gefeg vom 31. März 
1838 nod) nicht verjährt. IV, 96/96 vom 15./29. Oft. Vgl. 483. 

197. Im Tall 300 war die Lohnforderung der Klägerin 
für die Jahre 1876—1883 nad) 8.2, Ziff. 3 des Pr. Gefetes 
von 31. März 1838 verjährt, als Beflagter am 5. Dec. 1888 
die Urkunde ausftellte. Diefelbe gab der Klägerin feine nene flag- 
bare Forderung, weil fie dem 8.564 A... R. IL, 9 nicht entfpradd. — 
Bol. 415. — Tür die damals noch nicht verjährte Lohnforderung 
fonnten aber Parteien mündlich vechtswirfam eine Vereinbarung 
über Fälligkeit der Lohnforderung treffen. Denn nad) S. 137 
AUNR. I, 5 und den 88. 22 ff. der Gefindeordnung vom 8. Nov. 
1810 bedarf es bei Miethen des Gefindes Feines fchriftlichen Ver- 
trages, und der Betrag des Miethsgeldes unterliegt der freien 
Bereinbarung. Die Verjährung begann, da Parteien mündlich 
vereinbart hatten, der Xohn folle nach dem Tode des Erblaffers 
gezahlt werden, und diefer am 13. Dec. 1891 verftorben ift, erit 
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mit dem 31. Dec. 1891, war aljo zur Zeit der Erhebung der 
Klage im 3. 1894 noch nicht vollendet. VI, 195/96 vom 16. Nov. 

198. Im Fall 118. Für die Entftehung des Entihädigungs- 
anfpruchs und des Klagerechts aus $. 148 A. 3. ©. ift nicht die 
Zeit der befchädigenden Handlung, jondern der Zeitpunkt maß- 
gebend, in welchem der Schaden hervorgetreten ift. Wenn nun, 
wie bier unterftellt werden muß, durch Zuleitung der aus dem 
Schacht gehobenen Wäljler die Waffermenge im Pleßbach und die 
dadurd bedingte Wafferfraft wiederhergeftellt worden ift, jo war, 
jolange diefer Zufluß dauerte, der Kläger nicht in der Lage, 
eine auf Entziehung des Mahlwafjers durch den Bergbau der 
DBelagten geftütte Entjchädigungsflage zu erheben, e8 konnte alfo 
aud die Klageverjährung weder beginnen noch fi) vollenden. 
(Lgl.D.T. €, Bd. 14, ©. 266.) Der Schaden blieb während 
diejer Zeit latent, und wurde effektiv erjt mit dem Zeitpunkt, wo 
die Beklagte ihre Grubenwäffer in den Plegbacd anjtatt, wie bis- 
her oberhalb, nunmehr unterhalb der Elägerifchen Mühle einführte. 
Durch diefe Veränderung der fünftlichen Zuleitung — auf deren 
Vortdauer der Kläger Fein erworbenes Recht hatte — trat der 
Schaden in die Erjcheinung, welchen der Bergbau der Beklagten 
dem Klägerifchen Grundftüd durch Abfchneidung der natürlichen 
Zuflüffe des Plepbaches zugefügt hat. Erft von da ab lief die 
Verjährung des $. 151. V, 137/96 vom 11. Nov. 

199. Der Einwand der Verjährung des Anfpruchs auf 
Schadenserjag wurde im Tall 47, 74, 222/24 verworfen außer 
für das Yahr 1880. Denn die bejchädigende Handlung liegt nicht 
in der Herftellung der die Wafferzuleitung bewirkenden Anlagen, 
jonach nicht in einer einzigen Handlung, die fchädigend fortwirkt, 
jondern in der unterlaffenen Befeitigung der jchädlichen Stoffe, 
aljo in einer Handlungsweife, die fich täglich und ftündlich er- 
neuert. V, 363/95 vom 16. Nov. 96. 

200. D., dem NRecdtsporgänger der Klägerin, war ein An- 
Schlußgeleife an die Düffeldorf-Elberfelder Eifenbahn mit der Ver: 
abredung gelegt: „Für jeden Eifenbahnwagen mit oder ohne Laft, 
welcher auf der Düffeldorf-Elberfelder Eifenbahn für DO. anfommt, 
oder von ihm auf derjelben verfandt wird, erhebt die Düffeldorf- 
Eiberfelder Eijenbahngejellichaft für das Hinbringen, jowie für 
das Abholen jedesmal 21/, Sgr. pro Adfe. Es werden indejjen 
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5 Sgr. pro Adhfe erhoben, wenn der Wagen auf fremder Bahn 
ankommt oder verjandt wird, ohne daß auf der Düffeldorf-Elber- 
felder Bahn Fradt zur Erhebung kommt.” Die Gebühr von 
21, Sgr. war in früheren Jahren für denjelben Eifenbahnwagen 
nur einmal erhoben. Der Eifenbahnfisfus fordert für die Zeit 
vom 1. Ian. 1887 bis 30. Sept. 1890 3151 Marf nad, weil 
nad) dem DVertrage die Gebühr doppelt zu zahlen fei, einmal für 
da8 Hereinbringen und einmal für das Abholen der Wagen. 
Dazu ift Beflagter verurtheilt. Nevifion zurücgewiefen. Die 
Einrede der Verjährung war nicht begründet. Dahingeftellt Tann 
bleiben, ob die Verfehrsordnung für die deutfchen Eijenbahnen 
vom 15. Nov. 1892 überhaupt als eine revifible Nechtsnorm zu 
betrachten ift, da jedenfall® angenommen werden muß, daß der 
8. 61 nur von Fradten Spricht, welche nad) Maßgabe der zu 
Necht beftehenden, gehörig veröffentlichten Zarife (SS. 60 und 7 
dafelbft) zu erheben find, wogegen es fih Hier um Gebühren 
handelt, die auf Grund eines befonderen unter den Parteien ab- 
gejchloffenen Vertrages geltend gemacht werden. IL, 228/96 vom 
1./8. Dec. 

201. Ebenfo unbegründet ift die Einrede der Verjährung, 
jomweit fie auf Code 2277 gegründet ift, weil nicht wiederkehrende 
Leiftungen im Sinne diejes Artifeld vorliegen. Denn nad) der 
Erflärung der Bellagten waren die durd den DBertrag mit DO. 
jtipulivten Anfchlußfrachten, wie alle anderen Trachten, direkt nach 
jeweiliger Erfüllung der bahnfeitigen Leiftungen zahlbar; diejelben 
jeien aber zur Bereinfachung des gegenfeitigen gefchäftlichen Ver- 
fehrs in einem Frachtfreditfonto geftundet worden, welches außer 
den jchuldigen Fracht- u. |. w. Beträgen auch die darauf geleiteten 
Abjchlagszahlungen und die dem Anfchlußwerk zuftändigen fälligen 
Gegenforderungen an Nachnahme u. f. w. enthalten habe. Das 
Konto jei monatlich abgejchloffen worden. Sei der Saldo zu 
Gunften der Stundungsnehmer gewefen, fo jet er fofort durch die 
Süterfaffe beglichen worden. Sei der Saldo zu Laften der 
Stundungsnehmer gewejen, fo habe die Zahlung deffelben durch 
legtere bi8 zu einem beftimmten Tage des folgenden Monats er- 
folgen müffen. Danad) ift zu verneinen, daß ein allgemeines 
Srachtkreditfonto für die beiderfeitigen Anfprüche der Parteien, 
namentlih auch für die jonftigen Frachtichulden der Beklagten, 
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mit monatlicher Abvehnung eröffnet wurde. Insbefondere folgt Aniprude- 
daraus nicht, daf gerade die ftreitigen Gebühren vertraglich monat Yerährung. 
lich zahlbar gewefen jeien. II, 228/96 vom 1./8. Dec. 

202. D. will von B. einen Wechfel zur Dedung einer Rüdforderung 
Schuld erhalten haben. Er hat denfelben mit feinem Blankogiro BE 
verfehen und DB. mit deflen Diskontirung beauftragt. DB. hat 
Mittelsperjonen zu diefen Zmwed verwendet, deren lebte den Wechfel 
an N. mit der Erklärung zum Disfontiren abgab, er habe den- 
jelben von DB. zu diefem Zwed erhalten, ohne den B. für den 
berechtigten Inhaber auszugeben, für deffen Nechnung disfontirt 
werden jollte, N. hat den Wechfel nicht disfontirt, fondern vom 
Acceptanten eingezogen. Er ift dem D. aus der Bereicherung 
bedingt verurtheilt, deffen Borderung aus dem diefem gehörigen 
Wechfel er eingezogen haben würde, wenn D. den Eid über den 
Erwerb ableiftet. Unerheblich, daß Bellagter vor der Einziehung 
des Wechjeld noch einen Dritten veranlaßte, fein Giro auf den 
MWechfel zu fegen. Revifion zurücgeiwiefen. IIL, 52/96 vom 5. Iuni. 

203. Der Hagenden Rittergutsbefigerin gehörten die Bäume 

an der Rothenburger Straße. Bei der Verbreiterung diejer Straße 
in der Gemarkung der Stadt Hettftedt find die Bäume vernichtet 
oder beichädigt. Die Klägerin fordert von der Stadt den Werth. 
Damit ift fie vom NeichSgericht abgewiefen. Die Straße ift vom 
Kreife gebaut, an welchen Klägerin auch die Bäume hergegeben 
hat. Aus dem zwifchen der Stadt und dem Kreife über den Aus- 
bau der Straße abgefchlofjenen Vertrage fann die Klägerin Feine 
Rechte herleiten. ES ijt nicht erfindlich, was aus dem Vermögen 
der Klägerin in das der Stadt übergegangen fein foll, da diefe 
weder die Bäume erhalten Hat nod) von ihrer Verbindlichkeit, 
dem SKreife das zu eritatten, was bdiefer etwa der Klägerin zu 
zahlen hat, befreit ift. Eine Verbindlichkeit der Stadt an die 
Klägerin ift aus 88. 230, 233ZAU.L.R. I, 13 nicht zu begründen. 
V, 20/96 vom 24. Juni. 

204. Kläger begehrt die Ermiffion des Beklagten aus dem 
ihm aufgelafjenen Grundftüd. Damit war er abgewiejen, wenn 
Bellagter {hwört, dak die Auflaffung des Grundftüds an den 
Kläger erfolgt ift auf Grund der vorher zwifchen ihm und Beklagten 
getroffenen Abrede, daß die Auflaffung nur gejchehe, um das 
Grundftüd dem Angriffe der Gläubiger des Beklagten zu ent- 
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ziehen, und Kläger verpflichtet fein jolle, dem Beklagten dafjelbe 
auf deffen Verlangen zurüdaufzulaffen. Das Neichsgericht hat 
aufgehoben, zurüdverwieien. ft der Rechtsgrund, in Folge deflen 
der Kläger das Eigentbum vom Beklagten erlangt hatte, wie der 
Berufungsrichter für den Schwörungsfall annimmt, hinterher weg- 
gefallen, To ift zwar dem Beklagten ein NRüdforderungsredjt er- 
wacjen; aber diefer kann nur verlangen, daß der Nechtszuftand 
wiederhergeftellt werde, wie er vor der Auflafjung beftand. Daraus 
ergibt fich, daß er dem Kläger, wenn diefer ihm al8 Gegenleiftung 
1200 Mark gezahlt haben jollte, diefen Betrag bei der Rüdauf- 
laffung Zug um Zug zu erjtatten hat, und daß der Kläger bis 
dahin das Grundjtücd zurücbehalten darf. Daffelbe gilt von den 
Verwendungen in das Grundftüd, wenn der Kläger es während 
der Dauer jeines Eigenthums verbefjert haben follte. Es folgt 
dies aus den Vorschriften der SS. 536 ff., IL, ÜWUR., die 
auf das vorliegende Nechtsverhältniß entiprechend anzuwenden find. 
V, 147/96 vom 25. Nov. 

205. Der Bürge hat im Fall 556, 337 in dem entfchuld- 
baren Irrthum, daß mit der Ceifion aller Rechte auch das Pfand- 
recht an dem von dem Hauptjchuldner und Miether eingebrachten 
Inventar auf ihn, den Bürgen, mit übergehe, gezahlt. Nachdem 
aber die von ihm gegen den Miether angeftellte Pfandflage rechts- 
kräftig abgewielen war, weil der VBermiether, dem ber Bürge den 
Streit verfündigt Hatte, auf jenes Pfandrecht verzichtet Hatte, ift 
der Vermiether zur Nüdzahlung der erhaltenen Summe verurtheilt. 
VI, 94/96 vom 6. Suli. Dal. 159. 

206. Bei einer Berficherungsgejellichaft Hatten S. & ©. für 
Rechnung wen es angeht die Nettofrachtgelder und/oder behaltene 
Ankunft des dem Kläger gehörigen Segelichiffes ‚,Augufta‘ in 
deffen Auftrage für 3000 Marf verfichert. Die Summe der Ber- 
fiherung auf behaltene Ankunft ift mit 100 Proz. zu bezahlen, 
wenn dafjelbe total verloren geht oder wegen Seeichaden Fon- 
demnirt wird. Da die VBerfiherung auf Grund der .S.B.DB. 
von 1867 genommen war, wurde das von einer Kondemnation 
wegen Reparaturunfähigfeit verftanden. Das Schiff ift in Frederide- 


haven wegen NReparaturunmwürdigfeit fondemnirt. Afjefuranzmaller 


&., der Inhaber der Firma ©. & ©., hat die in dänischer Spradje 
abgefaßten Bapiere der Verficherungsgefellfchaft mit der Police 
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und dem auf dieje gefetten Vermerk „„Zotalfchaden per «Augufta»” Rüdforderung 
vorgelegt, und der Direktor der Verfiherungsgefellihaft hat die io. 
3000 Mark an ©. bezahlt. Demnächft hat die DVerficherungs- 
gejellfchaft dem &. mitgetheilt, die Zahlung fei irrthümflich erfolgt; 
ein Verficherungsfall liege nicht vor, da das Schiff nicht wegen 
Reparaturunfähigkeit, fondern wegen Reparaturunwürdigfeit Fon- 
demnirt ei. Nun hat ©. der Aufforderung entjprechend die er: 
haltene Summe zurüdgezahlt. Da er fie für den Kläger erhalten 
hatte, ijt er von diefem auf den Betrag von 3000 Mark ver- 
Hagt, die Klage aber abgewiefen. Denn wenn auch die Nüd- 
forderung nah der Necdhtiprehung des Neichsgerichts für das 
Gem. R. nur bei Entfchuldbarkeit des Irrthums begründet war, 
jo ift hier die Entfchuldbarfeit angenommen, obwohl der Direktor 
gezahlt hat, ohne die Papiere zu prüfen. Mit Rüdficht auf die 
Sadfenntnig und Zuverläffigkeit, deren ein Affefurranzmaller für 
die gedeihliche Ausübung feines Berufs nicht entbehren kann, durfte 
der Direktor der Verficherungsgefellfchaft davon ausgehen, daß 
der Beflagte, ein in feinem Fache erprobter Gejhäftsmann, mit 
einter jo beftimmt ausgeiprochenen Forderung an ihn nicht heran- 
treten werde, ohne fich von der zweifellofen Begründetheit der- 
jelben überzeugt zu haben. I, 153/96 vom 1. Oft. Vgl. 159. 

207. Im Ball 296 tit Kläger zur NRücforderung der Hhpo- NRüdforderung 
thefen aus AL. R. I, 16, 88. 200 ff. nicht berechtigt. Denn die wegen nicht 
von feiner Ehefrau überwiefenen Hhpothefen waren nicht ihr ne 
Alleineigenthum, fondern gehörten zur Nadjlagmafjfe und waren 
gemeinfschaftliches Eigenthum beider Theile. IV, 115/96 vom 26.Dft. 

208. Im Fall 580 findet 8.205 U. R. I, 16 feine Ans Küdforvderung 
wendung. Denn e8 handelt fich nicht um eine Rüdforderung aus a Mn 
einer durch Veräußerung auf Seiten des Beklagten eingetretenen Zwed 
Bereicherung, die der Fisfus bei unerlaubten Zwed zurüdfordern Gegebenen. 
ann, fondern um Aufrufung eines Leihvertrags. I, 201/96 vom 
17. Dft. 

209. Kläger, ein homdopathifcher Arzt, fordert von dem 
beflagten Annoncenbureau für Reklamen gezahlte Beträge jo weit 
zurüd, al8 fie in Höhe von 4966 Marf 64 Pf. zu hoc, nämlid 
über die verabredeten Säte hinaus, berechnet fein. Die Klage 
ift abgewiefen, weil nah 8.206 AL. R. IL, 16 nur dem Fisfus 
ein Nückforderungsrecht zuftehe. Den Verftoß wider die Ehrbar- 
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Rüdforderung feit findet das Berufungsgericht darin, daß e8 die Parteien be- 


‚des zu 
unerlaubten 
Zwed 
Gegebenen. 


Nügliche 
Geichäfts- 
führung. 


Nübliche 
Berwendung. 


wußter Weife auf eine Täufchung des Publiflums abgefehen hatten, 
wenn fie die Anpreifungen der Heilmethode des Klägers als fo= 
genannte Rellamen in eine große Zahl Fleinerer, vorzugsmeife in 
ländlichen Kreifen verbreiteter Zeitungen einrüden Tießen. Die 
Zäufchung habe darin gelegen, daß die Reflamen, weil fie in den 
redaktionellen Theil der Zeitungen aufgenommen wurden, bei ben 
Lefern die irrige Anfchauung hervorriefen, daß die mitgetheilten 
Heilerfolge und die fonftigen Xobiprüche über die ärztliche Thätig- 
feit des Klägers nicht eine von ihm felbft ausgehende bezahlte 
Beröffentlihung feien, jondern auf Wahrnehmungen der Rebal- 
tionen felbjt oder fonjtiger unbetheiligter Gewährsmänner beruhten. 
Eine folde ZTäufchung des heilbedürftigen Publitums, die von 
beiden Parteien beabfichtigt und in vielen Fällen auch) zweifellos 
erreicht ei, verjtoße nicht bloß gegen die Anftandspflichten des 
ärztlichen Berufs, fondern verlete zugleid) die allgemeinen Sitten- 
gefege. Nevifion zurüdgewiejen. Unerheblih, ob die in den 
Reklameartifeln mitgetheilten Heilerfolge dem Kläger thatfächlich 
gelungen feien. I, 197/96 vom 24. Dft./21. Nov. | 

210. Was zur Erfüllung eines folchen Vertrages gegeben 
wird, wird zu einem umnfittlichen Zwece gegeben. Und aud) das . 
aus Srrthum zu viel Gegebene hatte die Zwecbeitimmung, den 
Vertrag zu erfüllen, den Anderen für feine unfittlihe Handlung 
zu entichädigen. Der Gedanke des Gejees, daß bei unfittlichen 
Verträgen der Redhtsichußg verfagt fein joll, trifft auch bei einer 
Zuvielzahlung zu. Denn der lette Grund des Verluftes ift nicht 
der Irrthum, jondern das eigene unfittliche Verhalten des Erfak 
Berlangenden. I, 197/96 vom 14. Oft./21. Nov. 

211. Der Bellagte hat Wechjel acceptirt, welche mit dem 
Indoffament des KR. verfehen waren. KR. hat die Einlöfung der 
Wechjel und Zahlung der Proteftfoften mit Geldmitteln bewirkt, 
welche der Kläger ihm zu diefem Zwecke gegeben hatte. ‘Der Beflagte 
hat nicht betritten, daß der Kläger für diefe Auslage Erja erhalten 
follte. Damit ift der Anspruch des Klägers gegen den Beflagten aus 
nüßlicher Gefchäftsführung begründet. III, 102/96 vom 22. Sept. 

212. Kläger hat auf Beftellung des G. Materialien, Ar- 
beiten und Fuhren zu einem Bau geliefert. Da ©. zahlungs- 
unfähig ift, hat er den Beklagten auf Zahlung mit der Behauptung 
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belangt, Beflagter fei Eigenthümer der Bauftelle gewefen, wenn 
er fie aud) dem ©. verkauft und fpäter aufgelafjen hatte; er habe 
den ©. nur vorgefchoben, um ohne eigene Aufwendungen auf 
Koften der Bauhandwerfer bauen zu fünnen. Das Berufungs- 
gericht Hat die Klage abgewiejen; das Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurücverwiefen. Nah 8.277 AUL.R.L 13 findet die Klage aus 
der Verwendung nicht ftatt, wenn zwilchen den PBarteien ein 
Vertrag nicht beiteht. Der Vertrag zwifchen dem Kläger und ©. 
jteht der erhobenen DVerfionsklage nicht unbedingt entgegen. Die 
Verjionsklage aus SS. 262 FURL, 13 fegt nicht den un- 
mittelbaren Webergang eine® VBermögensftids aus dem Ber- 


Nütliche 
Berwendung. 


mögen des Klägers voraus, fondern findet auch bei dem Exrwerbe ' 


durch eine Mittelsperfon ftatt, wenn die MittelSperfon den Er- 
werb zwar in eigenem Namen, aber für den Dritten al8 Gefchäfts- 
herren gemacht und vermöge diefes Verhältniffes zugewendet hat. — 
Bd. V, 269; 38. VI, 223; R.®. €, Bd.1, ©. 143, 159. — 
Nur haftet der Beklagte nicht über den Betrag hinaus, den ©. 
dem Kläger fchuldet. Und die Verfionsflage wird ausgejchloffen, 
wenn der Beklagte der Mittelsperfon für die Zuwendungen ohne 
Arglift Erjak geleiftet Hat und wenn nicht feititeht, daß Kläger 
von feinem Gegenfontrahenten die von diefem gejchuldete Ver- 
tragsleiftung nicht erhalten fann. Unerheblid), daß Kläger das 
zwifhen ©. und dem Beflagten beftehende Berhältniß zur Zeit 
feiner Leiftungen nicht gefannt hat. Die Annahme einer Arglift 
des Beklagten würde eine Unterjtügung finden, wenn es wahr ift, 
daß der Beklagte fich des mittellofen ©. als Mittelsperfon gerade 
zu dem Zmede bediente, um auf Kojten der Bauhandwerfer zu 
bauen. VI, 77/96 vom 2. Yuli. 

213. Im Fall Bd. XIX, 194 war nun die Klage abgewiejen; 
Kevifion zurücdgewiefen. Denn der Berufungsrichter hat ohne 
Gefegesverlegung angenommen, daß den Miteigenthümern des 
Schmiedegrundftüds durd) den Separationsrezeß von 1836 die 
Verpflichtung auferlegt war, einen Fünftig nothwendigen Neubau 
der Schmiedegebäude zur Ausführung zu bringen. Der im 
3. 1891 ausgeführte Neubau war aber nothwendig und der ver- 
wendete Koftenbetrag von 900 Mark angemefjen. Das Haben 
auch die Reviftionsfläger zugeitanden; e8 Tiegt alfo nütliche Ver- 
wendung vor. IV, 108/96 vom 12. Of. Vgl. 320. 


Nübßliche 
Berwendung. 


Wieder- 
einjfegung in 
den vorigen 

Stand. 


Snterefje und 


Schadens: 
erfat. 
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214. Im Fall 568 Hatten die vier Chinefen aud, feinen 
Ansprud) aus der nüglichen Verwendung, da über die Verwendung 
der 12000 Dollars, und zwar mit Wiffen und Willen der Kläger, 
Dny ming ted im eigenen Namen mit ©. fontrahirt hatte, wenn 
auch für deren Rechnung. Die Sade würde nur dann anders 
liegen, wenn Ony ming ted nicht für Rechnung der Kläger mit 
dem Beklagten, fondern für Rechnung des DBeflagten mit den 
Klägern Tontrahirt hätte. I, 291/95 vom 7. Nov. 96. 

215. Abweichend von D.T. E., Bd. 50, ©. 100; BP. 75, 
©. 288. Aus dem U. R.L 9, SS. 531, 537 ergibt fich nicht, 
daß die Wiedereinfegung, welche das Gefeß den Minderjährigen 
gewährt, wenn die Verjährung während der Minderjährigfeit ab- 
gelaufen ift, nicht gegen jolche Verjährungen zuitehen jollte, für 
die eine fürzere Frilt als vier Iahre Läuft. In Trage Tönnte 
nur fommen, ob nicht die vierjährige Neftitutionsfrift auf ein 
fürzeres Maß einzufchränten wäre. Hier würde, wenn eine außer- 
fontraktliche Schadenszufügung vorgelegen hätte — vgl. 456 —, 
die dreijährige Verjährung zu laufen angefangen haben, als ber 
verlette minderjährige Kläger und deflen damals nocd) lebender 
Vater von dem Dafein des Schadens al8 Folge der Mikhand- 
lung Kenntniß erhielten. Denn $. 535 bezieht fich nicht auf Minder- 
jährige in väterlicher Gewalt, fofern es fi) um ein von dem 
Bater als folhem wahrzunehmendes Intereffe des Kindes handelt. 
— Bol. Striethorft, Bd. 72, ©. 43; Bb. 64, ©. 217; IV, 111/86 
vom 16. Dec. — It aber der Vater während des Laufs der Ver- 
jährung und bevor der Verlette volljährig wurde geftorben, fo 
würde die Verjährung zwar wider den nun zu bevormundenden 
Minderjährigen weiter laufen, derfelbe Hätte aber den Anfpruch 
auf Wiedereinjegung. VI, 40/96 vom 4. Juni. 

216. Kläger hat von dem DBeflagten ein Hotel gefauft, 
deifen Bierverjchant diefer wilfentlich falich auf circa 200 Hefto- 
litev angegeben hat, während thatlählich nur 150—160 Heftoliter 
verfchenkt find. Das Berufungsgericht hat den Beklagten zur 
Zahlung von 5500 Mark Schadenserjaß verurtheilt. E8 ift an- 
genommen, daß Kläger einen foviel niedrigeren Kaufpreis gezahlt 
haben würde, wenn er den thatfächlichen Umfang des Verfchanfe 
gefannt hätte, und daß das Hotel auch wegen des geringeren Ber- 
Ihanfs foviel weniger werth gewefen jei. Nevifion des Klägers 
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zurüdgewiefen. Daß der Berufungsrichter nicht den Gewinn zu Intereffe und 
Grunde legt, welchen der Kläger gemacht haben würde, wenn er ag 
foviel mehr Bier verichänft hätte, rechtfertigt fid) damit, daß fein 

Anhalt dafür gegeben ift, daß der Abjat und Neingewinn dauernd 

in gleicher Höhe bleibt. V, 23/96 vom 27. Juni. 

217. Das Urtheil, welches die Koften der von der Be- 
Hagten unterlaffenen Reinigung eines Xeiches dem Kläger als 
Entfhädigung zufpricht, wurde aufgehoben, weil e8 unterlaffen 
hat zu begründen, daß dem Kläger nidt aus dem Schlamm 
ein die Abfuhrkoften überfteigender Vortheil an Düngungswerth 
erwachjen if. E8 war nicht der Beklagten zu überlaffen, diejen 
Gewinn nacdhzuweiien. Vielmehr erjcheint, wenn ein und baffelbe 
Ereigniß außer den Nachtheilen auc, Vortheil bringt, nur der 
Ueberfchuß des Nachtheild al8 Schade. Der Vortheil muß alfo 
mit in die Schadensberechnung aufgenommen werden. — R. ©. €, 
Bd. 10, ©. 51. — VL 58/96 vom 18. Juni. 

218. Im Fall 251 wurde das Urtheil aufgehoben, weil 
unberüdfichtigt geblieben war, daß, wie Beflagte behauptet haben, 
Ihon vor dem Beginn des Neubaues Riffe am Haufe der Kläge- 
rinnen vorhanden geweten feier. Das hat jedenfall Bedeutung 
für die Höhe des Schadenserjaganiprucdhs. Denn die Klägerinnen 
haben nur Anfiprud auf Erjak der Koften, welche erforderlid) 
find, um ben bei Beginn des Neubaues vorhandenen Zujtand 
ihres Hanfes wiederherzuftellen. VI, 10/96 vom 18. Juni. 

219. Im Tal 164. Die gemäß Code 1151 in Betradit 
fommende Trage, ob ber dem Kläger erwachjende Schaden als 
eine unmittelbare Folge des Verfchuldens des Beklagten anzujehen 
jet, müffe bejaht werden. Nad) richtiger Auslegung feien aud) 
die mittelbaren Schäden zu erjegen, welche mit der VBertrags- 
verlegung in einem engen Zufammenhang jtehen und nicht ihren 
Hauptgrund in einer anderen Urfache haben. In diefem Sinne 
jet eine unmittelbare Tolge der Lieferung der gefährlichen Treppe 
geweien, daß durd Iettere ein Miether eine Verlegung erleide 
und ihm der Vermiether dafür aufflommen müffe. Dieje Aus- 
führung des Berufungsrichters ift nicht zu beanftanden. II, 130/96 
bom 18. Sept. 

220. Im Fall 479 find dem Bellagten von den vom Kläger 
gelieferten 1612 Brettern 468 Stüd als mangelhaft nicht ab- 
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Intereffe und genommen, Kläger tft, da er auf die Aufforderung des Beklagten 
te Eriaßbretter nicht geliefert hat, dem DBellagten zu den durch die 
 anderweite Befchaffung erwachfenen Mehrfoften verurtheilt. Dazu 
gehörten auch der Preis für Bohlen, die der Beklagte fchon früher 
aus BVorforge angejchafft hat, falls Kläger nicht ordnungsmäßig 
fiefern follte, fowie die durch deren Bearbeitung erwachjenen Koften. 
Bellagter war der Feftfegung einer hohen Konventionalftrafe jeitens 
der Fortififation im Falle des Verzuges ausgejegt. Er fertigte die 
Bretter aus angeichafften Hölzern zunächt auf eigene Gefahr an. 
Das Berufungsgericht erflärt auf Grund der Gutadhten der Sad)- 
verftändigen, daß Beflagter bei Beichaffung der Erfaßbretter jadh- 
gemäß gehandelt habe. Denn e8 fei erforderlich geweien, eine 
größere Anzahl Bretter zu erwerben, um‘ daraus eine Fleine An- 
zahl guter vertragsmäßiger Bretter zu gewinnen, und da die Be- 
endigung der Lieferung damals im höchjten Grade dringend ge- 
wejen fei, auch die zu diejer Zeit geforderten und angemeffenen 
Preife zu bezahlen. NRevifion des Kläger zurücdgemwiejen. VI, 
159/96 vom 26. OXt. 

221. Der Kläger in Bouscat- Bordeaur hat dem beflagten 
Spediteur zu Hamburg am 8. Oft. 1894 ein Faß Cognac und 
vier Oxrhoft Wein, die er an D.& ©. zu Berlin verkauft Hatte, 
und am 15. Nov. einen Orhoft Wein, den er an 8. in Charlotten- 
burg verfauft hatte, per Dampfer zur Spedition an die Käufer 
mit den erforderlichen Papieren überfandt. Am 31. Oft. bezw. 
15. Dec. zeigte Beflagter dem Kläger die Verladung der Güter 
an und erhielt feine Spejennote für Fracht und Zoll von diefem 
bezahlt. D. & ©. haben das Gut bis 20. März 1895, R. hat 
es bis 10. Ian. 1895 nicht erhalten. Sie find deshalb vom Kauf- 
vertrage zurüdgetreten. Der Beklagte ift zur Zahlung der Fakturen- 
beträge gegen Abtretung der etwaigen Anjprüde an die Käufer 
und Veberlaffung der Güter verurtheilt. Nevifion zurücgewiefen. 
Der Beklagte war nad) dem Auftrage, wie er ihn angenommen 
hat, verpflichtet, die Güter dem Käufer zuzurolfen. Selbjt wenn 
e8 wahr wäre, daß D. & ©. das angediente Gut nicht angenommen 
haben und daß der Bellagte dev Meinung gewejen ift, daß die- 
jelben zur Abrollung des Guts vom Bahnhof verpflichtet, würde 
eine grobe Fahrläfjigfeit des Beklagten darin zu finden fein, daß 
er den Kläger davon nicht fofort benachrichtigt Hat. Bei ord- 


Die einzelnen Obligationen und Anfprüce. 111 


nungsmäßigem Verhalten bes Beklagten würde Kläger den Kauf- Intereffe und 
preis ber Güter haben. Die Güter find vom Auslande importirt; a 
der Kläger hat Zoll und Spefen aufgewendet. Von einem Nücd- 
transport der Güter fann nicht die Rede fein. Diefelben haben 

im Winter monatelang gelagert, und es befteht die Gefahr, daß 

fie verdorben und werthlos geworden find oder jtarf gelitten haben. 

Der Beklagte Hat fie in Händen und ift nicht bereit gewefen, fein 
Berihulden dur Bereitftellung der Güter zum Verkauf wieder 

gut zu machen. Bei folder Sachlage ift dem Kläger nit an- 
zufinnen, jich jelbjt zum Erjaß feines Schadens dadurch zu ver- 

helfen, daß er die Güter vom Bellagten herausfordert, fie im 

Inlande anderweit zu verfaufen verfucht und dann die Differenz 

vom Beklagten einfordert. Voller Schadenserfat wird vielmehr 

dem Kläger nur durd) die vom Berufungsrichter ausgefprochene 
DVerurtheilung des Bellagten zur Zahlung ber Yalturabeträge ge- 

feiitet. I, 260/96 vom 28. Oft. 

222. Bezüglich der Grubenwäffer hält der Berufungsrichter 
den 8. 148 4.8. ©. für anwendbar; auf den durch die Abwäffer 
der Bochwerfe entftandenen Schaden wendet er 8.12 AÜU.UNR. 
1, 6 an, und verurtheilt die Beklagten zum Erfat des aus den 
Immiffionen entftandenen wirklichen Schadens, weil ihnen bei ge- 
wöhnlicher Aufmerffamteit die Tchädliche Wirkung jämmtlicdher Im- 
milfionen nicht habe unbefannt bleiben Fünnen, fodaß ihnen ein 
mäßige DVerjehen zur Xaft falle. Revifion zurücdgewiejen. V, 
363/95 vom 16. Nov. 96. 

223. Den Klägern fehlt aud) nicht die Aktivlegitimation, fo- 
weit fie Schäden an Grundftücden geltend machen, die in den 
Jahren 1880 bi8 1882 verpachtet gewejen find. Der Berufungs- 
richter hält diefe Thatjache für unerheblich, weil die Schäden an 
den Grundjtüden jchon in den 7Oer Iahren hervorgetreten und 
allgemein befannt geworden feien. Er bewegt fich in den ihm 
nad) 8. 260 &. P. D. geftatteten Grenzen, wenn er daraus folgert, 
daß dadurch der Pachtzins beeinflußt worden fei, und die Kläger 
weniger an Zins erhalten hätten, als e8 bei unbejchädigten Grund- 
ftüden der Fall gewefen fein würde. V, 363/95 vom 16. Nov. 96. 

224. Die Beklagten hatten für den Schaden, foweit biejer 
auf den Betrieb der Stolberger Gefellichaft der Zeche „uno“ 
zurüdzuführen ift, unter Berüdfichtigung ihrer Befitzeit gemein- 
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a Fi Ihaftlich aufzulommen, da fic) nicht ermitteln ließ, welcher Schaden 
adens- 


erjaß. 


dem einen oder dem anderen Werke zur Laft falle; die Beklagten 
fönnten fich deshalb nicht darüber befchweren, wenn fie dem An- 
trage der Kläger entjprechend zu gleichen ZTheilen für den Ge- 
jammtfchaden verantwortlich gemacht würden. Eine Rechtsnorm- 
verlegung ift in allen bdiefen Ausführungen nicht erfennbar. V, 
363/95 vom 16. Nov. 96. Vgl. 199. 

225. Die Klägerin fordert Verurtheilung zur Wiederher- 
ftelung ihres Hinterhaufes und Erftattung des ihr durch den 
Neubau des Haufes des R. erwachfenen Schadens; eventuell Aus- 
führung der im Voranfchlag ausgeführten Ausbefferungen zum 
Zwed der Wiederherftellung des Haufes und Erfat des nach der 
Ausbefjerung verbliebenen Schadens. Das Berufungsgericht weift 
die Klage gänzlich ab, weil der Beklagte nur einen Theil der 
eingetretenen Schäden verfchuldet habe. Danach würde fid) der 
Erjat nur in Geld zufprechen laffen, Klägerin fordert aber zu= 
nächjt Wiederherftellung und nur Erjat des dann noc, verbleiben- 
den Schadens in Geld. Das Reichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. Da prinzipaliter Schadenserjag allgemein, und Erjat 
eines Theile in bejtimmter Art gefordert wird, jo bleibt, wenn 
legteres unzuläffig, erjteres übrig. Ueberdie8 würde, weil auf 
Wiederherjtellung in natura nicht erfannt werden fann, weil eine 
Unterjcheidung der Schäden, die der Beflagte verjchuldet Hat, und 
der Schäden, für welde ihn eine Verantwortung trifft, unthun- 
lich ift, fi das BVerhältniß ermitteln Laffen, in welchen der Be- 
£lagte durch fein Verjchulden zu dem mangelhaften Zuftande des 
Haufes beigetragen hat, und dementjprechend die vom Beklagten 
zu gewährende Vergütung in Gelde zu bejtimmen fein. Die Zu- 
ipredung diefer Vergütung erjcheint dem Klageantrage gegenüber 
als ein Minus, die Abweifung der Klage injoweit alfo nicht ge- 
rechtfertigt. VI, 124/96 vom 16. Nov. 

226. In einem Falle wie 3b. XVII, 434 wurde der Br. 
Eijenbahnfisfus zur Erftattung der von der Klägerin verwirkten 
Konventionalftrafe verurtheilt. Code 1165 fchükt den Beklagten 
gegen diefen Erjaß nicht, weil 9. ©. 3. 283 anzumenden ift. 
Ueberdies befaßt fich Art. 1165 nur mit der Trage, inwieweit ber 
Bertrag als folcher wirfe, nicht aber mit der jet in Betracht 
fommenden Trage, ob Iemand gegen feinen Kontrahenten wegen 
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Verlegung einer Bertragspflicht deffelben auch jenen Schaden a und 
fordern dürfe, welchen er als Folge der bezeichneten Vertrags- a 
verlegung dadurd) erlitten habe, daB er wegen anderweitiger ver- 
traglicher Berpflichtungen eine gewiffe Leiftung (im vorwürfigen 
Tall eine Konventionalitrafe) habe entrichten müffen. II, 242/96 
vom 11. Dec. 

227. Der Bellagte fchuldete feiner Schwefter aus dem Binien. 
Zeitament feines Vaters ein Vermäctnig von 18000 Marf, das 
nah 8. 328 WÜ.X.R. I, 12 feit Ablauf der Ueberlegungsfrift 
(1. Aug. 1874) Iandüblich zu verzinfen war, und 417 Marf deren 
Ehemann, Kaufpreis für im I. 1874 gelieferten Hafer, Stroh und 
Kartoffeln, wovon, da ihm eine Frift nicht bewilligt war, nad) 
88. 109 und 21 W.UR. 1 11 Zinfen jeit 2. San. 1875 liefen. 
Der gütergemeinfchaftliche Ehemann hat eine Staffelrechnung auf- 
geftellt, in welcher die Zinfen mit 4 Proz. berechnet, die Zahlungen 
abgerechnet find. Zu dem fich danad) ergebenden Rejtlapitalbetrag 
jammt Zinjen ijt Beflagter mit Recht verurtheilt. Denn da ge- 
jegliche Zinfen verfchuldet wurden, waren fie nad) dem Br. Ge- 
fee vom 31. März 1838 nicht verjährt. Durd) die verabredete 
Herabjegung des Zinsfußes auf 4 Proz. find die gefeglichen Zinfen 
nicht zu verabredeten gemacht. Das wäre nur dann anzunehmen, 
wenn verabredet wäre, das Kapital folle zu einem jpäteren Termin 
oder nach vorgängiger Kündigung gezahlt und inzwijchen mit 
4 Broz. verzinft werden. Ein folder [hriftlicher Vertrag ift 
aber nicht gejchloffen. IV, 1/96 vom 1. Juni. 

228. Der Ortsarmenverband von D. fordert Feititellung, Atimente. 
daß die Schweiter eines von ihm unterjtügten Erwerbsunfähigen 
zur Erftattung der Alimente verpflichtet fei. Das Berufungs- 
urtheil hat die Beklagte verurtheilt, das Neichögericht hat auf- 
gehoben, zurücdverwiefen. Denn es genügt nicht, daR die De- 
Elagte zur Zeit der Klagerhebung zur Unterftügung ihres Bruders 
vermögend gewefen jet, wenn fie vor dem Urtheil unvermögend 
geworden tit, da das Unterftüßungsvermögen der Beklagten die 
Borausfegung für ihre Verbindlichkeit ift. — S.1IA.U.R. I, 3. — 
Eine nütliche Verwendung in das Vermögen der Schweiter Liegt 
dann nicht dor, wenn fie zur Leiftung der Unterftüung nicht im 
Stande ift. Nad) S. 62 des Gefeked vom 6. Yuni 1870 Tann 
der Armenverband den Criat der gewährten Unterftügung von 
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einem Dritten nur in demfelben Maße und unter denjelben VBoraus- 
feßungen fordern, als dem Unterftütten felbft ein Recht gegen den 
Dritten zufteht. IV, 37/96 vom 25. Suni. Vgl. 236. 

229. DBgl. 236. Das Berufungsurtheil wird aud nicht 
durch die Erwägung geftüßt, daß der Beklagten die Befugniß zu- 
fteht, ftatt der Naturalverpflegung Geldentfchädigung zu wählen, 
und daß diefes Wahlrecht ein Vermögensreht fei. Allein die 
Uebertragung der Wahl auf den Kläger wider den Willen der 
Beklagten ift unzuläffig, da durch die Ausübung der Wahl der 
Leiftungsinhalt der Obligation verändert wird. Und felbit, wenn 
die Meberweifung zuläffig wäre, würde erjt die wirkliche Weber- 
weilung und die ausgeübte Wahl das Unterftüßungspermögen ber 
Beklagten und damit deren Eritattungspflicht fetitellen Fünnen. 
So weit fommt alle auf die behauptete, aber bisher nicht feit- 
geftellte Simulation des PVeräußerungsvertrags an. IV, 37/96 
vom 25. Juni. 

230. Celle. Die von ihrem Ehemann getrennt lebende 
Mutter fordert von demfelben für ihre achtjährige Tochter, welcher 
fie al8 Pflegerin beftellt ift, Namens derjelben Alimente in Geld. 
Die Klage ift von dem Neichögericht abgewiejen, weil der Be- 
agte al8 DBater gegen die Pflegerin den Anspruch auf die Her- 
jtellung des zunächit den Rechten entjprechenden Zuftandes feiner 
Berfügung über die Perfon des Kindes hat. Wenn die Klägerin 
die Erfüllung diejes Begehrens verweigert, jo muß dieje Weigerung, 
da fie von der einftweilen mit der Vertretung des Kindes vom Vor- 
mundfchaftsgericht betrauten Berjon ausgeht, bei der Beurtheilung 
der Trage, ob wegen Unmöglichkeit der Naturalalimentation die 
Zahlung von Geldalimenten zu verlangen ift, zu der Verneinung 
diefer Trage führen.‘ Iene Weigerung der Pflegerin und das 
Verlangen derfelben, daß Geldalimente geleiftet werden, laffen fid) 
nicht von einander trennen. ‘Die rechtlichen Folgen der von der 
Pilegerin ausgefprochenen Weigerung treffen das Kind und laffen 
den mit der Weigerung umvereinbaren Anfpruch dejjelben auf 
Zahlung von Geldalimenten al8 unbegründet erfcheinen. III, 
201/96 vom 8. Dec. 

231. Die Kinder befinden fich, nachdem die Ehe ihrer Eltern 
rechtskräftig getrennt und fein Theil für überwiegend fchuldig er- 
lärt ift, nicht bei ihrem Vater, objchon bereit? das eine Kind 13, 
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das andere Kind 11 Jahre alt it 8. 5, IL, 2 UL R.), fie 
werden vielmehr von ihrer Mutter erzogen. Ein eigenes Ver- 
Iehulden der Kinder bezüglich der nicht erfolgten Nücdkfehr zum 
Bater liegt nicht vor. ES foll ihnen aber nach der Meinung des 
Baters die Weigerung der Deutter, fie dem: leßteren herauszugeben, 
entgegenftehen. ‘Dem ift nicht beizupflichten. Denn die Mutter 
ift an fich nicht die gefeßliche Vertreterin dev Kinder, ihre Weige- 
rung, die Kinder dem Vater herauszugeben, ift deshalb nicht eine 
Weigerung der Kinder, zum Vater zurüdizufehren. Auch dadurch, 
daß die Mutter zur Pflegerin der Kinder beftellt worden ift, hat 
fi die Sad und Rechtslage bezüglicd) ihrer Weigerung nicht ge- 
ändert. Denn fie ift zur Pflegerin der Kinder zweds Geltend- 
macdhung der gejeglichen Alimentationsanfprüde gegen deren Vater 
beftellt, und auf diejfe Angelegenheit bejchränft fi) gemäß $. 86 
Pr. DB. D. ihre Befugniß, die Kinder als Pflegerin zu vertreten. 
Aus diefer ihrer beichränkten Vertretungsbefugniß folgt aber, daß 
fie alS Pflegerin weder namens der Kinder jene Weigerung er- 
Härt, nocd) auc) namens dev Kinder jene von ihr al8 Mutter er- 
Härte Weigerung genehmigt hat. Die in Bd. XV, 449, IV, 
108/92 vom 16. Juni 1892 vertretene abweichende Anficht läßt 
fih, da nicht der $. 27, fondern der $. 86 maßgebend ift, nicht 
aufreht erhalten. Die Revifion gegen das bie einftweilige Ver- 
fügung, welche dem Vater Geldzahlung auferlegte, aufrecht haltende 
Berufungsurtheil zurüdgewiejen. IV, 202/96 vom 21. Dec. 

232. Wenn aud die Bellagte während 18 Iahren (vom 
14. bi8 32. Lebensjahre) im Gefchäfte ihres Bruders thätig ge- 
wejen ift, jo war es dod) nur eine fich der Nachprüfung des Re- 
vifionsgerichts entziehende thatfächlihe Beurtheilung, daß natur- 
gemäß die Beklagte für den ihr gewährten Unterhalt die Dienfte 
geleiftet habe. Einen Unterjchted zwilchen den Dieniten der Be- 
Hagten und deren jüngeren Gejchwifter, welche fümmtlih von 
dem Kläger unterhalten find, fonnte der Berufungsrichter nicht 
machen, da hierüber nichts vorgetragen war. IV, 90/96 vom 
22. Juni. 

233. Der Bellagte betrieb mit feinem Vater zufammen 
zwei Buchhandlungen. Nach deijen lettwilliger Verfügung und 
nad) dem Gejellichaftsvertrage war Bellagter berechtigt, betbe Ge- 
Ichäfte mit Aktiven umd PBaffiven für die Summe zu übernehmen, 
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welche der Vater zulett vor feinem Zode feitgejtellt haben würde. 
Außerdem follten die Erben die Hälfte des Gefchäftsgewinns des 
ZTodesjahrs erhalten, wie fich folcher in dem darauf folgenden 
Sahre nah Schluß der Oftermeffe herausstellt. Der Exblafler 
ift vor der Oftermeffe 1894 verftorben. Beflagter ift auf die 
Klage eines Miterben verurtheilt, dem Kläger eine Berechnung 
über den während des Kalenderjahres 1893 aus den beiden Ge- 
Ihäften erzielten Neingewinn zu ertheilen und die Hälfte des 
Reingewinns abzüglich der vom Erblaffer während des Kalender: 
jahres 1893 a Conto defjelben aus der Gejchäftsfaffe entnommenen 
Beträge an die Erben zu zahlen. Revifion des Beklagten zurüd- 
gewiejen. Bellagter hatte behauptet, noch bei Lebzeiten des Erb- 
lafiers fei der für denfelben auf 13000 Mark berechnete Gewinn- 
antheil des Iahres 1893 unter die Erben vertheiltl. Später fei 
denfelben mitgetheilt, daß der Gejchäftsgewinn nicht 26000 Marl, 
fondern nur 25606 Marf 14 Pf. betragen. Damit hat fid) der 
Beklagte felbjt auf den Standpunkt geftellt, daß die Berechnung, 
auf Grund deren 13000 Marf an die Erben gezahlt feien, Feine 
endgültige war. Sie fonnte ihn alfo von der Verpflichtung Ned)- 
nung zu legen nicht befreien. I, 213/96 vom 1. Iuli. 

234. Im Tall 34 war aud) die Schadenserjatflage des- 
wegen begründet, weil die M. nach der Behauptung der Klägerin 
nicht mehr Gläubigerin war. Durd) eine etwaige Ceffton verlor 
die M. den Anfpruh von dem Schuldner Zahlung zu verlangen; 
der Cedent ift deshalb aud) nicht mehr befugt, die Forderung im 
Wege der Zwangspollitredung beizutreiben. Cr handelt dem 
Schuldner gegenüber allerdings nicht verhtswidrig, wenn diefer 
mit feinem Vorgehen einverftanden if. Haben aber Schuldner 
und Cedent vereinbart, daß Lebterer fi) einen vollftrecfbaren 
Schuldtitel gegen den Schuldner verichaffen folle, um die Rechte 
eines Anderen zu verlegen, jo liegt hierin ein rechtswidriges 
Handeln, für welches die Handelnden auffommen müffen. SS. 8, 
10FUUR.I, 6 Aus € € ©. 8$. 37, 43 ift etwas anderes 
nicht zu folgern. Denn aus diefen Beitimmungen ergibt fich, 
daß der eingetragene Gläubiger auch wirklich noch Gläubiger fein 
muß. VI, 203/96 vom 19. Nov. DBgl. 161. 

235. Der Kläger D. war aus dem bisherigen Gefrhäfte, 
an weldhem der eine der Beklagten als offener, der andere als 
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ftiller Gejellfchafter betheiligt war, ausgefchieden. Die beiden Be- 
Hagten verjandten an die Kunden ein NRundfchreiben, daß D. 
dringender Umftände halber aus der Firma habe ausscheiden 
müffen. Du fie das frühere Geichäft übernommen haben, bitten 
fie die Runden, alle noch zu Tleiftenden Zahlungen an die Firma 
direft zu leiften. Die Bellagten find zu 10000 Mark Schadens- 
erjat verurtheilt. Das Vorgehen der Beklagten war geeignet, 
auf die Vermögend- und Kreditverhältniffe des Klägers fchädigend 
einzuwirfen. Die Beklagten waren fich diefes fchädigenden Er- 
folges bewußt und wollten denjelben, ohne daß fie fich für be. 
rechtigt halten Tonnten, wegen des Verhaltens des Klägers das 
Cirfular mit dem verdächtigenden Inhalt zu erlaffen. Das Banl- 
haus 8. & Co. Hat in Folge des Cirkulars dem Kläger einen 
Kredit, den e8 ihm in Höhe von 30000 Marf bewilligt Hatte, 
entzogen, der Kläger hat in Folge davon ein Haus nicht Taufen 
fünnen, an dem er 9000 Mark verdient haben würde, und er 
hat an Rundenverluft einen Schaden von 1000 Mark erlitten. 
Revifion zurücgewiefen. VI, 148/96 vom 29. Juni. 

236. Im Ball 229 war die Klage im September 1893 
erhoben. Die Bellagte Hatte im December 1894 ihre Schanf- 
wirthichaft auf ihren Sohn E. übertragen; durch den im Januar 
1895 mit ihren Söhnen gejchloffenen Vertrag Hat fie auf den 
Niekbraud) an dem DBermögen verzichtet, welches die Söhne von 
ihren Großeltern ererbt hatten, und auf eine Darlehnsforderung 
von 3000 Mark. Seitdem befteht das Vermögen ber PVerflagten 
nur no in dem Anjpruh an E. auf freie Wohnung und Natural- 
verpflegung, welcher für den Tall, daß fie fi) von ihrem Sohne 
trennt, eine Geldentfchädigung von 100 Mark monatlich fubjtituirt 
ift. Der Berufungsrichter führt aus, durch diefe Veräußerungen 
fünne das Recht des Klägers nicht ausgefchloffen werden, ein Ur- 
theil zu erlangen, auf Grund deffen er die Veräußerung nad) 
88. 2, 3 Nr. 2 des Anfechtungsgefeßes anfechten könne. Allein, 
wenn der Klageanfpruch dadurch befeitigt ift, daß ein materiell- 
verhtliches Erforderniß defjelben fortgefallen ift, wenn er aljo nicht 
mehr befteht, jo hat damit auch das Recht des Klägers aufgehört, 
den Vertrag vom 11. San. 1895, anzufechten. Denn die Anfed)- 
tung ift nur wegen beftehender und fälliger Forderungen zuläflig. 
Meberdies ift das Feftftellungsurtheil nicht volljtredbar, gibt aljo 
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feinen Schuldtitel für die Anfechtung. Und der Armenverband hat 
aud) die Veräußerung gar nicht angefochten. IV, 37/96 vom 
25. Juni. 

237. Kläger Hatte die von dem Beklagten wider die 2. 
gepfünbeten Sachen zuvor im Zwangspollftredungsverfahren wider 
diefe erftanden. WBellagter hatte das Eigenthum anzuerfennen und, 
da die Sachen inzwifchen verjteigert waren, in Auszahlung bes 
Erlöfes an Kläger zu willigen. Ob Kläger im Einverftändniß 
mit der B. und deren damaligen Gläubiger B. als Bieter auf- 
getreten, um B. vor den anderen Gläubigern des B. zu begünftigen, 
ift ganz wnerheblid. Ein Fall der SS. 211, 212 R.D. liegt nicht 
vor. Cbenfo wenig ein Fall des Anfechtungsgejekes, du es fi) 
nicht um eine Rechtshandlung des Schuldners handelt. B. brauchte 
bei feinem Verfteigerungsantrage feine Rüdficht auf andere Gläu- 
biger der ®. zu nehmen. Wer fie kaufte, wer die Mittel dazu 
bergab, ob fie vermöge einer Vereinbarung mit dem Käufer in 
den Bejit ded Schuldners zurüdgelangen follten, war betreifs 
feiner Befriedigung ohne Intereffe. V, 30/96 vom 1. Yult. 

238. Der Gejellfchafter B. hatte in die o. 9. ©., welche 
er mit W. einging, 5000 Marf einzulegen. Er hat die Summe 
von jeinem Schwiegervater R. entliehen, und fie demfelben famıntt 
rüditändigen Zinfen nad) vier Iahren aus den Mitteln der 0.9. ©. 
zurüdgezahlt. Der Berufungsrichter hat auch aus thatfächlichen 
Gründen angenommen, daß B., ber jelbjt ohne Mittel war, die 
Zahlung auf feine Privatihuld in feiner Eigenfchaft als Bertreter 
der 0. 9. ©. geleiftet hat, und daß Beklagter dies wußte. Sedhzehn 
Tage nad) der Zahlung ift der Konkurs über die 0. H. ©. er- 
öffnet. Na) $. 25 8. DO. ift der Beklagte zur Rüdzahlung an 
die Konfursmaffe verurtheilt; Revifion zurücgewiefen, denn die 
Bezahlung der Privatichuld des B. durch) die 0.9. ©. war auf 
ihrer Seite eine unentgeltlihe Verfügung, da ihr eine Gegen- 
letitung nicht gewährt ift und nicht gewährt werden follte. Ihr 
Vermögen wurde durd) die Fortgabe des Geldes vermindert, 
während der Empfänger für die Zahlung feinen Erja leiften 
wollte DB. zahlte in dem Bewußtjein, daß die Forderung des 
Beklagten an ihn ohne Werth mar, und daß die 0. H. ©. durch) 
Zahlung die Forderung tilgen, nicht aber für fich erwerben wollte, 
oda 8.46 W.UNR. L 16 ausgeichloffen blieb. Der Mitgefell- 
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Ichafter W. hat, .al8 er von ‚der Zahlung Mittheilung erhielt, nur 
die Hoffnung ausgefprochen, daß B. den Betrag in die Gefell- 
Ihaftstaffe wieder einlegen werde. Der Beklagte ift endlich um 
den Betrag des gezahlten Geldes bereichert und mußte dies, da, 
wie ihm befannt war, die Forderung an DB. werthlos war. VI, 
74/96 vom 29. Juni /12. Dft. 

239. Die beftrittene ISlatenforderung der Schuldnerin des 
Klägers an ihren Ehemann ift fein präfentes Exefutionsobjeft im 
Sinne de8 $. 2 des Anfechtungsgefeßes, an welches der Kläger 
zu jeiner Befriedigung verwiefen werden fünnte. Letterer müßte 
abwarten, biß ber bei dem Landgeriht ©. in erjter Inftanz ans 
hängige Prozeß vechtsfräftig entjchieden wäre, und es ift nicht 
abzufehen, wann diefe Entjcheidung erfolgt und ob die Enticheidung 
zu Gunjten der Schuldnerin ergeht. Kläger hätte auch, wenn er 
nach erfolgter Pfändung und Ueberweifung der Illatenforderung 
fih als Intervenient an dem Rerhtöftreite zu betheiligen in der 
Lage wäre, kaum die Möglichkeit, auf die Enticheidung des Rechts- 
jtreit8 einzuwirfen. Bgl. Bd. XXI, 245 (R. ©. €, Bd. 36, 
©. 30 ff). Der Anfehtung einer von der Ehefrau gethätigten 
Ceifton ift dahin ftattgegeben, daß der Ceifionar, welcher gegen 
Empfang der Ceffionsvaluta weiter cedirt hat, zur Herausgabe 
der empfangenen Cejjionsvaluta verurtheilt ift. VI, 154/96 vom 
22. Dt. 

240. Im Fall 619 ift die Klage eines Gläubigers des Che- 
mann, mit welcher die Belegung der 6000 Mark für die Kinder 
angefochten ift, abgewiejen. Denn die Kinder haben das Geld 
nicht aus dem Vermögen des Vaters, fondern mit deffen Zus 
ftimmung aus dem in die Verwaltung ihres Chemanns nicht ge- 
fommenen baaren Gelde, welches der Ehefrau gehörte, durd deren 
Schenfung erlangt. Der Gläubiger des Chemanns Tann fi an 
die Subftanz diefes Geldes nicht Halten. Er ift aud) nicht be- 
nacjtheiligt, da er fich auch nicht an die Subftanz deö eheweib- 
lichen Grundftücds halten konnte. VI, 160/96 vom 26. Oft. 

241. Die beklagte BVerficherungsgefellichaft Hatte das Mo- 
biliar und Waarenlager des R. in Höhe von 10500 Mark gegen 
Veuersgefahr am 9. Sept. 1892 verfichert; am 26. Sept. erlitt er 
einen Brand. Er berechnete feinen Schaden auf 14000 Marf, 
ichloß aber am 9. März 1893 mit der Beklagten einen Vergleich 
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auf 6000 Darf. Diefelben find theils baar gezahlt, theils wegen 
erfolgter Pfändungen Hinterlegt und von dem R. quittixt. Am 
13. April 93 wurde über das Vermögen des R. der Konkurs er- 
öffnet. Die Beklagte ift dem Konfursverwalter zur Zahlung von 
2855 Mark 50 Pf. verurtheilt auf Grund R.O. 8. 23, Nr. 1. 
Denn der Schuldner hatte jchon vor dem Bergleichsabjchluffe feine 
Zahlungen eingeftellt und die Beklagte Hatte fchon im Dec. 1892 
Kenntniß von den Thatjachen erhalten, aus denen die Zahlungs- 
einftellung des Schuldners hervorging. Die Gläubiger find aber 
durch den Vergleich benachtheiligt; denn K. hat durch denfelben 
auf einen Theil feiner Forderung verzichtet. Durch die Präffufiv- 
friit des 8. 13 der Verficherungsbedingungen tft der Anfechtungs- 
anjpruc nicht ausgejchloffen. Denn e8 war in Zolge der An 
fechtung der Rechtszuftand herzuftellen, welcher zur Zeit des von 
dem Gemeinschuldner abgejchloffenen Vergleichs beitand. Damals 
war aber die Forderung nicht präfludirt; die Konkursmaffe ift 
zufolge 8.30 8. D. aud) gegen die vom Gemeinfchuldner umter- 
Iaffene Klagerhebung zu reftituiren, Statt auf Reftitution der 
Torderung Tonnte aber auf Zahlung der fälligen und unbedingten 
Sorderung geflagt werden. I, 207/96 vom 4. Nov. 

242. Als Seftftellungsflage fann der Anfehtungsanfprud 
nicht erhoben werden, da 8. 9 des Anfechtungsgefetes vom 21. Suli 
1879 erfordert, daß genau bezeichnet wird, in welchem Umfange 
und in welcher Weife die Rüdgewähr bewirkt werden foll. (Bd. VII, 
295; R.©. €, 8b. 23, ©. 8.) III, 107/96 vom 10. Nov. 

243. Vgl. Bd. XI, 209; Bd. XXI, 248/49. Bat der 
Gläubiger nah der von ihm veranlaßten Pfändung auf andere 
Art, ohne daß e8 zum Berkauf der Pfänder gekommen ift, Zabh- 
fung erlangt, jo Hat er nichts erhalten, was er nicht in diejer 
Art und zu diefer Zeit zu beanfpruchen Hatte. Ob der Schuldner 
unter dem Drude der Pfändung gezahlt hat und die Zahlung 
ohne die Pfändung unterblieben wäre, ift dabei ebenfo gleichgültig, 
wie wenn er auf Bedrohung mit der Pfändung und zu deren 
Abmwendung gezahlt hätte. Mag die Zahlung durch die drohende 
oder erjt durch die fchon erfolgte Pfändung veranlagt fein, To hat 
fie in dem einen wie in dem anderen Falle immer den Charakter 
einer dem Gläubiger zuftehenden und nicht im Wege unzuläffiger 
Zwangsvollitredung erlangten Befriedigung. Dana Fann fie 
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wohl nad) Maßgabe des $. 23, Nr. 1, nidt aber Nr. 2 8.0. 
angefochten werden. VI, 175/96 vom 5. Nov. 

244. Den vollitredbaren Schuldtitel (8. 2 des Anfechtungs- 
gejeßes) bildet ein für vorläufig vollftredbar erflärtes Urtheil 
(8. 648, Ziff. 2 E.P.D.), welches den D. für fchuldig erklärt, 
an die Klägerin für fie und ihre drei Kinder feit Erhebung der 
Klage eine jährliche Unterhaltsrente von 2000 Mark, das Ber- 
fallene fofort, das fünftig Verfallende in monatlid) vorauszahl- 
baren Raten zu bezahlen. Zur Befriedigung im Wege der An- 
fechtungsflage Tann aber diefer Schuldtitel nur infoweit dienen, 
al8 die zugefprochenen Forderungen die Fälligkeit zur Zeit der 
Erhebung der Anfechtungsflage oder doc) des der Anfechtung jtatt- 
gebenden Urtheils erlangt haben. Fälligkeit zur Zeit der Voll- 
ftredung diejes Urtheils genügt nicht. Wegen der fpäter fällig 
werdenden Leitungen muß nad dem Eintritt der Fälligfeit neue 
Anfechtungstlage erhoben werden. II, 288/96 vom 24. Nov. 

245. Die Fälligkeit der Forderung hat bei der Anfechtung 
eine andere Bedeutung als bei der bloßen Erfüllungsflage; hier 
ijt fie Vorausfegung für die Verurtheilung des Schuldners zur 
Erfüllung, bei der Anfechtung Vorausfegung für das Recht des 
Släubigers, von Dritten die Zurüdgewährung vom Schuldner 
weggegebener Vermögensjtände zweds Befriedigung zu verlangen. 
Die Hülfe, die das Gefje in 8.4 dem Gläubiger gewährt, der 
einen vollitredbaren Schuldtitel nody nicht erlangt hat und deffen 
Forderung noch nicht fällig ift, läßt erkennen, daß das Gefek 
felbjt die gedachten Erforderniffe zur Klagbegründung vedjnet, und 
die von der Kommillion aus Billigkeitsrüdfichten eingejchobene 
Ausnahmebeftimmung des S. 5 beftätigt die Regel. E8 ift daher 
ein erjt nad) der Klagerhebung erlangter vollitredbarer Schuld- 
titel nicht zu berüchichtigen, wenn der Beklagte fi) auf den erft 
nach der Klagerhebung entitandenen Anfechtungsaniprud nicht ein- 
laffen will, und ift der vollitredbare Schuldtitel erft in der Be- 
rufungsinftanz erlangt, fo it feine Berüdfichtigung aud) bei Ein- 
willigung des Beklagten unzuläffig. In V, 246/88 vom 22. Dec. 
(Bd. VII, 283) ift allerdings aud) ein erjt während des Prozefies 
erlangter vollitredbarer Schuldtitel in der Erwägung berüdfichtigt, 
daß bei Beurtheilung der Klagbegründung aucd die erjt nach der 
Klagerhebung eingetretenen Thatfachen zu berücdfichtigen feien, 
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Anfehtung. 
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dann aber in V, 361/88 vom 27. März 89 angenommen, daß 
die Anfechtungsflage dem Gläubiger gegeben tft, deffen Forderung 
zur Zeit der Anfechtung fällig und vollitredbar if. Zur Erhebung 
des Konflikts Liegt daher Feine Deranlaftung vor. III, 189/96 
vom 4./11. Dec. 

246. Pol. Bd. XXI, 188. Bei Anfechtung einer Hhpothef 
aus K.D. 8.23, Nr. 1, Sat 2 war für die Zahlungseinitellung 
und die Kenntniß des Anfechtungsbeflagten von der Zahlungs- 
einftellung maßgebend nicht das Datum der Verpfändungserklärung 
(28. Sept. 1892), fondern das des Eintrags der Hhypothef (16. Mai 
1893). VI, 433/96 vom 21. Dec. 

247. Wird eine vor dem fritifchen Iahre begründete Ver- 
pflichtung im fritifchen Sahre erfüllt, jo ift für diejes Erfüllungs- 
geichäft die doppelte Präfumtion des S. 24, Abi. 2 R.O. an fi 
widerlegt; denn der Gemeinjchuldner Leiftet nur, was er jchuldig 
ift, und der Gläubiger empfängt nur, was ihm gebührt. Hat 
gleichwohl bei dem Gemeinfchuldner eine befondere fraudulofe Ab- 
fiht obgewaltet, fo fann die Erfüllung gegen den Gläubiger nur 
angefochten werden, wenn ihm nachgewiefen wird, daß er conscius 
fraudis gewefen ift. Daß die Präfumtion gegen ihn wieder auf- 
febe, wenn die Fraudationsabficht des Zahlenden dargethan ift, 
ift nicht anzunehmen. III, 184/96 vom 24. Nov./18. Dec. 

248. Der Konkurs über den Kaufmann ©. ift am 5. Sept. 
eröffnet; zu der Zeit, al8 er im Auguft mit dem Bellagten das 
nachbezeichnete Gefchäft jchloR, hatte er feine Zahlungen noch nicht 
eingeftellt. Der Gemeinfchuldner hatte auch damals dem Beklagten 
feine Zahlungsunfähigfeit nicht mitgetheilt. Es Täßt fih aus den 
Beweisverhandlungen nicht entnehmen, daß der Gemeinjchuldner 
jelbft an den nahe bevorftehenden Ausbruch des Konkurjes ge- 
glaubt, gejchweige daß Beklagter jolches vermuthet habe. ©. ftand 
mit dem Belflagten in Gejchäftsverbindung. Anfang Auguft bat 
er ihn um ein Darlehn von 6000 Mark gegen Verpfändung 
feiner Villa, um andrängende Gläubiger zu befriedigen. Der 
Bellagte erklärte fich bereit, dem ©. anjtatt baarer 6000 Mark 
für 5000 Marf Waaren zu geben, auf die übrigen 1000 Darf 
jollte eine Waarenjhuld von 808 Mark 20 Pf. gerechnet, der 
Reft baar gezahlt werden. ©. willigte ein, ließ am 8. Aug. eine 
Hhpothef von 6000 Mark für den Beflagten eintragen, erhielt 
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bon ihm am 7. Aug. baare 191 Mark SO Pf., am 8. Aug. Wuaven 
zum Preife von 3298 Mark 40 Pf. und 1 Mark 60 Pf. baar, 
am 10. Aug. Waaren für 995 Mark 40 Pf., am 15. Aug. Waaren 
für 497 Mark 70 Bf, am 17. Aug. baar 150 Mart; 56 Marl 
90 Bf. rechnete Bellagter ab als Berdienft, den er gemacht hätte, 
wenn er fein baares Geld, fondern durchgängig Waaren verkauft 
hätte. Der Anfechtungsflage des Konkursverwalters (RB. OD. 8.24, 
Nr. 1) hat das Berufungsgericit ftattgegeben. Das Reichsgericht 
hat aufgehoben und das erjtinftanzliche Urtheil wieder hergeftellt, 
welches auf den dem Beklagten zugeichobenen Eid Tautete, daß 
ihm beim Exrwerbe der Hypothek eine Abficht des Gemeinjchuld- 
ners, durch die Beftellung der Hypothek feine Gläubiger zu be- 
nadıtheiligen, nicht befannt geweien fe. Das Berufungsgericht 
nimmt jelbft an, daß der Gemeinschuldner veelle Waaren, wenn 
auch zum Fleineren Theil folche, welche er fonft nicht in feinem 
Geihäft führte, und zwar im Wefentlichen nad) eigener Auswahl 
erhielt, daß die berechneten Preife die im Gefchäftsverfehre zwifchen 
Beklagten und dem Gemeinfchuldner üblichen waren und daß let- 
terer die Waaren nicht verjchleudert hat. Wenn der Gemein- 
Ihuldner auch den von ihm erzielten entjprechenden Erlös zum 
größeren oder Kleineren Theile in feinem Hausftand, nur zum 
Theil zur Befriedigung feiner Gläubiger verwendet hat, fo läßt 
das nicht einen Rüdichluß dahin zu, daß der Gemeinfchuldner 
nicht die Abficht gehabt hätte, mit dem Erlöfe in der Hauptfadhe 
Gläubiger zu befriedigen. An diefer Abficht zweifelt auc das 
Berufungsgericht nicht. Eine Abtragung feiner älteren Forderung, 
die zum Theil fchon fällig war, zum Theil bald fällig wurde, 
hat Bellagter nicht erlangt, fjondern, indem er diefelbe weiter 
freditirte, eine Sicherftellung. Aus dem Abzug von 56 Marf 
90 Pf. kann Höchftens gejchloffen werden, daß Beflagter das Geld- 
bedürfniß des Gemeinjchuldners dazu benutte, um fidh für feine 
Reiftungen einen vielleicht höheren Nuten zu bedingen, al® er ge- 
habt Hätte, wenn er dem Gemeinjchuldner gemäß deffen urfprüng- 
lihem Verlangen ein baares Darlchn gegeben ‚hätte. Ohne ent- 
Iprechende Verzinfung hätte aber ev oder ein Anderer ein baares 
Darlehn auch nicht gewährt. ES fehlt nach allem jhon an der 
von Rechtsirrthum freien Feititellung, daß das angefochtene Ge- 
ihäft objektiv nachtheilig für den Gemeinjchuldner gewejen ei. 
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Bor allem muß der aus foldher angeblichen objektiven WBenach- 
theiligung gezogene Schluß auf die dolofe Abficht des Gemein- 
Schuldners, feine Gläubiger zu benachtheiligen, als ein falicher 
und rechtsirrthümlicher bezeichnet werben. Daß jet die Gläubiger 
benachtheiligt find, weil ihnen der durd) die Hhpothef abjorbirte 
Werth des Grundjtücs abgeht, berechtigt nicht zur Annahme einer 
Benadtheiligungsabficht des Gemeinfchuldners zur Zeit des Ge- 
Ihäftsabjchluffes, noch zur Annahme der Kenntniß folcher Abficht 
auf Seiten de8 Beflagten. VI, 240/96 vom 17. Dec. 

249. Im Fall 46. Allerdings fette der Schadenserjak- 
anfpruch des Klägers eine VBerfhuldung auf Seiten des Beklagten 
voraus. Solche ift aber auch feftgejtellt. Xäge nur eine Ber- 
Schuldung der felbftändigen Unternehmerin 9. & Co. vor, fo würde 
die Anwendung von B.X. NR. 1384 einer bejonderen Begründung 
bedürfen. Das Berufungsgericht ftellt aber ein eigenes Verfchulden 
der Bellagten oder der Techniker des ftädtifchen Sielbauamtes feft, 
aus welchem die Stadt haftet. — Sat 1383. — Die Bellagte 
fannte die ungünftigere Beichaffenheit der tieferen Bodenjchidht. 
Das Unterlaffen außergewöhnlicher Vorkehrungen wird auf. einen 
Mangel an der fchuldigen Aufmerffamkeit und Vorficht zurüd- 
geführt. II, 92/96 vom 16. Juni. 

250. Bgl. Bd. VIO, 170. Die vier Iahre alte Tochter 
des Klägers ift durd einen mit der Holzichleife des Dampffäge- 
werfs der Beflagten vom Rheine heraufgezogenen Baumjtamm 
am Beine fo verlegt, daß das Bein hat abgenommen werden 
müfjen. Das Berufungsgericht hat jowohl ein Taufjale® DVer- 
Ihulden des Vaterd angenommen, weil bei pflichtmäßiger Auf- 
mertjamfeit deffelben das Kind nicht an die Unfallsjtelle gelangt 
wäre, als ein kaufales VBerfchulden des Werfmeilters der Beklagten, 
für welches dieje hafteten nad; Code 1384. Denn biefer Hatte 
die Pflicht nicht erfüllt, darauf zu adıten, daß ein von ihm in 
dem gefährlichen Raume der Holzfchleife bemerktes Kind nicht 
durd) deren Betrieb gefährdet werde. Es ift deshalb zwar die 
im eigenen Namen von dem Vater auf Schadenserfag erhobene 
Klage abgewiefen. Soweit er aber als Bertreter feiner Tochter 
geklagt Hat, find die Beklagten diefer für fchadenserjaßpflichtig 
erachtet. Revifion der Beklagten zurüdgewieien, ba das Vorhanden- 
jein mehrerer Perjonen, bei denen die VBorausjeßungen der Haf- 
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tung aus Code 1382 oder 1383 vorliegen, nicht ausjchlicht, daß Lex Aquilia. 
jede dann für das Ganze in Anfprud; genommen werden Tann, 

wenn fchon in Bezug auf fie allein, ganz abgefehen von der Mit- 

wirfung der Anderen, die thatjächlichen und rechtlichen VBoraus- 

fegungen der Haftung aus Art. 1382 oder 1383 gegeben find. 

II, 91/96 vom 16. Suni. 

251. Ob ein Verfchulden des Bauherrn vorliegt, wenn bei 
Bornahme eines YBaues die erforderlichen Sicdherungsmaßregeln 
‚nicht getroffen find, hängt von den thatfächlichen Verhältnifjen 
des einzelnen alles ab. An fich ift ein Verfchulden des Be- 
Hagten dadurch nicht ausgeichloffen, daß derjelbe die Ausführung 
des Baues fachverftändigen Werfmeiftern übertragen hat, an deren 
Sadjfenntniß er zu zweifeln feinen Anlaß hatte. Hier war feft- 
geftellt, daß dem Bauherrn während feines Baues befannt wurde, 
daß am benachbarten Haufe neue Riffe vorhanden und die alten 
erweitert waren, der Giebel fih aud) von den Fronten Losgelöft 
hatte. Er durfte nicht dulden, daß der Neubau ohne Anwendung 
weiterer VBorfichtsmaßregeln von den Werfmeiftern fortgejetst werde, 
wenn auch der NRegierungsbaumeifter früher gejagt hatte, daß er 
ruhig weiter bauen dürfe. Hier ift in fchuldbarer Weife gegen 
S. 367, Nr. 14 ©. ©. 3. gehandelt, alfo ein Polizeigefeß ver- 
nadhläffigt, jodaß 8.26 U.U.R. I, 6 anzuwenden. Webrigens 
bleibt zu erwägen, ob Bellagter nicht fchuldhaft gegen $. 187 
AL. R. 1, 8 gehandelt hat beim Ausheben der neuen Baugrube. 
— Del. Bd. XXU, 51 und 70. — VI, 10/96 vom 18. Juni. 
Bol. 218. 

252. Bellagter hatte durch einen Werfverdingungsvertrag 
dem Nebenintervenienten die Ausführung von Nanalifationsarbeiten 
in der Stadt Hannover übertragen, und die Klägerin ift, als fie 
über eine gelegentlich diejer Arbeiten aufgeführte Bohlenbrüde 
ging, an ihrem Körper (und zwar ihrer Behauptung nad) in Folge 
der Schlechten Beichaffenheit der Brüde) verlegt. Daß rüdjichtlid) 
der Ausführung der Kanalifationsarbeiten und der dadurch ver- 
anlagten Herfiellung einer Brüde der Stadtgemeinde Hannover 
jelbft oder ihren Willensvertretern irgend ein Verjchulden zur 
Laft falle, ift vom Berufungsgericht ohne Rechtsirrthum verneint 
und von der Klägerin nicht einmal behauptet; daraus folgt ohne 
weiteres, daß die Vorausfegungen der actio legis Aquiliae nicht 
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Lex Aquilia. vorliegen. Ob der Anficht, daß der $. 366, Ziff. 8 St.©. 3. 
für die ftrafrechtliche Haftung ein Verfchulden nicht erfordere — 
NR... €. St., Bd. 17, ©. 303 —, beizutreten, und ob der mehr 
eine Unterlaffung mit Strafe bedrohende $. 367, Ziff. 14 ebenjo 
zu beurtheilen fei, bedarf keiner Entjcheidung; jedenfalls it nicht 
anzunehmen, daß durch diefe Beftimmung der Gejetgeber eine 
privatrechtliche Haftung für die durd) die Unterlaffung der Siche- 
rungsmaßregeln verurfachten nachtheiligen Kolgen, namentlich aljo 
für die Verlegung von Perfonen, habe begründen wollen. Für 
das Strafrecht thut dies der Gefeßgeber jedenfalls nicht, wie fchon 
die Beftimmungen über TZödtung und Körperverlegung zeigen, und 
dafür, daß er das beitehende Civilrecht Habe ändern wollen, fehlt 
e3 an jedem Anhaltspunkte; jelbjtverftändlich aber ift dieje Yolge 
nicht. Die Klage ift deshalb mit Recht abgewiefen. Dieje Grund- 
füge weichen allerdings entfchieden von denen ab, die dns er- 
fennende Gericht früher — DB. IV, 337; R.©. €, Bd. 17, 
©. 105 ff. — für das Gem. R. aufgeftellt hat; an diejer früheren 
Beurtheilung Fonnte jedoch bei wiederholter Prüfung aus über- 
wiegenden Gründen nicht feitgehalten werden. III, 145/96 vom 
23. DH. 

253. Bellagter trug fein geladenes doppelläufiges Lefaucheur- 
Gewehr am Riemen, die Läufe nad) oben, über die Linke Schulter 
gehängt. Der Kläger ging an feiner linfen Seite. ALS fie auf 
dem Krähenjchießplate angelangt waren, wollte der Beklagte das 
Gewehr von der Schulter herunternehmen. Plötlich entlud fich 
dafjelbe. Die Schrotladung traf den Kläger im rechten Ober- 
Ichenfel. Beflagter ift für jhadenserjaßpflichtig erachtet. Revifion 
zurücigewiejen. Nach Angabe des Klägers hat Beflagter das Ge- 
wehr von der Schulter genommen, in zweite Ruhe aufgezogen 
und in horizontale Yage gebracht, wobei c8 die Richtung auf den 
Kläger erhielt; in Folge einer Unvorfichtigfeit habe Beklagter an 
den Abzug gegriffen und jo das Losgehen des Schuffes herbei- 
geführt. Nach) Angabe des Beklagten hat fid) der Mantelzipfel 
des Klägers in olge eines heftigen Windftoßes in die Gewehr- 
läufe gelegt, die dadurch in eine Horizontale Lage gebradht find. 
Der Mantelzipfel müßte dann den Abzug losgebrüct haben. Das 
Berufungsgericht hat eine grobe Verfchuldung des Beklagten an- 
genommen, gleichviel ob der Vorgang fo geweien, wie Kläger 
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behnuptete, oder fo, wie Beflagter zugeftanden hat. Der Bellagte Lex Aquilia. 
mußte bei gewöhnlichen Fähigkeiten: die Möglichkeit folcher Be- 

rührung. des Gewehre durch den Mantel des Klägers voraus- 

jehen und deshalb, wenn er die erforderliche Vorficht beobachten 

wollte, feine Stellung ändern, als er das Gewehr von der Schulter 

nahm, da er vorausjehen konnte, daß, wenn er foldhes nicht that, 

eine Entladung ded8 Gewehres und dadurch eine Verlegung des 

Klägers dur deffen flatternden Mantel herbeigeführt werden 

fönne. Danad) hat er zufolge 8.10, , ZA. U. R. diefen Schaden 

zu vertreten. VI, 176/96 vom 2. Nov. 

254. Nach einer Polizeiverordnung für die Stadt Breslau 
vom 18. Dec. 1885 liegt die Verpflichtung zur Bewirkfung der 
Beleuhtung den Eigenthümern, Verwaltern der Grundftüde und 
den Inhabern der Lokale ob, ohne Rüdficht darauf, welche ver- 
tragsmäßige Abmadhung zwijchen ihnen und ihren Miethern oder 
andern Perjonen erfolgt find. Weil die Beleuchtung einer Haus- 
treppe nicht erfolgt war, ift die Klägerin von der Treppe gefallen 
und hat fich dabei verlett. Der Hauseigenthümer wurde zum 
Scadenserfaß verurtheilt, ohne mit dem Cinwande gehört zu 
werden, daß er der Witwe 2. den allgemeinen Auftrag ertheilt 
habe, das Anzünden der Lampen zu bejorgen. Denn zur Ber- 
mwalterin des Haufes hatte der Beklagte die Witwe 2. nicht be- 
ftellt, da er ihr das Haus nicht übergeben hatte — Striethorft, 
Bd. 69, ©. 316 —. Revifion zurüdgewiejen. Daß er aber jenen 
allgemeinen Auftrag ertheilt Habe, entichuldigte den Beklagten 
aud dann nicht, wenn diefe eine zuverläffige Perjon war. Der 
Bellagte Hatte nicht behauptet, daß er die 2. in irgend einer 
Weife fontrollirt Habe. VI, 191/96 vom 16. Nov. 

255. Der Berufungsricter geht von dem Sate aus, daß 
der Eigenthümer einer öffentlichen Straße, welcher einen neben 
diefer Straße Hinlaufenden Wufjergraben dergejtalt ıumverwahrt 
Iaffe, daß daraus Gefahr für das auf der Straße verfehrende 
Publikum entjtehen fönne, den aus diejer Unterlaffung erwachen- 
den Schaden zu erfeßen fchuldig fei. Eine derartige Verpflichtung 
befteht aber nur dann, wenn der Graben nad) den vorhandenen 
örtlichen Verhältniffen und nad feiner Beichaffenheit, namentlich 
feiner Tiefe, Abichüffigkeit und harten Unterlage, eine befondere 
Gefahr für das auf der Straße verfehrende Publikum darbietet. 
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Lex Aquilia. Nur ein folder Graben Yan den in $. 367, 3. 12 ©&.©.8. 
aufgeführten „Brunnen, Kellern, Gruben, Oeffnungen oder Ab- 
hängen“ gleich geachtet werden (Bd. IX, 179; R.©. €&., Bd. 25, 
©. 54). Der hier in Frage ftehende Graben ift nur 60 Eenti- 
meter tief, unten 45 Centimeter und oben 1,45 Meter breit, alfo 
wenig abihüffig, Hat auch bis jegt zu einer Schädigung ber 
Pafjanten nicht geführt. Es handelt fich aljo Hier um einen ge- 
wöhnlichen Chaufjeegraben, deflen Verwahrung, namentlich bei 
Berüdfichtigung der Straßenbreite von 3 Meter, von dem Sad)- 
verjtändigen M. zutreffend und in MWebereinftimmung mit der 
allgemeinen Auffafjung und Uebung, aud) innerhalb eines Dorfes 
nit für geboten eradjtet wird. Im der Unterlaffung der Ver- 
wahrung fan daher aud) fein, den Bellagten haftbar machendes 
Verihulden erblickt werden. III, 194/96 vom 1. Der. 

256. Im Fall Bd. XXI, 51, 70 ift nun die Klage vom 
Berufungsgericht abgewiejen; Revifion zurüdgewiefen. Das Be- 
rufungsgericht erfennt an, daß bei dem Bau des Spiritusrejer- 
boird nicht mit der erforderlichen Vorficht verfahren worden fei; 
e8 ijt aber der Anficht, daß der Beklagten deshalb Fein Vorwurf 
gemacht werden fünne, indem fie den Bau einem Zechnifer über- 
tragen habe, den fie für geeignet halten durfte, und deifen Zeid)- 
nungen und Pläne polizeilih nicht beanftandet feien; Beklagte 
habe vorausfegen dürfen, daß derjelbe die zum Schute des Nadj- 
barhaufes erforderlichen Sicherungsmaßregeln treffen werde. Einen 
allgemeinen Sak, daß bei Uebertretung des $. 367, Nr. 14St.©.2. 
der Bauherr durch die polizeilihe Genehmigung gededit werde, 
hat da8 Berufungsgericht nicht ausgeiprodden. Der 8. 34 ber 
Baupolizeiverordnung für die Stadt Pojen geftattet das Bauen 
unmittelbar an der Grenze. Das Berufungsgericht ift zwar der 
Anficht, daß diefe Beitimmung die Vorfchrift des 8.187 AU.L.R.L 8 
nicht abändern Fünne; es Fonnte aber ohne NRechtsirrthbum an- 
nehmen, daß dem Vertreter der Beklagten Fein VBerjehen zur Xajt 
falle, wenn er auf Grund jener Beitimmung der Baupolizei- 
berordnung und mit Rüdficht auf die baupolizeiliche Genehmigung 
die Erbauung des Spiritusrefervoird unmittelbar an dem Flägeri- 
ihen Gebäude für zuläffig gehalten habe, auch wenn ihm bie 
Vorichrift des $. 187 befannt gewejen fein follte. VI, 232/96 
vom 14. Dec. Dgl. 2. 
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257. Bei der Armenverwaltung in Ruhrort beftand bie 
Vebung, daß der Bürgermeifter die für den einzelnen Bezirk von 
der Armenverwaltung bewilligten Gelder anwies, der Bezirks- 
vorjteher, ohne das Geld zu erheben, über den Empfang quittirte, 
ein Polizeifergeant aber die auf die einzelnen Armenpfleger des 
Bezirks zur Vertheilung an die Armen entfallenden Beträge diejen 
überbradhte. Der Gemeindefefretär H. bat an diefen Geldern 
Beruntreuungen begangen. Er fchrieb die von dem Bürgermeijter 
zu unterzeichnenden Anmweifungen über höhere Beträge aus, als 
bewilligt waren, ließ die auf die quittirten Anweifungen erhobenen 
Beträge von dem Polizeifergeanten in fein Büreau bringen, 
theilte davon die wirklich bewilligten Summen den Armenpflegern 
zu, und unterfchlug die Differenz zwijchen der angewiefenen und 
der von. ihm vertheilten Summe. Der Bellagte 8. war Bezirke- 
pvorjteher. Er ift von der Stadt auf Erjak von 1851 Mark ver- 
Hagt. Das Neichsgericht Hat die KRlagabweifung aufgehoben, 
zurüdverwiefen. Zwar liegt darin feine Verfchuldung, daß er 
auf das geübte Verfahren eingegangen ift, ftatt Innehaltung des 
in der von der Stadtverordnietenverfammtlung genehmigten Armen- 
ordnung borgejchriebenen Verfahrens zu beanfpruchen, nach welchem 
der Bürgermeifter in der Situng die bewilligten Gelder den Be- 
zirfSvorftehern auszahlen follte. Denn da nicht grundgefegliche 
Borichriften in Trage jtehen, war die Armenverwaltung nicht ge- 
hindert, den Gefchäftsgang dem Bedürfniß entiprechend in folchen 
Theilen abzuändern, die fih nie als praftiich erwiejen Hatten. 
IV, 45/96 vom 2. Iuli. 

258. Der Beklagte machte fi) aber neben bem Bürger: 
meifter und folidarijc verantwortlich, wenn er die von diefem 
mit einer den bewilligten Betrag überfteigenden Summe anwies, 
und er verjehentlich über eine höhere Summe, als bewilligt war, 


quittirte. War Bellagter ald Bezirksporjteher Beamter, worüber 


noch nichts entichieden ift, jo Haftete er aus geringem Berjehen 
—8.2UU:RL3 — War aber die Zwijchenzeit zwiichen 
dem Tage des Bewilligungsbeichluffes und dem Lage der Dutit- 
tungsausftellung eine geringe, der Unterjchted zwifchen bewilligter 
und quittirter Summe aber groß oder fonft in die Augen fallend, 
fo wird fich der Gedanfe nicht abweijen laffen, daß der Beklagte 
e8 an dem gewöhnlichen Grade der Aufmerffamfeit — $. 20 
Braris des Reihägerihts. XXIII. 9 
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ALU.R. I 3 — Hat fehlen laffen, alfo auch haftet, fofern er 
nicht Beamter war, wenn er nicht aus dem Gedäcdhtniffe den 
Unterfchied erkannte oder falls ihm das Gedächtnig dafür fehlte, 
nicht durch einen fchriftlichen Vermerk fid) die Kenntniß der be- 
willigten Summe ficherte. IV, 45/96 vom 2. Juli. 

259. Der beflagte Gerichtsvollzieher hatte zufolge Auftrags 
des Klägers bei dem fpäter in Konkurs verfallenen D. eine An- 
zahl beweglicher Sachen gepfändet. Das Pfändungspfandrecht an 
den Saden ift mit Ausnahme eines Globus dem Kläger, im 
Prozeß wider den Konkursverwalter abgeiprochen, weil die Siegel 
mangelhaft angebradit und die Pfändungsanzeigen nicht orbnungs- 
mäßig erfolgt wären. Der Schadensanipruch des Klägers ift aber 
abgewiejen, weil diefer durd) einen Vertrag mit dem Schuldner 
Eigenthümer der gepfändeten Saden, die er diefem nur mieth- 
weis unter Geftattung eines NRüdfaufsrechts belaffen Hatte, ge= 
worden war, fo daß er Pfandredt nicht hätte erwerben Fünnen, 
wenn auch die Pfändung ordnungsmäßig vollzogen wäre. IV, 
60/96 vom 17. Sept. Val. 165. 

260. Dem beklagten Gerichtsvollzieher, welcher ald Amts- 
nachfolger eines anderen GerichtSvollziehers die Erledigung der 
erften Pfändung übernommen Hatte, war von einem dritten Ge- 
vichtsvollzieher 2. Mittheilung von deffen im Auftrage des Klägers 
gethätigter Anjchlußpfändung gemadt. Demnäcjft hatte Kläger 
den Beklagten mitgetheilt, daß er die Pfandftüce freigebe. DBe- 
fagter hat auf die NRücdjeite des zu feinen Alten genommenen 
Schreibens des %. den VBermerf gefekt: ‚‚Pfandftüde in diefer 
Sadje freigegeben”, den Vermerf mit dem Datum verfehen und 
unterjchrieben, und ein die Freigabe erflärendes Schreiben an den 
Schuldner unfranfirt und nicht eingefchrieben zur Poft gegeben. 
Diefen Brief hat der Schuldner nicht erhalten. Das Reichs- 
gericht nimmt an, daß die Saden nod) für andere Gläubiger 
nadhgepfändet waren und deshalb, auch nachdem der erjte Pfän- 
dungspfandgläubiger die Sachen freigegeben Hatte, nicht zu ent- 
fiegeln waren. Dann hatte aber der Beklagte alles gethan, was 
ihm zu thun oblag. Denn durd) die Notiz in den Alten des 
Beklagten: ‚„Pfandftüce in diefer Sadje freigegeben‘, welche dem 
S. 61 der Pr. Gefchäftsanweifung für die Gerichtspollzieher ent- 
jpreche, werde bewiefen, daß Beklagter die Parteien davon benadh- 
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richtigt habe, daß er die Sachen freigegeben habe; eine bejondere 
Form für diefe Freigabe werde aber durd) S. 88 der Gejchäfts- 
anweifung nicht erfordert. Der Beklagte war auch zur Tranfatur 
nicht verpflichtet. — $. 14 der Gefchäftsanweifung; SS. 1, 6 ber 
. allgemeinen Verfügung betreffend die Behandlung der Poftjen- 
dungen —. Aud) war der Beklagte nicht verpflichtet, die Ehefrau 
des Schuldners, auf deren Kigenthumsanfprucch der Kläger die 
Saden freigegeben Hatte, von der Freigabe zu benadjrichtigen. 
Die Ehefrau Hat demnädjft wider den Kläger Interventionsklage 
erhoben. Kläger fordert von dem Beflagten Erftattung der ihm 
dadurd erwachjenen Koften. Damit ift ex abgewiefen. IV, 85/96 
vom 5. Dft. 

261. In einer Straffadhe ftand am 10. Mai 1893 Vor- 
mittags 9 Uhr vor dem Landgericht zu Neiffe Termin zur Haupt- 
verhandlung an, zu weldem Sc. aus Neuen bei Bunzlau geladen 
war. Der Termin wurde am 5. Mai aufgehoben. Am 6. Mai, 
einem Sonnabend, verfügte der Staatsanwalt die Abbeftellung 
diejes Zeugen. Die Verfügung gelangte am 6. Mai Nachmittags 
fur; vor Schuß der Gefchäftsftunden in das Sekretariat, deffen 
Vorfteher der Beklagte war. Der Beklagte gab diefelbe dem 
Ranzliften R. zur Erledigung. Diefer Tieferte das für den Zeugen 
Sd). gefertigte Abbeftellfchreiben am 8. Mat Morgens ab, worauf 
e8 no an bdemfelben Morgen zur Boft gegeben wurde. Die 
Verfügung des Staatsanwalt® war mit den DVermerfe „Eilt“ 
verfehen gewejen und das Schreiben an den Zeugen wurde gleidh- 
falls als „‚Eilfache‘ bezeichnet. Das lettere gelangte am 9. Mai 
Morgens gegen 9 Uhr nad Neuen. Der Zeuge war indeffen 
Ihon um 6!/, Uhr Morgens von Neuen nad) Bunzlau abgefahren 
und hatte dort um 8 Uhr Morgens mittelft der Eijenbahn die 
Reife nad) Neiffe angetreten, wo er um 21, Uhr Nachmittags 
eintraf. Er meldete fi) am 10. Mai Morgens 9 Uhr auf dem 
Gericht dafelbft und erhielt die gejeßlichen Zeugengebühren. Der 
Beklagte ift dem Yuftizfisfus zur Erftattung verurtheilt. NRevifion 
zurüdgewiefen. Die mit dem VBermerfe „Eilt‘ verjehene Ber- 
fügung des Staatsanwalts verpflichtete den Beklagten, für deven 
unverzügliche Erledigung aucd, außerhalb der gewöhnlichen Ge- 
\häftsftunden zu forgen. Wenn das Berufungsgericht ein grobes 
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Berfehen des Beklagten annimmt, fo fann ihm daraus der Vor- 
wurf einer Rechtsnormverlegung nicht gemacht werden. Dem 
Zeugen Sch. war e8 aud) unverwehrt, die Reife nad) Neiffe jchon 
am Morgen des 9. Dlai anzutreten. Indem er diefes that, handelte 
er nur innerhalb der zuläfligen Grenzen der VBorficht. Ihm find 
daher auch mit Recht die Zeugengebühren zugebilligt. IV, 106/96 
vom 19. Oft. 

262. Der zum Konfursverwalter bejtellte Rechtsanwalt 9. 
war in Folge feiner Erkranfung perfönlid) an der Wahrnehmung 
feiner Rechtsanwaltsgejchäfte verhindert. Da für feine Rechtsan- 
waltsgejchäfte der Gerichtsafjeffor W. al8 General-Subftitut beftellt 
worden war, jo durfte er diefem aud) die Erhebung einer An- 
fehtungsflage übertragen. Er Hat ihm dazu vor feiner Abreife 
ipezielle Inftruftion ertheilt. Der Gerichtsaffeffor W. hat aber, 
obwohl von der einjährigen Frift des 8. DO. $. 34 nod) vier Wochen 
liefen, die Rlagerhebung unterlaffen. In Hinblid auf die Vor- 
ichriften der SS.46 und 47, LM, 13 AU.U.R. würde 9. nur für 
ein Verjehen bei der Auswahl feines Vertreters zu haften gehabt 
haben. Daß er fich aber eines VBerfehens in diejer Beziehung 
Ihuldig gemacht habe, wird nicht behauptet. Die Schabenserfjat- 
Elage, welche die Konfursmaife wider den H. erhoben hat, ijt ab- 
gewiefen. IV, 166/96 vom 29. Dft. 

263. Wenn, wie der Berufungsvrichter irrevifibel angenommen 
hat, nach der Marktordnung für Ortelsburg in Oftpreußen an den 
Wocenmarkttagen der Handel mit Marktwaaren in der Polnischen 
Straße nur an den dazu beitimmten Stellen geftattet ift, fo war 
der beklagte Bürgermeifter vermöge feiner obrigfeitlichen Gewalt 
berechtigt, dafür Vorjorge zu treffen, daß an anderen Stellen der 
Handel nicht ftattfinde. Daher lag die Anweifung des Beklagten 
an die exefutiven Polizeibeamten: die Landleute von dem Handel 
mit den Anveißern des Klägers auf der Straße vor dem N.ichen 
Srundftüde oder jonftwo außerhalb der Marktitelle abzuhalten, 
innerhalb feiner gefetlichen Befugniffe, und bildete nicht einen 
Aft unerlaubter Selbfthülfe. Daß die Polizeibeamten jenen ord- 
nungswidrigen Handel mit Gewalt haben verhindern follen, ift 
aus der Anweilung mit Zuverläffigfeit nicht zu entnehmen. Aber 
auch wenn die Anordnung fich fo weit erjtredt hätte, würde der 
Beklagte damit feine Rechte nicht überjchritten haben. $. 132, 
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Nr. 3 de8 Br. Gefeßes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Suli 1883. IV, 127/96 vom 2. Nov. 

264. Klägerin Hat dem nunmehr zahlungsunfähigen 2. 
Darlehen gegen Ceifion von ISmmobiltarfauffchillingen auf Grund 
von Urkunden gegeben, in welchen die Schuldner der Kaufichillinge 
der Klägerin gegenüber unterfchriftlih ihre Schuld anerkannten 
und an Klägerin zu zahlen verfprachen, und in denen außerdem 
Bürgen die jelbjtichuldnerifche Haftung für den Eingang der Kauf- 
Ihillinge übernahmen. ‘Der beklagte Bürgermeifter hat die Aecht- 
heit der Unterjchriften der Kaufihilfingsschuldner und der Bürgen 
auf diefen Urkunden amtlich beglaubigt und die Solvenz der 
Bürgen für die übernommene Haftung amtlich befcheinigt. Diefe 
 Beglaubigungen follen der Wahrheit nicht entfpreden. Nad) 
88.68 FF. AL. R., IL 10 — Verordnung vom 23. Sept. 1867 — 
haftet der Beamte auch für ein DVerjehen bei Ausführung einer 
von ihm unter Meberjchreitung feiner Amtsbefugniffe in amtlicher 
Eigenfchaft vorgenommenen Handlung (Bolze, Praxis, Bd. XII, 
217), der Beklagte alfo aud, wenn er innerhalb feines amtlichen 
Wirkungskreifes zur Vornahme der fraglichen Handlungen nicht 
befugt war. Ebenfo ift die Feftftellung richtig, daß Beflagter es 
durch fein fchuldvolles Verhalten dem B. ermöglicht hat, die Fäl- 
_Tchung der Unterfchriften einzelner angeblicher Rauffchilfingsfchuldner 
zu begehen. III, 206/96 vom 11. Dec. Bgl. 169. 

265. Ein Lehrer an der Volkefchule zu Remfcheid Hatte 
einen diefe Schule befuchenden Knaben auf das Schienbein ge- 
Ichlagen, in Folge deflen eine Entzündung der Knochenhaut ein- 
trat und eine Operation nothwendig wurde. Die von dem.Vater 
wider die Stadt erhobene Klage wınde vom Neichsgericht ab- 
gewiejen, weil der Lehrer nicht in einem Abhängigfeitsverhältnif 
zur Gemeinde fteht, diefe alfo nicht commettant des Lehrers ift, 
jodag für fie eine Haftung aus Code 13834 nicht abzuleiten ift. 
II, 205/96 vom 17. Nov. Bgl. 710. 

266. Bei der Ausfahrt des dem Norddeutichen Lloyd ge- 
hörigen Dampfers ‚‚Zrave‘, von Norderhamm nad) See, hat deijen 
Lootfe am 30. Ian. 1894 den füdlichen Leittamm des im Bau 
begriffenen Fifchereihafens von Geeftemünde angerannt und be- 
Ihädig. Der Hoyd ift zum Erjak des Schadens verurtheilt. 
Allerdings waren die Tonnen G und H in Folge Eisgangs ver- 
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Haftung fiir trieben, die Bafentonne G durd) eine Spierentonne erjegt, und 
rs dies befannt gemadtt. Die Tonne H war nody nicht erfeßt und 
ihr Fehlen nicht befannt gemadjt. Wegen einer heftigen Schneeböe 
hatte auch der Lootje die Buchjjtaben an den Tonnen nicht Tefen 
fünnen, und fid) damit geholfen, daß er die Tonnen zählte. Auc) 
war der Leitdamm überfluthet und deshalb nicht zu erkennen. 
Allein das DVerichulden des Lootjen in Ausführung feiner Dienft- 
verrichtungen ift darin gefunden, daß er die Führung des Schiffes 
übernahm und das Schiff überführte, obwohl er fich deflen be- 
wußt jein mußte, daß er über die Tahrwafjerverhältniffe nicht 
zuverläffig unterrichtet war. I, 257/96 vom 14.Nov. Dal. 162. 
267. Der Bellagte zog für Rechnung und im Auftrag der 
Kläger eine Wechfelfchuld ein. Nacd) der Pfändung erhielt er von 
ihnen am 2. Febr. Abends die Meittheilung, die bei dem Schuldner 
gepfändeten Sachen feien Eigenthum der Kläger, und die Ans 
weijung zur Einftellung der Zwangsverfteigerung. Beklagter jchrieb 
entiprechend am 3. Tebr. feinem Anwalt mit dem Erjuchen, den 
GSerichtsvollzieher anzumeijen, die auf den 4A. Febr. Vormittags 
10 Uhr angefeßte Berfteigerung nicht vorzunehmen. Das Schreiben 
des Rechtsanwalts ift erft um 11 Uhr an den Gerichtspollzieher 
gelangt, nachdem verjteigert war. Das Berufungsgericht hat den 
Beklagten zum Schadenserfag verurtheilt, obwohl diefer Beweis 
angetreten hatte, daß das Schreiben des Rechtsanwalts am 4. Kebr. 
nod) vor 9 Uhr Morgens einem Boten zur Bejorgung an den 
in der Nähe wohnenden Gerichtsvollzieher eingehändigt jei und 
der Bote noch vor Beginn der Verfteigerung mit der Nachricht 
zurücdgefommen fei, die Sade fei erledige. Das Reichögericht 
hat aufgehoben, zurücverwiefen wegen Verlekung von 8.46 ALU.R. 
I, 13. €8 ift nicht feftgeftellt und aus der Sadjlage nicht er- 
fihtlih, daß nach der Art des Gefchäfts die Beförderung des 
Schreibens des Rechtsanwalts nicht durd) einen Boten hätte ge- 
ihehen dürfen. War diefe Art der Beförderung nicht ausgejchloffen, 
jo haftete Beflagter Höchftens für ein Verjehen bei der Auswahl 
oder bei der Aufficht über den Boten. Inwiefern ein Verjehen 
hierbei begangen worden fei, hat das Berufungsgericht nicht er- 
örtert; e8 macht vielmehr ohne Weiteres den Rechtsanwalt des 
Beklagten, und damit den Beklagten für die Nadläffigfeit des 
Boten verantwortlih. Im Uebrigen fieht e8 weder ein Ber- 
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ichulden des Bellagten darin, daß er fich der Vermittelung feines 
Anwalts zur Ertheilung der Anweifung an den Gerichtsvoll- 
zieher bedient habe, noch ftellt es ein Verjehen des Anwalts 
oder der im Bureau des Anwalts als deffen Gehülfen mit der 
Erledigung der Sade befaßten Perfonen feft. VI, 246/96 vom 
17. Dec. 

268. Die Firma 8. & 3. jchafft bei ihrer Kiesgewinnung 
zunächft das Material von der Förbderitelle auf einer Teldbahn 
nah der Rampe eines Anjchlußgeleijes an die Staatseifenbahn, 
läßt den Kies an der Rampe auf Eifenbahnwagen überladen und 
jtelit die Wagen zur Abholung bereit. Die Staatseijenbahn- 
verwaltung Holt die Wagen mit ihrer Lofomotive ab und fährt 
fie weiter. Der im Dienjt von 8. & 3. ftehende Arbeiter 8. ift, 
al® er beim SHerannahen der Lokomotive zwei zur Abholung 
bereit ftehende Reihen beladener Wagen zu verfuppeln unternahm, 
 verunglüdt. Auf die aus $. 98 des Unfallverficherungsgejetes 
vom 6. Suli 1884 erhobene Klage ijt der KEijenbahnfisfus ver- 
urtheilt; Revifion zurücgewiefen. Denn ohne Gefetesverleung 
hat da8 Berufungsgeriht angenommen, daß die Abholung der 
auf dem Anjchlußgeleife ftehenden Wagen und deren Ueberführung 
auf das Geleife der Staatseifenbahn bereit zum Betriebe der 
Staatseifenbahn gehört. Die Abmacungen zwifchen dem Inhaber 
de8 Anichlußgeleifes und der Staatseifenbahn haben feinen un- 
mittelbaren Einfluß auf die Haftpfliht. Cs Tommt darauf an, 
ob die bei dem Abholen entwidelte Zhätigfeit wirthichaftlich als 
Staatsbahnbetrieb anzufehen ift oder al® eine Dienft- und Hülfe- 
leiftung für den Betrieb des Anjchlußgeleifes. Das Lettere wäre 
anzunehmen, wenn die Staatsetfenbahnverwaltung ihr Perjonal 
und ihre Lokomotiven der Firma RK. & 3. gegen Vergütung von 
der Xadeitelle bis zur Hauptbahn zur Verfügung geftellt Hätte. 
— RD.HG®. €, Bd. 21, ©. 1765 R.G. €, Bd.1, ©. 280. — 
Hier Taffen fi aber die ZTransportdienite der Staatseijenbahn- 
verwaltung nicht aus deren Oejammtbetriebe ausjcheiden. ILL, 
164/96 vom 6. WXov. 

269. Der Kläger, welcher im Dienft der Belgifchen Staats- 
eilenbahnverwaltung einen mit Belgifchen Beamten bejetten DBel- 
giihen Zug auf der Fahrt von Berviers über Welfenraedt nad) 
Aachen bediente, erlitt in Folge einer Entgleifung des Zuges am 
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Bahnhof Aachen der Pr. Stantseijenbahnen körperliche Verlegung 
und erhob deshalb auf Grund des Haftpflichtgefetzes Klage wider 
den Pr. Eifenbahnfisfus. WBetriebsunternehmer im Sinne des 
Haftpflichtgefees ift der, für defien Rechnung der Betrieb erfolgt, 
d. h. derjenige, welchem das ölonomiihe Ergebniß des Unter: 
nehmens PVortheil oder Nachtheil bringt; der Preußiihe Staat 
für die im Inlande gelegene Strede der Eifenbahn Welfenraedt- 
Aachen, wenngleich) die Einrichtung getroffen ift, daß auf diefer 
Strede Züge verkehren, die aus Material der Belgifchen Staats- 
bahnı-Verwaltung zujammengefegt und mit Beamten diejer Ver- 
waltung bejett find; denn durch Art. 1 des Vertrags vom 21. Iuni 
1872 ift ausdrüdlich beftimmt, daß der Betrieb der Eijenbahn 
auf der Strede von Aachen bis zur Yandesgrenze auf Vortheil und 
Gefahr der Bergifch-Märfifchen Eifenbahngefellichaft, alfo jett des 
Preußiihen Staats, gefchehen folle.. (Vgl. R. ©. E., Bb. 12, 
©. 145.) II, 255/96 vom 27. Nov./11. Dec. DBgl. 550. 

270. Eine im Hamburger Hafen von einem Dampfer ge- 
Ihleppte Schute ift durd) einen Zufammenftoß mit dem TFähr- 
dampfer ‚„„Zettenborn‘ led geworben. Die Ahederei des „Zetten- 
born” ift zum Erfaß des Schadens an der Ladung verurtheilt; 
Nevifion zurücgewiefen. Für den „‚Tettenborn‘ war genügender 
Raum vorhanden, um mit Badbordruder zwilchen den feitlängs 
eines DBrafildampfers liegenden Schuten und der gefchleppten Schute 
frei paffiren zu fünnen. ‚Durd den Wafjerdrud auf da8 Bad- 
boröruder wurde das Hintertheil des Schiffes zwar nad rechts 
gedrüdt, durch die Rotation der rüdmwärts arbeitenden Schraube 
aber nad) links, und indem beide Kräfte gegeneinander arbeiteten, 
wurde die Wirkung des Badbordruders aufgehoben.“ Diefe Be- 
gründung ift richtig, wenn ftatt Hintertheil des Schiffes Vorder- 
theil gejett wird. Die Mafchine des ‚, Tettenborn‘ fchlug beim 
Rüdwärtsgehen nad) vet. Die Kollifion wäre, wie das Bes 
rufungsgericht weiter ausführt, vermieden, wenn das Nuder bei 
geftoppter Mafchine hart badbord gelegt wäre, oder wenn mit der 
Mafchine vücwärts gegangen wäre bei Nuder mittichiffs oder 
Steuerbordruder, da in beiden Fällen das Schiff nad) Steuerbord 
abgefallen und damit die Kollifion vermieden wäre. “Der Führer 
de8 „„Zettenborn‘ war im VBerfchulden; denn er war auf jchnelles 
und gewandtes Mandvriren im Hamburger Hafen angewiejen, 
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und mußte die Wirkung der einzelnen NRudermandver fennen. I, 
105 /96 vom 27. Suni. 

271. BZmangslootje im Sinne H. ©. 3. 740 ift der Xootfe, 
der nach obrigfeitlicher Anordnung angenommen werden muß, da- 
mit er für die Fahrt in einem beftimmten Gewäffer die Führung 
des Schiffes übernehme, aljo nad) $. 6 der Betriebsordnung für 
den Kaijer-Wilhelm-Sanal der von jedem den Kanal befahrenden 
Schiffe anzunehmende Lootfe. Die Klage eines von dem unter 
dem Kommando eines folchen Xootfen ftehenden Dampfer an- 
gerannten Leichters wider die Ahederei wurde deshalb abgemiefen. 
1, 248/96 vom 28. Oft. 

272. Im Fall Bd. XIX, 151 und 155 Hat das Berufungs- 
gericht nun die Beklagte verurtheilt; deren Revifion ijt zurüd- 
gewiefen. Die Verurtheilung ift dadurch nicht ausgefchloffen, daß 
die „Möwe behufs Vornahme von Reparaturen ohne Mafcjinen 
und KReffel vor der Techant’ichen Werft gelegen hat. Sie hörte 
dadurd) nicht auf, ein Schiff zu fein. Die Fähigkeit zur eigenen 
Fortbewegung gehört nicht zu den nothwendigen Merkmalen eines 
Schiffes; e8 gibt Schiffe, welche dazu beftimmt find, durd) fremde 
Kräfte (Schlepper, Pferde oder andere Zugfräfte) fortbewegt zu 
werden. Ebenfo wenig werden Schiffe, welche im normalen Zu- 
jtande fich felbft fortbewegen, dadurch ihrer Sciffseigenfchaft ent- 
fleidet, daß die Bewegungsmittel vorübergehend von ihnen ent- 
fernt find. I, 214/96 vom 7. Nov. 

273. Die „Möwe war auch wegen anderer dringender 
Arbeiten wieder zu Waller gelaffen worden; ihre Befeftigung an 
der Boje war in Folge einer Anordnung des Sciffsinfpeftors 
H., welcher den ganzen technijchen Betrieb der Beklagten leitete, 
durch von SG. dazu beitellte Xeute der Beklagten erfolgt. ‘Das 
Schiff war alfo bei diefem Vorgang wieder unter die Aufficht 
der dabei durh H. vertretenen Bellagten gelangt, gleichviel ob die 
Veranlaffung zur Vertauung des Schiffs an der Bofje von dem 
Leiter der Werft ausgegangen war oder auf der eigenen Ent- 
Ihliefung H.’8 beruhte. Die Beklagte Fonnte fich aljo der Ber- 
antwortlichfeit für das bei der Befeftigung des Schiffs begangene 
Berfchulden ihrer Leute, welche H. an Bord der „Möwe‘ gejchiekt 
hatte, um diefelbe an einer Boje in der Nähe der Z.’Ichen Sciffs- 


werft vertauen zu laffen, und deshalb bei diefer Verrichtung ale 
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Befagung der „Meöwe‘ gehandelt hatten, nicht entziehen. I, 214/96: 
vom 7.Nov. Bol. 167. | 

274. Nad) der Landgemeindeordnung für Wejtphalen kann 
ein Vertrag, welcher Gemeindeangelegenheiten betrifft, gültig nur 
zwijchen der Gemeindeverfammlung und dem Gegenfontrahenten 
gejchloffen werden. Hier hatte der Bürgermeifter von Stadt und 
Amt Holten fih dem Müller ©. verpflichtet, feine Bemühungen 
aufzumenden, daß die Gemeindeverivetungen mit dem Müller 
einen Vergleich dahin abjchließen, daß diefer feine Stauvorrid)- 
tungen entferne, dafür aber 6000 Mark gezahlt erhalte. Die 
Semeindeverfammlungen haben den Bergleih acceptirt. Der 
Müller hat aud) die Schügen und Ständer entfernt. Seine Klage 
auf Zahlung der 6000 Mark ift indeffen abgewiejen. ‘Denn nad) 
dem ortsüblichen Sprachgebraud) bezeichnen die Stauporrichtungen 
auch das Rad und die Scheidewand zwildhen der NRadfammer und 
dem AFluthgerinne. Diefe hatte aber der Kläger nicht bejeitigt. 
Und, wenn er mit dem Bürgermeilter darin einverftanden war, 
daß lediglich das Aufhören des Rechts, mittelft Schügen aufzu- 
itauen, Gegenjtand des Vertrags gemwejen fei, fo hat er nicht be- 
wiejen, daß die Gemeindevertretungen von diefem Abfommen 
Kenntniß gehabt haben. Der Vergleich ift alfo nad) dem orts- 
üblichen Sprachgebraud) auszulegen. IV, 51/96 vom 15. Yunt. 

275. Agent 2. in Petersburg fammelt von dortigen ®e- 
treideerporteuren DVerfaufsaufträge und. depejchirt diefe in at 
gemefjener DVertheilung an feine auswärtigen Unteragenten ohne 
Kennung der Verkäufer. Hier hatte er feinem Agenten DB. in 
Bremen 3000 Zichetwert 116/117 Pfund Holl. wiegenden gefunden, 
trodenen Roggen zu 97 Mark 1000 Kilogramm frei an Bord 
in Petersburg, Abnahme im Laufe des Iuni a. St., angeftellt. 
Und B. Hatte der Bremer Firma M. & Co. am 27.-Mai der 
mündlichen Abrede entjprechend gefchrieben: „Sie Fauften heute 
dur) meine VBermittelung und die des H. Ed. %. in Petersburg 
von einem noch aufzugebenden Prima-Ablader dafelbit circa 1500 
Zichetwert .... Roggen“ (folgen die vorftehend wiedergegebenen 
Bedingungen des Geichäfts). Damit war der Vertrag geichloffen 
und die Beklagte bi8 zur Aufgabe des Prima-Abladers gebunden. 
Allerdings hatte DB. bis zum 4. Yuni der Beklagten den Prima- 
Ablader nicht aufgegeben, und diejfe war deshalb vom Vertrage 
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zurüdgetreten. Dazu war aber Beklagte nicht beredhtigt; nad) 
der im Bremer Getreidehandel herrichenden Auffaffung, wie fie 
von einer Anzahl vernommener Importeure und Agenten bekundet 
it, muß in derartigen Fällen der Käufer den Agenten zunächft 
um Nennung des Namens des Verkäufers mahnen. Dafür jpricht 
die Analogie des Falles, wenn jemand mit einem unbeauftragten 
GSefchäftsführer Fontrahirt hat. In diefem alle ift der Ab- 
Ichließende nicht berechtigt, einfeitig vom VBertrage zurüdzutreten, 
ehe fich der Dritte darüber erklärt hat, ob er die Geichäftsführung 
genehmige; vielmehr Tann der Abjchließende höchitens verlangen, 
daß fich der Dritte innerhalb einer angemefjenen Friit erkläre. — 
Bl. R.®. E, Bd. 17, ©. 77. — Der Agent 8%. hat nur Ver- 
bindungen mit einer befchränften Zahl allgemein befannter Erport- 
firmen, die fämmtlid) al8 Prima-Ablader gelten. Daraus und 
aus der Form des Abfchluffes, die eine Frift zur Namhaftmachung 
des Abladers nicht ftipulirt, darf entnommen werden, daß die Be- 
Klagte ein jo dringendes Intereffe an der fchleunigen Benennung 
des Abladers nicht hatte. Mebrigens hatte bereits 2. dem B. mit 
Brief vom 28. Mai den Eingang von bdeffen depejchirter Mit- 
teilung beftätigt und die Petersburger Privatbank, eine unftreitige 
Prima-Abladerin, als Verkäuferin bezeichnet. Der Brief war 
aud) auf dem Komptoir des B. eingegangen, aber verjehentlid) 
unerledigt liegen geblieben. 3. hat am 5. Juni unter Proteft 
gegen den Rücktritt der M. & Co. dieje Abladerin aufgegeben. 
Die Beklagte ift der Privatbank zur Zahlung des Noggens ver- 
urtheilt. I, 211/96 vom 7. Nov. 

276. Auf einem der Klägerin gehörigen Berliner Grund- 
ftücdle fteht für die Beklagte eine Hhypothet von 25000 Marf, 
verzinslich zu 5 Proz., eingetragen. Aın 4. April 1894 richtete 
die Bellagte an die Klägerin folgendes Schreiben: „Ich willige 
hiermit in den Verkauf meiner Hhpothef von 25000 Mark für 
den Preis von 20000 Mark, zu zahlen nur in baar Geld, gebe 
Ihnen feft an die Hand und halte mich bis zum 15. Mai feft 
gebunden.” Am 15. Mai 1894 erwiderte der mit der Regulirung 
der Angelegenheit fchriftlich bevollmäcdhtigte Ehemann der Klägerin: 
„Da Sie mein erjted Anerbieten nicht angenommen, e8 mir aber 
nicht gleichgültig ift, wer mein Hhpothefengläubiger ift, jo habe 
ih ein Arrangement getroffen, daß Ihnen für die Hhpothel 
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20000 Marf gezahlt werden. Betreff meiner Provifion bitte 
ih) um Näheres.” Das war feine unbedingte Annahme, durd) 
welche der Vertrag zu Stande gefommen wäre, vielmehr wegen 
der Propifionsforderung eine neue Offerte. Diefe hat die DBe- 
Hagte am 20. Mai ablehnend beantwortet und zugleich eine neue 
Dfferte geftellt: „In Erwiderung Ihres Schreibens vom 16. theile 
ih Ihnen mit, daß ich Feine Provifion zahle. — Ich beanfprucdhe 
ebenfalls die Zinjen vom 1./4. 94 bis zum Tage der Mebergabe. — 
Die notariellen Koften müßten Sie fid) ebenfalls verpflichten zu 
tragen; ich beftehe auf glatt 20000 Mark; ich fee nicht früher 
eine Feder an, bevor nicht das ganze Geld auf dem Zifche Tiegt, 
jelbft bei der Eventualität, daß fi) da8 Ganze im Tekten Augen- 
blidde zerichlagen Fönnte.” Darauf und auf zwei weitere Schreiben 
des don der Beklagten beauftragten Rechtsanwalts P. it eine 
Ihriftlidhe Acceptation niemals erfolgt. Dana) ift ein DVer- 
trag nicht zu Stande gefommen. Die Klage auf Ceffion der 
Hhpothef von 25000 Marf gegen Zahlung von 20000 Marf ift 
abgewiefen. IV, 168/96 vom 3. Dec. 

277. Kläger, dem der Bruder des Beklagten die Pachtung 
des Gutes Pansfelde cedirt hatte, hat von diefem 30000 Marf, 
für welche Beflagter Bürgjchaft geleiftet hatte, zurücgefordert. 
Beflagter ift zur Zahlung verurtheilt. Denn der Kläger wollte 
das Gejchäft nur eingehen, wenn die von ihm anzulegende Summe 
fih nicht auf mehr al8 etwa 90000 Mark ftelle; er Hat fich der 
Tare der Sadpverjtändigen über den Werth des Inventars nur 
mit diefer Maßgabe unterwerfen wollen, und das ift zun Aus- 
drud gefommen. Die Zare hat aber 110000 Marf ergeben, 
und der DBeflagte und fein Bruder haben dem Kläger die Ab- 
tretung mit Inventar für 90000 Mark nicht angeboten. Kläger 
hat deshalb mit Recht den Bertrag für unverbindlid) erklärt, hat 
die Uebernahme der Bachtung abgelehnt und die der Abrede ge- 
mäß jofort bei dem Vertragsichluß angezahlten 30000 Mark zu: 
rüdgefordert. IV, 157/96 vom 26. Nov. 

278. Nach) der Behauptung des Flagenden KRunftmalers hat 
er der Beklagten erklärt, er Fünne das eine Arbeit von mehreren 
Monaten erfordernde Bild „‚Dcean” wegen Mangels an Sub- 
fiftenzmitteln nicht in Angriff nehmen. Darauf habe fie geantwortet: 
„Run, dann beftelle ich e8; ich werde mit Ihrer Wirthin reden.” 
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Hierüber ift der Beklagten ein Eid auferlegt; für den Nicht- Bertrag. 
Ihwörungsfall ift fie zur Zahlung von 1800 Marf für das Bild 
verurtheilt. Revifion der Beklagten zurücdgewiejen. ©erade die 

ihr vom Kläger zugejchriebenen Worte: „dann beftelle id) es’ 

ichließen jede andere Auslegung als die, daß damit die Beklagte 

einen fie rechtlich bindenden Vertragswillen erklärt haben würde, 

aus, während dies von einer Aeußerung wie: „dann Faufe id) 

8 oder dergl. nicht mit folcher Sicherheit gejagt werden fünnte. 

VI, 251/96 vom 21. Dec. 

279. Die beklagte Aftiengejellfchaft ift verurtheilt, im dern Perfonen der 

Reftaurationsräumen des von ihr betriebenen Hotels den Aug- Fontrahenten. 
Ichanf anderen Bieres als des vom Kläger bezogenen jo lange zu 
unterlaffen, als fih der Kläger D. im Befite der ihm von R. 
verfauften 100 Altien der beklagten Gejellichaft befindet; Nevifion 
der Beklagten zurüdgewiejen. Zwar find Eingangs des jchrift- 
lichen Vertrags K. und der Kläger als Kontrahenten bezeichnet; 
auch tft der Vertrag von „R. in Hamburg‘ unterzeichnet. Allein 
im $. 1 de8 Vertrags Heißt es, D. kaufe von KR. perjünlid 
100000 Mark Aktien der Aktiengefellfhaft H., im $. 2 aber: 
„KR. in feiner Eigenfchaft als Direktor der H. Aftiengefellichaft 
verpflichtet fi), das Bier des D. zum Ausichanf zu bringen“, 
und es werden dann der Aftiengejellichaft gewille Rechte vor- 
behalten. Der Vertrag ift von dem zweiten Diveltor der Gejell- 
ihaft und von deren Auffichtsrath genehmigt. Und das DBe- 
rufungsgericht hat die Ausfagen über die Vorverhandlungen ohne 
Gejegesverlegung dahin gewürdigt, daß eine Verpflichtung der 
Aftiengefellichaft nad) den ausgeiprochenen Abfichten der Kontra- 
henten begründet werden follte. Die Gegenleiftung des D. an 
die Aktiengefellichaft beitand darin, daß D. das Bier zu einem 
beitimmten Preife zu liefern hatte; außerdem follten die vom Kläger 
zu zahlenden 100000 Marf dazu dienen, die Aftiengefellihaft von 
zwei anderen Brauereien freizumahen, mit denen fie bis dahin 
gearbeitet hatte. I, 424/95 vom 27. Yunt. 

280. Der Bellagte Hat bei der Klägerin Majchinen zur Stell- 
Lieferung für eine Ziegelei beftellt. Nach feiner eigenen Behauptung vertretung. 
war er von dem Gründer-Konfortium, zu dem er gehörte, zur 
Beitellung nicht bevollmächtigt. Er ift deshalb auf Grund 9.G.B. 

298 und 55 zur Zahlung gegen Lieferung verurtheilt. Revifion 
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zurücgewiejen. Die Beweislaft, daß die Klägerin die Beichränfung 
der Vollmaht des Bellagten auf die Führung von Vorverhand- 
(ungen gekannt habe, trifft den Bellagten. — R.OD.9H.©. €, 
Bd. 17, Nr. 40. — II, 74/96 vom 2. Juni. 

281. 3., der Buchhalter der Kläger, hatte einen von Seiten 
eines anderen Käufers beanftandeten Waggon Gerfte an G. ver- 
fauft, ohne daß er Vollmacht oder Auftrag hatte. Eine von den 
Klägern jenem früheren Käufer, bei welchem fich die Gerfte be- 
fand, abgegebene Erklärung, die Übrigens von diefem beanftandet 
wurde, enthält nod) feine Genehmigung des mit ©. abgefchlofjenen 
Raufs. Die Erklärung hätte dem &. oder dem 3. gegenüber ab- 
gegeben fein müffen. II, 100/96 vom 23. Sunt. 

282. Bei den VBorverhandlungen eines durch beiderfeitige 
Auflaffung erfüllten Zaufchvertrags hat der mitverflagte Ehemann 
wahrheitswidrig erklärt, daß in dem an den Kläger veräußerten 
Gafthof ein Bierumjag von 300 Hektolitern erzielt jet, während 
thatfächlihh nur 200 Heftoliter verjchänft waren. Gegen beide 
Eheleute ift deshalb auf Zahlung von 12500 Marf erkannt. 
Das Reichsgericht hat die Verurtheilung der Ehefrau aufgehoben. 
Denn wider diefe würde ein Anjprud) aus dem Betruge oder der 
Gewährleiftung nur begründet fein, wenn fie fich bei dem Betruge 
oder der Gewährleiftung betheiligt hätte. — Dgl. Bolze, Praxis, 
Bd. XVL Nr. 226. — Da Kläger vom Zaufchvertrage nicht ab- 
gehen will, ift nicht einzufehen, wie die beflagte Ehefrau durd) 
den Abichluß des Vertrags und deilen Ausführung für Dand- 
(ungen ihres Chemanns in Anjprud) genommen werden fünnte, 
die ohne ihre Betheiligung vor Abjchluß des Vertrags vorgefallen 
find. Daß fie ihrem Ehemann einen Auftrag ertheilt hätte, dafür 
Tiegt nichts vor. Auf eine vermuthete Vollmadıt des Eheimanns 
und Miteigenthümers — 88.53 FF. WULENR. I, 17; SS. 119, 85, 
I, 13 — läßt fi) der Anjprud nicht gründen; denn die Ehefrau 
des Beklagten ift in der Vertragsurfunde jelbjt al8 Mitfontrahentin 
aufgetreten und hat fie vollzogen. Weberdies greift die vermuthete 
VBollmadt nur Plat bei Angelegenheiten, die feinen Aufjchub 
leiden. Und al8 dringende Angelegenheit können die Vorverhand- 
lungen über einen erjt fpäter abzufchließenden Vertrag nicht gelten. 
Bei der Uebernahme der Gewähr für den IJahresumfat des Bieres 
würde auc deshalb Feine vermuthete Vollmacht vorliegen, weil 
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die Gegenleiftung für vorbedungene Eigenjchaften den Theil eines 
Vertrags über die Veräußerung eines Grundftüds bilden würde, 
zu deffen Abjchluß durch einen Vertreter e8 einer Spezialvollmadjt 
bedurft hätte — S. 16M.UNR. I, 13. — V, 50/96 vom 
16. Sept. 

283. NR. Hatte nicht den Willen, einen Kaufvertrag zwischen 
dem DBellagten und der Klägerin durch den Brief vom 28. April 
1884 abzufchließen. Er hat aber bei den Vorverhandlungen die 
Klägerin in den Glauben verfegt, fie verhandle mit dem Beklagten; 
und er hat jenen Brief als angeblicdher Profurift des Beklagten 
gezeichnet und damit den Willen fundgegeben, namens des Be- 
Hagten abzujchließen. Andererjeits war die Klägerin der Meinung, 
aljo auch des Willens, mit dem Bellagten zu fontrahiren. ‘Der 
Beklagte duldete aber die Handlungsweife des N. in voller Kennt: 
niß und hat die von der Klägerin an ihm gerichteten Briefe dem 
N. zur Beantwortung überlaffen, alfo den Abichluß in feinen 
Namen direkt gefördert. Darin liegt das ftillfchweigende Ein- 
verjtändniß damit, dag N. in feinem Namen abjchloß. IL, 135/96 
vom 25. Sept. 

284. Die beflagte Ehefrau hat einen Brief an den Kläger: 
„„terdurd beftätige id) Ihnen, daß ich für die von meinem Sohne 
d. gemadhten Inkafjos volle Bürgichaft übernehme”, ohne Wilfen 
und Willen ihres Ehemanns mit dejjen Namen unterzeichnet und 
an den Kläger, welcher die Unterfchrift für echt hielt, abgejandt. 
Das Berufungsgericht hat die Beklagte zur Zahlung verurtheilt. 
Das NReichögericht hat aufgehoben und die Klage abgewiejen. Auf 
die Haftung des falsus procurator nad) Handelsredt (9. G.82. 
298, Abi. 2, und 55) oder nah Gem. R. (R. ©. E&., Bb. 6, 
©. 215 ff.; 38.35, ©. 148 ff.) fonnte die Verurtheilung nicht 
gegründet werden. ‘Denn wer den Namen eines Dritten unter 
eine jchriftliche Willenserklärung fett, handelt feineswegs that- 
lählih fo, als ob er eine Vertretungspollmacht bejäße, jondern 
wie jemand, der, einem Boten vergleichbar, den Auftrag hat, den 
ihm vom Gefchäftsheren mitgetheilten Willen durch Schreibung 
des Namens des leßteren zum Ausdrude zu bringen. Auch könnte 
von einer ftillfchweigenden Erklärung, eine VBollmadht von dem 
Dritten zu haben, nur einem joldhen gegenüber die Rede fein, 
der jeinerfeitS wüßte, daß nicht diefer Dritte felbjt die Unter- 
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Schrift gebe, jondern an feiner Stelle der Andere. Aber aud) eine 
Analogie des vorliegenden mit jenem Falle verjagt. Daß der 
Tälfcher gerade jo hafte wie der, deffen Namen er mißbraucht, 
haften würde, wenn die Unterfchrift ächt wäre, ijt weder aus den 
Duellen des Gem. R. zu entnehmen, nod) durd) Gemwohnheitsrecdht 
begründet. Daß durd die Handlung der Beklagten. dem Kläger 
cin Schaden erwachfen fei, erhellt auch nit. VI, 122/96 vom 
1. Oft. 

2855. Im Fall 410/11. Dem BProvifionsagenten 3. war 
allerdings das Zuftandefommen eines feiten, wenn auch vorläufig 
nur mündlichen Abfommens zwijchen dem Beklagten und der 
Eölner Bühne befannt. Aber deifen Kenntniß brauchte fich 
Direftor ©. nicht zuzurechnen, weil B. weder Auftrag nod Voll- 
madht von ©. gehabt, den Bellagten zu engagiren, jondern nur 
von Frau ©. die Weifung empfangen hatte, die Verträge auszu=- 
fertigen, d. 5. zur Unterjchrift durch die Kontrahenten vorzubereiten, 
alfo Schreiberdienfte zu leiften. II, 226/96 vom 10. Nov. 

286. Der Ehemann der Bellagten hatte von ihr General- 
vollmacht, durch welche er aud) zu Verpfändungen ermächtigt war. 
Auf Grund derfelben Hat er Hhpothefenforderungen feiner Che- 
frau einem Kreditverein für feine eigenen Schulden verpfändet. 
Wenn die Ehefrau einen Eid leiftet, daß fie diefe Verpfändungen 
nicht genehmigt hat, ift die Klage abgewiejen. Nevifion zurüd- 
gewiejen. Denn der Bevollmächtigte darf, falls er dazu nicht 
ausdrüdlich ermächtigt it, auf Grund der ihm ertheilten Voll: 
macht nicht feine Gejchäfte bejorgen, insbefondere die Hhpothef 
de8 Meachtgeberd nicht für feine eigene Schuld verpfänden. — 
Bl. D.T. €, Bd. 22, ©.185; Striethorit, Bd. 80, ©. 149; 
R. ©. €, Bd. 28, ©. 288. — V, 133/96 vom 7. Nov. 

287. Dgl. Bd. XX, 244. Der Kläger hat nun aus der 
Waarenlieferung wider die fjech8 Kinder des H. geklagt. et 
find diefelben als Gefammtjchuldner (neben ihrer Mutter) ver- 
urtheilt. Bei der landredhtlichen Gütergemeinfchaft bleibt der über- 
lebende Ehegatte mit den Kindern im Miteigenthum der gemein- 
Ichaftlihen Majle, jfodap Zuwachs oder Verluft jämmtliche Mit- 
eigenthümer nad) PVerhältniß ihres Antheils trifft. Bis zur 
wirklichen Auseinanderjegung bleibt der überlebende Ehegatte im 
Befik und der Verwaltung (88. 653, 654, 656 WU R. IL, 1), 


Allgemeines. 145 


mm nn 1 m 111 a 


ohne daß ihm bei Konkurrenz mit Kindern der Nießbraud) zu- 
jteht (8. 657). Eine fortgefetste eheliche Gütergemeinjchaft findet 
nicht Statt. Danach wurden die Kinder nad) den Grundfäten des 
Miteigentypums und der Verwaltung (88. 37, 3 A.E.R.L, 14; 
88. 109 ff., insbejondere 127, I, 14) durd) die von der Mutter 
geichloffenen Rechtsgefchäfte injoweit verpflichtet, als fie in der 
rechtmäßigen Ausübung ihrer Befugniffe als PVerwalterin ge- 
handelt hat. Sie haften als Solidarihuldner nah 9. ©. 2. 
280. Die Abfiht der Witwe H., nur in eigenem Namen zu 
fontrahiren, ift weder zum Ausdrud gelangt, nod) ift aus den 
Umftänden auf eine folche Abficht zu jchliefen. Das Berufungs- 
gericht findet vielmehr, daß aus der eigenen Ausfage der Witwe 
9H., wie aus ihrem Antrage, eine zwijchen ihr und ihren Kindern 
beftehende 0. H. ©. einzutragen, hervorgehe, daß fie fich bei dent 
Handelsbetriebe al8 Vertreterin der Gemeinichaft, als bloße Theil- 
haberin des Gejchäfts betrachtet habe. Daraus, daß die Beklagten 
während des Gewerbebetriebes minderjährig und von ihrer Mutter 
bevormundet waren, folgt eine Ausichliegung oder Beichränfung 
ihrer Haftbarfeit nicht, denn zur bloßen Fortfegung eines fchon 
von dem GErblaffer betriebenen Handelsgejchäfts bedurfte e8 der 
in $. 42, Nr. I Pr. 2. DO. für die Neubegründung oder Weber- 
nahme eine® GErwerbsgeichäfts vorgejchriebenen vormundichafts- 
gerichtlichen Genehmigung nit. Auch hat das Berufungsgericht 
ohne Gejetesverlegung angenommen, daß die Witwe al8 DVer- 
walterin befugt war, einen fünfzehnmonatigen Kredit in Anjiprucd 
zu mwehmen, weil folcher bei derartigen Kleinen Gefchäften üblich 
jet. Der Kläger wollte aber mit dem fontrahiren, der wirklicher 
Inhaber des Gefchäfts war, wenn er aud über die Berfon nicht 
orientirt war und, im Laufe der Gejchäftsverbindung etwa durd) 
Angaben der Witwe getäufcht, die Aufjchrift auf dem Kontobudh, 
welche urfprüngli ©. H. lautete, in Fran H. umgeändert hat. — 
Bol. Bd. XVI, 231 (R. ©. €, Bd. 30, ©. 77 ff). — 1, 263/96 
vom 16. Dec. 

288. Im Fall 76 ift der Nevifionsangriff nicht zu berüd- 
fichtigen, daß jedenfalls die Mitbeflagten 2—6 feine fchriftliche 
Bollmadıt ertheilt Hätten. Denn in den Vorinftanzen ift die Be- 
hauptung nicht aufgeftellt, daß, wenn eine Vollmacht ertheilt, dies 
nur mündlich gefchehen fei. V, 325/95 vom 3. Juni 96. 

Braris des Neichägerihtd. XXIII. 10 
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289. Würde die neben dem notariellen Raufvertrage ge- 
troffene mündliche und deshalb unverbindliche Nebenabrede — 
8.123 U.U.R. 1,5 — von der Käuferin, melde dadurd) ge- 
bunden werden follte, vor der Auflaffung widerrufen, fo wird fie 
von der heilenden Wirkung der Auflaffung nicht getroffen. Y 
398/95 vom 10. SJunt 96. 

290. Mündliche Vereinbarungen bei den Vorverhandlungen 
fommen nicht in Betracht, wenn fie im fchriftlichen Vertrage nicht 
aufrecht erhalten wurden. Auf jolche Vereinbarungen erjtredt fich 
aud) die heilende Kraft der Auflaffung nicht. — Vgl. ZTurnau, 
.D.D., 38.1, ©.669. — Bier hatte aber der Verkäufer, welcher 
das verkaufte Grundjtüd dem Käufer aufgelaffen hatte, diefem den 
Eid darüber zugejchoben, daß vor und bei Abichluß des Stauf- 
vertrags unter den Barteien ausdrüdlic vereinbart jei, daß dem 
Slläger auf dem ganzen Kiesbergterrain und nicht bloß auf den feiner 
Nußung vorbehaltenen Zheilen die Anlegung von Geleijen gejtattet 
jei.. Diefe Eideszufchiebung durfte nicht um deswillen verworfen 
werden, weil aus der Yafjung des jchriftlichen Vertrags fich das 
Segentheil ergebe. Eine jchriftlihe Beitimmung fan Har und un- 
zweibdeutig fein und dod) den wahren Willen der VBertragichließenden 
nicht zum Ausdrud bringen. Deshalb wird im feftjtehender Recht- 
jprehung und Lehre der Nachweis nachgelaffen, der Vertrag ei an- 
ders niedergeichrieben als vereinbart. V, 247/95 vom 16. Sept. 96. 

291. Der von den Parteien jchriftlich gejchloffene und unter- 
ichriebene Vertrag war „zu den im Zermin befannt gemachten 
Bedingungen” gefchloffen. Dieje Bedingungen waren fchreftlic) 
feitgeftellt und fo in dem, dem Kaufabjchluß vorhergegangenen 
Zermine verlejen. Sie find alfo Theil des fchriftlihen Kaufver- 
trag geworden, aud) wenn fie nicht unterjchrieben waren. V, 
60/96 vom 19. Sept. 

292. Cöln. Die Formen der Schenkung find für einen 
bloßen Verzicht auf ein Recht nach anerkannter Lehre nicht er- 
forderlih; jelbft wenn dem Berzichte eine reine Xiberalität zu 
Grunde liegen follte. Hier hatte der Cedent des Beklagten auf 
eine Hhpothef verzichtet, während die Forderung noch als beftehend 
angenommen wurde Kin nadjitehender Hhypothefgläubiger focht 
wegen jenes Verzichtes die Vorbefriedigung des Beklagten mit 
Erfolg an. II, 155/96 vom 9. Dft. . 
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293. Unter dem fchriftlihen, von den Parteien unter- 
ichriebenen Miethsvertrage ‚befindet fi) ein Nachtragsvertrag, nad) 
welchem der frühere Vertrag unter Erhöhung des Miethsgeldes 
auf fünf Iahre verlängert ift. Diejer Nachtrag ijt von beiden 
Theilen unterzeichnet, nicht aber ein auf beiden Eremplaren 
neben diefem Nachtrage quergefchriebener Bermerf: ,E8 ift dem 
Miether geftattet, im zweiten Jahre zu Fündigen.” Die auf 
diefen Vermerk geftügte Klage des Meiethers auf Feititellung, 
daß ihm ein Kündigungsrecht zuftehe, ift abgewiefen; Aevifion 
zurüdgewiefen. Die Verhandlungen über die Miethsprolon- 
gation wurden zwifchen dem Sohne des VBermiethers und dem 
Miether geführt, die Prolongationsbeurfundung ift aber von dem 
Bermiether jelbit unterzeichnet, und der Duervermerf tft exit auf: 
gefegt, nachdem Vermiether und Miether die Brolongationsbeurkun- 
dung unterichrieben hatten. Auch hat der Sohn feinem Vater 
von ber Niederichrift des Duervermerfs auf beiden PVertrags- 
urfunden feine Mittheilung gemadt. Eine Vermuthung dafür, 
daß der Bater, welcher fein Eremplar des Miethövertrags mit 
jener Aenderung 1'/, Sahre in Händen gehabt hat, von dem Ver- 
merk Kenntniß genommen und fich damit einverftanden erklärt 
habe, daß jeine Unterichrift auch diefen Duervermerf deden jolle 
— €. Bd. 27, ©. 269 fg. —, beiteht nicht und ift nicht erwiefen. 
VI, 222/96 vom 17. Sept. 

294. Eine Vereinbarung, wonach die Mutter des Beklagten 
auf Erftattung der aus ihrem Vermögen Seitens des Beklagten 
entnommenen Beträge verzichtet und der Bellagte die DVerpflich- 
tung übernommen Hat, fid) bei der Zheilung des mütterlichen 
Nachlaffes AOOO0O Mark auf feinen Erbtheil anrechnen zu lajjen, 
jtellt einen zweifeitigen Vertrag dar, welcher jchon nad) der all- 
gemeinen Regel des $. 131, I, SUÜ.XL.R. der jchriftlidhen Ab- 
faffung bedarf. Ein Schein, fid) bei der Theilung des mütter- 
lichen Nachlaffes AO0000 Marf auf feinen Erbtheil anrechnen zu 
laffen, würde fich nicht auch auf die Gegenleiftung der Mutter, 
den Verzicht, erftredt haben. Gegenjtand der fchriftlichen Urkunde 
wäre fomit immer nur ein Theil des Vertrages geworden. Des- 
halb muß folhem Scheine die Bedeutung einer Vertragsurfunde 
verfagt werden. Auch die Beitimmung des 8.185, L5U.ER, 
wonad derjenige, welcher fich jchriftlich oder zum Protokoll zu 
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einem mündlich gejchloffenen Vertrage befannt hat, den Mangel 
der fchriftlichen Abfafjung jo weit nicht vorjchügen Tann, al® die 
Berabredungen aus diefem Anerkenntniffe erhellen, jteht dem 
Kläger nicht zur Seite. Denn die Anwendbarkeit diefes Gejebes 
ift davon abhängig, daß alle wefentlichen Erforderniffe des münd- 
lich eingegangenen Rechtsgefchäfts in die jchriftliche Form gebracht 
find, fo daß fie, nöthigenfalls unter Zuhülfenahme der gejeglichen 
Auslegungsregeln, aus der Schrift entnommen werden Fünnen. 
D.%. €, Bd. 18, ©. 242. IV, 76/96 vom 28. Sept. 

295. Der Beklagte behauptet, die Mutter habe ihm münd- 
fih feine Schuld unter Ausfchließung der Anrechnungspflicht er- 
laffen. Solder Erlaß würde nad I, 16, $$. 379, 380 zu feiner 
Gültigkeit der Schrift bedurft haben. IV, 76/96 vom 28. Sept. 

296. Die Ehefrau des Klägers, welche mit diefem in all- 
gemeiner Gütergemeinschaft lebt, Tochter erfter Ehe der Erblafferin, 
und deren zweiter Ehemann B. haben über den Nachlaß einen 
Ichriftlichen Erbvergleich gefchloffen, nach welchem von den als 
zum Nachlaß gehörig bezeichneten nod) ungetheilten 20600 Marf 
Hypotheken dem Ehemann 10600 Marf, der Tochter 10000 Marf 
zum Cigenthum überwiefen wurden. Kläger behauptet, dem Erb- 
vergleich liege die mündliche Vereinbarung zu Grunde, daß ber 
inzwifchen verftorbene Ehemann feiner Stieftocdhter 10600 Mark 
legtwillig zuzumwenden veriprocdhen habe. Das Hat er aber nit 
gethan, fondern feine zweite Ehefrau, die Beklagte, zur alleinigen 
Erbin berufen. Die Richtigkeit der Elägerifchen Behauptung unter- 
jtellt, gehörte die Uebernahme der Verpflichtung des B. zu den 
wejentlichen Beftandtheilen des Auseinanderjegungsvertrags. Solche 
Verpflichtung konnte aber rechtswirffam nad) SS.I und LOAU.U. R.L, 
12 nur durch einen formgerecht gefchloffenen Erbvertrag begründet 
werden. Die Erbauseinanderjegung ift aljo nicht vechtswirkam 
vollzogen. Denn die zu diefem Vollzuge erforderliche Willens: 
übereinftimmung hat feinen formell gültigen Ausdrud gefunden, 
Kläger ift aber deshalb nicht berechtigt, als Verwalter der ehe- 
lichen Gütergemeinichaft und Fraft der Ermächtigung feiner Che- 
frau von der Beklagten Abtretung der Öhppothefen jo weit zu for- 
dern, daß fie dadurch jo viel von dem Nachlaß ihrer Mutter er- 
hielt, al8 ihr zuzubilligen gewejen wäre, wenn die Erbregulirung 
ohne Webernahme jener Verpflichtung ftattgefunden hätte. Biel- 
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mehr muß die Erbregulirung anderweit vorgenommen werden. 
Zu dem Zwed haben beide Theile das, was fie auf Grund der 
rechtsunwirfjamen Verhandlungen erhalten haben, zur Ausein- 
anderjegungsmaffe herauszugeben. IV, 115/96 vom 26. Oft. 

297. Bellagter hat von den Gedenten des Klägers ein 
Grundftüd für 80000 Mark gefauft und übergeben erhalten, zu 
welchem ein früherer Weg gehörte, derfelbe ift aber dem Grund- 
ftüd nicht zugejchrieben und deshalb nicht mit aufgelaffen. “Der 
Beklagte will das erft Tpäter entdedt haben; und drohte nun feinen 
Verkäufern mit dem NRüdtritt vom BVertrage, weil jene Parzelle 
Öffentlicher Weg fei und der Stadt gehöre. Die Verkäufer er- 
Härten fic) mündlich bereit, den vom Beklagten geforderten Nac)- 
laß von A10O00 Mark zu gewähren, und haben dies durd) Löfchungs- 
fühige Quittung über angeblid) auf den rüdjtändigen Kaufpreis 
gezahlte 41000 Marf bewirkt. Darauf ftellte Bellagter den 
Antrag, ihn als Eigenthümer der Parzelle auf Grund bejcheinigten 
44jährigen DBefites einzutragen. Verkäufer halten ihren Erlaf 
für anfechtbar und haben ihren desfalligen Anfprucd dem Kläger 
cedirt, der wegen Srrihum und DBetrugs Wiedereintragung der 
41000 Marf und Nachzahlung von Zinfen fordert. Darauf ift 
erfannt. Denn der zwilchen Parteien mündlicd) geichlofjene Ver- 
gleich betraf ein Grundftüd, da er dazu beftimmt war, die vom 
Beklagten angedrohte Aufhebung des Kaufvertrags zu bejeitigen. 
Es hätte fomit der die Gegenleijtung des Beflagten (Verzicht auf 
weitere Anfprücde) ausdrüdenden Schriftform bedurft. V, 119/96 
vom 28. Oft. 

298. Dgl. 294 und 297. Die Klägerin hat ihrer mitbe- 
flagten Zochter und ihrem mitbeflagten Schwiegerfohn verfchiedene 
Summen al8 Darlehn gegeben. Wenn fi auch Parteien dahin 
mündlich verglichen hatten, daß die Beklagten nur 1200 Marf ver- 
Ichulden jollten, fo hat doc) der Verzicht der Klägerin auf den 
Ueberjhuß in dem Schuldichein, welcher der Klägerin über 
1200 Mark gegeben ift, feinen Ausdrud gefunden. Deshalb 
fehlt e8 dem Vergleich an der erforderlichen fchriftlihen Form. 
Nah 8.146 AL. R. 1, 5 wäre der Mangel geheilt, wenn beide 
Theile volljtändig erfüllt hätten. Dann muß aber die Erfüllung 
dem DVertragsichluß nachfolgen. Hier hat fie während der Ver- 
tragsverhandlungen ftattgefunden. “Die Beklagten find entjprechend 
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verurtheilt, Revifton zurücgewiefen. IV, 116,96 vom 26. Oft. 
Bol. 467. 

299. Zwar enthielt der notarielfe Kaufvertrag die Beitim- 
mung in $. 1, e8 werde in PBaufh und Bogen verkauft; aber 
Kläger hatte bei den Kaufverhandlungen wiederholt unter Bezug: 


nahme auf den ihm mitgetheilten Brojpeft erflärt, er gehe davotı 


aus, daß zur Ziegelei 38 bi8 40 Morgen eigenes Land gehörten, 
von denen 12 Morgen abgebaut gewejen feien, worauf der Kläger 
eine entjprechende Zufiherung abgegeben habe. Bei der LUinter- 
\hrift hat Käuferin den $. 1 nur ftehen Laffen zu wollen erklärt, 
wenn Verkäufer für alle Zuficherungen auffomme Darauf hat 
diefer geantwortet: das jei jelbitverftändlih. In Folge der Auf- 
laffung tjt diefe mündliche Zuficherung verbindlid) geworden. Da 
das Grundftüd nur 32 Morgen 9 Quadratruthen enthielt, wurde 
der Preisminderungsflage entiprechend erkannt. V, 150/96 vom 
14. Nov. 

300. Im Fall 415 würde aud) der Anerkennung die nad 
8.136 AL. R. I, 5 erforderliche jchriftliche Form fehlen. Ein 
Ichriftlicher Vertrag liegt nur vor, wenn er von den Bertrag- 
Ihließenden unterzeichnet ift. Allerdings Fan der, welcher eine 
bon ihm unterjchriebene Urkunde dem andern Kontrahenten aus- 
gehändigt Hat, fich nicht auf den Mangel der Schriftform berufen. 
Die Urkunde gab aber nicht einen zwifchen dem Erblaffer und der 
Klägerin abgefchloffenen Vertrag wieder. VL, 195/96 vom 16. Nov. 
Bol. 197. 

301. Der Klägerin ift von ihrem Vatoekehen heart 
der Pflichttheil mit 30000 Mark Hinterlaffen. Sie rechnet fich 
darauf unter anderm 12000 Marf an, weldhe fie dem Werth 
einer Hhpothef ihres Chemanned von 14000 Marf entiprechend 
durch deren Verwerthung erlöjt hat, und fordert nod) 2000 Marf. 
Diefe find ihr zugefprochen. Die beklagten Erben haben behauptet, 
e3 fjei zwifchen Parteien mündlich beredet, daß Klägerin fich die 
HhpotHek mit 14000 Mark anrechnen laffe; diefe mündliche Ab- 
rede fei durch hinzugetretene Erfüllung vechtswirkffam geworden, 
indem die Klägerin die Zahlung der an der Summe von 30000 
Mark noch fehlenden 1000 Mark demnähft — nad) der Klag- 
erhebung — angenommen habe. Der Berufungsrichter hat den 
Einwand in diefer Begründung verworfen, weil die behantptete 
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Abrede, aud) wenn fie getroffen jein follte, wegen der mangelnden 
Schriftform nicht rechtsverbindlicdh fein würde. Mad) feiner Auf- 
faffung hat die Klägerin durch ihre Weigerung vor der Klag- 
erhebung, die Zahlung von 1000 Mark als Abichlagszahlung 
anzunehmen, unzweideutig zu erfennen gegeben, daR fie die Ver- 
einbarung nicht erfüllen wolle, und fanıı aud) die fpäter nad) der 
Klagerhebung erfolgte Annahme der 1000 Marf der Thatjacdhe 
gegenüber, daß mit der Klage ein viel größerer Betrag bean- 
Iprudt war, al8 Erfüllung der Abrede nicht betrachtet werden. 
Diefe Erwägungen find rechtlich nicht zu beanjtanden. IV, 200'96 
vom 21. Dec. 

302. Im Fall 443 lag ganz abgefehen vom H. ©. 3. 275 
fein Handelsgefchäft vor, weil die Verpachtung mit dem Betriebe 
des Schiffsmaflergewerbes des Beklagten in feinem Zufammen- 
hange fteht. VI, 41/96 vom 4. uni. 

303. Die Beklagte ift aus einem Verpflichtungsichein, der 
für einen faufmännifchen erachtet wurde, bedingt zur Zahlung 
verurtheilt; Revifion zurüdgewiejfen. Denn die Beflagte hat das 
Deftillationsgefhäft ihres Chemannes nad deffen Zode bis über 
die Zeit der Ausstellung jene® Sceins hinaus fortgeführt. Ihre 
Miterben hatten zu erkennen gegeben, daß fie der Beflagten die 
Fortführung des Gefchäfts Überlaffen wollten, ohne auf den Ge- 
winn Anfprüche zu erheben. Das Berufungsgeriht hat ange- 
nommen, daß fie da8 Gefchäft in eigenem Namen und für eigene 
Rechnung geführt hat. Zur Begründung ihrer Eigenfchaft als 
Handelsfrau würde es jchon genügen, daR fie das Geichäft in 
eigenem Namen geführt hat. I, 101/96 vom 24. Juni. 

304. Der Beklagte ein Nentier, der Kläger ein Holzhändfer 
und D. ein Ziegeleibefiger hatten einem Bauunternehmer T. zum 
Bau eines Haufes, der Beklagte durd) Darlehne, die beiden 
Andern durch Lieferung von Baumaterialien freditirt und waren 
dagegen auf Baugelder angewiejen, welche T. von dem Banfhauje 
©. & Co. zu erhalten hatte. As T. vor Fälligkeit der dritten 
oder vierten Baugelderrate nicht weiter bauen fonnte, verbanden 
fih jene drei Perfonen dahin, daß fie den Rohbau fertig Stellen 
wollten. Der Beflagte jollte in die Konjortialfaffe 6000 Marf 
durch Abtretung feines Anfpruchs auf einen gleihen Betrag aus 
den zur Deritellung des Rohbaus zu zahlenden Baugeldern ein- 


Form. 


Handels- 
gejchäfte 
(Kaufmanıt, 
Handels- 
gebräude). 


Handels- 
geichäfte 
(Kaufmann, 
Handels- 
gebräuche). 


152 _ NRechteverhältniffe aus Verträgen. 5 





werfen und dagegen von ben beiden Andern 6000 Mark von ben 
für den Ausbau zu zahlenden Baugeldern abgetreten erhalten. 
Soweit die Baugelder nicht ausreichten, wollten Kontrahenten 
baare Einfhüffe in die Kaffe machen. Mit T. wurde entiprechende 
Verabredung getroffen. Der Berufungsrichter hat die bloß münd- 
liche Vereinbarung zur Klagebegründung, wegen der vom Beflagten 
nicht eingefchoffenen 6000 Mark für ausreichend erachtet, weil zur 
Zeit derfelben Kläger und B. Kaufleute gewefen feien, jo daß ein 
Handelsgefhäft vorlag. Dem ijt beigetreten. Denn der Kon- 
jortialvertrag hatte den Zwed, durch eine entiprechende Finanz- 


operation die Konforten vor dem drohenden Verluft ihrer Yor- 


derungen an ZT. zu behüten. Unmittelbarer Hauptgegenftand des 
Vertrags war die Erwerbung der Baugelder zur Erreichung diefes 
Zweds. Die Fertigitelung der Rohbauten fam nur mittelbar 
infofern in Betradht, al8 dadurdh die Ausführung der Finanz- 
operation ermöglicht wurde. IV, 89/96 vom 8. Oft. 

305. Der Eifenbahnfisfus hat einem Landmeffer M. die 
Ausführung von Präzifionsnivellements auf fünf Bahnftreden zu 
einem Gejamtpreife übertragen. Auf Anjuchen des Letteren hat 
dann Fiskus Arbeiter zur Vornahme der Vermeffungsarbeiten 
geftellt und mit ihm verabredet, daß die Löhne auf die dem M. 
für die Nivellements zu zahlende Summe angerechnet werden 
joliten. Der Vertrag bedurfte nicht der Schriftform, weil Fiskus 
ale Eifenbahnunternehmer Kaufmann ift, und der Vertrag fid) 
gerade auf dies Unternehmen bezieht. VI, 233/96 vom 12. Dft. 

306. Die Ehefrau Hatte nah dem Konkurfe ihres Che- 
manns defjen faufmännifches Gefchäft übernommen und von ihm 
als ihrem Profuriften betreiben laffen. Sie hat ihm dann eine 
Urkunde ausgeftellt, in der fie unter anderem dem Chemann ein 
Drittel vom Reingewinn bes Gefchäfts feit deifen Beitehen und 
für alle fernere Zeit verfprad. Nachdem die Eheleute rechtskräftig 
geichieden und die Ehefrau die Profura zurüdgezogen hatte, Tlagte 
der Ehemann auf Gewährung diejes Drittel. Das Oberlandes> 
gericht Hatte unter der Annahme, jene Urkunde enthalte eine 
remuneratorijche Schenkung, die Klage abgewiefen. Das Neichs- 
gericht Hat aufgehoben und zurücdtverwiefen. Denn in ber unter: 
jtellten Schenkung fann ein von der Beklagten zum Betriebe ihres 
Handeldgewerbes gemachtes Gefchäft und damit nad 9. ©. 2. 
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273, 274 ein Handeldgefchäft liegen. Unter diefer Vorausfegung 
würde Art. 317, Abf. 1 zutreffen und dann die Schenfung der 
nicht angewendeten notariellen Form de8 B.L.R. 931 nicht be- 
dürfen. II, 186/96 vom 3. Nov. 

307. Kläger hatte eine Vormerfung feines Rechts auf Auf- 
laffung des ihm von ©. verfauften Schöneberger Grundftüde, 
Beflagter fpäter die Vormerfung einer Forderung an den DVer- 
füufer des Grundftüds erlangt. Parteien hatten mündlich einen 
Vergleich dahin geichlofien, daß Kläger dem Beklagten 1000 Mart 
zahlen, diejer aber feine Vormerkung löjhen Lafien follte. Die 
Vormerfung des Beklagten ift nach dem Spyitem des A... R. 
gleich den Hhpothefen zu den Mobilten zu rechnen; die dem Kläger 
nach dem Vergleich obliegenden Verpflichtungen beftanden in einer 
Zahlung und in einer Handlung. Sonad betraf der Vergleich 
nicht unmittelbar eine unbeweglihe Sadje. — H.©.B. Art.275. — 
Da beide Parteien Kaufleute, wurde berfelbe für ein Handels- 
geichäft erachtet, alfo gültig. — Art. 317. — V, 124/96 vom 
4. Nov. 

308. Nach der Feitftellung des Berufungsurtheils befaßt 
fi) der Bellagte feit 1885 mit dem fpefulativen Anlauf von Bau- 
terrain, das er dann in Parzellen an völlig oder falt völlig 
mittelloje Perjonen verfauft. Das Baugeld wird dann in der 
Weife beihafft, daß der Parzellenkäufer der das Geld hergebenden 
Bank mit dem Grundftüd für das Geld im Voraus Hhpothef 
beitellt, Bellagter mit feinen eingetragenen Kaufgeldern zurüd- 
tritt und die Auszahlungen an die Bauhandwerfer und Lieferanten 
übernimmt, zu welchem Behuf der Käufer ihn den Anfpruc auf 
die in Raten nad) dem Fortichreiten dbe8 Baues zu zahlenden 
Baugelder abtritt. Die Kreditunwürdigfeit des Parzellenfäufers 
läßt e8 der Banf wünjchenswerth erjcheinen, da8 Baugeld nicht 
dem den Bau unternehmenden Käufer jelbft auszuzahlen. In 
diefeın Geichäftsgebahren findet das Berufungsgericht den gewerbs- 
mäßigen Betrieb von Banfiergeichäften, wegen deflen Beklagter 
Kaufmann jet. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Denn zur Gewerbsmäßigfeit gehört zunächft, daß die Abficht 
nicht auf die einzelnen vorgefommenen Gejchäfte, fondern auf die 
ganze Neihe der im Willen verbundenen Gefchäfte gerichtet 
jei. Wenn nun aud) der Beklagte gewerbsmäßig Baugrundftüde 
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an= und verkauft hat, fo wurde doc) die Zahlungsvermittelungs- 
thätigfeit erjt durch den einzelnen Fall des Verlaufs und durch 
die dabei getroffene Abmadjung veranlaft, daß das Baugeld von 
dem Beklagten in Empfang genommen werben dürfe. Wegen diefer 
Eventualitäten bleibt e8 zweifelhaft, ob nicht die Uebernahme 
jener DVermittelung des Geldverfehrs in jedem einzelnen Falle, 
ohne Zufammenhang mit den früheren Gejchäften der gleichen 
Art und ohne einen auf eine Reihe gleichartiger Fälle von vorn 
herein gerichteten einfeitigen Willen, auf einem neuen Willens- 
entichluß des Beflagten beruhte, hervorgerufen durch die Bedenken 
gegen Auszahlung der YBaugelder an den mittellojen Käufer. VI, 
167/96 vom 29. Oft. 

309. Sodann fehlt e® an dem zweiten Erforderniß der Ge- 
werbsmäßigfeit, der auf Erwerb gerichteten Abfiht dann, wenn 
der Beklagte nicht aus feiner Thätigfeit al8 Zahlungsvermittler 
cinen Erwerb, etwa in Geitalt einer Provifion, gemacht Hat. 
Diente diefe Thätigfeit nur den fonftigen Zweden des Beflagten, 
insbefondere der Nutbarmahung feiner Grundftüdsipefulationen, 
jo war fie nicht Gegenftand eines bejonderen Gewerbebetrieb, 
und daher nicht geeignet, den Beklagten zum Kaufmann zu machen. 
VI, 167/96 vom 29. Oft. 

310. Der Provinzialverband der Nheinprovinz betrieb bis 
1893 eine Druderei und die Fabrikation von Düten fowie deren 
faufmännifchen Abjaß in der Provinzialarbeitsanitalt zu Brau- 
weiler zur Beihäftigung der Korrigenden. Im April 1893 über: 
nahm dem Verband gegenüber der Kaufmann 8. die Verpflichtung, 
die Dütenfabrif und Bucddruderei jo zu betreiben, daß mindeitens 
50 Korrigenden unter Beauffihtigung von Beamten der Anftalt 
beichäftigt würden. R. hatte einen vereinbarten Xohn zu zahlen; 
die vorhandenen Mafchinen wurden dem Unternehmer zur Be- 
nutung überlaffen. NK. räunte der Diveftion der Anjtalt ein 
Retentionsrecht bezüglich aller feiner in der Anjtalt vorhandenen 
Materialien, Fabrifate und Utenfilien wegen feiner Anfprüde aus 
dem Bertrage ein, fiel aber demnädjt in Konfurs. Das in An- 
jprud genommene NReht auf abgejonderte Befriedigung wurde 
dem Provinzialverband abgeiprochen. Er hatte weder ein fauf- 
männijches Pfandredit nad) H. &. 3. 309 noch ein faufmännisches 
Retentionsreht nad) Art. 313. Denn für die Trage, ob der 
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Provinzialverband al® Kaufmann im Sinne H. ©. 3. anzufehen 
jet, mußten andere von ihm betriebene Gewerbe außer Betracht 
bleiben. Die VBermuthung des Art. 374 greife nicht Plat. So- 
lange der Provinztalverband die Druderei und Dütenfabrif jeldft 
betrieb, war er Kaufmann; hörte e8 aber auf zu fein mit dem Ver- 
trage vom April 1895. Denn die gewerbsmäßige Geftellung von 
Arbeitskräften einer Anzahl von Korrigenden gegen Tagelohn ift 
fein Handelsgeihäft. NRevifion zurücigewiefen. II, 246/96 vom 
1. Dec. 

311. Im Fall Bd. XAL 773. Der Betrieb des Bergwerk 
Radoboy erjcheint nicht al8 Handelsgefchäft; denn diefer Betrieb 
beitand, auch wenn er von dem Beklagten und St. al8 Pächter 
ausgeführt wurde, immer nur in der Selbftgewinnung von Mine- 
ralien (nicht in deren Anfchaffung bei einem Dritten) und in deren 
Veräußerung. Nicht anders fteht e8 mit dem im I. 1836 er- 
folgten Erwerb und Betrieb der Phosphoritwerfe an der Xahn; 
aud) hierbei handelte e8 jih nur um den Erwerb und die Aus- 
beutung von Bergeigenthbum und der damit zufammenhängenden 
Gerechtjame, nicht aber um den Anfauf von beweglichen Saden 
in der Abficht der Weiterveräußerung. Bezüglich des Waffen- 
geihäfts nach Bulgarien faßt der Berufungsrichter den maß- 
gebenden Vertrag zwijchen dem DBellagten und St. dahin auf, 
daß der Eritere fi) nur an dem dem Xetteren zuftehenden Ge- 
Ihäftsantheil mit einer Einlage gegen Zuficherung der Hälfte von 
deffen Gewinnantheil, betheiligt habe, nicht aber der Handelögejell- 
\haft B1.-D.-St. als Theilhaber beigetreten, mithin nur ale ftiller 
GSejellichafter des St. anzufehen fei. Hiernad) hat der Beflagte 
die Gefchäfte diefer Gejellichaft Feinenfall® mit betrieben. Bei 
den Anatolifchen Eifenbahnı Unternehmungen war in erjter Linie 
der Bau von Eifenbahnen ins Auge gefaßt. NRücdjichtlid) des Eie- 
geichäfts in Tyrol hat die Vorinftanz mit Necht ausgeführt, daR 
in dem auf Einen Winter befchränften Ausfchadyten des Kijes 
noch fein gewerbsmäßiger Betrieb zu finden und jelbft wenn der 
Bellagte fi) dabei betheiligt haben follte, daraus allein noch nicht 
jeine Eigenfchaft ald Kaufmann Herzuleiten fe. Im Bezug auf 
da8 Brauerei-Unternehmen fowie auf die Häuferfpefulation in 
Münden, den Ankauf von Eigarren und Waffen zum Zwede des 
Vertriebs nad) Amerifa, das Holzgeihäft in Brandenitein, das 
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Deoorkulturgeihäft vom I. 1887, das beabfichtigte Abjtodungs- 
geihäft mit PB. und den beabfichtigten Erwerb der Herridhaft 
Barrano weift die Vorinjtanz ohne Nedtsirrtfum darauf hin, 
daß, injoweit e8 fich bei diefen Gejchäften nur um vorübergehende, 
in feinem Zufammenhang miteinander ftehende ‚,Gelegenheits- 
geichäfte” Handle, daraus nichts für einen ‚„‚gewerbsmäßigen Be- 
trieb von Handelsgefchäften” zu entnehmen fei. — R.D.9. ©. E., 
Bd. 14, ©. 118. €E8 muß diefer Auffaffung um fo mehr bei- 
getreten werden, al8 der Abfchluß einer bejtimmten, auf den ge- 
ordneten Betrieb von Handelsgefchäften gerichteten Vereinbarung 
nicht dargethan ift, vielmehr aus den zu Stande gefommenen 
Geichäften rüdwärts auf eine folche gefchloffen werden fol. II, 
182/96 vom 20./27. Nov. 

31la. Zum Nachweis der handelsrechtlichen Solidarhaft hat 
der Kläger ferner geltend gemacht, daß das fragliche Darlchn im 
Betriebe einer Gelegenheitsgejellichaft (H.©.B.266) aufgenommen 
und daher auch ohne Kaufmannseigenichaft der Erborger nad) 
Art. 269 Solidarhaft derfelben begründet fei. Waren bie lom= 
bardirten Aktien der Bayrifchen Landesbank von dem Bellagten 
und St. dur Hingabe an Zahlungsftatt erworben, fo lag aller- 
dings ein Anichaffungsgefhäft im Sinne 9. ©. 8. 271, Ziff. 1 
vor. Mafgebend war dann, ob die Aktien in der Abficht der 
Weiterveräußerung angefchafft wurden. Hierüber ift auf einen 
vichterlichen Eid für den Beklagten erfannt. Der Erwerb der 
Aktien in der Abficht, fie zu verpfänden, wäre ald Handelsgejchäft 
nicht anzufehen. III, 182/96 vom 20./27. Nov. 

312. Der beflagte Spediteur zu Berlin, Leipzig u. f. w. 
hatte von dem Kläger zu Exrnftthal den Auftrag angenommen und 
in der Weife ausgeführt, daß er ihn zur Spedition an die Fore 
Street Warehouse Company in London übergebene Kiften an 
feine Londoner Filiale adreifirt hat, welche fie durch ihren Roll- 
fjuhrmann ber Warehouse hat anbieten lafjen. Dieje hat die 
Annahme verweigert. Die Kiften find dann R., dem Londoner 
Agenten des Klägers, welcher dem Beklagten als folder befannt 
war, ausgeliefert, der fie veruntreut hat und demnädjt in Kon 
furs gefallen tft. Auf Grund eines vom Sefretär der London 
Chamber of Commerce eingezogenen Gutachtens hat der Be- 
rufungerichter angenommen, daß in London nad allgemeinen 
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Handelsgebraud ordnungsmäßig bejtellte und allgemein anerkannte 
Agenten Eontinentaler Häufer al8 ermächtigt gelten, Dispofitionen 
über die Waaren der von ihnen vertretenen Häufer zu treffen, 
insbejondere aud) Waaren, die von den Beitellern nicht abgenommen 
werden, ihrerfeit8 in Verwahrung zu nehmen. Die Klage auf 
Schadenserjat ift abgewiejen, Revifion zurüdgewiejen. Nicht zu 
beanftanden ift, daß der Berufungsrichter der Auskunft des Handels- 
fammerjefretärs vor abweichenden Gutachten Londoner Spediteure 
den Vorzug gibt, weil nach dem Bericht des deutfchen Konfuls 
die Londoner Handelsfammer ein öffentlich anerkanntes Injtitut 
jet, in dejfen Kompetenz und Glaubwürdigfeit für die Abgabe 
taufmännifcher Outacdhten begründete Zweifel nicht zu jeßen jeten. 
I, 243/96 vom 5. Dec. Bgl. 441 und 21. 

313. Die beiden Kläger haben den Abjchluß eines Vertrags 
vermittelt, durch welchen dem Beflagten für feine drei Grundjtüde 
Baugelder von je 160000 Mark für jedes Grundftüd zugefichert 
wurden. Nad) der zwijchen den Parteien getroffenen Adrede jollten 
die auf den drei Grundftüden ftehenden Hhypothefen von 122000 
Mark entweder fogleich oder nach dreimonatlicher Kündigung zur 
Auszahlung gelangen und die übrigen Gelder vatenweife gezahlt 
werden; im Falle Annahme der Offerte und Abfchluß mit der 
betreffenden Bank beanfjpruchten Kläger eine PBrovifion von 3000 
Mark, und zwar an dem Tage nad Zahlung des Neftkaufgeldes 
von 58560 Mark an den Hhypothefengläubiger R.; jollte fich bie 
Deleihung der Grundftücde wegen irgend einer Thatfache zerfchlagen, 
jo jollte Beflagter an fie nicht8 zu zahlen haben. Für das dritte 
Grundftüd find feine Baugelder gezahlt und der Eindrittelantheil 
der K’ichen Hypothek, welcher auf diejes Grundftüd entfiel, ift 
von der Hhpothefenbanf nicht getilgt, weil Beflagter nicht gebaut, 
vielmehr diefes Grundftüc verkauft hat. Die Klage auf 3000 Marf 
it abgewiefen, weil die Bedingung nicht eingetreten ift. Bei den 
Baugeldervertrage handelte es fi um Summen, die mit dem 
Detrage der beanjpruchten Provifion außer Berhältniß ftehen. 
Das von der Bank auf das im Befit des Beklagten verbliebene 
Srundftüc zu gewährende Darlehn betrug 160000 Mark. Es 
läßt ji aljo nicht annehmen, daß der Beklagte den Vertrag des- 
bald nicht erfüllt haben könnte, um fich der Entrichtung der Pro- 
vifion zu entziehen. Solches ift auch von den Klägern nicht be- 
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hauptet. Als eine vorfäßliche Verhinderung der Verwirklihung 
einer Bedingung im Sinne des 8. 105 ÜUR. I, 4 fanı e8 
aber. nicht angejehen werden, wenn der Verpflichtete ohne Rüdficht 
auf das bedingte Rechtsgefchäft eine andere Verpflichtung nicht erfüllt 
und dadurd) die Bedingung vereitelt wird. Vgl. NRehbein, Bo. 1, 
©. 267; Striethorft, Bd. 27, ©. 255. VI, 223/96 vom 3. Dec. 

314. Im Fall 173 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, 
weil die Verurtheilung auf die Anerfennung der Beklagten ge= 
gründet war, daß die Auslagen des Klägers den Betrag von 
27200 Marf um 443 Darf 66 Pf. überjtiegen hätten und da= 
mit die Bedingung für die Zufchreibung des Poftens erfüllt fei. 
Kläger hat jelbft jeine Mehrauslagen auf nur 4948 Marf 49 Pf. 
beziffert. Da er in der Klage vorbringt, daß %., weil er über 
den Poften anderweit verfügt habe, verpflichtet jet, ihm die auf 
4984 Mark 49 Pf. bezifferten Mehrausgaben baar zu eritatten, 
fo Scheint fein Verlangen auf etwas Mehreres als auf Befriedigung 
wegen diefer Auslagen nicht gerichtet zu fein. Durd) die Ver: 
urtheilung zur Zufchreibung des Poftens von 7500 Darf würde dem 
Kläger ein über die Befriedigung mit feinen Auslagen möglicher: 
weije weit Hinausgehender Bermögensportheil zu Theil werben. 
VI, 257/96 vom 30. Dec. 

315. Belklagter war Inhaber mehrerer Patente. Behufs 
deren Ausnußung ftellte ev 100 Antheilfcheine auf den Inhaber 
über je 5000 Mark aus. Kläger hat davon 30 Stüd erworben 
zum Kurje von 8O Proz. Bon dem Preife follten 72000 Marf 
gezahlt werden, nachdem zehn Licenzen zur Ausnugung der Patente 
in Deutichland vergeben feien. Der aus dem DVerfauf dieler 
Xicenzen fowie der auswärtigen Patente inzwifchen vereinnahmte 
Erlös follte pro rata der vom Kläger erworbenen Antheile vor= 
erit zur Zilgung der NReftkaufgelder jener 30 Antheile Verwendung 
finden. Darin lag eine Frijtbeftimmung. Weil Kläger ohne Vor: 
wiffen des Beklagten fünf Antheilicheine verfauft hatte, wurde er 
verpflichtet erachtet, den Preis für diefe dem Beklagten zu zahlen. 
Denn der Beklagte fan in Folge der vertragswidrigen Handlung 
des Klägers — 8.166 AL. R. L 4 — nun nidt mehr Abgaben 
von den Licenzen, welde auf jene fünf Antheilicheine entfallen, 
auf deren Kaufpreis verrechnen. Allerdings waren foldhe Yicenzen 
no nicht begeben. I, 164/96 vom 7. Oft. 
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316. Im Fall 346 wurde der Zeitpunkt, bis zu welchem 
dag Minifterium jeine Entjchließung zu treffen hatte und der nad) 
SS. 230, 231 A.L.R. I, 5 vom Richter zu bejtimmen gewefen 
wäre, al® nicht verftrichen angejehen. Denn aus dent Schreiben 
des Magiftrats an das Eifenbahnbetriebsamt vom 27. Dec. 1893 
hat der Berufungsrichter das Anerfenntniß entnommen, daß bis 
dahin das Necht nocd nicht erlojchen war, und weiter zutreffend 
angenommen, daß die Enticheidung de8 Minifteriums auf die 
Aufforderung der Klägerin vom 27. Dec. 1893 den Umjtänden 
nad rechtzeitig erfolgt ift. V, 175/96 von 28. Nov. 

317. Der Beklagten war eine Xeibrente zugefichert. Sie 
hat fi) verpflichtet, alle von ihrem Stieffohn an jeinen verjtorbenen 
Vater gerichteten Briefe und Schriftftücle, welche fie zu den Prozeß- 
aften eingereicht oder Hinter fich hat, ihm herauszugeben. Sollte 
fie Diejelben nicht herausgeben, einzelne an fich behalten oder 
Adfchriften an Dritte mittheilen, oder fich wegen diefer Verträge 
an einem Prozeß wider den Stiefiohn betheiligen, jo fällt die 
Rente weg. Das Berufungsgericht hat die Klage auf 3000 Mart 
Abfindung, welche der Beklagte angeblich in einem eingetretenen 
Tall ftatt der Rente zahlen wollte, abgewiefen. Das Reichs- 
gericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. Das Berufungsgericht 
nimmt an, DBeflagte habe aus großer Fahrläfjigfeit die Schrift- 
jtüde nicht innerhalb eines Jahres herausgegeben, jondern an fid 
behalten. Allein das Anfichbehalten einzelner Schriftftüde, 
welches im Bertrage in Gegenfag zum Nichtherausgeben gejtellt 
ift, fett Abfichtlichfeit voraus, wie die Mittheilung von Abjchriften 
an Dritte. Durch Anfichbehalten hat alfo Beflagte die Rente 
nicht verwirft. Richtig hat das Landgerichtliche Urtheil auf einen 
über die Vertragserfüllung zugefchobenen Eid erfannt, daß fie die 
Briefe und Schriftftüde herausgegeben habe. IV, 30/96 vom 
18. Juni. 

318. Bei den Separationsverhandlungen über den Stadt- 
anger und die Nadwiefen der Stadt Landsberg a./W. wurde aud 
über die Iagdpacdjtgelder verhandelt. E8 wurde im I. 1877 ein 
Bergleich dahin vorgeichlagen, daß die Stadt die Unterhaltung 
fümmtlicher Wege und XTriften übernehme und ihr al& Gegen- 
leiftung die Befugniß eingeräumt werde, fämmtlide Jagdpadıt- 
gelder von dem Separationsobjefte zur Kämmereilaffe einzuziehen 
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und künftig die Iagd auf dem Separationsobjefte für Rechnung 
der Rämmereifaffe zu verpacdhten. ‘Diejer Vergleich erlangte Feine 
rechtliche Verbindlichkeit. Die Stadt hat aber in der Zeit vom 
1. April 1877 bis 1. April 1889 die Iagdpachtgelder eingenommen 
und nicht vertheilt. Die Intereffenten find mit ber Klage auf 
die VBertheilung abgewiefen. Denn in einem Nachtrage zum Sepa- 
vationsrezeß vom 8. April 1889 wurde feitgejett, daß die Stadt- 
gemeinde als theilweife Entjchädigung für die Unterhaltspflicht 
der Wege von der Gejammtheit der Separationsinterefjenten am 
1. April jeden Iahres eine baare Geldentichädigung von 500 Marf 
erhalte. ‚Die Betheiligten erfennen an, daß Nacjforderungen 
von feiner Seite zu erheben find.” Diejer Nachtrag ift bejtätigt. 
Das Berufungsgericht hat darin ohne Gejeßesverlegung den Aus- 
druf eines DVerzichts der Separatsintereffenten auf die von der 
Stadt in der Zeit von 1877 bis 1889 vereinnahmten Iagdpacht- 
gelder gefunden. IV, 69/96 vom 2. Iuli. 

319. Die Hagende Eifenbahngejellichaft ift in die Rechte 
und Pflichten der Societe belge des chemins de fer eingetreten, 
welcher leßteren der Präfekt des franzdfiichen Departements de la 
Mojelle namens des Departements im 9. 1868 die Konzeffion 
zum Bau einer Eifenbahn von der Grenze de8 Departements 
Niederrhein nad) Saargemünd verliehen hatte. Dabei hatte der 
Präfeft die Verpflichtung zur Zahlung einer Subvention über- 
nommen. Der Bezirk hat von diefer einen Betrag von 4199 Marf 
9 Pf. zurücbehalten. Die Klage auf deffen Auszahlung ift ab- 
gewiefen. Die Konzeffion enthält die Beftimmungen: ‚Art. 3. 
Aucun cours d’eau navigable .. ne pourra etre modifi& ou 
detourne sans l’autorisation de l’autorit€ competente. Les 
ouvrages a construire ä la rencontre du chemin de fer et 
des dits cours d’eau .. ne pourront &tre entrepris qu’apres 
qu’il aura ete reconnu par l’administration que les dispositions 
projetees sont de nature a assurer le libre &coulement des 
eaux ou & maintenir une circulation facile, soit sur les cours 
d’eau navigables soit sur les voies de terre traversees par 
le chemin de fer. — Art. 15. La compagnie sera tenue de 
retablir et d’assurer a ses frais l’&coulement de toutes les 
eaux dont le cours serait arrete, suspendu ou modifie par 
ses travaux .. . Ohne Gejegesverlegung legt da8 Berufungs- 
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gericht diefelben dahin aus, daß Klägerin Uferbefhädigungen, welche 
durch die von ihr bewirkte Flußforreftion verurfacht worden feien, 
auch dann zu bejeitigen habe, wenn fie erjt nad) Vollendung der 
Eifenbahn hervortreten jollten. Nach dem Projekt hatte Klägerin 
die Saar zu überbrüden und, um eine geradlinige Meberführung 
zu gewinnen, zu verlegen. Nad) der Ausführung und Abnahme 
der Saarbrüde tft das Linfe Ufer der Saar auf 80 Meter Länge 
abgeichwenmt und auf eine weitere Entfernung von 100 Metern 
der Gefahr der Unterfpülung ausgejegt, weil die fteinerne Be- 
feitigung nicht ftarf. genug war, um der heftigeren Strömung zu 
widerftehen, welche durch eine von der Klägerin oberhalb der 
Drüde gefchaffene. fchärfere Tlußmwendung verurfadht worden ift. 
Die Klägerin tft vergeblich aufgefordert, die nöthigen Uferfchug- 
bauten vorzunehmen. Sie find deshalb von dem Bellagten vor- 
genommen, und der Bezirk ift für berechtigt erachtet, den dem 
zurücdbehaltenen Betrag gleichen Koftenbetrag darauf anzurechnen. 
II, 129/96 vom 18. Sept. Vgl. 400. 

320. Im Fall 213. Die Frage, ob in einer vezeßmäßig 
feftgejegten Verpflichtung, Baulichfeiten auf einem gemeinfchaft- 
lihen Grundftüde zu unterhalten, zugleich die Pflicht Liegt, einen 
nothwendig werdenden Neubau vorzunehmen, ift, wie aud) vom 
Preußifchen Obertribunal und vom Neichgericht bei der firdh- 
lichen Baulaft angenommen, Trage der Tonkreten Beurtheilung. 
IV, 108/96 vom 12. Oft. 

321. Im Fall 518 war zwifchen den Parteien verabredet, 
daß Bellagter, welder an den Verpächter des GHypsbrudhe eine 
Serderung von 754 Mark Hatte, zu deren Dedung von jedem 
Baggon Gyps 5 Mark folite abziehen dürfen. Das verjteht 
ohne Rechtsirrtfum der Berufungsrichter von jedem bezogenen 
Waggon. Bei diefer thatfächlichen Auffaffung mag die Annahme 
des Bellagten, daß er feinerfeits einft fo viele Wagen Gyps 
von dem Kläger beziehen werde, daß er burd) ucceifiven Ab- 
zug von jeweil® 5 Mark an dem Kaufpreife eines Wagend Gnps 
auch Dedung für feine ganze Darlehnsforderung von 754 Mark 
an bie Eigenthümer des Noigheimer Gypswerfs finden werde, 
einen Beweggrund für feine nad) der Zufage eines jolchen Ab- 
zugs erfolgte Herausgabe ber Süde des Verpächters, welde er 
al8 Sicherheit zurädgehalten hatte, gebildet haben. Der Kläger 
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bat aber damit nicht etwa eine vechtlidhe DVerpflidhtung über- 
nommen, unabhängig von dem Umftande, ob der Beklagte wirf- 
(ih GHyp8 von ihm beziehe, die Tilgung der ganzen Darlehns- 
forderung herbeizuführen. Der Kläger fanın alfo nicht fjchon 
dann haftbar gemacht werden, wenn eine. mangelhafte Gyps- 
lieferung feinerjeits den Grund dazu bilden würde, daß Beflagter 
von dem Kläger nicht fo viele Wagen Gyps beziehen follte, ale 
zur Erreihung der völligen Tilgung von 754 Mark mittelft je- 
weiligen Abzugs von 5 Mark an dem Kaufpreife eines Wagens 
Syp8 erforderlich wäre. II, 166/96 vom 6. Oft. 

322. Der Bellagte, Eigenthümer eines dort belegenen Grund- 
ftüds, hatte ten Klägern, welche auf ihrem Grund und Boden 
die Bülowitraße neu anlegten, verfprocdhen, bei Ausführung von 
Wohnhäufern oder von Anlagen gewerblicher Art die Hälfte der 
Anlagekoften zu erjtatten. Dagegen haben die Kläger dem DBe- 
Elagten ohne bejondere Vergütung das freie Ausgangsredht nad) 
der Billowftraße eingeräumt. ‘Da ber Beklagte auf feinem Grund- 
jtüd zwei Wohnhäufer erbaut hat, ift er zur Zahlung der Hälfte 
der Koften verurtheilt. Nevifion zurüdgewiefen. Denn der An- 
Iprudy ift aud dann berechtigt, wern man. den Vertrag in dem 
Sinne auffaßt, daß es fich hätte um Bauten an der Biülowitraße 
handeln müffen. Denn diefer Tal kann aud) vorliegen, ohne 
daß das Haus einen Ausgang nad) der Bülowftraße hat. Denn 
das Ausgangsredht hat der Bellagte hier nad) dem Bertrage jchon 
ohne weiteres, und Fönnte daher jederzeit nachträglich dem Hauje 
einen Ausgang nad) der Bülowftraße geben, ohne hierfür etwas 
zahlen zu müfjen, während nad) dem Bremifchen Gejege ein Aus- 
gang ohne vorherige Beitragsleiitung nicht angelegt werden dürfte, 
Daß ein Wohnhaus nicht deswegen ein von ber Beitragspflicht 
nad) dem Bertrage befreites „Gartenhaus“ ift, weil es in einem 
Garten Liegt, bedarf keiner Ausführung. Werner liegt ein Haus 
deswegen nicht weniger „an einer Straße”, weil zwijchen der 
Hausmauer und der Straße fi) ein Gartenftreifen befindet, oder 
weil die Straße nah $. 121 der Bremiihen Bauordnung von 
1883 mit einer Juttermauer verjehen worden war, die jeßt, wie 
nad) $. 135 der Bauordnung die Straße überhaupt, dem Bremifchen 
Staate gehört. VI, 162/96 vom 26. Oft. 

. 323. Beim Verlauf eines Gejchäfts nach dem Stande vom 
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1. April 1888 übernahm Käuferin im $. 2 die ausjtehenden 
Torderungen mit der Verpflichtung, deren Betrag nach Eingang 
und wenn fie bis zu einem genannten Termine, ohne daß ihre 
Uneinziehbarfeit feftftehe, nicht eingegangen feien, aus eigenen 
Mitteln dem Verkäufer St. zu zahlen. $.3. Soweit durd St. 
gelieferte Gegenjtände zurücgeliefert würden, follte Käuferin den 
Gelbftkoftenpreis zahlen. Käuferin hat für in zehn Fällen von 
St. unter Belaftung der Empfänger gelieferte Waaren dem St. 
den Selbftfojtenpreis mit 7240 Mark 94 Pf. erjtattet, demnädjlt 
aber auf NRüdzahlung des Betrags geflagt. St. hat widerflagend 
2715 Marf 2 Pf. gefordert. Das Berufungsgericht hat die 
Klage in Höhe von 5255 Mark 74 Pf. abgewiejen und auf die 
Widerflage zur Zahlung von 1746 Marf 30 Pf. verurtheilt. 
Denn fo weit lag VBerfenbung von Kommiffionswaaren vor, welche 
vor dem 1. April 1888 in den Büchern des St. al8 veräußert 
eingetragen, und mit deren Preife die Empfänger belaftet waren. 
Ihr wirthichaftlicher Werth follte daher dem Verkäufer, wennjchon 
das Eigenthum der Waaren dem VBerfäufer nod) zuftand und die 
Beitände der dem Berfäufer gehörigen Waaren mit verkauft und 
in dem Gefammtfaufpreife des Gefchäfts. von der Käuferin be- 
zahlt waren, verbleiben. Auf die Bücher des Beflagten fei bei 
Begrenzung der verkauften Objekte ein großes Gewicht deswegen 
zu legen, weil die Unterjcheidung der vor und nad) dem 1. April 
1888 entitandenen Aftiva ohne diefe Bücher nicht durchführbar ge- 
weien fe. Zum mindeiten lafje fi gegen den Beklagten nicht 
feftftellen, daß er Gegenjtände mit habe veräußern wollen, die er 
bereits als aus feinem Vermögen gejchteden bezeichnet hatte. Hier- 
nach habe die Klägerin Feine Nichtjchuld bezahlt, wenn fie die 
von ihr berechneten. Herjtellungsfoften an den Beklagten gezahlt 
habe, da :fie über die Gegenftände wie ein Eigenthümer verfügt 
und fi namentlich) nicht bereit erklärt. habe, diefelben in natura 
an den Beklagten herauszugeben. Deshalb. hatte auch Klägerin 
nicht bloß den Selbftfoftenpreis, Jondern den Falturenbetrag nad) 
8.2 zu zahlen. Wenn aud) .ein -Kommifjionär einen heil der 
Waaren zurüdgefandt hatte, jo fand $. 3 hier feine Anwendung, 
da diejer. nur Rüdfendung. wegen Mängel im- Auge hatte. ‚Re- 
vifion BALESODIN. u an vom 0 DH. N 
ie | IL® ; ° 
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324. Das dem Kläger gehörige Schiff „„Tides“ mit einer 
Ladung Tlaichen war in Folge der Beichädigung durd) Eis ge- 
junten. Sdiff und Ladung find gehoben und geborgen. Die 
Koften find al8 große Havarie auf Schiff, Fraht und Ladung 
vertheilt, auf bie Ladung. mit 5754 Markt 5 Pf. Bor Auf: 
mahung ber Dispache hat die Beklagte in einem Davariereverfe 
fi) „‚bereit erklärt”, den „auf die Ladung fallenden Beitrag zur 
Havarie groffe und fonftige auf die Ladung fallende Koften ... 
laut hier (in Bremen) aufzumachender Dispadhe prompt und un- 
weigerlich zu zahlen, und die 15 Pfund Sterl. Sradtvorihuß als 
Diftanzfracht gelten zu laffen, wogegen ber mitunterzeichnete Aheder 
für den Kapitän bie Ladung freigibt”. Darin wurde nicht bloß 
die Uebernahme einer Verpflichtung bis zum Werthe der Ladung, 
fondern bie einer perfönlichen Verpflichtung gefunden, welche zu 
erfüllen war, unabhängig davon, ob der Bellagte nad) der Trei- 
gabe der Ladung hiervon Gebraud gemadht hatte, und ob die 
Bergungs- und Hülfsleifteforderungen dem Unternehmer zuvor 
gezahlt find. Wegen der Koften für die angenommene Hülfs- 
feiftung und Bergung ftand den Gläubigern ein Pfandredt an 
den .geborgenen oder geretteten Gegenftänden, an den geborgenen 
bi8 zur. Sicherheitsleiftung zugleich das Zurüdbehaltungsrecht zu 
(9. ©. 3. 753), und zwar hafteten ihnen die Gegenjtände foli- 
barifh. Schiffer und Nheder waren an fich nicht perjünlich, ver- 
pflichtet, durften aber bei Vermeidung der in Art. 754 bejtimmten 


Folgen bie Güter vor Befriedigung oder Sicerftellung der 


Gläubiger nicht ausliefern. Unter Berüdfichtigung diefer QVor- 
ihriften ift angenommen, daß der Beflagten daran gelegen habe, 
nod) vor Aufmachung ber Dispache freie Verfügung über die 
Ladung zu erhalten, baß der NAheder ihr auch die Labung zur 
Verfügung gejtellt habe und daf Beklagte, da deshalb der Aheber 


nunmehr perfönlid für die Hülfs- und Bergungskoften verpflichtet 
wurde (Art. 754, Ab. 2) ihm gegenüber die perjönliche Verbind- 


lichleit zur Zahlung des, erit noch feitzuftellenden Havariebeitrages 
ber Ladung übernommen habe. I, 202/96 vom 25. Nov. 

325, Die M’Ichen Eheleute haben einen Vertrag geichloffen, 
in welchem fi der Ehemann verbindlich gemacht hat, feiner Ehe- 
frau auf ihre Lebenszeit die Zinfen einer Hypothel von 30000 Darf 
zu cediren, und fi) ferner verpflichtet, „einer Ehefrau für den 
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Tall ihrer Wiederverheirathung fowie zur freien Verfügung von. 
Zodes wegen einen Theil von 10000 Mark des angegebenen 
Kapitals bdergeftalt zur Verfügung zu jtellen, daß fie darüber wie 
über ihr unbefchränftes Eigenthum verfügen Fann”. Der Be- 
rufungsrichter hat diefe Vertragsbejtimmung dahin ausgelegt, daß 
der Ehefrau nur in den beiden in derjelben genannten Fällen das 
Recht eingeräumt fet, über die 10000 Marf zu verfügen. Da 
feiner derjelben eingetreten jei, wurden die Erben ber Ehefrau 
auf die Klage der Erben des Ehemanns zur Bewilligung der 
Löschung der im Grundbud) eingetragenen Beichränfung verurtheilt. 
Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurücdverwieien. Der angeb- 
liche Klare Wortlaut diefer BVertragsbeftimmung ift fein Grund, 
den Bellagten den Beweis zu verichränfen, der Vertrag fei anders 
niedergeichrieben al8 vereinbart. Weberdies ift e8 nicht zweifellos, 
ob der Vertrag nicht auch in dem von den Beklagten angegebenen 
Sinne verftanden werden fanı. Die Bellagtert haben fi auf 
das Zeugniß des Yuftizraths H. berufen, daß Kontrahenten vor 
und bei Abfchluß des Vertrags die Abficht fundgegeben, „die Ver- 
fügung über die 10000 Mark habe der Ehefrau nur bei Xebzeiten 
(in ihrem eigenen Interefje) entzogen fein follen, ausgenommen 
den Fall ihrer Wiederverheirathung; im übrigen hätten aber die 
10000 Mark ihr freies Eigenthum fein, insbefondere habe die 
Ehefrau befugt fein follen, darüber von Todes wegen zu ver- 
fügen’; dem Berufungsrichter fällt eine Nechtsnormenverlegung 
zur Laft, daß er den Beweis nicht erhoben hat. Gelangt der 
Berufungsrihter nad) Erhebung diefes Beweifes zu der Aus- 
legung, daß der Vertrag im Sinne der Bellagten zu verftehen 
ift, jo ift die Klage abzuweifen, weil die 10000 Marf auf bie 
Beklagten übergegangen find. IV, 148/96 vom 19. Nov. Bol. 92. 

326. D., dem ein Grundftüd in Charlottenburg gehörte, 
hatte ein Intereffe an der Verlängerung der Straße. Er bedang 
fih) in einem Bertrage mit T., weldjem da® gegenüber liegende 
Srundftück gehörte, aus, daß diejer jederzeit auf D.’8 Verlangen 
gegen Empfang von 6500 Marf einen zur Anlegung der ver- 
längerten Straße erforderlichen Crundftüdstheil an die Stadt 
Charlottenburg pfandfrei auflaffe, und diefe Verpflichtung aud) 
feinem NRechtsnachfolger auflege. DO. hat dem 7. die 6500 Mearf 
bezahlt. T. Hat fein Grundftüd an die Klägerin verfauft. Im 
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dem Kaufvertrage hatte fich die Klägerin verpflichtet, jenen Grund- 
ftüdstheil auf Erfordern des T. an die Stadt Charlottenburg zu 
jeder Zeit aufzulaffen. Die Hierfür von der Stadt Charlotten- 
burg etwa zu zahlende Entichädigung fteht der Käuferin zu. Die 
Stadt hat Abtretung von ber Käuferin durd) Enteignung ge- 
fordert. Im Enteignungsverfahren ift eine Summe feitgeitellt. 
Klägerin ift mit dem Anspruch auf deren Erhöhung abgewiefen, 
weil die Stadt, weldher Z. feine Rechte aus jener Beftimmung 
des Kaufvertrags cedirt Hatte, fogar unentgeltliche Abtretung hätte 
fordern fönnen. Revifion zurüdgewiefen. V, 182/96 vom 2. Dec. 

327. Auf Grund einer von dem Beklagten am 20. Iuli 
1894 ausgejtellten Schuldverfchreibung ift auf dem damals ihm 
gehörigen Rittergut Chosczewen für E. eine mit 41, Proz. ver- 
zinsliche Darlehnshypothet von 50000 Mark eingetragen. I 
der Schuldurkunde ijt bejtimmt: 1) daß, fall8 die in den eriten 
acht Tagen eines jeden Kalendervierteljahrs postnumerando fälligen 
Zinfen nicht pünktlich berichtigt werden, der Gläubiger berechtigt 
fein foll, ohne Kündigung die fofortige Zahlung des Kapitals zu 
verlangen; 2) daß, falls und jobald der Beflagte das verpfändete 
Gut veräußert und der neue Erwerber die Darlehnsichuld der 
50000 Mark nebft deren BVerzinfung in Anrechnung auf den Er- 
werbspreis als perjünlicher Selbftichuldner übernommen Hat, die 
perfönliche Haftung des Beklagten wegen diefer Schuld nebit 
Zinfen ohne weiteres erlöfchen fol. Der Berufungsrichter hat 
das dahin ausgelegt, daß die Anwendung des $. Al €. €. ©. aus- 
geichloffen wurde, jodag fidh Beflagter auf das Gefet nicht be= 
rufen fonnte, um feine Befreiung von der perfünlicen Haftung 
daraus abzuleiten, daß der Gläubiger unterlaffen hatte, die Yor- 
derung innerhalb der gefeglichen Frift einzuflagen, nachdem ihm 
die Veräußerung des Guts und die Schuldübernahme des Käufers 
angezeigt war. Die zweite Beitimmung beziehe ich aber nicht 
auf die zur Zeit der Beräußerung bereits fällige und zurüd- 
geforderte Hypothek, für welche der perfönliche Anfpruch gegen den 
Beklagten einflagbar geworden war, bevor er veräußert hatte. 
ALS der Beklagte die am 1. Ian. 1895 fälligen Zinfen innerhalb 
der vertragsmäßigen adjttägigen Frijt nicht gezahlt Hatte, erklärte 
ihm der Gläubiger E. am 11. Ian. 1895 fhriftlih, daß er von 
feinem Rechte, die jofortige Zahlung des Kapitals zu verlangen, 
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Gebrauh made. Darauf hat Bellagter am 28. Ian. 1895 das 
Rittergut an 5. verfauft und am 30, Ian. 1895 aufgelaffen. Die 
obige Huypothef von 50000 Mark übernahm diefer in Anrechnung 
auf den Kaufpreis als perjünlicher Selbftichuldner. Am 5. Febr. 
1895 trat €. von den 50000 Darf den Theilbetrag von 15000 Marf 
nebjt Zinfen feit dem 1. Oft. 1894 an den Kläger ab. Diejem 
ift der DBeflagte zur Zahlung der 15000 Mark fammt Zinjen 
verurtheilt. Nevifion zurücgemwiefen, da die Auslegung des DBe- 
rufungsrichters möglich ift. V, 215/96 vom 10. Oft. 

328. Die Erblafjerin war eine von Tiih und Bett ge- 
Ichiedene Ehefrau. Sie hat ohne Genehmigung ihres Ehemanns 
dem Beklagten Werthpapiere gefchentt. — Code 217. —. Der 
Kläger, ihr Erbe, Hat aber in Kenntniß der ganzen Sadlage 
nad) dem Zode der Erblafjerin dem Beklagten mündlich erklärt, 
er fünne die ihm zu Theil gewordene Schenkung behalten. Da- 
mit hat der Kläger die Schenkung beftätigt — Code 1338 — 
und dazu bedurfte e8 Feiner Urkunde. Der Beweis der Beftäti- 
gung ift in jeder zuläffigen Weife zu führen; er wurde hier durd) 
Zeugen geführt. — Vgl. Bd. VII, 403. — Die Klage des Erben 
wurde abgewiejen, Revifion zurücgewiejen. II, 89/96 vom 12. Iumnt. 

329. Im Fall 90 fällt mit der Ungültigfeit der Theil- 
hypothefen der ganze Vertrag, weil die Kontrahenten den gültigen 
Bertragstheil nicht eventuell für fic) allein bejtehend gewollt haben. 
Dei der Verquidung der die Partialobligationen betreffenden 
Satungen mit den fonjtigen Beredungen ftellt fich der Vertrag 
äußerlich wie innerlid) als ein untrennbar gewolltes Ganzes dar, 
da fich ohne jene Saßungen für den Neft des Vertrags nicht auszu- 
füllende Lüden ergeben und der bezüglid) der Hhpothefbegründung 
geäußerte Wille die Annahme ausfchliekt, daß daneben nod) ein all- 
gemeiner Wille, gerichtet auf eventuelle Beitellung einer Hhpothef 
ohne jene bejondere Beredung bejtanden hat. VI, 162/96 vom 
3. Nov. DBgl. 580. 

330. Nachdem die Ehefrau von ihrem Deanne mißhandelt 
war, hat fie ihm erklärt, fie müßten ji, um glüdlich zu leben, 
beide ändern; er dürfe nicht fo viel trinfen und fie nicht fo heftig 
jein; fie wollten fi) wieder vertragen und alles bisher Gefchehene 
vergelfen. Sie hat weinend ihn gefüßt und gebeten, es möge 
nichts Unangenehmes wieder vorfommen. Bellagter hat ihr das 
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zugelagt, fie ift aus freien Stüden in fein Bett gefommen, und 
er bat auf ihre Bitten mit ihr den Beilchlaf vollzogen. Weil 
Klägerin behauptet hat, ihr habe die ernftliche Abficht der. Aıs- 
führung gefehlt, fie Habe nur aus Furcht vor weiteren Mißhand- 
(ungen und, um fi) da8 Fortgehen zu fichern, jo gehandelt, hat 
ihr der Berufungsrichter über die vom Beklagten behauptete Ernft- 
lichkeit der Verzeihung den Eid auferlegt. Das Neichsgericht hat 
aufgehoben und die Klage abgewiefen. Denn nah$.55A.U. RL 
4 tft der Erllürende mit dem VBorgeben, die Erklärung fei bloß 
zum Schein erfolgt, nur zu hören, wenn die Nichternftlichkeit 
äußerlich erfennbar war. Die Mentalrejervation bleibt ohne redht- 
liche Bedeutung. — R.G. €. 11, S.287 —. IV, 23/96 vom 
18. ISuni. | 

331. Die Behauptung der mit ihrem gütergemeinschaftlichen 
Ehemann im Scheidungsprozeß Tiegenden Klägerin läßt die Deutung 
zu, die Abficht der beiden Beklagten, ihres Chemanns und ihres 
Schwiegervaters, jet: bei Ausjtellung der Schuldurkunde des Che- 
manns und bei dejjen Annahme Seitens des Vaters nicht dahin 
gegangen, e8 follte durch das Schuldbefenntnif ein Nechtstitel für 
die Zmwangspollftredung geichaffen werden, auf Grund deffen die 
Befriedigung des Gläubigers (wegen deffen wirklich beftehender 
Forderung) und damit die Entlaftung der Schuldner und bes 
gütergemeinichaftlichen Vermögens von der Schuld herbeigeführt 
wurde, fondern die Abficht jei darauf gerichtet geweien, die DVer- 
äußerung des zum gemeinfchaftlichen Vermögen gehörenden Grund- 
ftücls gegen den Willen der Klägerin — $.3ZITEAU.LU. RU, 1 — 
lediglich im Intereffe des Chemanns, damit diefer aus dem ge- 
meinfchaftlihen Vermögen in den Befit der zur Auswanderung 
erforderlichen Mittel gefett werde, zu ermöglichen. Der Vater 
habe alfo nit aus den Kaufgeldern befriedigt werden jollen, 
londern er follte den auf feine Forderung entfallenden Theil des 
RKaufgeldes an feinen Sohn herauszahlen, fo daß eine Aenderung 
in der Rechtslage nicht eingetreten fein, vielmehr dem Vater 
troß des Verkaufs des Grundftüds feine Forderung belaffen wer- 
den follte, für weldhe dann das gütergemeinschaftliche Vermögen 
nach wie vor verhaftet bliebe. Wenn diefe Annahme zutrifft, jo 
haftet der Beurkundung der innere Mangel des Scheine an, und 
folglich) unterliegt fie nad) SS. 52 ff. A... R. I, 4 der Anfechtung. 
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Das bedingt abweifende Urtheil aufgehoben, zurüdverwiefen. IV, 
29/96 vom 18. Yumi. 

332. Bei einer Nacjlaßregulirung verkauften die Erben 
nah dem notariellen VBertrage Naclafgrundftücde an den Che- 
mann einer Miterbin für 60000 Mark, quittirten dem Käufer 
über 30000 Mark und traten die einzutragenden 30000 Reftlauf- 
gelder einer Miterbin ab. Der Käufer ift von feiner Ehefrau 
geichieden; auf deren Klage ift er zur Zahlung von 60000 Marf 
verurtheilt. Denn e8 wurde al8 erwiejen angejehen, daß der 
Preis von 60000 Mark nur zur Erfparung von Koften ange- 
geben, thatjächlich für 90000 Mark verkauft fei, wovon 30000 
Mark auf das Erbtheil der Klägerin, die quittirten 30000 Marf 
auf das Erbtheil der Mutter angerechnet feien, welche von der 
Klägerin durch) Werthpapiere in gleicher Höhe abgefunden wurde. 
Diefe. mündliche Beredung ift aber durch die Auflaffung des 
Srundftüds an den Beklagten redhtswirkffam geworden. IV, 
133/96 vom 9. Nov. 

333. Klägerin hat gegen Veräußerung eines mit von den 
Beklagten übernommenen Hypothefen von 200000 Mark belafteten 
Grundftücs (zum verabredeten Raufpreife von 240000 Mark) und 
Abtretung von Aktien der Italieniichen Mittelmeerbahn zum Ein- 
faufspreife von 10000 Mark eine Hypothef der Beklagten auf 
einem andern Grundftüd von 50000 Mark erworben. Wie der 
Betrogene bei gewählten Rücktritt nicht eine einzelne Abrede als 
unverbindlich anfechten kann, jondern den ganzen Vertrag mit 
allen feinen Wirkungen aufrufen mug — Bolze, Praris, Bd. XVII, 
2830 —, So vereitelt Irrthum in ausdrüdlid vorausgejekten 
Eigenfchaften der Sade die ganze einheitliche Willenserklärung. 
Die Klägerin wollte nicht von dem ganzen Bertrage, jondern nur 
von der Uebernahme der Ietten 10000 Mark der Hppothef von 
50000 Mark gegen Hingabe der Aktien wegen Irrthums und 
Betrugs zurüdtreten. Da fie weder Schadenserfag noch Gewähr: 
leiftung gefordert hatte, wurde die Klage abgewiefen. V, 1/96 
vom 3. Juni. 

334. Kläger hat den Neubau eines Pfarrhaujes aufgeführt. 
Er Hat ohne Bezugnahme auf die Veranfchlagung von 947 Mark 
4 Pf., weldje nur die Handdienjte betraf, in feiner von der Ge- 
meinde ftilffchweigend angenommenen Offerte den Betrag von 
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850 Mark für die Hand» und Spanndienfte gefordert, auch diefe 
für den Bau befchafft. Bei feiner Offerte hat er die DVeran- 
ichlagung auf die Spanndienfte mitbezogen. Das war ein Str» 
thum im Beweggrunde. Mit feiner höher bezifferten Forderung 
ijt er deshalb. abgewiefen. VI, 33/96 vom 1. Juni. 

335. Beflagter aus Düffeldorf kaufte auf der Börje zu 
Dortmund von dem deutfchen Vertreter der Eagenden Handlung 
aus Baltimore 1000 quarters amerifanifchen Hafer 2. Als ihm 
von dem Bertreter der Schlußfchein zugefandt wurde, forderte 
Bellagter die Aufuahme der Worte: mixed oats excluded, was 
der Vertreter. weigerte. Die Klägerin hat 1000 quarters certi- 
ficated 2 oats nad Rotterdam gefchict und, weil Beflagter die- 
jelbe nicht abnahm, dort öffentlich verlaufen lafien. Mit ihrer 
Scaadenserjatflage ift fie bedingt abgewiejen. Denn in Amerika 
verjteht man unter jener Bezeichnung gemifchten Hafer; der Be- 
rufungsrichter fieht e8 aber als jehr wahrfcheinlid an, daß der 
Beklagte darunter weißen Hafer verjtanden, und hat deshalb auf 
einen Eid erkannt. Weißhafer, Scwarzhafer und Miredhafer 
find aber nicht Dualitätsunterfchiede deifelben Hafers, fondern 
verichiedene Arten von Hafer. Deshalb tft, wenn der Eid ge- 
leijtet wird, ein error in substantia anzunehmen, und zwar jowohl 
nad) rheinifchem als nah A.L.R. Revifion zurüdgewiejen. I, 
104/96 vom 26. Juni. 

336. Kläger hat im I. 1893 mit dem Beflagten einen ©e- 
jellichaftsvertrag auf fünf Sahre gejchloffen über den Betrieb einer 
Lurusmöbelfabrif. Kläger follte das zum Betriebe erforderliche 
Geld hergeben, Bellagter dem Unternehmen feine fahmännifchen 
Kenntniffe widmen. Auf die im Oftober 1894 erhobene Klage 
ift Bellagter verurtheilt anzuerkennen, daß der Gefellichaftsvertrag 
vom 5. April 1893 ungültig ift, und darein zu willigen, daß 
Kläger das von ihm inferirte Yurusmöbelgefhäft mit der Firma 
HR. zurüdnimmt und unter diefer Firma fortführt, und daß 
mit der Auflöfung der Handelögefellichaft der Uebergang dieler 
Firma auf den Kläger in das Handelsregiiter eingetragen werde. 
Der Bellagte war wegen Betrugs im I. 1878 mit einem Monat 
GSefängniß, im 9. 1884 mit fehs Monaten Gefängniß beitraft 
und hatte bei Abjchluß des Vertrags mindejtens 5000 Mark 
Schulden bei verjchiedenen Gläubigern. Das hat Bellagter ver- 
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Ichwiegen. Kläger hat diefe Ihatfachen erft im I. 1894 erfahren; 
er würde die Gefellihaft mit dem Beklagten nicht eingegangen 
fein, wenn er jene Thatjadhen zur Zeit der Eingehung gelannt 
hätte. Danad) find SS. 75, TEAL.R. I 4 anzuwenden. Der 
Kläger kann alfo zurüdfordern, was er in Folge ungültigen Ber- 
trags hingegeben hat. Der Irrthfum ift auch Fein jelbftverfchul- 
deter. Denn mit dem gleichen Recht, mit dem es Beflagter nicht 
für geboten eradhtete, dem Kläger über feine perjönlichen Verhält- 
niffe Mittheilung zu machen, konnte der Kläger von Erkundigungen 
abjehen. Damit, daß die Klage erft einige Monate fpäter erhoben 
ift, nadhdem Kläger feinen Irrthum entdedt hat, hat Kläger nicht 
auf feine Rechte verzichtet. — Vgl. R. D.9.G.€., 88.6, Nr.22. — 
I, 181/96 vom 1. Yuli. | 

337. Wenn aud im Fall 205 und 556 der Bürge den 
Bertrag des DVermiethers mit feinem Miether kannte, in welchem 
ein Verzicht auf das Pfandrecht gefunden wurde, und wenn fein 
Glaube, das Pfandredht beftehe no, auf einem Rechtsirrthum 
beruhte, fo fan doc) auch ein folcher entichulöbar fein. — L. 9, 
8.3 D. de jur. et facti ignor. (22, 6); L. 10 D. de bon. poss. 
(37, 1); L.2, 8.5 D. quis ordo (38, 15). — Hier hatte aber 
das Berufungsgericht Umjtände feftgejtellt, aus denen fich die 
Entichuldbarfeit ergab... VI, 94/96 vom 6. Sult. 

338. Kläger haben ein Grundftücd verkauft und übergeben, 
welches‘ 19 Morgen groß fein follte Sie haben fi) vor dem 
Abfchluß des Verkaufs dem beflagten Käufer gegenüber wiederholt 
dahin geäußert, e8 gehörten zu dem Grundftüd aud 6 Morgen 
Wiefe. Der Beflagte hat ihnen gegenüber hervorgehoben, er faufe 
das Grundftüd nur, weil 6 Morgen Wiefe zu ihm gehören follten; 
Ader habe er felbjt genug. Die Klage auf Entgegennahme der 
Auflaffung ift abgewiefen. Denn das Grundftüd enthielt nur 
3 Morgen Wiefe, ohne daß der Beklagte bei der eigenthümlichen 
Geftaltung des Grundftüds und weil die Grenzen nicht genau 
dorgezeigt wurden, erfannt hat oder hätte erfennen müffen, daß 
die Wiefe nur etwa 3 Morgen maß. DBellagter ift alfo nad) 
8.TTAUU.R.L 4 befugt, vom Bertrage abzugehen. Lnerheblic,, 
daß die Parteien den Vertrag als in Paul und Bogen ab- 
geichloflen bezeichneten. Als folher ift er nad) Maßgabe der 
88.83 ff, I, 1LU.UR. nur infoweit zu beurtheilen, al e8 


Irrthum. 


Srrthum. 


Betrug. 


172 Rechtsverhältniffe aus Verträgen. 


fih niht um die ausdrüdlich vorausgejette Eigenichaft handelt. 
Unerheblid) au, daß Verkäufer nad) dem Vertrage für die Größe 
und Güte des Grundftüds Feine Gewähr zu leiften haben. Das 
Ichließt die Wirkung der ausdrüdlichen Vorausjeßung einer be- 
jtimmten Eigenfchaft nicht aus. V, 60/96 vom 19. Sept. 

339. Ein Betrug des Käufers, welcher feine Villa in An- 
rechnung auf den Kaufpreis an Zahlungsjtatt gab, ift nicht an- 
genommen. Denn die Baubefchränkungen, welche auf der Villa 
haften, find folche, wie fie nad) der Natur des Grundftüds als 
einer Villa in einem der PVororte Berlins von jedem mit den 
einfchlägigen Verhältniffen aud nur oberflächlich vertrauten Kauf- 
Iuftigen vorausgejeßt werden müjjen. ‘Daffelbe gilt von dem Ver- 
bot, keine Gaftwirthichaft zu betreiben. Denn joldhe Billa ift nicht 
zu Gejichäftszweden verwendbar; Nevifion zurücdgewieien. V, 
27/96 vom 19. Juni. | 

340. Beflagter Hatte fic) jchriftlich verpflichtet, dem Kläger 
ein ihm gehöriges Grundftüd für 9500 Mark aufzulaffen, fobald 
diefer einen Wechjel über 500 Mark bezahlt haben würde. DBe- 
EHagter übernahm auch die Verpflichtung, dem Kläger 16000 Marf 
Baugelder nad) Bedarf in einzelnen Raten gegen Accept herzu- 
leihen. Bei der Auflaffung jollte Kläger für den Bellagten 
25000 Marf auf dem Grundftüd hypothefariich eintragen Laffen. 
Der Kläger hat den Wechjel nicht bezahlt, die Auflaffung ift 
nicht erfolgt. Beklagter foll im Ganzen etwas über 2400 Mart 
Baugelder gezahlt haben, von denen Kläger 2391 Mark 84 Pf. 
in den Bau verwendet hat. Weitere Gelder will Bellagter nicht 
zahlen. Er ift verurtheilt, jobald Kläger den Wechfel über 500 Marf 
eingelöft haben wird, dem Bellagten das Grundftüd aufzulaffen, 
fofern Kläger gleichzeitig den Eintrag einer Kautionshypothef von 
25000 Marf beantragt; aud) dem Kläger zur Ausführung des 
Baues nod) 13576 Mark 23 Pf. Baugeld nad) Bedarf in ein- 
zelnen Raten gegen fein Accept zu zahlen, wöchentlich fo viel, 
als Kläger nach vorzulegender Rechnung zur Bezahlung von ver- 
auslagten Arbeitslöhnen und zum Bau gelieferter und verwendeter 
Materialien bedarf. Nevifion zurüdgewiefen. Denn der Be- 
rufungsrichter hat thatjächlid) angenommen, Beflagter fei durd) 
die faliche Angabe, Kläger befige eine Mühle und fei ein be- 
mittelter Mann, nicht zum Abfchluß des Vertrags beftimmt; Be- 
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flagter würde vielmehr den Bertrag ebenjo abgejchloffen haben, 
wenn ev gewußt hätte, daß Kläger völlig mittellos fei und daß 
er bereits den Offenbarungseid geleiftet habe. Bellagter habe bei 
Abjhlup des Vertrags mit der Mittellofigfeit des Klägers ge- 
rechnet und fich eine folche Reihe von Sicherungsmaßregeln aus- 
bedungen, daß jchlieklich ein nennenswerthes NRifito auch dann 
nicht für ihn übrig blieb, wenn der Kläger nicht im Stande 
jein jollte, den Vertrag zu erfüllen. Allerdings mußte der DBe- 
Hagte risfiren, daß der Bau, nahdem die in Ausficht geftellten 
Baugelder verwendet waren, unbeendigt liegen bleibe. Allein 
wenn auch der Bau auf 35000—40000 Mark veranichlagt war, 
jo habe der Beklagte audy bei völliger Meittellofigkeit des Klägers 
die Erwartung hegen dürfen, daß es ihm nad) der Ausführung 
des Baues mit 16.000 Marf gelingen werde, weiteren Kredit zur 
Bollendung des Baues zu erlangen. Wenn aud) Kläger zu dritten 
Perfonen geäußert haben follte, daf er aus den Baugeldern alte 
Schulden bezahlen wolle, jo würde do aus jener Aeußerung 
allein auf ein unredliches Verfahren des Klägers nicht zu fchließen 
fein, da er thatjächlich die erhaltenen Gelder bis auf einen Be- 
trag von 30 Mark in den Bau verwendet habe. V, 11/96 vom 
11. Iuni. 2gl. 425/26. 

341. Wenn der Kläger in feiner Eigenichaft als Vermittler 
des DVertragsichluffes bei den VBorverhandlungen der beklagten 
Käuferin wahrheitswidrig vorgejpiegelt Hat, daß von den Ber- 
fäufern, die fi) mit 6900 Mark begnügen wollten, ein Kaufpreis 
von 8100 Mark gefordert werde, jo haben die DVerfäufer auf 
hiervon erhaltene Mittheilung den Vertrag zu diefem Breife mit 
‚der Beklagten abgeichloffen. Dana) lag eine vom Kläger be- 
gangene Täufhung der Bellagten und eine hierdurd) bewirkte 
Schädigung derjelben nicht vor. Dagegen fommt in Frage, ob 
er nicht einen Betrug gegen die Verkäufer dadurch verübt hat, 
daß er fie durd) das unwahre VBorgeben täujchte, er übernehme 
die Garantie für richtige Zahlung des Kaufgeldes, und fie dadurd) 
um ben von ihm erwirkten Weehrertrag von 1200 Mark bradıte, 
den die Verfäufer ohne diefe TZäufhung für fich beaniprucht haben 
würden. IL, 73/96 vom 23./30. Suni. 

342. Wenn. Kläger den ihm auferlegten Eid fchmwört, ift 
angenommen, daß Bellagter ihm wiffentlich falfche Angaben über 
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den Miethsertrag des Haufes gemacht habe, auf welchem die von 
Beflagtem zur theilweifen Berichtigung des Naufpreifes abgetretene 
Hypothek eingetragen war. Da diefe Hhpothef in der Subhajta- 
tion des Haufes ausgefallen war und Kläger aud) im Konfurfe 
des Schufdners feine volle Befriedigung erlangt hat, tft der DBe- 
Elagte bedingt zum Crjat verurtheilt; Reoion zurücgewiejen. 
V,.183/96 vom 5. Dee. . 

. 343. 3 war an fich ftatthaft, daß die Alägerin die, Differenz 
zwiichen ben von ihr in Zolge der Vorjpiegelungen des Beklagten 
irrtümlich angenommenen Werthen der abgetretenen Hhypothefen 
und des abgetretenen Inventars und den Beträgen, die Klägerin 
wirflih darauf erlangte, als ihren Schaden (Interefje) fordert. 
Dann waren aber nur diejenigen Vorfipiegelungen, durd) welde 
die Klägerin zu einer irrigen Werthannahme bezüglich der ihr 
überwiefenen drei Boten veranlaßt werden konnte, nicht aber die- 
jienigen Täufchungen beachtenswerth, welche für die Klägerin zur 
Eingehung des Vergleichs überhaupt bejtimmend fein . fonnten. 
Da nad jener Richtung ein Irrthum der Klägerin nicht ange- 
nommen ift, fo ift die Klage mit Recht abgewiefen. III, 214/96 
vom 18. Dec. 

344. Aus einem Taufchvertrage Hat Kläger eine Schadens- 
erjaßforderung erhoben. Der Einrede des Vergleichs hat Kläger 
die Neplif des Zwanges entgegengejett mit der Behauptung: in 
Tolge eines exaltirten Briefes, den Kläger dem Bellagten ge- 
Ichrieben, fei Kläger: auf. Antrag des Beklagten unter die DBe- 
wachung von zwei Kriminalbeamten geitellt. Diefe hätten den 
Kläger in der Zeit zwifchen dem 11. bis 14. April 1890 tagsüber 
nicht verlaffen und ihm unzählige male erklärt, wenn ex den Ver: 
gleich.nicht, wie Beflagter e8 verlange, unterjchreibe, würden fie ihn 
wegen Duerulirens in eine Irrenanftalt |perren. Zeugen würden 
beftätigen, daß fte diefe Drohungen oft gehört umd als jehr ernit 
aufgefaßt. hätten. So jei er mürbe gemadt, habe jchlieklich den 
Bergleich unterfchrieben und nod). unmittelbar vorher erklärt, daß 
er nur die Wahl habe, ins Irrenhaus gejperrt zu werden. oder 
zu thun, was ber Bellagte wolle. ‘Der Bellagte hatte zugegeben, 
daß er fich wegen des Drohbriefes des Klägers an die. Polizei 
um Schub gewendet habe, alles andere bejtritten. Das Berufungs- 
gericht Hat unter Verwerfung der Neplif die Klage auf Grund 
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des Bergleich8 abgewiejen; das Reichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. Nad) der Darftellung des Klägers ift er burcd) Drohungen, 
welche gerade zu diefem Zwede angewandt wurden, zur Eingehung 
des Vergleich8 beftimmt. — 88. 33—42 U... R. LI, 4. — Auf 
diefen Fall findet der vom Berufungsgericht angerufene $. 43, 
daß eine drohende Gefahr zu der Willenserklärung bloß Anlaf 
gegeben hat, feine Anwendung. — Bgl. D.T. €, Bd. 33, ©.8 ff; 
Striethorft, Bd. 28, ©. 122 ff. — Zum Begriff der gefährlichen 
Drohung ift e8 aud) ausreichend, wenn ihre Ausführung auch nur 
nad) der Meinung des Bebdrohten in ber Gewalt des Drohenden 
Itand. V, 52/96 vom 16. Sept. 

345. Die Klägerin ift etwa 20 Iahre lang in der Kinder: 
heil- und Diafoniffenanftalt zu Stettin thätig gewefien. Shre 
Klage wider die Anftalt, bei dem Magiftrat zu erwirken, daß ihr 
die zunächit frei werdende Stelle in einem Stift verliehen werde, 
it abgewiefen; Revifion zurücdgewiejen. Unter Nr. IX der Auf- 
nahmebedingungen ijt beftimmt, daß, wenn eine Diafonisfin in 
treuer Wahrnehmung ihres Berufes dienftunfähig oder Fränflic) 
geworden ijt und feine eigenen Mittel befitt, die Anftalt zu ihrer 
fünftigen Verjorgung mitwirfe, wie denn überhaupt jede treue 
Schweiter eine wohlwollende und liebreiche Türforge feitens der 
Anftalt zu gewärtigen habe. Durch diejes Veriprechen chriftlicher 
Hächitenliebe und Hülfshereitichaft hat die Anftalt eine rechtlich 
erzwingbare Verpflichtung zur Gewährung oder Verichaffung des 
Lebensunterhalts für die bienftunfähig gewordene Diakonilfin 
nicht übernommen. Aus der Hausordnung ergibt fi), daß aud) 
die eingejegnete Schweiter jederzeit aus gegründeten Urfachen ent- 
laffen werden kann; es tft nicht ausgeichloffen, als jolche Urfache 
die Dienftunfähigkeit anzujehen. Das Berufungsgericht legt XI 
der Bedingungen ohne Redtsirrthum aus: ,‚Ijt eine Schweiter, 
welche mindeitens zehn Sahre in unferer Anftalt oder deren Außen- 
jtationen gearbeitet hat, durch Krankheit oder Alter hülfsbedürftig 
geworden, jo bat fie nad) dem Beichluffe der hiefigen ftädtijchen 


Behörden vom Januar 1893 einen Anjprud) auf vorzugsweife 


Berleihung einer Stelle in einem der genannten Stifte.” Das 
habe nur eine Hiftorifche Bedeutung, während die Schlußworte: 
„Der Vorftand der. Anftalt hat für jede Schweiter den Zeitpunft 
zu beftimmen, zu welchem die Aufnahme in eines der Stifte bei 
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Bertrage- dem Magiitrat beantragt werden fol‘, Lediglich die Stellung eines 
obligation. Yufnahmeantrages vorfähen. Diejer Antrag könne nicht erzwungen 
werden, weil nad) der Natur der Sache ein befürwortender An- 
trag gemeint fei, diefer aber dann nicht verlangt werden Fönne, 
wenn, wie im vorliegenden Falle, die Schweiter nad der Meinung 
des BVorftandes aus gegründeten Urfadhen entlafjen worden fei. 
IV, 278/96 vom 10. Dec. 
Beftimmtheit 346. Die Stadt Königsberg hat im %. 1864 die Lizent- 
ee wiefe an den Fiskus, foweit die Wiefe zu den Zweden der Billau- 
Bertrage- Königsberg-Tyder Eifenbahn und zur Erweiterung der Bahnhofs: 
obligation. ufagen der Ojtbahn nad dem Crmefien des Königlichen. Mi- 
nifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. gebraucht 
werde, unentgeltlich abgetreten. Der Gegenftand bes Vertrags 
ift mit einer für feine Gültigkeit nah $S. 71, IL, SU. NR. ge 
nügenden objektiven Bejtimmtheit feftgejett. Denn die Beftimmung, 
wie weit die Lizentwiefe für Eifenbahnzwede abgetreten werden 
jolle, ift nicht lediglich der Willtür des in dem PVertrage bezeidh- 
neten Minifteriums, fondern ftatthafter Weife dem billigen Er- 
mefjen deffelben überlaffen. Der Berufungsrichter ftellt als Abficht 
der Vertragichließenden feft, daß dafür die künftige Entwidelung 
des DVerfehrs auf den betheiligten Eijenbahnen entjcheidend fein 
jollte. Dieje Feftitellung ericheint wohl begründet, wenn erwogen 
wird, daß bei Abjchluß des Vertrags Fein bejtimmtes Projekt für 
die Verwendung der Wiefe vorlag, und daß die Klägerin felber, 
bis zu ihrem Schreiben an das Eijenbahnbetriebsamt vom 27. Dec. 
1893, in welchem fie das Eifenbahnbetriebsamt zu einer Angabe 
aufforderte, wieviel und in welchen Grenzen die Wieje für Zwecke 
der Eifenbahn beanfprucht werde, die Berechtigung der Eifenbahn- 
verwaltung zur Verwendung ber Wiefe für Eifenbahnzwede nicht 
beitritten hat. V, 175/96 vom 28. Nov. 

347. UÜL.R Das Berufungsgericht hat die Klage auf 
eine Zantieme abgewiefen, weil nad) dem Vertrage nur eine Hoff- 
nung auf folche gewährt fei. Das Neichögericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiefen. In $. 7 des Vertrags ift neben dem Jahres- 
gehalt von 10000 Mark ein Antheil an dem nad Abzug der 
Adjchreibungen verbleibenden NReingewinn al8 Vergütung für die 
vom Kläger übernommene Geichäftsführung beftimmt und nur die 
Höhe diefes Antheils fol der Feftftellung dur die ZHeilhaber- 
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verfammlung auf Vorfchlag des Beiraths überlaffen fein. Aus Beftimmtheit 
diefer Gegenüberftellung der Vergütung jelbft und ihrer Höhe bee hr 
hätte da8 Berufungsgericht Veranlaffung nehmen jollen, zu prüfen, Bertrags- 
ob e8 nicht der Wille der Vertragichließenden war, unter Aug- bligation. 
Ihluß reiner Willfür die Feitftellung der Höhe des den Gefchäfts- 
führern zu gewährenden Gewinnantheils bem billigen Exmeijen der 
genannten Gejellfchaftsorgane zu überlaffen. War jolches der Wille 
der Betheiligten, fo Liegt ein Flagbares Recht vor. — Vgl. Striet- 
bhorit, 30. 58, ©. 347; 38.20, ©. 137; R.D.9.©. €, Bd. 16, 
©. 431; R.©. €, Bb.8, ©. 230. — U, 227/96 vom 1. Der. 
348. Das Berufungsgericht unterftellt, daß Parteien ur- Erfüllungsort. 
iprünglich vereinbart haben, der Kaufvertrag fol in Berlin durch 
Zahlung des Kaufpreijes gegen Lebergabe des verkauften Pferdes 
Zug um Zug erfüllt werden, Bellagter alfo den Kaufpreis in 
Berlin zahlen. Es findet aber darin, daß Kläger hierauf fich 
damit einveritanden erklärt hat, DBellagter folle das Geld von 
feinem Wohnort an den Kläger fchiden, eine andere Vereinbarung. 
Deshalb ift die in Berlin auf Zahlung des BPreijes erhobene 
Klage abgewiejen; Kevifion zurücdgewiefen. Es mag zugegeben 
werden, daß Parteien hätten vereinbaren Tünnen, Bellagter jolle 
den Kaufpreis zwar von feinem Wohnort an den Kläger Ichiden, 
Berlin folle aber als Erfüllungsort mit den im Gejeß daran 
gefnüpften Wirkungen gelten, Nad Feitftellung des Berufungs- 
gerichts ift aber jolche Vereinbarung nicht getroffen. VI, 243/96 
bom 17. Sept. 
349. Nacd der Ausjage be Reifenden des Klägers will er 
nah) Entgegennahme der Beitellungen ftetS dem Befteller eine 
Kommisfionsnote überreicht haben, welche den VBordrud getragen 
haben foll: „Erfüllungsort Königsberg.” Diefer Vordrud ift 
aber bei den Beitellungen niemals zur Sprache gebracht oder fonjt 
beachtet. Da der Vordrud der Faktura „Zahlungsort ift Königs- 
berg” dem wahren Sachverhalt nicht entiprach, jo braudte er 
nicht beachtet zu werden. Aus dem Stillfchweigen des DBellagten 
läßt fich daher felbft für den Tall, dap er, was dahingeftellt bleiben 
ann, den Sinn des Falturavermerfs erkannt haben follte, nichts 
ableiten. I, 174/96 vom 10, Oft. 
350. %., der STjährige Erblaffer der Kläger, bei welchem Gegenfeitiger 
die Bellagte damals diente, hat mit diefer einen Vertrag ge- ertvag. 
Pragis des Neichögeriht. XXIL. 12 
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Gegenfeitiger fchloffen, in weldem er ihr faft feine fämmtlichen Grundftüde 
Vertrag. und fein bewegliches Vermögen gegen die Verpflichtung übertrug, 
0 ihm lebenslänglich zu verpflegen. Nach 14 Tagen verheirathete 

fi die Beklagte mit ihrem jegigen Chemanne, dem Mitbeflagten. 
Zwifchen diefem und 3. kam es zu Streitigkeiten, derjelbe wurde 
von dem Ehemann mißhandelt. %. Hat deshalb auf Aufhebung 
de8 Vertrags geklagt, nad feinem Xode haben die Kläger das 
Berfahren aufgenommen. Das Berufungsgeriht hat auf Auf- 
hebung erfannt. — Code 1184. — Das Neihegeriht hat auf- 
gehoben, zurüdverwiejen. Das Berufungsgericht hat angenommen, 
der Ehemann babe mit Zuftimmung feiner Ehefrau deren Ber- 
bindlichkeit vertragsmäßig übernommen. Das ift von feiner Partei 
behauptet; es ift auch nicht feftgeitellt, daß ein folcher Vertrag 
zwiichen dem Ehemann und %. geichloffen fe. E& bleibt aber 
zu prüfen, ob nicht die Auflöfung des Vertrags jchon deshalb 
gerechtfertigt ift, weil durch die Verheirathung der Beklagten und 
deren nachträgliches Verhalten die Nichterfüllung des Vertrags 
herbeigeführt if. IL, 77/96 vom 5. Iuni. 

351. Der Kläger hatte dem Bellagten feine Antheile an 
einer Gejellihaft mit befchränfter Haftung verkauft, welche aus 
dem Bellagten, deffen Ehefrau und dem Kläger beftand. Er be- 
fand fid) dem Bellagten gegenüber mit der Erfüllung des Kauf- 
vertrags im Berzuge. — DVgl. 170. — Er wurde deshalb dem 
Beklagten und befien Ehefrau gegenüber mit der Klage auf Ber: 
urtheilung, die Abtretung der früher dem WW. gehörig gewejenen 
Geichäftsantheile im Betrage von 55000 Marf an den Kläger 
als vehtswirffam anzuerkennen und feftzuftellen, daß Kläger mit 
diefen Gejchäftsantheilen Gefellichafter jei, abgemwiefen. WRevifion 
zurüdgewiefen. Denn c8 beruht auf einer Verlegung der vom 
Kläger übernommenen Vertragspflicht, daß bdiejer die Gefchäfts- 
antheile, auf welche fich feine Eigenjchaft als Gejellichafter gründet, 
noch inne hat; und der Kläger begeht einen Mifbraud) des durd) 
dieje Vertragsverlegung geichaffenen Rechtszuftandes, wenn er den 
jelben dazu benugen will, die Anerkennung feiner Rechtsanftellung 
al8 Gejellichafter durchzufegen, die er nicht haben würde, wenn 
er feiner Bertragspflicht nachgefommen wäre. Die Feitftellungs- 
Hage war an fich begründet, weil die beiden Beklagten in der 
Generalverfammlung der Gefellichaft zufammen e8 waren, welche 
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die Anerkennung des Klägers als Gefellichafter vereitelt haben. Gegenfeitiger 
Aber der Klage fteht die Einrede der Arglift entgegen. I, 75/96 Tertrag. 
vom 10. Yunt. 

352. Der Kläger hatte im Oftober 1892 den vordem in 
E.N.’3 Verlag erichienenen „Generalanzeiger und den „Münchener 
MWohnungsanzeiger” gekauft. Der Kaufpreis jollte in Monats- 
raten gezahlt werden, mit 100 Mark an ®., mit 83 Darf 34 Pf. 
an die N. Die Inhaber von N.’ Verlag verjpradhen, innerhalb 
der nächiten zehn Iahre weder ein ähnliches Gefhäft in München 
zu begründen nod) an einem jolchen fich direft oder indirelt zu 
betheiligen. Im März 1893 bot Kläger nod eine Monatsrate 
von 83 Mark 34 Pf. an, die zurücgewiejen wurde. Im April. 
1893 erichien ein neuer Wohnungsanzeiger im Verlage der Tochter 
der R.: „Drud EN.8 PVerlag.” Die Klage wider P., die N. 
und deren Tochter, daß fie nicht berechtigt feien, den Wohnungs- 
anzeiger oder ein Ähnliches, die Umgehung des Kaufvertrags be- 
zwedendes Erzeugniß herzuftellen und zu verbreiten, und auf 
Schadenserfag wurde abgewiefen. Ebenfo aber auch die Wider- 
Hage der N., welder B. feine Kaufpreisraten abgetreten hatte, 
auf Zahlung der verfallenen Raten von 4583 Mark 50 Pf. Die 
Nevifion der Widerflägerin ift vom Neichsgericht zurückgewieien. 
Das Bayerische Landredht S. 11, Ziff. 2, Thl. IVe, 5 fchließt den 
Rücktritt des einen Kontrahenten wegen Nichterfüllung des anderen 
aus, fteht jomit bezüglich der gegenfeitigen Verträge auf dem Boden 
des Gem. R. Allein der eine Kontrahent kann die Leiftung des 
anderen nur fordern, wenn er feine Gegenleiftung gewährt hat 
oder zu gewähren bereit ift. Daraus, daß auch der Gegentontra- 
hent nicht erfüllt, fannn nicht folgen, daß der Kontrahent, der aud 
nicht erfüllt hat, die Einwendung, daß er nicht erfüllt Habe, nicht 
mehr gegen fich gelten laffen müßte. Die bedungene Unterlafjung 
der Konkurrenz war ein Hauptbejtandtheil des Kaufvertrage. Mit 
Uebertragung des Wohnungsanzeigers haben B. und N. nur theil- 
weife erfüllt; den Erfolg ihres vertragswidrigen Handelns gegen 
die andere Verpflichtung Lünnen fie nicht mehr rüdgängig machen; 
fie haben injoweit die Unmöglichkeit der Erfüllung felbjt verfchuldet. 
(Bgl. Bd. IV, 529; 8.0.9.6. €, 38.12, Nr. 73.) In foldiem 
Tall fteht der Klägerin nur ein Anipruch nah Berhältniß des 
GSeleifteten zu. Da aber au der Klägerin und dem P. theil- 
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Gegenfeitiger weife geleiftet ift, jo ift es ihre Sade, darzuthun, daß ihre und 


Bertrag. 


P.8 Leiftung durch das ihnen Geleiftete nod) nicht gededt fei, in- 
wieweit fie nad) Verhältnig des Geleifteten zu dem Nichtgeleifteten 
noh Anjprüde an die Kauffumme erheben können. — Vgl. Bd. VI, 
578; Seuffert, Ardhiv, Bd. 34, Nr. 191. — In biejer Weife hat 
Widerflägerin ihren Anfprud) nicht begründet. VI, 36/96 vom 
15. Suni/9. Sul. 

353. Den Anfpruh auf die Gegenleiftung hat die Käuferin 
nicht dadurd) verwirft, daß fie in der Abforderung jfäumig ge- 
weien ift. Das Kammergeriht hat die Käuferin bedingt zur 
Zahlung des Kaufpreifes verurtheilt. Das Reichsgericht hat die 
Repijion mit der Maßgabe zurüdigewieien, daß die Beflagte be- 
rechtigt ift, gegen Zahlung von 1575 Mearf fammt Zinfen und 
Koften, die Abgabe von 300 Tonnen Cement aus dem Gefchäfts- 
lofal der Klägerin zu verlangen. Die Abholung entipradh dem 
Bertrage. I, 103/96 vom 27. Iuni. 

354. Kläger hat dem Belflagten fein Haus verkauft und 
übergeben. Die Auflaffung kann er nicht bewirken, weil für bie 
9. nad) der Uebergabe eine Vormerkung eingetragen ift, den Ver- 
fauf des Grundftüds durch ihren Ehemann an ben Bellagten anzu: 
fehten. Die Klage auf Zahlung der Zinjen des Kaufpreijes ift 
abgewiefen. Die Verpflichtung des Käufers zur Zahlung von 
Zinfen, weil er das Haus nüßt, ift zwar in SS. 109 FF... R. 1, 
11 gefetlic) geordnet, unterfteht aber den allgemeinen Regeln über 
die Erfüllung feiner Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage, jodaß 
8. 271, I, 5 anzumwenden. $. 222 I, 11 fett voraus, daß der 
Verkäufer jchon erfüllt hat oder zur Erfüllung bereit ift, und nun 
erit Anfprüce Dritter oder Gewährsmängel zum Vorfchein fom- 
men; dann joll der Käufer hinterlegen. Anders liegt die Sadıe 
hier, wo der Verkäufer nicht aufgelaffen, aljo noch nicht voll- 
ftändig erfüllt hat, und zur Zeit aud nicht auflaffen fann. Von 
den Zinfen gilt nichts anderes als vom Kapital. V, 33/96 vom 
24. Suni. DBgl. 489. 

355. Seh8 Fabrifanten hatten eine Vereinbarung getroffen, 
um die durd) gegenfeitige Unterbietungen eingetretene Entwerthung 
ihrer Glycerinfabrifate zu befeitigen. iner diefer Fabrifanten 
bat in einem Yalle einmal eine bedeutende Zumwiderhandlung gegen 
die auf fünf Jahre gefchloffene Vereinbarung begangen. Der Be- 
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lagte hat deshalb die Wiederauflöfung des ganzen Vertragsver- ar 
hältnifjes begehrt. Das Berufungsgericht hat den Antrag abge- 
wiefen. Bei der nad) richterlichem Ermeffen zu prüfenden Erheb- 
lichkeit durfte, gerade bei der Einheitlichfeit des ganzen Vertrages, 
auch das Moment berüdfichtigt werden, daß es fih um eine die 
Produktion von jechs Firmen einjchließende Vereinbarung nicht 
bloß um ein Gefellichaftsverhältnig zwifchen der Widerflägerin 
und jener Tontravenirenden Firma handelte. Die gerügte DVer- 
legung von Code 1184, 1871 liegt nicht vor. Bezüglich der 
Kontravention zweier anderer Firmen darf angenommen werden, 
daß eine Gefammtprüfung jtattgefunden hat, daß aber das Be- 
rufungsgericht den nad feiner Anficht fauım überhaupt in Betracht 
fommenden Handlungen diejer beiden Firmen nicht die Bedeutung 
beigelegt Hat, daß fie das an der Zuwiderhandlung der erjten 
Fıma vermißte Maß an Erbeblichkeit ergänzen. II, 15796 vom 
6. Oft. 

355b. Nad) dem Kaufvertrag erfolgt die Uebergabe fofort, 
die Auflaffung foll in kurzer Zeit bewirkt werden; Käufer zahlt 
jofort 6000 Marf. Der Reit von 33650 Mark ift auf das 
Gebäude fiher zu ftellen. Sie follen zwar ein Jahr ungefündigt 
bleiben. Sollte jedocdy Verkäufer des Kaufgelds zum Anfauf eines 
andern Grundjtüds bedürfen, jo find diefelben nach dreimonat- 
licher Auffündigung zu zahlen. Sämmtlicdhes Kaufgeld ift vom 
Tage des Vertrags zu verzinjen. Die Kündigung ift erfolgt; mit 
dem Einwande, daß fie nicht hätte erfolgen dürfen, jolange nicht 
aufgelaffen war, wurde Beflagter nicht gehört. Allerdings hat 
der DVerfäufer mit der Auflaffung zu beginnen, wenn der Kauf- 
preis frebditirt if. Der Beklagte hätte deshalb die joforige Auf: 
lafjung ohne GSegenleiftung fordern künnen, folange das Kaufgeld 
unfündbar war. Daß aber, wenn die Bedingung der Kündbarkeit 
eingetreten war, Verkäufer erjt hätte auflaffen müfjfen, um fün- 
digen zu fönnen, geht aus dem DBertrage nicht hervor. Wäre 
eine diesfallfiige mündliche Verabredung getroffen, jo war fie 
gegenüber der fchriftlich vereinbarten bedingten Kündigung uner- 
heblih. Damit Bellagter in der Lage fei, anderweit Hhpothef 
aufzunehmen, war das nicht erforderlid. Denn die Eintrags- 
bewilligung Tann bei der Auflafjung erfolgen. V, 90/96 vom 
10. Ott. 


Gegenfeitiger 
Vertrag. 
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356. Da der Beklagte nicht im Stande war, fein Accept 
über 8367 Mark 40 Pf. einzulöfen, fchloß Kläger mit ihm am 
1. Behr. 1895 einen Kaufvertrag ab, durch welchen ihm der Be- 
flagte 800 Gentner Ballonen zum Preife von 8300 Marf ver- 
kaufte und fich verpflichtete, ihm diefe Waare (einen Gerbitoff) 
bis Tängftens A. Febr. 1895 früh 9 Uhr fchriftlich oder telegra- 
phiich „Franco Triest” überweijen zu laffen. Der Beklagte machte 
fich gleichzeitig verbindlich, dem Kläger Alles zu erjegen, was er 
in der Zeit vom 1. Febr. ab in drei Monaten an der Waare 
verlieren follte, während Kläger fich verpflichtete, dem Beflagten, 
fall8 diejer im Laufe eines Vierteljahres die Waare befjer ver- 
faufen fönne, fie gegen Erjat von 8367 Mark 40 Pf. nebit Zinfen 
wieder zu überlaffen. Für den Ball der Ueberweifung der Waare 
übernahm Kläger die weitere Verpflichtung, den erwähnten Wechjel 
nicht vorzuzeigen und ihn dem Beklagten zurüdzujenden. Nod) 
am 1. Febr. 1895 wurden die 800 Centner Vallonen dem Kläger 
telegraphifch zur Verfügung gejtellt. Diefer ließ den Wechjel nicht 
vorzeigen, erklärte aber dem Beklagten, al® er Ueberjendung des 
Wecdjjeld verlangte, dies Fünne erit dann gejchehen, wenn er die 
bereit8 in Zrieft erwachlenen Koften nebjt den Lagerfoiten für ein 
Vierteljahr bezahle. Am 22. Mai 1895 ließ Kläger die 800 
Centner Vallonen in Trieft zu einem Cinheitspreis von 4 Gulden 
10 Kreuzer öfterreichifche Währung verfteigern, fo daß er im Ganzen 
1668 Gulden 78 Kreuzer erlöfte. Der Bellagte ift verurteilt, 
an Kläger 6300 Mark 58 Pf. nebit Zinjen zu bezahlen. Revifion 
zurüdgewiejen. Selbjt wenn darin, daß der Kläger den von dem 
Beklagten acceptirten Wechfel nicht zurüdjandte, eine Verlegung 
des Vertrags enthalten wäre, würde dies dem Beklagten nicht das 
Recht geben, vom Bertrage zurüdzutreten. Er hätte vielmehr nur 
Auflöfung des Vertrags beantragen dürfen. (Code 1184.) Aus 
der Unterlaffung der Rüdjendung des Wechjeld würde ferner nicht 
folgen, daß der Kläger nicht berechtigt gewejen fei, die ihm über- 
wiejene Waare zu verkaufen. Das Dberlandesgericht hat ohne 
Rectsirrthum feftgeftellt, der Kläger jet berechtigt gewejen, den 
Wecjjel, den er dem Beklagten zurüdgeben follte, jo lange zurüd- 
zubehalten, bi8 der Beklagte feiner Verpflichtung, die dem Kläger 
überwiejene Waare von dem durch den Spediteur geltend gemachten 
Pfandrecht zu befreien, nachgefommen fei. Daß der Bellagte nad 
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dem Bertrage hierzu verpflichtet war und daß er in diejer NRid- © 


tung vorzuleiften hatte, ift einwandfrei feitgeftellt worden. ‘Dar- 
aus Fonnte aber ohne RechtsirrthHum der Schluß gezogen werden, 
daß dem Kläger eine Vertragsverlekung überhaupt nicht zur Laft 
falle. II, 297/96 vom 17. Nov. 

357. Der dritte Ceifionar des DVerfäufers Flagt gegen den 
Käufer auf den Reftlaufpreis eines Grundftüds. WBellagter beruft 
ih auf $. 6 des zwilchen ihm und W. geichloffenen Kaufvertrages, 
laut welhdem W. fich verpflichtet Hat, ihm Tpäteftens am 1. Iuli 
1895 die notariell beglaubigte und in das Grundbuch einzutragende 
Erklärung eines Hhpothefengläubigers beizubringen, daß die vom 
Bellagten in Anrechnung auf den Kaufpreis übernonmene Hypo- 
thef in Höhe von 50000 Marf bei pünftlicher Zinszahlung erit 
am 1. Yuli 1904 fällig fein folle. Diefer Verpflichtung fei W. 
nicht nacdhgelommen. Dadurch fei das Grundftüd nothleidend ge- 
worden und dem Beflagten ein die Klageforderung überfteigender 
Schaden entitanden. W., der NRechtsvorgänger des Klägers, hat 
die ihm nad) dem Vertrage vom 13. Febr. 1891 obliegende Ber: 
bindlichkeit, die Stundung eines auf dem an den Bellagten ver- 
 Tauften Grundftücde haftenden Hypothefenfapitales bis zum 1. Yuli 
1904 herbeizuführen, nicht mangelhaft, fondern gar nicht erfüllt 
und, wenn man aud) dieje Verpflichtung nicht für fich allein, Jondern 
als integrirenden Theil der dem W. obliegenden Gejammtverbind- 
(ichfeit betrachtet, jo liegt in der Entgegennahme der Auflaffung 
jeitens des Beklagten im 9. 1891 feine Annahme einer mangel- 
haften Xeiftung, weil die Pflicht zur Herbeiführung der Stundung 
erft am 1. Yuli 1895, alfo gleichzeitig mit der eingellagten Forde- 
rung fällig wurde, aljo in ihrer Nichterfüllung zur Zeit der Auf- 
laffung ein Erfüllungsmangel nicht lag (vgl. Förfter- Eccius, 
6. Aufl., Bd. 1, 8. 33, ©. 489, Anm. 14). V, 170/96 vom 
25. Nov. 

358. Im Fall Bd. XXI, 304 hat das Berufungsgericht nun 
die Klage abgewiejen. Das Berufungsgericht legt ohne Gefekes- 
verlegung den Pachtvertrag dahin aus, daß Beklagte berechtigt 
war, ohne Refiliationsklage vom Bertrage zurückzutreten, wenn 
Kläger ihre Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllten. Diefe war 
gegeben durch die am 1. Sept. 1893 erfolgte Weigerung der 
Kläger, die ihnen an diefem Tage in ihrer Wohnung durd einen 


egenfeitiger 
Bertrag. 
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Gegenfeitiger Angeftellten der Bellagten abgeforderte Schuld für die DBierliefe- 


Bertrag. 


rungen vom 16. bi8 inkl. 31. Aug. 1893 im Betrage von 
928 Mark 24 Pf. zu bezahlen, und durch die thatfächliche Unter- 
laffung diefer Zahlung bis zum 29. Sept. 1893, troß der am 
11. Sept. 1893 erfolgten Vertragsfündigung und der etwa gleidh- 
zeitigen gerichtlichen Betreibung diefer Schuld. Denn nad) dem 
DBertrage waren die Bierrechnungen alle acht Tage baar zu be- 
zahlen, und der Vertrag legte den Klägern die Pflicht pünktlicher 
Erfüllung diefer Zahlungsverbindlichkeit auf. Wenn die Kläger 
jest ihre Zahlungsverweigerung damit begründen wollten, daß 
Beklagte ihrerjeits ihrer vertragsmäßigen Verpflichtung zur Bier- 
fteferung nicht nachgefommen ei, fo ift diefer Einwand auf Grund 
der Ausführungen des reichögerichtlichen Urtheils zurüdzumeifen. 
Denn bis zum 31. Aug. 1893, alfo in der Zeit, für welche die 
Bierpreisfchuld erwachjien war, hat die Beklagte ihre Verpflichtung 
zur Bierlieferung erfüllt, und die nach der Zahlungsperweigerung 
der Kläger vom 1. Sept. 1893 erfolgte Einftellung der Bierliefe- 
rungen hat ein Recht der Kläger, die Erfüllung der bereits vor- 
ber fälligen Leiftung zu verweigern, ebenfowenig begründen fönnen 
wie die am 6. Suni 1893 auf 1. Sept. 1893 feitens der Beklagten 
erfolgte Vertragsfündigung. Einer Verzugfegung vor Ausübung 
des vertragsmäßigen Auflöfungsrechts hat e8 nicht bedurft, da die 
Beklagte aus der Nichterfüllung der von den Klägern gefchuldeten 
Zeiftung feinen Schadenserfagansprud, jondern nur die Auflöfung 
des Vertrages ableitet. Auch eine angeblich fchlechte VBermögens- 
lage der beflagten Gefellichaft hätte die Zurücdhaltung der fälligen 
Zahlung nicht begründet; die Vorausfegungen des B.L.R. 1188 
find nad Feiner Richtung gegeben. Die Zahlung vom 29. Sept. 
1893 ift unerheblich, weil fie erft erfolgte, nachdem die Beklagte 
bereits in vechtswirffamer Weife von ihrem Vertragsauflöfungs- 
rechte Gebrauch gemacht Hatte. Nevifion zurückgewiefen. IL, 313/96 
vom 18. Dec. 

359. Der Käufer Hatte die Auflaffung nicht entgegen- 
genommen und die bei der Auflafjung zu zahlenden 3600 Mart 
Kaufpreis nicht gezahlt, weil auf dem Grundftüd von ihm nicht 
übernommene 72 Mark 15 Pf. Gerichtsfoften eingetragen waren, 
die der Verkäufer nicht heruntergefchafft Hatte. Weil Kläger in 
Solge dejjen nicht im Stande war, die Hypothefenzinjen zu zahlen, 
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ist das Grundftüd fubhaftirt. Verkäufer fordert Entichädigung. ee 
Damit ift er vom Berufungsrichter abgewielen. Das KReichs- 
gericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. ‘Die Annahme des Be- 
rufungsrichters, daß der Käufer eine nicht vertragsmäßig be- 
Ihaffene Sadje, 3. B. ein mit nicht übernommenen HYypothefen 
belaftetes Grundftüdk, nicht zu übernehmen brauche, und zwar 
jelbft dann nicht, wenn der Verkäufer bereit ift, fich die Zurüd- 
haltung eines verhältnigmäßigen Theiles des Kaufpreifes gefallen 
zu laffen, ift grundfäßlich richtig (8. 27 AU.LU.NR. LI, 5, und 
SS. 124 und 215, L, 11). Die Anwendung auf den vorliegenden 
Tall enthält aber eine Weberfpannung diefe8 Prinzips. Cs ift 
unzweifelhaft, daß Verkäufer im Stande war, die Xöjchung der 
äußerjt geringfügigen Gerichtsfoftenhhypothef zu bewirken, welche 
an demjelben Orte zu zahlen war wie der Kaufpreis von 3600 
Marl. Die Löihung braudte nur Zug um Zug gegen Entgegen- 
nahme der Auflaffung und Zahlung der 3600 Mark zu erfolgen. 
Daß Kläger die Köfchung auch bei der Auflafjung hätte herbei- 
führen Tönnen, wenn Bellagter feinen gleichzeitig fälligen Ver- 
tragspflichten genügt hätte, kann nad) den Umftänden des vor- 
liegenden Yalles mit Grund nicht bezweifelt werden. Seine Be- 
reitihaft zur Herbeiführung der Löfchung Hat Kläger behauptet 
und Beflagter hat fie in fubjtantiirter Weife nicht einmal be- 
ftritten. V, 205/96 vom 19. Dec. 

360. Der Kläger übertrug dem Beflagten die Allein- 
anfertigung und den Alleinverfauf feiner photographiichen Apparate 
nad ihm ertheilten Deutjchen Reichspatenten. Der Beklagte über: 
nahm die bereits angefertigten Apparate zu beftimmten Preifen 
und verpflichtete fih, den Kaufpreis in vier aufeinander folgenden 
Vierteljahrsraten zu zahlen. Bon allen jpäter herzuftellenden 
Apparaten follte Kläger 4 Proz. des Ladenpreifes erhalten. Er 
verpflichtete fih, die Patente aufrecht zu erhalten. Die Patent- 
taren follten von dem Beklagten nad) dem 4. Mai und vor dem 
1. Suni jeden Iahres an das Patentamt gezahlt und der Betrag 
von dem Flägeriichen Guthaben abgezogen werden. Beflagter hatte 
die Quittung vor dem 1. Juni eines jeden Jahres an den Kläger 
einzufenden; wenn diejes nicht gejchehe, follte Kläger den Beklagten 
mahnen. Die Verantwortung für die ordnungsmäßige Einzahlung 
blieb Sadhe de8 Klägers. Sollte das Patent dem Kläger zwei 
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Gegenfeitiger Iahre lang weniger abwerfen, al® die Patenttaren betrügen, jo 


Vertrag. 


jollte e8 ihm freiftehen, das Patent verfallen zu lafien; dem Be- 
flagten folle e8 aber auch dann geitattet jein, das Patent durch 
Zahlung der Taren aufrecht zu erhalten. Kläger hat den Preis 
für die vom YBellagten zu übernehmenden Apparate auf 8435 Marf 
berechnet, worauf Bellagter 2020 Mark 66 Pf. gezahlt Hat. Mit 
der Klage auf 5996 Mark 30 Pf. ift Kläger rechtskräftig ab- 
gewiefen, obwohl er die Apparate übergeben hatte. ‘Denn Kläger 
hatte verfprochen, die Apparate, welche bei einer Unterjuchung als 
nicht regelmäßig funttionirend gefunden würden, vepariren zu lafjen. 
Elf Apparate erwiejen fich als fehlerhaft. Der Kläger hat fie nicht 
repariren laffen. Sein Anfprud) war nur in Höhe von 1545 Marf 
für die brauchbaren Apparate begründet, im Webrigen ftand ihm 
die Einrede des nicht erfüllten Vertrags entgegen. Die Wider- 
flage auf Rüdzahlung wurde auch in Höhe von 475 Mark 66 Pf. 
als nach 8.343 A.L.R. L 5 verjährt abgewiefen. Während des 
Prozefies waren die Patente wegen Nichtzahlung der Gebühr ver- 
fallen. Kläger Hat fi) dann erboten, die Apparate repariren zu 
lajien, und von neuem Klage auf Zahlung von 5996 Mark 
30 Pf. erhoben. Damit ift er abgewiejen, Revifion zurücgewiejen. 
Denn der PBatentichug war eine jtilljchweigend vorausgejette Eigen- 
Ihaft der Apparate. Bellagter war, folange Kläger mit feinen 
Leiftungen im DVerzuge war, zur Entridhtung der Patentgebühren 
nicht verpflichtet. Das Berufungsgericht hat ohne Gejetesver- 
legung angenommen, Kläger hätte fo lange, bi er feinerjeits den 
Bertrag erfüllt Hatte, die Patentgebühren verlegen möüljen; die 
weitere Beitimmung des Vertrags, wonad) Kläger berechtigt ge- 
wejen, die Patente verfallen zu laffen, wenn diefelben zwei Jahre 
hindurd weniger eingebracht hätten, al8 die Patenttaren betrügen, 
habe erjt in Wirkjamfeit treten können, nachdem der Kläger den 
Beklagten in den Stand gefegt haben würde, die Patente in vollem 
Umfange durdy den Vertrieb der Apparate auszunugen. E8 ift 
auch nicht zutreffend, wenn der Revifionsfläger geltend macht, 
Beflagter habe dur fein Verhalten zu erfennen gegeben, daß er 
den Vertrag nicht erfüllen wolle; e8 habe ihm, dem Kläger, daher 
nicht zugemuthet werden fönnen, die Batentgebühren weiter zu be- 
zahlen. Diefes hätte fich vielleicht geltend machen laffen, wenn 
Kläger einen Anfprud) auf Schadenserjaß erhoben und Bellagter 
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hiergegen den Einwand vorgejchügt hätte, dak Kläger die Patente u 
habe verfallen laffen. Kläger Hat aber Erfüllung ded Kaufver- 

trag8 gefordert. Hierzu ift er nur berechtigt, wenn er feinerfeits 

erfültt. VI, 409/96 vom 30. Dec. 

361. Der Kläger hatte dem Beklagten und deffen Bruder ein Causa. 
Haus verkauft. Die Käufer hatten 10000 Mark auf den Kaufpreis 
gezahlt; wegen des Nücditandes von AO0O0OO Marf Hat Kläger die 
Subhajtation ausgebracht und das Haus für 1000 Marf eritanden. 
Seine auf einen Theil des Ausfalls erhobene Klage ift abgewiejen. 
Denn Kläger hatte mit den Käufern verabredet, fie follten der 
Subhajtatiton feine Echwierigkeiten in den Weg legen; dann würde 
er feine Anjprüdhe auf den Rüditand erheben. Die Käufer hatten 
feine Schwierigfeiten_erhoben. Wenn die Abrede auch dahin ge- 
gangen, Käufer follten im Verfteigerungstermine feine Gebote ab- 
geben und feine anderen Bieter herbeilchaffen, jo würde dieje Ab- 
rede doch nicht gegen die Pr. Verordnung vom 14. Suli 1797 
verftoßen. Denn dieje ift nur zum Schute des Schuldners und 
der Hppothefgläubiger gegeben. Die Schuldner Hatten hier aber das 
größte Interefje an der Aufrechterhaltung der Abrede. Und dafür, 
daß dritte Hhpothefgläubiger durch die Abmachung benachtheiligt 
und gefährdet feien, liegt nichts vor. III, 190/96 vom 3. Yuli. 

362. Die Ehefrau hatte, nachdem fie das Grundftüd in 
der Erbauseinanderjegung über den Nachlaß ihres eriten Che- 
manns übernommen hatte, die ideelle Hälfte ihrem zweiten Che- 
mann aufgelaffien. Damit war das ohne die Beobachtung der 
Vormen der SS. 198, 200 AL. R. I, 1 mündlid) gejchloffene, der 
Auflaffung zu Grunde Tiegende angeblich Läftige Gefchäft geheilt. 
— Bol. Bd. XIX, 315. — Mllein die erjtehelichen Kinder haben 
unter Beweis gejtellt, daß nad) der Vereinbarung der Eheleute 
der Belflagte durdy die Auflafjung nur in Nüdficht auf fein ehe- 
männliches Verwaltungs und Nießbraudhsrecht während der Ehe 
in den Stand gejett werden follte, nad) außen hin über das 
Grundftüd zu verfügen und als eingetragener Eigenthümer in 
Gemeindeangelegenheiten zu ftimmen; wie denn der Ehemann das 
ganze Grundftüd in das Nachlaßinventar aufgenommen und den 
Miterben in der Nachlaßverhandlung für das ganze Grundftüd 
einen Preis geboten habe. Diefer von den Klägern zu führende 
Beweis war zu erheben. IV, 109/96 vom 22. Dft. 


Causa. 
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363. Der Kläger hat fih dem Bellagten gegenüber ver- 
pflichtet, in der Zmangsverjteigerung, die über fein Grundftüd 
auf Antrag des Bellagten eingeleitet war, nicht mitzubieten, da- 
mit Beflagter das Grundftüd erftehe, und DBeflagter hat fich, 
wofern dies gefchehen und er das Grundftüd des Klägers erftehen 
würde, verpflichtet, ihm ein Haus zu erbauen und die jett frag- 
tihe Parzelle herauszugeben. Diejes Abfommen entipridt an 
fih dem Thatbeftande, welchen die Verordnung vom 14. Yuli 
1797 vorausfeht. 8 mag fein, daß nad) der ratio legis und 
nad) $. 3 der Verordnung diefe nicht Pla greift, wenn ein Nadj- 
theil für die Intereffenten der Subhajtation nicht vorliegt und 
nicht vorliegen kann (vgl. O.T. E., Bd. 64, ©. 395, und R. ©. E., 
DB). 20, ©. 250). Hier fteht aber feit, daß nicht bloß der Be- 
Hagte mit einem XIheile feiner Yorderung, jondern daß auch die 
ihm nachftehenden Hypothefengläubiger ausgefallen find. Dadurch, 
daß lettere anderweitig gededt fein follen, wird die Anwendbar- 
fett der PVerordnung nicht ausgejchloffen, denn es bleibt doc) 
immerhin beftehen, daß in der Subhaftation ein zu ihrer Be- 
friedigung Hinreichendes Meiftgebot nicht erzielt worden tft. Die 
Klage aus dem Abkommen ift abgewiefen. V, 152/96 vom 
14. Nov. | 

364. AL. R. Der Kläger Hatte der Beklagten, auf deren 
Hof für ihn eine Hypothek von 3300 Mark haftete, mündlich ver- 
Iprochen, .er wolle ihren Hof gänzlich jchuldenfrei ftellen, wenn 
fie feinen Bruder heirathe. Am Hochzeitgmorgen hat er da® ge- 
ändert. Er hat der Beklagten jet nur 1200 Mark erlafjen, und 
ihr die Erlaubniß ertheilt, auf feinem Moore 200000 Soden 
Torf zu Stechen. Wenn Beflagte damit nicht zufrieden fei, fünne 
aus der Hochzeit nichts werden. Beklagte jet nach Behauptung 
des Klägers damit zufrieden gewefen, darauf jeien fie zum Standes- 
amt gefahren. Wenn auch der Rüdtritt von einem bloß münd- 
lichen Bertrage über Handlungen vor deren Leiftung an fid 
zufällig ift, jo fünnte in einem bloßen Rücktritt unter den 
vorliegenden Umijtänden ein DVerftoß gegen die Ehrbarfeit und 
guten Sitten gefunden werden: da die veriprochene Mitgift erft 
die Heirath ermöglichen follte, wa8 dem Kläger befannt war, und 
der Rücktritt erft am Hochzeitsmorgen erklärt wurde, nachdem alle 
Vorbereitungen zur Chefchließung getroffen waren. Der Beklagten 
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wäre damit zugemuthet, ihr Cheveriprecdhen zu brechen. Auc 
war der Berufungsrichter befugt, diefen Gefichtspunft von Amts 
wegen zu berüdfjichtigen, ohne daß er geltend gemacht war. Denn 
e8 handelt fih darum, ob der NRüdtritt nichtig — 88.6, 7 
AUR. LI 4 — und deshalb unbeadhtlid) if. Allein nad) der 
Behauptung des Klägers foll dur einen neuen Vertrag nad) 
dem Rücktritt die Herabjegung der Mitgift auf 1200 Marf ver- 
einbart jein. Dann wäre die Eheichliefung die Erfüllung des 
legten und nicht des erjten Vertrags, ohne daß die Annahme ge- 
rechtfertigt ift, daR weil die Beklagte ohne Verftoß gegen die 
guten Sitten nicht habe zurücktreten können, jchon das, was bis 
zu dem behaupteten Rücktritt gejchehen fei, dem wirklichen Ehe- 
abichluß bezw. der Wirkjamkeit des mündlichen Veriprechens gleich 
zu adıten fei. V, 339/96 vom 19. Dec. 

365. Beim Perfaufe eines zur Benukung für Unzuchts- 
zwede beitimmten Haufes mag die Auffaffung von II, 51/90 
vom 22. April (Bd. X, 357) berechtigt fein, obwohl in III, 200/90 
dem Käufer eines ihm fodann nicht gelieferten Haujes das Recht 
abgejprochen ift, vom vertragsbrücdigen Verkäufer den Erjag des 
Gewinns zu verlangen, der ihm dadurch entgangen fei, daß er 
nun eine fih ihm darbictende Gelegenheit, das Haus zu Unzuchte- 
zweden um einen bejonders hohen Preis weiter zu verkaufen, 
nicht habe benußen fünnen, und zwar deshalb abgejprocden ift, 
weil ein folher Weiterverfauf feine „honesta causa” gewejen 
fein würde. Iedenfalls Liegt die entjprechende Trage bei der Ber- 
miethung eines Haufes nod) wefentlic) anders al8 beim Verkaufe. 
Denn bei einem folchen Miethsvertrage beiteht die vertragsmäßige 
Leiftung des Vermiethers in der fortdauernden Gebraudhsgewährung 
zu dem umfittlichen Zwede Gin Miethövertrag, der nad dein 
übereinjtimmenden Bemwußtfein beider Kontrahenten da vermiethete 
Haus als Bordell dienftbar machen fol, darf nicht als gültig 
behandelt werden, da alle Verträge, deren unmittelbarer Inhalt 
gegen die guten Sitten verftößt, nichtig find, nad L. 4 C. de 
inutil. stip. 8, 39 (38). Sedenfalls muß ein folder Miethe- 
vertrag für ungültig erklärt werden, in dem, wie hier, der Mieths> 
zins wegen ber beabfichtigten Verwendung des vermietheten Haujes 
zum Bordell wefentlih höher angefegt ift. Hier würde der DBer- 
miether doch mindeftens den betreffenden Theil des Miethszinjee 
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aus einem an fich unfittlichen und gefegwidrigen Grunde erhalten, 
und da nicht erfennbar wäre, welchen Theil, würde dann nad) 
der Analogie von L. 44, D. de C. E. 18, 1 der ganze Vertrag 
nichtig fein. Das Neichsgericht hat die Klage auf den Mieths- 
zind abgewieien; die Abweifung der auf Schadenserjag erhobenen 
Widerflage aber aufrecht erhalten, weil der Kläger dur Aus- 
nutung der Bollftredbarkeit des früheren Ermiffionsurtheils und 
der vorläufigen VBollftredbarfeit des Berfäummißurtheils feine 
MWiderrechtlichfeit begangen hat. VI, 234/96 vom 7. Der. 

366. Der Bellagte war eine Ceffionsvaluta von 9300 Mart 
für eine ihm abgetretene Hhpothef von 9000 Mark fammt rüd- 
ftändigen Zinfen jchuldig geworden. Da er baares Geld nicht 
hatte, acceptirte er dem Gedenten in Höhe der Ceilionsvaluta 
MWechiel, und gab ihm diefe an Zahlungsitatt. Einer diejer Wechfel 
über 3000 Marf ift verjährt. Der BVerflagte ift auf Grund 
Art. 83 der Wechfelordnung zur Zahlung von 3000 Mark ver- 
urtheilt. Revifion zurüdgewiejen. Unerheblic), welchen Werth 
die Hhpothefenforderung an fich gehabt Hat, und welche Ceffions- 
valuta Beflagter jpäter bei Weiterveräußerung der Hypothek er- 
halten bat. IV, 27/96 vom 18. Juni. 

367. Im Fall 523 Hatten 5. & Co. zwei Wechjel über je 
4000 Mearf begeben, die Indofjatare Hatten fie gegen Sch. ein- 
geklagt; feine Behauptung, daß die Kläger nur Inlafjomandatare 
von %. & Co. jeien, und daß ihnen befannt gewejen, daß die 
MWechjel aus reinen Differenzgejchäften herrühren, war durch den 
Eid der Kläger befeitigt. Sc. hat in Folge feiner Verurtheilung 
die Wechjjel an die Indoffatare bezahlt. Auch wenn die Wechiel 
nur zahlungshalber an 3%. & Co. gegeben wären, fanı Sc. den 
eingezogenen Betrag nicht von %. & Co. zurüdfordern. Dal. 
Bd. XX, 333. Was Sc. an die Indoffatare gezahlt hat, ift 
ihm nicht widerrechtlich abgenöthigt — 8.207 ULER.L 16 —; 
vielmehr waren die Inkafjomandatare in ihrem guten Nedt. 
Bon der Beflagten kann der Bezahlte nicht fondizirt werden, weil 
diefe das auf Grund der Yudifate Gezahlte nicht erhalten Hat, 
da8 durch die Begebung der Wechjel Erhaltene aber nad) dem 
Gejet behalten darf, weil e8 nicht als rechtswidrige Bereicherung 
gilt. Die Beklagte war nicht behindert, fi) durch YBegebung der 
an ihre Drdre geftellten Wechfel vorläufig bezahlt zu machen, 
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wenn ihr nicht durch bejondere Abrede die Begebung des Wechiels 
unterfagt war. Aus S.5TTUUNR. IL 11 ift nit abzuleiten, 
daß fie zur Begebung der Wechjel unter Verfchweigung des un- 
Eagbaren Schuldgrundes nicht befugt gewelen jet. “Denn das 
Gefet verfagt nur die Klage, nicht die Befriedigung des Gläubigers 
auf anderem Wege. I, 93/96 vom 22. Juni. 

368. Der Bellagte fchuldete der Klägerin 1673 Marf 
44 Pf. Kaufpreis für gelieferte Waaren, drei Monate nad) der 
Lieferung, alfo am 14. Sept. 1894 zu bezahlen. Statt des ver- 
fangten Accepts auf diefen Zahlungstermin fandte er einen von 
ihm acceptirten erit am 1. Nov. 1894 zahlbaren Wechjel. Ber- 
fäuferin Iehnte die Vefriftung ab und erhob Klage auf den Kauf- 
preis. Der Einwand des Beklagten, er brauche nur gegen Rüd- 
gabe des Wechfels zu zahlen, wurde für begründet erachtet, der 
Klägerin aber ein richterlicher Eid auferlegt, fie habe den Wechjel 
mit der Poft zurüdgefandt. Nevifion des Beklagten zurücdgemiefen. 
Die NRüdgabepflicht der Klägerin war eine Holjihuld. Wenn fie 
itatt Abholung abzuwarten, den Wechjel zurüdgejandt hat, jo wurde 
fie dadurch befreit, jofern fie nit durh NRücdjendung mittelft 
eines nicht eingefchriebenen Briefes wider die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns verjtoßen hat. Das ift nicht anzunehmen. 
Denn wenn das Accept in die Hände eines Unbefugten gelangt 
ift, würde es nur auf dem Wege eines Delifts zu einer wirf- 
jamen Waffe gegen den Beklagten gejtaltet werden Fönnen. II, 
97/96 vom 10. Iuli. 

369. Klage aus zwei von St. auf den beflagten ’Ch. ge- 
zogenen Wechjeln, die mit dem Indofjfament des St. an die Klägerin 
verjehen find, gegen Th. aus deijen Accept und gegen deijen Ehe- 
frau, welche da8 Accept per Aval unterjchrieben hat, auf Zahlung 
der Wechfeliumme. Die Klägerin hat zugegeben, daß fie die 
Wechfel im Auftrage des DB. einklagte; nad) der Behauptung der 
Beklagten Hatte B. die Wechjel als Bevollmächtigter der St. im 
Depot und war durch deifen Blanfoindofjament legitimirt. ft 
die Klägerin nur Inkaffomandatarin des B., jo ift die Sache fo zu 
nehmen, al8 ob B. dur fie den Wechfel geltend macht, und es tft 
nicht enticheidend, daß B. formell aus dem Wechjelverbande aus- 
geichieden ift. Nechtlich liegt die Sache fo wie wenn B. ald Blanto- 
indofjatar Hagte. Dem B. würden die Beklagten bei Unterftellung 
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der Richtigkeit ihrer Angabe die Einvede der Arglift aus der Berjon 
des St. durch den Nadweis entgegenfegen fönnen, daß nad) dem 
unterliegenden Verhältniß die Wechjel von St. gegen die Beklagten 
nicht geltend gemacht werden dürften. I, 238/96 vom 16. Sept. 

370. Der Gemeinfchuldner 3., welcher mit der beflagten 
Bank in einem Kontofurrentverhältniß ftand, auf Grund defjen 
er von ihr Vorichüfle erhielt, und ihr feine Kundenwechfel über- 
ließ, hat derfelben einige Tage vor dem Ausbruch feines Ronkurfes 
Wechfel im Gefammtbetrage von 13888 Mark 4O Pf. übergeben. 
Auf die Klage des Konkursverwalters ift die Beflagte verurtheilt, 
die auf die Wechfel vereinnahmten Beträge zu zahlen und, fo- 
weit diefe noch nicht bezahlt jeien, die Wechfel zurüczugeben. Die 
Revifion ift zurücgewiefen. Denn 9. hat die Wechjel der Be- 
Hagten nicht zur Gutjchrift in laufender Rechnung übergeben, 
jondern ausdrüdlich erklärt, er müffe dafür baares Geld erhalten. 
sn diefer Willenserklärung Tonnte, obgleich I. nit auf der 
Zahlung des vollen Betrages der Wechfel beitand, jondern nur 
verlangte, er müfje mindeitene 5—6000 Mark erhalten, ohne 
Rectsirrtfum die Erklärung gefunden werden, er wolle lediglich 
die Wechjel disfontiren laffen; denn auc in diefem Falle konnte 
er einen Theil der ihm zulommenden Summe der Beklagten zur 
Sutfchrift überlaffen. Aber aud) abgejehen davon durfte 3. jeden- 
Tall® bei Uebergabe der Wechjel die Bedingung ftellen, eg müßten 
ihm mindeftens 5—6000 Marf baar ausbezahlt werden, widrigen- 
fall® er die Wechfel behalten und in anderer Weije verwerthen 
würde. Bei diefer Sadjlage war Beklagte, wenn fie auf die von 
3. geitellte Bedingung nicht eingehen wollte, nicht befugt, die 
ihr mit der erwähnten Bedingung übergebenen Wechfel gegen 
deffen Willen zu behalten, fondern mußte fie ihm, wie er e8 ver- 
langte, fofort zurücgeben. Sie Hat fid) aljo die Wechjel wider- 
vechtlich zugeeignet und befand fih ohne Rechtsgrund in deren 
Befig. Der Konkursverwalter durfte die Herausgabe der Wechjel 
oder deren Betrag verlangen, und zwar auch die Wechjel, welche 
bloße Gefälligfeitsaccepte gewefen fein follen. ‘Denn welche Ber- 
wendung der Konkursverwalter für diefe Wechjel hat, die er unter 
Umftänden auf einen Dritten übertragen lann, ijt Lediglich feine 
Sade. Der Beklagte kann daraus feinen Einwand ableiten. II, 
139/96 vom 29. Sept. 
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371. Der Ausfteller eine8 an eigene Drdre gezogenen 
Wechfels Hatte feiner Ausftellerunterichrift den Vermerk beigefegt 
„ohne Gewähr”, demnächft denfelben (ohne Obligo) girirt. Ein 
jpäterer Inhaber hat gegen den Acceptanten Wechjelflage erhoben, 
deren Abweifung aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn jener Zufat 
macht den Wechjel nicht ungültig. Die Haftung des Ausftellers 
dem dritten Inhaber gegenüber wird duch den Zufat auch beim 
Wechjel an fremde Ordre nicht ausgejchloffen. Die abjolute Vor- 
Ihrift des Art. 8 der Wechjelordnnung fchließt die Autonomie be- 
züglich abweichender Klaufeln aus. I, 286/96 vom 26. Sept. 

372. Der vorliegende Wechjjel zeigt in ber Geftalt, in ber 
er vorliegt, alle wejentlichen Erforderniffe des Art. 4 der W. O.; 
daß er auf der Vorderjeite außerhalb des Wechjellontertes und 
der Unterfchriften eine Stelle zeigt, an der erjichtlich etwas ge- 
Itanden Hat, was jett jo durchftrichen, daß es unleferlich ift, fanıı 
nicht einmal die DBeweisfraft des Wechjels beeinträchtigen, da 
deffen wefentlihe Beitandtheile unberührt geblieben find, nod) 
- weniger jeine Gültigfeit. Durchitrichenes gilt grundfäglich als 
nicht vorhanden. Wer daraus, daß ein Vermerk auf dem Wechfel 
geftanden, der durcdhitrichen ift, ein echt herleiten will, hat den 
Inhalt des Vermerfs zu beweijen, nicht der Inhaber des in feinem 
Wefentlihen intakten Wedjels. Die Argumentation des Be- 
rufungsrichters aus dem möglichen Inhalt des Vermerfs ift ganz 
unzutreffend, weil der beklagte Acceptant jelbjt nichtS weiter be- 
hauptet, al daß der Bermerf „ohne Gewähr” gelautet Habe. 
Wenn der Berufungsricdhter fodann weiter die Klage auch deshalb 
abweift, weil, wenn unterjtellt werde, der durchitrichene Vermert 
habe „ohne Gewähr‘ gelautet, der Wechjel ungültig fei, fo ijt 
aud, diefer Grund unhaltbar. — Dgl. 371. — I, 312/96 vom 
26. Sept. 

373. X. Hagt wider Frau R. auf Zahlung eines Wechjels. 
NR. hat den von feiner Ehefrau in blanco acceptirten Wedjjel 
wider die Abrede ftatt über 300 Mark ausgefüllt mit 3000 Marf. 
Da A., wennihon das Indofjament auf ihn ohne Beichränfung 
lautete, Brofuraindoffatar bes R. war, wurde die Klage abgemiefen, 
denn die Einrede aus ber Perjon des R. ftandb ihm gegenüber, 
wennfchon er davon erft im Prozeffe erfahren hatte. Die Frau 
RN. war aud nicht zur Zahlung von 300 Marf zu verurtbeilen. 
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Denn die mißbräuchlich gejchehene Summeneintragung auf dem 
Wechjel bildet ein untrennbares Ganzes, jodaß der Wechfel durch 
die Einrede der Fälichung völlig befeitigt wird. IIL, 285/96 vom 
13. Oft, 

374. Der Indoffant R. Hatte auch nad) Indoffirung des 
MWechjeld und Hingabe deffelben an A. nocd darüber verfügt, 
diefer Hatte das PVerfügungsrecht auch durch zeitweile Rückgabe 
des Wechjeld anerkannt, Überhaupt nach der getroffenen jtill- 
Ichweigenden Abrede den Wechfel nur zu dem Zwede erhalten, 
„am dem Indoffanten Baluta darauf zu verfchaffen”. Wenn bie 
Borinftanz dabei auch noc, eine Nebenabrede dahin annimmt, daß 
Sndoffatar nah Einziehung der Wechjelfumme davon zunädjit 
feine eigene Forderung ganz oder zum Iheil dedien follte, fo ift 
dies der vorausgegangenen Yeltftellung gegenüber, daß er nicht 
Wechielgläubiger werden follte, bedeutungslos und fchließt die An- 
nahme eines verftedten Inkafjo - Indoffaments jo wenig aus, wie 
3. D. in dem Falle der R.G. €, Bd. 4, ©. 100 der Umftand, 
daß der Indofjatar für die Beiziehung der Wechlelforderung eine 
Provifion erhalten jollte und deshalb aud) ein eigenes Intereffe 
bei deren Geltendmadjung hatte. III, 285/96 vom 13. Okt. 

375. Wechielflage aus einem al8 Depotwechfel bezeichneten 
MWechjel an eigene Drdre wider den Ausfteller D. zu Pr. Star- 
gard, der das Accept de DB. in Sturz aufwies, den Der- 
merk „zahlbar in Danzig bei der NReichsbankhauptitelle”‘ und in 
blanco girirt war. Der Proteft war ordnungsmäßig in Danzig 
bei dem Domiziliaten erhoben. Der Ausfteller ift zur Zahlung 
verurtheilt. Allerdings hat D. den Wechjel in blanco ausgeftellt, 
jo girirt und dem DB. überjandt, damit diefer acceptire und 
fih Geld darauf made, und der Kläger hat den Wechfel mit 
Datum (10. Dit. 1894), Fälligfeitstag (10. Oft. 1895) und Domizil- 
vermerf verjehen. Er will das audh am 16. Oft. 1894 dem 2. 
mitgetheilt haben. Jedenfalls Hat Kläger am 1. Oft. 1895 den 
Beklagten darauf hingemwielen, daß der Wedel am 10. Dit. 1895 
fällig und bei der Neichebanfhauptitelle in Danzig zahlbar fei, mit 
dem Erjuchen um Dedung. Darauf hat der Beklagte gejchwiegen. 
Er madht aber im Prozeß geltend, daß der Wechjel ohne fein 
Wilfen und Willen domizilirt und folgeweife der nur in Danzig 
erhobene Protejt wider ihn unwirffam fei. Wenn nun auch grund- 
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jäglih nur der Aussteller zur Domizilivung des Wechjels befugt 
ift und diefe Befugniß nicht nothwendig duch Ausftellung des 
Wechjeld in blanco übertragen wird: fo hat doch der Beklagte 
den Kläger durch fein Schweigen in den Irrthum verjett, DBe- 
Hagter fei mit der Domizilirung einverftanden. Er muß fid) des- 
halb fo behandeln Laffen, al8 ob er die Domizilirung gebilligt 
habe. Denn: Beflagter Hatte dem DB. feine Unterjchrift gegeben, 
damit fich diefer auf den Wechjel Geld verichaffe, jodaß er alfo 
den Kläger veranlaßt hatte, dem B. auf feinen Kredit Geld zu 
verichaffen, und zu dem Kläger in ein dem Mandat ähnliches 
Nechtsverhältniß getreten war. Kläger fonnte aud) annehmen, 
daR e8 für den Beflagten nichts verjchlagen werde, ob der Wechjel 
in Danzig oder in Sturz zahlbar gemacht werde. Die Bezeid)- 
nung Depotwecdhjel jchloß aber die Domizilirung nicht aus. IL, 
176/96 vom 14. Dft. 

376. Der Kaufpreis, weldhen H. der Klägerin jchuldete, 
wurde dur einen Wechjel berichtigt, weldyen der DBellagte an 
eigene Drdre ausgeftellt und dann girirt Hatte. Außerdem be- 
fanden fich auf dem Wechjel die Namen von zwei Scweitern R., 
die fich al® gefäljcht herausftellten. Zunächft ift die Wechlelflage 
wider den Beklagten abgewiefen, weil diefer beichwor, Klägerin 
habe ihm zugefichert, daB er nur zur Staffage fein folle. Die 
neue Klage wor auf die Behauptung gejtütt, die Klägerin habe 
den Bellagten, al8 diefer den Wechjel überbracdhte, gefragt, die 
Unterfchriften feien dod) wohl echt, worauf diejer geantwortet habe: 
„Sie werden doch nicht glauben, daß wir Ihnen einen gefäljchten 
MWechjel geben!” Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiejen, 
wenn Beflagter jchwört, er habe nicht an der Echtheit der Indofja- 
mente der R. gezweifelt, al8 er jene Aeußerung gemacht habe. 
Repifion der Klägerin zurüdgewiefen. Wenn man annehmen will, 
daß der Bellagte fid) gegenüber der Klägerin vertragsmäßig ver- 
pflichtet gehabt Habe, den Wechjel als Ausfteller zu unterfchreiben, 
jo ift ihm dabei doc) nad) dem Ergebniffe des Vorprozeifes die 
Zufiherung ertheilt, daß er nur zur Staffage fein, aus der Unter- 
Schrift nicht haften follte. Ohne Nectsirrthum konnte daher das 
Berufungsgericht annehmen, daß aus diefem Vorgange ein DVer- 
tragsverhältniß, aus welchem der Beklagte für culpa in Bezug 
auf die anderen auf dem Wechjel befindlichen Unterjchriften hafte, 
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nicht entftanden fei. Andere Behauptungen, aus denen fi ein 
den Beklagten verpflichtendes NRechtsverhältnig ergeben fünnte, find 
von der Klägerin nicht aufgeftellt. Ferner nimmt das Berufungs- 
geriht an, daR der Beklagte mit der fraglichen Aeußerung nur 
einen Berdacht abwehren, aber feine Auskunft habe ertheilen 
wollen, daß er dieferhalb nur für Arglift haften Fönne, und daf 
eine jolche nicht vorliege, wenn er die Aeußerung in gutem Glauben 
gemacht habe. Ein Redtsirrthum ift in diefen Ausführungen nicht 
erfichtlih. Wenn der Beklagte die Aeußerung aber machte, ohne daß 
er einen Zweifel an der Echtheit der in Rede jtehenden Unterfchriften 
hatte, jo befand er fich dabei in gutem Glauben. VI, 215/96 
vom 30. Nov. 

377. Die Klage der Erben des Acceptanten B. auf Be- 
freiung von der wechjelmäßigen Haftung ift abgewiejfen. Denn 
DB. hatte feineswegs bei Zufendung feines Acceptes an die DBe- 
Hagte die ausdrüdliche Bedingung gejtellt, daß die Bellagte die 
Einlöfung des Wechfeld fo beichaffen müffe, daß er nicht perjön- 
(ih in Aniprud) genommen werde. PVielmehr follte die Beklagte 
die Einlöfung nur mit den Zahlungen bewirken, welcde die 
Tirma ©. & Co. zu diefem Zwede an fie zu leiften Hatte. Er- 
fennbar war ber Ausfchluß der Haftung B.’8 aus dem Accept 
nur fo lange beredet, al8 G. & E. ihrer Verpflichtung zur Ueber- 
weifung ihrer Einfünfte an die Beklagte nachlommen würden, für 
den Fall des Ausbleibens diefer Zahlungen war feine Verabredung 
getroffen; 3. mußte fi) daher jagen, daß er in diefem Falle feine 
wechlelmäßige Haftung nicht werde ablehnen Tünnen. Da die 
Unterlaffung der rechtzeitigen Acceptirung eine® Prolongations- 
wechjels feitens des B. und das Ausbleiben fernerer Zahlımgen 
von ©. & Co. die Veranlafjung waren, daß der Wechjel verfiel 
und von der Indoffatarin eingeflagt wurde, ift die Klage mit 
Recht abgewiefen. III, 202/96 vom 8. Dec. 

378. Der Bezogene bes auf eine bejtimmte Zahlftelle am 
Wohnort deffelben (bei der Sparkaffe, welde aud den Wechjel 
hatte) gezogenen Wechfeld joll vor dem Zahlungstage verjtorben 
fein. Aus dem an der Zahlitelle aufgenommenen Proteft ging 
das nicht hervor; in demjelben war auch nicht beurfundet, daß 
der Bezogene nicht angetroffen fei, vielmehr lautete der Proteft 
nur dahin, daß der GerichtSvollzieher fih auf Nequifition der 
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Sparkafje in deren Gejchäftslofal begeben habe, um den Wechfel 
„zur Zahlung zu präfentiren und eventuell mangel® derfelben zu 
proteftiren. Der Unterzeichnete fand hier ein Mitglied des Kura- 
toriums der Kreisiparfaffe nicht anmwejend, wohl aber den Ren- 
danten derjelben Herrn &. 8 wurde ihm der Wechfel im Original 
mit der Aufforderung, Zahlung zu leiften, vorgelegt. Derjelbe 
erklärte: E8 ift feine Dedung eingegangen. Unter diefen Um- 
ftänden hat der Unterzeichnete für die Kreisfparfaffe zu E. gegen 
fie jelbft al8 Domiziliatin und gegen den Heren Oberförfter BP. 
zu E. al8 Acceptanten mangel® Zahlung obigen Wechjels Proteft 
erhoben ...” Da der uneigentlih domizilirte Wechjel dem Be- 
zogenen felbft vorzulegen gewejen wäre, genügte der Proteft den 
gefeglichen Erforderniffen nit. Die Klage gegen die Ausjteller 
ift abgewiefen. I, 276/96 vom 30. Dec. 

3788. Sit proteftirt, fo ift damit auch erwiejen, daß der 
Wechfel präfentirt ift. Die Präfentation braucht der Negrefläger 
nicht neben der Protefterhebung — W. D. 41 — zu beweijen. 
I, 382/96 vom 30. Dec. 

3756. Daß der Wechfel die Quittung des Wechjelgläubigers 
trage, war zur Legitimation des proteftirenden Gerichtspollziehers 
nicht erforderlich. Ob er befugt gewejen wäre, die Wechjelfumme 
anzunehmen, war nicht zu entjcheiden, da er nad) Inhalt des Pro- 
teftes die Gefchäftsräume des Protejtaten verfchloffen gefunden hat. 
I, 382/96 vom 30. Dec. 

378c. Die Regrefllage war nicht verjährt. Denn der Re: 
greßfläger hat als Bellagter im Vorprozeß dem jett verflagten 
Aussteller den Streit verfündet. Und die jo unterbrochene Ver- 
jährung fängt erft mit der vechtsfräftigen Entjcheidung des Vor: 
prozefjes von neuem zu laufen an. — R.D.9.©. €, DD. 16, 
©. 364. — Ob die Streitverfündigung erit im Nacdhverfahren 
erfolgt, ift unerheblich, da diejes mit dem Vorverfahren einen 
Nechtsftreit bildet. I, 382/96 vom 30. Dec. 

379. Der Verkäufer hat bei Abjchluß des Vertrags feinem 
Käufer erklärt, daß er für den zum Ausbau der Straße ab- 
zutretenden Grund und Boden von der Stadt entjhädigt und 
die Straßenherftellungsfoften nicht zu tragen haben werde. Weil 
das den Thatfachen nicht entjpricht, haben die Geffionare des 
Käufers, welchen diefer da8 Grundftüc weiter veräußert hatte, 
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Seftftellung beantragt, daB Verkäufer verpflichtet fei, den Klägern 
für die Flächenabfchnitte des Grundftüds, welche fie im Be- 
bauungsfalle an die Stadt unentgeltlih abzutreten haben, eine 
Entihädigung von 4 Mark 50 Pf. für den Dmadratfuß zu ge- 
währen und den Klägern, foweit fie zu den Einebnungs- und 
Pflafterungstoften herangezogen würden, diefe Koften zu erftatten 
habe. Die Klage war abgewiejen, weil, joweit fie auf Schadens- 
erfag gerichtet fei, Verkäufer fih nicht im Verjchulden befand; 
joweit Preisminderung in der Berufung beanfprucht werde, liege 
Klagänderung vor. Das Reichsgeriht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Denn die Klage enthält auch die Behauptung, das 
Grundftüd ermangele theilweife der bei ihm vorauszufeßenden 
Bauqualität, einer wejentlichen Eigenjchaft, deren Nichtvorhanden- 
fein Berfäufer zu vertreten habe. Dieje Vertragspflicht erftrede 
fih nad) den angegebenen zwei Richtungen. Der Werth der un- 
entgeltlich abzutretenden Flächenabfehnitte fei dem ftipulirten Kauf- 
preife entiprechend auf 4 Markt 50 Pf. für den Duadratfuß zu 
veranschlagen. Damit tft thatfächlich ein Preisminderungsaniprud) 
erhoben, gerichtet auf entjprechenden Abzug vom Kaufpreife. V, 
12/96 vom 19. uni. 

380. Gem. R. Bellagter hat der Klägerin ein Haus ver- 
fauft; vor dem Kauf fandte Klägerin dem Beklagten den Ardji- 
teften E. nicht nur als ihren Vertreter, jondern al® ihren jach- 
verjtändigen Beirath, um das Haus auf feinen baulichen Zuftand 
zu unterfuhen. Auf Befragen des E. erklärte Bellagter diefem, 
das Haus fei unterfangen. Beklagter mußte willen, daß von feiner 
Antwort wenn nicht das Zuftandefommen des Kaufs, doc) die Be- 
willigung des Preijes beeinflußt werde. Auf jene, die Zufage einer 
beitimmten Eigenfchaft enthaltende Erklärung hat Klägerin gekauft. 
Da das Haus, wie fid) nachher herausftellte, nur theilweife unter- 
fangen war, ift der Beklagte zum Erjaß der Koften verurteilt, 
welche zu einer vollftändigen Unterfangung erforderlich find. Die 
Bertragsbeftimmung, das Haus werde in feiner derzeitigen bau- 
lichen Beichaffenheit und in dem Zuftande, wie e8 vor dem Kauf 
in Augenschein zu nehmen, übertragen, fonnte an der Verbindlid- 
feit aus jener Zufage nichts ändern. NRevifion zurüdgewiejen. 
VI, 113/96 vom 13. Yuli. 

381. Es war in Baufh und Bogen verkauft, fodaß eine 
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Gewährleiftungspflicht wegen phyfifcher Sehler nur fo weit eintritt, 
als fie von den Kontrahenten gewollt ift. — Dernburg, Pr. Privat- 
recht, Bd. 2, 8. 140, Ziff. 3. — Da das Fehlen von Dedland 
feine gewöhnlich vorausgejegte Eigenjchaft eine® Landgutes ift, 
und au das hier vorhandene Dedland (17°, Morgen) zu der 
verfauften Gefammtfläche (307 Morgen) nit in foldem Mip- 
verhältniß fteht, daß deswegen eine Gewährleiftung als ftilt- 
Schweigend gewollt angenommen werden Fünnte, würden Verkäufer 
die Minderwerthigfeit nur dann zu vertreten haben, wenn das 
Fehlen des Dedlandes vorbedungen wäre. Der Annahme des 
Berufungsgericht, dag ein fchuldhaftes Verfchweigen der Eriften;z 
von Dedland vorliege, fehlte e8 an der erforderlichen Begründung. 
V, 72/96 vom 30. Sept. 

382. Wenn der Empfänger einer fehlerhaften Sache bei 
Abichluß des Bertrags den Fehler oder das Nichtvorhandenfein 
einer zugefagten Eigenfchaft gefannt hat, jo handelt er argliftig, 
wenn er nadıträglid) aus dem Mangel einen Anfprud auf Preis- 
minderung erhebt. Die Meinderungsflage wird deshalb durch den 
Einwand der Arglift ausgefchloffen. V, 258/96 vom 21. Oft. 

383. Der Berfäufer ift verurtheilt, ein auf dem verkauften 
Nittergute eingetragenes Weiderecht löfchen zu laffen. Denn ob: 
wohl das Weiderecht beiteht, geht ans dem fchriftlichen Kaufvertrage 
hervor, daß Verkäufer nur die Möglichkeit des Weiderechtd zu- 
gegeben Hat. Aus feinen Mittheilungen hat Käufer entnehmen 
müffen, daß nur ein angeblicher, nicht weiter begründeter An- 
Ipruch vorliege. Der. Verkäufer kann fi) von der Vertretungs- 
pflicht weder dadurch freimadjen, daß er von der Unbegründetheit 
des Anipruchs überzeugt war - AL. NR. LT 11, 8.185 —, nod 
dadurd, daß der Kläger fich aus dem Grundbuch und den Grund- 
aften die richtige Kenntnig von dem Beitande des Rechts ver- 
ichaffen fonnte: zumal nichts darüber feftgeftellt ift, daß Der- 
fäufer um die Eintragung im Grundbuch wußte. V, 169/96 
vom 16. Nov. 

384. In einem Berliner Haufe befinden fi) zwei Ateliers 
im oberjten Stod, welche der Mitbeflagte B. erjt nach der bau- 
polizeilichen Abnahme des Haufes ohne polizeiliche Genehmigung 
hineingebaut haben fol. Eine polizeilihe Genehmigung fei jeßt 
nicht mehr zu erlangen, weil die Einrichtungen den baulichen An- 
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forderungen der inzwilchen in Kraft getretenen neuen Berliner 
Baupolizeiordnung vom 15. Ian. 1887 nicht entiprechen. Die 
Klägerin erhebt einen Gewährleiftungsanipruc gegen die DVer- 
fäufer. Damit ift fie abgewiejen, weil nicht ein dem $. 344 
unterfallender juriftifcher Mangel vorliege, in welchem alle die 
Verjährung exit feit der nicht fech8 Monate vor Erhebung der 
Klage eingetretenen Wiffenfchaft unterfalle, fondern ein phufischer 
Mangel im Sinne de8 $. IIZA.U.NR.L 5 NRepifion zurüd- 
gewiefen. — Vgl. Bd. XXI, 345. — Bon einer äußeren (vedit- 
fihen) Eigenichaft des Haufes, die durch den Mangel: verändert 
wurde, Tann feine Rede fein; ebenfo wenig von einer mangelnden 
Befugnig; fragen könnte es fih nur um eine in dem Mangel 
jtedende Belaftung de8 Haufes im Sinne des $. 344, der ein 
Anipruch Dritter gegenüberjtände, wern polizeilich eine bejtimmte 
Bauart für gewiffe Benugungsarten vorgefchrieben tft. Der Haus- 
befiger wird dadurch lediglich einer gejeglichen Verpflichtung unter- 
tworfen, deren Nichtbeobadhtung nun bewirkt, was aud die Natur 
der Sadje bewirken fan (3.3. wenn die Räume unpraftiich ein- 
gerichtet werden): daß die dadurch betroffenen Räume nicht zu 
dem davon erhofften Zwecd benugt werden fünnen. Die Urjade 
dazu ijt aber immer, daß den Räumen gewilfe — durd) die Natur 
der Sache oder polizeiliche Vorjchriften erforderte — phnfiiche 
Eigenichaften fehlen. V, 156/96 vom 21. Nov. 

385. Ein fchuldhaftes Verfehen der Beklagten lag nicht vor. 
Sie fanden die Ateliers bereits im Gebraud) vor, diefe entipradjen 
den damaligen polizeilichen Vorschriften, die Beklagten hätten des- 
halb Teinen Anlaß gehabt, an der polizeilichen Genehmigung zu 
zweifeln. Dem Tann nur beigetreten werden. Mit Unrecht be- 
bauptet die Revifion, daß jede Vernadjläffigung der Gemähr- 
leiftungspflicht ein (jchuldhaftes) Verjehen enthalte und daß ein 
folhes auch jchon daraus folge, daß der Verkäufer in der Lage 
jei, fi) über den baulihen Zuftand des verkauften Haufes zu 
erkundigen. Wenn dies vichtig wäre, hätte e8 der ädilitifchen 
Rechtsmittel nicht bedurft. V, 156/96 vom 21. Nov. 

386. Auf die Revifion beider Theile wurde ein Urtheil 
aufgehoben, weil die Preisminderung wegen eines Gewährsmangels 
abfolut (nad) dem objektiven Werth mit und ohne den Mangel) 
feitgeftellt und danach) erfannt war. Bei der nad) $. 206, I, 11 
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AL R. zu veranlaffenden Schägung ift der Werth ded ganzen 
an die Kläger für eine einheitlichen Preis verkauften Grundftücs 
mit und ohne die fragliche Lajt zu fjchäten und danad) (joweit 
fi) dabei ein Minderwerth herausitellt) der Raufpreis verhältniß- 
mäßig herabzufegen. V, 171/96 vom 25. Nov. 

387. Bellagter hat eine Ceffion „unter Gewährleiftung‘ 
über 3000 Mark von einer auf 9000 Mark lautenden Grund- 
ihuld unter Offenlaffung des Namens des Cefftonars ausgeftellt. 
WW. hatte ihm zuvor die ganze Grundichuld cedirt, obwohl Be- 
Hagter Baluta nur für 5000 Mearf gezahlt Hatte; diejer hatte 
fih deshalb verpflichtet, 4000 Marf zurüdzucediren. Zur theil- 
weifen Erfüllung diefer Verpflichtung hat er die Ceffion über 
3000 Mark ausgeftellt. Nach notarieller Beglaubigung der Unter- 
Ichrift Hat W. den Namen des Klägers als Ceffionars eingejchrieben. 
W. hatte zuvor mit dem Kläger über Erwerb von 3000 Marf 
der Grundfchuld verhandelt, Kläger wollte den Beklagten nicht 
wiffen laffen, daß er die Grunbjchuld erwerbe, und er wollte nur 
gegen Gemwährleiftung des Cedenten für die Sicherheit erwerben. 
Weil die Grundichuld völlig werthlos ift, hat Kläger aus dem 
Gewährleiftungsverfprechen geflag.. Damit ift er bedingt ab- 
gewiefen; Nevifion zurücgewiefen. Denn W. und Beflagter 
hatten über dejjen Gewährleiftungspflicht gar nicht gefprochen, 
und Beflagter Hatte gar feinen Anlaß, dem W. für die Nüd- 
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ceffion Gewährleiftung zu verjprechen. E8 ift angenommen, daß _ 


Bellagter von W. überliftet ift, und daß er die Ceffion nur aus 
Irrtum und Unerfahrenheit unterjchrieben, indem er die Klaufel 
überfehen hat. ‘Damit, daß ihm aus der Berfon des W. Feine 
Einrede entgegenftehe, weil die Ceffion in blanco ausgeftellt ift, 
wurde Kläger nicht gehört. Denn W. hat im Auftrage des Klägers 
mit dem Beklagten verhandelt und diefen zur Ausjtellung der 
Geffion in blanco veranlaßt. I, 80/96 vom 13. Yunt. 

388. Dem Kläger waren die Miethen eines dem Sc. ge- 
hörigen Haujes cedirt. Der Bellagte hat jpäter diefe Miethen 
pfänden und fi) überweifen laffen. Im dem Brozeffe it unter 
anderm beftritten, daß Kläger eine Ceffionsvaluta gezahlt habe, 
die betreffenden Behauptungen find aus dem Gefichtspunft einer 
Anfechtung der Ceffion nad) $. 3, Nr. 1 und Nr. 3 des Gefetes 
vom 21. Iuli 1879 einer Prüfung und Beurtheilung unterzogen. 


\ 


202 Die einzelnen Xerträge, Nechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 


Seffion und Der Kläger hat aber geltend gemacht, daß er die Ceffionsvaluta 
an unter anderm dadurch berichtigt habe, daß er auf Anfucden bes 
im Zwangs- Sch. Pflafterungskoften, welche für da® Haus zu zahlen waren, 
a an den Berliner Magiftrat gezahlt habe. Darüber ift auf einen 
Eid des Klägers erfannt. Die Revifion des Beklagten hat ohne 
Erfolg geltend gemadt, daß das Haus des Sc. fubhaftirt, von 
der Ehefrau eritanden, und die Pflafterungsfoften von diejer be- 
zahft jeien; wenn aber vom Kläger, jo hätte das nicht mehr für 
Rechnung des Ehemanns gejchehen fünnen. Denn bei der Natur 
des zwijchen dem Kläger und Sch. angeblich getroffenen Abkommens 
jollte die Berichtigumg der Pflafterungsfoften die Stelle der Baar- 
zahlung des entjprechenden Valutabetrags vertreten. Ift jo nicht 
bezahlt oder Fonnte jo nicht bezalt werden, jo würde die eigent- 
liche Verpflichtung zur direkten Zahlung der Valuta an Sc). in 
Kraft getreten, nicht aber das Necht des lligers auf die cedirten 
Miethserträge untergegangen fein. IV, 64/96 vom 29. uni. 
389. Die Klägerinnen bracdten im. Laufe des Berfugrens 
eine Urkunde bei, in welcher ihre Brüder und Miteigenthümer 
die Klägerinnen ermächtigten, in eigenem Namen und für eigene 
Rechnung den Schadenserjaganfprudy gegen den Nachbar, foweit 
er ihnen gemeinfchaftlid, im Fall 251 zu verfolgen. Damit hat 
da8 Berufungsgericht die Aftivlegitimation der Klägerinnen für 
erbracht angejehen, und zwar ohne Klagänderung. Das Reiche- 
gericht fand in der Ermächtigung eine Ceifion. VI, 10/96 vom 
18. Iunt. Ä 
390. Bol. Bd. XIII, 488. Der Klägerin war, wie jest 
angenommen ilt, durch die Eeffionen vom 14. und 23. Juni 1890 
nicht das Eigentum der dem Stein gegen die Handlung M. Kir- 
jtein zuftehenden Forderung, fondern nur ein Inkaffomandat übers 
tragen. Das Berufungsgericht nimmt aber in feinem Zwijchen- 
urtheil, welches den Klaganfprudy für begründet erklärt, wenn 
Klägerin den von ihr angebotenen Nachweis ihrer Sadjlegitimation 
erbringt, an, Stein und die übrigen DBellagten Fünnten der Aus- 
zahlung der hinterlegten Gelder an die Klägerin nicht widerfprechen. 
Denn Stein habe alle Rechte, welche ihm überhaupt gegen die 
Klägerin zugeitanden haben, am 25. Ian. 1891 unbedingt und 
unzweideutig an die Witwe DB. zum unbefchränften Eigenthum 
übertragen. Zu diejen Rechten gehörte auch einerjeits das Kün- 
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digungsrecht, welches dem Stein gegen die Klägerin aus dem Neverje Eeifion ums 
wegen des darin enthaltenen Inkafjomandats zuftand, andern- and 
theil8 das Recht des Stein gegen die Klägerin auf NRecdhnungs- im Zmangs- 
fegung. Die Kündigung des Inkaffomandats durch den Abwefen- De 
heits8vormund des Stein ift erft nach der Eeffion vom 25. Ian. 
1891 erflärt, alfo wirkungslos. Die Widerflage auf Rechnunge- 
legung ift abzumeifen, weil folche nur von der B. gefordert werden 
fann und in einem Vorprozeß gefordert if. Da aud) die Witwe 
B., welde übrigens nicht Prozeßpartei ift, das Infaffomandat 
nicht gefündigt hat, fo haben die Beklagten fein Recht, der Aus: 
zahlung der hinterlegten Maffe an die Klägerin zu widerfprechen, 
wenn diefe ihre Aftivlegitimation nachweift. NRevifion des Ab- 
wejenheitsvormunde zurüdgewiefen. Denn aud wenn der Ans 
Ipruh auf Rechnungslegung nicht befonders abgetreten ift, jo ift 
die Abtretung doch in der Geffion der jämmtlichen Rechte ent- 
halten. Nah 8.382 A.L.R.1L 11 können aud) alle Rechte ab- 
getreten werden, welde nicht an die Perfon des Inhabers ge- 
bunden find. Bei der Abtretung des Rechts auf Rechnungslegung 
handelt e8 fich um vermögensrechtliche Intereffen, die von jedem 
Dritten verfolgt werden fönnen. Die bejondere Vorfchrift in 
SS. 217, 218 I, 17 beruht auf dem perfönlichen Nedt des Ge- 
jellichafters und Fkann nicht analog angewandt werden. IV, 43/96 
dom 6. Yuli. 
391. Der Gläubiger, weldhem ein Wechfel zahlungshalber 
übergeben. ift, hat feine Befriedigung zunädft aus dem Wedjel 
zu fuchen und muß deshalb abwarten, ob derjelbe eingelöjt werden 
wird. Daraus folgt aber nicht, daß, wenn der Verpflichtete die 
Bezahlung des Wechfels verweigert, der Gläubiger die Wechjel- 
forderung erft einzuflagen bat. Er fann vielmehr bei Nicht- 
einlöfung des Wechjels von feinem Schuldner Zahlung verlangen. 
Hier hat Kläger den Schuldner der cedirten, Tängft fälligen Yor- 
derung zur Zahlung aufgefordert, Zahlung aber nicht erhalten. 
Kläger war hiernady, auch wenn die Anwendung der bei der Hin- 
gabe eines Wechfels zahlungshalber geltenden Grundjäge auf den 
Tall der Eeffion einer Forderung zur Zeit für anwendbar erachtet 
wird, jedenfalls berechtigt, die urfprüngliche Forderung gegen den 
Beklagten geltend zu maden. VI, 130/96 vom 8. Dft. 
392. Die Viehhändler Gi. und Gri. haben auf Zahlung 
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ln für verkaufte Schweine geflagt. Nah ihrer Erklärung in der 

Berufung hat Gi. die Gejchäfte allein gefchloffen, er würde alfo 

im Zwangs- auch nur zur Klage legitimirt fein. Wenn aber aud) die Er- 

hun fordernifie des 9. ©. 8. 269, Abf. 2 nicht bei Eingehung der 
jtreitigen Gejchäfte auf Seiten der Kläger erfüllt waren, fo er- 
achtet da8 Berufungsgericht ohne Gefekesverlegung die gemein- 
jame SKlagerhebung für ausreichend, um eine NRechtsübertragung 
auf Gri. anzunehmen. I, 196/96 vom 10. Oft. 

393. Die Beklagten hatten an 2. ihr Kölner Haus mit 
dem in demfelben befindlichen Mobiliar für 400000 Mark ver- 
fauft, wovon auf da8 Mobiliar 25976 Mark 24 Pf. entfielen. 
Der nad) einer Abfchlagszahlung auf das Immobiliar und Ab- 
rechnung einer übernommenen Hhpothet verbliebene Reit des 
Smmobiliarpreifes und der ganze Mobiliarfaufpreis, zufanmen 
250000 Marf, follten in Raten gezahlt werden; die eriten Raten 
follten auf den Mobiliarpreis angerechnet werden. Das Eigen- 
thum am Mobiliar behielten fich DVerfäufer bis zur vollen DBe- 
zahlung des Mobiliarfaufpreifes vor. Sodann haben Berkäufer 
die am 1. März 1889 zu zahlende erfte Rate von 10000 Marf 
an diefem Zage dem Kläger mit allen mit diejer Theilforderung 
verbundenen dinglichen wie perjünlihen Rechten, Auflöfungs- und 
fonftigen Klagen und Vorzügen, jedod) ohne Garantie, abgetreten, 
aud; über die Keffionsvaluta quittirt. Für ihre Neftforderung 
behielten fie fich den hypothefarifchen Vorrang vor der dem Kläger 
cedirten Theilforderung vor. Der Schuldner ift im 3. 1890 in 
Konkurs verfallen. Aus dem jubhajtirten Grundftüd ift der Im- 
mobiliarfaufpreis nicht gededt, für den Mobiliarfaufpreis ift nichts 
übrig geblieben. Die Beklagten haben fi), geftüßt auf den Eigen- 
thumsvorbehalt, da8 Mobiliar von dem Konfursverwalter aus- 
händigen lafjen. Kläger fordert die 10000 Mark Eeifionsvaluta 
eventuell al8 Schadenserjat zurüd, indem er fid) erbietet, auf 
feine Rlagforderung zu verrechnen, was er etwa im Konfurje auf 
die angemeldete Forderung erhalte. Damit ift er abgewiejen; Ne- 
vifion zurücigewiefen. Auf Code 1628 fann die Klage nicht mit 
der Begründung gejtütt werden, daß Bellagte durd) Zurüdnahme 
der Mobilien oder durch den Weiterverkauf derjelben den Kauf 
rüdwärts aufgehoben und damit die cedirte Kaufpreisforderung 
hinfällig gemacht hätten. Denn diefe Behauptung ift damit wider- 
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legt, daß die Forderung im Konkurfe des Schuldners anerkannt ift. 
Das Oberlandesgericht führt aber aud) ohne Nechtsirrthfum aus, 
daß ungeachtet der Mebergabe der Mobilien an den Käufer zwifchen 
diefem und den Bellagten nur ein obligatorifcher Vertrag be- 
Itanden habe; bei Mitübertragung der „dinglichen Rechte” fei an 
den Eigenthumsporbehalt nicht gedacht. Webrigens würden Be- 
Hagte nach der Ceifion jedenfalls befugt geweien fein, aus den 
zurüdgenommenen Mobilien zunächt Befriedigung für ihre Neft- 
forderung von 15000 Mark zu fuchen, fodak ‚Kläger höchitens 
einen Anfpruh auf den Mehrerlös haben würde. Solden An- 
\pruh Hat er nicht erhoben. Aud die NRefiliationsflage aus 
Code 1184 folite Kläger, wie in der Ceffion beftimmt ift, nicht 
erheben fünnen vor vollftändiger Befriedigung der Beklagten. II, 
211/96 vom 6./13. Nov. 

394. Dem Kläger ift eine angebliche Forderung feines 
Schuldners an den Beklagten nad) Pfändung zur Einziehung über- 
wiejen. Der Beklagte macht geltend, dem Kläger fehle e8 au 
einem geeigneten Vollftredungstitel, weil da8 Urtheil, auf das er 
jeine Forderung ftüte, durch Vergleich feine Wirkffamkeit verloren 
habe. Allein zu diefem Einwande tft er nicht befugt. Zunädjit 
läuft das Vorbringen des Beklagten im Wejentlichen darauf 
hinaus, daß die Ueberweifung der Forderung mit Unrecht erfolgt 
fei.. Zur Geltendmahung diejes Cinwandes war aber nur der 
Schuldner mittelit Beichwerde — $. 701 E. P. DO. — befugt. 
Außerdem darf aud der Schuldner nad) $. 686, Abi. 1 Ein- 
wendungen, welche den durch das Urtheil feitgeftellten Anfprud) 
betreffen, nur im Wege der Klage bei den Prozeßgerichte erfter 
Inftanz geltend machen. ‘Der ‘Drittjchuldner aber, der auf Grund 
der Ueberweifung der Forderung verklagt wird, Tann weder auf 
dem Wege der bloßen Einrede die Befeitigung des von dem Kläger 
erwirkten vechtsfräftigen Urtheil® herbeiführen, nod) darf er mittelft 
MWiderklage beantragen, daß das gegen feinen Gläubiger erwirfte 
Urtheil für unwirkfam erklärt werde. Hiernad) hat das Ober- 
londesgeriht mit Recht die von dem Beklagten erhobene Wider: 
Fage abgewiefen und feinen aus dem angeblichen Vergleich ab- 
geleiteten Einwand für unbeadhtlich erklärt. Revifion des Beklagten 
zurücigewiejen. IL, 223/96 vom 24. Nov. 

395. Die Beflagte hat dem 3. einen Baugeldfredit von 
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Eeffion und 141400 Mark bewilligt, für welche auf dem Grundftüd Hypothef 
sen eingetragen wurde. Das Baugeld jollte in Naten ausgezahlt 
im Zwangs- werden, die dritte Rate nad) der Richtung des Dadpverbandes, die 
a vierte nach der Abnahme des Rohbaues, 3. verpflichtet fein, den 
Ban fofort zu beginnen und den Rohbau bis fpätefteng 1. Oft. 
1894 fertig zu ftellen; bei Verzögerung des Baues durd Schuld 
des 3. und Nichtinnehaltung der für die Fertigftellung feitgefeßten 
Termine Bellagte berechtigt fein, zurüdzutreten und die gezahlten 
Beträge zurüdzufordern. Beklagte follte auch berechtigt fein, dem 
Bau für Necdinung des 3. unter Anrechnung der Baufoften auf 
den gewährten Kredit fortzuführen und eventuell zu vollenden, 
falls die Fortführung des Baues ins Stoden gerathen, die Voll- 
endung übermäßig verzögert oder zweifelhaft werden fünnte. 3. 
hat der Klägerin Theilbeträge der Baugelder cedirt, 2000 Marf 
von der dritten, 1000 Marf von der vierten Rate. Die Be: 
Hagte hat dies der Klägerin dahin beftätigt, daß ihr dieje Beträge 
nah Fälligfeit der Raten gemäß dem Baugeldervertrage ‚gezahlt 
werden follten. 3. hat nad) Zegung der Ballen über dem Erd- und 
dem zweiten Geihoß vor Richtung des Dachverbandes den Bau im 
Stich gelaffen und ift flüchtig geworden. Die Beflagte hat durd) 
einftweilige Verfügung die Ermächtigung erlangt, den Bau für 
Rechnung des 3. fortzufegen, und hat den Rohbau bis Dftober 
1894 fertig jtellen laffen. Das Reichsgericht hat die Klage auf 
die cedirten 3000 Mark abgewiejen. Auf $. 1A AU.URL 11 
fonnte die Klage nicht gejtütt werden. Dadurd, daß die Beklagte 
die Arbeiten felbjt ausgeführt hat, it nicht der Anfprud auf die 
Bangelder für 3. und die Klägerin fällig geworden und ber Be- 
lagten nur ein Antprud) auf Verrechnung der von ihr veraus- 
fagten Baufoften auf die Baugelder erwachjen, jondern der An- 
jpruh auf die Baugelder ijt erlojchen und es handelt fi) nur 
noh um die zwilchen 3. und der Beklagten auszumachende Frage, 
in welcher Höhe die eingetragene Kautionshhypothef befteht. I, 
392/96 vom 14. Nov. 

396. Der Kaufmann Br. hatte feinem Bevollmächtigten, 
dem Kaufmann B., welcher für ihn Freifchürfe erworben, das 
Bergwerkseigenthum verliehen erhalten und Gruben verwaltet hatte, 
ein jchriftliches Verfprechen gegeben, daß derfelbe bei den Unter- 
nehmungen des Br. nad) Abzug aller Auslagen mit einen Viertel 
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partizipire. Seine Rechte aus diefem Reverje hat B. dem Kläger 
abgetreten, und diefer fordert von dem Beklagten 10000 Marf 
mit der Begründung, Bellagter habe einige Gruben für 90000 
Marf verlauft, andern zur Ausbeute überlaffen, und daraus bereits 
19550 Marf 50 Bf. gewonnen, nad) Abzug von 95550 Marf 
50 Pf. hHödhjjtem Betrag der Koften, im Ganzen 100000 Marf, 
jodaß er dem Kläger 25000 Mark zahlen müfje, wovon jeßt 
nur 10000 Mark gefordert werden. ‘Die Klage ift abgewiefen. 
— 2gl. 566. — 8 wurde dahingeftellt gelafien, ob ein ©e- 
jellihaftsverhältnig vorliege.e Wenn Cedent wie ein commis 
interesse Vorlegung der Bilanz und zu deren Behuf Einficht in 
die Geichäftsbücher fordern Tünne, fo habe diefe Befugniß ihre 
Grundlage in dem ihm von feinem Gefchäftsheren entgegengebracdhten 
Bertrauen. Durd) eine Cefftion feines nod) feitzuftellenden Ge- 
winnanfpruchs fünne er feinen Geichäftsheren nicht zwingen, das 
gleiche Vertrauen auch feinem Ceffionar entgegenzubringen, und 
fo au diefem Einblid in fein Gefchäft und deffen Ergebniffe zu 
gewähren. Dahin geftellt gelajfen, ob der Cedent fid) die Wahr: 
nehmung des Rechts auf Einficht der Handlungsbücher vorbehalten 
oder der Geifionar auf Feititellung des Gewinnantheils vorbehalt- 
lih der von dem Gedenten vorzunehmenden Einfiht der Hand- 
Iungsbücdher Elagen Fönne, fo ift nit cedirt und nicht geklagt. 
Hier fteht in Beziehung auf die durd die Bilanz und die Ge- 
Ihäftsbücher zu bewirkende Prüfung Ceifionar al8 der nad feiner 
Klagebegründung allein Berechtigte dem Beklagten gegenüber. 
Revifion zurücgewiefen. IV, 199/96 vom 7. Der. 

397. Kläger ift in den zwifchen dem Beklagten als Pächter 
und N. al8 BVerpädhter abgejchlofjenen Pachtvertrag eingetreten, 
hat die vom Beklagten dem urjprünglichen Verpächter geleitete 
Kaution mit diefem verrechnet und beftreitet nicht, zur Rüdzahlung 
der Kaution an den Beklagten nad) Beendigung des Padıtverhält- 
niffe® an fich verpflichtet zu fein. Er fan diefelbe deshalb aud) 
nur unter den Umjtänden zurüdbehalten, unter welchen N. hierzu 
befugt fein würde. Denn in Folge des Eintritts in den Pacht- 
vertrag muß er die von den Vertragichließenden getroffenen Ver- 
einbarungen gegen fich gelten laffen und lan fid) nicht darauf 
berufen, daß nur der Wortlaut des fchriftlichen Vertrags für ihn 
maßgebend jei, da er nicht behauptet, daß eine dahin gehende 
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Eintritt eines Abrede zwiichen ihm und dem Beklagten getroffen fei. Unerheb- 


Dritten in ein 


Bertrags- 
verhälmif. 


Sduld- 
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(ih, daß Bellagter dem Kläger feine. Kenntniß davon gegeben 
habe, daß der Vertrag verjehentlich falich gefaßt fe. Wäre 
wirklich die Faflung des $. 22 des Vertrags Har, diejelbe aber 
anders niedergejchrieben, al& vereinbart, jo könnte Kläger fich auf 
diejelbe nicht berufen, da in diefem alle diejelbe für den DBe- 
flagten unverbindlich fein würde, weil es fid) nicht um eine münd- 
liche Nebenabrede handelt. VI, 182/96 vom 9. Nov. 

398. Die wider die Gewerfichaft erhobene Klage wurde, 
foweit fie auf Zahlung des Neftes von 3649 Mark 60 Pf. er- 
hoben war, im Fall 44 und 119 abgewiejen. Revifion des Klägers 
zurücgewiejen. Ob daraus, daß auch der Sonderrechtsnachfolger 
das Abbaurecht nicht eher ausüben darf, als bis die fälligen Raten 
gezahlt find, weiter zu folgern, daß der Nachfolger, wenn er mit 
der Ausübung vorher beginnen follte, zum Kläger in ein perjön- 
liches Schuldverhältnig treten würde, bedarf hier feiner Erörterung, 
da diefer Fall bisher nod) nicht eingetreten ift. Die Ausführung 
des Klägers, daß in der Eintragung der Ceifion jchon die Aus- 
übung des Abbaurechts enthalten fei, beruht auf Irrthum; denn 
durch die Eintragung im Grundbuch wird die Thatjache der Ab- 
tretung nur für jedermann offenkundig gemadjht und der Beklagten 
die Führung ihrer Legitimation und die Fünftige Ausübung ihres 
Rechtes erleichtert, aber die Ausübung jelbjt beginnt erit dann, 
wenn Handlungen von der Bellagten vorgenommen werden, die 
auf Förderung der im Dertrage bezeichneten Mineralien und 
Foffilien gerichtet find. V, 192/96 vom 9. Dec. 

399. Daß der Kläger von einem Geldvermädtnig für die 
Zeit vom 13. Juli 1865 ab, als dem Ablauf der Ueberlegunge- 
frift, Zinfen zu fordern hatte, nimmt da8 Berufungsgeridt an. 
Auf das Vermädtnif mit diefen Zinjen war geflagt. Nad) dem 
erftinftanzlichen Situngsprotofoll hat der Flägerifche Prozeßver- 
treter erklärt, „er ermäßige den Zinsaniprucd, auf die Zeit vom 
23. Nov. 1894 ab”; nach dem Zhatbeftand Hat „Kläger feinen 
Zinsansprud ausdrüdlich auf die Zeit feit dem 23. Nov. 1894 
beichräntt”. Darin hat das Bernfungsurtheil einen Verzicht ge- 
funden. Das Reichsgericht hat aufgehoben und zu den vollen 
Zinfen verurtheilt. Der Ausdrud im ZThatbeftande jchließt fid) 
an 8. 240? &.B.D. an und bedeutet, daß der Klagantrag auf 
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die Zinjen jeit 23. Nov. 1894 befchränft fe. So läßt fi) aud 
da8 Sieungsprotofoll verjtehen. &8 ftand aber auch dem Kläger 
die Wiedererweiterung des Klaganfpruch® auf die Zinfen zu nad) 
85. 491, 240, Nr. 2. Und diefe hat er mittelft Anfchlußberufung 
erklärt. IV, 78/96 vom 8. Juni. 

400. Im Fall 319. Daß bei Abnahme der Bahn feitens 
ded DBezirls weder ein Verftoß gegen die für die Ausführung ge- 
gebenen VBorichriften gerügt, nocd, ein Vorbehalt wegen etwaiger 
Mängel der Ausführung gemacht ift, würde dem Erftattungs- 
aniprud) des Bezirts nur dann entgegenftehen, wenn damit ein 
Verzicht auf die dem Beklagten aus der Konzeffion zuftehenden 
Rechte erklärt wäre. Alfein das Berufungsgericht hat folchen Ver- 
zieht nicht angenommen, weil die Abnahme in erfter Reihe die 
Sicherheit des Bahnbetriebes bezwedte und das Abnahmeprotofoll 
eine ausdrüdliche Genehmigung der in Rede ftehenden Arbeiten 
nicht enthielt, überhaupt nur eine Reihe ganz beftimmter Punkte 
den Gegenftand der Erörterung gebildet hat. In diejer Begründung 
fann eine Gejetesverlegung nicht gefunden werden. II, 129/96 
vom 18. Sept. 

401. „Sc, erkläre hiermit die gegen meinen Bruder ER. 
in Zrier genommene Inffription (auf das Haus und die Möbel) 
al® aufgehoben, indem ich Feinerlei Forderung heute mehr an R. 
habe. Aus dem Inhalt diefes Scheines, injoweit er dispofitiver 
Natur ift, Hat das Landgericht eine ausdrüdlicdhe Verzichtleiftungs- 
erklärung des Gläubigers auf das ihm zuftehende Hhypothefenrecht 
gefolgert. Diefer Auffafjung muß beigepflichtet werden. Nacd) 
dem Wortlante des Scheines wird die Injkription für aufgehoben 
erklärt und al8 Grund diefer Aufhebung das Nichtbeftehen der 
Schuld angeführt. Wenn bdiefer Grund auch fein zutreffender 
war, jo läßt diefer der Wahrheit nicht entiprecdhend angegebene 
Beweggrund die thatfächlich erfolgte Aufhebung des Hhpothefen- 
rechts unberührt. Danach) war angenommen, daß der Verzicht 
auf die Hypothek galt, obwohl der Verzicht auf die Yorderung 
fimulirt war. NRevifion zurücgewiefen, weil die Annahme that- 
fächliher Natur. IL, 155/96 vom 9. Dft. 

402. Der Bater der Parteien hatte in dem mit dem De- 
flagten gejchloffenen Veräußerungsvertrage über fein Gut den 
durch die Hypotheken nicht gedeckten Reit des Annahmepreijes von 
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45000 Marf den Parteien und einem dritten Bruder mit je 
15000 Mark auf ihren Fünftigen Erbtheil überwiefen, in einer 
außergerichtlichen, datirten und von dem Vater unterjchriebenen 
Urfunde aber dbemnädjft verfügt, daß er, wenn fein dritter Sohn 
in Geiftesfranfheit, in welche er inzwifchen verfallen war, ver- 
jterben follte, die diefem überwiejenen 15000 Mark dem Kläger 
zuwende. Kläger hat diefe Zuwendung unter dem Schriftjtüd 
angenommen und, nachdem der Fall eingetreten und der Vater 
verftorben war, auf die Zinjen der Hälfte der 15000 Marf ge- 
Flagt, welche der Bellagte als gejetlicher Erbe feines Bruders 
für fih in Anfprud nahm. Die Klage ift abgewiejen. Nad) 
dem Tode des Vaters war die bis dahin aufgefchobene Auflafjung 
des Gutes erfolgt und 15000 Mark für den dritten Bruder ein- 
getragen. Kläger Hatte dem Bellagten die Verfügung am 3. März 
mit dem fchriftlichen Bemerfen überjfandt: ‚Die Verfügung ift 
nicht al® Zeftament aufgenommen, entbehrt daher der gejeßlichen 
Gültigkeit. ZTroßdem bin ich überzeugt, daß Du fie ehren und 
anerfennen würdeit, wenn id Dich darum erjuchte. Das thue 
ich jedody nicht, weil es Dir fchlechter geht als mir, ich daher 
auf den mir darin zugewendeten Vortheil verzichten und mit Dir 
theilen will. Bon Deinem Entjchluß benachrichtige mich.” Der 
Beklagte jandte die Urkunde am 5. März „als werthlos” zurüc 
mit der Erklärung, Kläger möge ihm, wenn er ihm das Kapital 
nicht zu 5 Proz. belaffen wolle, mittheilen, wann Bellagter ihm 
dajjelbe im DBetrage von 7500 Mark auszahlen joll. ‘Darauf 
Antwort des Klägers vom 4. April, die 7500 Marf Hhpothefen- 
fapital erwarte er baar am 8. Juli. Da ber Kläger in dem 
Briefe vom 3. März erklärt hatte, die Verfügung fei ungültig, 
jo Hatte ex ji ein Recht nicht zugefchrieben, auf ein folches alfo 
auch nicht verzichtet, fondern nur auf ein vermeintliches moralifches 
Redht. Ein folches erzeugt aber Fein obligatorifches Rechtsverhält- 
niß. — $. 86 Einl. zum X. R. — Die wenn auch ausdrüdlich 
als Verzicht bezeichnete Erklärung Hat aljo nicht die Bedeutung 
einer Entjagung im Sinne der SS. 378, ZIA.EU.R. IL, 16. 
IV, 101/96 vom 19. Oft. Vgl. 417 und 423. 

403. Der Redtsanwalt P. war zum einftweiligen Pfleger 
eined Nachlafjes bejtellt; demnächft wurde der Rechtsanwalt R. 
mit der Pflegichaft betraut. Der Nachlaß ift zur Bezahlung des 
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feftgeftellten Honorare des PB. von 6000 Mark verurtheilt. Das 
Berufungsgericht findet in der Verhandlung vom 1. Dec. 1893 
lediglich eine einfeitige Erklärung des Rechtsanwalts BP. dahin, 
er werde fein Pflegerhonorar fordern, aber fich wegen dejjelben 
mit dem Suftizrath K. verftändigen; und es führt diefe Erklärung 
auf eine irrige Auffaffung des P. in Betreff der rechtlichen Ge- 
jtaltung der Pflegichaft zurüd, injofern derjelbe angenommen haben 
möge, der zum definitiven Pfleger beftimmte K. werde das Honorar, 
welcdes diefem aus dem Nachlaffe gewährt und entiprechend den 
Bemühungen des einftweiligen Pflegers erhöht werden würde, mit 
dem letteren theilen. In diejer Auslegung tritt ein Verftoß gegen 
den Wortfinn der Verhandlung vom 1. Dec. 1893 nicht hervor. 
Deshalb ift mit Recht fein Verzicht angenommen. IV, 144/96 
bom 16. Nov. 

404. Der Beflagte hatte eine Gegenforderung von 1000 Mart 
erhoben für Ziegelfteine, welche er der Klägerin überlafjen habe. 
Die Gegenforderung wurde verworfen, weil die Steine der Militär- 
verwaltung gehört haben, bei welcher Beklagter im I. 1891 als 
Sarnifonbauinspeftor angejtellt war, und Klägerin der Garnijon- 
bauverwaltung im I. 1893 die Steine bezahlt hat. Da aber die 
Steine im 3. 1891 in einen Schornjtein der Klägerin verbaut 
find, ift die Klägerin fpäteftens durch Verbauung Eigenthümerin 
der Steine geworden ($. 334A.X NR. LI, 9), und dem Fiskus 
jtand gegen die Klägerin höchftens ein Anfpruch auf volljtändige 
Entihädigung zu ($. 335). Auch der Bellagte war dem Fiskus 
für die Steine, die er der Klägerin überlaffen hatte, verhaftet. Er 
hat am 21. März 1893 al8 Garnifonbaubcamter die Klägerin auf- 
gefordert, die „von dem hiefigen Kajernenhofe entliehenen” Steine 
Ipätejtens im Frühjahre 1893 zurüdzuliefern. Da dies nicht ge- 
ichehen ift, habe er dem Tisfus den Werth erjtattet und hierauf das 
Ablommen mit H., einem Vertreter der Klägerin, getroffen, daß dein 
Beklagten der Werth der Steine gutgejchrieben werden follte. Da- 
nad) liegt, obwohl diefer Gefichtspunft von den Parteien nid)t 
geltend gemacht ift, ein Vergleich vor. VI, 134/96 vom 24. Sept. 

405. Der Bellagte war aber bereits von feiner Erfag- 
verbindlichkeit gegen den Fisfus dadurch befreit, daß die Klägerin 
den Werth der Steine am 22. Ian. 1893 dem Fisfus bezahlt hatte. 
Das Fortbeftehen diefer Erjatverbindlichfeit war die beiderfeitige 

14* 


Berzidht. 


Bergleidh. 


Bergleid). 


Bertrag auf 


den Ausfprud) 


von 
Arbitratoren. 


KRonventional- 
ftrafe. 


212 Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäfte md Bertragsklaufeln. 


Borausfegung des angeblichen fpäteren Ablommens mit H., zu 
welchen bei Kenntniß der bereits erfolgten Entichädigung des Fiskus 
feinerlei Anlaß vorgelegen haben würde. Hat der Beklagte dem 
Tisfus nach der Zahlung vom 22. Ian. 1893 und in Unfenntniß 
von diefer Zahlung Erjat geleijtet, jo würde er eine Nichtichuld 
entrichtet haben, und das darauf mit H. geichlofjene Abkommen 
würde auf der irrthümlichen Annahme beruht haben, daß der Be- 
Hagte damit einer wirklich nod) beitehenden Forderung Genüge 
geleiftet hätte. Der Vergleich, wenn er gefchloffen ift, war daher 
wegen Irrtfums unfräftig (8.47 UL R. I, 16). Daß bie 
Klägerin dies nicht ausdrüdlich geltend gemacht hat, fteht ihr nicht 
entgegen. Sie hat das Abkommen jchlehthin und damit auc) das 
Beitehen eines wirkfamen Vergleichs bejtritten. VI, 134/96 vom 
24. Sept. 

406. Nad) dem Padtvertrage im Tall 450 follte ein vom 
Berpächter aus dem fünfmeiligen Umfreife der Gutsbefiger und 
Gutspäcdhter zu mwählender „Sciedsrichter” unter Ausschluß jedes 
Nechtsmittels die Höhe der Entichädigung feftftellen, welde der 
abgehende Pächter wegen zu geringer Ausfaat, Beitellung und 
Düngung zu zahlen habe. Das Berufungsgericht faßt die DBe- 
ftimmung mit dem Verpädter dahin auf, daß das von dem ge- 
wählten Arbitrator abgegebene Gutachten, weil auf falfchen VBoraus- 
jegungen beruhend, von dem Verpächter, der jeßt eine weit höhere 
Entjhädigung fordert, angefochten werden fünne. Denn diejer 
habe fih nur einem nidht offenbar fachwidrigen Gutachten unter- 
werfen wollen. — R. &. €, Bd. 10, ©. 131/32. — Der Kläger 
würde durch die Anfechtung mit dem BVertrage in Wideriprud 
treten, wenn der Vertrag eine ganz unbedingte Unterwerfung unter 
den Ausfprucd des Arbitrators enthielte.e Dann müßte die An- 
fehtung verworfen werden. VI, 119/96 vom 28. Sept. 

407. Der Gutsinfpeftor hat feiner Dienftherrin einen Revers 
ausgeftellt: ‚Ic verpflichte mid) — nachdem ich wiederholt meiner 
Prinzipalin die Verficherung gegeben habe, daß aus den Wirth- 
Ihaftsjahre 1890/91, das mit dem 1. Iuli 1891 jchließt, Teine 
rüdjtändigen Zahlungen Feinerlei Art an das Wirthicdhaftsant %. 
und R. beitehen —. Sollten Forderungen noch eingehen, Hafte 
ih mit meinem eigenen Gelde dafür.” Nad) dem Abgange des 
Beklagten jtellte fi) heraus, daß von dem Wirthichaftsamt noch) 
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an die Firma Sch. 1833 Marf 43 Pf. aus 1890/91 zu zahlen Konventional- 
waren. Der Gutsinipeftor ift verurtheilt, feiner BPrinzipalin IIeaje: 
diejen Betrag zu eritatten. Denn Bellagter war zur-Nechnungs- 

fegung verpflichtet. Er konnte aljo auch eine Strafe für den Fall 
veriprechen, daß die gelegte Rechnung nicht richtig fei. Daß er 
unverfchuldet geirrt habe, hat Bellagter nicht behauptet. $. 292 
AL.NR. 1L, 5 Schreibt auch nicht vor, daß die Nichterfüllung der 
Verpflichtung, zu deren Sicherung eine Konventionaljtrafe ver- 
abredet war, erit nach der Vereinbarung über die Strafe ein- 

treten müffe, wie denn auch ein innerer Grund für foldde Vor- 

fchrift nicht erfichtlich jein würde. Uebrigens würde da8 Versprechen 

auch bindend fein, wenn es nicht unter den Gefichtspunft einer 
Strafe zu ziehen wäre. IV, 118/96 vom 28. Sept. 

408. Eine Hamburger Handlung hatte von einer fchmedi- 
Then Afktiengejellichaft Sulfitjtoff gefauft. Da für beide Parteien 
Gefle Erfüllungsort war, fo ift da8 NRechtsverhältnig nad) Schwebi- 
Them Recht zu beurtheilen. Bezüglich der Konventionalftrafe, 
welche Verkäuferin fordert, nimmt das Berufungsgericht an, daß 
da8 Schwediiche Recht mit dem einheimijchen übereinftimme, ein 
dabei etwa untergelaufener Irthum über die Beitimmungen des 
einheimifchen Rechts ift daher geeignet, die NRevifion zu begründen. 
Zutreffend nimmt das Berufungsgericht an, daß nad) Gem. R. 
(im Zweifel) in dem Falle, wenn die Nichterfüllung eines Ver- 
trags unter Konventionalftrafe geftellt ift, nicht neben der Ver- 
tragserfüllung auch noch die Konventionalftrafe, dagegen dann, 
wenn die rechtzeitige Erfüllung eines Vertrags durd) die Kon- 
ventionaljtrafe gefichert werden jollte, fowohl die Vertragserfüllung 
wie die Strafe gefordert werden Tann. Es follte fontant bei 
Lieferung und ehe der Stoff vom Käufer in Empfang genommen 
werden dürfe, gezahlt werden, im Falle der Lagerung foll die 
Zahlung gejchehen, jobald während zwei Monate zu liefernder 
Stoff gelagert jei. Dedenfalis foll die ganze Partie vor dem 
31. Dec. 1893 bei einer Strafe des Käufers von 20 Kronen per 
ton vom nicht gezahlten Duantum gezahlt fein; damit ift Kar 
zum Ausdrud gebradjt, daß die Nichtinnehaltung des Zahlungs: 
termins den Verfall der Strafe nad) fich ziehen follte. Ein Gegen- 
argument ergibt fid) auch nicht aus dem Betrage der Strafe, da 
diefe nur nad) Maßgabe des nicht bezahlten Duantums entrichtet 
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Konventional- werden jollte und dann im Vergleich mit den vereinbarten Kauf- 


ftrafe. 


preifen (170 Kronen per ton) al8 unverhältnifmäßig hoc) nicht 


bezeichnet werden fann. Die Berfäuferin durfte daher, nachdem 


fie wegen des Zahlungsverzugs 1213 nicht abgenommene tons 
öffentlich verfauft hat, die Konventionalitrafe neben der Differenz 
zwifchen Auftionserlös und Kaufpreis fordern. Mit den Zinfen 
von dem Betrage des Kaufpreijes bezw. der bezeichneten ‘Differenz 
fordert fie aber, wenigftens infoweit diefe Zinien Berzugszinfen 
find, Erjaß ihres Intereffe an der rechtzeitigen Entrichtung des 
Kaufpreifes, und das kann nah Gem. R. neben Zahlung. der 
Konventionalftrafe nicht gefordert werden. Das Berufungsgericht 
wird daher noch zu prüfen haben, ob nad) Schwediichen Necht 
der Anfpruch auf die Konventionalitrafe den Anfpruc) auf Verzugs- 
und Prozepzinfen von den erwähnten Beträgen ausjchließt. I, 
167/96 vom 7. Dft. 

409. Kläger hat auf die Beftellung des Beflagten, welche 
auf Schiefer ab Leheften lautete, den aufgegebenen Kunden des 
Beklagten einen Waggon Schiefer gefandt, der aus Probitzella 
jtammte. Sie hat aber denfelben al® Leheftener Schiefer faktwirt. 
Bei der behaupteten Minderwerthigkeit des Sciefers aus Probft- 
zella würde Klägerin die Konventionalftrafe von 3000 Mark an 
fi) verwirft haben. Dieje Zolge wird nicht dadurd befeitigt, 
daß der Abnehmer des Beklagten die ihm gelieferte Waare nicht 
beanftandet hat. Nah dem Inhalt der betreffenden Vertrage- 
beftimmung genügt die bewußte Verlegung der Vertragspflichten, 
um den Anjpruch des Beklagten auf die Vertragsjtrafe zu vecht- 
fertigen. Dazu fommt, daß, wenn im vorliegenden Fall aud) kein 
unmittelbarer Schaden für den Bellagten eingetreten fein mag, 
dod) eine mittelbare Schädigung deifelben fi) aus der Gefahr 
ergibt, daß das Vertrauen in feine eigene gefchäftliche Zuverläffig- 
feit eine Einbuße erleidet, wenn feine Kunden minderwerthige 
Waare erhalten. Dieje Gefahr ift um fo größer, wenn der Be- 
flagte durch eine unrichtige Fafturirung zu der Annahme verleitet 
worden ift, daß jeine Beftellung auftragsgemäß ausgeführt fei. 
I, 237/96 vom 7. Nov. 

410. Im Tall Bd. XXI, 378 hat da8 Berufungsgericht 
nun auf die 8000 Marf Konventionalftrafe bedingt erfannt. Die 
Strafe war nit verwirkt, wenn Theaterdireftor ©. zu der Zeit, 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäfte und BVertragsklanfen. 215 


als er den Vertrag von dem Beklagten unterjchreiben Tieß, wußte, Konventional- 
daß der Bellagte fich bereits in Köln gebunden Hatte. Denn NMale 
dann würde Kläger mit Forderung der Strafe argliftig handeln. 

Deshalb war auf einen Eid der S.’Ichen Erben erfannt. Revifion 

des DBellagten zurücgewiejen. II, 226/96 vom 10. Nov. 

411. Daß nad Wheinifchem Hecht die Zuerfennung einer 
Bertragsitrafe von dem Nachweise abhängig fei, daß dem Ver- 
pflichteten ein VBerfchulden zur Xaft falle, ift von der Revifion 
ohne nähere Begründung aufgeftellt worden. Ein folder Sat 
ift, weil in den gejetlichen Vorjchriften nicht begründet, abzu- 
Ichnen. Zwar fann man nad) Code 1147 gegen die Verpflichtung 
zur Xeiltung von Schadenserfag mit dem Nachweife aufflommen, 
dag die Nichterfüllung der Verbindlichkeit von einer fremden Ur- 
Jade herrühre, die dem Pflichtigen nicht zugerechnet werden Fünne, 
und dies mag auch für Verbindlichfeiten aus Strafgedingen gelten. 
Aber derartige Urjadhen hat der Beklagte weder in den DVor- 
inftanzen nod) gegenwärtig ausdrüdlich oder ftillfehweigend geltend 
gemacht; das Nichtvorhandenfein derjelben fejtzuftellen, hatte der 
Berufungsrichter daher Feinen Anlaß. IL, 226/96 vom 10. Nov. 

412. Die für den Fall der Verzögerung einer Xeiftung be- 
jtimmte Vertragsftrafe fann nur nad) Inverzugjegung gefordert 
werden — Code 1230 —, aud) in dem Fall, wenn für jeden Tag 
der DBerzögerung ein beftimmter Betrag entrichtet werden muß. 
Da bier die Beklagten ihrer Gegentontrahentin, der fie ein Haus 
zu bauen hatten, eine Vertragsftrafe gezahlt hatten, ohne daß fie 
nad Eintritt der Fälligfeit der Leiftung von derfelben in Verzug 
gejeßt waren, jo Fonnten fie von der Klägerin Erfat der Strafe 
nicht fordern, wenn deren Verfpätung in der Holzlieferung aud) 
die Urfache für ihre eigene Verfpätung gewejen war. II, 238/96 
vom 27. Nov. Ä 

413. Die Beklagten hatten dem W. ein Berliner Grund- 
jtüd veräußert. Sie haben fich demfelben durch Revers verpflichtet, 
den Theil der eingetragenen Hhpothefen von 290000 Mark, bei 
dem noch nicht eingetragen fei, daß er zu 4", Proz. verzinslid 
und bis zum 1. Dft. 1899 feit ftehe, felbft durch Eeifion zu über- 
nehmen, wenn die Eintragung diejer Bedingungen nicht bi8 zum 
1. Ian. 1890 erfolgt wäre. „Walls dies nicht in der gedachten 
Zeit geichieht, haben wir dem W. oder feinem Nedhtsnacdjfolger 


Konventional- 
ftrafe. 


Anerfennung. 
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eine Konventionalftrafe von 5000 Mark zu zahlen, abgefehen von 
unferer Eontraftlichen Verpflichtung.” Der Berufungsrichter gibt 
dem NReverfe die Auslegung, daß falls bis zum 1. Ian. 1890 
weder die Eintragung (jener Bedingungen) noch der Erwerb ber 
Hppotheten durch die Bellagten erfolgt fei, die Konventionalftrafe 
zu zahlen fei. Der Ausschluß der Kündbarkfeit bis 1. Oft. 1899 
war bei dem an lekter Stelle eingetragenen Theile von 18000 
Marf bis 1. Ian. 1890 nicht eingetragen; das ift exft im Laufe 
de8 Prozejies am 27. Sept. 1894 erfolgt. Ebenfo wenig haben 
die Deflagten die Hhpothef von 18000 Marf bis 1. Ian. 1890 
erworben. Sie find deshalb zur Zahlung der Konventionalitrafe 
von 5000 Mark verurtheilt; ihre Nevifion ijt zurücigewiejen. 
Der Einwand, daß die feitgefeßte Strafe das Intereffe des W. 
um mehr al8 ba8 Doppelte überfteige — 8.30 U.UR L5—, 
ift mit der ausreichend begründeten Feititellung zurüdgewiejen, 
dap W., wenn er fid) die Hhpothef von 18000 Mark an letter 
Stelle hätte anderweit befchaffen jollen, er hätte 6 Proz. Zinjen 
bewilligen, 1 Proz. Provifion zahlen und anderweite Opfer bringen, 
im Ganzen mehr al® 2500 Marf aufwenden müffen. IV, 172/96 
vom 7. Dec. 

414. Wenn der Bellagte der Klägerin M. & Co. nad) dem 
Abfommen vom 1. April 1891 nur in Höhe der von ihm ge= 
leijteten Einzahlung für die Verlufte, welche die Börjenipefulationen 
des R. zur Tolge Hatten, haften follte, jo Fonnten die fortgejetten 
Spekulationen do auch den Erfolg haben, daR die eingetretenen 
Berlufte wieder eingebradjt, und die von dem Beklagten geleijteten 
Einzahlungen fo weit wieder frei wurden, daß fi für ihn ein 
Aktivfaldo herausftellte. Der Bellagte hatte alfo an der Mit- 
theilung von Abjfchlüffen, aud) wenn foldhe zur Zeit ein Debet- 
jaldo ergaben, ein Imtereffie. Er brauchte auch nicht der Firma 
M. & Co. auf die Mittheilung von folhen Abjchlüffen zu erflären, 
daß dadurd) das Ablommen vom 1. April 1891 nicht berührt 
werde. Denn da zwilchen den Kontrahenten nicht zweifelhaft jein 
fonnte, welche Bedeutung gegenüber dem Abkommen die Abfchlüffe 
Hatten, jo bedurfte e8 nicht der Erflärung einer Partei, um das 
Abkommen den Abfchlüffen gegenüber aufrecht zu Halten. Da die 
Saldoziehung nur in jenem durch das Abfommen vom 1. April 
1891 modifizirten Sinne zu verftehen war, fo legt auch die aus- 


Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufen. 217 


drückliche oder ftilljchweigende Anerkennung des Saldos demfelben Anerkennung. 
feine. andere Bedeutung bei. Immer blieb e8 dabei, daß der Be- 

Hagte der Firma M. & Co. nur mit feinen Einlagen und nicht 

darüber hinaus für die durch die Spekulationen des KR. erwachjenen 

Berlufte Haftete. I, 189/96 vom 21. Dt. gl. 529. 

415. Der Bater und Erblaffer des DBellagten hat der 
Klägerin, welche bei ihm diente, eine von ihm unterjchriebene Ur- 
funde eingehändigt, welche. jo lautete: „Lieber Sohn! Meine 
Wirthin Hat vom Iahre 1875: feinen Lohn. befommen, ic) habe 
ihr die Stelle verichrieben für den Lohn. Wenn Du ihr aber 
nicht nach meinem Zode die Stelle gibit, jo gieb ihr, mein Sohn, 
das Lohn ab. Ich unterjchreibe e8 mit meiner Hand.“ Die Ur- 
funde enthält feinen neuen Rechtsgrund — $.DAA.URLI-, 
fondern nur eine jederzeit widerrufliche Aufforderung an feinen 
Sohn; foweit ausgefprocdhen tft, daß der Lohn nicht bezahlt jei, 
Tiegt nur eine Anerkennung im Sinne $. 562 vor. VI, 195/96 
vom 16. Nov. Dgl. 300. 

416. Das fchlieglich behauptete, angebli vom Beklagten 
auf dem Bahnhof zu Weimar im Sommer 1890 abgegebene 
Anerkenntniß, „daß er das Ganze fchuldig fer‘, ericheint owoh! 
wegen feiner Faffung al® wegen des Mangeld näherer Angabe 
der Umstände, unter denen e& erfolgte, zu allgemein und un- 
beitimmt, al8 daß e8 berüdfichtigt und namentlich zum Eid, der 
als alleiniges Beweismittel dazu angetragen tft, verjtellt werden 
fünnte. E8 muß die um fo mehr gelten, al8 nad) dem Zhat- 
beitande des in dem angefochtenen Urtheile angezogenen früheren 
Berufungsurtheils der Beklagte jenen Mangel gerügt, der Kläger 
aber fich zur näheren Angabe der bei dem Anerkenntniß gebrauchten 
Worte außer Stande erklärt hat und hiernad) die Möglichkeit ge- 
geben ift, daß das fragliche Vorbringen auf bloßer Schlußfolgerung 
des Klägers beruht. IIL, 182/96 vom 20./27. Nov. 

417. Im Fall 402 war das Anerbieten des Klägers darauf Setelunge- 
gerichtet, das unter den Parteien gefetlich beftehende Nechtsverhältnig Vrrad- 
bezüglich der Erbichaft des Bruders Richard aud) nody durd) 
ausdrücdliche gegenfeitige Willenseinigung feitzujtellen. Der DBe- 
Hagte Hat in dem Antwortichreiben vom 5. März 1895 in un- 
zweideutiger Weite die Annahme des Anerbietens erklärt. Es tft 
jomit unter ben Barteien ein jchriftlicher Vertrag zu Stande ge- 
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fommen, welcher die Feititellung eines beitehenden Nechtöverhält- 
niffes für die Zukunft zum Gegenftande hat. Striethorit, Bd. 62, 
©. 9; Koh, Recht der Forderungen, 2. Ausg., Dd. 2, ©. 54. 
An diefen Vertrag ift der Kläger gebunden. IV, 101/96 vom 
19. Oft. Vgl. 423. on 

418. Daß aus dem Revers nicht erhellt, welder Schuld- 
grund ihm unterliegt, fchließt nicht die Einrede aus, daß jeine Hin- 
gabe und fein Befit eines Schuldgrundes entbehrt, jodaß aus 
demjelben feine Forderung geltend zu machen if. ©., dem der 
Nevers ausgejtellt war, handelte bei der Ausftellung und bei dem 
Empfang al8 Bevollmädtigter der S. Diefe hatte dem Beklagten 
eine Hhpothef über 10000 Marf ausgeitellt, während er von der 
©. nur 8342 Mark zu fordern hatte. Der Revers follte über 
die an der DValuta fehlenden 1658 Mark gelten. Nachdem die 
Hhypothef bei der Subhaftation des Grundftüds ausgefallen ift, 
fann die Schuldnerin nicht mehr die Nachzahlung der nicht ge- 
währten Baluta fordern. Ebenfo wenig ihr Eeffionar, deffen Klage 
ift deshalb abgemwiefen. I, 115/96 vom 1. Yuli. 

419. ‚Sch verjchulde dem P. den Betrag von 32000 Mark. 
sch verpflichte mich, diejen Betrag mit 5 Proz. von heute ab... 
zu verzinien, und nad) einmonatiger Kündigung zurüdzuzahlen. 
In Höhe diefer meiner Schuld unterwerfe id) mich der jofortigen 
Zwangsvollitredung.” Auf die Klage de8 Ausftellerd wurde aus- 
geiprodhen, daß dem Beklagten aus der Urkunde ein Anfpruch nicht 
zuftehe, und daß die aus derjelben vorgenommene Zwangsvoll- 
itredung für unzuläffig zu erklären fei; Revifion zurüdgewiejen. 
Denn ein Schuldbefenntnif ohne Angabe des zu Grunde Tiegen- 
den NRechtöverhältniffes oder jogar ein von jedem Sculdgrunde 
abjehendes Zahlungsversprechen ift, foweit nicht eine Tormal- 
obligation vom Gefeße ausdrüdlicd, anerkannt ift, nad) dem Geift 
des A.L.R. und im Hinblid auf 8.127 ML. R.L 5; 8. 730 
I, 11 nit Flagbar. Das ift aud) durd) S. 702, Abi. 5 E.P.O. 
nit anders geworden. Kin Darlehn war aus der „Zurüd- 
zahlungspflicht‘‘ nicht zu entnehmen. Im Fall Bd. XX, 364 lag 
urjprünglich eine causa vor. IV, 80/96 vom 1. Oft. 

420. Die Bermuthung der Schenkung bei Zuwendungen 
zwiihen Gefchwiftern — 8. 142 AU.U.R. IL 11 — fteht aud 
dem Geber zur Seite, wenn er nad) feiner Verarmung die Kompetenz 
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fordert. Hier hatte der Bruder feiner Schweiter jein Gejchäft, 
welches jährlich einen KReingewinn von 10000 Mark abgeworfen 
hat, zum Betriebe für eigene Rechnung und die Gejchäfte- und 
Wohnungsräume unentgeltlich 19 Weonate hindurch überlaffen, 
ihr 600 Mark baar gegeben und den Waarenbeitand des Xeders 
im Werthe von A500 Mark überlaffen. Die Beklagte jollte nur 
der Mutter und einer anderen Schweiter eine jährliche ARente von 
1500 Darf zahlen. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß 
der nad) Abzug der Rente verbleibende Betrag der Zuwendung 
von 18558 Mark 33 Pf. geichentt ift. Keine Verlegung von 
8.1053 AU... R. L, 11, wonad belajtetete Schenkungen nur im 
Zweifel den läftigen Verträgen gleich zu achten find. IV, 90/96 
vom 22. Juni. 

421. Wenn gleichzeitige Zuwendungen an verichiedene Per- 
onen gemadht werden, wird der Betrag, welcher das Erforderniß 
der gerichtlichen VBollziehung begründet, gemeinrechtlih aus der 
Perfon der Erwerber und nicht aus der Perfon des Veräußerers 
auch dann berechnet, wenn die Zumwendungen durd einen Ned)ts- 
aft erfolgen und das zugewendete Recht wegen dev Mehrheit der 
Erwerber fich theilt (Bolze, Praxis, Bd. IX, 312; Bd.X VII, 360). 
Diefe Grundfäte hat das Berufungsurtheil nicht verlegt, wenn 
e8 jolhe auf die feitens der A. an Kläger und deffen fieben Ge- 
Ichwifter bethätigte Schentung von Hannover’schen Landesfredit- 
faffeobligationen im Nominalbetrage von 24000 Mark angewendet 
hat. Der Umftand, daß unter gewilfen Bedingungen ein Theil 
der Beichenften den auf fie fallenden Betrag nicht erhalten und 
diefer den anderen Beichenkten zufallen follte, eintretenden Falle 
daher ein Erwerber mehr als den Betrag, der einer gerichtlichen 


Infinuation nicht unterliegt, erhalten kann, ändert hieran nichts, 


da der Eintritt einer derartigen Bedingung nicht behauptet ift. 
III, 125/96 vom 9. Dft. 

422. Im Fall 109 lag eine Schenfung von DB. an die 
Gemeinde nicht vor. Denn er übernahm die Verpflichtung für 
den Fall der Regulirung der Straße dur die Gemeinde, die in 
jeinem Intereffe lag, alfo nicht ohne Gegenleiftung. V, 139/96 
vom 10. Dft. 

423. Im Fall 402, 417 läßt fi) das Uebereintommen. der 
Parteien al® Schenkung nicht auffaffen; der vom Kläger. aus- 
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geiprochene Widerruf eines Verzichts hat Feine rechtliche Wirkung. 
IV, 101/96 vom 19. Oft. 

424. Die Ehefrau des Gärtners R. hatte dem Bellagten im 
%. 1876 ihre Großgärtnernahrung für 9000 Mark und einen Alten- 
theil verkauft. Der Kaufpreis follte mit 4. Broz. jährlich ver- 
zinft und nad, dreimonatlicher Kündigung gezahlt werden. Die 
Ehefrau ift im 93. 1877 verftorben und von ihrem Ehemann umd 
ihrer geiftesfranten Tochter beerbt. Im I. 1880 traf R. mit dem 
Beklagten gerichtlich) da8 Abkfommen, diejer jollte den noch rüd- 
jtändigen Kaufpreis von 6600 Mark in vierteljährlicden Raten 
verzinjen umd nad Bedarf Theilzahlungen auf das Kapital leijten. 
Davon fol die Tochter erhalten werden. Die Summe, welche 
von den 6600 Mark bei dem Tode der Tochter oder des über- 
lebenden R. noch nicht bezahlt fei, gilt dem Bellagten als erlafjen. 
Das Berufungsgeriht Hat angenommen, daß eine Schenkung 
nit vorliegt, und die Klage der Erbin auf den nad) dem Xode 
von R. und feiner Tochter verbliebenen Neft abgewiejen; weil 
der bedingte Erlaß die Gegenleiftung für die Verpflichtungen bilden 
jolite, die der Beklagte bezüglich Zahlung der Zinjen und Tilgung 
ded Kapitals übernommen habe; Revifion zurücdgemwiejen. V, 
169/96 vom 12. Dec. 

425. In dem Bangeldervertrage liegt außer dem 
Kredit, den der Gläubiger jedem Darlehnsichuldner gewährt, in- 
joweit er von ihm Rüdzahlung des ausgezahlten oder vorläufig 
erit zugefagten Darlehns erwartet, noch) die Bezeugung des weiteren 
Bertrauend, daß der Bauherr, mit dem der Baugeldergeber 
fontrahirt, auch dafür forge, daß das Gebäude in den in Aus- 
jiht genommenen Frijten fertig gebaut wird, nicht bloß, daß 
er dafür forge, daß der Bau aud) folid und jo ausgeführt wird, 
daß der Darlehnsgläubiger in dem vollendeten Bau feine Sicher- 
heit findet. Damit, daß der Baugeldgeber feine weiteren Zahlungen 
füjtirt, wenn der Hhypothefgläubiger, hier eine Hhypothefenaftien- 
banf, bei Ausübung feiner Kontrolle findet, daß dag bisher Ge- 
baute nicht jo folid ausgeführt ift, wie er zumal für das auf 
lange Dauer berechnete Kreditverhältnig erwarten und beanjpruchen 
darf, oder wenn der Bau felbit fiftirt wird, ift ihm doch nur ine 
joweit gedient, al8 er das, was er no) nicht ausgezahlt hat, nım 
nicht verliert. Das erjchöpft aber nicht fein Interefje; denn der 
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Baugeldgeber fchließt den Vertrag nicht ab, um ein etwa halb- 
fertiges Gebäude, das in feinem Zuftande nur eine Ruine ift, 
als Sicherheit zu erlangen. Darum wird der vorfichtige und 
folide Gläubiger fich die Perjon anjehen, mit der er Eontrahirt. 
Hat er mit einem ihm folid erfcheinenden Unternehmer und Eigen- 
thümer, der ihm nad) feinen Vermögens- und Kreditverhältnifien, 
nad) feinen gejchäftlichen Gebahrungen, mit feiner ganzen Perjön- 
lichkeit die Garantie bietet, daß er ihr das befondere Vertrauen 
ichenfen darf, welches der Baugeldervertrag beaniprucdht, jo Fan 
ihm nicht angefonnen werden, fich jtatt diejer Perjon eine andere 
aufdrängen zu laflfen, welche ihm diejfe Garantie nicht bietet und 
der er ein gleiches Vertrauen nicht entgegen bringt und nicht ent- 
gegen zu bringen braudt. Der Baugeldervertrag ift wirthichaft- 
lich ein gemeinfchaftliches Unternehmen, bei dem der Bau- 
geldgeber das Geld, deflen der Bauherr bedarf, um den Bau 
auszuführen, jo wie e8 diejer gebraucht, zur Verwendung bei dem 
Bau hergibt, der Bauherr aber den Bau ausführt oder für feine 
Rehnnung ausführen läßt, fich zu Eigenthum, dem Baugeldgeber 
zur Sicherheit für das Darlehn. Solche gemeinjchaftliche Unter- 
nehmungen beanspruchen wechjeljeitiges Vertrauen von Perjon zu 
Perfon. Die Bellagte hatte den Klägern, zwei Königlichen Re- 
gierungsbaumeiftern, welche ein Berliner Grundftüd erworben 
hatten, auf dem fie nad) einem der Beklagten vorgelegten Bau- 
plan einen großen Neubau aufführen wollten, ein Darlehn von 
500000 Mark gegen Verpfändung des Grundjtüds und des 
auf demjelben auszuführenden Neubaues zugefagt, davon jollten 
290000 Mark in den erften 14 Tagen des Oftober 1889 aus- 
gezahlt werden, der Reit im Berhältnig nach dem Fortichreiten 
des Neubaues. Die Verabredung erftredte fich aud) auf die Ver- 
zinfung und auf eine vom 1. Ian. 1903 ab eintretende Amorti- 
fation. Die Schuld» und Pfandverjchreibung ift verlautbart, die 
Hypothek ift eingetragen, die 290000 Mark find gezahlt. Darauf 
haben die Kläger das Grundftüd noch im Dftober 1889 weiter 
verfauft, und ihre Käufer Haben ihre Rechte aus dem Kaufvertrage 
im April 1890 an einen Architekten W. abgetreten, dem Kläger 
das Grundftük aufgelaffen hat. W. ift Bauherr geworden, die 
Beflagte hat noch 30000 Mark gezahlt und ift dann von dem 
Baugeldervertrage zurüdgetreten. Nun haben die Kläger ein 
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Darlehn anderweit unter läjtigeren Bedingungen bejichafft, der 
Bellagten das Gezahlte zurücdgewährt, und auf Schadenserjat 
wegen Nichterfüllung geflagt. Damit find fie vom Neichsgericht 


‚abgewiejen. I, 81/96 vom 13. Juni. Vgl. 340. 


426. Die Kläger Tünnen fi) weder darauf berufen, daß 
fie Schuldner für das Darlehn geblieben find, noch darauf, daß 
fie ja auch dem W. die Ausführung des Baues hätten übertragen 


-fönnen. Denn wären fie Bauherren geblieben, jo ftand ihnen 


die Dispofition über den Bau zu. Sie hatten dann mit den 
Arbeitern und Handwerkern zu fontrahiren, ihnen gegenüber die 
Verträge zu erfüllen und erfüllen zu laffen u. |. w. Die Bes 
agte hatte wichtige Gründe, weshalb fie jich nicht mit W. ein- 
zulaffen brauchte. Gegen ihn tft die Einziehung von 48 Marf 
60 Pf. Gerichtskoften no) vor Erhebung der Klage auf Schwierig- 
feiten geftoßen, ohne daß die Kläger geltend gemacht haben, daß 
W. erit nach dem Abbruch der Verhandlungen in jolche Bermögens- 
verhältniffe gefommen wäre. Auch ift derfelbe in einem fehr er- 
heblichen Punkte von der Bauausführung ohne Genehmigung der 
Beklagten abgewichen, welche in dem Baugeldervertrage verabredet 
war. Beflagte war deshalb wegen veränderter Umftände nad) 
8.6HGEEA.UNR. L 11 zum Rüdtritt beredhtigt. I, 81/96 vom 
13. Juni. | 

427. Klägerin hat dem %., welcher ein Herrenfonfektions- 
geichäft begründete, im Auguft 1893 einen Waarenkredit von 
6000 bis 7000 Mark auf 1", Iahre gewährt, und Bellagter 
hat in Höhe von 2000 Mark die Bürgjchaft übernommen. 
Senes Ablommen wurde dahin verjtanden, daß Klägerin dem 
Beflagten für die einzelnen Sendungen die in jener Brandıe 
üblichen Kreditfriften zu gewähren hatte, und daß, wenn %. die 
Sendungen innerhalb der Friften bezahlte, er neue Wanren 
auf Kredit erhielt, immer bis zur Grenze des Kreditd von 
6000 bis 7000 Marf. Im diefer Weije ift Klägerin verfghren; 
fie hat mit 2. verabredet, daß diefer die LXofung feines Ge- 
ihäfts wöchentlich an Klägerin abführen und jeder Bolten zu drei 
Vierteln bis nach Ablauf des vierten Monats, der Neft inner: 
halb jeh® Monaten vegulirt werden folltee X. vermochte dieje 
Kreditfriften nicht innezuhalten und verpflichtete fi unter DBer- 
ziht auf weitere Waarenzufendungen im März 1894, das auf 
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5502 Marf ermittelte Guthaben in Zheilzahlungen zu tilgen; der Nrebit- 
Bürge ift zur Zahlung der 2000 Mark verurteilt. I, 140/96 $9ätte. 
bom 19. Sept. 

428. Der Beflagte hatte der Klägerin verfprochen, die diejer 

von ihrem Gläubiger gefündigte Hhypothel von 6000 Mark zu 
übernehmen. Er it zum Scadenserfa verurtheilt, weil er das 
Berfprechen nicht erfüllt Hat und in Tolge deifen das Grundftüd 
jubhaftirt if. Denn die Klägerin hätte die übrigen fälligen 
Vorderungen aus den ihr bereitd von Dritten gewährten Mitteln 
deden fönnen. Unerhebli), daß fie dem Beklagten nicht gejagt 
hat, daß fie diefer Hülfe bedurfte. Denn Beflagter hat nicht be- 
hauptet, daß er die Klägerin danad gefragt hat. Xegte er auf 
deren Kreditwürdigfeit neben der Hypothefarifchen Sicherheit Ge- 
wicht, jo mußte er danad) fragen. Unerheblich, daß der Hhpothefen- 
Ichein nicht zur Stelle war, denn dadurd) Fonnte nur eine mäßige 
Berzögerung in der Mebergabe der Stadtbuchjchrift eintreten. Be- 
Elagter hatte aber felbjt nur einen Ched bei fi, den der Gläubiger 
ftatt baaren Geldes nicht zu nehmen brauchte. Hätte der Beklagte 
den Ehemann und Vertreter der Klägerin, als diejer ihm weitere 
Aufklärung aucd über die Dedung der Zinfen und Koften geben 
wollte, angehört und mit ihm den PVerfteigerungstermin befucht, 
fo würden alle Bedenken des Beklagten bejeitigt fein. III, 224/96 
bom 29. Dec. 

429. Zufolge der DVermittelung des Beklagten gewährten Verwaltungs- 
die Gläubiger der in Zahlungsichwierigfeiten gerathenen Firma drtras- 
9. & ©. ein Moratorium; Klägerin außerdem zum Weiterbetrieb 
de8 Geichäfts einen Vorfchuß von 5000 Mark unter der Be- 
dingung, daß ihr für den Tall des Konfurfes das den Faut- 
pfandgläubigern zuftehende Vorrecht gewährt und der Vorfchuß in 
Durartaldraten von 1000 Mark zurüdgewährt würde, auch Be- 

Elagter die Oberaufficht übernehme. DBellagter hat die Leitung 
des Gejhäfts übernommen und der Klägerin ein Schreiben von 
9. & ©. überjandt, in welchem diefe die von der Klägerin ge- 
ftellten Bedingungen annahmen. Nach vier Jahren ift der Konkurs 
über 9. & ©. eröffnet, ohne daß Klägerin ihren Vorfchuß zurüd- 
erhalten und ohne daß ihr eine Sicherheit beftellt wäre. Der 
Beklagte ift zur Zahlung von 5000 Mark verurtheilt. Denn 
unter Bezugnahme auf die von der Klägerin geftellten Bedingungen 
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hatte er die Leitung des Gejchäfts übernommen. Bellagter hat 
aber jelbjt Fabrifate von 9. & ©. für von ihm während feiner 
Berwaltung gewährte Vorihüffe in Tauftpfand genommen und 
fi) aus denjelben zu erheblich höheren Beträgen als 5000 Marf 
bezahlt gemadt. Wurde an die Sicherftellung und Rückzahlung 
von Vorjchüffen gedacht und folche von dem Beflagten felbft ver- 
anlaßt, fo mußte er zumädit für die .Vorjchüffe der Klägerin 
jorgen. Weil er das nicht gethan, hat er feine Verwaltungs- 
pflihten verlegt und fi) der Klägerin vegreßpflichtig gemadit. 
Gab er felbjt Vorfchüffe, fo Fonnte er das nur unter Wahrung 
der Intereifen der Klägerin. LI, 210/96 vom 7. Nov. 

430. Gem. R. In der Bitte der Verkäuferin, für den 
Berkauf des Grundjtüds zu 65000 Marf Sorge zu tragen, wurde 
eine Einjchränfung des ertheilten Auftrags ohne Gejeßesverlegung 
gefunden. Da aber, wenn fchon der Abfchluß im Urjachenzufammen- 
hang mit der VBermittelungsthätigfeit des Klägers ftand, zu einem 
niedrigeren als dem gejetten Mindeftpreife verfauft wurde, Tonnte 
der Kläger einen Maklerlohn nicht fordern. III, 64/96 vom 
16. Iuni. | 

431. Der Kläger 3. zu E. im Gouvernement Warihau hat 
in Folge Auftrags der Beklagten in Berlin einen Gejchäfts- 
abjchluß vermittelt, Laut deffen der Gutsbefiter G.-Mawrin von 
der Beklagten Tandwirthichaftliche Majchinen zum Gejammtwerth 
von 78900 Mark gekauft Hat. Die Bellagte hatte dem Kläger 
10 Proz. Provifion verfproden; fie ift zur Zahlung des Neftes 
von diefer Provifion verurtheilt; ihre Berufung auf 8.22 WU.LU.NR. 
I, 13 ift zurücdgewiefen. Daß der $. 22 an und für fi auf 
Handelsgeichäfte anzuwenden, hat das Neichsgericht wiederholt aus- 
geiprodhen. Hier Hatte fi) aber der Kläger der Vermittelung in 
Ausübung feines faufmännifchen Gewerbebetriebs unterzogen, und 
e8 ift eine befannte Thatjache, daß im Handelsverfehr der gewerbs- 
mäßige Vermittler vielfach feine Dienfte gleihmäßig Käufern und 
Berfäufern darbietet, indem er gerade in der umparteiifchen Aus- 
gleihung ihrer Follfidivenden Intereffen feine Aufgabe erblidt und 
duch das Zuftandebringen des Geichäfts beiden Theilen dient. 
Wußte aber der eine Kontrahent zur Zeit des gegebenen Provifions- 
verjprechen® bereits, daß der Vermittler auch von Gegenfontra- 
henten mit der Vermittelung beauftragt war, oder war dies nad) 
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Open Sepflogenheiten des Verkehrs vorauszujegen, fo verjagt die MWatter- 
rufung auf $. 22. Hier war der Kaufpreis in dem dem Kläger Vertrag. 
Mgeitellten Reverje bereits genannt, und e8 ergab jich, daß zur 
feiner Ausjtellung mindeitens die Bedingungen, zu denen 
DBeklagte verfaufen wollte, genau feititanden. Der Kläger 
A an diejen Bedingungen nichts mehr ändern und hat daran 
nichts] geändert. Daraus ergibt fid) ohne weiteres, daß die Be- 


iprih, zahlen mußte. Sie hat damit anerkannt, daß die Thätig- 
if des Klägers, die fie durch die Zufage belohnen wollte, in ihrem 
Sgtereffe entfaltet worden ift, und fie hat diejes Anerfenntniß in 
zweiten Reverje wiederholt. Angefichts diejes Umftandes Farın 
e bloße Berufung auf die Thatjache, daß der Kläger au vom 
äufer einen Bermittelungsauftrag angenommen habe, für eine 
husreichende Vertheidigung nicht erachtet werden. I, 184/96 vom 
1. Dt. 
| 432. ÜL.R. Der Kläger, zu deflen gewöhnlichen Be- 
rufsgefchäften derartige Vermittelungen gehören, darf eine Pro- 
vijion von dem Beklagten, wenn diefer ihn beauftragt hat, die 
Beräußerung des einem Dritten gehörigen Grundjtüds zu ver- 
mitteln, nad) Ausführung des Auftrags fordern. Ob der Ge- 
ihäftsgebraud) über die Höhe von 1 Proz. fi) aud) auf derartige 
Fälle erjtredt, Tonnte dahingeftellt bleiben, weil der Bellagte für 
den Fall, daB auf einen Eid für ihn erfannt werden joll, erklärt 
hat, die Höhe nicht beanftanden zu wollen. VI, 155/96 vom 22. Oft. 

433. Im Fall 313 fünnen die Kläger auch nicht für ihre 
Bermittelung eine angemefjene Vergütung fordern. Dit eine 
Vereinbarung getroffen, fo fann der, welcher die ‚Dienfte geleiftet 
hat, nicht ftatt der Vergütung, über welche er fich mit feinem 
Gegenfontrahenten verjtändigt hat, und, wenn ein Fall eintritt, 
in welchem er nach dem Vertrage feine Vergütung erhalten foll, 
eine angemefiene Vergütung fordern. VI, 223/96 vom 3. Dec. 

434. Kläger hatte ald Agent der Beklagten feite Drdred  Ygentur- 
zu übermitteln, und erhielt dafür von diejer ein Viertel von deren äbnfice SE 
Provifion. Beklagte hat mit dem ihr von dem Kläger zugeführten tragsverhätr- 
Agenten R. 76 Kommiffionszeitgefchäfte in Getreide, Spiritus und nifle. 
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Agentuv- Del gemadt. Die Beklagte ift zur Zahlung der Agenturpropifion 
ähnliche nn für die Gefchäfte 1—53 rechtskräftig verurtheilt; mit feinem An- 
rag a hält: ipruh für die Gefhäfte 54—76 tft der Kläger abgewiefen; Re- 

niffe.  pifion zurüdigewiefen. Allerdings hatte die Beklagte ihre Propifion 
mit Ausführung des Gejhäfts zu fordern; aber bei einer: De- 
theiligung des Agenten an jolcher Provifion entjpricht e8 dem 
präjuntiven Willen der Kontrahenten, daß ber Agent feinen An 
theil erjt erhält, wenn der Kommilfionär die Provifion von feinem 
Auftraggeber erhalten hat, jei e8 durch Zahlung oder Verrechnung. 
Dahin geht auch der Geichäftsgebrauh nach dem Gutachten der 
Aelteften der Berliner Kaufmannichaft. Der Kommiffionär hat 
aber jeine Provifion erft erhalten, wenn er feine Aufwendungen 
erhalten hat. — 9. ©. 3. 371. — Aus den hier fraglichen Ge- 
ihäften jtand der Bellagten eine Forderung von 385180 Mart 
85 Pf. zu. Darauf Hat fie von R. vergleichsmeife nur 165268 
Darf 80 Pf. erhalten, die fie auf ihren Kapitalverluft verrechnet 
hat. Kläger hat aljo nichts zu fordern. Unerheblid), daß der 
Vergleich ohne Zuziehung des Klägers gejchloffen ift. Denn darauf 
hatte der Kläger jo wenig Anfprucd) wie ein commis interesse. 
Daß aber der Vergleich argliftig oder fahrläffig zum Nachtheil 
des Klägers geichloffen fei, ift vom Kläger, den hierfür die Be- 
weislajt trifft, nicht dargelegt. I, 69/96 vom 6. uni. 

435. Kläger war früher Provifionsreifender der beflagten 
Aktiengefellichaft. Er verlangt Abrechnung über die Hefelieferungen, 
welche die Bellagte jeit der Ende 1890 erfolgten Entlaffung des 
Klägers an die in der Klage bezeichneten Perfonen gemacht hat. 
Durch das frühere Berufungsurtheil ift dem Kläger die volle da- 
mals von ihm geforderte Provifion, 5 Proz. vom Betrage der 
Beitellungen, welche die von ihm angeworbenen Kunden bis zu 
feiner Entlaffung bei der Bellagten gemacht haben (5 Proz. von 
513400 Mark = 25670 Mark) zugebilligt worden. Kläger be- 
hauptet aber gegenwärtig, daß ihm aud) von den nach feiner Ent- 
lafjung an diefe Kunden erfolgten Hefelieferungen Provifion zu- 
jtehe. Das Berufungsgericht hat fi) damals für den Sat von 
5 Proz. auf Grumd des Gutachtens des Sachverftändigen PB. ent- 
Ichieden und dabei namentlicd) auf deffen vom Kläger unmwider- 
Iprochen gelafjene Aeußerung Gewicht gelegt: daß Kläger fid feiner 
mühevollen, den Abjag der Beklagten erheblid) vergrößernden 
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Thätigkeit unterzogen habe, ohne in einer feiten Anftellung zu 
jtehen, jodap Beflagte jederzeit in der Lage gewejen fei, ihn zu 
entlaffen und die Früchte der gewonnenen Ausbreitung ihres 
Kundenkreijes allein zu ernten. Das P.’iche Gutachten gibt deut- 
ich zu erkennen, daß der Sacjverjtändige die vom Kläger damals 
beanspruchte Provifion ftatt der von der Beklagten zugejtandenen 
2 Proz. deswegen für angemeffen erachtet hat, weil nach feiner 
Auffaffung mit der Entlaffung des Klägers aus der Stellung 
eines BProvifionsreifenden die Verpflichtung der Beklagten zur 
Entridhtung weiterer Propvifionen aufhört. Der Kläger konnte 
weder über dieje Auffaffung des Sacverftändigen nod) darüber 
im Zweifel fein, daß ein anderer Beweis für die Angemeffenheit 
feiner Forderung als das P.’iche Gutachten nicht erbracht war, 
daß mithin das Berufungsgericht nur auf der Grundlage diejes 
Gutachtens zu einer ihm günftigen Enticheidung gelangen fonnte. 
Wenn bei diefer Sachlage der Kläger dem vom Sacverftändigen 
eingenommenen Standpunkt nicht widerfprochen Hat, obwohl er 
hinreichende Gelegenheit Hierzu Hatte, jo erjcheint es, wie das 
Berufungsgericht jett annimmt, dolos, daß er num einen Anspruch 
erhebt, der nad) dem obigen Gutachten ald ausgefchloffen zu be- 
traten war. Die Bellagte Tann verlangen, daß Kläger die 
empfangene Zahlung in dem Sinne gelten läßt, in weldjem fie 
der Bedeutung des früheren Berufungsurtheils entiprechend von 
ihr geleiftet ift, al8 eine Tilgung aller dem Kläger hinfichtlich des 
Hefegeichäfts zuftehenden Provifionsanfprüde. Das Begehren des 
Klägers bezüglich diefer Gefchäfte ift abgewiefen. I, 244/96 vom 
21. Dec. 

436. Derjelbe Kläger ift während des Jahres 1888 drei 
Wochen lang in Bremen für die Beklagte thätig geweien, indem 
er in Gemeinfchaft mit dem dortigen ftändigen Vertreter der Be- 
Hagten DB. die Kunden aufgefucht und mit Rüdjicht auf den da- 
mals bevorjtehenden Zollanichluß Bremend zu umfangreichen 
Beitellungen in Sprit u. dergl. bewogen hat. Die Aufträge 
wurden von D. der Beklagten überfchrieben, der hierfür, wie beni 
Kläger befannt war, die volle Provifion (15 Proz. vom Faktura- 
betrag) bezog, während dem Kläger nur Spefen im Betrage von 
450 Marf vergütet find. Kläger behauptet, daß ihm neben 8. 
Provifion zuftehe. Er gründet feinen Anfprucd auf 9. G.3. 290 
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und auf ein ihm von dem Direktor der Beklagten X. ertheiltes 
Beriprechen. Das Berufungsgericht meint: e8 fei undenkbar, daß 
die fraglichen Gefchäfte mit einer doppelten Provifion zu belaften 
jeien. Dies habe fi aud) der Kläger jagen müffen. Wenn er 
daher „ohne befondere Vorworte‘” den Auftrag zur Unterftügung 
eines anderen, felbft provifionsberechtigten Vertreters der Beflagten 
angenommen und ausgeführt habe, jo liege hierin nothwendiger- 
weife ein Verzicht auf eine eigene Provifion. Ob Kläger etwa 
eine andere Vergütung für feine Bemühungen beanspruchen fünne, 
fomme nicht in Betracht; enticheidend fei, daß er Feinenfalls eine 
Propifion, d. H. eine nad) dem Werthe des Gegenftandes berechnete 
prozentuale Vergütung, zu fordern habe. Die Annahme, daß in 
dem Verhalten des Nlägers ein Verzicht auf eine eigene Propifion 
zu finden fei, it auch dann nicht fchlüffig, wenn von dem be- 
haupteten Provifionsverfprechen abgejehen und wenn e8 mit dem 
Berufungsgericht für undenkbar erachtet wird, daß die fraglichen 
Gejchäfte die doppelte Provifion zu tragen haben. Das Berufungs- 
gericht felbft erklärt es für möglid), daß Kläger einen LZohn für 
feine Zhätigfeit zu fordern habe. Dann ijt aber nicht erfichtlid), 
warum diefer Kohn nicht in einer prozentual nad) dem Gegen- 
ftand der vermittelten Geichäfte zu berechnenden Vergütung be- 
jtehen Fünnte. Die Höhe der dein Kläger zu gewährenden Pro- 
bifion ift für die Pflicht der Beklagten, Abrechnung zu ertheilen, 
ohne Bedeutung. I, 244/96 vom 21. Dec. 

437. Unzutreffend find ferner die Gründe, aus denen der 
Eideszufchiebung über die Zuficherung einer Provifion feine Folge 
gegeben ift. Eine vermittelnde Thätigfeit hat Kläger in Bezug 
auf die fraglichen Gefchäfte unftreitig ausgeübt, indem er fich in 
erfolgreicher Weife um ihr Zuftandefommen bemüht hat. ‘Daraus, 
daß eine Vermittlergebühr in der Regel nur dann gefordert werden 
fann, wenn das Gefchäft geichlofien ift, folgt nicht, daß, wenn 
mehrere Perfonen mit der gemeinjchaftlichen Vermittelung von 
Gefchäften beauftragt find, ein Vermittlerlohn nur demjenigen zu- 
fteht, der fi) an den Abjichlußakten jelbft betheiligt hat. Im vor- 
liegenden Fall ift — die Richtigkeit der Flägerifchen Darftellung 
porausgefetst — der Kläger von 2. zur Unterftügung des ftändigen 
Vertreters der Beklagten und um gemeinfam mit demjelben thätig 
zu werden, nad Bremen gefchieft worden. Sit hiernacd dem Kläger 


Die einzelnen Verträge, Rechtsgefhäfte und Vertragsflaujen. 229 


eine Provifion von allen Gejchäften verfprochen, die er in Bremen 
abichließen würde, jo ift, fofern nicht befondere Umjtände eine ab- 
weichende Auffaffung rechtfertigen, da8 VBerfprecdhen auf alle Ge- 
Ichäfte zu beziehen, die unter der Mitwirkung des Klägers zu 
Stande gefommen find, gleichviel wer die Beitellungen der DBe- 
flagten übermittelt bat. Bezüglich diejer Gefchäfte ift das ben 
Anspruch auf Abrechnung abweilende Berufungsurtheil aufgehoben, 
zurüdverwiejen. I, 244/96 vom 21. Dec. 
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438. Der Sadverftändige und Zeuge H. hat ausgefagt: re 


„Am 13. Sebr. 1893 ift in oyd-Aftien fehr viel gehandelt 
worden. ‘Der niedrigfte Kurs war 101,65; der hödjite 105,521. 
Die Kurje Ichwantten fehr. E8 ift Biernadh der Kurs von 1051], 
gezahlt worden und noch etwas mehr.” Das Berufungsgericht 
erachtet durch diefe Ausfage den vom Neichsgericht verlangten 
Beweis für erbradht, da hiernad) am 13. Febr. 1893 bei fehr 
ihwanfenden Kurfen und fteigender Tendenz Norddentiche Lloyd- 
Aktien bis 105'/, bezahlt feien. Dieje Enticheidung verjtößt gegen 
die Beitimmungen der Art. 376, Abi. 2, 353 9. ©. 3. Der 
Kläger, der bei Vornahme des Dedungsgefchäfts als Selbftfontra- 
hent aufgetreten ift, muß den Nachweis führen, daß bei dem be- 
rechneten Preife der Börfenpreis eingehalten ift. Unter dem 
Börfenpreije aber ift der nad den hierfür beitehenden örtlichen 
Einrichtungen feitgeftellte Preis, in Ermangelung foldher Ein- 
richtungen oder bei nachgewiejener Unrvichtigfeit derfelben der mitt- 
fere Preis zu verftehen, der fih aus der Vergleichung der am 
13. Febr. 1893 gejchloffenen Kaufverträge über Norddentfche Lloyd- 
Aktien ergibt. I, 223/96 vom 26. Sept. 

439. Kläger in Berlin wollten 1800 Centner Tabad theils 
von Bremen, theil® von Hamburg nad Breslau jchiffen Laffen 
und übertrugen dies an die beflagte 0.9. ©. zu Breslau. BVor- 
her hatten Bellagte fi) an die Speditionsfirma B. & ©. in Ham- 
burg gewendet und nad) Preis und Dauer ded Transports ge- 
fragt. Nacd) eingegangener Antwort fchloffen fie mit Klägern ab. 
Diefe ließen den in Bremen liegenden Tabad durd den Nord- 
deutfchen Lloyd nad) Hamburg fommen. Dann wurde aller Tabad 
nad) Breslau befördert, und zwar auf Grund von Ladejcheinen, 
die von der Dampfichiffsrhederei 3. & Co. als Frachtführer aus- 
gejtellt waren und B. & ©. als Abjender, die Beklagten ald Em- 
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pfänger benannten. Diejen thatfächlichen Verhältniffen entjpricht 
nur die Annahme, daß Beklagte Spediteure, Bd. & ©. Unter: 
ipeditenre, der Norddeutiche Lloyd Verfradhter und 3. & Co. Fradıt- 
führer waren. Nicht entjcheidend tft, daß Beklagte nicht jelbft 
Transportmittel befigen und daß der Tabad von Hamburg an 
ihre Adreife verfandt if. Das würde noch nicht ausjchließen, 
daß fie die Ausführung des Transports übernommen haben. — 
R.D.9H.©. €, DB). 20, ©. 30; 38.9, ©. 89; 3.23, ©.320. — 
Sole Annahme ift aber nicht mehr möglich, wenn Kläger gewußt 
haben, daß Beklagte den Transport nicht ausführen Eonnten, jon- 
dern ausführen Laffen mußten. Das würde fchon vorliegen, wenn 
verabredet wäre, daß Bellagte Empfänger in Breslau fein follten, 
weil Kläger nidt mit 3. & ©. in geichäftlihe Verbindung treten 
wollten. Weberdies follte der ganze Transport auf dem Waffer- 
wege ausgeführt werden; das war von Bremen nah Hamburg 
der Seemweg. Für diefen mußten Bellagte, wie Kläger wiffen 
mußten, einen Seefraditvertrag abfchliegen. I, 179/96 vom 4. Nov. 

440, Nun hatten aber Beklagte fi) mit den Klägern über 
beftimmte Säte der Zransportfoften geeinigt, fie hafteten alfo 
wegen der auf dem Transport eingetretenen Beichädigung des 
Zabads nad) H. ©. 3. 384 für Zmwifchenspediteure und Fradt- 
führer. Allein das bedeutet nur, daß fie für diefe Perfonen 
einftehen. Haben aber 5. & Co. die Fracht mit der Klaufel 
übernommen, daß fie für Schaden nur haften, foweit ihnen, den 
Schiffsführern oder der Schiffsmannfchaft eine eigene Verichuldung 
nachgewiejfen werden Tönnte: jo haften auch die Beklagten für 
3. & Eo. dann nicht weiter, ald dieje felbft haften würden, wenn 
die DBeflagten oder ihre Smifchenfpediteure folchen Vertrag ab- 
Ichließen durften, ohne die Intereffen der Kläger zu verlegen. — 
9. ©. 3. 380. — IL, 179/96 vom 4. Nov. 

441. Im Fall 312 hat zwar der Beflagte früher eine von 
dem Londoner Handelsgebrauch abweichende Praxis in feinem Ge- 
Ihäfte befolgt und eine befondere fchriftliche Ermächtigung des 
Agenten gefordert, bevor er demjelben Waaren ausgeantwortet 
hat. Diefe Praxis hat er aber lange vor diefem Falle als un- 
durchführbar aufgegeben. Und der Kläger fonnte fi) auf jene 
frühere Praxis nicht berufen, da fie ihm felbft in diefem Progzeffe 
befannt geworden war. Ihm war das Cirkular, durch welches 
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der DBellagte anderen Kunden die Anforderung befonderer Er- 
mädtigung ihres Agenten befannt gegeben hatte, nicht zugegangen. 
Dem Kläger gegenüber hatte alfo der Beklagte auch nicht nöthig, 
jenes Cirkular ausdrücklich zu widerrufen. I, 243/96 vom 5. Dec. 

442. Dem Bellagten ift auch nicht vorzumerfen, daß er es 
unterlafjen hat, dem Kläger über die Ausantwortung an defjen 
Agenten Nachricht zu geben. — 9. ©. 3. 387, 361. — Denn er 
durfte die Anordnung ded Jegitimirten Vertreters des Klägers jo 
anjehen, als ob fie von dem Kläger jelbit getroffen wäre. I, 243/96 
vom 5. Dec. 

443. Kläger hatte von dem Beklagten, welcher Schiffsmafler 
zu Hamburg und Befiter des Bades Liebenjtein it, das Hotel 
Bellevue zu Liebenftein für die Saifon des Iahres 1894 gepadhtet. 
Cr hatte auch die Verpflichtung übernommen, den Gafthofsbetrieb 
während der Saifon im Gange zu halten und demfelben perjön- 
lich vorzuftehen. Er fordert die auf das Pachtgeld angezahlten 
3000 Mark zurüd, weil ihm am 16. Mai 1894, als er fi) zur 
Uebernahme fijtirte, von einem Vertreter des Bellagten eröffnet 
wurde, da8 Hotel fünne ihm nicht übergeben werden, folange er 
fi nicht beim Landrathsamt zu Meiningen die Konzeffion zum 
Wirthichaftsbetriebe ausmwirfe, die ihm die Ortspolizeibehörde ver- 
weigere. Das Neichögericht Hat die Klagabweifung aufgehoben, 
zurüdvermielen. Ein zum Schadenserjat verpflichtendes DVer- 
Schulden würde nicht vorliegen, wenn der Kläger nicht vermuthen 
fonnte, daß ihm die Konzeifion verfagt werden würde, und wenn 
die don ihm unterlaffenen weiteren Bemühungen zur Erlangung 
der Konzeifton doch erfolglos geblieben fein würden. Ohne DBer- 
Ichulden wäre der Vertrag wegen Unmöglichkeit der Erfüllung hin- 
fällig. VI, 41/96 vom 4. Iumi. 

444, Ift der Schwamm nicht in einem foldden Umfange 
in den zum Betriebe einer Reftauration und zur Wohnung ver- 
mietheten Räumen aufgetreten, daß dadurch ihre Benugung ge- 
fundheitsfchädlich oder fie fonft zu dem beftimmten Gebraud) un- 
geeignet waren, jo ift dev Miether zum Niücktritt nicht berechtigt. 
VI, 71/96 vom 15. Juni. 

445. DB. hatte eine Wirthichaft von der Klägerin auf längere 
Zeit gemiethet. Wegen ihrer Miethsgeldforderung nimmt fie ein 
Vorzugereht an dem Erlöfe in Anfpruch, welcher fich in "olge 


Spedition. 


Miethe und 
Pad. 


Miethe und 
Pad. 


232 Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und BVBertragsklaufeln. 


der Pfändung eines anderen Gläubigers aus der DVerfteigerung 
von eingebrachten Mobilien des B. ergeben hat. Dies Vorzugs- 
recht ift der Klägerin zugeiprochen. Denn da die Auffündigung 
der am 1. Mai 1894 begonnenen Miethe erft am 1. Nov. mit halb» 
jährlicher Frift möglich war, war die Miethsforderung von 4500 
Marf an fi begründet. Allerdings hatte die Klägerin das 
Wohnungs- und Benutungsrecht wegen einer ihr an B. zuftehenden 
Forderung für geliefertes Bier pfänden, verfteigern laffen und 
jelbft eritanden. Dadurdh ift aber das Vertragsverhältniß zwifchen 
der Klägerin und dem DB. nicht von Rechts wegen aufgelöft. Und 
auf eine Auffündigung wegen Entziehung der Nutung — Code 
1184 — ift nicht geflagt. II, 108/96 vom 30. Suni/7. Juli. 
446. Kläger hatte von dem Beklagten einen Gafthof zu 
Duisburg zum Betriebe der Gaftwirthichaft auf fechs Sahre Ichrift- 
lich gemiethet; Vermiether hatte fich verpflichtet, das ganze Haus 
in guten Zuftand feßen zu laffen, und behielt fid) da® Recht vor, 
an dem Grundftück bauliche Veränderungen vorzunehmen, welche 
ihm aber am Hauptgebäude nur mit Genehmigung des Miethere 
geftattet fein follten. Nadjdem dem Kläger die nacdhgejuchte Kon- 
zeffion zum Betriebe der Gaftwirthihaft nur für den hinteren 
Theil des Gebäudes ertheilt war, weil der vordere Theil bau- 
fällig ei, ließ Bellagter an defien Stelle einen Neubau aufführen, 
für den dann dem Kläger die Konzefjion ertheilt ill. Der Be- 
flagte glaubt an den Miethsvertrag nicht mehr gebunden zu fein, 
weil das vermiethete Gebäude zu Grunde gegangen, an deffen 
Stelle ein wejentlich anderes Gebäude aufgeführt fei. Der Kläger 
beantragt, daß die Kündigung bezw. die Erklärung des Beklagten, 
daß das Miethsverhältniß vom 1. April 1895 ab aufhören folle, 
für rechtswidrig zu erklären. Danad) ift erkannt; denn beide Theile 
feien, al8 Beflagter die Zuftimmung des Klägers zum Neubau 
einhofte, ftilffchweigend einig gemefen, daß die alten Bedingungen 
aud) für den Neubau gelten follten. Beflagter handle dolos, 
wenn er geltend machen mwolle, daß darüber ein fchriftlicher Vers 
trag nit zu Stande gekommen fei. NRevifion zurücgewiefen. 
Denn 8 fehlt an einem gejetlichen Grunde, welche den Vermiether 
berechtigte, von einem Miethvertrage über ein Gebäude deshalb 
zurüdzutreten, weil er e8 jelbit freiwillig nad Abichluß des Ver- 
trags wefentlich geändert hat. Außerdem waren bauliche DBer- 
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änderungen in dem Miethsvertrage vorgejehen. VI, 47/96 vom 
8. Juni. 

447. Der Bellagte B. hatte für die Zeit von Iohannis 1890 
bi8 dahin 1902 das Gut Sch. von dem Kläger gepacdhtet; Ceffion 
oder Afterverpacdhtung war unterjagt. ‘Die Ehefrau Hatte die felbft- 
ihuldneriihe Bürgihaft übernommen. Nachdem 3. in Unter: 
judhungshaft genommen war, hat Frau B. als Bevollmädtigte 
ihres Ehemanns die Rechte und Pflichten aus der Pachtung dem 
St. abgetreten. Kläger Hat fein Einverftändniß erklärt; St. er- 
fannte dem Kläger gegenüber die mit ®B. gefjchloffenen Verträge 
fowie die Webergabeverhandlungen an und verpflichtete fich, die 
felbitjchuldnerifche Bürgfchaft feiner Ehefrau beizubringen. Kläger 
und Frau DB. als Bevollmächtigte ihres Ehemanns haben gegen- 
jeitig anerkannt ($. 5), daß ihnen aus dem bisher bejtandenen 
Pacıtverhältniffe Feine Anfprücde gegeneinander zuftehen. Gegen 
VB. und feine Ehefrau al8 Bürgin ift feftgeftellt, daß die. Ver- 
pflihtungen des B. aus dem Pachtvertrage und von defjfen Ehe- 
frau aus der Bürgichaft durd) die Eeffion an St. nicht aufgehoben 
leien, jondern fortbeitänden. Denn die Annahme des Cefjionare 
als Pächter enthalte Feine Entlaffung der Bellagten aus dem Pacht- 
verhältniß; $. 5 jpreche nur eine Generalguittung über die bis 
dahin verfloffene Pachtzeit aus. Auf $. 322 A! R.L, 21 fünnen 
fi) Beklagte nicht berufen, da der urjprüngliche Vertrag nur ge- 
ringe Aenderungen erhalten habe, welche eine weiter gehende Haf- 
tung der Beklagten nicht begründen. Der Bertrag it aber nicht 
aufgehoben durd die Eeifion und diefe erjtredt jih nur auf die 
Dauer des urjprünglichen Bachtvertrags. Revifion zurücgewiejen. 
VI, 83/96 vom 2. Yuli. 

448. ÜLR Hier waren Parteien bei Abfchluß des 
Pachtvertrags über ein Landgut davon ausgegangen, Kläger Fünne 
und folle vermiethen. Die mitverflagte Ehefrau hatte dem Pächter 
felbft gejagt, der Pachtzins Fünne aus der Landwirthichaft allein 
nicht herausgefchlagen werden, Kläger müfje an Sommergäjte ver- 
miethen. Sie Hatte ihm aud den Miethszinsg genannt. Das 
Haus war zum Vermiethen, die Pferdeboren zum Einftellen von 
Rennpferden eingerichtet. E8 ift deshalb angenommen, daß diefe 
Art der DVermiethung zu den gewöhnlichen Nubungen des ver- 
pachteten Gutes nach deffen Beichaffenheit gehörte. Danad) wurden 
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die Ehefrau und ihre von ihr bevormmmdete Tochter als Ber- 
pächter zur Anerkennung des Rechts verurtheilt, einen Theil des 
Hanfes und die Pferdeboxen vom 1. Suli 1895 ab auf ein Jahr 
weiter vermiethen zu dürfen. VI, 95/96 vom 6. Suli. 

449. Im Fall Bd. XIX, 478/80 hat das Berufungsgericht 
nun 1) den Rlaganfprud; aus dem Fundamente der fchuldhaften 
Nichterfüllung des Bachtvertragd vom 21. Yuni/30. Nov. 1888 
feitend des verpachtenden Forftfisfns feinem Grunde nad für ge- 
rechtfertigt; 2) den Klaganfprucd aus dem Fundamente der Gewähr- 
leiftung für nicht begründet erachtet. Im letterer Beziehung liegt 
ein Zwilchenurtheil nad) $. 275 vor; Revifion wider die Ent- 
Icheidung sub 1 zurüdgewiefen. Das Verjchulden des Verpächters 
wurde ohne Gefetesverlegung darin gefunden, daß er feit Abichluß 
des Pachtvertrags die ihm obliegende Krautung und Räumung des 
Unterwaflers gänzlich unterlaffen hat, in Folge deffen fich die 
Betriebsfähigkeit der Mühle feit Abjchluß des Pachtvertrags be- 
trächtlich gemindert hat. Dabei handelt es fi) nur um die feit 
Pachtbeginn eingetretene Berjchlechterung der Wafferverhältniffe. 
Der BVBerpäcdter ift aber wie der Vermiether beim Mangel be- 
jonderer VBerabredungen jchuldig, die Sache während der vertrags- 
mäßigen Zeit in brauchbarem Zuftande zu erhalten. — $. 291 
AUR. IL, 21; vgl. aud 8.318, I, 5. — Aud) die durd Ele- 
mentargewalt eingetretenen Hinderniffe muß der Verpädhter be- 
feitigen.” (Striethorit, Bd. 74, ©. 120.) Freilich würde im Falle 
der Unmöglichkeit dem Pächter nur das Necht des Nücdtritts nad) 
8. 383, I, 21 zuftehen. Wäre aber aud) eine unverhältnißmäßig 
große Koftipieligfeit der Unmöglichkeit gleichzuftellen, fo fan fich 
der Beflagte auf folche Kojtfpieligfeit nicht berufen, meil fie da- 
durd veranlaft ift, daß er hat fi jahrelang Sand, Sügefpäne 
und Straudwert anfammeln lafjen, ohne zu reinigen, und weil 
er die jo verjchuldete Koftipieligfeit bei Abichluß des Pachtvertrags 
voransjehen Tonnte. Webrigens ift auß den Angaben bes Be- 
flagten nicht zu entnehmen, daß die Zurüdführung auf den Zu- 
ftand vom 30. Nov. 1888 unverhältnifmäßig große Kojten ver- 
urjadhen würde. Wenn die Räumung nur dann einen Erfolg 
gehabt hätte, wenn die weiter unterhalb belegenen Wferbefiter 
ihrerjeits geräumt hätten, fo hätte Beflagter dieje zur Räumung 
polizeilih anhalten follen. VI, 93/96 vom 9. Juli. Dgl. 163. 
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450. AU. R. I, 21, S. 619 kommt bezüglich des bei der 
Rüdgewähr vom Berpäcdter zu erflärenden Vorbehalts danı nicht 
zur Anwendung, wenn fchon tm Pachtvertrage bejtimmt war, daß 
Pächter wegen geringerer Ausfaat, Beitelung und Düngung Ent- 
Ihädigung zu leiften habe. Cbenfo hatte der Pachtvertrag DBe- 
ftimmung getroffen, wie die Entjhädigung bei der NRüdgewähr 
ermittelt werden jollte, fodaß auch ein bei der Rüdgemähr zu 
ftellender Antrag auf gerichtliche Unterfuhung des Beitellungs- 
zuftandes der Stüde, bei welchen ein Ernteausfall zu beforgen ift, 
nicht erforderlih war. Da $. 619 Feine gerichtliche Rüdgewähr 
fordert, jo ift er auch nicht fo zu verftehen, daß der Antrag (an 
ein nicht anmejendes Gericht) auf gerichtliche Unterfuchung bei der 
Rückgewähr zu ftellen fei; vielmehr ift dem Gejege genügt, wenn 
der Antrag jo zeitig geftellt wird, daß fich der Beitellungszuftand, 
wie er zur Zeit der NRüdgewähr war, bei der örtlichen Unter- 
uhung nodh im Wefentlihen unverändert vorfindet. Der am 
8. Yurli bei Gericht eingegangene Antrag ift vom Berufungsgericht 
als verjpätet angejehen; aufgehoben, zurücdverwiefen. VI, 119/96 
vom 28. Sept. gl. 406. 

451. Der Wille der Vertragfchließenden war mweientlich darauf 
gerichtet, daß der Erblaffer der Beklagten die ihm vom Kläger 
zu diejem Zwede überlajjene Drefchmajchine gebrauchen, dafür ein 
Entgelt in baarem Gelde zahlen und die Mafchine nad gemachten 
Gebraudhe zurücdgeben follte. Ein derartiges Geichäft ift nad) 
88. 258, 262 A. R. IL, 21 ein Miethövertrag. Das NRedjts- 
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verhältniß wurde dadurch Fein anderes, daß der Vermiether außer _ 


jeiner Hauptleiftung, dem Weberlaffen des Gebrauchs der Machine 
an den Miether, no) einige nicht erhebliche Nebenleiftungen, die 
Hergabe des Schmieröls und die Stellung des Monteurs, über- 
nahm. Da nad) den Behauptungen des Beklagten im Strieganer 
Kreife ein bejtimmter Preis üblich ift, jo ift joldher al8 verein- 
bart anzufehen. — $S. 263. — VI, 120/96 vom 1. Oft. DBgl. 190. 

452. Der Bellagte hatte eine Berliner Wohnung für die 
Zeit bis 1. April 1895 gemiethet. Im Iuni 1894 zeigte fich der 
Schwamm in der Wohnung. Infolge deffen fam er Anfang Suli 
1894 mit feinem Vermiether überein, er wolle mit feiner Tamilie 
eine Sommerreife machen. Während der Abwejenheit follte der 
Bermiether die Wohnung auf feine Koften wieder herftellen. Der 
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Beklagte ift Ende Juli 1894 verreift, Fam aber fehr bald zurüd. 
Die Wohnung war noch nicht fertig. Er hat in Folge deijen 
am 11. Aug. die Wohnung mit jeinem Mobiliar verlafien. Die 
Klage des Vermiethers auf Zahlung des Miethspreifes bis zum 
verabredeten Ablauf des Miethsvertrags wurde abgewiefen. Denn 
e8 wurde angenonmen, die Abwefenheit hätte —5 Wochen dauern 
fönnen. Die Wohnung befand fi) aber aud) noch am 6. Sept. 
in einem völlig unbrauchbaren Zuftande, und es ift nicht erficht- 
ih, ob die Wohnung in Bälde nad) dem 6. Sept. bewohnbar ge- 
wejen wäre. Hat Kläger die Reparatur langjamer vornehmen 
laffen, damit fie im Intereffe des Beklagten um fo gründlicher 
ausfalle, jo hätte er deffen Zujtimmung einholen müfjen. Mebrigens 
hat der Kläger jelbjt behauptet, er habe fi) mit Vornahme der 
Reparatur Zeit gelaffen, um fie für den Nachfolger jchön herzu- 
jtellen. Mit dem Einwande, der Schwamm jei durch nachläffige 
Behandlung der Wafferleitung verjchuldet, wurde Kläger nicht 
gehört. Denn das Berufungsgericht war offensichtlich der Anficht, 
Kläger habe fich auf das Abkommen, betreffend die Reparatur, 
eingelaffen unter Abjehen von einer Unterfuhung darüber, wo- 
durch, insbefondere ob durch ein VBerichulden des Bellagten der 
Schwamm verurfacdht worden, er habe alfo für alle Fälle, jelbit 
für den Fall des Verfchuldens de8 Beklagten die Reparatur auf 
fih genommen und fie binnen der vom Berufungsgericht auf 
4—5 Wochen veranfchlagten Badereife durchzuführen verfprochen. 
VI, 139/96 vom 8. Oft. 

453. Im Ball 115 ift das BVerhältniß auch nit als ein 
einfaches Bacdhtverhältnig zu Tonftruiren. Denn zum Wejen des 
Pachtvertrags gehört ed, daß dem Bächter ein Nutungsrecht nur 
auf Zeit eingeräumt wird. Vielmehr war eine bejchränfte per- 
lönliche Dienftbarfeit, ein jubjeftiv perjönliches und objektiv ding- 
liches Recht eingeräumt, welches jeinen Inhaber befugte, ©yps 
auf den Grundftüden zu gewinnen und fi anzueignen. V, 
172/96 vom 25. Nov. Dgl. 42. 

454. Der Kläger hat den Beklagten [päteftens gegen Ende 
Mai aus dem Pachtbefige gejett. Später hat der Kläger den 
gerichtlichen Beichluß vom 12. Juni erwirkt, durd) welchen wegen 
des Pachtrücitandes der dem Beklagten gegen ihn zujtehende An- 
Iprud) auf die Nutung des Pachtgrunditüces gepfändet und dem 
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Kläger. al8 Drittichuldner aufgegeben ift, die Grundftücksnugung 
durch den Beklagten nicht mehr zu dulden. Auch ift darin ans 
geordnet, daß das Grunditüd an einen vom Gericht der belegenen 
Sadje zu beitellenden Sequefter herauszugeben fei, und ift zugleich 
dem Kläger die Grundftücdenugung zur Ausübung durd) den 
Sequefter auf eigene Rechnung überwiefen. Der Sequeiter ift 
am 28. Suni beitellt. Da die vertragsmäßige, d. H. fortgejette 
Padhtnugung vom Beginn der Padıtzeit an fi) nicht mehr ge- 
währen ließ, könnte der Pachtzins nur gefordert werden, wenn 
der DBellagte fi) mit der Wiederaufnahme der unterbrochenen 
Gewährung der Pachtnutung einverftanden erklärt hätte, was nicht 
behauptet ift. Deshalb ift mit Recht die Forderung des Padıt- 
zinjes abgejprodhen. Denn die Gewährung der Pachtnugung ift 
eine wejentliche Eigenjchaft der vertragsmäßigen Leiftung des Ver- 
pächters, und dieje Leiftung behält aud) bei vereinbarter Voraus- 
zahlung des Pachtgeldes den Charakter als Vorleiftung bei. — 
Striethorit, Bd. 80, ©.159; Bd. 89, ©. 354, DB. 91, ©. 71. — 
VI, 293/96 vom 3. Dec. 

455. Der Kläger war bei der beflagten Verficherungsgejfell- 
haft als Dberbeamter angeftellt. Ihm war jährlid) ein vierzehn- 
‚tägiger Urlaub zugefihert. Auf eine Anfrage an den General- 
direftor vom 17. Aug. hat ihm diejer gejagt: ‚„„Sie fünnen den 
Urlaub Haben.” Das durfte der Kläger dahin verjtehen, daß 
ihm der Urlaub vom 19. Aug. ab bewilligt jei. Im der fpäteren 
Weigerung des Klägers, auf das Bureau zu kommen bezw. nod) 
rüdjtändige Arbeiten zu erledigen, fonnte nicht eine fo wejentliche 
Dienftverweigerung gefunden werden, daß die fofortige Dienit- 
entlafjung gemäß H. ©. B. 64! gerechtfertigt gewejen wäre. II, 
111/96 vom 5. Juni. 

456. Kläger fordert Entichädigung, weil der beflagte Baus- 
unternehmer, al® er bei ihm al8 Maurerlehrling beichäftigt war, 
ihn mit feinem mit einem Holzpantoffel befleideten Fuße vor das 
Schienbein getreten habe. Im Folge deifen habe Kläger einen 
dauernden Schaden an feiner Gefundheit erlitten. Der Berufungs- 
richter hat die Klage abgewiefen, weil fie nad) A A.U.R.L 6 
verjährt fei. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Die Mifhandlung foll bei der Arbeit auf dem Neubau des De- 
Hagten vorgenommen fein, bei Gelegenheit einer Zurechtweifung 
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wegen eines chief vermauerten Steines. Stellt fi) die Miß- 
handlung als eine Ueberjchreitung der Grenzen des dem Lehrherrn 
zuftehenden Rechts der väterlichen Zucht — 8. 127 ©. D. — dar, 
jo Tiegt in dem Mißbrauch des Necdhts eine Verlegung der aus 
dem Ltehrvertrage entiprechenden Pflichten des Lehrherrn vor, und 
dann findet 8. 54 feine Anwendung. VI, 40/96 vom 4. Juni. 

457. Der Beklagte war Portier und Hausdiener bei einer 
Behörde und hatte als folcher unter anderem für die Reinigung 
der Dienfträume und Fluren im ‘Dienftgebäude zu forgen. Für 
den Unterhalt und Lohn eines von ihm anzunehmenden Dienft- 
mädchens, mit deffen Hülfe er diefe Reinigung und Heizung zu 
beforgen habe, bezog er jährlich 516 Mark außer feinem Gehalt 
und einem Wohnungsgeldzufhuß. Im Yuli 1893 beauftragte er 
fein damaliges Dienftmädchen mit der Reinigung eines im erften 
Stod des Dienftgebäudes befindlichen Yenfters. Die Arbeit war 
wegen deffen eigenthümlicher Beichaffenheit mit der Gefahr für 
das Mädchen verbunden, aus dem Fenfter zu ftürzen, ohne daß 
Beklagter fich diefer Gefahr bewußt war oder hätte bemußt fein 
müffen. Die Klägerin ift ohne ihr Verichulden abgeftürzt und 
förperlich verlegt. Auf Grund SS. 94, 95 der Preußifchen Ge- 
findeordnung vom 8. Nov. 1810 verbunden mit SS. 80, EL A.L.R. 
I, 13 ift der Bellagte verurtheilt, der Klägerin die Kurkoften mit 
448 Markt und 212 Markt 50 Pf. Alimente für die Zeit vom 
1. Aug. 1893 bis 1894 zu erjeßen, jowie 300 Mark jährliche 
Alimente für die Zeit vom 1. Aug. 1894 bis dahin zu zahlen, 
wo fi) die Klägerin ihr Brot felbjt wieder verdienen Tanın, To- 
weit fie nicht dur) Anwendung ihrer Körper- und Geiftesfräfte 
zu einem wirklichen Erwerbe gelangt ijt. NRevifion des Beklagten 
zurüdgewiejen. In Ermangelung einer thatfächlichen Behauptung, 
daß der Klägerin in Gemäßheit des Neichsgefeges vom 22. Juni 
1889 ein Anfprud auf Invalidenrente zuftehe, hatte der Berufunge- 
richter feinen Anlaß, zu prüfen, ob folder Anfprucd, der Klage 
entgegenftehen würde. In den Verhandlungen hat Bellagter nicht 
behauptet, daß die Behörde, der er den Streit verfündigt hat, 
Schuld an dem Unfall trage. Aus dem Umftande, daß er von der 
Behörde einen Zufhuß dafür erhielt, daß er fid) ein Dienftmädchen 
hält, folgt nicht, daß der Beklagte, welcher den Vertrag mit dem 
Mädchen geichloffen und die Reinigung der Fenfter auf feine Ge- 
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fahr übernommen bat, der Klage nicht hafte. VI, 79/96 vom 
2. Suli. 

458. Der Kläger war als Brennereidireftor von bem be- 
Hagten Brennereibefiger und zwar auf drei Yahre unfündbar 
engagirt, jofern nicht bei eigenem Verjchulden des Klägers 
die SS. 133° und 133° der ©. D. zur Aufhebung des Vertrags 
bereditigen. Dieje Einihränfung des Nechts des Dienjtherrn, das 
Dienftverhältniß aus wichtigen Gründen auch ohne Verfchulden 
(3. B. im Fall 135° unter 4) aufzuheben, ift nicht zu beanftanden. 
Die in $. 105 gedachten Beichräntungen der Vertragsfreiheit find 
nur in folden Beitimmungen enthalten, welche meiftens mit Worten 
wie „dürfen nicht” (3. DB. SS. 106, 107, 115°, 119°, 135—139), 
oder ‚‚Lünnen nicht” (3.8. 105°), oder „ift verpflichtet” (3.2. 
SS. 115, 120), oder ‚es ift unterfagt” (3. 38. $. 134), oder in 
anderer Weile (3.3. $. 116), fei e8 zum Schuge der Arbeiter, 
namentlich jugendlicher Perjonen oder Frauen, zur Sicherung der 
Sonntagsfeier oder anderen polizeilichen Zweden bejtimmte Ber- 
bote oder Gebote aufitellen. Die SS. 133°— 133° find dispofitiver 
Natur. II, 160/96 vom 16. Oft. 

459. Da der Beklagte Kaufmann ift, Fonnte er fich nicht 
auf 8.AO AÜ.L.R. LI, 5 berufen, um feine Schadenserjagpflicht 
auf die Zeit bis zum Rücktritt des Klägers zu beichränfen; viel- 
mehr haftete er nad) Art. 283 9.©.8. für weiteren Schadens- 
erjaß, der hier zunächft für vier Monate gefordert war, folange 
Kläger nicht eine andere Stellung gefunden Hatte. ‘Der Kläger 
war aber nad) $. 1334 ©. DO. zum Rücktritt berechtigt, weil Be- 
Eagter ihm vier Monate lang feinen Gehalt gezahlt Hatte. IL, 
160/96 vom 16. Oft. 

460. Der Kläger war zufammen mit Sc). Vertreter bes 
Zweiggeichäfts, welches der Beklagte, der in Moskau und Oren- 
burg das Hauptgefchäft betreibt, in Berlin für den Vertrieb 
ruffiiher Rohprodufte im Deutjchen Reich, Dejterreic) - Ungarn, 
Belgien, Tranfreid) und Amerika begründet hat. Kläger Hatte 
anı 9. Yuli 1894 für die Zukunft die ihm durch den Vertrag 
auferlegte Meitverantwortung für Sch. abgelehnt. Darin hat der 
Berufungsricdhter ohne Gejeßesverlegung eine Weigerung des Klägers 
gefunden, feinen vertraglichen Dbliegenheiten auch fernerhin in 
vollem Umfange nadjzulommen, und hat deshalb den Beklagten 
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für berechtigt erachtet, den Kläger zu entlaffen. Revifion zurüc- 
gewiefen. I, 172/96 vom 10. Oft. 

461. Wenn der Handlungsgehülfe aus den ihm anvertrauten 
Gejchäftsbüchern des Prinzipals für eigene Zwede Auszüge madt, 
jo liegt hierin an fi) ein Vertrauensmißbraud), der je nad) Zage 
der Sade den Prinzipal zur. jofortigen' Entlaffung des Gehülfen 
berechtigen fann. Nimmt 3. B. der Gehülfe Auszüge aus den 
Geihäftsbüchern, um fie für ein von ihm zu errichtendes Kon- 
furrenzgefchäft zu benugen, jo ift der Prinzipat zweifellos zur 
jofortigen Aufhebung des Dienftverhältniffes berechtigt. ILL, 
153/96 vom 30. Dft. 

462. Nah 8.123, Nr.2 (8.134) ©. ©. kann ein Fabrif- 
arbeiter vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne Auf- 
fündigung entlajfen werden, wenn er jich eines ‘Diebjtahls oder 
einer Entwendung fchuldig madt. Unter „Diebftahl” fällt aud) 
der Forftdiebftahl. Denn nad dem hier in Betracht fommenden 
Preußischen Forftdiebitahlsgejeg vom 15. April 1878 ift, wie fich 
aus der Begriffsbeftinnmung im $. 1 ergibt, Forftdiebftahl ‘Dieb- 
ftahl. Hierzu fommt, daß die Beitimmung des 8.123, Nr. 2 
G. D., wenn unter Diebjtahl der Forftdiebjtahl nicht mit ein- 
begriffen wäre, feine einheitliche Norm für das Neichsgebiet ent- 
halten würde, injofern nämlich abgefehen davon, daß für Ham- 
burg und Bremen feine befonderen Forftdiebftahlsgefete erlafjen 
find, in den Forftdiebftahlsgefegen der übrigen YBundesftaaten die 
Abgrenzung des Forftdiebftahls gegenüber dem gemeinen Dieb- 
ftahl Feine durchweg übereinftimmende ift. Und endlich ift in Be- 
tracht zu ziehen, daß, wenn nad) dem Gejek fchon die Entwendung, 
d. h. die im 8. 370, Ne. 5R. St. ©. B. mit Strafe bedrohte 
Uebertretung einen, Entlaffungsgrund bildet, dies um jo mehr 
aud) vom Forftdiebjtahl gelten muß. I, 192/96 vom 24. Dit. 

463. Das Berufungsgericht entnimmt aus dem Wortlaut 
des DVertrags vom 1. Iuni 1893, daß der Schaufpieler ©. durd) 
diefen Vertrag für die Zeit vom 16. Sept. 1893 bis zum 15. Sept. 
1894, alfo auf ein Jahr, engagirt worden ift, und e8 vermirft 
die Ausführung des Beklagten über die Unterbredjung jeiner 
Theatervorftellungen für die Dauer von vier Monaten deshalb 
als unerheblich, weil in dem DVertrage der Beklagte fi nicht nur 
das Recht der Urlaubsertheilung für diejen Zeitraum, fondern 
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auch das Recht auf ein Drittel der Einnahmen aus den von ©. 
in diefer Zeit ausgeführten Gaftipielen vorbehalten habe. Der 
zweite Vertrag in der Yafjung vom 30. Ian. 1894 ift für den 


Zeitraum vom 16. Sept. 1894 bis zum 15. Sept. 1895 gefchloffen, 
bindet in der Baffung vom Juni 1894 den ©. jedoch nme auf 


acht Meonate und auf .Wunfc des Beklagten nod) auf weitere 
drei, alfo elf Donate. Das war nur eine Fortjegung de erxiten 
Vertrags. Denn er war noch vor Ablauf des eriten Vertrags 
geichlofjen und unterjcheidet fi) von dem legteren nur in Betreff 
der Dauer des Engagements. CS beftand alfo ein einheitliches, 
länger als ein Jahr dauerndes Vertragsverhältnig. Dana) war 
die von dem beklagten. Theaterdireftor angenommene . Anweijung 
des .©., einem feiner Gläubiger aus feinem Gehalt monatlich 
500 Darf zu zahlen, nad) dem Gejege vom 21. Iuli 1869, SS. 1, 
2, 4, Nr. 4 zuläffig. Revifion des verurtheilten Beklagten zurüd- 
gewiefen. IV, 124/96 vom 2, Nov. 

464. Kläger war von dem Bellagten auf zehn Jahre als 
Werkmeifter mit freier Wohnung auf dem Ziegeleigrundftücde des 
Beklagten angeftellt. Auf die Widerklage des Beklagten. it der 
Vertrag aufgelöft. Denn e8 war dem Kläger nicht geftattet, gegen 
den Willen des Beklagten eine Wirthihaft auf dem Ziegelhofe 
des Beflagten zu führen. Unerheblich, wenn, wie Kläger behauptet, 
die Wirthichaft nicht von ihm jelbft, jondern von jeiner Yrau 
geführt worden ift, und wenn er troß der Wirthichaftsführung 
die Pflichten feines Vertrags im Webrigen genau erfüllt hat. 
Denn nach der Auslegung des Vertrags durfte der Kläger diefe 
Wirthichaftsführung auf den Orundftüden des Beklagten über- 
haupt nicht betreiben. Revifion mit der Begründung aus Code 
1184 zurüdgewiejen. II, 198/96 vom 13. Nov. 

465. Die Beendigung des Dienjtverhältnifjes wird von dem 
Dberlandesgericht daraus abgeleitet, daß der Flagende frühere 
Lofomotivführer, ungeachtet er zu den definitiv angejtellten Be- 
dienfteten der beklagten Eifenbahngefelichaft gehörte, nad) $. 13 
der Organifationsbeftimmungen unter Cinhaltung einer Kün- 
digungsfriit von drei Monaten ohne jede Beichränfung aus dem 
Dienft entlaffen werden fonnte und daß die erfolgte jofortige Ent- 
laffung zur Strafe eine folche Auffündigung enthalte. Revifion 
zurüdgewiejen. Der Kläger hat dafür. nichts geltend gemacht, 

Praxis des Neichögerichtd. XXIII. 16 


: Dienftmiethe 
:und Ähnliche 


Verträge. 


Dienftmiethe 
und ähnliche 
Berträge. 


Vertrag liber 
Handlungen, 


342 Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Vertragsliaufeln. 


daß die Beklagte das Dienftverhältnig nur für den Tall löfen 
wollte, daß fi) das dem Kläger vorgeworfene Verjchulden als 
begründet erwiefe. II, 256/96 vom 4. Dec. 

466, Sebe der beiden Parteien beabfichtigte im Bitterfeld 
eine chemifche Fabrik zu errichten. Sie jchloffen im Frühjahr 
1894 einen Vertrag, in welchem fie fich gegemjeitig verfprachen, 
über die Einrichtung der anderen Zabrif feine Erfundigungen 
einzuziehen, and) feine von der anderen Gejellihaft mit Aus- 
führung de8 Baues oder der Aufftellung von Apparaten betraute 
Perjonen in ihren Dienft zu nehmen. Die Beklagte ift von diejem 
Bertrage zurücgetreten. Da fie nicht nachgewieten hat, daß 
Klägerin den Vertrag nicht erfüllt habe oder nicht erfüllen Fünne, 
wurde auf Grund SS. 408, 409 Ü.X.R. I, 5 ausgefprodhen, daß 
der NRüdtritt des Bellagten von dem abgeichloffenen Vertrage 
nicht gerechtfertigt war. Dieje Yeltitelung war zuläffig, da 
Klägerin an alsbaldiger Feftftellung ein vechtliches Intereffe hatte. 
Durch den erfolgten Rücktritt wird zwar das BVertragsverhältniß 
nicht mit vüdwirkender Wirkung fo aufgehoben, als ob «8 nie- 
mals beftanden hätte. Aber den Vertragichließenden wird das 
Recht entzogen, nod ferner Erfüllung zu fordern. Auch kann 
Klägerin nicht wegen Zumwiderhandlungen, welche in Zufunft er- 
folgen, Schadenserfaß fordern, fondern nur wegen des ungeredht- 
fertigten Rüctritts und der dadurd) herbeigeführten Veränderung 
in den Rechten und Vermögensverhältnifjen der Parteien (nega- 


.tives Vertragsintereffe). IL, 114/96 vom 7./10. Iuli: 


467. Im Fall 298 ift auch zu Gunften der Beklagten nicht 
8.165 UL. R. I, 5 anzuwenden. Denn Handlungen, die nicht 
als folche, fondern nur als Willenserflärungen, als Ausdruc eines 
auf Erwerb, Veränderung, Sicherung, Aufhebung eines Redhts- 
verhältnifies gerichteten Nechtsgejchäfts Bedeutung hätten, unter- 
fallen nicht dem $. 165. Die Ausftellung des Schuldjcheins er- 
icheint aber nah der vom Berufungsgericht feftgeftellten Ton- 
treten Sadjlage lediglich als ein Ausfluß der zwifchen den Par- 
teien über die Eriftenz einer Schuld des mitbeflagten Ehemanns 
in Höhe der verfchriebenen Summe getroffenen Cinigung, und 
e8 Tann deshalb der Ausftellung des Schuldjcheins, al8 einem 
im Berhältniß zu dem Gefammtinhalt des Vergleich der Selb- 
ftändigfeit entbehrenden Akte, die Bedeutung einer Handlung 
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im Sinne des $. 165 nicht beigelegt werden. IV, 116/96 vom 
26. Oft. 

468. Der Beklagte Hatte fich dem Kläger, der ihm jeine 
Aktien von einer Zündholzfabrit abnahm, verpflichtet, innerhalb 
fünf Sahren feine andere jchwedifche oder norwegifche Fabrik in 
Zündhölzgern zu vertreten. Bellagter ift bedingt verurtheilt, 
Schadenserfaß zu leiften und die Vertretung der Uddevelle-Fabrif 
bis 6. Ian. :1897 zu unterlaffen. Seine Repifion ift zurüdgeiwiefen. 
Hat der Beflagte fi) von der Uddevelle-Fabrik für deren Fabrifate 
gewiffe Berkaufsgebiete mit der Abrede einräumen laffen, daß ihm 
alle Aufträge und Beftellungen aus Hamburg für dieje Gebiete 
zugewiejen werden müfjen, daß er diefe Aufträge ausführt, der 
U. ihre Nettopreife zahlt und den Beitellern zu Preifen Liefert, 
die aus den Nettopreifen und feiner Kommiffion bejtehen, jo be- 
treibt der Beklagte fein dem Vertrage mit dem Kläger nicht unter- 
fallendes Bropregeihäft in ausschließlich eigenem Intereffe, Jondern 
unterftüßt die Konkurrenz der U. zu ihrem und feinem VBortheil. 
Er vertritt diefelbe. I, 104/96 vom 27. Suni. 

469. Der beflagte Ehemann hatte dem Kläger ein Bäcerei 
verfauft und fic) bei Abjchluß des Vertrags verpflichtet, in Yär- 


walde feine Bäckerei mehr zu betreiben. Gleichwohl hat er fpäter, 


eine Bäcerei eröffnet und einen Monat fpäter, wie der Berufungs- 
richter annimmt, auf feine Ehefrau nicht bloß zum Scheine über: 
tragen. Die auf Einftellung des Betriebs erhobene Klage ijt 
vom Berufungsgericht abgewiefen. Das Reichsgericht hat auf- 
gehoben, zurüdverwiefen. Denn Kläger hatte behauptet, daR die 
beflagten Eheleute in Gütergemeinchaft leben. Wäre das richtig, 
jo hätte die Behauptung, daß der Ehemann die Bäderei an die 
Ehefrau übertragen habe, Feine rechtliche Bedeutung. ‘Durd) foldhe 
Uebertragung würde die Bäckerei nicht aus dem gütergemeinjchaft- 
lihen Vermögen ausjcheiden, wenn nicht zugleid) die Gütergemein- 
Ichaft aufgehoben oder die Bäckerei in den Formen des $. 209 
AU NR. U, 1 zum vorbehaltenen Vermögen der Ehefrau erfärt 
wire. Ohnedies Fan die Uebertragung an die Ehefrau nur die 
Uebertragung der Verwaltung bedeuten, die der Ehefrau feine 
anderen Rechte gibt, al8 der Ehemann hat. Durfte der Ehemann 
feine Bäücerei in Bärwalde eröffnen und betreiben, jo durfte er 
8 auch mit dem gütergemeinjchaftlichen Vermögen. nicht, defien 
16 * 


Bertrag über 
Handlungen. 


Konkurrenz- 
enthaltung. 


 Konlurrenz- 
- enthaltung. 


244 Die einzelnen Berträge, NRechtsgejchäfte und Bertragstlaufeln. 


Verwaltung ihm nah 8.Z7TTAUU.R. LU, 1 gebührt. Leben aber 
die beflagten Eheleute in getrennten Gütern, jo fünnte der Che- 
mann der Chefrau .die ihm gehörige: Bäcerei zum Kigenthum 
übertragen. Und die Ehefrau, die in feinen obligatoriichen Be- 
ziehungen zum Kläger ftand, war durd) die Zufagen des Che- 
manns nicht gebunden. Allein fie fann nah 9. ©. DB. Art. 7 
und nah 8. 125A.X.R. I, 1 die Bäderei nur mit Einwilligung 
des Ehemann betreiben. Und der Kläger hat in diefem alle 
den Anjprud) gegen den beklagten Ehemann, daß er die von ihm 
der Ehefrau ertheilte Einwilligung entziehe. MWeberdied wurde 
die Annahme des Berufungsgerichts, daß die Webertragung der 
Bücderei auf die Ehefrau nit bloß zum Scheine erfolgt jet, 
als, nicht genügend begründet gefunden, Und auch aus diefem 
Grunde aufgehoben. Die Klage verfolgt das dem Kläger ver- 
tragsmäßig zuftehende Unterfagungsreht, und geht aud) gegen 
die Ehefrau, wenn diefelbe ohne eigenes Recht gemeinjchaftlich 
mit ihrem durch den Vertrag gebundenen Ehemann oder als vor- 
gejchobene Berfon an dejfen Stelle das thut, was dem Ehemann 
durd) den Vertrag unterjagt ift. I, 342/96 vom 3. Oft. 

470. Bellagter hatte fich, al8 er von der im Kreije Schlüjfel- 
burg belegenen Bulverfabrik der Elagenden Gefellichaft al8 Ober- 
inpeltor engagirt wurde, verpflichtet, fich im Laufe von drei Jahren 
jeit Verlaffen feiner Stellung bei feiner anderen Unternehmung 
bezüglich der Pulverfabrifation zu betheiligen. Die Elagende Ge- 
jellfchaft ift eine Gefellfchaft zur Produktion und zum Verkauf 
von Schießpulver. Die Priowiger Fabrik, bei welcher Beklagter 
jofort nad) feiner Entlaffung als Betriebsleiter eingetreten ift, 
liefert nur Spreng- und Schwarzpulver für den eigenen Be- 
darf der oberfchlefiichen Bergwerfe, welche den Mitgliedern der 
dieje Tabrif betreibenden Gejellichaft gehören. Das ift fein Kon- 
furvenzunternehmen. Deshalb wurde das die Klage auf Kon- 
ventionalftrafe abweifende Berufungsurtheil aufrecht Rn I, 
204/96 vom 4. Nov. 

41. Beflagter Hatte bei einer SKonventionalftrafe von 
3000 Mark verjprochen, tein Fleifchereigefchäft in Zreptow zu 
betreiben. Weil er ein Wurftgefchäft betrieben hat, ift er zu der 
Strafe verurtheilt. Kläger kann zwar einen Anfprud auf Kon- 
ventionalftrafe in denjenigen Fällen, in denen er felbit Kunden 
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an die Bellagten gewiejen hat, nicht erheben, injoweit würde der 
Gefichtspunft des Verzichts durchgreifen, aber eine allgemeine Er- 
lanbniß des Klägers für die DBellagten, das Pleifchergefchäft in 
Treptow weiter zu betreiben, tft in diejen einzelnen gelegentlichen 
Gefälligfeiten gegen die Kunden nicht zu finden. NRevifion zurüd- 
gewiefen. V, 166/96 vom 16. Nov. 


472. Der Kläger hatte den Anfchlag seuiien Ausbau einer 


Straße übernommen; er tft vor Vollendung des Baues von: dem 
Bertrage zurücgetreten und deshalb für Schadenserjabpflichtig er- 
achtet. Seine Revifion ift zurücgewiefen. Denn $$. 408 ff. 
AL.R.1L 5 find auf Werfverdingungen nicht anwendbar. Zum 
Rücktritt war aber Kläger nach $. 878, L, 11 nur berechtigt, wenn 
der beflagte Kreis die veriprochene Erfüllung verweigert hätte. 
Solche Weigerung lag nicht. vor. Der Bellagte war zwar zu 
Ahichlagszahlungen nach den Dertragsbedingungen verpflichtet, 
deren Höhe war aber in jein billiges Ermefjen geftellt. Aller- 
dings find dem Kläger von feiner echten Rechnung 500 Mart 
für einen. Chaufjeedurdjlaß abgelegt, aber bei Abichlagszahlungen 
jollte nur das rechtmäßig Liquidirte in Betracht gezogen werden. 
Wenn alfo die Rechnung zu Zweifeln VBeranlaffung gab, jo mußten 
dieje zunächit aufgeklärt werden. Der Kläger hat aber zu folcher 
Aufklärung nichts gethan, und das Berufungsgeriht Hat an- 
genommen, daß der Abzug nur auf einem entjchuldbaren Irrthum 
des Bellagten beruhte. Bon einer Verweigerung. konnte alfo 
hier feine Rede fein. Sodann ift die Abjchlagszahlung auf die 
fiebente Rechnung innerhalb eines Monats jeit Einreichung der 
Rechnung nicht erfolgt. Der Anweifung zur Zahlung ınußte 
aber eine örtliche Befichtigung und Abnahme der Arbeiten jowie 
ein Beichluß der Kreisvertretung vorhergehen. Kine beftimmte 
Frift war für die Abjchlagszahlungen nicht vorgejchrieben. In 
der Verzögerung lag feine Weigerung. VI, 65/96 vom 29. Juni. 

473. Die Beklagte hat die Lieferungen und Arbeiten, für 
welche der angemefjene Preis gefordert wird, von dem Cedenten ber 
Klägerin, welchem fie die Ausführung der Heizungs- und Lüftungs- 
anlagen zu einem Gejammtpreije verbungen hatte, beanjpruct, 
weil fie zu den im Vertrage übernommenen Xeiftungen gehörten; 
Cedent hat aber daran feitgehalten, daß die Lieferungen und Arbeiten 
außerhalb des Vertrags lagen. Zu einer Einigung tft e8 nicht 
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Wer- gefommen. Namentlid) waren Parteien nicht dahin einverftanden, 
verdingung. yaG Kläger .die Leiftungen einftweilen befchaffen, und die Frage, 
ob dieje zu den vertraglich übernommenen gehörten oder bejonders 
zu vergüten jeien, fpäter zum Austrage gebracht werden jolle. 
Danach finden SS. 87T0O—873 A. 2. R. I, 11 feine Anwendung. 
Sn Frage fommen kann danadı nur ein Bereicherungsaniprud) des 
Cedenten der Klägerin. VI, 60/96 vom. 18. Iuni. 
474. Der Nläger hatte fich verpflichtet, dem beflagten Apo- 
thefer eine Fabrifanlage zur Herjtellung pharmazentifcher Präparate 
zu liefern und auf dem Grundftüd des Beklagten fertig auf- 
zuftellen. Zu der Anlage gehörte eine Wafjerpumpe mit Trans- 
miffionsbetrieb, die in der Tußbodenhöhe des Mafchinenhaufes 
aufgeftellt werden folltee So aufgeftellt bringt die Pumpe das 
zum Betriebe der Anlage erforderliche Brunnenwaffer nicht herauf, 
der Beklagte ift deshalb vom Bertrage zurüdgetreten. Die Klage 
auf den verabredeten Preis ift abgewiefen. Zur zwedentiprecdhenden 
Aufftellung der Pumpe würde e8 der Anlegung eines etwa 5 Meter 
tiefen ausgemauerten Schadtes, und der Herftellung eines von 
ihm ausgehenden, etwa 9 Meter langen Kanals nad dem Brunnen 
behufs Aufnahme de8 Saugrohres bedürfen. Kine folhe im 
höchiten Grade ungewöhnliche Aufftellung der Pumpe ift bei dem 
Vertragsichluffe nicht als möglicd) vorgefehen. Darauf brauchte 
fih Bellagter um jo weniger einzulaffen, al8 dadurd ein beträcht- 
licher Mehraufwand bedingt wurde, den Kläger nicht übernehmen 
wollte. Bellagter war deshalb, da die Pumpe ein wejentlicher 
Theil der Anlage ift, zum Nüdtritt nach SS. 947, HL Ü.L.NR. 
I, 11 berechtigt. LUnerheblih, daß der Brunnen nicht wie die 
meiften bei 6 Meter Tiefe Wafjer hat, und daß Kläger dies bei 
der Projektirung und Anfertigung der Pumpe gewußt hat. Denn 
Kläger mußte fid) von den örtlichen Verhältniffen Kenntniß ver- 
Ihaffen; Bellagter brauchte ihn darüber nicht bejonders zu in- 
ftruiren. Er brauchte auch auf das Anerbieten des Klägers nicht 
einzugehen, an Stelle einer Bumpe einen Puljfometer mit Dampf 
vohrleitung einzufchalten. Kläger Tann fich nicht darauf berufen, 
daß Bellagter thatjächlich einen Pulfometer in Gebraud. Hat; Re- 
vifion zurücdgewiejen, da e8 fich um die Auslegung des Vertrags 
handelt. VI, 80/96 vom 2. Iuli. 
475. Die Beklagten, denen eine von ihnen beftellte Rauh- 
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mafchine angefertigt und geliefert war, waren nad dem VBertrage 
berechtigt, aber auch verpflichtet, die Mafchine nad einer Probe- 
zeit von vier Wochen entweder zurüczugeben oder zu behalten. 
Sie haben die Majchine troß der ihnen befannten Mängel be- 
halten, und nad) der Feititellung des Berufungsgerichts troß wieder- 
holter Ausftellungen, denen eine Reparatur des Klägers folgte, 
dadurd genehmigt, daß fie am 3. März 1894 ihre Zufriedenheit 
mit der Meafchine erklärt, in der Zeit vom 7. April bis 17. Mai 
feine Erklärung abgegeben und die Mafchine, wennichon fie die 
Begleihung der Rechnung ablehnten und im uni die Majchine 
zur Verfügung ftellten, bis in das Iahr 1895 hinein. unausgejegt 
benugten. Sie fonnten deshalb einen Minderungsaniprucdh nicht 
mehr geltend maden. R. ©. €, Bd. 25, ©. 89 fteht dem Kläger 
nicht entgegen, jondern weift am Schluß fehr deutlich auf den- 
jelden Grundfat hin. I, 262/96 vom 26. Sept. 

476. Der Fabrikant 2. zu Freiberg in Sachen hatte dem 
Belagten zu Bremen für eine Fabrik zur Herftellung von Deauer- 
und Talzziegeln eine zweigleilige Kettenbahn zu liefern und zu er- 
richten, duch welche die mit Erde gefüllten Wagen Tontinuirlich 
von der Grube aus nad der Fabrik auf einer fchiefen Ebene 
hinaufgezogen und leer wieder zur Grube hinabgelaffen werben. 
Kläger hat ein Iahr Garantie geleiftet. Obwohl der Kläger den 
Stoff zur Anlage hergegeben, hat der Berufungsrichter ohne Rechts- 
irrthum angenommen, daß nicht ein Kauf, jondern Werfverdingungs- 
vertrag gefchloffen ift, weil der Befteller den Grund und Boden 
bergab. Das entipridt aud) dem Gem. R. VI, 116/96 vom 
1. Dt. 

477. Die vom Kläger bis zum 1. April 1890 gelieferten 
Einrichtungen erwiejen fich in der Ziegelfampagne 1890 als mangel- 
haft, infofern die Kette oftmals bradh. Der Kläger lieferte des- 
halb auf Verlangen des Beklagten eine neue Kette, die im Yuli 
1890 in Benubtung genommen wurde. Der Beklagte zeigte dem 
Kläger am 17. Suli 1891 an, daß auch die neue Kette häufig 
breche, wiederholte diefe Klage am 6. Aug. mit dem Bemerfen, 
„bie ganze Anlage fei verpfufcht, denn er glaube nicht, daß die 
Kette allein die Urfache jei, und forderte „bündige Erklärung, 
wie der Kläger feiner Verpflichtung, eine forrefte Anlage zu fchaffen, 
nadhlommen wolle”. Da der Kläger fih auf die Mittheilung 


Werf- 
verdingung: 
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verdingung. 
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ungeeigneter Rathichläge beichränfte, hat der Beklagte die Anlage 
abbrechen Lafjen; er. fordert nun den gezahlten Preis zurüd. Dazu 
ift. der Widerbeflagte verurtheilt. Denn er war mit ordnungs- 
mäßiger Lieferung im DVerzuge, die gelieferte Anlage unbraud): 
bar, und der Rücktritt vom Vertrage entiprad) dem Intereffe des Be- 
flagten, da diefer einer Erjatanlage dringend bedurfte. H.G.8.347 
ift mit Necht nicht angewendet. Daß aber befondere Umftände 
vorgelegen hätten, in Folge deren nach allgemeinen Grundfäten 
anzunehmen wäre, daß der Beflagte durch lange Nichtanzeige der 
Mängel die Anlage ftilljchweigend genehmigt hätte, ii nicht be= 
hauptet. VI, 116/96 vom 1. Oft. 

4785.  Bellagte hatte dem Kläger den Bau eines Haufes 
übertragen. Dazu follte nad) der urjprünglichen Verhandlung ein 
liegender Roft hergeftellt werden, der zu 427 Mark veranfchlagt 
war. Auf Vorjchlag des Klägers wurde ein Pfahlroft vereinbart. 
Wie Bellagter angibt, habe ihm Kläger zugefichert, daß diejer 
Pfahlroft nicht viel theuerer als.der liegende Noft, weil er gerade 
Zopfenden liegen habe. Bellagter will deshalb nur 700 Marf 
zahlen, während Kläger 2885 Mark fordert. Das verurtheilende 
Berufungsurtheil bis auf 700 Marf aufgehoben. Auf eine etwaige 
Arglift des Klägers kommt es nit an; vielmehr wäre ohne 
weiteres ftatt der geforderten 2885 Mark dem Kläger nur ein 
Betrag, welcher nad) richterlihem Ermeffen im Sinne der ge- 
troffenen Vereinbarung die 427 Mark nicht erheblich überftiege, 
mindeftens allerdings die von der Beklagten zugeftandenen 700 Marf, 
zuzufprechen. ‚Unerheblih, daß die Beflagte deshalb nicht ge- 
Ihädigt fein foll, weil fie nur auf diefe Weife ein Gebäude von 
gefichertem DBeitande habe erlangen können; denn e8 fteht eben 
dahin, ob es ihr nicht vortheilhafter erichienen fein würde, Lieber 
auf einen Bau auf dem fraglichen Plate überhaupt zu verzichten, 
als jo viel Geld dafür auszugeben. Unerhebli, ob der Kläger 
nachträglich fich überzeugte, daß ein nur aus feinen Zopfenden 
hergeftellter Pfahlvoft unzulänglich fein würde. Sollte dies der 
Val geweien fein, jo hätte es ihm felbjtverftändlich obgelegen, der 
Bellagten Mittheilung davon zu maden und ihre Enticheidung 
einzuholen. VI, 166/96 vom 19. Oft. 

479. Der Beklagte, ein fachverjtändiger Werkmeifter, hatte 
der Fortiftlation zu Graudenz gegenüber die Anfertigung einer 
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Mehrzahl von Sachen nad) vorgezeichneten Muftern übernommen, 


von denen jede einzelne nach bejtimmten Vorfchriften und nad) 
einer Zeichnung herzuftellen war und welche zufammen eine PBonton- 
brüde in ihren unverbundenen Holztheilen bilden follten. Der 
Hagende Yabrilant, Inhaber einer Werft, hat fid) dem Beklagten 
verpflichtet, da8, was diefer heritellen jollte, in feinem dafür ge- 
übten Betriebe herzuftellen und zu Liefern. Werkverdingung, nicht 
Kauf im Sinne 9. ©. 3. 338, daher feine Anwendung des 
Art. 347. VI, 159/96 vom :16. Oft. Bgl.220. 

480. Der Beklagte hat der Hagenden Gejellichaft Auftrag 
zur Anfertigung von Bauplänen für den Umbau feines Hotels 
ertheilt. Klägerin hat ein Honorar von 2500 Mark gefordert, 
da® ihr zugefichert jet, wenn der Beklagte einer dritten Berjon 
die Bauausführung nad) den Plänen der. Klägerin übertragen 
werde, oder wenn, was eingetreten, der Bau nicht ausgeführt 
werde. Hätte die Klägerin gebaut, fo follte fein Honorar ge= 
zahlt werden. Der Bellagte ift zu einem angemefjenen Honorar 


verurtheilt, weil die von der Klägerin behauptete Abrede weder. 


bewiejen noch widerlegt war. NRevifion zurücgewiejen. . Da fein 
Moment für einen Verzicht der Klägerin auf ein Honorar für 
den Fall der Nichtausführung des Baues vorliegt, Klägerin aber 
einen Beweis dafür nicht geführt hat, daß ein jo hohes Honorar 
für diefen Fall vereinbart war, fo ift ohne Nechtsirrthum das 
angemeffene Honorar zugefprochen. III, 204/96 vom 8. Dec. 
481. Der Beklagte Hatte übernommen, den Dampfichorn- 
stein der Klägerin um circa 8 Meter zu erhöhen. Er fchickte zur 
Ausführung der Arbeit den Schornjteinbauer E. Auf Verlangen 
des Mitinhabers der Hägerifchen Firma, ©., verftand diefer id) 
dazu, den Schornftein ftatt um 8 Meter, beinahe um 11 Meter 
höher zu mauern. Bei einem Sturme ift die Erhöhung ab- 
gebrochen und heruntergefallen. Die Schadenserjaßflage ijt ab- 
gewiefen. Nacd) der Feitftellung des Berufungsgerichts handelte 
e8 fi) dabei nicht um eine gleichgültige oder unerhebliche Ab- 
änderung des übernommenen Werks, jondern um ein ganz anderes 
Werk, indem die Erhöhung um beinahe 11 Meter eine andere 
KRonftruftion, al8 eine foldhe um 8 Meter erforderte, damit der 
Schornftein die nöthige Widerftandsfähigkeit erhielt. Das DBe- 
rufungsgeriht nimmt darnad) an, daß der Beklagte, wie er zu 


Werf- 
berdingung, 
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Werf- 
berdingung. 


Trachtvertrag. 


einer Erhöhung des Scorniteins um beinahe 11 Meter nicht 
verpflichtet war, fich auch bewußt gewejen jei, daß eine Aenderung 
feines Projekts in der Weife, wie die Arbeit zur Ausführung ge- 
bracht worden, nad technischen Regeln unzuläffig fe. €. war 
von dem Beflagten nicht ermächtigt, für diefen mit der Klägerin 
Vereinbarungen über die Abänderung des Bertrags zu jchließen, 
insbefondere ftatt des vereinbarten Werfs ein anderes, wenn auch 
ähnliches zu übernehmen. DBeflagter hat auch die abweichende Aus- 
führung nicht nachträglich genehmigt. Hat E. geglaubt, daß er 
ermächtigt jet, jo ift das Fein DVerjehen, welches er ji) als Ge- 
hülfe des Werfmeifters bei Ausführung des ihm übertragenen 
Merfes habe zu Schulden fommen laflen — SS. 929, ZOA. L. R. 
I, 11 —. Unerheblid) ift es für den vorliegenden Nechtsitreit, 
wie fich gegenwärtig da8 Rechtsverhältnig aus dem Bertrage ge= 
italten würbe, ob Klägerin noch verlangen Tann, daß der Beklagte 
die damals übernommene Arbeit Ieifte, und ob dem Beklagten 
noh Anfprühe aus dem Bertrage zuftehen. VI, 210/96 von 
23. Nov. 

482. Der Beklagte ließ die wriprünglid) auf 60 Meter 
vereinbarte Bohrung, al8 wider Erwarten in biejer Tiefe nod) 
fein Waffer gefunden war, fortjegen, ohne eine beftimmte Ziefe, 
bis zu welcher dies 'geichehen follte, mit dem Kläger zu verein- 
baren. Er behielt dadurch das Recht, der Arbeit jederzeit Ein- 
halt zu thun, wenn ihm die Arbeit zu Eoftipielig wurde, gab aber 
damit auch dem Kläger das Recht, mit der Arbeit nur jo lange 
fortzufahren, als er, Kläger, damit einverftanden war. Die. in 
beiderjeitigem Einverftändnifje bi8 90 Meter geleiftete Arbeit lag 
inmerhalb de8 — nur in Betreff der zu erreichenden Tiefe in 
der angegebenen Art geänderten — Vertrages und war nad) den 
Bertragsfägen zu vergüten. VI, 247/96 vom 14. Der. 

483. Im Tall 16, 196. Der Franfirungsvermerf auf den 
von den Adrefien angenommenen Frachtbriefen jchließt nicht ohne 
weiteres die Befreiung des Empfängers von der Erftattung des 
Zols in fi; Hat eine ausdrüdliche Frankfirung bezüglich des 
Z0l8 ftattgefunden, jo gehört der Zoll umd mithin auch der Nad): 
zoll nicht zu den Auslagen des Frachtführers, zu deren Erftattung 
der Empfänger nah 9. ©. B. 406 verpflichtet if. Der Em- 
pfänger ift aber andererjeits, wenn feine Tranfirung binfihtlich 
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bes Z0U8 erfolgt ift, zu deijen Eritattung doc nur dann ver- Fraditvertrag. 
pflichtet, wenn der Frachtbrief diefe Verpflihtung ergibt. Sol 

diejelbe aus der Bezugnahme des Fracdhtbriefes auf reglementarisiche 
Beitimmungen und dergleichen entnommen werden, jo muß fie 

aus den betreffenden Beftimmungen erfichtlich fein. IV, 96/96 

vom 15./29. Oft. 

484. Weil der Poftichein über einen eingejhriebenen Brief, Poftfendung. 
der an beide Ehelente adreifirt war, nur von dem Ehemann unter- 
zeichnet war, hat das Berufungsgericht angenommen, derfelbe fei 
der Ehefrau nicht ausgehändigt und deshalb dieje nicht von dem 
Drieffchreiber gemahnt. Das Reichsgericht Hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. Allerdings fchreibt die Allgemeine Dienftanweifung zur 
Poftordnung vom 8. März 1879, $. 5 in Abfchn. V, Abth. 1 vor, 
daß Sendungen, weldhe an die Eheleute gemeinjchaftlich gerichtet 
find, von der Poft angenommen werden fünnen; in $. 35: daß 
die DBeftellung folcher Sendungen nur an beide Eheleute gemein- 
Ichaftlich bezw. nur gegen die von beiden Eheleuten zu bewirfende 
Dnittung erfolgen darf. Nad S. 34 der in diefem Falle zur An 
wendung kommenden Poftordnung vom 8. März 1879 Fünnen aber 
die Poftjendungen, wenn der Abrefjat nicht angetroffen wird, an 
ein erwachjenes Bamilienglied dejjelben abgegeben bezw. von biejem 
quittirt werden. Andere, wenn die Sendung mit dem Vermerf 
„eigenhändig“ verjehen ift, was hier nicht behauptet war. II, 
185/96 vom 3. Nov. 

485. Im Fall 13 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben. Havarie. 
Denn in Mannheim ift wie im verfchiedenen anderen Gebieten 
am Rhein im Wege ber Gewohnheit ein Havartereht zur Geltung 
gelangt, das im Wejentlihden mit denen des H. ©. B. überein- 
jftimmt. Mehrere ortsfundige Sachverftändige haben aber begut- 
achtet, daR fie es für durchaus gerathen hielten, Schiff und Ladung 
durch Leichterung zu retten, wenn erfteres Gefahr laufe, auf den 
Boden zu finfen, und daß den Schiffer ein VBerjchulden treffe, 
wenn er das unterlaffe. In den Enticheidungsgründen des DBe- 
rufungsurtheil® wird dazu bemerkt, daß es darauf nicht antomme. 
Damit wirb aber gerade das für unerheblich erklärt, was hin- 
jichtlich der Frage, ob eine gegenwärtige Gefahr vorlag, ald das 
Entfcheidende angejehen werden muß. Allerdings darf die Gefahr 
feine eingebildete, fie muß eine wirklich vorhandene gewefen fein. 


Havarie. 


Nhederei. 
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Die Grenzen menjchlicher Vorausficht verbieten e& aber, hier einen 
rein objektiven Mafftab anzulegen. E8 genügt, wenn eine die 
fofortige Anwendung von Rettungsmaßregeln rvechtfertigende Ge- 
fahr „‚verftändigerweife vom Schiffer al8 vorhanden angenommen 
werden durfte” (R. D. 9. ©. €, 38.23, ©..344). Konnten 
daher im gegebenen Fall die Schiffer, ohne ihre Pflicht: zu ver- 
een, es mit NRüdjicht auf die Möglichkeit einer Beichädigung 
von Schiff und Ladung nicht darauf ankommen laffen, daß die 
Schiffe auf den Grund geriethen, dann war die Gefahr eine wirf- 
ih) und gegenwärtig vorhandene. Kine „jehr entfernte” würde 
fie nur dann gewefen fein, wenn e8 als eine übertriebene Aengit- 
Tichfeit hätte angejehen werden müffen, daß vorbeugende Maß- 
regeln getroffen wurden. I, 159/96 vom 30. Oft. Bat. 541. 
486. Kläger ijt Kapitän, Korreipondentrheder und Mit- 
vheder des GSeglers „Wodan” vom Heimathshafen Stettin. 
Der Beklagte ift Mitrheder von ?*,, Part. Mit der Tebten 
Rhedereiabrehnung vom Suli 1894 wurde dem Beklagten mit- 
getheilt, daß das Schiff zu einer neuen Reife von Stettin nad) 
Cardiff mit Eichenholz befrachtet fei. ‘Der Kläger hat dann, ohne 
dem Bellagten davon etwas mitzutheilen, eine neue Reife von 
Cardiff nah St. Pierre unternommen und ift von da nah Wil- 
mington in Ballaft gegangen, im März 1895 vor Wilmington 
in Untiefe auf Grund gerathen, ab» und nad) Wilmington ge- 
ichleppt und dort bi8 29. März veparirt. Unter dem 11. Mär; 
theilte der Schiffsmafler W. dem Beklagten im Auftrage der Frau 
des Klägers ‚zwei Depefchen deilelben vom 2. und 8. März mit, 
bon denen die erjtere unverjtändfid war, die zweite lautete: 
„MWodan» Wilmington zimmere Ahederei Metler anzeigen burd) 
Wicharde.” Weitere Mittheilung nad) briefliher Nachricht vom 
Kläger wurde zugejagt, vom Beklagten darauf am 12. März an 
W, eine Karte gejchrieben, in welcher er den Verlauf des Schiffes 
anrieth, zugleich forderte er Aufklärung. Am 13. März wurde von 
W. geantwortet. Am 6. Aug. 1895 wurde dem Beklagten eine 
mit 6470 Mark 68 Pf. abjchliefende Rechnung über die durch 
das Abbringen und die Reparatur des Schiffes und jonjt ent- 
jtandene Koften vom Kläger mit der Aufforderung zur Zahlung 
jeines Antheils zugeftellt. Am 7. Aug. hat der Bellagte notariell 
jeine Schiffsparte ohne Entgelt aufgegeben und dies dem Kläger 
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fundgegeben. ‘Das war nod zuläffig. Die Klage auf Erftattung Rheberei. 
ift abgewiefen; Revifion zurüdgewiefen. Allerdings durfte Kläger, 
weil er die Mehrzahl der Parten hatte, aud) ohne Beichluß der 
Rhederei — 9.6.3. 458 — repariren (R.O.H.©. E., Bd. 22, 
©. 289, 291). Allein die dreitägige Frift für die Abandon- 
erklärung (9. ©. DB. 468, Ab. 2) hat der Bellagte gewahrt. Die 
rechtzeitige Abandonerklärung ift auf den Anfang der von dem 
Beklagten nicht genehmigten neuen Reife zurüdzubeziehen. ‘Die 
Depeihe vom 8. März ließ wohl erjehen, daß der „Wodan” in 
Wilmington lag und daß der Nhederei dies und daß gezimmert 
werde, mitgetheilt werden follte. Aus der Karte des DBellagten 
vom 12. März folgt au, daß der Beklagte aus der Mittheilung 
jo viel entnommen hat, daß dem „Wodan’ ein Unfall zugeftoßen 
war, jonft würde er den Verkauf nicht angerathen haben. Aber 
daraus ein Präjudiz der nachträglichen Genehmigung einer Reife, 
von der in der ‘Depejche nichts fteht, zu folgern, hat der Berufungs- 
richter mit Recht abgelehnt. Der Beklagte fordert in der Karte 
Aufklärung, um fi) pofitio entjcheiden. zu können. Das Schreiben 
vom 13. März bringt jolche nicht, und was der Kläger fonft be- 
hauptet Hat, ift ganz irrelevant. Erft am 6. Aug. kommt mit 
der Rechnung die Aufklärung. Die Erklärung vom 7. Aug. war 
danadı rechtzeitig und bejeitigt den Anfpruch des Klägers. IL, 
361/96 vom 24. Oft. 

487. Beklagte Haben ihr VBorderfeld bei Iankowit gegen Taufchvertrag. 
das Hinterfeld der Kläger bei Lafjen mit der Maßgabe vertaujcht, 
daß DBeflagte von dem Lande der Kläger jo viel erhalten jollten, 
als das Stüd der Beklagten mißt, und dazu noch drei Morgen. 
Die Abtheilung des Feldes der Kläger hat im Auftrage der PBar- 
teien der Kataftergeometer vorgenommen, danach) find die ver- 
taufchten Stücde beiderfeitig übergeben, ohne daß das Refultat der 
Dermeflung von den gütergemeinfchaftlichen Ehefrauen anerkannt 
wäre. Beklagte hat Ertheilung und Entgegennahme der Auf- 
laffung verweigert, und der Berufungsrichter Hat die darauf ge- 
richtete Klage abgewiefen, weil er die nach SS. 364, 12, 30 A.L.R. 
I, 11 erforderliche Beftimmtheit oder Beftimmbarkeit des Taufch- 
objeft8 vermißt. Denn die alte Grenze der beiden (wohl an- 
einanderftoßenden) Grundftüde fei unklar. Ihre Ausmittelung 
müfle zunächit in einem befonderen Prozefje ftattfinden. Auf- 
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Taufchvertrag. gehoben, zurüdverwiejen. Allerdings würde auf die Klage dann 


Kauf. 


nicht erfannt werden fünnen, wenn erjt durch ein richterliches Ur- 
theil eine neue Grenze fetgeftellt werden müßte, von wo ab die 
DBermeffung behufs richtiger Theilung erfolgen Tünnte. Auch mag 
die Möglichkeit vorliegen, daß die richtige alte Grenze jo ver- 
Ichieden von der bisher dafür gehaltenen ift, daß eine Anpaffung 
der Klaganträge an diefen Befund nicht zuläffig erjcheinen Tünnte. 
Allein der Kläger hat einen beftimmten Grenzzug al® den richtigen 
bezeichnet, nämlich den vom SKutaftergeometer ermittelten. ‘Der 
eventuell durd Tragepflicht zu veranlaffende beffere Beweis dieler 
Behauptung durfte nicht abgejchnitten werden. V, 46/96 vom 
4. Yuli. I 

488. Die von dem Käufer nicht übernommenen Hypotheken 
mußte der Verkäufer, wenn nicht wegen der Zeit der Erfüllung 


eine andere Abrede getroffen war, fpätejtens bei der Auflaffung 


von dem verfauften Grundftüd herunterfchaffen. — 8.14 A. NR. 
I, 11. — Daraus, daß Käufer wußte, jene Hypothefen feien von 
den Käufern anderer Parzellen in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen, folgt nicht, daß Käufer mit dem VBerfäufer darin 
einverstanden war, daß die Befreiung durd) die anderen Par- 
zellenfäufer und erft bei Fälligkeit der Hypotheken erfolgen follte. 
Auch nicht daraus, daß Käufer die Auflaffung entgegennimmt in 
Renntniß davon, daß Berfäufer mit den Käufern der anderen 
Parzellen ein Abkommen getroffen Hat, nach welchem diefe die 
Befreiung ihrer Parzellen von den nicht übernommenen Hhpo= 
thefen erft bei der Fälligkeit follten verlangen dürfen. Auc, Täßt 
fi daraus, daß der Käufer beim Abjchluß des Kaufvertrags und 
noh am Zage der Auflaffung von dem Verkäufer verlangt hat, 
die Parzelle jollte frei von den nicht übernommenen Öhpothefen 
aufgelaffen werden, und dennoc, die Auflaffung entgegengenommen 
hat, nicht folgern, daß Käufer furz vorher ihre Zuftimmung zur 
Hinausfchiebung der Erfüllung gegeben haben müßten. Danad) 
hat das NReichsgericht, da auch die dunkle Erinnerung eines Zeugen 
zur Bildung einer richterlichen Weberzeugung nicht geeignet ift, 
das Berufungsurtheil aufgehoben und die landgerichtliche Ver: 
urtheilung wieder hergejtellt. V, 398/95 vom 10. Juni 96. 
489. Im Fall 354 wurde die Klage aud) fo weit zurüd- 
gewiefen, al® Verkäufer auf Rechnungslegung und Herausgabe 
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der. Nubungen geklagt hatte. Denn im Fall einer gleichzeitigen 
Nukung von Kaufiahe und Kaufpreis fteht dem Berfäufer nad) 
8.109 U. R. I, 11 nur der Anjprud auf Zinjen des Kauf: 
preijes zu. V, 33/96 vom 24. Juni. 

490. &8 lag nicht ein einfacher Kauf vor, fondern im ge- 
meinfchaftlichen Intereffe beider Grundftüdsnadhbarn jollte über 
das don dem Beklagten abzutretende Grundftüd eine Straße an- 
gelegt werden, durd) welche auch der übrige in jener Gegend Liegende 
Grundbefit des Beflagten eine Werthfteigerung erfuhr. In folchem 
Tall ann nicht der objektive Werth des abgetretenen Yandes maß- 
gebend fein, vielmehr find die Grundjäge über laesio enormis 
unanwenbbar, denn unter Umftänden fonnte die unentgeltliche Ab- 
tretung durch das Intereffe des Bellagten geboten fein. III, 
104/96 vom 23. Sept. | 

491. U.R. Die Revifion rügt, die Klägerin jei nicht 
berechtigt, die ftreitigen Sachen zu vindiziren, weil der Eigenthums- 
übergang an eine Suspenfivbedingung gefnüpft fei, jolange nicht 
fejtgejtellt fei, daß der Kaufvertrag in der nämlichen Weije jus- 
penfto bedingt gewejen jei wie der Eigenthumsübergang, oder daß 
die nämliche Bedingung ale Nefolutivbedingung für den Kauf- 
vertrag gejett worden jet. E8 ift aber fein Grund erfichtlich, 
weshalb eine derartige Vereinbarung bei einem Kaufvertrage nicht 
zuläffig fein foll, daß dem Käufer die verkauften Sachen jchon 
vor Bezahlung des Kaufpreifes übergeben werden unter dem Vor- 
behalt, daß das Eigenthum erjt nad) Berichtigung des Kaufpreifes 
übergehen, und daß der Verfäufer, im Fall der Käufer nicht zu 
den bejtimmten Termin zahle, die Sachen zurüdfordern Tünne. 
Dem Käufer ift es dann gejtattet, auch wenn er die feitgefette 
Zahlungsfrijt nicht innegehalten und der Verkäufer die verkauften 
Sachen zurücdgefordert hat, nod, Erfüllung des Vertrags von dem 
Berfäunfer zu verlangen, wenn er nachträglich den Kaufpreis zahlt. 
VI, 131/96 vom 8. Oft. 

492. DBerfäufer hat vor dem Tage des Kaufabfchluffes 
Schwammreparaturen vornehmen lafjen und dem Kläger diejen 
Umftand nicht mitgetheilt. Käufer hatte aber fchon vor dem Kauf- 
abfchluffe dem Verkäufer gegenüber feine Befürdtung, daß das 
Haus mit Schwamm behaftet fei, ausgefprodhen. Daraus mußte 
diefer entnehmen, daß Käufer nur ein ganz verdacdhtfreied Ge- 
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bäude faufen wollte. Mit Rüdficht hierauf durfte er fi nicht 


auf die Erflärung befchränfen, daß ihm vom VBorhandenfein des 
Schwammes nichts befannt fei, fondern er mußte ihm von dem 
früheren Vorhandenfein des Schmwammes Mittheilung machen. In 
dem Unterlaffen diefer Mittheilung liegt, wenn nit ein arg- 
liftiges Verhalten, fo doc ein vertretbares BVerichulden, durch 
welches Kläger. offenbar zum Abjchluffe des Vertrags und zur 
Entrihtung des Stempelbetrags veranlaßt worden ift. „Deshalb 
darf Käufer, welcher von dem Kaufvertrage wegen Irrthums in 
einer gewöhnlich vorausgejetten Eigenfchaft zurüdigetreten ift, auch 
Erjag der von ihm verlegten SEIDERDNNN fordern. V, 153/96 
vom 4. Nov. 

493. Kläger Hatte mit den Grundftücseigenthämern dahin 
fontrahirt, daß Kläger berechtigt fein follte, innerhalb der ge- 
ftellten Frift zu den feftgeftellten Bedingungen das Grundftüd 
jelbft zu Taufen oder einen anderen zahlungsfähigen Käufer zu 
beihaffen. Der Kläger hat den Beklagten beichafft, indem er 
demfelben feine Rechte aus diefem Vorvertrage abgetreten hat, 
und die Grundftücdseigenthümer haben mit diefem den Kaufvertrag 
unter jeten Bedingungen abgefchloffen. Beflagter ift zur Zahlung 
der Eeifionsvaluta verurtheilt; Aevifion zurücgewiefen. Das ab- 
getretene Recht beftand darin, daß Kläger von D. fordern Tonnte, 
daß der letere das Grundftüd unter den feitgejegten Bedingungen 
an die vom Kläger benannte Perfon Fäuflich zu überlaffen hatte, 
und das erwähnte Recht blieb auch bejtehen, nachdem feitgeftellt 
war, daß Kläger für feine Perfon als Käufer nicht eintreten 
werde, und e8 wurde auch dadurd) nicht verändert, daß D. feiner- 
jeit8 noch eine PBrovifion zufichertee Wenn Kläger bei der ver- 
änderten Sachlage aud) al8 Mittelsperjon daftand,, fo liegt doc) 
ein follidirendes Intereffe nicht vor, da die Kaufbedingungen be- 
reit8 vorher genau bejtimmt waren, unter diejen Bedingungen der 
Kauf demnächit abgefchloffen worden ift und die Enticheidung 
darüber, ob der Käufer völlige Sicherheit biete, jchließlich allein 
von dem Ermefjen des D. abhing und von ihm aud) nad) eigenem 
Ermefjen getroffen if. IV, 198/96 vom 16. Nov. 

494. Im Tall 56 Hatte 2., ein Gläubiger des D., die An- 
iprühe des D. an B. und die Gebrüder M. pfünden und fich 
überweijen lafjen. Dieje Heberweifung gibt dem %. fein Klage- 
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recht gegen den Beklagten. Denn ein Anfprud) des D. an den 
Beklagten auf Herausgabe der Kühe bejteht nicht. Ein Eigen- 
thumsanfprud nicht, weil D. nicht Eigenthümer geworden ift; 
eine Befigrechtsffage nicht, weil D. felbft auf Grund eines an 
fi) gültigen Titel$ den Befig an den Bellagten übertragen hat. 
Da auh D. dem Beklagten aus dem Kaufvertrage zur Gemwähr- 
leiftung verpflichtet ift und deshalb den Rechtsgrund, aus welchem 
der Beklagte befitt, anerkennen muß, fo entfällt auch eine NRüd- 
forderung aus dem Gefichtspunft der Kondiktionen. Die Klage 
des 2%. wurde deshalb vom Neichsgericht abgewiejen. V, 92/96 
vom 10. Oft./28. Nov. 

495. Der Bellagte in Leipzig ftellte die von dem Kläger 
in Wandsbek zur Lieferung angebotenen cif Schönebed unverzolit 
verfauften 700 Gentner blackeyed Erbjen in Säden am 24. Suni 
1892 zur Verfügung, weil fie nicht nach dem Verfaufsmuiter aus- 
fielen; ex rügte dann, daß nad) den ihm zugegangenen Sciffer- 
proben in den gelieferten Exbfen weit mehr Kleine und mit Käfern 
und Meaden behaftete enthalten feien, als e8 nach dem Verfaufs- 
mufter der Fall fein dürfe. Kläger erbot fi) unter Beftreitung 
dev Mängel zu einem Nachlaß, was Beflagter am 22. Aug. mit 
der Erflärung ablehnte, er wolle anftand&halber auf feinen Ver- 
dienst verzichten. Seit dem 12. Iuli 1892 Haben die Erbfen in 
Scönebed gelagert, ohne daß bis 11. Vebr. 1893 etwas gefchehen 
oder dem Bellagten geantwortet wäre. An diefem Tage hat der 
Kläger zur Sicherung des Beweifes Sachverftändige vernehmen 
lajfen, am 8. April hat er den Bellagten nod) einmal zur Ab- 
nahme aufgefordert, am 13. Mai nach vorgängiger Androhung 
den Selbithülfeverfauf vorgenommen. Das Dberlandesgericht hat 
die Klage auf die Preisdifferenz abgewiejen, weil Kläger auf den 
Selbfthülfeverfauf Eonfludent verzichtet habe. Nad) den den Tauf- 
männifchen Verkehr beherrfchenden Grundfäßen, die vor allem auf 
eine fchnelle Abwickelung der Gejchäfte abzielen, habe der Beklagte 
aus dem Schweigen des Klägers entnehmen dürfen, daß diefer die 
entftandene Differenz als erledigt anfehe, und aud) der Kläger habe 
fich nicht verhehlen können, daß fein Schweigen in diefem Sinne 
werde verftanden werden. Das hat das Neichsgericht nicht für 
ausreichend begründet angejehen und deshalb aufgehoben und zurüd- 
verwiejen. VI, 30/96 vom 1. Suni. Vgl. Bd. XXI, 496. 
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496. Die Beklagten und Widerfläger zu Halle a./S. hatten 
von dem Kläger zu Kopenhagen finnländifche Rothholzkiefernbretter 
von der Produktion des Guftav Cederberg & Co. cif Wismar 
15. Suli 1892 zu liefern gefauft. Sie haben wegen Lieferungs- 
verzugs des Klägers Schadenserjat wegen Nichterfüllung gefordert 
und berechnen als foldhen einen ihnen durch Nichtlieferung ent- 
gangenen Gewinn von 3182 Mark. Denn fie würden aus den 
bertragsmäßig gelieferten Hölzern unter Aufwendung von im 
Ganzen 22250 Mark gehobelte Dielen haben heritellen Fünnen, 
welche zu einem Preife von 25432 Mark verfäuflich gewefen fein 
würden. Diefe Berechnung ift weder durdh H. ©. 3. 355 nod 
durd) 357, Abf. 3 verwehrt, vielmehr nach 283 zuläjlig.e Aud) 
fonnten fie den Gewinn in Halle a./S. judhen, ohne an den Ab- 
lieferungsort gebunden zu fein. Einen Dedungstauf Tonnten die 
Beklagten nad) ihrer Behauptung nicht vornehmen, weil Hölzer 
diefer Art damals nur aus zweiter Hand mit einem Aufwand zu 
haben gewejen jeien, welcher dem entgangenen Gewinn ziemlich 
gleichhfam. Die Abweifung der Widerflage aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. II, 82/96 vom 9. Suni. 

497. Der Bellagte zu Hannover hatte für eine Schladht- 
halle zu Hamburg an den Kläger 48 Säulen zu liefern. Davon 
find 29 zur Lieferung fertig geftellt, davon 5 vertragswidrig. 
Kläger will die Säulen nicht annehmen. Er ift auf die Wider- 
Hage verurtheilt, 24 Säulen zu bezahlen. Denn die Ausstellungen 
des Klägers beziehen fi) auf Kleine Nachbejjerungen, und bei Zage 
der Sade durfte Bellagter die Aufforderung des Klägers zur 
Nacjbeiferung erwarten. III, 50/96 vom 2. Iuni. 

498. Die Bellagte Hatte von der Klägerin jogenanntes 
Inndizirtes Walzeifen zur Spezifikation nad) Wahl der Beklagten 
je 1000—1500 Zons für die Monate Oktober, November und 
December 1893 gefauft. Die Beklagte hat für die Monate Dftober 
und November 1420000 Kilo umspezifizirt gelaffen. Klägerin 
hat darauf in der Zeit vom 22. Nov. 1893 bis 24. Yebr. 1894 
426554 Kilo im Selbjthülfeverfauf zu den nad der jeweiligen 
Marktlage angemefjenen Breijen verfauft und fordert die Differenz. 
Damit ift fie abgewiefen. Die Klägerin kann eine Differenz nicht 
eher berechnen, als bis fie einen Selbfthülfeverfauf für ein ein- 
heitliches Duantum vorgenommen hat. Sie hat aber den Selbit- 
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hülfeverfauf nicht etwa für den Rüditand vom Dftober (420 Tong), 
fondern für den Rüditand vom Dftober und November zufammen 
vorgenommen. Dabei hat fie bei fieben Verkäufen einen Höheren 
Grundpreis erzielt. 8 bleibt abzuwarten, ob und welcher Ver- 
Iuft fi) nad) dem Verlauf des Gefammtquantums von 1420 Tone 
herausstellt. Die Klägerin hat zwar eingewendet, daß wenn das 
gefammte Quantum auf einmal auf den Markt gebracht wäre, 
der Ruin einer ganzen Reihe von Eifengroßhändlern, aud) der 
Beklagten, verurjacht wäre, Allein einen Verkauf auf einmal hat 
die Klägerin auch bezüglich der 426554 Kilo nicht vorgenommen. 
Waren hier Einzelverfäufe zuläffig, fo Hätte nichts entgegen- 
geitanden, daß fie damit fortfuhr. I, 64/96 vom 3. Juni. 
499. Berfäuferin war nad) der Verabredung verpflichtet, 
bem Käufer aus Mainz alle ihre im 3. 1893 geführten Mujter- 
folleftionen von Brüffeldeffins zur Auswahl vorzulegen. Sie hat 
aber nicht alle vorgelegt; Käufer war deshalb nicht im Annahme: 
verzug, wenn er nicht die vorbehaltene Spezififation von 11 Rollen 
Brüffelteppichen vornahm, und Klägerin war nicht berechtigt, die 
von dem Beflagten bis Ablauf des Iahres 1893 nicht getroffene 
Auswahl ftatt defjelben vorzunehmen. Die Klage auf Zahlung 
iit abgewiefen; Nevifion zurücigewiefen. II, 98/96 vom 16. Suni. 
500. Berfüufer Hatte die letten 20000 Kilo Eichorien- 
wurzeln nicht verladen; Räuferin hat wegen Verzugs des Verfäufers 
die Abnahme abgelehnt. Diefer ift mit der Klage auf Abnahme 
abgewiefen. Wenn aud) der Brief des Klägers vom 30. Sept. 
jo zu verftehen ift, daß er zur Erfüllung noch bereit jei, jo ent- 
hält er doch Fein ausdrüclliches Begehren einer Nadjfriftbewilligung ; 
ein folches Begehren ift aud) von der Beklagten in ihrem Briefe 
vom 2. Oft. nicht abgelehnt. AndererjeitS war die Beflagte zum 
Anbieten einer Nachfrift nicht verpflidtet. Wollte Kläger feinen 
Lieferungsverzug befeitigen und den von der Beklagten erklärten 
Nücktritt wirkungslos machen, fo Fonnte er dies nur dadurd) thun, 
daß er in den Umftänden entjprechender Zrift die rüdjtändigen 
20000 Kilo Eichorienwurzeln in vertragsmäßigem Zuftande that- 
fächlich Lieferte. — R.D.9. ©. €, Bd.8, ©.19; Bd. 13, ©. 103; 
B. 233, ©. 39; R.G.€., 38.7, ©. 79. — Die bloße Erklärung 
des Klägers, daß er die Waare zur Verfügung ftelle, Fonnte die 
Wahrung der Nachfrift nicht erjegen. II, 106/96 vom 16. Juni. 
17* 
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501. Kläger hat von der Weimarifcdhen Yant im I. 1889 
Geraer Banfaftien zum Kurje von 108'/, Proz. gefauft, in Folge 
Tufion der Geraer Bank mit der Weimarifchen Bank wurden im 
%. 1892 jene Aktien im Nominalbetrage von 30000 Vearf gegen 
jolhe der Weimarifhen Banf von 15000 Mark umgetaufdt. 
Lettere ift in Liquidation getreten und hat die Aktien des Klägers 
mit 23020 Mark 20 Pf. eingelöft. Kläger fordert von der Wei- 
marifchen Bank in Liquidation den Erjat von 9549 Mark 30 Pf., 
die er don der Anfaufsfumme verloren hat, weil ihn der damalige 
Direktor der Beflagten zu dem Ankauf durd) die Erklärung be- 
ftimmt Habe, er fomme ihm, falls Kläger nur die Aftien längere 
Zeit behalte, dafür auf, daß er feine Verlufte bei diefem Gejchäfte 
erleide. Die Klage ift abgewiejen. Kläger hätte feinen Gewähr- 
leijtungsanfpruch geltend machen follen, folange er nod im Befit 
der Seraer Banlaktien war. Den Erjat des Verluftes, den er 
an den Aktien der Weimarifchen Bank erlitten Hat, fan er nicht 
fordern. I, 85/96 vom 17. Juni. 

502. W. in Hamburg hatte von H. & Co. in Trapezunt 
perfiiche Sultana-Rofinen gekauft, fie follten ungefähr den mit 
dem Dampfer „„Bahrenfeld” gelieferten Rofinen entiprechen. Ende 
Vebruar 1891 erhielt der Kläger Faktura und Ordre- Konnoffe- 
mente, nad) denen die gekauften Rofinen mit dem Dampfer „Ahone‘ 
abgeladen waren. Die Rofinen waren aber in London umgeladen 
und mit dem zur Kirften’fchen Ahederei gehörigen Dampfer ,‚Capella” 
nad) Hamburg gefommen. Dort follen fie am 18. März gelöfcht 
fein. W. ift aber erit kurz vor dem 26. März in den Befit bes 
Konnoffements über die in die „Capella” umgeladene Waare ge- 
langt. Er hat erjt nad) mehrfahen Anfragen bei den Scdjiffs- 
agenten der „‚ARhone” in Antwerpen und London erfahren, daß 
die Rofinen in einen Dampfer der Kirjten-Linien umgeladen jeien, 
und es ift ihm erft dann auf Anfrage bei Kirften mitgetheilt, daß 
die Rofinen in die „Capella” umgeladen und mit diefem Schiff 
in Hamburg angelommen feien. Darauf hat er fofort fein von 
dem Wührer der ‚‚NRhone’ gezeichnetes Konnofjement gegen ein 
Konnofjement der ‚„‚Eapella” umgetaufcht und die Probe von der 
Waare entnommen, unterfucht und an den Agenten von 9. & Co. 
eine Mängelanzeige gemadt. Der Agent hat am 26. März an 
9. & E. telegraphirt: „«Rhone»-Sultanas geringer al8 «Bahren- 
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feld». W. beanitandet; follen arbitriren faffen oder Vergütung 
proponiren.” Die Mängelanzeige war rechtzeitig; und da fie 
aud) von dem Berufungsgericht für begründet gefunden wurde, 
ijt die DBeflagte zur Rücdzahlung des Kaufpreifes für die von dem 
Kläger nit angenommenen Rofinen verurtheilt; Nevifion der 
Beklagten zurüdgewiefen. Denn die Löfchung der Waare am 
Duai kann nicht als Ablieferung, d. 5. nicht als der Aft gelten, 
durch den W. zur Unterfuhung der Waare in Stand gefett 
wurde, wenn er ext fpäter von der Umfadung und von der An- 
funft der ‚„Eapella’ in Hamburg Kenntniß erhalten hat, alfo gar 
nicht in der LZage war, fich früher durch Umtaufd) des Konnoffe- 
ments als den Empfänger der Waare auszumeilen. Db Kläger 
fih früher vor Ankunft der Waare mit der ‚„Capella’” hätte 
Kenniniß verjchaffen fünnen und ob e8 auf einen Mangel fchuldiger 
Sorgfalt zurüdzuführen ift, daß er diefe Kenntniß nicht früher 
erlangt und in Folge deffen nicht früher die Waare unterfucht 
hat, ift für die Srage der Nechtzeitigfeit der Mängelanzeige ohne 
Erheblichfeit. I, 120/96 vom 4, Iuli. 

503. Das Telegramm des mit den Verfaufsbedingungen 
befannten Agenten von 9. & Co. fonnte diefe nicht im Zweifel 
laffen, daß eine durd) die Klaufel „ungefähr wie mit «Bahrenfeld» 
geliefert‘ nicht gededte Mlinderqualität der Rofinen gerügt wurde, 
und daß e8 fi) um eine die urfprüngliche Befchaffenheit der No- 
finen betreffende Rüge, nicht um eine Beichädigung auf dem Trans- 
port handelte. 9. & Co. war durch einen ftändigen Agenten ver- 
treten, durch den fie fich jederzeit nähere Information verfchaffen 
fonnte, hatte fi auch auf Grund der ihr zugegangenen Anzeige 
mit W®. in längere Verhandlungen über die Erledigung des Ge- 
Ihäfts eingelaffen. Bei folder Sachlage fieht e8 das Berufungs- 
gericht al8 ein der bona fides widerftreitendes Verhalten an, 
wenn die Beklagte erft jett im Prozeß die Mängelanzeige als 
ungenügend bemängeln wollte; Revifion zurückgewiejen. I, 120/96 
vom 4. Yuli. 

504. Die Abweifung der Klage aufgehoben, zurücdvermiefen. 
Wenn jchon beim urfprünglichen Kaufvertrage jede Gewährleiftung 
deö Verkäufers ausgejchloffen, jo ftand nicht entgegen, daß beim 
Selbjthülfeverfauf die Gemährleiftung auch ausgejchloffen wurde. 
Das Berufungsurtheil hebt hervor, daß die Zwiebeln in ihrer 
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nunmehrigen, vielleicht durch Schuld des Verkäufers verjchlechterten 
Beichaffenheit abgenommen werden follten und daß die Käufer 
auf alle nur denkbaren Fehler und Mängel gefaßt fein mußten. 
Dabei ift auf Möglichkeiten Gewicht gelegt, für die e8 an jedem 
Anhalt fehlt, denen die Zeugenausfage vielmehr entgegenfteht. 
III, 93/96 vom 7. Sul. 

505. Ein erheblicher Theil des von Hamburg nad) Stutt- 
gart an den Käufer, einen Parquetbodenfabrifanten, in zwei 
Waggons gefandten Holzes war blau angelaufen und deshalb 
nicht empfangbar. War auch der Kaufgegenftand theilbar, jo war 
do die Ausfcheidung des empfangbaren und nicht empfangbaren 
Holzes mit Schwierigkeit, Zeitaufwand und mit Koften verknüpft, 
und unter Umftänden für die Waare felbft nicht unbedenklich. Die 
Zurücdweifung der gefammten Waare ift deshalb von dem Be- 
rufungsgericht ohne Rechtsirrthfum für gerechtfertigt erachtet. III, 
95/96 vom 10. Sult. 

506. Die Beklagte Taufte von dem Kläger 200 Kijten 
Sternregenzündhölzer. Die Lieferung follte nicht fofort und auf 
einmal, fondern je nad) den von der Beklagten zu ertheilenden 
Weifungen bis 1. Suli 1893 erfolgen. Aus der Korrefpondenz 
und Zeugenausfage entnimmt der Berufungsrichter, daß Kläger 
nicht verpflichtet fein follte, die beftellte Waarenmenge dauernd 
zur Verfügung der Beklagten auf Lager zu halten. Er Hatte fidh 
vielmehr vorbehalten, das aufgerufene Quantum jeweilig exit an- 
fertigen zu laffen, und die Beklagte darauf Hingewiejen, daß die 
Herftellung zeitraubend fei und ihm deshalb genügend Zeit ge- 
laffen werden müffe Bis Mitte Iuli war ungefähr ein PVier- 
theil der beftellten Waare abgenommen; im Auguft und jpäter 
hat der Kläger die Ertheilung weiterer Lieferungsanmeifungen ver- 
geblich angeregt. Als nur noch zwei Monate von der Frift übrig 
waren, fuchte fi) Beklagte vom BVertrage Ioszumachen; ald das 
nicht gelang, bejtellte fie zwei Tage vor dem Ablauf der Frift 
die Lieferung der rüdftändigen fat drei Viertheile des bejtellten 
Duantums der Waare. Kläger bat die Anfertigung der zu 
liefernden Reftwaare aufgegeben, diefelbe ift al8bald in Angriff 
genommen und in befchleunigter Weife durchgeführt. Am 20. Suli 
war das ganze Quantum, foweit es nicht bereit8 geliefert war, 
verfandbereit.. Danad) war die Beklagte nicht berechtigt, wegen 
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Verzugs zurüczutreten. Zunächit durfte Kläger über den 1. Iuli Handelefauf. 
hinaus nod) eine angemeffene Frift zur Vertigitellung der Zünd- 

hölzer in Anfpruch nehmen, die fich nicht als Nachfrift im Sinne 

9. &.8. 356 qualifizirte. Und wenn diefe Frift nicht bis zum 

20. Suli zu erftreden gewejen wäre, fo hatte Kläger eine Nadj- 

frift begehrt, die nad Ablauf jener Frift jedenfalls bis 20. Yuli 

zu ertheilen war. So weit tjt der Revifionsangriff unbegründet. 

VI, 109/96 vom 13. Suli. 

507. Das Urtheil wurde aber aufgehoben, weil zu Unrecht 
der Beweis über den Einwand der Beklagten nicht erhoben war, 
e8 fei ihr zugefichert, die Hölzer jeien jahrelang haltbar; die von 
ihr nicht angenommenen 99 Kiften hätten aber diejer Zufage nicht 
entiprochen, auch nicht gebrannt. Können die benannten Zeugen, 
welche Streichhölzer aus den von der Beklagten am 8. und 14. Suli 
1893 angenommenen Kiften geliefert erhalten haben, bezeugen, 
daß diefe Streihhölzer an jenen Mängeln gelitten haben, fo Hatte 
die Beklagte hinreichenden Grund für die Annahme, daß aud 
die Hölzer in den nicht abgenommenen Kiften unbraudhbar waren ; 
und von der nachgewiejenen Beichaffenheit jener Hölzer Tann auf 
die Beichaffenheit diefer Hölzer gefchloffen werden, zumal Kläger 
gar nicht behauptet hat, daß diefe Hölzer auf andere Weife her- 
gejtellt oder befier feten als jene. VI, 109/96 vom 13. Yuli. 
| 508. Auch ift die Behauptung nicht zu unbeftimmt, es fei 

jahrelange Haltbarkeit der Hölzer zugefichert. Zum mindejten 
hätten fie bei folcher Zuficherung ein Iahr unverjchledtert bleiben 
müffen. Das Berufungsgericht hat ohne weitere Begründung 
ausgefprodhen, aus dem jetigen Zuftande der Hölzer könne nicht 
- darauf gejchloffen werden, wie fie zu der Zeit geweien feien, als 
fie zur Lieferung angeboten wurden, aljo vor 21, Iahren. An 
fih ift aber nicht abzujehen, warum e8 fchlechthin unmöglich fein 
jolle, daß ein Chemiker oder wiffenjchaftlicd) gebildeter Pyrotechrifer 
nicht dur) Unterfuchung der Hölzer in ihrem jetigen Zujtande 
einen Ausipruch über Haltbarkeit für die Dauer eines Jahres und 
Brennbarfeit zu der Zeit, als fie der Beklagten angeboten wurden, 
lolfte abgeben fünnen. VI, 109/96 vom 13. Suli. 

509. Begründet ift aud) der weitere Einwand, der Beklagten 
jet zugefichert, fie folle die Hölzer zu demfelben bilfigeren Preije 
al8 dem vereinbarten Preife von 46 Mark erhalten, wenn Kläger 
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fie anderen Groffiften billiger liefern follte. Denn Kläger hat die 
Hölzer einem anderen Groffilten zu 39 Marf 50 Pf. angeboten. 
E3 Liegt jehr nahe, die Abrede dahin auszulegen, daß Bellagte 
den niedrigeren Preis aud dann zahlen follte, wenn die Hölzer 
zu einem niedrigeren Preife anderen Groffiften auch nur angeboten, 
wenn fchon fie von diefen nicht zu diefem niedrigeren Preife ge- 
fauft find. VI, 109/96 vom 13. Yuli. 

510. Käufer Hatte bei der Klägerin Kanalfeuerholz bejtellt. 
Als Verkäuferin am 21. Mai 1890 unter Ueberjendung der Redh- 
nung den Käufer davon benachrichtigte, daß das Holz abgelandt 
fei, hat diefer am 22. Mai geantwortet, er nehme die Waare 
wegen Verfpätung nicht mehr an. ALS fie am 25. Mai anlam, 
fieß fie Käufer auf telegraphifche Weifung der Verkäuferin aus- 
laden und nahm fie auf feinem Lager in Verwahrung. Am 
1. Sumi theilt er der Verfäuferin mit, daß fie gegen Lagergeld 
zu ihrer Verfügung ftehe; die Waare jei jehr jhledht, nicht von 
der beftellten Befchaffenheit, nichts wie Brennbord, auch fei die 
Lieferfrift nicht innegehalten. Am 21. Oft. 1894 ift das Holz 
bei dem Käufer verbrannt. Die auf 723 Mark 20 Pf. Kauf- 
preis erhobene Klage ift abgewiejen; auf die Widerflage tft Ver- 
füuferin zur Zahlung von 248 Mark Trachtauslage und Koften 
der Abfuhr und 634 Mark Lagergeld verurtheilt,; Revifion zurüd- 
gewiejen. Aus Code 1647 fanı Berfäuferin nicht ableiten, daß 
der Verluft des Holzes für Nechnung des Käufers gehe. Denn 
in Art. 1647 ift vorausgefeßt, daß der Käufer wirklich Eigen- 
thümer der Sache geworden fei, alfo al8 deren Herr den zufälligen 
Berluft zu tragen habe. Das trifft Hier nicht zu, weil Beflagter 
unter rechtzeitiger Mängelanzeige die Abnahme des Holzes ge- 
weigert hat und diefe Weigerung gerechtfertigt war. II, 133/96 
vom 29. Sept. 

511. Die Einrede der Verjährung aus Art. 349, Abf. 2 ift 
mit Recht verworfen. Denn der Grund der Widerflage liegt 
nicht in dem MDeangel des gefauften Holzes. Die Auslagen für 
Traht und Fortichaffung des Holzes hat Käufer auf Anmweifung 
der Verkäuferin gemadt. Der Grund der Widerklage auf das 
Lagergeld ift Lediglich die Thatfache, daß der Widerfläger unter 
den Vorausfegungen des H. ©. B. 290 das Holz auf fein Lager 
genommen und dort aufbewahrt hat. Nach Art. 348 tjt Käufer, 
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wenn er die von einem anderen Orte überjendete Waare beanftandet, Handelsfauf. 
verpflichtet, für die einftweilige Aufbewahrung Sorge zu tragen. 
Hat er diefer Pflicht genügt und es ergibt fich fpäter, daß er die 
Woaare mit Recht beanftandet hat, fo wird der Anfpruch auf Rager- 
geld eriftent, bevor die etwaige Meangelhaftigkeit der Sache Ton- 
ftatirt ift, und hat feinen rechtlichen Zufammenhang mit derfelben. 
E38 befteht nur ein thatfächlicher Zufammenhang, infofern der nad)- 
träglich erfolgte Beweis der Mängel den Erfolg hat, daß der 
Käufer nicht aus dem DVertrage verpflichtet ift, während der Käufer, 
wenn der Beweis nicht erbracht würde, an den Vertrag gebunden 
wäre und die Lagerung auf feine Koften ftattgefunden hätte. Käufer 
macht alfo den aus der Aufbewahrung erhobenen Anspruch nicht 
wegen Mängel der Sadıe geltend. Die Enticheidungen R.O.H.6©., 
B).4, ©. 179; R. ©., Bd. 5, ©. 50 betrafen Anfprüche, welche 
auf Dualitätsmängel gegründet waren. II, 138/96 vom 29. Sept. 
512. Im Fall Bd. XIX, 520 Hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung den Berfäufer zur Zahlung der 
Preisdifferenz verurtheilt. ‘Denn der Beklagte hatte die dem Kläger 
von feiner Ernte 1891 im Suni verfauften 50 Tonnen Roggen, 
obwohl er in Verzug gejegt und ihm eine Nadjfrift gejett war, 
nicht geliefert, auch nicht zur Saat und zur Unterhaltung der 
Wirthichaft verwendet. Er Fonnte fi alfo auf 85V UÜER. 
I, 11 nicht berufen; aud) nicht darauf, daB er dem Kläger von 
jener Ernte 10 Tonnen zur Erfüllung eines im Auguft 1891 ab- 
geichloffenen Kaufvertrags über 20 Tonnen geliefert hat und daß 
e8 zur Lieferung der anderen 10 Tonnen auf diefen zweiten Rauf- 
vertrag in Folge von Differenzen nicht gefommen ift, fodaß Be- 
Klagter diefe zweiten 10 Tonnen an einen dritten Käufer abgegeben 
hat. Für die im Auguft an den Kläger verkauften 20 Tonnen 
hatte fi Beflagter einen ganz anderen Kaufpreis ausbedungen, 
fodaß es für den Kläger nicht gleichgültig war, ob DBeflagter 
feinen Verpflichtungen aus dem Sunivertrage oder aus dem 
Auguftvertrage nachfam. VI, 112/96 vom 24. Sept. Dgl. 172. 
513. Hamm. Der Berufungsrichter nahm zwar an, daß 
die Käuferin berechtigt war, die gelieferten Kohlen zurüczumeifen, 
weil diefelben nicht befte ftücige Generatorfohlen waren aus der 
Zeche „Königin Elifabeth‘; damit war im Interefje de8 Betriebs 
der Käuferin ausbedungen, daß die zu Liefernde Kohle über den 
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Handelsfauf. mittleren Durchichnitt hinaus zufolge ihres Gasgehalts zum 
Generatorbetrieb geeignet fei. Die gelieferte Kohle hatte aber 
diefe Eigenichaft nicht. AndererfeitS wurde der Schadenserjat- 
anfprucd) des Beklagten abgewiejen, welcher wegen Dedungsanfaufs, 
Entihädigung des Stochers, Abnutung des Dfens und Materialien- 
verbrauchs erhoben war. Denn dieje Erjaßforderung hätte nur auf 
ein Berfchulden der Klägerin gegründet werden fünnen; Klägerin 
hatte aber den Beweis geliefert, daß ihr die Ungeeignetheit der 
„Königin Elifabeth”-Kohle zur Martinftahle-Fabrifation nicht be> 
fannt gewejen fei, das DVerjprecdhen befter Generatorfohle aud 
nicht als ein leichtfinniges angefehen werden fünne, weil die Trage, 
ob eine Kohle fih mehr oder weniger zum Generatorenbetrieb 
eigne, nur auf Grund eingehender Verfuche in einer Generatoren- 
anlage mit Sicherheit zu beantworten fei, und Beklagte nicht habe 
erwarten fünnen, daß Klägerin folche Verfuche mit ‚„Elifabeth‘- 
Kohle gemacdt habe. Revifion beider Theile zurückgewiejen. IL, 
201/96 vom 20. Oft. 

514. Der Umijtand, daß die Beflagte fchon am 20. Dit. 
1891 der Zeche eine Mängelrüge zugehen ließ, begründet nicht 
die Solgerung, daß eine erit fpäter an die Klägerin, die Kom- 
mifjionärin der Zeche, welche verkauft Hatte, gerichtete Anzeige 
nothwendig als verjpätet angejehen werden müffe; denn H.G.8. 
347 verlangt von dem Käufer nur, daß er ohne Verzug nad) der 
Abtieferung, Toweit dies nach dem orbnungsmäßigen Geichäfts- 
gange thunlih, die Waare unterjuche und, wenn fich diejelbe nicht 
ald vertragsmäßig oder gejegmäßig ergibt, dem Verkäufer fofort 
Anzeige made. Die Beflagte wahrte aljo ihre Rechte gegenüber 
der Klägerin, wenn fie in der vorftehenden Weife verfuhr, fei es 
au, daß fie fchon vor der Anzeige an die Klägerin einem Dritten 
ihre Bedenken gegen die Vertragsmäßigfeit der Waare mittheilte. 
Die Bellagte hat ohne Verzug nad Ankunft der Kohlen erjt auf 
ihrer neuen und dann auf der alten Anlage mit den Kohlen Ver- 
uche angeftellt und fodann and) nocd, einen fachverftändigen Stodher 
zu Rathe gezogen, demnädjft aber der Klägerin jofort Anzeige ge- 
madt. Die Zuziehung eines erfahrenen Stochers gejchah zu dem 
Zwede, um Zweifel darüber zu bejeitigen, ob die Schuld an dem 
Miplingen etwa den eigenen Arbeitern der Bellagten zur Laft 
falle. In diefer Fortfegung der Proben kann eine ungebührliche 
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Ausdehnung der Unterfuhung und darum eine Verlegung des Hanbelsfauf. 
Art. 347 nicht gefunden werden. II, 201/96 vom 20. Oft. 
515. Auf einen Kauf von 100 Tonnen Flußeifenbleche find 
nur 12 Tonnen geliefert. Auf die Klage der Verfäuferin ift die 
Käuferin zur Zahlung des Grundpreifes von 88 Zonnen ver- 
urtheilt. Allerdings war die Berfäuferin nad) Ablauf der jeche- 
monatlichen Lieferungsfrift Hinfichtlic) derjenigen Spezifikationen 
im Erfüllungsverzuge, die bereits ertheilt waren. Die Käuferin 
bat aber nicht erklärt, daß fie vom BVertrage zurüdtreten wolle, 
jondern die Klägerin am 26. Sunt 1890 aufgefordert, vorläufig 
wegen überfüllter Lagerräume weitere Sendungen ohne Drdre 
nicht abgehen zu lafjen. Und diefe Weifung bat die Käuferin 
nicht wieder zurüdgenommen. Ihre fpätere Nüdtrittserflärung 
vom 13. Mai 1891 war daher nicht berechtigt. ES& bedurfte 
nun auch Feines thatfächlichen Angebots der Klägerin, vielmehr 
genügte es, daß fich Klägerin ihrerfeitS brieflic) im Mat und 
Sunt zur Erfüllung bereit erklärte, dazu im Stande war und 
auf Erledigung des Abfchluffes beftand. Nun war die Beklagte 
im Annahmeverzug und zugleich im Zahlungsverzug, da der Preis 
nicht Freditirt war. Die Klägerin hatte nun das Wahlrecht des 
Art. 354 ohne Zeitgrenze. Eine gegen Treu und Glauben verjtoßende 
Hinausfhiebung des Anfpruchs auf Erfüllung Itegt nicht vor. Die 
Beklagte ift aud) mit Recht zu den Zinjen feit Eintritt ihres 
Zahlungsverzugs (Mai 1891) verurtheilt. I, 142/96 vom 19. Sept. " 
516. Seit Ertheilung der Spezififation war, als die Klage 
erhoben wurde, eine geraume Zeit verfloffen, und am 13. Mai 
1891 Hatte Beklagte die weitere Annahme von Waaren abgelehnt. 
Hiernad) konnte Klägerin berechtigte Zweifel darüber hegen, ob Be- 
tagte gegebenen Falls noch nad Maßgabe jener Spezifikationen 
geliefert haben wollte. Auf diefen Standpunkt hat fie fich ge- 
jtellt, indem fie in ihrer Klage, davon ausgehend, daß nur circa 
12 Tonnen fpezifizirt und abgenommen jeien, für die übrigen 
circa 88 Tonnen nur den Grundpreis fordert, und dem gegenüber 
hat die Beklagte nicht nur weder in der erjten noch in der Be- 
rufungsinftanz eine Erklärung darüber abgegeben, ob fie eventuell 
nad) den unerledigt gebliebenen früheren oder nach anderen Spezi- 
fifationen geliefert haben wolle, fondern fie hat aud) das urjprüng- 
ih dem Klaganfprud) und zwar dem ganzen Klaganiprucdh ent- 
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gegengejette Verlangen, eventuell nur zur Zahlung gegen Lieferung 
verurtheilt zu werden, ausdrüdlich fallen laffen. Dana Tann 
die Beflagte fi) nicht mit Grund darüber befchweren, daß fie 
zur Vorzahlung für verpflichtet erachtet und ihr nur vorbehalten 
ift, demnädft nad) Maßgabe noch zu ertheilender Spezifilationen 
die Gegenleiftung zu fordern. I, 142/96 vom 19. Sept. 

517. ZQurd einen vom Hüttenamt Wafferalfingen, als Ver: 
fäuferin, und dem Beklagten gefchloffenen, vom Kläger vermittelten 
Vertrag waren Defen im Gewicht von 10000 Kilogramm verfauft. 
Beklagter Hat nur 5000 Kilogramm abgenommen. Die Klage 
des jebigen Klägers im Vorprozeß auf die ihm durd) die Nicht- 
abnahme entgangene Provifion war abgewiefen. Eine vom Kläger 
damals beigebradhte Ceifion des Amts Wafferalfingen war vom 
damaligen Nichter unbeachtet geblieben. Nun ift unter Zugrunde- 
legung der Ceifion auf Abnahme und Zahlung des Preifes ge- 
Hagt. Der Beklagte ift verurtheilt. Ein Vertreter des Klägers 
hatte am 5. Oft. 1893 vor der Eeffion der Beklagten eine Nad)- 
frift von einer Woche gefett mit dem Hinzufügen, daß nach deren 
Ablauf Kläger auf Abnahme verzichtend Schadenserjat wegen 
Nichterfüllung in Höhe von 300 Mark einflagen werde. Wort- 
laut und Sinn der Geffionsurfunde vom 12. Febr. 1894 Taflen 
feinen Zweifel darüber, daß das Hüttenamt alle ihm felbft aus 
dem fraglichen Vertrage zuftehenden Rechte dem Kläger abgetreten 
und ihm bezüglich ihrer Geltendmachung völlig freie Hand gelafjen 
hat. Cine Genehmigung der bis dahin vom Kläger unternommenen 
Schritte und eine hieraus fi) ergebende Einschränkung der Ab- 
tretungserflärung ift aus der obigen Urkunde nicht zu erjehen; 
eine folche Deutung derjelben würde auch mit der Auffafjung, 
von der das Hüttenamt damals ausging, daß Kläger felbjt Ver- 
trag&partei jet und daß es daher lediglich feine Sache fei, die 
Bertragsrechte gegenüber der Beklagten wahrzunehmen, nicht in 
Einklang zu bringen fein. Das Hüttenamt aber war zu jener 
Zeit in der Ausübung des Wahlrechts gemäß Art. 354 9. ©. 2. 
unbeihräntt; die Behauptung der Beklagten, daß das Schreiben 
vom 5. Oft. 1893 auf einen Auftrag des Hüttenamtes zurüd- 
zuführen fei, hat fic) al8 unrichtig herausgeftellt und ebenfo wenig 
ift dargethan, daß das Hüttenamt diefes Schreiben oder die fonftigen 
Maßnahmen des Klägers nachträglic) gutgeheißen hätte. Aud 
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darin ift dem Berufungsgericht beizutreten, daß der gegenwärtig Handelsfauf. 
erhobene Anspruch durch den Gebraud), den Kläger im Vorprozeß 

von der Ceifion gemacht hat, nicht ausgejchlojjen wird. Denn 

der in diefem Prozeß verfolgte Schadensansprud; gründete fich 

nicht auf einen dem Hüttenamt, jfondern auf einen angeblich dem 

Kläger perfönlich erwachfenen Schaden. Das dem Hüttenamte in 

Folge des Verzuges der Beklagten gefeßlich zuftehende, durdy Ceffion 

vom 12. Febr. 1894 auf den Kläger übergegangene Wahlrecht hat 

derjelbe vor Anftellung der gegenwärtigen Klage nicht ausgeübt- 

I, 154/96 vom 1. Oft. 

518. Der Beflagte hat von dem Kläger Gyp8 bezogen, 
um aus demfelben Gypsdielen (das find Gypsplatten, welche durch 
Einlage von Schilf, Rohr oder dergleichen verftärft werden) her- 
zuftellen. Der Ghyps war fo mangelhaft, daß brauchbare Gyp8- 
dielen nicht herzuftellen waren. Dem Beklagten ift aber nur ftatt 
des die Klageforderung überfteigenden Schadenserjaganipruchs ein 
folcher von 420 Mark zugefproden. Seine Revifion ift zurüd- 
gewiejen. Denn der Berufungsrichter hat angenommen, daß dem 
Käufer bis 20. Nov. 1893, zu einer Zeit, wo ihm der fämmtliche 
geflagte Gyp& bereits geliefert war, wußte, daß 21 Güffe miß- 
rathen waren. Daraus kannte er die Mangelhaftigkeit der Waare. 
Wenn er troßdem weiter ©yp8 verarbeitete, jo geichah das auf 
feine Gefahr. II, 166/96 vom 6. Oft. Vgl. 321. 

519. Die Müängelanzeige wurde ohne Grund um deswillen 
vom DBerfäufer als verjpätet erklärt, weil Käufer den Mangel 
der Primaqualität des gelieferten Malzes jofort beim Bejehen 
der Waare hätte erfennen fünnen, jodaß es nicht erit einer Subd- 
probe bedurft hätte. Denn die Primaqualität ift eine Cigenfchaft, 
welche fich zumeift aus mehreren Merkmalen zufammenfegt. Liegt 
in der einen oder anderen Richtung ein Mangel vor, welcher die 
Eigenschaft der Primamaare ausschließt, und es wird einer diefer 
Mängel rechtzeitig gerügt, fo ift dem Gejete Genüge gejchehen; 
die unterlaffene Nüge eines anderen Mangels zieht den Verluft des 
ganzen Nügerechts nicht nad) fich, gleichviel ob e8 um die Lieferung 
von Primawaare oder von Handelsgut mittlerer Qualität jich 
handelt. Nur in dem Falle müßte diefer Verluft als eingetreten 
angejehen werden, wenn der Mangel, defjen Rüge unterlafjjen 
wurde, mit dem rechtzeitig gerügten in untrennbarem Zujammen- 
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hange ftünde, dergeftalt, daß im vorliegenden Falle daraus, daß 
das gelieferte Malz theilweije angelaufen war, mit Nothwendig- 
feit der nachträglich erprobte Mangel des Zudergehalts hätte er- 
fannt werden müflen. Xebteres ergibt fich nicht von felbit und 
wäre vom Kläger zu behaupten gewefen, welder aber in den 
beiden Vorinftanzen diefe Behauptung nicht aufgeitellt, vielmehr 
die Bemängelungen der Woaare feitens des DBeflagten durchweg 
beftritten und deren vollftändig vertragsmäßige Beichaffenheit geltend 
gemacht hat. III, 158/96 vom 30, Dit. 

520. Bellagte hat von der Klägerin 1160 japanische Fuche- 
felle gekauft. Sie hat die ihr gejandten Felle zur Verfügung ge- 
jtellt, weil derfelben eine große Zahl minderwerthiger chinefischer 
Tuchsfelle beigemifcht waren. Die Klage auf den Kaufpreis ijt 
abgewiejen. Der Revifionsangriff, der Klägerin hätte auch ohne 
einen darauf gerichteten Antrag der Preis für die in den Ballen 
thatjächlich enthaltenen japanifchen Fuchsfelle zugefprochen werden 
müffen, ift unbegründet. Da Bellagte durchweg vertragsmäßige 
Waare zu fordern Hat, jo würde es für fie eine weder aus dem 
Vertrage noch aus dem Gefete herzuleitende Erfchwerung ihrer 
Stellung bedeuten, wenn man fie für verpflichtet erachten wollte, 
fich aus einer größeren angebotenen Waarenmenge den in der Ber- 
mifhung mit anderen Waaren darin enthaltenen Zheil vertrags- 
mäßiger Waare auszujortiren. Die Beklagte hat ihre Rechte ge- 
wahrt, indem fie die angebotene Waare unterfucht und wegen der 
dabei feitgejtellten Vermifchung vertragsmäßiger und anderer Woare 
die ganze Waarenmenge al8 nicht empfangbar zurüdgewiefen hat. 
E83 lag der Klägerin ob, die Ausfortirung der vertragsmäßigen 
MWaare vorzunehmen und diefen Theil der ganzen Menge der Be- 
Elagten anzubieten, wenn fie glaubte, dadurch den Anfprud) auf 
Zahlung des Kaufpreijes für diefen Theil zu erlangen. Vgl. 
DBolze, Praxis, Bd. VII, 587. Da die Klägerin jo nicht ver- 
fahren ift, war e8 gerechtfertigt, daß das Berufungsgericht fid) 
nicht in der Lage gejehen hat, ohme einen auf Zahlung des fid) 
als Preis der vertragsmäßigen Felle ergebenden Meinderbetrages 
gerichteten Antrag auf Verurtheilung der Bellagten zur Zahlung 
eines foldjen Minderbetrages zu erfennen. I, 235/96 vom 25. Nov. 

521. Kläger Hatte der Zuderfabrif Schroda die von ihm 
im 3. 1894 gebauten Rüben verfauft. Für die bis zum 15. Nov. 
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beichafften Lieferungen follten 1 Mark 60 Pf., für die fpäteren 
Lieferungen 1 Mark 80 Pf. für je 100 Kilogramm gezahlt werden 
und dem Kläger überdies Schnikel im Gewicht von 30 Proz. der 
gelieferten Rüben zufommen, oder, fall8 er die Schnigel nicht 
entnehme, 7 Bf. für jeden Centner Rüben mehr gezahlt werden. 
Bis zum 15. Nov. dürfe Kläger nad feinem Belieben Tiefern. 
Betreffs der Schnigel follte er fih bis zum 1. Sept. entjcheiden. 
Bellagte hat den Kläger am 11. Nov. erfucht, vom 15. bis zum 
19. Nov. überhaupt nicht® und nad) dem 20. Nov. bis auf weiteres 
nur zwei Waggons täglich zu liefern. Unter dem 25. Nov. er- 
judhte fie ihn, biS auf weiteres feine Rüben zu verladen, wieder: 
holte dies am 28. Nov. und fügte nunmehr hinzu, daß fie ihm 
für die entgegen ihrem Bedarf gelieferten Rüben nur 80 Pf, 
Grundpreis gutfchreiben könne. Das Lebtere hat fie am 30. Nov. 
und am 11. Dec. wiederholt. Mit dem Landgericht ift davon aus- 
zugehen, daß der Kläger den erhöhten Preis Lediglich für feine 
nad dem 15. Nov. beichafften Lieferungen beanfpruchen Tann, fo= 
fern dieje den Dispofitionen der Beklagten entfprochen haben. Dem- 
gemäß find nur 164575 Kilo geliefert und hierfür die erhöhten 
Preife gezahlt. Für die Mehrlieferung, welche der Dispofition 
und dem Bedarf der Beklagten zumiber erfolgte, brauchte Beklagte 
auch nur den Preis von 60 Pf. zu zahlen. I, 252/96 vom 9. Dec. 

522. Bezüglich der Schnigel ift dem Kläger ein Wahlrecht 
eingeräumt und es it bedungen, daß e8 bei der ausdrüdlich oder 
jtillfchweigend ausgeübten, jedenfalls aber bis zum 1. Sept. zu 
treffenden Wahl fein YBewenden behalten folle. Kläger follte den 
Preiszujchlag nur erhalten, wenn er foldhen bis zum 1. Sept. be- 
anjpruchte, andernfalls jollte e8 bei dem VBertrage, wonad) Schnigel 
zu liefern waren, fein Bewenden behalten. Da Kläger feine Er- 
Härung innerhalb der Frift abgab, jo Hatte er einen Anfprud) 
auf den Preiszuichlag nit. Die Beklagte hat ihm die Schnikel 
innerhalb der Kampagne angeboten, Kläger hat aber die Abrnahıne 
verweigert. Ob Kläger jeßt noch die Lieferung von Schnißel ver- 
langen oder ob er, wenn und weil die für ihn bejtimmten Schnitel 
verdorben oder verfauft find, Erjat fordern kann, fteht hier nicht 
zur Trage; über einen etwaigen Anipruch des Klägers in diefen 
Beziehungen ift daher jett auch nicht zu erkennen. I, 252/96 
vom 9, Dec. 
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523. Der Kläger hatte von einem Hamburger Kaufmann 
1200 Eentner ruffiihes Rapsmehl wie gehabt, die fich in Bojen 
auf LZager befanden, zur Abnahme in Pofen gekauft und bezahlt. 
Einer der Kunden des Klägers hat die Waare bemängelt und 
dur ein Atteft der Tandwirthichaftlichen Station nachgewiefen, 
daß die Waare fein Rapsfuchenmehl ift, da fie nur Spuren von 
Raps enthält, im Wefentlichen aber aus Hederichjamen mit vielen 
anderen Unfrautjamen und erheblichen Beimengungen von Erde 
und Sand beiteht. In Bolge deifen hat Kläger zunädft Rüd- 
zahlung des Preifed gegen Rücdnahme von 200 Centnern, in der 
Berufung weiter Rüdzahlung des Preijes gegen Rückgabe weiterer 
260 Centner begehrt. Darauf ift bedingt erfannt. Die auf 
9. ©. 3. 349 geftügte Verjährungseinvede wegen der Klagerweite- 
rung ift ohne NRechtsirrthum mit der Begründung verworfen, daß 
bier ein Plaggeihäft vorliegt und ein aliud geliefert jei, über- 
dies Kläger fich alle weiteren Schadensanfprücde vorbehalten habe. 
I, 250/96 vom 9. Dec. 

524. Die Klägerin hat der Beklagten den mit ihr am 
28. Yuni 1893 mündlicd) gejchlofjenen Vertrag nod) an demfelben 
Zage mit folgendem Schreiben bejtätigt: „Wir beftätigen Ihnen 
hiermit unferen am heutigen Tage mit Ihnen gemachten Abfchluß 
auf 30 Doppelwagen —= 300000 Kilo beichlagener, gußeiferner 
Wandlohöfen, Hopewellöfen und Neguliröfen nah Ihrem in 
unferem Befite befindlichen Vorrathsverzeichniffe Ihrer Wilhelms> 
hütte zum Breile von 13 Mark pro 100 Kilo franfo Waggon. 
Die Defen gelangen, wie jolche abgerufen werden, innerhalb 
längitens acht Zagen nad) unjerer Dispofition zum Verfand.” 
Gegen den Inhalt diefes Schreibens Hat die Beklagte in der 
Korreipondenz Einwendungen nicht erhoben. Die Klägerin ift zur 
Zeit des Abjchluffes im DBefite eines jchon jeh® oder auch jchon 
zehn Wochen vorher auf Grund des Lagerbudhs der Wilhelms- 
hütte aufgejtellten Verzeichniffes der damals auf Wilhelmshütte 
lagernden fertigen Defen gewejen. Das Berufungsgericht hat 
erwogen, daß e& fich, wie aud) die furze Lieferungsfrift von adıt 
Tagen erfennen lafje, um den VBerfauf bereits vorhandener Defen 
gehandelt habe, daß der Geichäftsbetrieb auf der Wilhelmshütte 
nad) Aufftellung des der Klägerin behändigten Vorrathsverzeic)- 
niffes nicht geruht habe, vielmehr der Verkauf von Defen aus 
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dem vorhandenen XLagerbeftande und die Anfertigung neuer Defen Hanvelsfauf. 
für da8 Lager fortgejegt worden jei und daß diejen Umftand jo- 
wohl die Klägerin als der Vertreter der Beklagten bei dem Ber- 
tragsabichluffe gefannt habe. Hiernad) fönnen die Parteien nad) 
Annahme des Berufungsgericht vernünftigermweife gar nicht daran 
gedacht haben, die lange Wochen vorher im Lager der Wilhelms- 
hütte vorräthig gemwejenen Defen zum Gegenftande des Kauf- 
geihäfts zu mahen. Demnad) und unter Berüdfichtigung der 
Ausfagen der vernommenen Zeugen betrachtet da8 DBerufungs- 
gericht al8 Gegenftand des Verkaufs den auf der Wilhelmshütte 
am 28. Sunt 1893 vorhandenen, gegen die Zeit der Aufitellung 
des Vorrathsverzeichnifjes durch Verkauf und Nenanfertigung von 
Defen veränderten Beitand fertiger Defen der im Schreiben vom 
. 28. Iunt bezeichneten Art. Nad den für glaubwürdig erachteten 
Ausfagen der Zeugen hat das Berufungsgericht aud nicht die 
Ueberzeugung gewonnen, daß nad) dem Willen der Vertragichließen- 
den die bei dem mündlichen Abdfjchluffe vom Bertreter der DBe- 
flagten gemachte, auf einer anfcheinend nur oberflächlichen in 
Gegenwart und unter Mittheilung der Klägerin angeftellten Be- 
rehnung und Schätung beruhende Angabe über das Gewicht des 
verfauften Dfenlager al® Garantie des Gewichts gemeint ift. 
E8 faßt daher die Gewicdhtsangabe nicht al8 wejentliche lex con- 
tractus auf und hält mithin die Beklagte nur für verpflichtet, 
der Klägerin die am 28. Suni 1893 auf dem Lager der Wilhelms- 
hütte vorhandenen Defen zu liefern. Das Neichsgericht hat er- 
wogen: Wenn Kaufleute nach mündlichem Abjichluffe eines DVer- 
trags fi) den Inhalt des BVertrags unter Angabe aller wejent- 
lichen Punkte gegenfeitig übereinftimmend bejtätigen oder auch nur 
der eine Kontrahent dem anderen ein folches Bejtätigungsfchreiben 
zufendet und diejer e8 unmwiderfprocen läßt, jo wird man ale 
Regel anzunehmen Haben, daß in diefen Schreiben der Inhalt des 
Bertrags erjchöpfend firirt fein fol. DBefteht daher eine Differenz 
zwiichen dem mündlichen Vertrage und den Beftätigungsichreiben, 
jo wird der Inhalt des Vertrags nach der jchriftlichen Firirung 
zu beurtheilen jein und zur Befeitigung der legteren der Nad)- 
weis einer abweichenden mündlichen Vereinbarung nicht genügen. 
Borausfegung it jedod), daß die jchriftliche Firirung Elar und 
unzweideutig ij. Nun hat das Berufungsgericht den Inhalt 
Praxis des Reichögericht3. XXIII. 18 


Handelsfauf. 


Börfen- 
geichäfte. 


274 Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsflaufeln. 


des Elägeriichen Beftätigungsfchreibens nicht für unzweideutig ge- 
halten, und von diefer Annahme aus war das Berufungsgericht 
berechtigt, den wahren Inhalt des fchon mündlicd) abgejchloffenen 
Vertrags aus den begleitenden Umftänden und den Zeugerrausfagen 
zu ermitteln. Daß das Berufungsgericht zu Unredht das Be- 
ftätigungsschreiben für unflar gehalten habe, fann der Revifion 
nicht zugegeben werden. Die Beklagte ift bereit, die aus dem 
VBorrathe vom 28. Juni 1893 nod) vorhandenen Defen zu liefern. 
Da aber die Klägerin auf Lieferung der nach ihrem Vorraths- 
verzeichniffe noch nicht gelieferten Defen befteht und über die 
Sdentität der geforderten und der angebotenen Defen nichts vor- 
liegt, jo Hat auch eine Verurtheilung nad) dem Erbieten der Be- 
Klagten nicht ausgefprochen werden fürnmen. Wenn das Berufungs- 
gericht die Klage nur in angebradhter Art abgewiejen hat, obwohl 
e8 erfolglos die Klägerin aufgefordert hatte, ihren Anjprucd) gemäß 
der Auffaffung des Berufungsgerichts über den Inhalt und Gegen- 
itand des Vertrags zu fubftantiiren, jo gereicht diefe Entfcheidung 
feinenfall® der Klägerin zur Bejchwerde. III, 85/96 vom 15. Der. 

525. Bol. Bd. XX, 526. Der damalige Beklagte Sch. Hat 
jet wider $. & Co. unter anderm auf Rüdgabe von fieben Wechjeln 
über reip. 4000 Marf und 3000 Marf, zufammen 23000 Marf, 
die er in Ausführung des auf 65000 Mark gejchloffenen Ver- 
gleich8 acceptift hatte, und auf Löfchung einer über 35000 Mark 
bejtellten Hypothek geklagt. So weit ift die-Revifion der Beklagten 
gegen die Verurtheilung zurüdgewiejen. Denn das Berufungs- 
gericht hat in Uebereinjtimmung mit den Gründen des Revifions- 
urtheild in Bd. XX, 526 angenommen, daß der Vergleid) über 
reine Differenzgefchäfte gejchloffen und deshalb unflagbar war. 
Der Hhpothefenbrief ift nur Pertinenz der Forderung und unter- 
liegt wie diefe der Kondiktion. Die Hingabe der Wechjel, aud 
wenn fie an Zahlungsftatt erfolgt wäre, ift nicht al8 Zahlung 
im Sinne 857EUUR I, 11 anzujehen. Wecjelzug und 
Accept follten die Zahlung ermöglichen und erleichtern. Die Kon- 
diktion der Wechjel wird aud) nicht dadurch ausgejchloffen, daR 
Beklagte die Rechte aus diefen Wechfeln dem Dr. $., dem Schwieger- 
john des Mitinhabers der beflagten 0, H. ©., cedirt hat. Der 
Ceffionar hat nur die Rechte der Beklagten aus den Wechjeln, 
die er zur Dedung der Mitgift feiner Ehefrau erhalten hat, ‚jodaß 
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die Kondiktion auch gegen den Ceifionar begründet war. Weber- 
dies hat die Beklagte die Wechjel dem Anwalt des Klägers bie 
zur Enticheidung diejes Prozelles in die Hand gegeben. I, 93/96 
vom 22. Juni. Dgl. 367. 

526. Eine im Voraus auf den für den Spieler etwa ein- 
tretenden DVerluft geleiftete Zahlung oder eine im Voraus ver- 
abredete Aufrechnung eines Einfchuffes auf einen demnächjt für 
den Spieler eintretenden DVerluft aus reinen Differenzgeichäften 
it unverbindlih. Zahlung im Sinne 8.57TEÄU.EUR.L 11 liegt 
nur dor, wenn nach eingetretenem DBerluft gezahlt ift. I, 118/96 
vom 3./27. Juni. 

527. Der Kläger hat einen Einfhuß gemadt, und die Be- 
flagte hat, nachdem die reinen Differenzgefchäfte für den Kläger 
einen Berluft ergeben Hatten, den Einfhuß auf den Verluft ver- 
vechnet und dem Kläger monatlich Abrechnung zugehen lafjen. 
Beklagte behauptet, daß Kläger gegen die Monatsrechnungen nie 
protejtirt, vielmehr die maßgebende Abrechnung vom 2. Mat 1893 
in einer fpäter ftattgehabten Unterhandlung anerfannt und das 
Gefchäftsverhältnig auf diefer Grundlage fortgefeßt Habe. In 
diefem Verhalten fünnte unter Umjtänden ein vom Kläger ftill- 
Ichweigend erflärtes Einverjtändniß mit der Kompenfation der 
Sewinnforderung der Bellagten auf die aus dem Einfhuß des 
Klägers entjtandene Klageforderung, aljo ein den Anfprud) des 
Klägers ausjchließender wirkfjamer Kompenjationsvertrag gefunden 
werden. Zur Feltftelung der Xhatfachen zurücdverwiefen. I, 
118/96 vom 3./27. Sunt. | 

: 528. Der Bellagte, ein Kaufmann in Troppau, hat mit 
der Klägerin, einer Hamburger Handlung, Zermingefchäfte über 
Rübenvohzuder gefchloffen. Im Fall der Zahlungseinftellung jtand 
nad) den Schlußfcheinbedingungen der Klägerin das Nedht zu, das 
Geichäft ohne weitere Börmlichkeit und ohme gerichtliche Schritte 
dur) Kauf oder Berfauf mittelft eines der Waarenliquidations- 
faffe angehörenden Makler und unter Abjehen von einem öffent- 
fihen Verkauf oder Ankauf für Rechnung des Bellagten zu be- 
endigen. Nach diefer Bedingung durfte die Klägerin verfahren. 
Denn Dr. ©. hatte im Auftrage des Beklagten deffen Gejchäfts- 
freunden mitgetheilt, er jet in Folge unglüdlicher Spekulationen 
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gebeten, die laufenden Engagements zu liquidiren, und ihnen einen 
Afford von 15 Proz. geboten. Wenn auch die Klägerin einen 
jolhen Brief nicht erhalten, vielmehr nur davon durch ihren 
Agenten gehört hatte, jo war damit für fie die Zahlungseinftellung 
de8 Beklagten im Sinne der Bertragsberedung fonftatirt, ohne 
daß ihr meitläufige Unterfuchungen darüber anzujinnen Waren, 
ob dieje Erklärung den thatfächlichen Verhältniffen entjpreche und 
ob Bellagter nun auch wirklich die Zahlungen eingejtellt habe. 
I, 190/96 vom 21. Dft. 

529. Im Fall 414 fol dem Bellagten eröffnet fein, M. & Co. 
treten Anfang Ianıar 1893 in Liquidation, und die Engage: 
ments Tönnten deshalb Höchitens bis ult. December 1892 pro- 
longirt werden. Darauf fol der Bellagte erwidert haben, er 
werde die von ihm erfauften Werthpapiere bis dahin abnehmen 
oder fonftwie über diejelben verfügen. Wäre dies richtig, jo hätte 
der Beklagte allerdings damit die Aufforderung der Firma 
M.& Co., das Engagement fpätejtens ult. December 1892 auf 
feine Koften zu löjen, acceptirt. Er hätte fih dann nicht mehr 
pafjiv verhalten dürfen, wäre vielmehr verpflichtet gewejen, ent- 
weder die Papiere bis ult. December 1892 abzunehmen oder 
jonftwie über diejelben, natürlich auf feine Koften, zu verfügen. 
Und hätte dann der Beklagte, trog Mahnung von M. & Eo,, 
\päteftens per ult. December 1892 über die Papiere nicht ver- 
fügt, fo wäre diefe Firma berechtigt gewejen, da8 Engagement 
auf Kojten des Beklagten zu löfen. Wäre fie dabei forreft ver- 
fahren, jo würde fich der Beklagte der Verpflichtung nicht ent- 
ziehen Fünnen, der genannten Firma die dadurd) erwachjenen 
Differenzen zu erjtatten. I, 189/96 vom 21. Oft. 

530. Im Tall Bd. XVIIL, 481 ift das nad) anderweiter 
Verhandlung ergangene Berufungsurtheil wieder aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Die vom Berufungsgericht eingeholte Auskunft der 
Aelteften der Kaufmannihaft zu Berlin geht dahin, daß wenn 
nur allgemein die Beftellung eines angemejjenen ‘Depots ver- 
Iprodyen worden fei, da8 Unterbleiben einer geforderten Verftärkung 
die Zwangsregulirung noch nicht vechtfertige, daB dagegen ujance- 
gemäß die Zwangsregulirung vorgenommen werden dürfe, wenn 
vereinbart gewejen jei, daß der Kommittent ein feinem Engage- 
ment entjprechendes, für den jeweiligen Engagementsbetrag hin- 
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veichendes Depot zu beftellen und zu erhalten verpflichtet jein follte, 
dennod) aber der Aufforderung zur BVerjtärfung bei nicht Hin- 
reihendem Depot feine Folge geleiftet werde. Ungeachtet diejer 
Auskunft ift das Berufungsgericht dabei verblieben, daß der Be- 
fagte auch bei Zugrundelegung der behaupteten Abrede über die 
Depotbeftellung den Kläger zur Verftärfung feines “Depots um 
einen beftimmten Betrag hätte auffordern müflfen und daß ihn, 
weil er dies nicht gethan, die Erfolglofigfeit feiner Aufforderung 
zur Zwangsregulirung nicht berechtigt habe. Hier entfällt aber 
jeder Grund für die Angabe des erforderlichen Betrages, weil 
deffen Höhe fi) aus dem Kursitande ergibt, aljo von dem Ver- 
pflichteten felbft oder mit Hülfe Dritter fofort feitgeftellt werden 
fann. Die in anderen Fällen von dem Reichsgericht gebilligte 
Anforderung, daß eine Depotverftärfung in beftimmter Höhe hätte 
gefordert werden müffen, hatte immer die Sachlage vor Augen, 
daß die Höhe des zu beftellenden Depots nicht in der hier be- 
haupteten Weife fortlaufend feftgeftellt, jondern ein Gefchäftsverfehr 
auf der Grundlage eines einmaligen ‘Depots eröffnet war, defien 
Erhöhung dann fpäter gefordert wurde. I, 216/96 vom 11. Nov. 

531. Auf die angebliche Zahlungseinftellung des Klägers 
fonınte die Zwangsregulirung des Beklagten nicht gegründet werden. 
Die Verpflichtung, den Grund der Zwangsregulivung dem Kunden 
anzuzeigen, ergibt fi) zwar nicht ausdrüdlich aus dem Wortlaute 
der Börfenbedingungen, entjpricht aber dem Sinne derjelben. Die 
Zwangsregulirung ift, wie die Nelteften mit Recht hervorheben, 
nur unter beftimmten Vorausfetungen zuläffig. Ob der davon 
betroffene Kontrahent fi) die für ihm jehr empfindliche Maßregel 
gefallen Laffen muß, hängt davon ab, ob er den Eintritt einer 
diefer Vorausfegungen anzuerkennen bat. Er muß deshalb von 
dem anderen Kontrahenten verlangen dürfen, daß diefer ihm an- 
zeige, welche der möglichen Vorausjegungen er für fi zu haben 
glaube, denn das Verhalten der betroffenen Kontrahenten wird 
durch diefe Anzeige bedingt. Dies gilt bejondere dann, wenn e8 
fih um die Zahlungseinjtellung al Vorausfegung der Ziwangs- 
regulirung handelt, da e8 für den Betroffenen von größter Wichtig- 
feit ift, diefer Annahme fofort entgegentreten zu können, wenn er 
feine Injolvenz beftreitet. Der Andere handelt aljo gegen Treu 
und Glauben, wenn er eine bejtimmte Vorausfegung für Die 
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Zmwangsregulivung angibt und dadurch den Gegenfontrahenten zu 
entjprechendem Verhalten bejtimmt, jpäter fich aber, wie hier der 
BDBellagte, auf eine andere VBorausfegung berufen will. I, 216/96 
bom 11. Nov. 

532. Nachdem der in dem früheren Nevifionsurtheil er- 
wähnte Auftrag zu dem Berfaufe der Loydaltien durch den 
Eid de8 DBeflagten widerlegt ift, hält das Berufungsgericht die 
Aneignung des Gewinns aus dem Verkauf allein nicht für 
genügend, um die Genehmigung der Zmwangsregulirung daraus 
feititellen zu fünnen, wohl aber in Verbindung mit dem Still- 
Ichweigen des Klägers auf die Mahnbriefe des DBellagten vom 
1. und 21. Oft. 1889, denen eine Forderung des Beklagten von 
10000 Mark zu Grunde gelegt war, und ijt deshalb dahin ge- 
langt, den beftrittenen Empfang der erwähnten beiden Briefe durd) 
einen dem Kläger auferlegten Urtheilseid feftzuftellen. In diejer 
Beziehung ift zu erwägen, daß das Berufungsgericht das unthätige 
Verhalten des Klägers Ende Auguft nicht in Verbindung mit dem 
Umftande geprüft hat, daß die Kurfe der verfauften Papiere bis 
Ende Auguft weiter erheblich geftiegen waren, Kläger aber dennod) 
feinerlei Dispofitionen bezüglic) der Regulicung feiner, nach feiner 
Meinung noch bejtehenden Engagements getroffen habe. Cs ijt 
nicht zu verfennen, daß die Unthätigkeit des Klägers gegenüber 
der eingetretenen Veränderung des Kursftandes, die ihm einen 
nocd größeren Verluft in Ausficht jtellte, al8 den bei der Zwang$- 
regulirung fejtgejtellten, al® Anzeige für feinen Willen, fich bei 
dem Ergebniß der Zwangeregulirung zu beruhigen, aufgefaßt 
werden fannı. Das Berufungsgericht wird daher bei der neuen 
Prüfung der Sadjlage nicht unterlaffen dürfen, auch diefen Um- 
itand zu würdigen. Dagegen ijt die weitere Rüge, daß das Be- 
rufungsgericht nicht gebührendes Gewicht auf die Aneignung des 
Gewinns aus dem Berfaufe der Lloydaktien jeitens des Klägers 
gelegt habe, nicht begründet, denn diefe Zhatjache zwingt nicht 
nothwendig zu der Annahme einer Genehmigung der Zmangs- 
regulirung in deren ganzem Umfang. Es muß vielmehr dem 
Berufungsgericht überlaffen bleiben, joweit die nachträgliche Ge- 
nehmigung der Zwangsregulirung in Trage Tommt, wiederholt 
die Gefammtheit der in Betracht fommenden Thatumftände ins 
Auge zu fallen. I, 216/96 vom 11. Nov. 
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533. Das Berufungsgericht hat ohne Gefeßesverlegung 
angenommen, daß die Ultimogejchäfte, welche der Kläger in Berlin 
Namens der Handlung %. Br. in New-Norf mit ©. in Leipzig 
geichloffen hatte, und für die der Kläger bei 2. Br. das Delcredere 
übernommen hatte, reine Differenzgejchäfte waren. Die Behaup- 
tung, daß 2. Dr. die jämmtlichen hier fraglichen Kommilfionen 
mit Dritten effektiv ausgeführt haben, wird in der ihr von dem 
Kläger beigelegten Bedeutung eines Indiziums für die Abficht 
effektiver Lieferung völlig paralyfirt durd) die Xhatfache, daf 
zwifchen den Kontrahenten fein einziges der gejchloffenen Gejchäfte 
effektiv realifirt if. Waren nur 2. Dr. durch die Einfchüffe des 
G. und dur den Werth, den fie der Haftung des Klägers 
beilegten, für die Differenzen gededt oder hielten fie fich dafür 
gedeckt, jo Ffonnten fie ohne jede Gefahr effektiv Faufen oder ver- 
faufen, um demnäcdjt bei Löjung des G.jchen Engagements wieder 
zu verfaufen oder zu faufen. Kläger hat fich über die Differenzen, 
welche ©. jchuldig geblieben war, von diefem Wechjel geben Laffen, 


die G. auf die Firma ©. &., bei weldjer er als offener Gejell- . 


Ihafter betheiligt war, an die DOrdre des Klägers zog und Namene 
der Firma acceptirte. Die Wechfelflage gegen &. und die 0. 9. ©. 
und deren Xheilhaber ift abgewiefen. ‘Denn das zwijchen ©. und 
dem Kläger getroffene Abfommen läßt fi) nur dahin verftehen, 
daß G. dem Kläger die Wecdjel für die Forderung gab, welche 
der Kläger aus der bei 2. Br. geleijteten Bürgichaft wider ©. 
auf Xiberation von der Bürgichaft für die Schuld aus den Differenz- 
geichäften hatte. Da aber X. Dr. eine Hagbare Borderung weder 
an G. als Hauptichuldner noch an den Kläger als Bürgen hatte, 
jo Hatte aud) der Kläger Teinen Elagbaren Aniprucd gegen ©. auf 
Befreiung von der auch ihm gegenüber nicht erzwingbaren Schuld, 
die Wechjel entbehren einer gültigen causa, e8 mochten nun in 
denjelben der Kläger oder 2. Br. als Wechfelgläubiger genannt 
fein. I, 168/96 vom 7. Nov. 

534. Das fan, aud) von der 0. 9. ©. geltend gemadıt 
werden. Allerdings hat dieje die Differenzgefchäfte mit %. Br. 
nicht geichloffen. Und es ift deshalb die Trage berechtigt, ob die 
0.9. ©. nicht, obwohl bei ihr ©. als Gejellichafter betheiligt iit, 
in unftatthafter Weife eine exceptio ex jure tertii geltend macht, 
wenn fie prätendirt, daß fie ihr Accept nicht verpflichte, weil das 
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der wechjelmäßigen Verpflichtung des Ausitellers unterliegende Ber- 
hältniß eine Spielfchuld fei. Die Trage für das hier vorliegende 
Berhältnig des Gejellichaftere als Ausftellers und der 0. H. ©. 
als Xcceptantin allgemein zu beantworten, ift indeffen nicht er- 
forderlih. Denn offenbar hat da8 Berufungsgericht, wenn es 
auch diefem Gedanfen feinen bejonderen Ausdrud gegeben hat, 
angenommen, daß der Mitbeflagte ©. fo wenig wie der Kläger 
in diefer Beziehung für die Rechtsftellung der 0.9. ©., bei welcher 
&. betheiligt war, einen anderen Gefichtspunft einnahmen, als 
für die des ©. felbft. Wie da8 Berufungsgericht angenommen, 
erichten dem Kläger die Zahlungsfähigfeit des ©, zweifelhaft. Er 
wollte deshalb demijelben feinen weiteren Kredit für die Schuld 
aus den Börjengefchäften geben, und verjtand fi) nur dann dazu, 
wenn die bei den Geichäften nicht betheiligte Firma ©. ©. die 
Mithaft für diefe Schuld, d. h. die Bürgichaft übernahm. Das 
wurde dann in die Form gekleidet, daß G. Wechjel zahlungshalber 
gab, welche er als Ausfteller auf feine Firma z0g und zugleich 
namens derfelben acceptirte. Hat aber die Firma &. ©. in diefer 
Horn die Bürgichaft für die Schuld aus den Differenzgefchäften 
ihres Gefellichafters übernommen, fo Tann fie aucd) gemäß 8. 251 
AEUNR. I, 14 die Unverbindlichkeit ihrer YBürgichaft und folge- 
weis ihres Accepts geltend machen. I, 168/96 vom 7. Nov. 
535. Nach) den Verficherungsbedingungen hatte Kläger, welcher 
bei der Dldenburger Verficherungsgefellfchaft fein landwirthichaft- 
liches Inventar und die Ernte gegen Teuersgefahr verfichert Hatte, 
die jährliche Prämie von 114 Mark der Generalagentur der Ver- 
jicherungsgefellichaft ohne Aufforderung zu überbringen. Wurde 
fie nicht binnen 14 Tagen nad) dem 18. Auguft als dem Beginn 
de DBerficherungsjahres bezahlt, jo jollte die Verpflichtung der 
GSejeltlichaft, nicht auch deren Berechtigung fo lange außer Kraft 
treten. Nachdem Kläger am 4. Sept. 1893 darauf aufmerfjam 
gemacht war, daß er die Prämie nicht bezahlt habe, Hat er amı 
6. Sept. 1897 zwifchen 6 und 7 Uhr nachmittags das Geld zur 
Poft geihidt. Damals war aber bereits ein Scadenfeuer bei 
dem Kläger ausgebroden. Der Kläger hat dem Generalagenten, 
bet welchem das Geld am Morgen des 7. Sept. eingegangen war, 
erft im Laufe diejes Tages ein Telegramm gejandt: „Habe Brand, 
Brief folgt‘, und der Generalagent hat diefes Telegramm erft 
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2 Uhr 50 Minuten nachmittags erhalten. Ohne Gefeßesverlegung 
hat da8 Berufungsgericht angenommen, daß Kläger die General- 
agentur durch Verheimlichung der Thatjache, daß der Brand be- 
reit8 bei Abjendung des Geldes ausgebrochen war, abfichtlich ge- 
täufcht hat. Wenn der Generalagent alfo das Geld angenommen 
und nah Empfang des Zelegramms aud) die Prämienguittung 
in dem Glauben, das Teuer fei erit am 7. Sept. ausgebrochen, 
nicht zurücdbehalten hat: jo war die Beklagte, nachdem fie den 
Betrug entdedt hat, berechtigt, von dem in der nachträglichen An- 
nahme der Prämie Liegenden Abjchluß eines neuen Verfiherungs- 
vertrags wegen Betrugs zurüdzutreten. Unerheblich, wenn hierbei 
eine Tahrläffigkeit des Generalagenten Tonfurrirt, fofern derfelbe 
in der Zeit vom 7. bis 9. Sept. 1893 den Irrthfum hätte ent- 
deden fünnen. I, 52/96 vom 11. Suli. 

536. Der Kläger war Eigenthümer des Gutes L. und hatte 
da8 benachbarte Vorwerf T. jpäter erworben. Nod) fpäter be- 
antragte er bei der beflagten BVerficherungsgefellfchaft die Ver: 
fiherung feines beweglichen Vermögens auf dem Gute. Als er 
vor diefer DVerficherung die von 2%. beantragte, hat er auf die 
Trage, ob er jchon Brandichaden erlitten habe, geantwortet: „Ia, 
im 3. 1883 entjchädigt durd die Vaterländifche Aktiengejellichaft 
Elberfeld.” Auf die gleiche Frage wegen I. antwortete er: „T. 
nein. Sein Schadensanjprucd, wegen des nad) der Verficherung 
von ZT. ausgebrodyenen Feuers wurde dem Grunde nad) für ge- 
rechtfertigt erklärt; Kevifion zurücdgewiefen. Die Antwort in dem 
Berficherungsantrage wegen 2. ift nicht unwahr, jondern unvoll- 
ftändig, und läßt erkennen, daß Kläger andeuten wollte, er habe 
bereit8 anderewo Brandfchaden erlitten. Dieje Andeutung fonnte 
die Beklagte nicht verfennen; e8 wäre daher ihre Sacdje gewefen, 
Aufklärung zu fordern, wenn fie ihre Entichließfung davon ab- 
hängig machen wollte, ob und welche Brandichäden Kläger bereits 
erlitten habe. Richtig legt das Berufungsurtheil $. 3 der All- 
gemeinen Verjicherungsbedingungen dahin aus, daß frühere Brand- 
ichäden, bejonders wenn deren Entjtehungsurfadhe nicht ermittelt 
ift, nicht zu den auf die Feuergefährlichkeit einwirkenden Umftänden 
zu zählen find. I, 141/96 vom 19. Sept. 

537. Kläger und Sch. hatten eine Xofomobile mit Dreic- 
wagen und Strohbinder unter der Bedingung gekauft, daß die 


Teuer: 
berficherung. 


Teuer- 
berficherung. 


282 Die einzelnen Berträge, Rechtsgejchäfte und Vertragsklaufeln. 


Majchinen bis zur Auszahlung des Kaufpreifes Eigenthum der 
Berfäuferin bleiben follten. Demnächft verficherten fie die Ma- 
ichinen bei der beflagten Gejellichaft gegen Teuersgefahr und be- 
zeichneten auf die Frage, wem die Mafchinen gehörten, fie als 
ihnen gehörig. Hiernädhjit hat die Verkäuferin den Sc., nachdem 
er 1000 Mark bezahlt hat, von allen Verpflichtungen aus dem 
FKaufvertrage entbunden; Sch. hat aud) dem Kläger gegenüber 
auf alle Rechte an den Mafchinen verzichtet. Nun erlitten die 
Mafchinen einen YBrandicdjaden. Die beflagte Verficherungsgejell- 
Ihaft ift zur Erftattung des Schadens verurtheilt, Revifion zurüc- 
gewiefen. Denn die Vorinftanzen haben angenommen, die VBer- 
fiherungsnehmer hätten ein dem Eigenthbumswerth der Majchinen 
gleichfommendes Intereffe verfichert und Hätten auch ungeachtet 
des Eigenthumsporbehalts ein Intereffe an der Verficherung ge- 
habt, da fie vertragsmäßig zu deren Vornahme verpflichtet waren 
und ungeachtet einer Zerftörung der Mafchinen durch einen Brand 
den Kaufpreis zahlen mußten. E8 fünne danach weder von einem 
Mangel der Willensübereinftimmung noch davon die Aede fein, 
daß die Berjicherungsnehmer ein fremdes Intereffe verfichert Hätten. 
Il, 143/96 vom 2. Oft. 

538. Die Berwirkungsklaufel des 8. 3 der Verficherungss- 
bedingungen ift nicht angewendet, weil fie eine bewußte Verlegung 
der Wahrheit vorausfege und die Verficherungsnehmer, ohne daß 
dabei ein DVerjchulden vorliege, geglaubt haben, fie Hätten ein 
(bedingtes) Eigenthumsrecht erworben, während der Verkäuferin 
ein Pfandredht zuftehe. Hierin ift Feine Gefeßesverlegung ent- 
halten. II, 143/96 vom 2. Oft. 

539. Der Uebertrag der Nedhte von Sc. auf den Kläger 
ift nicht al ein der Anzeigepflicht unterliegender Wechfel in der 
Perjon des verficherten Eigenthümers anzujehen. Denn durch den 
Uebertrag fei nicht eine andere Perfon in das Verficherungsver- 
hältniß eingetreten, überhaupt eine Verfchtebung der die Feuers- 
gefahr beeinfluffenden Umftände nicht erfolgt. SIedenfall® jei e8 
mit Rüdfjicht darauf entichuldbar, daß die Verficherungsnehmer 
fi der ihnen obliegenden Anzeigepflicht nicht bewußt gewejen jeien. 
Die Auslegung, daß $. 5 des Verficherungsvertrags, nad) welchem 
die Berficherung bis zur Anzeige von dem erfolgten Eigenthums- 
wechjel ruht, fich nur auf folche Fälle bezieht, in denen der DVer- 
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fiherungsnehmer das volle Eigenthum der verficherten Gegenjtände 
auf einen Dritten überträgt, ift der Nachprüfung des KRevifions- 
rihters entzogen. II, 143/96 vom 2. Oft. 

540. Allerdings hat Kläger die fechSmonatliche Präftufiv- 
frift der Verficherungsbedingungen verfäumt. Das Berufungs- 
gericht nimmt auch an, daß die Unterlaffung der Klagerhebung 
während der Unterjuchungshaft entichuldigt fei. Und es ift zu- 
zugeben, daß der Verkehr des Strafgefangenen mit der Außen- 
welt nicht jo beichränft ift wie bei der Unterfuchungshaft. Immer- 
hin Tann aud die Strafhaft al® Entjchuldigungsgrund nad) den 
Tonfreten Umftänden gelten. Kläger war nad dem Brande ver- 
haftet; er wurde durch fchwurgerichtliches Urtheil vom 13. Dec. 
1894 wegen Branditiftung in betrügerifcher Abficht zu vierjähriger 
Zuchthausitrafe verurtheilt, worauf Beklagte mittelft Schreibens 
vom 21. Dec. jede Zahlung ablehnte. Wenn er bei diefer Sad)- 
lage Schritte zur Verfolgung feiner civilrechtlihen Anjprüde für 
ausfichtslos Hielt und zunächft die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens betrieb, welches denn auch am 8. Oft. 1895 feine Frei- 
iprehung zur Folge hatte: fo ift dies mit Nücficht auf die Um- 
jtände und den Bildungsgrad des Klägers vom Reichsgericht als 
entfhuldbar angejehen, zumal der beklagten Verficherungsgefell- 
Ichaft durch die Verzögerung der Rechtsverfolgung Feine Nachtheile 
erwadjen find. Denn auch bei früher erhobener Kläge wäre 
wohl die Ausfegung der Civiljache bi8 zur Beendigung der Straf- 
jahe bezw. der Verhandlungen über die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens nah 8. 140 C.B.OD. erfolgt. Eine Verdunfe- 
Iung der Sadjlage tft nicht eingetreten, Parteien haben fich nod) 
jest über die Höhe des Schadens geeinigt. Das Neichsgericht 
hat die Klagabweifung aufgehoben, zurücverwiejen. III, 134/96 
vom 16. Oft. 

541. Im Fall 485 war nur noch zu erörtern, ob die Aheder 
nicht ein Verfchulden traf. Der Berufungsrichter hat, ohne in 
diefer Beziehung das irrevifibele Holländifche Handelsgefetbucd) 
zu Grunde zu legen, angenommen, daß die Klägerin unter allen 
Umftänden für die eingetretene Gefahr wegen ihres Verjchuldens — 
R.D.9 68. €, Bd. 14, ©. 120 — dem Berficherer verantwort- 
(ich jei, weil ein Aheder, der ihm gehörige Schiffe zur Winterzeit 
eine Reife auf dem Rhein antreten Taffe, damit rechnen müffe, 
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daß Froft eintrete, in Folge deflen das Waffer finfe, der Schiffer 
einen Nothhafen anlaufen müffe und dort beim Sinfen des Wajfers 
tief geladene Schiffe auf den Grund gerathen können; der Nheder 
hätte deshalb die beiden Schiffe nur fo weit beladen dürfen, daß 
diefelben beim niedrigften Wafferftande flott gehalten würden. 
Das iit unhaltbar. ES fommt vielmehr darauf an, ob Klägerin 
das, was eingetreten ift, al8 im Bereich der Wahricheinlichfeit 
liegend vorausjehen FTonnte. ntferntere Möglichkeiten brauchte 
fie nicht zu berüdjichtigen. Wie die Sache hier gelegen hat, ijt 
nicht aufgeklärt. E8 fehlt an einer Feititellung, wie tief die Schiffe 
der Klägerin beladen waren, in welchem Mafe das Wafler des 
Rheins gefallen war und ob bei Beginn der Reife erwartet 
werden mußte, daß e8 fo tief fallen würde, wie nadjträglid) ein- 
getreten ift. I, 159/96 vom 3. Oft. 

542. Die Klägerin ift der Aheder eines engliichen Dampfers, 
den Street Brothers in Charlefton für eine Yadung Baummolle 
von Charlejton nad) Bremen gechartert hatten. Der Schiffer hat 
die Ladung Baumwolle erhalten und ein Konnofjement ertheilt. 
Nad) Maßgabe der Charterpartieflaufel haben die Befradhter am 
Berichiffungsplag dem Schiffer zur Beftreitung der Schiffsbedürf- 
niffe einen baaren VBorihuß von 705 £ 115. durch Peter Wrigt 
& Sons geleiitet und diefe Haben vom Schiffer einen von ihm 
an eigene Drdre ausgeftellten Schiffswechjel (draft) erhalten, der 
von ihm an Peter Wrigt & Sons, von bdiejen weiter indoffirt 
und Ichlieklih von 8. & Co. in Bremen an die lebte Inhaberin 
gezahlt ift. Bei diefer Zahlung find von 8. & Co. als Scdiffe- 
mafler und Agenten des Dampfers alle Rechte gegen die Ver- 
ficherer für die Klägerin refervirt. Nach Vorfchrift der Charter- 
partie hatten die Befrachter den von ihnen durd) Peter Wrigt 
& Sons geleifteten VBorihuß durch diefe auf Koften des Sciffers 
bei der jett beklagten Gefellichaft unter BVerficherung gebradit. 
Ueber dieje Berfiherung war von der Bellagten in Philadelphia 
eine Police für Beter Wrigt & Sons und ein die Police ver- 
tretendes indofjabeles Certififat ertheilt. Mit dem Blanfoindofja- 
ment ift e& an die Klägerin gefommen. Der Dampfer ift in 
Tolge von durch die Klägerin nicht zu verantwortenden Umftänden 
und Seeunfällen von der Mannjchaft verlaffen und von anderen 
Dampfern aufgefunden, nad) Belfaft geichleppt und geborgen. 
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Bon dort hat er mit der Ladung den Beitimmungshafen erreicht; 
die Dispache foll in Bremen aufgemacht werden. Gegen die Be- 
fagte ift angenommen, daß der auf den Sciffswechiel gegebene 
Borihug ein Fradhtvorihuß war, deilen NRifiko die Befracdhter zu 
tragen gehabt hätten, und deshalb feitgeftellt, daR dieje den auf 
den Wechjel als Theil der Fracht entfallenden Beitrag zur Havarie 
groffe des Dampfers zu tragen und der Klägerin zu erjtatten hat. 
Revifion zurücgewielen. Zwar liegt nicht eine eigentliche Havarie 
groffe vor; vielmehr Handelt e8 fi) um die durd) die Bergung 
des Dampfers entitandenen Koften. Darauf find aber die Vor- 
ichriften über Havarie grojfe entiprechend anzuwenden. Beitrags- 
pflichtig find nach dem am Drte der Dispache geltenden Deutjchen 
9.6.3. Art. 753 Schiff, Ladung und Fracht, und folglicd), da 
die Verficherung des Vorjchuffes eine partielle Frachtverficherung 
war, diejer. Denn wenn in der Charterpartie dem DBefrachter 
die Verpflichtung zur Gewährung eines Vorjchuffes und weiter 
auferlegt war, diejen auf Koften des VBerfrachters verfichern zu 
lafien, fo ift daraus der Schluß zu ziehen, daß der Berfrachter 
von ber Rüdzahlungspflicht befreit fein und der Befrachter für 
den Betrag des VBorjchuffes das Frachtrififo dem Verfrachter ab- 
nehmen fol, fodaß die Verficherung des VBorfchufles partielle Fradt- 
verfiherung if. — R.D.9.©. €, Bd. 15, ©. 60 ff. — Würde 
der gewährte VBorihuß als Darlehn behandelt und wäre für ihn 
eine Forderungsperficherung im Sinne des Art. 783 genommen, 
jo hätten die Befrachter von diejer Art der Verficherung im 
Gegenfag zur Fractrifiloverficherung feinen erkennbaren bejon- 
deren Vortheil, wohl aber erlitt der Berfrachter den Nachtheil, 
für denfelben Vorichuß zwei Berficherungsprämien zahlen zu müffen, 
_ infofern er nämlich, um gegen Brachtverluft gejchütt zu fein, ge- 
nöthigt blieb, feinerjeit® den ganzen Frachtbetrag verfichern zu 
laffen. Daß der Schiffer überhaupt einen DVerpflidhtungsichein 
über die NRüdzahlung des Vorjchuffes ausftellte, hatte zunächit 
darin feinen Grund, daß der ganze Fracdıtbetrag einjchließlich des 
Borfchußbetrages in die Konnofjemente aufgenommen und dem- 
nähft die Auslieferung der Güter von der Bezahlung der ganzen 
Sradht abhängig gemacht wurde. AndererjeitS wurde e8 damit 
dem Vorfchußgeber ermöglicht, durd) Begebung des Papiers den 
vorgeichoffenen Betrag abzüglicd; des Diskonts jofort wieder in 
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feine Kaffe zu bringen. Die Sicherung des Verpflichtungsfcheines 
aber durch Verpfändung von Schiff und Fracht erklärt fi zur 
Genüge daraus, daß durch diefe Sicherung die Begebbarfeit des 
Papiers erhöht wurde. Allerdings hatte der Schiffer wegen der 
Verpfändung von Schiff und Fracht nad Ankunft des Schiffes 
im Beftimmungshafen aud) dann zu zahlen, wenn in Folge See- 
unfall8 feine Fracht oder nicht die volle Fracht verdient war, aber 
er zahlte gegen Aushändigung des Verpflichtungsicheines und des 
Berficherungscertififats, wodurd) der DVerfradhter in den Stand 
gefett wurde, den Verficherungsanfpruch für fich geltend zu machen. 
Und fett man den Fall, daß entgegen der Beitimmung der Charter- 
partie die Vorichußverficherung unterblieben wäre, dann würden 
die Befrachter zur Erftattung desjenigen Betrages für verpflichtet 
zu erachten fein, den im Ball der Verficherung der Verficherer zu 
zahlen gehabt Hätte. An und für fich Bedenken erregen fünnte 
e8, wenn, wie die Beflagte behauptet, die Klägerin den ganzen 
Trachtbetrag hätte verfichern Lafjen. Die Klägerin hat dies ge- 
leugnet, und das Berufungsgericht befeitigt den Einwand mit der 
Erwägung, daß, wenn die Klägerin eine folche Verficherung ge- 
nommen haben follte, die® auf ein Verjehen zurüdgeführt werden 
müßte. Das ift nicht zu beanftanden, und zwar um jo weniger, 
ale fowohHl der vom Schiffer ausgeftellte Verpflichtungsichein ale 
das Verficherungscertififat einen deutlichen Hinweis darauf ent- 
hält, daß es fi) um einen zur Beftreitung von Ausrüftungs- 
foften gewährten, an und für fi mr aus der Konnoffements- 
fradht zurüdzuvergütenden VBorihuß und mithin bei feiner Ver- 
fiherung um eine partielle Frachtverficherung handelte. In dem 
Berpflichtungsfchein ift der Schuldgrund durch die Ueberjchrift 
„disbursements” und durch die Worte „for. value received for 
necessary disbursements owed by my vessel” gefennzeichnet, 
und weiterhin heißt e8: „and my consignees at Port of Dis- 
charge are hereby instructed, to pay this obligation and de- 
duct the amount thereof from the freight due said vessel.“ 
In dem Berficherungscertififat werden dementiprechend al8 ver- 
fihert bezeichnet 3525 Dollars „on Advances for vessel Dis- 
bursements as per margin, valued at Sum insured per Steamer 
Loch Maree”. Bon der PVerfiherung einer mit Pfandredt an 
Schiff und Fracht verjehenen Forderung ift darin nicht die Rede. 
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Aus den erwähnten beiden Urkunden ergibt fi) demnach zugleich, 
daß aud bei Abjchluß des Verficherungsvertrags die rechtliche 
Natur der Verfiherung al8 partieller Frachtverfiherung hervor- 
getreten ift. I, 177/96 vom 28. Oft. 

543. Der Kläger war von B., dem Eigenthümer der Ladung 
eines Flußkahnıes, der von der „Silefia” des Klägers im Ham- 
burger Hafen angerannt und zum Sinfen gebradt war, auf 
Schadenserfat verklagt und nad) dem ermitttelten Werthe der 
„Silefia‘ verurtheilt. Der Kläger fordert von der beflagten Ge- 
jellichaft, bei welcher er die „Silefia” zum tarirten Werthe von 
15000 Mark auch gegen den indirekten Kollifionsschaden verfichert 
hatte, Erfat der Koften der Prozekführung wider B. Dazu ift 
die Verficherungsgefellfchaft im. Verhältniß von 15000 Mark zu 
dem höheren Werthe der „Silefia‘ mit der Maßgabe verurtheilt, 
daß der Koftenbetrag auf die Verfiherungsfumme nicht anzu- 
rechnen if. Denn der Kläger hatte der Beklagten den Schaden 
jofort angedient, und Beklagte hatte erklärt, daß fie bi8 zur rechts- 
fräftigen Entjcheidung durch die Gerichte eine die. Verficherten aus 
dem Zufammenftoße treffende Schadenserfatpflicht nicht anerfenne. 
Danad) war Kläger verpflichtet, den Prozeß zu übernehmen, und 
folgeweife hatte Beklagte die Koften des Prozefjes, joweit diefer 
ihr Intereffe berührte, zu tragen. Unerhebli, daß Beklagte im 
Laufe des Prozejjes, dem fie ald Nebenintervenientin beigetreten 
war, dem Kläger erklärt hat, fie übernehme Feine Koften. Denn 
fie fonnte nicht die Koften für eine Maßregel ablehnen, die fie 
zur Bedingung der Auszahlung der Verficherungsfumme gemacht 
hatte. I, 206/96 vom 28. Nov. 

544. Bol. Bd. XVII, 488/89 (R. ©. &., Bd. 33, ©. 67). 
Für die Klägerin find 18000 Mark auf die Nettofradht des 
Dampfichiffes „Iheben‘ für eine Reife von Hamburg mit Ladung 
Stüdgut nad) Malta und/oder Piräus.u./o. andere Häfen u./o. 
Plägen des öftlihen Mittelmeeres u./o. des Schwarzen Meeres 
n./o. der Donau bis DBraila infl. gleichviel in welcher Neihen- 


folge, vor= oder rüdwärts, mit Freiheit beliebige Häfen u./o. Pläte, 


auf der Route liegend, anzıtlaufen....,. bei der beflagten DVer- 
ficherungsgefellfchaft auf Grund der A. ©. B. von 1867 ‚verfichert. 
In der Donaumündung zwilcdhen Sulina und Gala ift der 
„zheben” duch Schuld feiner Befakung mit dem ‘Dampfer 
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„Mediterraneo‘ zufammengeftoßen. Der Gefammtjchaden des Leg- 
teren, für welchen die Klägerin mit Schiff und Fracht haftet, be- 
trägt 54345 Maf 41 Pf. Nah $. 69, Ziff. 7 U.SB.IB. 
haftet Beklagte für einen Theil diejes Schadens. Die Klägerin 
berechnet den Gejammtjchaden auf den Werth des Schiffes (108 905 
Marf) und die Bruttofradht der ganzen Reife (26928 Mart), 
nicht bloß der Güter, welche fi) zur Zeit der Kollifion no an 
Bord befanden (5708 Mark), fodaß die Bruttofracdht einen Schaden 
von 10773 Marf 62 Pf. zu tragen haben würde. Nad) den 
A.S.B.B2B. $.21, Abf. 3 berechnet Klägerin für die verficherte 
Nettofradht, alfo unter Kürzung von einem Drittel, 7182 Mark 
41 Pf. Dementiprechend ijt Beklagte verurtheilt, Nevifion zurüd- 
gewiefen. I, 249/96 vom 2. Dec. 

545. Für den Schaden des ‚‚Mediterraneo” haftet dejien 
Interefienten die Klägerin (wobei nicht nur die dingliche Haftung 
der nod) ausjtehenden Fracht, jondern auch die befchränft perfün- 
lihe Haftung des Nheders für die eingezogene Fradt in Betracht 
fommt — 9. ©. 3. 759, 774) gemäß 759 und 760 mit der 
Bruttofradht der ganzen Reife des ‚‚„TIheben” von Hamburg bis 
zum legten Hafen Braila. Denn nad) Art. 759 erftredt fi das 
Recht des Schiffegläubigers auf die Bruttofracdht derjenigen Reife, 
auf der feine Forderung entitanden ift, und nad) Art. 760 ift im 
Sinne diefer Beftimmung als eine bejondere Reife nur die an- 
zufehen, zu der das Schiff entweder von neuem ausgerüftet 
worden ift oder, die auf Grund eines neuen Frachtvertrags oder 
nad) vollftändiger Löfchung der Ladung angetreten worden ift. 
Keiner diejer Fälle trifft hier zu. Der „Theben‘ Hat vielmehr 
nah den Feititelungen der Vorderrichter die verjchiedenen Häfen 
der Levante von Malta bis Braila ohne neue Ausrüftung und 
ohne volljtändige Löichung der Ladung auf Grund von Fradt- 
verträgen angelaufen, die jümmtlih vor Beginn der KReile in 
Hamburg eingegangen waren. Die Beklagte ift aber verpflichtet, 
der Klägerin den hiernad) auf die Bruttofradht der ganzen Reife 
entfallenden Schadensantheil zu vergüten, wobei jelbftredend nad 
A. S.2.2. 8.21, Abi. 3 ein Drittel zw kürzen ift, weil nicht 
die Bruttofradht, fondern die Nettofracht unter Verficherung ge- 
bradit if. Denn nad der Police ift die DVerficherung für eine 
einheitliche Reife mit Stücdgütern für verjchiedene Beitimmungs- 
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häfen genommen; dabei ijt die Fracht nach den verjchiedenen 
Einzelhäfen nicht gejondert (vgl. $. 17, Art. 798), fondern nur 
im Ganzen und in einer Summe tarirt. Eine jolhe Verficherung 
Ichließt das Nififo des mittelbaren Kollifionsjchadens während der 
ganzen Reife ein, denn die ganze Reife ift die „Dauer der DVer- 
fiherung‘ im Sinne des erften Abfages des $. 69 (Art. 824). 
I, 249/96 vom 2. Dec. 

546. Die Klägerin hatte den Dampfer ‚Donau‘ für die 
Reife von Hamburg nach New-Morf oder Philadelphia oder..... 
gechartert und den Berfrachtern einen Frahtvorihuß von 8650 
Mearf gezahlt, während die ganze chartermäßige Fracht nad) ihrer 
Angabe 1125 Pfd. Sterl. betrug. Sie hat ihrerjeits Unterfradht- 
verträge mit einer größeren Anzahl von Berfonen gejchlofjen, 
welche nad) ihrer Angabe an Fracht zufammen 1475 Pfd. Sterl. 
zu zahlen hatten. Auf diefe Fracht Hat fie von den Befradhtern 
zufammen einen Fradhtvorihuß von 336 Pfd. Sterl, 4 Sh. 5 P. 
und 59 Dollars 59 &t8. erhalten, welche Beträge nad) ihrer Be- 
hauptung den fih für fie ergebenden Frachtüberichuß daritellen. 
Bei den beiden verflagten Verficherungsgejellichaften hatte die 
Klägerin eine laufende Verfiherung auf Trahtvorihüffe, Fracht. 
differenzen, Srachtüberfchüffe u. f. w. genommen. Die „Donau‘ 
ift während der Reife in Brand gerathen und von der Mann- 
Ihaft verlaffen. Klägerin fordert von den beiden Verficherern 
8650 Mark je zur Hälfte. Das Oberlandesgericht hat verurtbeilt, 
‚das NReichögericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. Die Verfiche- 
rung eines dem Berfrachter endgültig verbleibenden Fradhtvor- 
Ichufjes durch den Befrachter ift nichts anderes als die Verficherung 
eines Theiles der mit dem Schiffe zu verdienenden Tradıt, nänm- 
lich de8 Theiles, bezüglich deffen durch die Vorauszahlung die 
Gefahr der Reife von dem VBerfradhter auf den Befracdhter über- 
gegangen war. — Voigt, Seeverficherung, S. 133; Kierulff, Ent- 
icheidungen des DO. A. ©. Lübed, Bd. 3, ©. 352. — Mit Unredt 
fordern die Beklagten, daß fich die Klägerin den Vorfhuß, welchen 
die Klägerin von den Unterbefradhtern erhalten hat, auf den Vor- 
Ihuß jchlehthin anrechne, welchen fie der Verfracdhterin gezahlt 
haben, weil e8 fo weit an einem verficherbaren Intereffe der Klägerin 
fehle. Vielmehr erhielt Klägerin bei glücklicher Ankunft der Güter 
im Beitimmungshafen von deren Empfängern an Fradt nicht 
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nur die den Frahtvorihuß von 8650 Mark einjchließende Charter- 
fracht, fondern, joweit die nad) den Unterfrachtverträgen zu zahlende 
Konnofjementsfracht die von ihr zu zahlende Charterfradht über- 
ftieg, auch diefen Frachtüberfchuß. Dedten nun die der Klägerin 
von den Unterbefrachtern gezahlten Vorfchußbeträge nur den fich 
ans der Unterbefradhtung für die Klägerin ergebenden Fradt- 
überihuß, jo blieb für fie noch ein verficherbares Intereffe in 
Höhe des ihrerfeits den Ahedern gezahlten Fradhtvorichuffes übrig 
und fie war demgemäß berechtigt, diejen unter die genommene 
Verfiherung zu bringen. Andererjeits ift e8 unrichtig, wenn das 
Berufungsgericht einfeitig das Gewicht auf die Selbjtändigfeit 
der unter den einzelnen Betheiligten begründeten Nechtsverhält- 
niffe legt. Dabei verliert e8 den Zufammenhang der aus diefen 
Rechtsverhältniffen fich ergebenden Interefien bezüglich deren Ver- 
fiherbarfeit aus den Augen. Mag der Rechtsanipruch der Klägerin 
gegen die Nheder auf Erftattung des denfelben gezahlten Fracht- 
borichuffes aus den bei Ankunft der Güter eingezogenen Fradt- 
geldern mit dem Forderungsreht der Klägerin gegen die Unter- 
befraditer aus den mit diefen gefchloffenen Frachtverträgen recht- 
ih nicht zufammenhängen und demgemäß auch durch die Voraus- 
zahlungen der Unterbefradhter an die Klägerin deren ermwähnter 
Anjpruch an die Aheder nicht getilgt werden, fo folgt daraus doc) 
nicht, daß die Klägerin noch ein verficherbares Intereffe an dem 
geleifteten Frachtvorichuffe Hätte, wenn und foweit fie über den 
durch die Unterbefradhtung erzielten Frachtüberfchuß Hinaus durd) 
endgültige Vorauszahlungen der Unterbefrachter gededt war. Die 
Seegefahr tft für alle hier zufammentreffenden Rechtsverhältniffe 
eine und bdiefelbe. Soweit die Klägerin diefe Gefahr auf die 
Unterbefrachter für ein und dafjelbe Vermögensintereffe abgewälzt 
hat, bleibt fein Raum für eine VBerficherung diejes Interefjes, 
für welche fie fein Rififo mehr läuft. Das Interefje der Klägerin 
an dem ihrerjeits gezahlten Frachtvorjchuffe würde infoweit weg- 
gefallen fein, als die Vorauszahlungen der Unterbefradhter etwa 
den Meberihuß der Konnofjementsfrachten über die Charterfradht 
überfteigen. Ob und in welchem Umfange dies der Fall ift, tft 
nicht fejtgeftellt, da zwar die Höhe der Vorauszahlungen der 
Unterbefradgter nicht mehr ftreitig, die Höhe der gefammten Kon- 
nojjementsfracdhten aber beftritten ift. I, 212/96 vom 28. Nov. 
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547. Das verhängnißvolle Ereigniß findet der Berufungs- 
tichter in der Wirkung des gefchwungenen fchweren Hammers, 
in dem mit der großen Anftrengung verbundenen, auf den Körper 
des gejunden und nicht prädisponirten Werkführers Tchadenbringend 
wirfenden Drude des Blutes. Die Unfallverficherungsgefellfchaft 
ift verurtheilt, weil ein äußeres, gewaltfames, mit mechanischer 
Gewalt wirfendes, plöglic) und unabhängig von dem Willen des 
Berficherten eintretendes Ereigniß vorliege. Der Berufungsrichter 
nimmt weiter an, daß Schädigungen eines Menfchen, die ohne 
Einwirkung von außen durch pathologifche Vorgänge im Innern 
des menjchlichen Organismus herbeigeführt werden, dem Unfall- 
begriffe entzogen bleiben follen, daß aber nicht die Abficht dahin 
gegangen jet, durch äußere Gewalt ohne innere franfhafte Prä- 
dispofitton herbeigeführte Schädigungen um beswillen von der 
Berfiherung auszuschließen, weil bei foldhen Verlegungen in der 
Sprache des täglichen Lebens, vielleicht auch, in der medizinifch- 
technischen Sprache, die Bezeichnung ald Schlaganfall gebraudtt 
wird. Im Sinne der Verfiherungsbedingungen fei der Schlag- 
anfall enger auszulegen. Revifion zurücgewiefen. Auf das Ur- 
theil bei Bolze, Bd. XX, 552 fann fi) die Revifion nicht be- 
rufen, weil jenes Urtheil nur die als möglich zuzugeftehende ab- 
weichende Auslegung bejtehen lafjen mußte. III, 149/96 vom 
30. Yuni. 

548. Der Berficherte war, ohne daß er e8 wußte, etwa 
jeit 1892 von einem Nierenleiden (Nephritis) befallen. Am 
26. Dec. 1894 erlitt er in Folge eines Sturzes einen fompli- 
zirten Bruch des linken Oberarmes. Dadurdy ift eine faulige 
Eiterung mit Blutvergiftung und weiter eine Nierenentzündung 
herbeigeführt, an welcher der Verficherte am 6. März 1895 ver- 
ftorben tft. Auf die Klage der Witwe ift die Verficherungsgefell- 
haft zur Zahlung verurtheilt, weil angenommen wurde, der Tod 
fei die unmittelbare Folge des Unfalls gewejen; Revifion zurücd- 
gewiejen. Das Nierenleiden hatte zur Zeit des Unfalls feine 
Tortichritte gemacht und hinderte die Ernährung und Arbeits- 
fähigfeit des Verficherten nicht, fondern minderte nur feine Wider- 
tandsfraft gegen die Folgen ded Unfalls, insbejondere gegen die 
dadurch) bewirkte Ylutvergiftung. E8 würde dem das Unfall- 
verfiherungsverhältniß beherrfchenden Grundfag von Treu und 
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Glauben zumiderlaufen, wenn die VBerfiherung nur auf die Zeit 
normaler Gejundheit des Verficherten befchränft und dann aus- 
gefchloffen fein follte, wenn diefelbe im Laufe der Verficherungs- 
periode durdy allmählich eintretende natürliche Zuftände, wie Alter, 
allgemeine Kränklichkeit, Schwäche einzelner Organe, herabgemindert 
und hierdurd die nachtheilige Einwirkung eines von außen Fom- 
menden Unfalls erhöht wird. III, 88/96 vom 3. Sul. 

549. Das Berufungsgeridt hat zur Zahlung der DVer- 
fiherungsfumme verurtheilt, obwohl der Verficherungsnehmer bei 
Abschluß des DVerficherungsvertrags ein erhebliches, feine Arbeits- 
fähigkeit empfindlich beeinträchtigendes Leiden, nämlich eine Ent- 
zündung des Handgelenfs, verjchwiegen und die betreffende Trage 
unrichtig beantwortet habe. Das Dberlandesgericht Hat nicht feit- 
geitellt, $. 6 der Verfiherungsbedingungen treffe bloß Fälle, in 
welchen dem: Verficherungsnehmer ein Verichulden zur Xaft Tiege, 
und es hat angenommen, den Kläger treffe kein Verfchulden. ‘Die 
Bertragfchließenden können aber unter Umftänden auch von der 
objektiven Nichtigkeit einer bejtimmten Angabe die Wirkjamfeit 
des Verficherungsvertrags abhängig mahen. Aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. II, 182/96 vom 9. Dft. 

550. Im all 269 fteht mit dem dort wiedergegebenen Be- 
griff des Unternehmers der des Unternehmers im Unfallverjiche- 
rungsgejeg vollftändig im Einklange: ($. 9) „ALS Unternehmer gilt 
derjenige, für deijen Rechnung der Betrieb erfolgt.” Sit aljo der 
Preußijche Staat Unternehmer des Eifenbahnbetriebs auf der er- 
wähnten Strede im Sinne des Haftpflichtgejeßes, fo it er e8 
auch im Sinne des Unfallverficherungsgefetes und hat die in $. 2 
des jogen. Ausdehnungsgejeges vom 28. Mai 1885 den Staats- 
eifenbahnverwaltungen auferlegten Verpflichtungen. Im $. 1 des 
Unfallverficherungsgejeges, wonach gegen Betriebsunfälle verfichert 
find ‚alle in Bergwerfen u. |. w. bejchäftigten Arbeiter und DBe- 
triebsbeamten‘‘, wird weder ein dauerndes Arbeitsverhältnig noch, 
wie $. 1 de8 Kranfenverficherungsgefetes, eine Beichäftigung gegen 
Gehalt oder Lohn, fondern eben nur die Thätigfeit im Betriebe 
gefordert. Daß dabei eine Zhätigfeit vorausgefett wird, die der 
Arbeiter nicht gegen den Willen des Unternehmers leiftet, ift im 
Gefeß nicht ausdrüdlich ausgefprochen, folgt aber aus der Natur 
der Sadje. Dagegen verlangt das Gejeß weder eine beftimmte 


Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Vertragsflaufen. 293 


Torm des Arbeitsvertrags noch den Abjchluß eines Arbeitsvertrag 
zwijchen Unternehmer und Arbeiter in der Weife, daß zwifchen 
beiden obligatorifche Beziehungen entjtehen. Danadı find die Be- 
amten der Belgiihen Staatsbahn, welche die Eigenfchaft von Ar- 
beitern oder Beamten im Sinne des $. 1 des Unfallverficherungs- 
gejetes haben, während der Zeit, in welcher fie auf der preußifchen 
Strede der Eifenbahn Welfenwedt- Aachen Züge bedienen, wenn- 
gleich fie perfönlih nur zum Staate Belgien in einem Dienft- 
oder Vertragsverhältnifie ftehen und nur von diefem Bejoldung 
zu beanfpruchen haben, al8 Arbeiter oder Beamte im Preußiichen 
Eifenbahnbetriebe beichäftigt. Denn ihr unmittelbarer Arbeitgeber 
betreibt auf diefer Strede nicht ein jelbftändiges Eifenbahnunter- 
nehmen, fondern wirft fraft des mit dem Preußifchen Staat ge- 
troffenen Vebereinfommens in deifen Betriebe mit, jodaß alfo die 
von ihm angeftellten Berjonen mit dem Willen der Preußifchen 
Gtaatsverwaltung in deren Unternehmen bejchäftigt find. Hiernad) 
jteht dem Kläger $. 95 des Unfallverficherungsgefeges entgegen. 
Klage abgewiefen. II, 255/96 vom 27. Nov./11. Dec. 

551. Der Belflagte ift feinem Arbeiter, der einen Unfall 
in der Fabrik erlitten hatte, zu einer Rente von 292 Mark 95 Pf. 
verurtheilt. Dadurch, daß Beflagter die Arbeiter bei ihrem Ein- 
tritt in das Arbeitsverhältnig verpflichtet hat, fich durch ihn gegen 
Unfälle verfichern zu Taffen, wobei die Prämien von den Arbeitern 
und dem Arbeitgeber je zur Hälfte gezahlt worden feien, hatten 
die Arbeiter dem Beklagten ‚die VBollmaht, Ermächtigung oder 
den Auftrag‘ ertheilt, ihre Nechte gegen die Verficherungsgefell- 
haft wahrzunehmen und ‚eventuell Klage gegen diejelbe zur er- 
heben. Berner liegt in dem Abjchluß des BVerficherungsvertrags 
und der fortgejegten Prämienzahlung die Annahme diefer Voll- 
madıt, Ermächtigung oder Beauftragung, aud wird nad) den Ber- 
fiherungsbedingungen die Police dem Arbeitgeber ausgehändigt, 
der das Mitglied für das eventuelle Schiedsgericht ernennt, wenn 
er es nicht dem Arbeiter überläßt. DBeflagter hat verjäumt, die 
Klage wegen des Unfall8 rechtzeitig zu erheben oder dem Kläger 
dur) Belehrung über feine Rechte und durch rechtzeitige Aus- 
bändigung der Police zur Anftellung der Klage in den Stand zu 
jegen, und ift deshalb nah Code 1991 oder au 1372 dem 
Kläger für den hierdurch entjtandenen Schaden verantwortlid. 
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Der Vergleich, welchen der Kläger, nachdem feine Klage wider 
die Unfallverficherungsgejellichaft erftinftanzlih abgewiefen war, 
dahin abgeichloffen Hat, daß er gegen Empfang von 400 Marf 
auf ein Rechtsmittel verzichtete, bezog fi) nur auf das Verhältniß 
zwifchen den damaligen Prozeßparteien und fan nicht auf das 
zwifchen den jetigen Parteien bezogen werden, zumal das da- 
malige Urtheil den Kläger auf feinen Anfprud) gegen den DBe- 
fagten verwies. Auf Code 1146 Fonnte fih Bellagter nicht 
berufen, weil feine Verpflichtung binnen fehs Monaten zu er- 
füllen war. Revifion des Bellagten zurüdgewiefen. IL, 261/96 


"vom 15. Dec. 


552. Der Kläger war während eines furzen Aufenthalts 
des Zuges aus demielben auf den Bahnfteig gefprungen. Im 
diejer Veranlaffung erfrantte der linfe Fuß des Klägers. E8 hatte 
fich durch die Erjchütterung ein bis dahin feft eingefapfelter, Tatenter 
Heerd von Zuberfelbazillen geöffnet, welcher die Amputation des 
Fußes nothwendig machte. Diefe tuberfulöfe Dispofition des 
Klägers wäre nit in Wirkffamfeit getreten, wenn nicht jener 
äußere Anftoß den Sahre hindurch unjchädfich gebliebenen Tuberfel- 
heerd geöffnet und zur Entwidelung gebradjt hätte. Die Cr- 
franfung des Fußes und deffen Amputation wurden als unmittel- 
bare Folge eines Förperlichen Unfall im Sinne der Verfiche- 
rungsbedingungen angejehen, d. 5. eines äußeren, von dem Willen 
des Klägers unabhängigen Ereignifjes. Danad) wurde die Un- 
fallverficherungsgefellichaft, bei welcher Kläger, ein Rechtsanwalt, 
gegen Unfälle verfichert war, zu einer Iahresrente von 432 Mart 
20 Pf. verurtheilt. NRevifion zurücigewiefen. VI, 254/96 vom 
21. Dec. 

553. 2gl. Bd. XVII, 497. Die Ortskrantentaffe für 
Lichtenberg fordert auf Grund von Eeifionen von in Berlin wohn- 
haften Deaurer- und Zimmermeiftern von der Ortsfrankenfafje 
des Maurergewerbes zu Berlin Eintrittgelder und Beiträge im 
Betrage von 10904 Marf 14 Pf. zurüd, welche für Arbeiter 
trrig an die Beflagte gezahlt feien, die in den Sahren 1890—92 
bei Ausführung ftädtifcher Bauten in Lichtenberg bejchäftigt waren. 
Das Kammergericht hat die Klage abgewiejen, weil die Cedenten 
der Klägerin in der Abdficht, ihren Arbeitern die Wohlthat der 
Kranfenverficherung bei der Beklagten zu erwirfen, und unter 
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Genehmigung der Arbeiter die jeßt zurücdgeforderten Beiträge an SKranten- 
die Beflagte entrichtet, und die Iegtere in gleichem Sinne die Perliherung. 
Beiträge angenommen und die gegenüberftehende Pflicht der Unter- 
ftüßung gegen die Arbeiter erfüllt habe. Bei diefer Sachlage jet 
ein vertragsähnliches Verficherungsverhältniß unter den Betheiligten 
zu Stande gefommen, und die Klägerin und deren Cedenten han- 
delten argliftig, wenn fie jett deffen einfeitige Aufrufung ex tunc 
beanspruchten; überdies fehle es für eine condictio indebiti am 
Irrtum wie an den Vorausfegungen einer condictio ob rem 
datorum. Das NReichsgericht Hat die Nevifion zurücgewiejen, 
weil aud) nad dem Krantenverficherungsgefeß vom 15. Suni 1883 
für Fälle diefer Art S$.5, 16 nicht wörtlich dahin anzuwenden 
feien, daß die Verficherung in der Gemeinde eintreten müffe, in 
deren Bezirf die Arbeit vor fih ging. Vielmehr fann mit der 
Betriebsftätte der Gewerbtreibenden im Sinne des SKranfenver- 
fiherungsgefeges nicht die wechjelnde Arbeitsftätte, an welcher für 
„fürzere oder längere Zeit einzelne Betriebsarbeiten vorgenommen 
würden, jondern nur der Ort, an welcdjem der bleibende Sit des 
Betriebes fic befinde, gemeint fein. Der Sit des Gewerbe- 
betriebes eined Bauunternehmers muß als Beichäftigungsort auch 
für folche Arbeiter defjelben gelten, die in einem auswärtigen 
Gemeindebezirke nur zu einem dort auszuführenden umfangreichen 
Bau angenommen find, ohne zuvor am &ewerbefige felbft be- 
\häftigt gewejen zu fein, e8 fei denn, daß in dem auswärtigen 
Arbeitsorte eine befondere Betriebsjtätte errichtet wäre. — Bol. 
das auf Grund des Gefeßes vom 10. April 1892 ergangene Ur- 
theil vom 7. Febr. 1895 in R. ©. E., Bd. 24, ©. 129, und des 
Pr. Oberverwaltungsgerichts vom 26. März 1896 in der „Deut- 
Ihen Iuriftenzeitung” von 1896, ©. 472. — Daß hier in Lichten- 
berg eine befondere Betriebsftätte eingerichtet wäre, war gar nicht 
behauptet. Deshalb find die dort beichäftigten Arbeiter mit Necht 
bei der Beklagten verfichert. IV, 304/96 vom 3. Dec. 

554. Der in Konkurs verfallene Kaufmann ©. Hatte fein Lebens- 
Leben bei der Gefellfchaft „The Mutual” in New-York in Höhe Prfiderung- 
bon zweimal 20000 Marf und bei der „„Oermania” dafelbit in 
Höhe von 5000 Mark verfihert. Nach den Policen und den den- 
jelben beigefügten Vermerfen foll die Zahlung der Verficherungs- 
jumme an die Ehefrau des Verficherungsnehmers Elifabeth ©. 
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geb. U. erfolgen; die Vermerfe auf zwei Bolicen betreffen den 
Tall, daß die Ehefrau vor ihm verfterbe, und fie lauten zu Gunften 
der Nechtsnachfolger des Verficherungsnehmers. Zwei Policen 
und der Depofitenichein über die der Verjicherungsgefellichaft ver- 
pfändete dritte Police befinden fih in den Händen der Tochter 
und Erbin der Ehefrau. Der Konktursverwalter hat die zu Gunjten 
der Ehefrau getroffene Beitimmung widerrufen und auf Heraus- 
gabe jener Papiere gegen Erftattung der Prämien die Tochter 
verklagt. Damit ift er abgewiejen. Denn der Widerruf würde 
nur ftatthaft fein, wenn die Ehefrau nicht beigetreten wäre. Hier 
war aber feftgeftellt, daß zwifchen den Eheleuten abweichend von 
jenen Bemerfungen auf den Policen mündlich verabredet war, 
daß die Ehefrau, welche ihrem Ehemann ihr Vermögen von 
53000 Mark in das Geichäft gegeben Hatte, durch Webertragung 
des Eigenthums der Policenforderungen wegen der ihr gegen den- 
jelben zuftehenden Ansprüche gefichert werden follte.e Damit hatte 
die Ehefrau gemäß 8. 393 MU... R. I, 11 die Rechte des Che-. 
manns aus den Policen ausfchlieglih und unwiderruflich als 
Eigenthümerin erworben. Durd) die Bermerfe auf den Policen 
wird nicht ausgejchloffen, das Rechtsverhältniß Hinfichtlich der An- 
jprüdhe aus den Bolicen zwijchen den Cheleuten allein nad) den 
zwijchen diejfen getroffenen Abreden zu beurtheilen. Die münd- 
liche Abrede genügte, denn ©. hatte die Dedung im Betriebe feines 
Handelögewerbes vorgenommen. IV, 183/96 vom 14. Dec. 
555. Der Bater der Beklagten zu Pofen hat mit dem All- 
gemeinen Deutichen Verficherungsverein zu Stuttgart eine Ver- 
fiherung abgefchloffen, daß feiner Zochter, wenn fie 25 Leben$- 
jahre alt jet, ein Kapital von 4200 Mark ausgezahlt werden 
joe. Darüber ift eine prämienfreie Police ausgefertigt, in 
welcher auf den PVerficherungsantrag Bezug genommen ift. Die 
Beklagte befindet fih in deren Befis. Hat der Vater in dem 
Antrage fi) das echt vorbehalten, jederzeit die Beitimmung zu 
widerrufen, daß die Beklagte die Begünftigte fei, und eine andere 
Perfon als die Begünftigte zu benennen, fo gehört das Wider- 
rufsrecht zu feinem Vermögen und ift, nachdem inzwifchen über 
da8 DBermögen des flüchtigen Vaters der Konkurs eröffnet war, 
auf jeine Konfursmaffe übergegangen. ft ein folcher Vorbehalt 
nicht gemacht, jo verbleibt e8 bei der Feltftellung des Berufungs- 
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urtheils: Mit Rücficht auf die hier vorliegenden Umftände, daß 
ein Vater feiner Tochter, für deren Fortlommen er zu forgen 
habe, eine vermögensrechtliche Leiftung für die Zeit des voraus- 


fihtlichen Bedürfnifjes fichere, daß die Police auf den Namen 


der Tochter laute und daß die Verficherungsfumme diefer Police 
aus Prämien fich zufammenfege, die auf Grund einer anderen 
aufgehobenen Police für diejelbe Tochter an denjelben PVerfiche- 
rungsverein von ihm gezahlt worden feien, fei Hier der Wille 
des Baterd als dahin zum Ausdrud gebracht anzufehen, daß feine 
Tochter ein unmwiderrufliches, lediglich von dem Erleben des Zahl- 
tages bedingtes Necht auf die Verficherungsfumme fraft der Police 
haben jolle. IV, 139/96 vom 12. Nov. 

556. Gem. R. Eine von dem Gläubiger verfchuldete Un- 
möglichkeit, dem felbjtichuldnerifchen Bürgen ein feiner Zeit zur 


Sicherung der Forderung erworbenes Pfandrecht abzutreten, gibt 


dem Bürgen eine Einrede gegen die Forderung des Gläubigers. 
VI, 94/96 vom 6. Juli. 2gl. 205, 337. 

557. Die Eagende Volksbank (e. ©.) hatte die Gewährung 
des don dem Genofjen R. in Höhe von 38000 Mark nachgejucdhten 
Sirofredits davon abhängig gemadt, daß R. fünf Bürgen bei- 
bringe. Dieje Bürgen find beigebradit; fie haben die Bürgfchaft 
„für den Girofredit, welchen die Volksbank dem R. bewilligt hat, 
die jelbjtschuldnerifche Bürgichaft bis zum Betrage von 38000 Marf 
übernommen. Unmittelbar darunter befindet fi) der Schuldfchein 
de8 R., in welchem er (wie dies dem ARegulativ VI, auf Grund 
defjen der Girofredit nachgejucht war, entjpricht) befennt, den 
GSirofredit bewilligt, und am heutigen Tage ausgezahlt er- 
halten zu haben. Nach dem Regulativ VI ift der volle Be- 
trag des bewilligten Girofredits dem Genofjen gutzufchreiben, und 
zu feiner Verfügung zu halten, abzüglich allein 2 Proz., welche 
während der ganzen Dauer de8 NKreditverhältniffes unberührt 
jtehen zu bleiben haben. — DgLl.R. ©. E., Bd. 12, ©. 65. — 
Die Bürgen hatten fich nur und allein für dies Schuldverhältniß 
verbürgt. Sie hatten auch ein Intereffe daran, daß dem Schuldner 
der volle Betrag des ihm bewilligten Girofredits zur Verfügung 
geftellt würde, damit der Schuldner durd) diefe Summe in den 
Stand gefetst werde, drüdende Schulden zu bezahlen, injonderheit 
eine Hhpothek über 26000 Mark abzuftoßen, worauf von ihm 
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zur Sicherheit der Bürgen Hhpothef beftellt werden jollte. Der 
Klägerin war auch jener Zwed des von dem Schuldner ein- 
gegangenen Kreditverhältnifjes befannt, und ferner, daß die Bürg- 
Ihaft gerade für die Summe von 33000 Marf übernommen 
wurde, um die Erreichung jened Zweces zu ermöglichen: während 
jener Zwed nicht zu erreichen war, wenn dem Schuldner eine er- 
heblich geringere Summe zur Verfügung geftellt wurde. Die 
Klägerin hat aber dem Schuldner die volle verbürgte Summe 
nicht zur Verfügung geftellt, vielmehr, und zwar hinter dem Rüden 
der Bürgen dem Schuldner auf diejelbe eigene Wechfelforderungen 
von 23000 Mark, von denen 20000 Mark noch nicht einmal 
fällig waren, angerechnet. Entiprechend dem Urtheil in dem 
analogen alle L, 164/95 und I, 175/94 vom 3. Oft. 1894 
wurde die Klage wider vier Bürgen auch zu demjenigen Betrage 
abgewiejen, welcher dem Hauptjchuldner effektiv ausgezahlt war. 
VI, 106/96 vom 24. Sept. 

558. Kläger und die zwei Beklagten hatten jolidarifch für 
einen Kredit gebürgt, welcher einem Vierten in Höhe von 15000 
Marf gewährt war. Kläger hat dem Gläubiger gegen Celfion 
14868 Mark 20 Bf. gezahlt, und nun von den Beklagten unter 
folidarifcher Haft 9912 Mark 60 Pf. gefordert, indem er fich er- 
boten hat, wenn ihm einer der Beflagten die Summe zahlt, ihm 
den Anipruch auf die Hälfte gegen den Anderen abzutreten. Die 
Beklagten find verurtheilt. Durch die Abtretung der Rechte der 
Slänbigerin fei Kläger al8 Singularfucceffor auh in das Recht 
derjelben eingetreten, die Beklagten als Solidarfchuldner für die 
von ihnen verbürgte Schuld in Anfprud zu nehmen. Die beiden 
Beklagten können diejen Anfprud) dem Kläger als Eejfionar gegen- 
über ebenjowenig beftreiten, wie fie e8 der Cedentin gegenüber zu 
thun in der Xage gewejen wären, denn e8 bejtände zwilchen ihnen 
und dem Kläger ald Mitbürgen fein Rechtsverhältnig, welches 
den leßteren verpflichtete, im Wege des LUmlageverfahrens nur 
die Duote von ihnen wieder einzuziehen, für welche fie an der 
eingeflagten Bürgichaft betheiligt wären. Daß er ald Singular- 
jucceffjor der Gläubigerin nicht auch feinen eigenen Antheil an 
der verbürgten Schuld mit geltend machen dürfe, beruhe nur auf 
der Thatfache feiner Betheiligung an der Verbürgung, welche, 
wie er gewußt babe, zur Kenntniß der Mitbürgen habe gelangen 
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müfjen und fie darauf habe rechnen lafjen, er werde jedenfalls zu 
einem Drittheil für die Schuld des Hauptichuldners mithaften. 
Eine weiter tragende Gemeinfchaft oder ein jonftiges Nechtsverhältniß 
der Mitbürgen unter einander werde aber damit nicht begründet. 
Revifion zurückgewiefen. VI, 187/96 vom 9. Nov. 

559. Die Randower Genofjenihafts-Molferei e. &., zu 
deren Mitgliedern die neun Kläger gehören, der Erftbeflagte bis 
zu feinem Austritt und der Ehemann der Zweitbeflagten bis zu 
feinem Tode gehört haben, hat zufolge Schuldurfunde vom 31. Dec. 
1887 von der Kreisiparfaffe zu Herford ein verzinsliches Dar- 
lehn von 250000 Mark aufgenommen und dafür Hhypothef mit 
ihrem Grundftüce beftellt. Für diefe Schuld haben demnädjlt 
nod) 20 Genofjen, darunter die Kläger, der Erjtbeflagte und der 
Ehemann der Zweitbeflagten, mitteld Urkunde vom 11. Ian. 1888 
jeloftichuldnerifche Bürgichaft übernommen. Nachdem die Genofjen- 
haft im März 1890 ihre Liquidation befchloffen, hat fie das 
Pfandgrundftük durch Vertrag vom 3. ISuni 1890 an M. für 
150000 Mark verkauft und der Käufer auf diefen Preis einen 
entfprechenden Theil der Hhypothel von 250000 Mark übernommen, 
während die Verkäuferin fich zur Fortichaffung des Hhpothefreites 
von 100000 Darf verpflichtet hat. Das Darlehn ift demnädft 
in Tcheilbeträgen, wovon die Kläger 62229 Mark 42 Pf. am 
10. April 1891 gededt haben, an die Herforder Kreisfparkaffe 
zurücigezahlt worden. Am 6. April 1891 hat diefe der Genofjen- 
Ihaft Löfhungsfähige Quittung ertheilt, und auf Grund derjelben 
ift die Hypothek gelöfht. Die Beklagten haften den Klägern an 
fich antheilig auf Erftattung nah 8. ZTLAU.LUR. LT 14; 8. 428, 
I, 5, ohne daß fie geltend machen fünnen, daß die Kläger ihnen 
alsbald al8 Genoffen erftatten müßten, was fie mit der lage 
erftritten haben, denn die Zahlung haben die Kläger zwar auf 
eine Genoflenfhaftsichuld, aber al8 Bürgen geleiftet. Dagegen 
fteht den Klägern entgegen, daß fie den Beflagten die gelöfchte 
Hppothef nicht antheilig abtreten Fünnen. Nur joweit die Hhypo- 


Bürgichaft. 


thef werthlos war, haften ihnen die Beflagten, aljo zu dem an- - 


theiligen Betrage von 22448 Marf 92 Pf. Denn am 31. März 
1891 valedirte die Hypothek zwar noch in Höhe von 176466 Mark 
92 Pf. Damals Hatte aber das Grundftük nur einen Werth 
von 154018 Marl. Darauf fönnen fi) die Kläger für eine 


Bürgichaft. 


Lotterie. 


300 Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsklaufeln. 


weiter gehende Haftung der Beklagten nicht berufen, daß M. in 
Folge des Kaufvertrages 150000 Marf bezahlt habe, und daß 
deshalb zu erörtern gewefen wäre, wieweit das Grunditüd für 
die Neftihuld von 100000 Marf Sicherheit bot. Denn hier 
fommt es nicht auf das Nechtsverhältniß zwifchen der Genofjen- 
haft und ihrem Käufer an. IV, 135/96 vom 9. Nov. 

560. Die Beflagte hatte für ihren Neffen ©., welcher mit 
dem Kläger affoziirt war, im Januar 1892 eine Bürgfchaft für 
3000 Mark Forderung des Klägers geleiftet. Im Suli 1892, 
al8 ©. das Geihäft allein übernommen Hatte, leiftete fie nod) 
einmal Bürgichaft für eine zweite Forderung des Klägers an 
denjelben von 3000 Marf. Die Klage aus diejer zweiten Bürg- 
haft ift abgewiefen. Denn im Mai 1892 war der von dem 
Kläger und ©. für das gemeinfchaftliche Gefchäft bei dem Kredit- 
verein der Friedrichftadt nachgejuchte laufende Kredit von nur 
1000 Mark deshalb abgelehnt, weil die angeftellten Ermittelungen 
in Verbindung mit der Befihtigung des Gefchäftsinventars eine 
ausreichende Sicherheit in Höhe diefer Summe nicht ergeben 
hätten. Die Ablehnung fei erfolgt, ‚obichon e8 die Aufgabe des 
Kreditvereins fei, gerade Kleinere Unternehmungen, wenn fie nur 
einigermaßen kreditfähig feien, durch Kreditgewährung zu unter- 
ftügen. Diefer Deißerfolg jet von ihnen, als fie bald darauf die 
DBeflagte um die Uebernahme der zweiten Bürgjchaft erjucht hätten, 
der DBellagten nicht mitgetheilt. Die Beflagte würde, wie fie 
wußten, die Bürgfchaft, wenn fie jenen Vorgang gekannt Hätte, 
nit übernommen haben. In der Unterlafjung der hierauf be- 
züglichen Mittheilung ift deshalb ein wifjentliches Verjchweigen 
zu finden, das die Täufchung der Beklagten über die Gejchäfte- 
lage bezwedt und herbeigeführt und fo deren Bürgfchaftserflärung 
veranlaßt hat. Die Bürgfchaftserflärung ift Hiernad) gemäß $. 85, 
AU. NR. unverbindlih. Nevifion zurüdgewiefen. IV, 167/96 
vom 3. Dec. 

561. Der beffagte Hauptfollefteur ©. in NRoftod hat „der 
Geichäftsftelle der Deutichen Börfenzeitung zu Berlin-Niederichön- 
baujen‘ im 3. 1894 70 ganze Looje der 238. Meclenburgifchen 
Landeslotterie unter Gewährung beftimmter Vortheile überlaffen, 
ihr au) die Looje zur erften und zweiten Klaffe überjendet. Im 
ihrem Schreiben vom 20. Dec. 1894 hat die Geichäftsftelle dem 
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Beklagten mitgetheilt, daß fie ihre Kollefte Herrn KR. in NRoftod 
überlajfen habe, und zugleich den Beflagten gebeten, alle Zu- 
fendungen und Korrefpondenzen direft an bdenfelben gelangen zu 
lajfen. Beflagter hat die Herausgabe der Xooje zur dritten Klaffe 
verweigert. Die Klage auf Schadenserjat ift abgewiefen. Das 
Verhältnig der Geichäftsjtelle zum Bellagten war das des Sub- 
follefteurs zum Hauptfollefteur. Damit war die fejte Uebernahme 
der Xoofe durch den Subfollefteur vereinbar. Der für die X’hätig- 
fett feiner Unterfollefteure der Lotteriepächterin verantwortliche 
Beklagte war aber nicht verpflichtet, den Kläger an Stelle der 
Gejhäftsitelle ald Subkollekteur anzunehmen und ihm demgemäß 
die Ernenerungslooje zu liefern. Wenn die Nevifion behauptet, 
daß dem Kläger jedenfalls der Anfpruc auf Lieferung der Er- 
neuerungsloofe cedirt worden fet und aud) habe cedirt werden 
fönnen, jo ift der Ausführung des DBerufungsgerichts beizutreten, 
daß der Yellagte der in dem Schreiben vom 20. Dec. enthaltenen 
plus petitio gegenüber durch feine Weigerung nicht in Verzug 
gerathen ift, und daß zur Zeit der Klagerhebung nach der längft 
beendigten Ziehung der dritten Klaffe die Lieferung der Xooje ob- 
jeftiv unmöglid) geworden war. III, 199/96 vom 4. Dec. 
562. Der Kläger in Saderau ift im 3. 1895 einer vom 
Beklagten zu Frankfurt a. M. veranftalteten Serienloosgejellichaft 
beigetreten. Gegen einen Sahresbeitrag von 120 Mark war er 
an den auf zwölf Loofe fallenden Treffern zu 00 betheiligt, unter 
anderm an der Badiichen Prämienziehung der Hunderthalerloofe 
mit Serie 1853, Nr. 92603. Auf diefe Nummer fiel ein Ge- 
winn von 300000 Marf, der vom Beklagten erhoben ift. Der- 
jelbe ift zur Zahlung von 3000 Marf verurtheilt. Denn das 
Gefjeß vom 29. Iult 1885, betreffend das Spiel in außerpreußifchen 
Lotterien fommt überhaupt nicht in Trage, da der Vertrieb jener 
Loofe in Preußen zugelaffen ift. Ebenfo wenig das Gejeg vom 
19. April 1894, weil e8 fi) um Antheile von Xoofen zu Privat- 
fotterien oder Ausfpielungen nicht handelt. Wäre aber anzunehmen, 
daß zwiichen Parteien nicht der Verkauf eines Roosantheils, jondern 
der Berfauf einer Gewinnhoffnung, aljo ein Lotterievertrag ab- 
geichloffen ijt, jo ift ein folcher fowohl nah AL. R. ald nad 
Gem. R. Hagbar. Mit Strafe bedroht war nur die Veranjtal- 
tung des Beflagten. Und der Beklagte tft aus 8. 286 Str. ©. 2. 
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beftraft. Der Kläger war wegen feiner Zheilnahme an diejer 
Lotterie al8 Spieler nicht ftrafbar. Deshalb Fanıı fi) Beklagter 
nicht auf das gefegliche Verbot gegenüber der Klage berufen. I, 
275/96 vom 30. Dec. 

563. Die Klägerin und der Althändler DB. befannten in 
einem notariellen Bertrage, daß fie feit mehreren Iahren ein ge- 
meinfchaftliches Gejchäft geführt haben, in welches fie beide ihr 
ganzes Vermögen eingelegt haben. DB. jet Geichäftsführer, Klägerin 
jtille Zheilnehmerin gewejen. Das ganze Vermögen, weldjes fie 
beide befiten, jet gemeinjchaftliches Eigenthum, jelbjt die Häufer 
und Grundftüce, welhe im Grundbuche auf den Namen des Einen 
eingetragen find. Diefe Gemeinjchaft fol aud) Fünftig fortgeführt 
werden. Was Fünftig gewonnen wird, wird gemeinschaftliches 
Eigenthum, wie aud etwaige Verlufte gemeinfchaftlich getragen 
werden. Wenn BB. vor der Klägerin ftirbt, fol diefe Thetlung 
verlangen fünnen, und dann das gemeinschaftlihe Vermögen in 
zwei gleiche Theile getheilt werden. Der Fall trat ein; die Klage 
ift wider die gütergemeinfchaftliche Witwe und den Erben der 2. 
auf Herausgabe des halben Vermögens gerichtet. Die Klage tjt 
abgewiejen. Revifion zurüdgewiejen. Db Klägerin aus der zwifchen 
ihr und D. beftandenen Gemeinfhaft Anfprüche ableiten fan, ift 
nicht Gegenftand diejed Prozefjes. Aus dem notariellen Vertrage 
fann ein Anjpruch nicht hergeleitet werden. Denn eine allgemeine 
Gütergemeinfchaft fann nah 8. 176KAL.UR.1L 17 nur zwilchen 
Eheleuten durch Vertrag begründet werden. Der gefcjlofjene Ver- 
trag ijt danad) auch unter den Kontrahenten ungültig. Eine all 
gemeine Erwerbögejellichaft hätte nach $. 178 der gerichtlichen 
Form bedurft. Eine 0. H. ©. liegt beim Mangel einer gemein- 
Ihaftlihen Firma nicht vor, eine ftille Gejellichaft nicht, weil fich 
die Betheiligung nicht auf eine Cinlage bejchränfte. Uebrigens 
würde der Vertrag für B. auch deshalb unverbindlich gewejen 
fein, weil er ohne Zuftimmung feiner gütergemeinfchaftlichen Ehe- 
frau gefchlofjen war. IV, 23/96 vom 15. Suni. 

564. Der Beklagte bejaß einen Dampfpflug. Er hat zwei 
Schloffer, die Brüder E., engagirt, deren Einer die Leitung der 
Dampfpflugarbeiten, der Andere die Führung einer Xofomotive 
übernahm. Die E. erhielten einen Wochenlohn. Sie hatten aber 
eine Einlage von 9000 Marf gemacht, die ihnen zu verzinfen 
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und nebft einem Viertel des Neingewinns, der fih aus dem DBe- 
triebe ergab, nach Ablauf des Vertragsverhältniffes gezahlt werden 
follte. Bon ihrem Guthaben follten fi) aber die E. ein DViertel 
des Minderwerth8 abziehen Lafjen, welchen der Apparat nad) Be- 
endigung des Vertragsverhältniffes haben wird. Nad) Beendigung 
diefes DVerhältniffes hat ein Ceffionar der Brüder E. auf Ned)- 
nungslegung geklagt. Die Klage ift vom Neichdgericht abgewiefen. 
Denn bezüglid) der Einlage und des Neingewinns Liegt ein Ge- 
jellichaftsverhältnig vor — 8.169 WU... R IL 17 — MNad 
8.218 befteht aber die Pflicht zur Rechnungslegung nur dem Ge- 
jellichafter, nicht deijen Cefftonar gegenüber. — Bolze, Praris, 
Bd. XV, Nr. 266; D.%. €, Bd. 24, ©. 81; Striethorft, Bd. 23, 


©. 165; Bd. 83, ©. 125. — Hat aber der Ceffionar Feine Klage 


auf Rechnungslegung, jo Tieß fich diefelbe aud) nicht dadurd) auf- 
recht Halten, daß er im Laufe des Verfahrens Rechnungslegung 
an die Gebrüder E. forderte, worin das Berufungsgericht Feine 
Klagänderung fah. Unerheblih, daß dieje, welche als Neben- 
intervenienten aufgetreten waren, fi dem Antrage des Klägers 
angefchloffen Haben. Denn die Nebenintervenienten fünnen nur 
die Rechte der Partei, nicht eigene Rechte geltend madjen. I, 151/96 
vom 23. Sept. 

565. Gem. R. Zwilchen dem Kläger und St. hat in den 
Sahren 1885—89 eine Gejellichaft zum Vertriebe von Braunftein 
und Flußfpath beitanden. E8 war beredet, da8 aus diefem DBe- 
triebe für St. erwachfende Guthaben folle auf die, fpäter von 
dem DBeflagten übernommene Schuld von 3500 Marf an den 
Kläger verrechnet werden. N. hat dem Beklagten feine Redhte 
aus dem DVertrage cedirt, der Kläger hat beitritten, daß fic) aus 
dem Geichäft ein Gewinn ergeben habe. Wenn e8 zur Darlegung 
und zum Nachweife des Guthabens auch) nicht eines fürmlichen 
Liquidationsverfahrens unter den früheren Gejellichaftern bedurfte, 
fondern die Berechnung feined Guthabens aud) von einem der- 
jelben aufgeitellt werden fonnte, fo mußte diefe Berechnung dod) 
eine vollftändige jein, und nach beendigter Sozietät war nicht zu- 
läfftg, nod) jett Einzelanjprücdjhe Flagend zu verfolgen, welche etiwa 
während des DBeftehens der Gefellichaft von einem der ©efell- 
Ihafter gegen den anderen hätten geltend gemacht werden fünnen. 
Mehr wie foldhe Einzelaniprücde haben die Beklagten nicht dar- 
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gelegt, indem fie ohne Rüdficht auf Einlagen, Gewinn und Ber- 
luft und das fchliegliche Ergebniß der Gejchäftsverbindung nur 
Anfprücde des St. auf Grund feiner Gefchäftsthätigfeit und der 
von ihm perjönlich beftrittenen Ausgaben aufgeftellt Haben. Ein 
Guthaben des St. aus der beendeten Gefellihaft ift hieraus nicht 
zu entnehmen, und ift daher mit Necht die Kompenfationseinrede 
wegen mangelnder thatjächlicher Begründung zurücigewiefen. III, 
200/96 vom 4. Dec. 

566. Im Fall 396. Ohne daß eine Bilanz vorliegt, werden 
hier einzelne Verkäufe und Gefchäfte herausgegriffen, und von dem 
Ueberfhuß der Einnahmen über die Ausgaben bei diefen einzelnen 
Gefchäften wird ein Antheil als Gewinnantheil eingeflagt. Das 
ift unzuläffig. Der Gefchäftsgewinn ergibt fich erft durch Gegen- 
überftellung der Gefammteinnahmen und Gefammtausgaben ent- 
weder nad) Abichluß der Geichäftsthätigfeit oder nad Abichluß 
der nad) Vereinbarung oder Herfommen maßgebenden Rechnungs- 
periode. IV, 199/96 vom 7. Dec. 

567. Die Mitglieder eines von den Gläubigern des Baus 
unternehmers ©. in Elberfeld zur Führung von deffen Gefchäften 
berufenen Ausjchuffes wurden von dem Klagenden Steinhauer- 
meijter auf Zahlung für dem Kläger von den Bellagten auf- 
getragene Arbeiten belangt und von dem Berufungsgericht als 
perfönlic) und folidarifc haftbar verurtheilt. Das Neichögericht 
hat aufgehoben und zurücdverwiefen. Denn die Verurtheilung be- 
ruht auf der Annahme, die Gläubiger hätten eine Vereinigung 
zu einzelnen Handelsgejchäften — 9. ©. 3. Art. 266 ff. — be- 
gründet; von dem Beklagten als Gejchäftsführer der Vereinigung 
jet mit dem Kläger fontrahirt. Allein die Vereinigung erfolgte 
zur Fortführung der Gefchäfte eines Bauunternehmers, und diefe 
Geichäfte find Feine Handelsgefchäfte. IL, 103/96 vom 26. Suni. 

568. Nach dem vor dem deutfchen Konful zu Amod ge- 
ichloffenen Vertrage war zwijchen dem deutjchen Kaufmann ©. 
al Gefchäftsinhaber und Ong-ming-ted eine ftille Gejellichaft 
eingegangen. Diejer hatte 12000 fpanifche Dollars al8 Kapital- 
einlage eingefchoffen. Nun war zwar die Gefchäftseinlage nicht 
von Ong-mingste allein, jondern von diefem und vier anderen 
Chinejen bejchafft, und diefe hatten unter fich einen Vertrag über 
die Begründung eines Geihäfts gejchloffen, deifen manager ©., 
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Direktor Hong hee Hüan und Ong-ming-ted der Ruafha (assigner) Stille Gefell- 
fein follte. Aber, wenn aud) Leterer mit ©. für Rehnung der Yet. 
fünf Chinefen, jo hatte er doch im eigenen Namen fontrahirt. Und, 

da er fic) auch in dem DVertrage der Gerichtsbarkeit des deutichen 
Konjuls und damit dem deutfchen H.&.B. unterworfen hatte, Fam 

9. ©.3B. 378, 368 zur Anwendung. Danad) hatten bei Ablauf des 
Vertrags die vier andern Chinefen gegen ©. feine Klage auf Rüd- 
zahlung ihres Beitrags zur Einlage und einen Gewinnantheil, fo- 

lange nicht der Erbe des inzwifchen verftorbenen Ong-ming-ted 

ihnen feine Rechte abgetreten hatte. Daß ein auch die deutfchen NReichs- 
angehörigen verbindendes ürtliches Gewohnheitsrecht begründet fei, 

welches diefen Beftimmungen des H. ©. B. derogirte, nahm das 
Neichsgericht nicht an. L, 291/95 vom 7. Nov. DBgl. 214. 

569. Die Kommanditiftin fechtet die Nichtigkeit der ihr von Kommanbit- 
dem perjünlich haftenden Gefellichafter per 31. Dec. aufgeftellten geielicaft. 
Bilanz mit Klage an, weil der eingeftellte Effeftenverluft und der 
Berluft einer Forderung an 3. dur) unzuläffige Gefchäftsführung 
des Beklagten herbeigeführt, aljo von diefem allein zu tragen fei. 

Der Provifionsgewinn fei zu niedrig angegeben und der Gewinn 
des Beflagten aus VBermittelung von Hüypothefengejchäften gar 
nicht eingeftellt. Sie fordert in letter Beziehung Rechnungs: 
fegung; abgejehen davon ergebe die berichtigte Bilanz ftatt des 
berechneten DVerluftes einen Gewinn, von welchem auf ihren An- 
theil 5816 Mark 58 Pf. entfallen, den fie eventuell ihr zuzuerfennen 
bittet. Der Antrag auf Rechnungslegung geht zwar injofern zu 
weit, als dem Kommanditiften nur ein Recht auf Aufklärung zu- 
jteht, und auch) diefes nur unter geeigneten Umftänden. Diejes Recht, 
welches al8 das Mindere in dem Anjprud) auf Rechnungslegung 
enthalten ift, tft ihr indeflen, wenn die VBorausfegungen vorliegen, 
zuzufprechen. Und aud) fonft folgt aus dem Prüfungsrecht, welches 
Art. 160 9. ©. 2. dem Kommanbditiften zufpricht, da8 Recht, die 
Nichtigftellung der Bilanz zu fordern, da fonft das Prüfungs- 
recht inhaltlos fein würde. Diejes Necht ift auch durd) die vor 
Erhebung der Klage eingetretene Bilanz nicht bejeitigt. Denn 
jene Bilanz bildet die Grundlage der Liquidation. Die Klage 
durfte deshalb nicht aus dem Grunde abgewiefen werden, weil 
zunächit das Nejultat der Liquidation abzuwarten fei. Aufgehoben, 
zurüdverwiejen. I, 65/96 vom 3. Suni. 

Braris des Reichdgerihtd. XXIII. 20 
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570. Da in Grmangelung anderer PVereinbarung nad) 
9. 6.3. 109 Kopftheilung eintritt, fo ift die eftftellungsflage, 
daß Kläger nur zu einem Achtel an der 0. H. ©. betheiligt fei, 
unbegründet, wenn er nicht eine dahin gehende Vereinbarung be- 
weift. III, 106/96 vom 22. Sept. 

571. Das Berufungsurtheil erkennt an, daß Kläger nur 
ein Achttheil am Gewinn und VBerluft zu übernehmen beabfichtigte. 
Da aber das Einverftändniß der übrigen Gefellfchafter als nicht 
bewiefen angenommen wird, jo ift damit feftgeftellt, daß jene Ab- 
fiht nicht verwirklicht wurde, fodaß Kläger den Vertrag nad) 
Art. 109 H. ©. DB. abgefchloffen Hat. Bon dem Mangel beider- 
feitiger Willenseinigung fann feine Nede fein. IIL, 106/96 vom 
22. Sept. 

572. De 0.96. 93&®2. zu Yondon hat fi aufgelöft 
und ift in Liquidation. Sie war Agent für den DVerfauf der 
chemischen Artikel des Beklagten in Großbritannien. Das Ber- 
hältniß ift von dem Beklagten durd) Kündigung aufgelöft, B. er- 
achtet den Beklagten aus dem Vertrage verpflichtet, die vertrags- 
mäßige Provifion für die nächjten drei Jahre zu leiften. Ex hat 
geflagt, Bellagter jolle ihm, eventuell ihm und feiner Gejellichaft, 
über die während diejer drei Iahre von ihm nad) Großbritannien 
abgefchlojfenen Verkäufe Auskunft und Nechenichaft ertheilen, 
namentlich einen Auszug über die Gefchäfte geben. ‘Das Be- 
rufungsgericht hat nur auf den eventuellen Antrag verurtheilt. 
Das Neichögeriht Hat aufgehoben und zurüdverwieien, unter 
anderm weil der Kläger als Gefellichafter vor wie nad) Auflöfung 
der Gejellihaft ein eigenes, felbftändiges Necht habe zu allen 
Schritten, die zur Feltitellung des Aniprucdh’e auf die Propifion 
dienen, das ihm durch den Mitgejellichafter nicht verfchränft werden 
fann.*) Er bedarf dazu Feiner Vollmacht feines Mitgefellichafters. 
Denn e8 handelt fi nicht um Legung einer Rechnung im Sinne 
88. 133 ff. UL. R. LI, 14, welde der Abnahme durch den DBe- 
rechtigten bedarf und deshalb bei mehreren Berechtigten grund- 
fätlih nur allen Berechtigten gemeinschaftlich gelegt zu werben 
braucht. — Vgl. D.2. €, Bd. 22, ©.136. — Vielmehr handelt 


*) Bol. von Hahn, Kommentar, Borbemerkung zum Abjchnitte der 0.9.8., 
8.26, ©. 464 der 4. Auflage. 
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e8 fih nur um Auskunft, und DBellagter wird nicht befchwert, 
wenn er biefelbe Auskunft noch einmal dem Mitgejellichafter zu 
ertheilen hat. I, vom 16. Sept. 96. 

573. Das NRichteramt ift weder berechtigt, noch verpflichtet, 
auf Feititelung eines Vertrages und notarielle Verbriefung des- 
jelben zu erkennen, wenn deffen Inhalt überhaupt oder in einem 
für die Willenseinigung der Kontrahenten wejentlichen Punkte 
fih al8 rehtsungültig herausstellt. Im diefer Beziehung geben 
aber die Ziffern 2 und 7 der fchriftlichen Abmachung zu erheb- 


ichen Bedenken Anlaß. Nah Ziffer 2 joll Kläger in die Gefell- 


Ichaft, d. H. in eine 0.9. ©., wie er felbjt behauptet und die Vor- 
inftanzen angenommen haben, eine Baareinlage von 60000 Marf 
maden; nad) Ziffer 7 fol aber für dieje nämliche Summe der 
Mutter des Klägers eine Hypothefarifche Sicherheit auf die von 
dem Beklagten einzubringende Mafchinenfabrif bejtellt werden. 
Daß etwa durd Ziffer 7 die Ziffer 2 in dem Sinne befeitigt 
fei, daß nunmehr Kläger feine Einlage zu machen, jondern nur 
feine Arbeitskraft dem Gefchäfte zu widmen habe — eine an fid) 
zuläffige Vereinbarung —, hat der Berufungsrichter nicht feit- 
geftellt, wie diefe Annahme denn auch Hödhjt unwahricheinlich fein 
würde. Dann war aber der Frage näher zu treten, ob die Frau 8, 
nicht zu dem Zwede vorgeichoben fei, dem Kläger felbft auf einem 
Umwege diejenige Sicherheit zu verfchaffen, die er, weil mit jeinem 
ganzen Vermögen für die Verbindlichkeiten der Gefellichaft haftbar, 
fih offen nicht ausbedingen durfte. IL, 252/96 vom 20. Wov,. 

574. Die Handelsgejellichaft war als foldhe vor Abjchluf 
des Kaufvertrages in das Gefellichaftsregifter eingetragen und da- 
mit gemäß 9. ©. B. 110 insbefondere Dritten gegenüber redt- 
(ich in Wirkfamtkeit getreten. Demgegenüber ift die von den Klägern 
allein aufgejtellte und zum Beweis verftellte Behauptung, daß die 
GSefellichaft demnädft Leine Handelsgejchäfte betrieben, jondern 
lediglich ihre mit eigenen Mitteln hergeftellten aus den Grundftüden 
gewonnenen Produfte vertrieben habe, mit Recht vom Dberlandes- 
gericht als unerheblich erachtet worden. Hätte ed von vornherein 
gar nicht in der Abficht der Gefellichafter gelegen, Bandels- 
geichäfte zu betreiben, jo würde allerdings aud) eine Dandels- 
gefellichaft (Art. 85) mit den aus den Beltimmungen des Handels- 
gejeßbuchs fich ergebenden rechtlichen Wirkungen nicht zu Stande 

| 20* 
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gefommen fein. Das Beweiserbieten bezog fi) aber feinem Klaren 
Inhalt nad) nur auf die nach der Eintragung und dem Alte vom 
3. April 1891 Tiegende Geihäftsführung, und danad) war Fein 
Anlaß gegeben, durch Frageftellung auf eine etwaige Ausdehnung 
der Behauptungen der Kläger in dem erörterten Sinne hinzu- 
wirfen, II, 237/96 vom 8./15. Dec. 

575. Nad) dem Gefellfchaftsvertrage follte R. ohne weiteres 
offener Gefellfchafter der zwiichen Ka. und B. beitehenden o. 9. ©. 
werden. Dieje Erklärung hat 8. am 31. Dec. 1895 abgegeben. 
Danad) Fonnte aud) R. mitteljt der gegenwärtigen Klage, welcher 
der zweite Gejellichafter Ka. fich angeichloffen Hat, geltend machen, 
daß der Beklagte B. als dritter Gejellfchafter feine Einwilligung 
zum Eintrag des neu eingetretenen Gefellichafters in das Handels- 
vegijter ertheile; denn dieje Einwilligung ift eine civilrechtliche 
Bertragspflicht, welche — neben den durd) Art. 89 9. ©. 2. ge- 
botenen Hülfsmitteln — aud) dur) eine Civilflage verfolgbar 
it. NRevifion des DBellagten gegen die DVerurtheilung zurüd- 
gewiefen. Daß KR. fi einer Handlung jchuldig gemadjt habe, 
wegen deren Bellagter die Auflöfung der 0.9. ©. nad) 9. ©. 3. 125 
fordern Fünne, bat diefer gar nicht behauptet. Abgejehen davon 
war er mit der Einrede, derjelbe habe eine Reihe von Hand- 
lungen begangen, durch welche er die Pflichten eines Gefellfchafters 
verlett habe, nicht zu hören. III, 205/96 vom 11./22. Dec. 

576. Der Kläger Hatte al8 Mitglied des Konfortiums 


600 Aktien des Wiesbadener Badeetabliffement® übernommen. 


Ein Theil davon ift anderweit begeben. Die beflagte Banf hat 
dem Kläger 120 Aftien geliefert. Cr hat Aufhebung des des- 
fallfigen Vertrags wegen Dolus und Schadenserfaß wegen Nicht- 
erfüllung gefordert; feine Klage ift abgewiefen. Nad) feiner Be- 
hauptung jet die Beklagte zur Baareinzahlung der Aktien verpflichtet 
gewejen, fie habe aber unter Zuftimmung des Babeetabliffements 
die Einzahlung durch Aufrechnung einer Gegenforderung geleitet; 
in Folge davon fei die Gejellichaft fallit geworden. Allein, wenn 
auch die Bellagte im BVertrage die Volleinzahlung der Tämmt- 
lichen von ihr übernommenen Aftien verjprochen hat, jo waren 
dadurch andere zuläffige Erfüllungsarten nicht ausgefchloffen. Aud) 
ein Öffentliches Intereffe jchloß hier die Zulaffung der Kompen- 
fation nicht gefeßlich aus, wie im Fall Bd. III, 803/4 (R.®. €., 
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Hd. 18, Nr. 1). Auch handelte es fi Hier um eine mit einer 
beftehenden Aftiengefellichaft getroffene Vereinbarung der Kom- 
penfation mit einer fälligen Gegenforderung. Und felbjt wenn 
der Kläger getäufcht wäre, würde e8 bezüglich des behaupteten 
Schadens am Kaufalzufammenhange fehlen. Denn wurde die 
Aufrechnung verweigert, wäre Beklagte berechtigt gewefen, jofort 
ihre Rontofurrentforderung von 556000 Marf gegen das Bade- 
etabliffement zu verfolgen. III, 371/95 vom 2./19. Suni 96. 

- 577. Kläger hat in der Generalverfammlung mit Aftien im 
Nominalbetrage von 120000 Mark gejtimmt, aber nur 22 Aktien 
im Nominalbetrage von 13200 Marf unter Erhebung der Klage 
auf Ungültigfeitserflärung eines Bejchluffes der Generalverfamm- 


fung hinterlegt. Die Klage wurde abgewiefen. Denn nah 9.6.8. 


190°, 222 hat der Anfechtungsfläger jeine Aktien zu hinterlegen, 
d. h. diejenigen Aftien, welche er vor der ©eneralverfammlung 
al8 die feinigen hinterlegt hatte, um fein Stimmrecht auszuüben, 
für die er auch fein Stimmrecht ausgeübt hat. — Pgl. auch) die 
Begründung zum Entwurf des Gejeges vom 18. Juli 1884, Reiche- 
tagsverhandlungen 1884, Bd. 3, ©. 236. — Mit der Behauptung, 
daß die übrigen Aktien, für welche er in der Generalverfjammlung 
geftimmt hat, ihm nicht gehört haben, wurde der Kläger. nicht 
gehört. Denn ald Bevollmächtigter dritter Aktionäre, für welche 
er eine Schriftliche Vollmacht vorzulegen gehabt hätte, war der 
Kläger nicht aufgetreten. I, 36/96 vom 27. Suni/11. Yuli. 
578. Dem Gemeinfchuldner gehören Aktien einer Zuder- 
fabrif, die er einem VBorfchußfafienverein mit der Befugniß ver- 
pfändet hat, fie ohne gerichtliches Verfahren zu veräußern und 
fi) aus dem Crlöfe zu befriedigen. Die Klage des Konfure- 
verwalters, die Verpfändung für ungültig zu erklären, ift ab- 
gewiefen. Die Verpflichtung der Aktionäre zur Rübenlieferung 
fteht dev Gültigkeit der Verpfändung nicht entgegen. Denn jene 
Berpflichtung bildet den Inhalt eines bejonderen Vertrags. Daß 
der Rübenlieferungspflichtige durch Veräußerung der Aktie aufhört 
Aktionär zu fein, ändert nichts an der Verpflichtung zur NRüben- 
fieferung. &8 ift Sache der Kontrahenten, innerhalb der Grenzen 
der DVertragsfreiheit durch befondere Vertragsbeftimmungen im 
Intereffe der Gejellichaft möglichit zu bewirken, daß Aftienrecht 
und Rübenlieferungspflicht im derjelben Perjon vereinigt bleiben. 
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Hier war in den Statuten bejtimmt, die Veräußerung fei nur 
mit Einwilligung der Gefellfchaft zuläffig und gültig.‘ Daraus 
folgt nicht, daß die Verpfändung ohne Einwilligung ungültig jet. 
Denn auch unveräußerliche Nechte, wie der Nießbraud, können 
verpfändet werden, wenn nur die Ausübung übertragbar ift. Nad) 
dem Inhalt der Statuten foll die Befugniß der Gefellichaft, die 
Genehmigung der Veräußerung zu verfagen, der Gejellfchaft nur 
die Möglichkeit verichaffen, fich eine den Intereffen der Gejellichaft 
entfprechende Nübenlieferung zu fichern. Durch die Verpfändung 
allein wird aber das Intereffe der Gejellichaft noch nicht berührt. 
Auch ijt ein Pfandverfauf möglich, wenn dadurd den Anforde- 
rungen der Gejellichaft entjprocdhen wird. III, 101/96 vom 
18. Sept. Bgl. 101. 

579. Die beflagte Brauerei hatte eine Aftiengefellichaft 
gegründet behufs Betriebes eines Neftaurants in einem Bogen 
der Stadtbahn. ©., der Erblaffer der Kläger, war Defonom des 
Reftaurants und befaß elf Aktien. Weil der Bellagten eine Ver- 
einigung von Aktionären drohte, die den SZwed verfolgte, das 
Reftaurant in andere Hände zu bringen, Hatte Beklagte mit ©. 
einen Vertrag gejchlofjen, der fi) äußerlich als Kaufvertrag dar- 
ftellte. Die elf Altien des ©. find der Bellagten übergeben, 
©. behielt aber die Kouponbogen und das Recht zur Erhebung 
der Dividende; die Zahlung des Kaufpreifes wurde bis zum 
Ablauf der Zeit, auf weldje der Defonomievertrag gejchloffen 
war, hinausgefchoben. Die Beklagte beließ dem ©. dagegen 
den Betrieb der Defonomie bi8 1898. Das Berufungsgericht 
fieht e8 bi8 auf einen der mitflagenden Witwe des S. auferlegten 
Eid als erwielen an, daß vor und bei Abichluß des Vertrags 
zwifchen der Beklagten und dem S. verabredet war, daß ber 
Bertrag nicht zum Zwed der Mebertragung des Eigenthums an 
den Altien, jondern nur zum Schein und zu dem Zwed und in 
der Abficht geichloffen war, der Beflagten die Ausübung des mit 
den Alftien verbundenen Stimmrecht in den Generalverfamm- 
lungen der Gefellichaft zu verichaffen und zu fichern, wie denn 
aud) die Beklagte diejes Stimmrecht thatjächlic) ausgeübt hat. 
vür den Schwörungsfall ift die Beklagte, welche einen Kaufpreis 
nicht gezahlt Hat, verurtheilt, die Aktien zurüczugeben. Die Re- 
vifion der Beklagten ift zurücgewiejen. Allerdings enthielt der 
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Schriftliche Vertrag auch die Beftimmung, daß wenn der Defonomie- 
vertrag mit ©. durch deffen Tod oder durd andere Zufälle auf- 
gelöft werden follte, ©. und deijen Nechtsnachfolger berechtigt 
fein follten, binnen drei Monaten nad) Auflöfung des Vertrags 
dad baare Kaufgeld zu fordern; andernfalls follte die Beklagte 
- befugt fein, die Altien zurückzugeben oder den Kaufpreis zu zahlen. 
©. war am 3. Mai 1893 geftorben, und die Klage auf Rüdgabe 
der Aktien datirt vom 28. April 13894. War aber der Kauf 
fimulirt und nur eine entgeltliche Leihe geichloffen — AL. R. 1, 
21, SS. 229 ff., 258 —, kraft deren die Beklagte den Gebraud) 
der Altten zur Ausübung des Stimmredts in den Generalver- 
Sammlungen erhielt: jo war der Leihvertrag ungültig, weil er gegen 
9. ©. B. 249° verftieß. Denn ©. hatte der Bellagten den Befit 
der Altien zum Stimmen gegen Vortheile überlaffen. — ÜL.R. 
I, 4, 8$S.6, 7; I, 5, 88. 39, 68. — I, 201/96 vom 17. Dft. 

580. Das Berufungsgeriht Hat aber auch angenommen, 
daß fich die Simulation auf die Abrede erftredte, welche der Be- 
flagten im Fall des Todes von ©. die eventuelle Befugniß ein- 
räumte, die Aktien gegen Zahlung des Preifes zu behalten. Weber- 
dies fteht dem hierauf gegründeten Anfpruch der Beklagten entgegen, 
daß diefe Vertragsbeftimmung nur als Beftandtheil des Leihver- 
trags aufzufaflen ift und bei deffen rechtlicher Unwirkfamleit eine 
jelbftändige Bedeutung nicht hat, da die ganze Sachlage der An- 
nahme wideripricht, daß die Kontrahenten jene Beftimmung ohne 
den Leihvertrag gewollt haben. I, 201/96 vom 17. Dft. Vgl. 208 
und 209. 

581. Kine Aftiengefellichaft, die durch Umwandlung einer 
verfchuldeten eingetragenen Genofjenfchaft entftanden war, verfiel 
in Konfurs. Auf die Klage des Konfursverwalters wurden die 
Gründer folidarifch verurtheilt, der Konfursmaffe allen Schaden 
zu erjegen, welcher derfelben dadurd) entjtanden ift, daß die DBe- 
flagten behufs Eintrags des Vertrags der Altiengejellichaft in 
das Handelsregifter in der dem Handelögericht eingereichten nota= 
riellen Verhandlung vom 3. Sept. 1889 bezw. der Beicheinigung 
von demfelben Tage unrichtig angegeben haben, a) daß die Ein- 
zahlung von 25 Proz. des gezeichneten Aktienkapital von 62 500 
Mark in Baar erfolgt fei (während der vorgelegte Baarbetrag 
zum größten Theil entliehen, zu einem geringen Theil aus der 
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GSenofjenihaftsfaffe entnommen war; b) daß die Bellagten der 
Aftiengefellfchaft jich verpflichtet Haben, von den nad) der notariellen 
Berhandlung vom 3. Sept. 1889 gezeichneten Beträgen den Reit 
von 75 Proz. in Baar ftatutengemäß in den von dem Borftand 
mit Zuftimmung des Auffichtsraths bejtimmten Raten einzut- 
zahlen; c) nicht angegeben haben, daß auf das gefammte Grund 
fapital von den Gründern durd) Baarzahlungen zu leijtende Ein- 
lagen nicht gemacht, vielmehr die von den Gründern gezeichneten 
Aftienbeträge durch Verrechnung auf das den Gründern an dem 
von der Aftiengejellihaft mit Aktiven und Balfiven zu über- 
nehmenden Vermögen der Genoffenfhaft zuftehende Guthaben 
getilgt werden follten. Revifion zuvücgewiejen. Allerdings war 
die Verfolgung des Anipruchs aus H. ©. B. 213° weder von der 
Generalverfammlung mit Stimmenmehrheit befchloffen nod) von 
einer Minderheit, deren Antheile den fünften Theil des Grund- 
fapitals darjtellen, verlangt. — 2gl. Art. 2235, R.©.€., Bd. 18, 
©. 61. — Denn nidht das Drgan der Aftiengefellichaft, jondern 
der DBerwalter im über das Vermögen der Aftiengejellfchaft er- 
öffneten Konfurfe hat den Aniprucd) erhoben. Im Konkurfe bleibt 
aber die ZThätigfeit der Generalverfjammlung, des Vorftandes und 
des Auffichtsraths auf folche Handlungen befchränft, welche die 
Konkfursordnung für den Gemeinihuldner übrig läßt (vgl. RK. Od. 
8$. 92, 101, 115, 123, 129, Abf. 2; 132, Abj. 2; 160). Die 
Borjhriften des Art. 223 9. ©. B. Haben für den Konfurs- 
verwalter feine Bedeutung. II, 206/96 vom 3./10. Nov. 

582. Durch 9. ©. 3. 213° und 209P, Abi. 4 follte die 
Aftiengejellfchaft gerade aud) gegen das Verfahren der Gründer 
geihütt werden, die mit vollem Bewußtfein von der gefeßlichen 
Verpflichtung, die Angaben des Gründungsvertrags über Zeidj- 
nung und Einzahlung des Grundfapitald zu erfüllen, dennoch 
nebenher, wie hier bezüglich der 75 Proz., eine andere DVerein- 
barung dahin getroffen haben, daß diefe Verpflichtung eben nicht 
erfüllt werden follte. II, 206/96 vom 3./10. Nov. 

583. Die Anfechtbarfeit eines Generalverfammlungsbefchluffes 
findet ihre Grenze in der Einflußlofigfeit der Verlegung. — Bolze, 
Praris, Bd. XVII, 533. — Das Berufungsgericht findet dieje 
Einflußlofigfeit darin, daß die Mitglieder des Auffichtsraths ihr 
Einverftändnig mit der Art der Einberufung und dem Inhalte 
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derjelben durd ihr Verhalten zu erfennen gegeben. Ob diefes 
Einverjtändniß dem Beweisanerbieten der Kläger gegenüber aud) 
auf Seite der Auffichtsräthe K. und H. angenommen werden 
durfte, mag ebenfo dahingeftellt bleiben als die Frage, ob bie 
nachträgliche Zuftimmung der Auffichtsräthe unter allen Umftänden 
den Tormmangel zu heben vermöcdhte. Enticheidend für die An- 
nahme der Einflußlofigfeit einer folhen Formwidrigfeit ift, daß 
ihr weder die Verfümmerung des Nedhts eines Aktionäre noch 
ein Einfluß auf das Zuftandefommen des angefochtenen Befchluffes 
zugejchrieben werden fann. Die Revifion macht allerdings geltend, 
daß die Theilnahme ausgebliebener Aktionäre an der Diskuffion 
möglicherweife da8 Ergebniß der Abftimmung beeinflußt haben 
würde. Die vom Vorfitenden des Auffichtsraths unter der Ge- 
jellfchaftsfirma erlaffene Bekanntmachung dev Einberufung wäre 
aber genau in bderjelben den Statuten entiprechenden Form er- 
folgt, wenn der Tormmangel nicht vorgelegen wäre, die Berufung 
fomit auf Grund eines Beichluffes des Auffichtsrath veröffent- 
licht worden wäre. Nach außen ift jomit die vorgelegene Ord- 
nungswidrigfeit nicht in die Ericheinung getreten. Dafür, daß 
diefer Vorgang befannt geworden und etwa irgend ein Aktionär 
fi) deshalb vom Bejuche der Generalverfammlung hätte abhalten 
lafjen, liegt nichts vor. Die Orbnungswidrigfeit durfte daher 
für einflußlos erachtet werden. Die Anfechtung ift abgewiejen. 
VI, 198/96 vom 16. Nov. 

584. Die Generalverfammlung hatte beichloffen, einem Auf- 
fichtsrath und einem Gründer Decharge zu ertheilen. Diefe beiden 
hatten widerjprochen, weil gegenüber der nad) H. ©. B. 213° und 
216 bereit8 eingetretenen gejeglichen Entlaftung jede Decdjarge der 
Aftiengefellichaft gegenftandslos erfcheine, und fie beantragten, den 
Beihluß als gejeg- und rechtswidrig aufzuheben. Die Anfech- 
tungsflage ift abgewiefen. C8 bejteht feine Rechtsnorm, gemäß 
der ein wirflid) oder vermeintlich Berechtigter nicht befugt fei, 
feine Anerkennung dahin zu erklären, daß ihm feine Anfprüche 
gegen einen Dritten oder folche nicht mehr zuftehen. Der Beichluß 
verftößt gegen Fein Gejeß oder irgend eine Rechtsnorm. Wer an- 
erkennt, daß er feinen Anipruch gegen einen Dritten habe, greift 
in deifen Rechte nicht ein. Feftitellungsflagen aber betreffen das 
Beftehen oder Nichtbeftehen eines Nechtsverhältuiffes. Für die 
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bloße Feltftellung eines Aufhebungsgrundes für fich gegenüber der 
Anerkennung, daß ein Schuldverhältnig nicht beftehe, gibt e8 Feine 
lage. VI, 198/96 vom 16. Nov. 

585. Der Altiengejellichaft fteht nad-H. ©. B. 248 das 
Recht zu, eine Herabjegung des Grundfapital® duch Zufammen- 
legung von Aftien mit dev Maßgabe zu beichließen, daß die Aftio- 
näre, welche die zur Zufammenlegung erforderliche Zahl von Aktien 
nicht befigen, fich gefallen Laffen müfjen, daß ihre Alten bezw. 
an deren Stelle neue zufammengelegte Aktien von der Gejellichaft 
meiftbietend oder zum Börfenkurfe verkauft werden. Die General- 
verfammlung Tann aud) 3. B., wenn etwa die Aktien ihrer Gefell- 
Ichaft fchwer verfäuflich find, beichließen, daß diejenigen neuen 
Aktien, welche auf die nicht eingereichten alten Aktien entfallen, 
für die betreffenden alten Aktionäre nad) Ablauf der Frift bereit 
gehalten und in Verwahrung genommen werben, fodaß die Divi- 
denden der neuen Aftien für jene abgehoben und mit den neuen 
nicht eingetaufchten Aktien bis zur Einreihung der alten Aktien 
aufbewahrt werden. Die Ausübung der Nechte eines Aktionäre 
bleibt dann bis zum Umtaufcd juspendirt. Dagegen fteht der 
Aktiengejellichaft das Necht nicht zu, die alten Aktien ihrer Dipvi- 
denden und die Inhaber der alten Aktien ihres Stimmredts für 
den Fall der Säumigfeit in der Einveihung zum Umtausch fchledht- 
bin zu berauben; diefes jo wenig, wie die alten Aktien fchlechthin 
für ungültig zu erklären, um fo die übrigen Altionäre auf Koften 
der füumigen zu bereichern. Baßt die Gefellfchaft foldhen Be- 
Schluß und werden die alten Aktien von einem oder von einigen 
Aktionären nicht zum Umtaufch eingereicht, jchreitet die Aftien- 
gejellichaft aber dennoch zur Neufonftituirung auf Grund des ge- 
faßten Generalverfammlungsbejchluffes, erlangt fie auch den Ein- 
trag in das Handelsregifter, jo wird dadurd) die Ausichliegung 
derjenigen Aktionäre, welche ihre Aktien nicht eingereicht haben, 
au) dann nicht gültig, wenn diefe den Generalverfammlungs- 
befhluß innerhalb der einmonatlihen Frift des Art. 222 duch 
Klage anzufechten unterlaffen Haben. Die Aktiengejellichaft ijt 
vielmehr verpflichtet, auch nad) Ablauf der unter einem umnzus 
lälfigen Präjudiz geitellten Präftufivfrift jenen Aktionären den 
Umtaufh fo zu geftatten, wie e8 dem Generalverfammlungs- 
beichluffe, abgefehen von dem unzuläffigen Präjudiz, entjpridt. 
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Und der füumige Aktionär Hat ein Net, dies zu beanfpruchen. XAftien- 
Der Bellagte hat feine Aktien nicht eingereicht. Die Gefellichafr Tieligeft. 
hat auf Einreichung derfelben, eventuell auf Feititellung geflagt, 
daß der gefaßte Beichluß für ihn verbindlich je. Der Vorftand 
der Hagenden Gefellfchaft hat fi) erboten, dem Beklagten, wenn 
er feine alten Aktien nod) einveicht, diefelben in Gemäßheit des 
Beichluffes der Generalverfammlung vom 28. Sun 1893 umzus= 
tauschen bezw. auszuzahlen. Allein zunädjt ift diejes Erbieten 
nicht umfaffend genug. Der Generalverfammlungsbeichluß vom 
28. Sunt 1893 ijt ein einheitlicher. E8 wurde zugleich eine Herab- 
fegung des Grundfapitals und eine eventuelle Erhöhung des herab- 
gefegten Grundfapitals befchloffen. Es wurde die Ausgabe be- 
vorrechtigter Aktien neben nicht bevorrechtigten Aktien beichloffen, 
und es wurde den alten Aktionären das Recht gegeben, unter 
Nadjzahlung fih den Bezug foldher bevorrechtigter Aktien gegen 
ihre alten Aktien zu fihern. Hat die Gejellichaft einmal ein un- 
richtiges und unzuläffiges Präjudiz geftellt und hat der Vorftand 
der Gejellihaft unter dem unzuläffigen Präjudiz des gänzlichen 
Berluftes aller Rechte zum Umtaufch der Aktien aufgefordert, fo 
muß er auch dem Beklagten nad) Ablauf der Frift den Umtaufc 
auf derjelben Grundlage geftatten, auf welcher diefer den Umtaufc 
innerhalb der Frift Hätte bewirken fönnen. Sodann aber ift nicht 
erfichtlich, daß der Vorftand fi) in der Xage befindet, fein Angebot 
zu verwirklichen, nachdem ein Generalverfammlungsbejchluß gefaßt 
ift, welcher der Rechtslage widerfprad. ‘Der Generalverfamm- 
Iungsbeichluß vom 28. Juni 1893 läßt eine verfchiedene Auslegung 
zu. Diejer Beihluß und der ihm zu Grunde Tiegende Antrag 
des Vorjtandes und des Auffichtsrath8 der Elagenden Aftiengejell- 
Ihaft fan dahin verftanden werden, daß die Inhaber der alten 
Aktien, weldje zum Umtaufc innerhalb der zu ftellenden Frift 
nicht eingereicht werden würden, das Recht, auf dieje alten Aktien 
al8 folche Dividenden zu erheben und in den Generalverjamm- 
(ungen zu ftimmen, nicht ausüben dürften, jolange fie auch nicht 
nadträglih den Umtaufch bewirkt Hätten. Der Beichluß Tann 
aber auch in dem Sinne gefaßt fein, daß die Verfäumung der 
Brit die Folge haben follte, daß die nicht eingereichten Aktien 
überhaupt des Rechts verluftig jein follten, noch Dividenden zu 
beziehen und ein Stimmrecht auszuüben. Auf den eriten Stand- 
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Altien- punkt Hat fich bei den weiteren Maßnahmen zumächft nicht der 
srekiäeft. Korftand umd nicht die Gefellfhaft in den fpäteren Generafver- 
Sammlungen geftelt. Der VBorftand hat zur Einreichung der 
Aftien bei Verluft des Aftienrechts aufgefordert, und eine im 
%. 1894 abgehaltene Generalverfammlung der Aftiengejellichaft 
hat den Antrag des Vorftandes, dem Beklagten für feine alten 
Aktien neue nicht bevorredhtigte Aktien zur Verfügung zu ftellen, 
abgelehnt. Demnädft hat aber die Generalvderfammlung vom 
28. Dec. 1894 das Grundfapital auf 539000 Mark feitgeftellt. 
Da aber die nicht eingereichten alten Aftien an dem Gefellfchafts- 
vermögen vechtlich betheiligt geblieben find und eine jede dem 
Herabjegungsbeichluffe entiprechend mit 400 Mark anzujegen ift, 
fo ift das Grundkapital zu berechnen auf 539000 Marf + 400x, 
wobei x die Anzahl der zum Umtaufch nicht eingereichten alten 
Aktien bedeutet. Diefer Rechtslage entiprechend würde fich die 
Gefellfchaft, um ihren Rechtsbeitand gegenüber den fortbejtehenden 
Rechten der nicht eingereichten alten Aktien zu fichern, zunächft 
zurüdzubilden haben. Dann würde fic) auch jenes Angebot des 
Boritandes in Webereinftimmung mit dem neu zu faljenden Be- 
ichluffe der Generalverfammlung befinden. Und der Bellagte 
würde fich nicht weigern fünnen, den Herabjegungsbeichluß der 
Generalverfammlung aud für feine Aktien anzuerfennen. Seden- 
falls hat die Aftiengejellichaft zur Zeit und bei der von ihr ge- 
Ihaffenen Lage der Sache nicht den Aniprud), von dem Bellagten 
Herausgabe feiner Aktien zu fordern, um erjt demnädft Maß- 
nahmen zu treffen, durd) welche fie fich in die Lage feßt, ihn den 
übrigen Aktionären gleichzuftellen. Noch Fann fie, nachdem fie die 
Rechte des Beklagten bei Seite gejett hat, von ihm zur Zeit die 
Anerkennung fordern, daß ein einzelner Beichluß ihrer General- 
verjammlung von zweifelhaften Sinn, und den fie jelbjt bei ihren 
weiteren Maßnahmen jo ausgelegt hat, daß er die Nechte des 
Beklagten verlett, für ihn auch nur in eingefchränfterem Umfange 
verbindlich fei. I, 226/96 vom 21. Nov./16. Dec. 
Kommandite 586. Das Gericht, welches über Höhe und Art der von 
Rt feinem den Generalverfammlungsbefchluß anfechtenden Aktionär 
geforderten Sicherheit — 9. ©. B. 190° — urtheilt, kann die 
hinterlegten Aktien der Gejellfchaft als Sicherheit zulaffen. I, 
124/96 vom 8. Iuli. 
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587. Der prinzipale Antrag des Elagenden Fleifchermeijters Korporation. 
auf Auszahlung eines Kopftheiles der zur Vertheilung gelangten 
600000 Marf wider die Innung ift mit Recht zurücgewiefen. 
Der Kläger geht felbft davon aus, daß die fragliche Summe einen 
Theil des Innungsvermögens gebildet habe, und beanfprucdht den 
eingeflagten Antheil davon nur deshalb, weil der Vergleich, auf 
Grund deffen die Zahlung an einzelne Innungsmitglieder erfolgte, 
die Genehmigung des Bezirfsausschuffes erhalten Hat und that- 
jählih zur Ausführung gelangte. War aber, wie der Kläger 
nicht verfennt, die DVertheilung von Innungsvermögen während 
ded Bejtehens der Innung nach den 8$. 90 fg. ©. DO. unzuläffig, 
jo konnte er den Anfpruch auf Auszahlung eines Theild der von 
ihm als Innungsvermögen bezeichneten Summe nicht damit vedht- 
lich begründen, daß dem Gejeße zumider folche Vertheilung dennoch 
ftattgefunden habe. Auc) der eventuelle Klagantrag erjcheint nicht 
begründet, denn abgejehen davon, ob ein vechtliches Intereffe des 
Klägers an alsbaldiger Feftftellung feiner Fünftigen Nechte anzu- 
erkennen wäre, würde ihm diejer Anfprud) auch bei Auflöfung 
der Innung nicht zuftehen, da es alsdann nach $. AO der Statuten 
zu einer DVertheilung des Neinvermögens unter die Mitglieder 
nur bi8 zum DBetrage der in den leßten zwei Jahren entrichteten 
Beiträge kommen würde. III, 108/96 vom 25. Sept. 

588. Der Allgemeine Knappfchaftsverein zu Bochum ift als 
Rafjeneinrihtung im Sinne 88. 5 —7 des Neichögefeßes vom 
22. Juni 1889 zugelaffen. Nac) den Sagungen des Knappfchafts: 
vereins vom 25. Dec. 1891 fommen die auf Grund diefes Ge- 
jeges gewährten Renten auf die Knappichaftsleiftungen in Anrech- 
nung. Auf Grund jener Saßungen find die Kläger für invalid 
erklärt. Diefelben fordern die Invalidenrente neben der Knapp- 
fchaftsleiftung von der Knappichaft. Damit find fie abgemiefen. 
Denn folange auf Grund der Statuten die Leiftung noch nicht 
endgültig bewilligt war, Tonnten die Statuten für alle aktiven 
Mitglieder dahin geändert werben, daß die Leitungen herab- 
gejeßt wurden. — 8.68 ÜX.R. IL, 6. — Unerheblid), daß die 
nad) dem 1. San. 1892 eintretenden Mitglieder infofern beijer 
geftellt find, als fie zu bem Genuß der Neichsinvalidenrente zu- 
gelafjen werden, ohne daß fie, wie die älteren Mitglieder, be- 
fondere Beiträge haben -zahlen müfjfen. V, 102/96 vom 24. Dft. 


Korporation. 


Eingetragene 
Genoffen- 


Ihaft. 


318 Bermögensrechtliche Verbindungen 


589. Das Pr. Gefeb vom 23. Juli 1893 bezwedt, die 
Penfionslaft von der Einzelgemeinde loszulöfen und auf die Ge- 
fammtheit der Schulverbände eines Negierungsbezirts zu über- 
tragen. In diefer Gefammtheit ift ein neues Nechtsjubjelt ge- 
Ichaffen, auf welches an Stelle der einzelnen Schulverbände, die 
bis dahin die Penfion der Volfsjchullehrer jo weit, als fie nicht 
vom Stante gezahlt wird, zu tragen hatten — Bd. VII, 796 —, 
die Verpflichtung übertragen ift. Diefe „Ruhegehaltstafje‘ bildet 
eine öÖffentlich-rechtliche Korporation, welcher ebenfo wie dem ein- 
zelnen Schulverbande die juriftiiche Perjönlichleit beiwohnt. Zu 
feiner Vertretung in Rechtsftreitigfeiten mit dem Lehrer it der 
KRafienanwalt berufen. Gegen die Ruhegehaltsfafje, vertreten 
durch den Kafjenanwalt, ift die Klage des Lehrers auf die von 
ihm beanspruchte höhere Penfion jet zu erheben. IV, 156/96 
vom 26. Nov. Bgl. 698. 

590. Die Witwe eines DBerginvaliden ift mit der Klage 
auf Witwen- und Kindergeld, welches fie von dem Allgemeinen 
Snappichaftsverein zu Bochum fordert, abgewiejen. Denn mag 
man die Sakungen vom 1. Ian. 1892 für fich oder die früheren 
Saßungen vom 19. ‘Dec. 1878 für fih anwenden, jo ift der An 
prud) unbegründet. Eine Kombination der Beftimmungen ber einen 
Satung mit denen der andern ift aber nicht gerechtfertigt. V, 
181/96 vom 2. Dec. 

591. Die zwölf Beflagten waren Mitglieder der Flagenden 
Milchmagazingenofjenichaft mit beichränfter Haftung, welche im 
3. 1881 errichtet ift. Sie find nad) vorangegangener Kündigung 
am 31. Dec. 1890 ausgefchieden, unter ihnen die bisherigen Vor- 
Itandsmitglieder. Diefe hatten eine Bilanz aufgeftellt, in welcher 
die Gebäude, Mafchinen und das Grundftüd fo, wie fie nad) der 
Bilanz von 1889 zu Buch ftanden, unter Berüdfichtigung der 
üblichen Abjchreibungen aufgeftellt waren. Die Bilanz ift von 
der Generalverfammlung nicht genehmigt, vielmehr hat diejelbe eine 
neue Bilanz aufgeftellt, in welcher die Werthe über 17000 Mart 
niedriger eingefegt find. Daraus ergibt fich eine Unterbilanz. 
Die Genofjenichaft fordert von den Bellagten den zur Dedung 
der Unterbilanz erforderlichen Kopfantheil. Mit Recht fechten dieje 
die aufgeftellte Bilanz an, welche unter Verlegung des Gejekes 
einen jehr herabgeminderten Nentabilitätswerth jener Aktiva ein- 
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jtelit, welchen diefelben für die übrigbleibenden Genoffen haben 
follen. Da auf den Zutritt anderer Genofjen wenig zu rechnen 
fei, jo würden höchftens 150000 !iter Milch zur Verarbeitung 
fommen. Dieje würden einen YBruttoertrag von 12000 Warf 
‚ergeben, der zu 6 Proz. 720 Marf Zins abwerfe, was zum 
zwanzigfachen Betrage Fapitalifirt einen Werth von 14400 Marf 
ergibt, der eingeftellt ift. Vielmehr ift bei der Auseinanderjegung 
nad) 8. 71 des Genoffenfchaftsgefeges mindeftens der Werth ein- 
zufeßen, welcher fich voraussichtlich ergeben würde, wenn bie Ver- 
werthung der Aktiven zu der Zeit erfolgt wäre, in welcher bie 
Auseinanderjegung als gejchehen gedacht wird. I, 171/96 vom 
13. Suni. 

592. Die Klägerinnen waren Mitglieder der beflagten Ge- 
nofjenfhaft. Sie haben orönungsmäßig ihren Austritt aus der- 
jelben auf den 31. Dit. 1894 erklärt und find an diefem ZQage 
ausgeichieden. Die für diefen Tag aufgeftellte, von der General- 
verjammlung genehmigte Bilanz weilt einen Xeingewinn von 
27072 Markt 81 Pf. auf. Die Generalverfammlung hat be- 
chloffen, denfelben dem Nefervefonds einzuverleiben. Nach dem 
Statut der Genoffenfhaft find mindeftens 10 Proz. des jährlichen 
Neingewinns zur Bildung des Nefervefonds fo lange zu ver- 
wenden, bis biejer eine Höhe von 200000 Mark erreicht Hat 
oder der durch Verlufte gefchmälerte Rejervefonds wieder auf diefe 
Höhe gebradt ift. Das Berufungsgericht hat gegen die Genofjen- 
Ihaft ausgeiprochen, daß bei der Auseinanderjegung mit den 
Klägerinnen jene Feitjtellung des Neingewinn, jebod) abzüglich) 
von zum Nejervefonds zu nehmenden 10 Proz., zu Grunde zu 
legen jei; Revifion der Beklagten zurücgewiejen. “Der nach dem 
Gejeg vom 1. Mai 1889 oder dem Statut der Genoffenichaft 
aus dem jährlichen Neingewinn zu Gunften des Refervefonds ab- 
zujchreibende Betrag hat, joweit eine Vertheilung des Gewinns 
unter die Genofjen in Trage kommt, hierbei allerdings auszu- 
Icheiden. Dagegen find die Ausgefchiedenen nicht mehr Genofjen. 
Sie haben den Anfprud auf Zahlung defjen, was fich als Rein- 
gewinn nad) der von der Generalverjammlung feitgeftellten Bilanz 
und der Zahl der Genoffen im Zeitpunkt ihres Ausfcheidens er- 
gibt. — 8. 71, Abf. 2; 8.63. — Diefe Rechte der Ausgefchiedenen 
fünnen ihnen weder durch das Statut noch durch einen General- 
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im Anjchluß an die Genehmigung der Bilanz ober gejondert ge- 
faßt werden. — $. 18 des Gefetes; Bd. XVL, 510 (E., Bd. 30, 
©. 82 ff.); Bd. XVII, 540/41 (E., Bd. 32, ©. 50 ff.); Bd. XVII, 
538 (E., Bd. 33, ©. 65 ff.). — Allerdings hat der ausfcheidende 
Genoffe feinen Antheil an dem Nefervefonds (8. 71). Das be- 
zieht fich) aber nur auf den zur Zeit feines Ausfcheidens vor- 
handenen NRejervefonds. Das einzige Korreftiv für den Fall 
von Verluften, welche nad) dem Ausjcheiden von Genoffen ein- 
treten, bildet der $. 73 des Gefeted. Ob die Anficht des DBe- 
rufungsgerichts richtig ift, daB 10 Proz. von dem Neingewinn 
abzujeten feien, blieb dbahingejtellt, da die Klägerinnen feine Ne- 
bifion eingelegt hatten. VI, 87/96 vom 25. Juni. 

593. Die Klage auf Ungültigfeitserflärung der in einer 
Generalverfammlung der eingetragenen Genofjenfchaft erfolgten 
Wahl von drei Auffichtsrathsmitgliedern wurde abgewiejen. Denn 
nad) 8. 49 des Genoffenfchaftsgefeges vom 1. Mai 1889 war die 
Klage binnen einem Monat zu erheben und fowohl dem Auf- 
fichtsrathH al8 dem Borftand zuzuftellen. Db diefe Frift durd) 
ordnungsmäßige Zuftellung gewahrt fei, Hatte das Gericht von 
Amts wegen zu prüfen, jodaß e8 unerheblich war, ob der Mangel 
der Zuftellung vor der Verhandlung zur Hauptjache geltend ge- 
madt war. Am 4. Sarı. 1895 war aber die Klage für den Vor- 
ftand an BP. zugeftellt, und diejer Hatte, wie vom Beflagten 
geltend gemacht ift, im September 1894 feine Stellung gekündigt 
und am 1. Ian. 1895 aufgehört, Direktor der Genoffenfchaft zu 
fein, während feine Funktion für die Zeit vom 4. Ian. 1895 ab 
dem Rafjirer übertragen war. Unerheblich, daß der Austritt des 
BP. nod) nicht zum Genofjenfchaftsregifter angemeldet war. — 8.29 
des Genofjenjchaftsgejeges. — Denn der Mangel der Eintragung 
berührt ein Mitglied der Genofjenihaft nicht. Webrigens hatten 
die Kläger Kenntniß davon, daß P. feine Stellung niedergelegt 
und Vorftand und Auffichtsrath anderweit Vorjorge getroffen 
hatten. I, 146/96 vom 23. Sept. 

594. Ein einziges Vorftandsmitglied Fonnte den Konjum- 
verein (e. ©.) nicht vertreten. Denn nad dem Genofjenjchafts- 
gefeg vom 1. Mai 1889, 8. 25 dürfen für die Erklärung und 
Zeichnung des Willens der Genofjenfchaft weniger als zwei Mit- 
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glieder des Vorftandes nicht bejtimmt werden. Die Beitimmung 
des Statut8 der verklagten Genoffenihaft, daß der Gefchäftsführer 
den Verein gerichtlich und außergerichtlich mit allen ihm in 8. 24 
des Gejeßes ertheilten Befugnifien vertritt, widerjpricht dem Gefer. 
Der Geichäftsführer joll aber den geflagten Kauf über Sped ab- 
geichloffen Haben. Das bedingt verurtheilende Berufungserkennt- 
niß wurde aufgehoben. Anders würde fi) die Sache ftellen, 
wenn der Gefchäftsführer auf Grund einer ihm von dem VBor- 
jtande ertheilten Vollmacht gefauft hat. — $. 40 des Gefehes. — 
Zu dem Behuf zurüctverwieien. IL, 189/96 vom 22. Sept. Ebenfo 
II, 192/96 vom 22. Sept. 

595. Der Kläger hatte zum Austritt aus der Genofjen- 
haft mit Ende Suni 1893 rechtzeitig jchriftlich gekündigt. Sit 
die Zurüdnahme diefer Kündigung nicht erfolgt, jo war es nad) 
den Vorjchriften des Neichögejeges vom 1. Mai 1889 die Pflicht 
des Voritandes, die Köfchung des Klägers zu bewirken, welde er 
jelbft nicht veranlaffen Tonntee Wenn der Vorftand dem” nicht 
genügt hat und in Folge deffen ber Kläger nicht aufhörte Mit: 
glied der Genoffenshaft zu fein, jo würde doc, die Genofjenjchaft 
fi) den durch Berfchulden ihres Vorftandes entftandenen Vortheil 
aneignen, wenn fie noch nach dem Zeitpunkt, zu welchem fein Name 
ordnungsmäßig in der Lifte zu tilgen war, den Kläger auf Leiftung 
der Pflichten eines Genofjenichhafters in Anfpruch nehmen wollte. 
Diefem Berfahren fteht eine liquide Einrede der Arglift entgegen, 
deren Geltendmachung der Genoffenfchaft gegenüber durch die for- 
mellen Vorjchriften des Gefekes vom 1. Mai 1889 in Betreff 
des Austritts aus der Genofjenfchaft feineswegs ausgejchloffen ift. 
— gl. III, 291/95 vom 14. Ian. 96; 3b. XXIL, 523. — II, 
116/96 vom 2. Oft. 

596. Die beflagte Molfereigenoffenfchaft, welcher die Milch 
von ihren Genofjen zum größeren Theil per Waller und Bahn, 
zum geringeren Theil per Wagen geliefert wird, hatte einen General- 
veriammlungsbeichluß gefaßt, daß von der gelieferten Milch nod) 
Yo Pf. pro Kilo abgezogen umd für rechtzeitige Wagenlieferung 
den betreffenden Genofjen !/, Pf. pro Kilo gezahlt werden folle; 
die Wagenlieferanten haben dafür aber die Mil im Sommer 
um 1,7 Uhr und im Winter um 7 Uhr zu liefern und bei ver- 
fpäteter Lieferung für jeden Fall eine Strafe von 3 Marf zu 
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den Wagenlieferanten gehörende Kläger hat gegen diejen Beichluß 
zu Protofoll Widerfprud) erhoben; auf feine Klage wurde gemäß 
8.49 des Gejekes vom 1. Mai 1889 der Beichluß als ungültig 
aufgehoben. Denn rehtsgrundfäglich find die Rechte der Genofjen, 
foweit nicht das Statut Verjchiebenheiten begründet, gleich und 
diefe Gleichheit ift dadurch verlegt, daß nad) dem Beichluffe nur 
ein Theil der Genoffen bei nicht rechtzeitiger Lieferung Strafe zu 
zahlen hat. Daß den mit Strafe bedrohten Genofjen zugleid) 
für rechtzeitige Lieferung ein Vortheil zugefichert ift, den die übrigen 
Xieferanten nicht haben, ann die dur die Strafandrohung ge- 
Ihaffene ungleiche Stellung der Genofjen zur Genoffenihaft nicht 
befeitigen.. Wenn auch die Molfereiordnung mit den in $. 37, 
Abf. 2 und A des Statuts vorgefchriebenen Majoritäten geändert 
werden fann und die Revifion aus $. 14, Abf. 6 des Statuts 
herleitet, daß die Genoffen fich in Anjehung der Molfereiordnung 
der Dreiviertelmajorität unterworfen haben, jo haben doch Beichlüffe 
über Abänderung und Ergänzung des Statut und der zu bem- 
jelben gehörenden Ordnungen jelbjt beim VBorhandenfein der vor- 
gefchriebenen Majoritäten nur dann für alle Genoffen verbind- 
liche Kraft, wenn fie das Gefek und das Statut nicht verlegen. 
Ill, 148/96 vom 23. Oft. 

597. Die Benfionszufchußfaffe für Muftfmeifter des König- 
lich Preußiichen Heeres hat ein Statut, nach welchem von jedem 
Mitgliede firirte und unfixirte Beiträge zu erheben waren. Reftanten 
jollten von der Generalverfammlung überhaupt ausgejchlofjen fein. 
In Tolge eines Generalverfammlungsbeichluffes find einem pen- 
fionirten Mufilmeifter, dem Kläger, weitere Zufchußzulagen ver- 
weigert, weil er bereits im Ganzen fo viel aus der Kaffe erhalten 
hatte, als von ihm zur Kaffe gezahlt war, in diefem Falle aber 
nad) jenem Generalverfammlungsbeichluffe weitere Zahlungen aus 
der Kafle an den Betreffenden nicht geleiftet werden jollen. Der 
Kläger behauptet die Ungültigfeit jene® Generalverfammlungs- 
beichluffes, weil nach dem Statut alle Reftanten von der Theil- 
nahme an den Generalverfammtmlungen ausgefchloffen jeien. Seit 
1877 jeien aber alle Mitglieder mit den unfixirten Beiträgen 
rüdjtändig gewejen. Allein die ftatutenmäßige Erhebung der un- 
firirten Beiträge war duch Erlaß des Preußischen Kriegsminifters 
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vom 6. Aug. 1886 dienftlich unterfagt und damit unmöglich ge- 
worden. Hiernach mußte eine Abänderung des Statuts erfolgen; 
das Zuftandefommen eines im 3. 1887 gefaßten Beichluffes, durd) 
welchen die Beitimmung über die Erhebung unfirirter Beiträge 
befeitigt wurde, konnte aber nicht dadurch verhindert werden, daß 
nach dem Statut der Verluft des Stimmredhts den als eine Strafe 
treffen follte, dev mit diefer Leiftung im Rüdftande war. Diefer 
und der fpätere Generalverfammlungsbeichluß waren gültig; Klage 
wurde abgewiefen. IV, 95/96 vom 15. Oft. 

598. Bellagter war bereits zur Zeit der Ehefchließung mit 
dem Tripper behaftet und diejes Leiden ift alsbald nach der Ber- 
heirathung mit der Klägerin wieder akut hervorgetreten. “Die 
Hagende Ehefrau würde die Ehe mit dem Beklagten nicht ein- 
gegangen jein, wenn fie die Gejchlechtsfrankheit des Beklagten 
gefannt hätte Gemäß 8LIOA.U. NR. I, 1 ift die Ehe wegen 
weientlichen Irrthums für ungültig erklärt. Für unerheblich er- 
achtet der Berufungsrichter die Ausführung ded Bellagten, daß 
die Tripperfranfheit heilbar jei, Bellagter auch Ichon Längft wieder 
vollftändig gejund fei; ebenfo für umerheblich die Behauptung des 
Beklagten, daß er zur Zeit der Hochzeit Spuren einer Gefchlechts- 
franfheit nicht wahrgenommen habe. Repifion zurücgewiejen. — 
Bol. BY. IV, 835 (R. ©. €, Bd. 17, ©. 246). — II, 91/% 
vom 12. Oft. 

599. Das Berufungsgericht erachtet in Webereinftimmung 
mit Dernburg, Bd. 3, 3. Aufl., 8.13, Anm. 7, und Förfter-Eccius, 
Bd. 4, 5. Aufl., ©. 15, Anm. 17 den nad) der Eingehung der 
Ehe beitellten Vormund eines Blödfinnigen, wie dies bezüglich 
des Kurators eines Wahnfinnigen oder Schwadhjfinnigen auch in 
R.©. €, 385.9, ©. 222, 223 angenommen tft, für legitimirt, 
die Ehe des Entmündigten wegen des fchon zur Zeit der Ehe- 
ichließung beftandenen Blödfinns des Tetteren anzufechten. Es 
erachtet ferner die Anwendbarkeit der Friftbejtimmung des $. 41, 
I, 1U.X8.R., weil die im Zujtande des Blödfinns abgejchlofiene 
Ehe eine durch Feine Ratihabition heilbare Scheinehe tft, auf eine 
Tolche Anfechtungsklage für ausgeichloffen. Dieje den Kläger nicht 
beichwerende Auffaffung gibt zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 
Die Klage war abgewiejen, weil der Beweis des früher vor- 
handenen Blödfinns nicht geführt war, IV, 98/96 vom 21. Nov. 
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600. Gem. R. Die Ehefrau war zur Zeit der Ehefchliegung 
von einem Dritten fchwanger; der Ehemann wußte weder dies 
noch daß fi die Beklagte vor der Eheichliefung und nad) der 
Verlobung einem anderen Manne als ihm jelbit Hingegeben habe. 
Kläger ift deshalb berechtigt, auf Ungültigkeitserflärung der Che 
wegen Irrthums zu Klagen. Allerdings hat der Chemann am 
Abend des Tages der Entbindung ber Klägerin ihr gejagt: „„Ver- 
geben wolle er ihr ihren ehltritt wohl, wenn er ihn auch nicht 
vergeffen könne.” Mit Recht nimmt aber das Berufungsgericht 
an, daß zur Begründung der Einrede der Verzeihung oder des 
Verzichts nur jolche Handlungen und Aeußerungen des zur Auf- 
föfung der Che berechtigten Ehegatten brauchbar find, die einen 
fihern Rüdichluß auf feine Abficht, diefem Rechte zu entjagen, 
zulaffen. Daß aber die hier in Rede ftehende Aeuferung nicht von 
jolher Beichaffenheit fei, ift aus den begleitenden Umftänden des 
Talles in einer Weise thatfächlich dargelegt, welche einem Angriffe 
wegen Verlegung irgend einer Rechtsnorm feinen Raum gibt. VI, 
236/96 vom 17. Dec. 

601. Die Ehe wurde nad) Code 231 gejchieden, weil der 
Ehemann feine Ehefrau dur) die in einer Eingabe an die Polizei- 
behörde ausgeiprochene VBermuthung, die Ehefrau habe ihrem Kinde 
abfihtlid Syphilistrankheitsftoff beigebraht, um einen Che- 
Icheidungsgrund zu fchaffen, abfichtlich die Ehefrau in den Augen 
der Polizeibehörde herabjegen wollte. Revifton zurücgewiefen. II, 
148/96 vom 7. Yuli. 

602. Der Ehemann hat jeiner Ehefrau eine fchallende Ohr- 
feige gegeben, daß der Schlag eine Treppe tiefer im Hausflur 
gehört wurde und daß auf der Bade der Klägerin deutliche Finger- 
abdrüde erfennbar waren. Die Gefahr, daß bleibende nachtheilige 
Tolgen des Schlages für die Gefundheit der Klägerin entftehen 
fonnten, war in erheblihem Maße vorhanden, und der WBellagte 
war fich des möglichen Eintritts folcher Folgen bewußt; deshalb 
lag eine gejundheitsgefährliche Zhätlichkeit vor, wegen deren die 
Che gejchieden und der Beklagte für den allein jchuldigen Theil 
erklärt wurde. Revifion zurücdgewiejen. Daß die Ehefrau den 
Beflagten durch ihr unfittliches Betragen zu der Ehevergehung 
jelbjt veranlaft Habe, wurde um deswillen nicht angenommen, 
weil die Klägerin, felbjt wenn fie geplant hätte, den Beklagten 
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dahin zu bringen, daß er fie mißhandle, folche Abficht vor dem 
Vorfall wieder aufgegeben hatte. IV, 17/96 vom 11. Yunt. 
603. Liegen die gegen die Ehefrau feitgeftellten Handlungen 
der Zeit nad) fümmtlic jo weit zurüd, daß die Klage bei dem 
deutschen Landgericht erjt nad) Ablauf eines Jahres, jeit der Ehe- 
mann von dem Berhalten feiner Ehefrau überzeugende Kenntniß 
erhalten hatte, erhoben ift, jo gelten die Chevergehungen nad) 
$.T21A..R. IL, 1 als verziehen. Zur Gewinnung der Ueber- 
zeugung ift nicht erforderlich, daß befchworene Zeugniffe vorliegen, 
vielmehr genügt es, wenn nach Xage der Umjtände und bei be- 
fonnener Beurtheilung die erfolgte Mittheilung al8 glaubwürdig 
zu erachten ift, was hier der Fall war. War für den Ehemann 
während feines Wohnfiges in China ein Gerichtsftand vor dem 
dortigen Konfulargericht begründet, jo mußte er dort innerhalb 
eines Jahres Klagen, um die Anwendung des $. 721 auszuschließen. 
E8 Handelt fi nicht um eine VBerjährungsfrift, fondern um eine den 
Gegenbeweis aussichliegende Annahme ftillfchtweigender Verzeihung, 
ohne daß fich der Kläger mit der Untenntniß der gejetlichen Beitim- 
mung oder mit dem Hinweis auf die Schwierigfeiten ter Klage bei 
einem Konfulargericht entjchuldigen fan. IV, 32/96 vom 22, Iuni. 
604. Der Berufungsridhter hat angenommen, darin liege 
feine Leben oder Gejundheit gefährbende Thätlichfeit, wenn die 
Ehefrau ihrem Manne mit einem aus KRohrjtöcden geflochtenen 
Ausflopfer, der an einem Rohrftiele eine dreiedige, nicht ganz 
fpig zugehende Klopffläche hatte, in das Geficht fchlug, fodak der 
Mann einen blutigen Streifen im Gefiht und eine Schwellung 
der Nafe Hatte. Aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn bei einem 
Schlage in das Geficht Fonnte das Auge leicht getroffen werden. 
Und fold ein Ausflopfer ift auch in der Hand einer Frau ein 
nicht unbedingt ungefährliches Werkzeug. IV, 171/96 vom 11. Yuli. 
605. Wegen verjuchten Ehebruchs darf nad) gemeinem Pro- 


teftantifchen Kirchenrecht die Ehe nicht vom Bande gefchieden werden. 


Sit e8 aber nur jo weit gefommen, daß der Ehemann in der Ab- 
ficht, den Beiichlaf zu vollziehen, mit feinem entblößten Gefchledhts- 
theile die einer anderen Sranensperjon berührt hat, ohne in bie- 
jelben mit feinem Gtliede eingedrungen zu fein, fo liegt jomwohl 
nad Proteftantifchem Kirchenrecht ald nad) Strafrecht vollendeter 
Ehebruch nicht vor. VI, 121/96 vom 24. Sept. 
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606. Nach gemeinem Proteftantifchen Eherecht bilden wört- 
liche oder thätliche Beleidigungen, folange fie nicht in Mißhand- 
lungen oder Gefährdung des Lebens oder der Gejunbheit eines 
Theil8 übergehen, jo wenig einen Chejcheidungsgrund wie gegen- 
jeitiger Haß oder unüberwindliche Abneigung. III, 150/96 vom 
2. DE. | 

607. Der Beklagte ift von feinem Wohnfit Dresden fort- 
gegangen und hat feine fehwangere Ehefrau in der auf den 1. April 
gefündigten Wohnung zurüdgelaffen, indem er fi) nad) Lauter- 
berg begeben hat. Bei einem Bejud in Dresden hat er fih um 
diefelbe, die damals in einer Klinik weilte und ihrer Niederkunft 
entgegenjah, nicht gefümmert. Die Ehefrau hat einen Aufnahme- 
befehl vom 20. Juni erwirkt und hat fich nach Zauterberg begeben, 
wo fie mit dem Chemann am 14. Iuli zufammengetroffen ift. 


Der Beklagte hat ihr erklärt: „Hier ift Feine Wohnung ohne An- 


meldung“, und fid) dann nicht weiter um fie gefümmert. Behufe 
der Wiederherftellung des ehelichen Zufammenlebens hatte jeder 
Theil im verföhnlichen Sinne mitzuwirken. An folder Mit- 
wirfung hat e8 der Beklagte, nicht aber die Klägerin fehlen lafjen. 
Der Beflagte war danadh ungehorjam gegen den Rückkehrbefehl, 
und zwar in der Abficht, die Che thatjächlich aufzuheben. Würde 
der Beklagte in diefem Zuftande der Nenitenz bis zu dem Ergehen 
des Urtheils beharrt haben, jo hätte mit Recht auch das fernere 
Erforderniß der Unbeugfamfeit des böfen Willens angenommen 
und eine bösliche Verlaffung feitgeftellt werden fünnen. Der Be- 
flagte hat aber behauptet, er habe für eine zum Zufammenleben 
geeignete, zur Aufnahme der Klägerin bereite Wohnung geforgt. 
Das Berufungsgericht hat aber die Erklärungen des Beklagten 
nicht für ernjtlid) gemeint Hingeftellt. Als einziger Grund für 
die Nichternftlichkeit wird angeführt: aus der Ermiethung der 
Wohnung folge nur, daß Beflagter behufs Abweifung der Klage 
und um den Nachtheilen der gegen ihn als fchuldigen Theil er- 
fannten Chefcheidung zu entgehen, ein Geldopfer fich auferlegt 
habe. Diefe Begründung ift unzureichend und wideripruchsvoll. 
Das bezeichnete Beitreben des Beklagten jchließt die Ernftlichkeit 
der DBereiterflärung nicht aus, jondern verlangt im Gegentheil 
eine folche Exrnftlichkeit. Aufgehoben, zurüdverwiefen. III, 157/96 
vom 30. DE. 
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608. Nedtsirrthünlih, daR der Thatbeftand des $. 694, 
I, 1A. R. nur dann vorliege, „wenn der Andere troß der 
ersten Ablehnung des Weigernden von jeinem Verlangen nicht 
Adftand genommen, fondern weitere Berjuche zur Durdhjegung 
feines Begehrens gemacht habe, von dem Weigernden aber gleid)- 
wohl ftandhaft und rücfichtslos zurücgewiejen jet“. Der ZThat- 
beftand des $. 694 wird erfüllt, wenn der eine Chegatte aus- 
drüdlich oder durd entiprechendes Verhalten fortgejegt an den 
anderen Ehegatten die Aufforderung zur Vollziehung des DBei- 
Ichlafs richtet umd biefer der Aufforderung ohne rechtmäßigen 
Grund nidt entipridt. — D.8T. €, Bd. 22, ©. 38; Nehbein, 
Enticheidungen, Bd. 4, ©. 341. — Durd) die Behauptung: „er 
habe in den leßten Iahren viele Male die Klägerin zur Ge- 
ftattung des Beifchlafs aufgefordert, fei von ihr aber ftetS mit 
den Worten: «laß mich in Frieden, geh’ Hin, wohin du willit», 
zurücdgewiefen worden“, hat der Beklagte den Einwand, daß die 
Klägerin die gleiche Schuld an der wegen feines Chebruch® ge- 
ihiedenen Ehe trage, genügend begründet. Sache der Klägerin 
wäre e8 geweien, die Rechtmäßigkeit einer etwaigen Weigerung 
darzuthun. IV, 339/96 vom 5. Nov. 

609. Nah 8. 704, U, 1 ÜX.R. war die ausgefprochene 
Ehejcheidung begründet, da der Beklagte wegen eines groben Ber- 
brechens mit harter und jchmählicher Strafe belegt worden. Unter 
Bezugnahme auf R. ©. E., Bd. 13, ©. 196 ift angenommen, 
daß die Behauptung des DBellagten, er jei unfchuldig verurtheilt, 
unerheblich fei, weil nicht die That als jolche, jondern die beftrafte 
That den Ehefcheidungsgrund bilde, und weil die rechtsfräftig er- 
folgte Verurtheilung nur duch ein im ftrafrechtlichen Wieder- 
aufnahmeverfahren ergehendes freifprechendes Urtheil befeitigt wer- 
den fünne. IV, 126/96 vom 2. Nov. 

610. Gem. R. Bei den feftgeftellten ehelichen Zmiftigfeiten 
trat fein fo überwiegendes Verjchulden des Beklagten hervor, baf 
wegen eines foldhen auf Trennung von Tiish und Bett erfannt 
werden fünnte. Auch war die zeitweilige Ehetrennung wegen 
beiderfeitigen Verjchuldens hier nicht auszufprechen, weil darin 
feine einer Wicderausjühnung der Ehegatten vorausfichtlich fürder- 
liche Maßregel erblickt wurde. ARevifion zurücgewiejen; denn das 
richterliche Ermefjen hat hier einen weiten Spielraum. Allerdings 
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fteht es in der Praris des Proteftantifchen Eherechts feit, daß in 
Anfehung der zeitweiligen Trennung von Tiich und Bett die Ein- 
rede der Kompensation feineswegs jchlechthin burchgreift, vielmehr 
auch bei beiderfeitigem Verjchulden auf eine joldhe Zrennung er- 
fannt werben kann; vgl. von Scheurl, Eheredht, ©. 348; Kierulff, 
E. d88 D.A. ©. Kübel, Bd.4, ©. 809 ff., ud R. ©. €&., Bd. 11, 
©. 367 ff.; aber dies ift dann eine Maßregel von halb admini- 
jtrativem Charakter, bei welcher der Richter nach feinem Ermefjen 
Zwedmäßigfeitsrüdfichten walten laffen darf, und auf die Fein 
Ehegatte ein Recht hat. VI, 174/96 vom 5. Nov. 

611. Der Berufungsrichter gelangt zur Annahme einer Ber- 
zeihung im Sinne des 8. 270, U, 1ÜUENR. auf Grund der 
Veitjtelung, daß die Klägerin, nachdem fie fich bereits im December 
durch ihr Verhalten zu einer Verfühnung geneigt gezeigt gehabt, 
im Sanuar in einer Gaftwirthichaft der Aeußerung ihres Che- 
mannes, zwijchen ihnen fei Alles ausgeglichen, fie jeien gut mit- 
einander, nicht wideriprochen und feinen Ruß geduldet habe. Da- 
mit hat aber der Berufungsrichter den Begriff einer ausdrüdlichen 
Willenserklärung verfannt, da in dem nur negativen Verhalten 
der Klägerin eine ausdrüdliche Erklärung nicht gefunden werden 
fann. IV, 196/96 vom 16. Nov. 

612. Das Berufungsurtheil, welches der Ehefrau nicht ge- 
Itattet, während des Ehefcheidungsprozeljes von ihrem Chemann 
getrennt zu Leben, ift aufgehoben, zurücverwiejen. Klägerin Hatte 
behauptet, ihr Ehemann habe ihr den Vorwurf gemadt: „Du 
hurft, wenn ich auf der Reife bin, und nimmit dir ein Beifpiel 
an deiner Mama, die dafjelbe thut, wenn ihr Mann auf ber 
Reife ift.” Eine mildere Beurtheilung ift den Umftänden nad), 
beit großer Grregtheit de8 Mannes und wenn die Frau fih in 
der von dem DBellagten angegebenen Weile benommen und ge= 
äußert hat, denkbar. Das ift aber befonders zu prüfen; denn 
der Regel nach ift in einer derartigen Kränfung ein genügender 
Anlag für die Frau zu finden, zunähit von dem Manne fort- 
zugehen, und wird eine Ausnahme durch den vom vorigen Richter 
erwähnten ftörenden Einfluß dritter Perjonen nicht begründet. 
Ill, 319/96 vom 1. Der. 

613. Im Fall Bd. XX, 605/606 hat das Berufungsgericht 
num die Ehe gefchieden, Feinen Theil für überwiegend fchuldig er- 
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flärt und die Koften Tompenfirt. Revifion ber Ehefrau zurür- Ehefeidung. 
gewiefen. Parteien jeien zu Cheleuten gemeinen Standes nid: t 
zu zählen. Denn ber Kläger hat die Prüfung ale Maurermeift.r 
ziemlich gut bejtanden, feinen PBrobebau gut ausgeführt, aus feiner 

Handichrift geht hervor, daß er fchriftliche Arbeiten in nit un- 
erheblichem Umfange erledigt haben muß; er war Bahnmeifter 
der Königlichen Oftbahn, und hat fich als felbftändiger Yauunter- 
nehmer ein nicht unbebeutendes Vermögen erworben, was nicht 
ohne Kenntniffe und ohne ihre umfichtige Verwerthung zu er- 
reihen war. Da die Bellagte den Kläger in zahlreichen Fällen 
ohne dringende Veranlaffung muthwillig in gemeiner Weife be- 
Ihimpft, ihn Hurenferl und Hurenbod genannt hat, lag der That- 
beftand von 8. 702 A. 8. R. IL 1 vor. Diefe Beleidigungen 
harakterifiven fi aud) al8 grobe und widerrechtliche Kränfungen 
der Ehre des Klägers im Sinne des S. 700. Die Bellagte ift 
wiederholt auf dem Bauplag erjchienen, und hat hier den fidh 
völlig ruhig verhaltenden Kläger bejchimpft. Wenn auch Beklagte 
an der ehelichen Treue des Klägers zweifelte, und von ihm zu 
fnapp mit Geldmitteln verjehen zu fein glaubte, und aus diejen 
und anderen Gründen Streitigkeiten im Haufe der Parteien voran- 
gegangen waren, fo befand fie fih auf dem YBauplag nidyt mehr 
in einer jede Weberlegung rvaubenden Erregung, und war fich be- 
wußt, daß fie ihn gerade hier durch) Beichimpfung vor feinen 
Leuten am meiften herabjege und am empfindlichjten treffe. IV, 
. 389/96 vom 23. Nov. 

614. Andererjeits ift von dem Berufungsgericht für erwiejen 
erachtet, daß der Kläger an der Beklagten wiederholt Thätlich- 
feiten verübt hat, die mindeltens ihre Gefundheit in Gefahr jegten 
und fich daher als Ehefcheidungsgründe im Sinne des $. 699 dar- 
jtellen. Nad) diejen Feitftellungen des Berufungsgerichts fallen 
den Barteien wechjelfeitige Verjchuldungen gleicher Art im Sinne 
des $. 748 zur Laft. Demgemäß mißt das Berufungsgericht, da 
nicht erhelle, daß eine der Parteien aus überlegtem Vorfag, die 
andere aber nur aus Leichtfinn, Mebereilung oder Heftigfeit der Leiden- 
Ihaft gehandelt habe, auf Grund der 88. 748, 749, 750 feiner 
Partei ein Uebergewicht der Schuld bei. IV, 389/96 vom 23. Nov. 

615. Der Beflagte ift von feiner Ehefrau fortgezogen und 
hat durch lange Zeiträume hin — insbejondere des Jahres 1895 — 
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zunädit in Brüffel und dann in London Wohnung genommen; 
er hat einer von ihrem Manne gefchiedenen jungen Frau R. und 
deren Kind Aufnahme in diefer feiner Wohnung gewährt und 
hier mit der R., die fich mit deffen Wiffen und Willen für defjen 
Ehefrau ausgegeben, wie Mann und Frau, insbejondere auch in 
geichlechtlicher Beziehung zujammen gelebt. Mit Recht ift die 
Che wegen Ehebruch8 gejchieden. Denn diefer ift nicht bei einem 
vorübergehenden Aufenthalt an einem fremden Orte, jondern in 
Räumen verübt, welche als feine Wohnung im Sinne E.XU.R. 
230, 230* und mithin zufolge des in Lanbredhtsjag 214 auf- 
geftellten Prinzips auch als Wohnung der Klägerin zu gelten 
hätten. Das Gefeß fordert die thatjächliche Anmwejenheit der Ehe- 
frau in der al gemeinschaftlich geltenden Wohnung des Ehemanns 
nicht unbedingt und geht ebenjo wenig davon aus, daß alle Er- 
forderniffe des juriftiichen Domizil für den Drt, an dem die ge- 
meinschaftliche Wohnung fich befindet, gegeben feien. II, 283/96 
vom 8. Dec. 

616. Del. Bd. XVIH, 554 Die Ehefrau hat ihren Ehe- 
mann gegen Frau W., gegen Frau G. und gegen Frau T. bahin 
verdächtigt, daß er mit feiner Halbjchweiter 5. ein gejchlechtliches 
Berhältniß unterhalte, mit ihr lebe. In diefer Verdächtigung 
findet da8 Berufungsgericht den Thatbeftand des im 8. 706, II, 1 
AL NR. genannten Ehevergehens: „Wenn ein Chegatte durd) 
vorjägliche unerlaubte Handlungen den Anderen in Gefahr bringt, 
Leben, Ehre, Amt oder Gewerbe zu verlieren”, für den Fall, daß 
die den Gegenftand der Verdäcdhtigung bildende Thatjache nicht 
erweislich wahr fei. In diefem Falle liege in dem Verhalten der 
Ehefrau ein Vergehen gegen den $. 186 Str. G. B. und es ftehe 
ihr der 8. 193 dafelbit deshalb nicht zur Seite, weil die von ihr 
an unbetheiligte Dritte gemachten Mittheilungen nicht als zur 
Wahrnehmung bereditigter Interejen gemacht angejehen werden 
fünnten. Auch Habe diejes Vergehen wegen der fchweren Der- 
dächtigung der Blutichande den Ehemann in Gefahr gebradit, 
jeine Ehre zu verlieren. Für den Fall, daß der Ehemann bezüg- 
(ich jener Behauptung einen Reinigungseid jchwört, verbleibt e& 
zwar wegen eines anderen Ehebruchs des Chemanns bei der Ehe- 
iheidung, aber Fein Theil ift für überwiegend jchuldig erachtet. 
— 8, 748. — IV, 192/96 vom 17. Dec. 
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617. Gem. R. Widerbeflagter hat feine Ehefrau, welche 
die Wohnung erft auf jeine beftimmte Weifung verlaffen hat, 
nad) deren Angabe laut und roh ausgeicholten, jodaß die ganze 
Nahbarichaft zufammengelaufen ei; derartige Aufläufe auf der 
Straße in Folge des lärmenden Scheltens des Klägers und feiner 
Mißhandlungen hätten auch häufiger ftattgefunden, fodaß Beklagte 
um einer Mißhandlung des Klägers zu entgehen, aus dem Fenfter 
habe jpringen müffen; die Bellagte habe jehr oft, aud Nadıts, 
bei den Nachbarn ihre Zuflucht juchen müffen. Nach joldhen Vor- 
gängen hält das Neichsgericht in Verbindung mit den bereits be- 
wiefenen Mißhelligfeiten die Ehe der Streittheile durch die Schuld 
des Ehemanns für jo zerrüttet, daß der Ehefrau nicht zugemuthet 
werden fann, fofort zum Kläger zurüdzufehren. Das Berufungs- 
urtheil ift, foweit e8 die Widerflage auf zeitweilige Trennung 
der Che abmweift und die Beklagte zur fofortigen Fortfegung des 
ehelichen Lebens verurtheilt, aufgehoben. IIL, 354/96 vom 29. Dec. 

618. Durdy rechtskräftig gewordenes Urtheil vom 19. Ian. 
1837 ift die Ehe gejchieden, und der Ehemann für den fehuldigen 
Theil erflärt. Bei der Schwierigkeit, für die Bemeffung der der 
Klägerin zu gewährenden Alimente gerade für den QTag des ver- 
fündeten Scheidungsurtheils die Vermögens- und Ermwerbsverhäft- 
niffe des Chemanns feitzuftellen, Hat das Berufungsgericht gemäß 
8$. 733, 7A U.UR. IL, 1 ohne Gefetesverlegung den Zeit- 
raum zwijchen dem Suli 1886 und dem Juli 1887 zu Grunde 
gelegt. Die Revifion meint zwar, der Berufungsrichter hätte im 
Hinblid darauf, daß der Beflagte nad) feinen eigenen Angaben 
im 3. 1886 furz vor der Scheidung tief verjchuldet nad) Elifa- 
bethgrad gezogen fei und dort das photographiiche Gewerbe aus- 
geübt habe, nah Behauptung der Klägerin aber im 3. 1891 mit 
einem in Elifabethgrad erübrigten Vermögen von 40000 Mark 
nad Königsberg gefommen fei, einen weiteren Zeitraum, als ein 
Sahr, zu Grunde legen müflen. Dem Angriffe fteht indeß ent- 
gegen, daß der $. 784 nur einen gewifjen, Tonfret zu würdigenden 
Spielraum neben dem BVerfündungstage de Sceidungsurtheils 
zuläßt, und die Heranziehung der von der Revifion bezeichneten 
Umftände aus dem Jahre 1891 auf eine gemäß $. 803 unzuläffige 
Berüdfichtigung verbefjerter Vermögensverhältniffe des Beklagten 
hinauslaufen fünnte. IV, 158/96 vom 12. Nov. 
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619. A.L.R. Die Eheleute haben drei Grundftüde, deren 
eines dem Ehemann, das andere der Ehefrau, das dritte Beiden 
gehört, zufammen verkauft. Der Käufer hat den Kaufpreis nad 
Abrechnung der Hypotheken ungetrennt bezahlt. Das Berufungs- 
gericht hat angenommen, die Ehefrau habe den auf ihr Grund- 
jtück entfallenden Betrag vom Kaufpreije fofort an fich genommen, 
und dann für ihre Kinder 6000 Mark bei der Sparkaffe belegt. 
Da für die einzelnen Grundftüde die Kaufpreije gejondert au$- 
geworfen und dann zufammengerechnet find, fo beruhte die Theilung 
lediglich auf einer Berechnung und nicht auf einem der Anfech- 
tung eines Gläubigers unterliegenden Nechtsgeichäfte. Eine Aus- 
einanderfegung der Ehefrau mit ihrem in VBermögensverfall ge- 
rathenen Ehemann über den ganzen Kaufpreis Liegt nicht vor. 
Die Theilung des Geldes zwischen beiden Eheleuten ift nicht zu 
beanftanden. VI, 160/96 vom 26. Dft. Vgl. 240. 

620. Das Oberlandesgeriht nimmt mit dem eriten Richter 
an, daß die der Klägerin cedirte Forderung der Ehefrau de Ge- 
meinjchuldners unter die Beitimmung des Code 1499 falle, da 
durdy Ehevertrag zwifchen dem Gemeinjchuldner und feiner Ehe- 
frau nur eine auf die Errungenfchaft befchränfte Gütergemeinfchaft 
im Sinne des Art. 1498 dafelbft vereinbart worden fei. Das 
Beitehen der Forderung könne alfo nur dur) ein Inventar oder 
ein Verzeichniß in gehöriger Yorm geführt werden, weldyes nicht 
vorliege. Der erbotene Zeugenbeweis jei gegenüber der materiell- 
rechtlichen Beitimmung des Art. 1499 nicht zuläflig; ARevifion 
zurüdgewieien. R. ©. €, Bd. 29, ©. 284 (vgl. Bolze, Praris, 
3b. XIII, 542, 543, 753) behandelte einen wegen des Chevertrags 
bejonders gearteten Yal. E8& handelte fi) hier immer um eine 
Horderung der Ehefrau des Gemeinfchuldners, entweder um eine 
auf fie Übergegangene Forderung ihres Vaters an ihren Ehemann 
oder um eine durch fofortige Ueberlaffung des von ihrem Vater 
erhaltenen Geldes an ihren Ehemann für fie jelbft entitandene 
Vorderung, welche Dritten gegenüber der Vorfchrift des Art. 1499 
unterworfen ift. Mit dem Oberlandesgerichte ift auch anzunehmen, 
daß der Konfursverwalter, welcher jedenfalls auch das Intereffe 
der Gläubiger des Gemeinfchuldners zu vertreten hat, als ein 
Dritter angejehen werden müffe, und die gemeinfchuldnerifche Ehe- 
frau bei Geltendmahung von Forderungen im Konfurfe nicht jo 
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behandelt werden dürfe, als wenn fie lediglich ihrem Chemanne Cheliches 
gegenüberftände. II, 208/96 vom 20./27. Nov. Güterregit. 

621. Den Kindern der Frau S. wurde auf Grund einer Gütergemein- 

Eintragung bei dem Hhypothefenamt von 1886 in dem Ber- Icaft. 
theilungsverfahren über den Steigerlöß aus dem zwangsmeifen 
Berfauf der Grundftüde ihres Vaters Anweifung unter anderm 
auf einen Betrag von 3750 Marf für verfteigertes Sondergut 
ihrer Mutter ertheilt und in diefer Höhe gegen die Klage eines 
nadeingetragenen Hhpothefgläubigers aufrecht erhalten. NRevifion 
zurüdgewiefen. Die Eltern der Frau ©. hatten eine elterliche 
Theilung ohne die gefetlich vorgefchriebenen Formen vorgenommen. 
Dadurh war alfo das Eigenthum an dem durch diefe Theilung 
der Frau ©. zugewiejenen Grundftüd nicht erworben. Aber nad) 
dem notariellen Verfteigerungsprotofolle traten bei der Verjteige- 
rung der für die ©. beftimmten Liegenjchaften auch die Eltern 
ald Requirenten auf unter ausdrüdlicher Genehmigung der Be- 
dingung, daß jene Liegenschaften Sondergut der Frau ©. feien 
und als folches verfteigert würden. So ift wirthichaftlid das- 
jelbe erreicht wie wenn die Eltern ihrer Tochter die Liegenjchaften 
durch einen formell gültigen Akt zugewendet und die Eheleute ©. 
jolche alsdann veräußert hätten. Sie haben damit den Erlös 
aus den noch in ihrem Kigenthum ftehenden Liegenjchaften der 
Tochter mit dem Vorbehalt zugewendet, daß der Erlös Sonder: 
gut der Frau ©. werde. So konnte Sondergut fonftituirt werden. 
— Code 1401. — Die Eheleute ©. haben die Zuwendung als 
Sondergut der Chefrau angenommen, und der Erlös ift im die 
Kaffe der Gütergemeinfchaft gefloffen. Der Frau ©. ftand alfo 
eine Entfehädigungsforderung an die Gütergemeinfchaft zu, melde 
nad) deren Auflöfung von ihren Recdhtsnacdhfolgern geltend gemacht 
werden Eonnte. — Code 1433, 1470, 1472, Abf. 2. — II, 99/96 
vom 5. Sımi. 

622. Die Ehe ift wegen Verfchuldens der Ehefrau gejchieden; Eitern und 
über den Verbleib und die Erziehung der Kinder haben dann die  Ninber. 
Barteien einen Vertrag gefchloffen, nad) welchem die beiden Züchter 
der Mutter zur Erziehung belafien find. Das tft nah) Gem. R. 
zuläffig. — Vgl. Bd. VI, 700 (E., Bd. 21, ©. 161). — Durd 
die Wiederverheirathung verliert zwar die Mutter das Erziehungs- 
recht felbft zu Gunften des für jchuldig erklärten Vater8 — Nov. 
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117, c. 7 —, und das würde wohl aud) bei vertragsmäßiger Ueber- 
laffung des Erziehungsrechts entjprechend anzuwenden fein. Hier 
wurde aber aus dem Vertrage entnommen, daß die Klägerin auch 
im Falle ihrer Wiederverheirathung die Erziehung der Töchter 
behalten folle.. Auch war der Wechjel des in dem PVertrage feit- 
geftellten Wohnfites nach dem Vertrage geftattet, wenn die Xebens- 
intereffen des betreffenden ZTcheiles zwingend auf einen Wechjel 
des Wohnfiges Hinweifen follten; ein folches Intereffe war aber 
für die gejchtedene Ehefrau dadurch gegeben, daß ihr zweiter Ehe- 
gatte feinen Wohnfit nad) Berlin verlegt hat. Die Perjönlichkeit 
des zweiten Ehegatten könnte einen Grund abgeben, im Intereffe 
der Kinder von dem DVertrage abzujehen. Der Berufungsrichter 
hat aber in dem, was vorgebracht wurde, einen Grund dazu nicht 
gefunden. Und dabei bewegt er fie auf thatjächlihem Gebiet. 
Wenn die Widerbeflagte ihren Töchtern auf Veranlaffung ihres 
zweiten Ehemanns feinen Religionsunterricht ertheilen ließ, jo hat 
MWiderkläger nicht behauptet, daß er nad) diefer Richtung vergeb- 
lich eine Aufforderung an die Widerbeflagte habe ergehen Laffen. 
Solange aber nicht näher feitgeftellt ift, daß dieje beharrlidh 
darauf ausgehe, die Töchter irreligiös zu erziehen, ift Fein Grund 
dargelegt, ihr die weitere Erziehung der Töchter abzufprechen. 
VI, 51/96 vom 11. Iımi. 

623. In der Lehre des fogenannten gemeinen beutjchen 
Privatrechtes wird allerdings der Begriff der Abtheilung ebenjo- 
wohl in den Fällen des fogenannten Beifiges angewandt, wo von 
vornherein jchon jedem Kinde feine ideelle Duote an den Nad)- 
laßgegenftänden, bezw. der juriftifche Befit zu joldher Duote, wenn 
auch belaftet mit dem Nießbrauchsrechte des Beifitberechtigten, zu- 
geitanden hat, wie in den Fällen der fortgefegten Gütergemein- 
Ihaft, wo von anfänglicher Duotentheilung feine Rede ift, fondern 
Recht und juriftiicher Befig ungetheilt und folidarifc allen Ge- 
meinjchaftsintereffenten zufteht, wenn auch unter ausjchlieklichem 
Berwaltungs- und Nutungsrechte des betheiligten Elterntheiles; 
vgl. 3. B. Stobbe, Deutiches Privatrecht, Bd. 4, $. 241. Im 
Hamburg ift die Mutter als überlebender Elterntheil nicht auf 
das bloße Beifigrecht bejchränft, fondern Oberhaupt der fortgejetten 
Sütergemeinfchaft, und wenn daher durch einen befonderen Rechts- 
akt hier die Duotentheilung in Beziehung auf Redht und Befit 
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bewirkt ift, mit der Nechtsfolge, daß damit den Kindern ihre 
Duoten endgültig erworben find, jelbft für den Fall, daß es dod) 
nicht zur Wiederverheirathung der Mutter Tommen follte, fo 
fünnte auch vom Standpunkte des gemeinen Rechtes aus nicht ge- 
rügt werden, daß vechtsirriger Weije eine Abtheilung als damit 
fhon vollzogen angejehen worden jei. VI, 207/96 vom 19. Nov. 

624. Im Fall Bd. XL, 166 nad) anderweiter Verhandlung: 
BER. 331 regelt nur die Folgen des Eheabjchluffes Hinfichtlich 
einer von den (eheabfchließenden) Eltern natürlicher Kinder in der 
dort bezeichneten Weije gefchehenen Anerkennung derjelben; die 
Beftreitung der Anerfennung durch foldhe, die an der Beftreitung 
ein Intereffe haben, richtet fich nach den jonftigen Beftimmungen 
des Gefetes, insbefondere aud) nad) 339, wonad) allen an diefer 
Beitreitung LIntereffirten der Nachweis materieller Unrichtigfeit 
der Anerkennung, und zwar ohne Beichränfung auf bejtinmte 
Beweismittel zufteht. Hier waren die an diefem Nachweis inter- 
ejfirten Klägerinnen auch zu dem Nachweis berechtigt, daß die 
2. Sch. nicht, wie die Anerkennung im Deirathsvertrag ausipricht, 
die Mutter der ©. %., jegigen Ehefrau St.,- fei. Das Ober- 
landesgericht war auch vechtlich befugt, aus dem Inhalt des Ein- 
trage im Geburtsbuch der Gemeinde in Verbindung mit anderen 
Umftänden die materielle Unrichtigfeit der Anerfennung der ge- 
nannten ©. %. als eines von der 2. Sc. (in Folge Beiichlafs mit 
2.8.) geborenen Kindes zu folgern. IL, 281/96 vom 4. Dec. 

625. Im Fall 250 fehlte e8 dem Vater, foweit er die 
Rechte feiner Tochter geltend machte, nicht an der erforderlichen 
Legitimation. Eine Kollifion der Intereffen, welche die Beftellung 
eines Pflegers nad) $. 86 der Pr. B. DO. erfordert hätte, lag nicht 
vor. Denn Anjprüde gegen den DBater felbjt find in diefem 
Prozeffe nicht verfolgt. IL, 91/96 vom 16. uni. 

626. Ad Regel gilt im Gebiet des A.!. R. der Sat, daß 
das großjährige Hausfind in Bezug auf fein nicht freies Vermögen 
handlungsunfähig ift, und daß der von ihm angeftellten Klage 
der Einwand der mangelnden Aftivlegitimation mit dem Erfolg 
der Klagabweilung entgegengejegt werden fan. Zu Verfügungen, 
welche da8 Recht des Vaters nicht alteriven, ift aber das Haus- 
find jelbftändig befugt — Dernburg, Bd. 3, ©. 175 ber 4. Aufl., 
md 8EHAUUNR. LT 15 —. Es kann deshalb aud) die Klage 
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auf Freigabe von für Schulden des Vaters gepfändeten Sachen 
gegen defjen Gläubiger ohne feine Zuziehung erheben, zumal hier 
das SIntereffe des Vater mit dem des Hausfindes Follidirt, fo- 
daß dem minderjährigen Hausfinde in gleihem Fall ein Pfleger 
zu beftellen fein würde. V, 190/96 vom 9. Dec. 

627. Der Bater der Klägerin hatte in dem Glauben, daß 
diefer in olge ihrer bei feiner Wiederverheirathung . erfolgten 
Ahfhichtung ein Erbrecht in feinen Nachlaß nicht zuftehe, in einem 
mit feiner zweiten Ehefrau errichteten gemeinjchaftlichen Teftament 
diefe zu feiner Univerjalerbin ernannt und der Klägerin nur be= 
dingt den Pflichttheil Hinterlaffen. Da die Abichichtung aber nur 
vom mütterlichen Vermögen ftattgefunden hatte, ftand der Klägerin 
das Pflichttheilsrecht zu, und fie hat diefes gegen ihre Stiefmutter 
flagend verfolgt. Die Beflagte wendete ein, daß die Klägerin 
dur) ein Ausichlußurtheil, das während ihrer Miinderjährigfeit 
in einem Aufgebotverfahren ergangen war, präfludirt fei. Gegen 
diefe Einrede ftand aber der Klägerin die Replif der Arglift zu. 
Denn die Stiefmutter war zu Unrecht der Klägerin als Vor- 
münderin beftellt, obgleich fie weder zur Vormundichaft berufen, 
nod) aud) nur dazu fähig war. Und fie hatte jegliche Schritte 
im Intereffe der Minderjährigen unterlaffen. Die Beflagte hätte 
aber wegen der Kollifion ihrer Intereffen mit denen der Klägerin 
die Beftellung eines anderen Vormundes für die Nadjlakjache 
veranlaffen jollen. Weil fie das unterlaffen hat, haftet fie der 
Klägerin, obgleich fie gültig nicht Vormünderin war, fo, al® ob 
fie e8 gewejen wäre. — L. 1, $8.2,6, 7, D. de eo qui pro tut 
(27, 5); L. 1 C. eod. (5, 45). — Die Möglichkeit, daß ein 
anderer Vormund e3 im ntereffe der Minderjährigen gefunden 
hätte, deren Pflichttheilsrechte geltend zu machen, genügt zur Res 
plif der Arglift, da fi) Beklagte die Präflufion der Klägerin zu 
Nube mahte. Und da Beklagte einen Gewinn auf Koften der 
Klägerin machen will, Tann fie ihr fahrläffiges Verhalten durd 
mangelhafte Einficht in die Rechtsverhältniffe nicht rechtfertigen. 
— L.8, L.9, D. de jur. et facti ignorantia (22, 6). — VI, 
396/95 vom 8. Juni 1896. 

628. Code 475 ift durch die Preußifche Vormundichafte- 
ordnung nicht befeitigt. Hat der Kläger während der Minder- 
jährigfeit feiner Kinder ausjtehende Steiggelder der Sondergüter 
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feiner verftorbenen Ehefrau, welche auf die Töchter vererbt waren, 
und Steiggelder der Grundftüde der Gütergemeinfchaft, welche 
den Zöchtern zur Hälfte zuftanden, eingezogen, fo war da® ein 
Aft feiner vormundfchaftlichen Verwaltung. Denn die dem Kläger 
von feiner verjtorbenen Ehefrau ertheilte Bollmadjt war mit deren 
Tode erlofhen — Code 2003 — und mit dem Ableben feiner 
Ehefrau, 29. Iult 1870, wurde Kläger kraft Gefetes — Code 
390 — Bormund feiner Kinder. Bon Zeit der erlangten Voll- 
jährigfeit feiner Kinder Tief alfo die zehnjährige Verjährung. IL, 
132/96 vom 22. Sept. DBgl. 187. 

629. Gem. R. Der Mangel der obervormundfcaftlichen Ge- 
nehmigung einer Veräußerung fann nur von dem Mündel an- 
gefochten, nicht von dem Gegenkontrahenten al8 Grund einer 
Nichtigkeit geltend gemacht werden. III, 106/96 vom 22. Sept. 

630. Wie das Neichögericht bereitd angenommen hat, find 
Mantelfinder zur Nachfolge in das Familienfideiflommiß dann 
berechtigt, wenn die Stiftungsurfunde nicht etwas Anderes be- 
jftimmt. Das war hier nicht der Fall; denn unter dem Ausdrud 
„eheleibliche Kinder” hat da8 Berufungsgericht ohne Rechtsirrthum 
die durch nachfolgende Ehe legitimirten Kinder mit verftanden. III, 
67/96 vom 16. Juni. 

631. Dei Errichtung eine gemeinrechtlichen mündlichen 
Privatteftaments Tann deffen letter Wille auch durch Befragung 
des ZTeftator® von Seiten der Teftamentszeugen und durch die 
hierauf erfolgte Beantwortung des XZeftators zu einem redht3- 
gültigen Ausdrud Fommen. Auc) die zwiichen dem Zeugen R. 
und dem Zeitator ftattgehabte Vorbeiprechung, welche den Anlaß 
zu den an Xebteren gerichteten Tragen bildete, Fan feinen Grund 
abgeben, die vom Zeftator bei der Zejtamentserrichtung felbit 
bethätigte Willensäußerung zu beanftanden. III, 89/96 vom 
7. Yuli. 

632. Es blieb aber zu erörtern, ob der Erblaffer nicht 
durch die eingetretene Krifis verhindert wurde, feinen Tetten 
Willen vollftändig zu äußern. Das Fann daraus hervorgehen, 
daß der lebensgefährlich erkrankte Zeftator, der fich bei der Vor- 
mittags 11 Uhr begonnenen Zeftamentserrichtung in einem Zu- 
jtande großer Schwäche befand, und Furz nad) 12 Uhr verschieden 
ift, nicht mehr im Stande war, wie Kläger unter Zeugenbeweis 
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Teftament. geftelit habe, an ihn im Laufe der Verhandlung geftellte Tragen, 
jet e8 auch nur bejahend oder verneinend oder durch Zeichen zu 
beantworten. Diefer Beweis war zu erheben. Aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. III, 89/96 vom 7. Iuli. 

633. Abweichend von O.XT. €., Bd. 59, ©. 96; Striethorft, 
Bd. 68, ©.226 tft S11EA.L.R. I, 12 aud auf joldhe Per- 
fonen angewendet, weldje eine Schrift in deuticher Sprade nicht 
Schreiben noch lefen Fünnen. Der Erblaffer, weldjer in Holland 
verftorben ift, hat, als er in Efjen wohnte, mit feiner Ehefrau 
dem dortigen Kreisgeriht ein Zeftament verichlofien übergeben. 
Er Eonnte nur feinen Namen fchreiben, jonjt aber deutiche Schrift 
weder Iefen noch jchreiben. Das Teftament ift für ungültig er- 
fürt. IV, 82/96 vom 1. Oft. 

Bupillar- 634. Die Erblafferin hatte ihre blödfinnige Zochter als 

nbftitution. uiverfalerbin eingefegt. „Mag nun meine Tochter vor oder nad) 
mir in ihrem blödfinnigen Zuftande verfterben, jo jubjtituire ich 
ihr in meinem Nadjlaß, wad davon noch übrig fein wird, den I. 
und diefem feine eheliche Descedenz.” Die beiden Vorderrichter 
haben darin nicht eine fideifommiffarifche Subftitution, fondern 
Pupillarfubjtitution gefunden. — 8$. 545, 549 UEU.R. IL,2. — 
Da dem Subjtituten fomit bei Lebzeiten dev Tochter, welche ihre 
Mutter überlebt Hat, die Erbfchaft nicht angefallen ift, fo war 
die Ceffion des Erbredhts, welhe N. bei Lebzeiten der Tochter 
erklärt hat, ungültig. Denn nach $8. 445, 446, I, 11 fann nur 
eine angefallene Erbichaft abgetreten werden. IV, 9/96 vont 
8. Sumt, 

635. Someit aber im Fall 638 eine Bupillarfubjtition 
vorliegt, würde eine Beerbung der Erna erft bei deren Tode 
eintreten; folange fie lebt, fann von einem Erbrecht nicht die 
Rede fein. Beim Mangel eines folchen fan auch nicht die Zeit- 
ftellung defjelben beantragt werden. Nad) diefer Richtung fehlt es 
auch an einem Iutereffe an alsbaldiger Feititellung. IV, 191/96 
vom 17. Dec. 

Fidei- 636. Die Großmutter der Klägerin hat in ihrem Teftamente 
ee ihre beiden Söhne Karl A., den Vater der Klägerin, und Emil A., 

ubftitution. - , j e 
den Beklagten, zu Erben eingefegt und weiter beftimmt: ‚Meinem 
Sohne Karl A. joll unter gewiffen VBorausfegungen an dem Nad)- 
laffe nur das Niepbraucdhsrecht zujtehen und ihm die Verfügung 
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über die Subftanz entzogen fein. Solange mein Sohn Emil U. 
am Leben ift, joll diefer in Gemeinfchaft mit meinem Sohne 
Karl A. das diefem Lebteren aus meinem Nachlafje zufallende 
Erbtheil in der Weife verwalten, daß mein Sohn Karl A. nur 
den Zinsgenuß, reipeftive Nießbraudh davon hat, ihm die DVer- 
fügung über die Subitanz entzogen tft, und das Erbtheil nad) 
feinem Tode feinen Kindern zufält. Doc foll meinem Sohne 
Karl die Berechtigung zuftehen, zu verfügen, daß einem oder 
mehreren oder allen feinen Kindern beim Mündigwerden die auf 
das betreffende Kind einmal fallende Erbtheilsquote fofort aus- 
gezahlt werde. Stirbt mein Sohn Emil jedod) vor meinem Sohne 
Karl, fo fällt die Beichränfung weg, und Lebterer hat freie DVer- 
fügung über das ihm zuftehende Erbtheil.” Ein unbedingtes Nad)- 
erbenrecht ift hienach der Klägerin nicht zugefallen, diefe hat alfo 
auf Grund des Tejtaments bei Lebzeiten der beiden Erben ein 
jelbftändiges Recht noch nicht erlangt. Entfchloß fi Karl A. zu 
einer Zuwendung an die Klägerin nach deren Großjährigfeit, To 
mußte Emil die Auszahlung leiften. Sie erfolgte aber als nicht 
freies Vermögen an Karl, folange die Klägerin in deffen väter- 
licher Gewalt ftand. Hat Bellagter die 22500 Mark, über welche 
Klägerin quittirt hat, an deren Vater gezahlt, fo hat Klägerin 
einen Anjpruch auf nochmalige Zahlung felbft dann nicht, wenn 
Karl und Emil A. verabredet gehabt hätten, daß die Auszahlung 
des Geldes an die Klägerin erfolgen follte, und wenn die Klä- 
gerin diejer Abrede beigetreten wäre. ft aber — wie die Kläger 
in zweiter Inftanz ausdrüdlich behauptet haben — die zwilchen 
dem DBater der Klägerin und dem Beklagten getroffene Abrede 
dahin gegangen, daß der Betrag von 22500 Marf in Wirflic)- 
feit nicht der Klägerin, jondern dem Karl A. zur Verwendung in 
feinem Nuten gezahlt und die Duittungserflärung nur zum Schein, 
und um die entgegenftehende teitamentariiche Anorönung zu um- 
gehen, abgegeben werden follte, jo würde aus diefem Abkommen 
ein vertragsmäßiges Recht für die Klägerin überhaupt nicht haben 
entjtehen fönnen. IV, 150/96 vom 19. Nov. 

637. Bon einer Verlegung der Klägerin durd) argliftiges 
oder jchuldvolles Verhalten könnte nur die Rede fein, wenn der 
Klägerin ein zu verlegendes Recht zugeftanden hätte. Beim Mangel 
jolhen Rechts fehlt e8 an einem Entichädigungsaniprud. Hat 
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die Klägerin die von ihr abgegebene Duittungserklärung unter 
einer unvichtigen Vorausjegung oder gar auf ©rund betrüglicher 
Borfpiegelungen ertheilt, jo mag diefe Erflärung der Klägerin 
unverbindlich oder anfechtbar fein, ein Schadensanfpruc, ift ihr 
daraus aber nicht ohne Weiteres erwachfen. Ob die Klägerin 
aus der behaupteten argliftigen Kollufion des DBellagten mit 
ihrem Vater dereinft etwa Ansprüche wird herleiten können, wenn 


ihre Vater vor dem Beklagten jterben und ihr weniger als 


Kodizille, 


22500 Mark aus dem großmütterlichen Vermögen Hinterlaffen 
follte, muß in vorliegendem Nechtsftreite unerörtert bleiben. Zur 
Zeit fteht ihr gegen den Bellagten ein Anfprud auf Zahlung 
der geforderten Geldiumme jedenfalls no) nicht zu. IV, 150/96 
vom 19. Nov. 

638. Der Erblaffer hat fein einziges Kind Erna als Uni- 
verfalerbin eingefeßt. Für den Fall, daf fie während der Minder- 
jährigfeit ftirbt, hat er ihr feine noch lebende Mutter jubftituirt. 
Erna lebt; die Witwe und der der etwaigen Descedenz der Erna 
beftellte Pfleger haben wider die Mutter des Erblaffers auf An- 
erfennung der Ungültigfeit der Subjftitution geklagt. Die Klage 
ift mit Recht abgemwiefen. Denn, joweit für den Fall, daß Erna 
nad) erlangter Mündigfeit ftirbt, eine fideilommiffarifche Sub- 
jtituton vorliegt, Ffann die Witwe nicht anfechten, weil fie in 
Gütergemeinfchaft lebte. Sie hat deshalb weder ein Erbrecht in 
den Nachlaß ihres Ehemannes nody ein Pflichttheilsvecht. Die 
fideifommiffarifche Subftitution erlifcht aber nah 8.53EWULUNR. 
I, 12, wenn das eingefette Kind Descedenz hinterläßt. Die ‘Des- 
cedenz hat dann ein gejetliches Erbrecht, welches erjt im Augen- 
blick des Todes der Erna erworben wird, fo daß jebt eine Klage 
für die Descedenz nicht begründet ift. IV, 191/96 vom 17. Dec. 
Bol. 635. 

639. DVgl. 642. Nah Hamburgifhem Gemwohnheitsrecht 
bedürfen die im Zeftamente beftätigten Kodizille, deren Hauptfall 
die im Zeftamente vorbehaltenen bilden, an und für fid) Feiner 
bejonderen Form. Hier Hatte fich die Erblafferin im ZTeftament 
nur „mit Beziehung auf diefen Vorbehalt errichtete Kodizille oder 
ZTeftamentsbeilagen” vorbehalten. Aus diefen Wortlaut geht 
nicht hervor, die Erblafjerin habe nur folche Kodizille gelten 
faffen wollen, in denen ausdrüdlich auf den Vorbehalt des 
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Teftaments Bezug genommen jei. Die Erörterung des Berufungs- 
gericht, daß dies auch jonft nicht anzunehmen, unterliegt feinem recht- 
lichen Bedenken. &8 ift nur die erkennbare Gedankenrichtung der Erb- 
Lafferin bei Errichtung des Kodizilf8 gemeint. VI,62/96 vom 22. Suni. 

640. Sofern das zehnte Kodizill die Bedeutung haben 
jollte, daß die im Art. 2 des Teftaments enthaltene Subftitution 
der drei Gefchwifter M. aufgehoben und ftatt deffen Clarifja 
einzige Erbin fein jollte, fteht ihm entgegen, daß nad gemeinem 
Recht auch in einem beftätigten Kodizill Teine die direfte Erb- 
folge betreffende Verfügung getroffen werden kann. — 8.2 J. de 
cod. 2,25; L. 10 D. de jure cod. 29, 7; L. 2,7; C. de codic. 
6, 36. — Solche ungültige Erbeinfegungen find aud) nicht ohne 
Weiteres als Univerfalvermächtniffe aufrecht zu halten. Ein da- 
von abweichendes Hamburger Partitularreht befteht nicht. Aus 
der Bormlofigkeit der beftätigten Kodizille — 639 — ergibt fidh 
nichts für die mögliche Erweiterung des Inhalts. Und daraus, 
dag nad) Hamburger Statuten 3,1, 22 das Zeitament auch ohne 
Erbeinfegung gilt, aljo die Bedeutung eines Inteitatfodizills 
aud ohne Kodizillarklaujel hat, ift nicht umgekehrt zu fchließen, 
daß in beftätigten Kodizillen ein Erbe eingefeßt werben fann. VI, 
62/96 vom 22. Iuni. 

641. AÜL.R. Der Erblaffer hatte in feinem gevichtlich 
niedergelegten ZTejtamente vom 20. Febr. 1882 der Klägerin ein 
Vermädtniß von 20000 Mark ausgefett, fich aber die Errid;- 
tung von Nachzetteln vorbehalten. In feinem Nachlaß wurde 
ein von ihm ge- und unterjchriebener Nachzettel vom 12. Juni 
1892 gefunden, in weldhem das Zejtament aufgehoben und die 
Erbeseinjegung anderweit geregelt war. Wenn auch dieje Erbes- 
einjegung ungültig war, fo hatte doch der Erblaffer mit der Be- 
ftimmung: „Hiermit hebe ich das von mir errichtete Tejtament 
auf“, deutlih und Har zum Ausdrud gebracht, daß er nicht nur 
die frühere Erbeseinjegung, fondern jämmtliche übrigen im Zeita- 
ment getroffenen Beitimmungen in Wegfall bringen wollte. Der 
Berufungsrichter hat angenommen, daß er damit die Vermächt- 
niffe jelbftändig und ohne Rüdficht auf die Aenderung der Erbes- 
einfegung zurüdgenommen bat. Die Klage der PVermädtniß- 
nehmerin wider die Erben wurde deshalb abgewiejen; Nevifion 
zurücgewiefen. IV, 52/96 vom 9. Yuli. 
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642, Die Witwe 2. Hatte in ihrem in Hamburg errid)- 
teten Zeftamente ihren Bruder als Univerjalerben eingejegt. Für 
den (eingetretenen) Sal, daß diejer vor ihr verjterben jollte, hat 
fie in Art. 2 als ihre Erben berufen die beiden Kinder ihrer 
Schmefter Simonette M., den beklagten Iames M. auf Y;, 
Clariffa M. auf 1, und Arthur M. auf '/,. Simonette M. 
fol den Tebenslänglichen Nießbraudy haben, nad) deren Ableben 
CL. und W. auf den Zinsbezug von ihren Antheilen eingefchränft 
werden. Die Erblafferin Hat dann eine Anzahl von Kodizillen 
errichtet, die fie fich in ihrem Xeftamente vorbehalten hatte. Im 
zehnten Kodizill jagt fie, durd) den Tod ihres Bruders feien 
natürlich alle ihre betreffenden Beftimmungen hinfällig geworden; 
fie ernenne jeßt ihre Nichte Elariffa M. zu ihrer Univerjalerbin, 
jedodh jo, daß deren Mutter Simonette M. den lebenslänglichen 
Zinsgenuß des Vermögens haben jolle. Im 13. Kodizill Hat fie 
beitimmt: ‚Das von mir meinem Bruder Iofeph vererbte Ver- 
mögen fällt dburd deflen Tod meiner Schweiter Simonette M. 
zu; nach deren Tode beftimme ich es für ihre Tochter Clariffa, 
die in der Mutter Rechte treten fol. Der Antheil, der ihren 
Brüdern zufällt, bleibt aufrecht erhalten laut meinen gemachten 
Zeftamentsbeftimmungen.” Das Berufungsgericht hat diefer Be- 
ftimmung wegen Unverftändlichkeit jede Rechtswirkung abgeiprochen 
und auf Grund des Kodizill® 10 — vgl. 639, 640 — au8- 
gejprochen, daß dem Bellagten Iames M. ein Erbredt in den 
Nachlap der Witwe 8. nicht zuftehe. Das Neichögericht hat auf- 
gehoben und zurüdtverwiejen. L. 62, $. 1, D. de her. inst. (28, 5); 
L. 2, D. de his quae pro non script. (34, 8) und L. 73, 8. 3, 
D. de R. J. (50, 17) find unrichtig angewendet und gegen L. 24, 
D. de reb. dub. (34, 5) ift verftoßen. Eine abfolute Unverftänd- 
lichkeit it nicht vorhanden; und wenn fi) nad) einzelnen Rich- 
tungen unlösliche Zweifel ergeben follten, jo würde das Kodizilt 
nur als lüdenhaft anzufehen fein, und die zweifelhaften Fragen 
wären im Einzelnen gegen den zu enticheiden, dem nach der be= 
treffenden Stelle etwas zugemwendet werden fol. Denft man fid 
das zehnte Kodizill einmal weg, fo Liegt die Auslegung nahe, 
daß Simonette M. zunädhft da8 Vermögen (nämlicd praftifch ge- 
nommen, den Nießbraud)), wie im Zeftament bejtimmt war, erhält; 
nad ihr tritt Slarifja in ihre Rechte, die fich bei ihren Lebzeiten auf 
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den Zinsgenuß befchränfen. Deren Brüdern follen aber ihre 
Rechte bleiben, wie fie im Zeftament beftimmt find. VI, 62/96 
vom 22. Sunt. 

643. „Sollte ein Bedachter meine leßtwilligen Verfügungen 
nicht anerkennen, jo joll er deffen verluftig gehen, was ihm durch 
meine Verfügung zufallen würde.” Der Berufungsrichter legt das 
dahin aus, daß nur eine wider beffere Weberzeugung, nicht eine 
im guten Glauben erfolgende Anfechtung mit der Strafe belegt 
werden foll. Nevifion zurücdgewiefen. Zur Begründung der Aus- 
legung genügte der Hinweis, daß die Abficht unverftändig fein 
würde, in Geiftesfrantheit getroffene Verfügungen aufrecht zu 
halten. Solche Abficht fei nicht anzunehmen. III, 90/96 vom 
3. Sul. 

644. Gem. R. Die einfache Anerkennung des Teftaments 
entzieht nur deshalb nicht den Anfpruch auf Ergänzung des 
Pflichttheils, weil das WBeitehen diejes Anfprucdhs die Gültigkeit 
de8 Teftaments nicht in Trage ftellt, fie vielmehr vorausjeßt, die 
Annahme des Hinterlaffenen deshalb nicht, weil diejes unter allen 
Umftänden, auch neben dem Aniprudhe auf Ergänzung, dem 
Pflichttheilsberechtigten zufommt. Wird aber daneben, wie hier 
das Berufungsgericht feitftellt, von dem Berechtigten ausdrüdlich 
oder duch fchlüffige Handlungen bei der Erbtheilung vertrags- 
mäßig der Wille erklärt, mit dem vom Erblaffer ihm Hinter- 
Lafjenen fich fachlich zu begnügen, die im Zeftamente genannten 
Vorempfänge fi) anrechnen zu laffen, jo liegt darin eine An- 
erfennung diejer einzelnen Anorönungen, die den etwa bejtande- 
nen Anjpruh ausjchließt. Dabei ift ohne Bedeutung, ob dem 
Kläger zur Zeit feiner Erklärungen befannt war, daß ihm ein 
rechtlicher Anfpruh auf Ergänzung des Pflichttheils zuftehe; es 
liegt nicht fo fehr ein Verzicht auf diefen Anfpruch vor, fondern 
deffen Verluft ift nur die Folge der Unterwerfung unter den 
Willen der Erblaffer, der Erklärung des Klägers, daß er mit 
dem ihm Hinterlaffenen zufrieden fein wolle, III, 155/96 vom 
13. Nov, 

645. Im Fall Bd. XXI, 640 hat das Berufungsgericht 
wiederholt die Klage abgewiefen, indem e8 angenommen hat, daß 
die Abficht des DVeräußerungsgefchäfts nicht dahin gegangen ift, 
daß der Bellagte den Immobiliarerbtheil des Miterben D. er- 
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Miterben. morben, vielmehr habe diefer dem Beklagten nur feinen Antheil 
an den einzelnen Nadjlaßgrundftüden übertragen, da der Beklagte 
nicht verpflichtet wurde, irgend welche Nacjlakichulden zu tragen. 
Das ift nicht rechtsirrthHümlich,; bei jolhen NRechtsgefchäften jtand 
aber dem Miterben ein Retralt aus Code 841 nicht zu. Weber 
die Ungültigkeit der Uebertragung des Antheils an den einzelnen 
Grundftücden ift in diefem Prozeffe nicht zu entfcheiden. Webrigens 
ift ein folches Gefchäft nicht jchlechterdings unmwirkfam, es wird 
nur nicht Eigenthum übertragen. II, 87/96 vom 12. Suni. 

Anticipirte 646. Die Witwe ©. war in einem wechleljeitigen ZTeita- 

Eröteilung. ment von ihrem Chemann als Erbin eingefeßt; als Nacherben 
hatten die Eheleute ihre vier Kinder auf den Ueberreit mit der 
Beitimmung eingejeßt, daß nad) dem Ableben beider Eltern der 
beiderjeitige Nachlaß möglichit zu gleichen heilen getheilt werden 
follte. Die Witwe hat mit ihren Kindern einen jchriftlichen 
Vertrag gefchloffen, in welchem fie erklärt, daß fie auf Grund 
de8 vorgedachten mechjelfeitigen Zejtaments die ihr gehörigen 
Grumdftüde, deren Verwaltung ihre Kräfte überfteige, ihren Kin- 
dern fjchenfen und die Vertheilung ohne Benachtheiligung eines 
derjelben ausführen wolle, und daß fie fich dazu der Zuftimmung 
ihrer Kinder verfichert Habe. Sodann folgen die Schenkungen 
der einzelnen Grunditüde und Hüypothefen an die volljährigen 
drei Kinder, zum Theil unter Vorbehalt eines Wohnungsrechte 
an die Mutter und der Verpflichtung, eine Summe herauszuzahlen. 
Zu IV behält fie fich zwei Grundftücde zu Gunften ihrer damals 
noch minderjährigen und durch fie bevormundeten Tochter Helene, 
bezw, einen Ausgleich wegen diefes Kindestheiles vor. Unter der 
borjtehenden, von ihr vollzogenen Erklärung haben die Kinder dann 
die Erklärung abgegeben, daß fie den Vertrag billigten, die ge- 
ichentten Werthobjefte annähmen und die ihnen übertragenen 
Pflichten erfüllen wollten, und ihre Unterfchrift beigefügt, die 
Tochter Helene unter der Genehmigung der Mutter. Das Be- 
rufungsgericht hat darin ohne Gefegesverlegung nicht eine Schen- 
fung, jondern eine anticipirte Erbtheilung gefunden. — $. 649 
ALU.R. I, 12. — Der Umftand, daß die damals noch minder- 
jährige Helene an der Bertragsfchließung nicht vehtswirkfam 
theilgenommen hat, ift vom Berufungsgericht zutreffend für vedt- 
lich belanglos erklärt, weil Helene nad) erlamgter Großjährigfeit 
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den Vertrag gerichtlich anerkannt hat, und die danad) ihr vor- Anticipirte 
behaltenen Grundftüce an fie aufgelaffen find. Für folchen Erb- Erbtheilung. 
theilungsvertrag tft eine befondere Form entbehrlich. (Vgl. D.T. E., 
Bd. 20, ©. 150; Striethorit Bd. 40, ©. 297.) Dadurch, daß 
die Witwe hinterher die Auflaffung einzelner Nachlaßgrundftücke 
an die Rinder Helene und Ernft auf Grund befonderer Verträge 
borgenommen hat, ift der Vertrag nicht vechtSunwirffam geworden. 
IV, 179/96 vom 10. Dec. 
647. Der Erblaffer ift an einer afuten Leberentzündung, Kapazität. 
welche drei Tage vor feinem Tode aufgetreten ift, am 6. Mai 
1888 geftorben. In einem eigenhändigen Teftamente vom 18. Ian. 
1888 hatte er dem Pfarrer feines Ortes eine lebenslängliche Rente 
und den lebenslänglichen Nießbrauc eines Haufes vermadt. Der 
Bruder und Erbe ift zur Gewährung des Vermädhtniffes ver- 
urtheilt. Denn Code 909 fpricdht die Inkapazität des Geift- 
fihen nur für die in der Kodesfrankheit getroffenen legtwilligen 
Verfügungen aus. Das gilt bei lange andauernden, von verhält- 
nigmäßig erträglichem Gejundbefinden begleiteten Leidenszujtänden 
nur dann, wenn fie einen tödlichen Charakter angenommen Haben. 
Unerheblich it die Behauptung, daß der Erblaffer im Ianıar 
1888 mit einem Xeberleiden behaftet gerwejen fei. Er hatte fich 
damals von einem Schlaganfall, der ihn im Oftober 1887 be- 
troffen, wieder erholt, fein früheres Befinden gezeigt, war rüftig 
und Hatte die Verwaltung feiner Gefchäfte beforgt. NRevifion 
zurüdigewiefen. II, 83/96 vom 9. Yuni. 
648. Im 3. 1870 verftarb zu Stettin B., im 3. 1885 Vermägmip. 
feine Ehefrau. Der Erftere Hat unter Anderem ein nad dem 
Tode feiner Ehefrau zahlbares Vermädtniß von 12000 ZThalern 
ausgefegt zu Bänden des Kuratoriums der Kinderherberge in 
Grabow mit der Beftimmung, daß von den Zinjen zwölf Mäd- 
hen aus den ürmften Menichenklaffen in der Kinderherberge 
Unterhalt gewährt werde. Durd Allerhödhjiten Erlaß vom 4. ‘Dec. 
1893 ift der „„Kinderherberge” die juriftiiche Perjönlichkeit ver- 
fiehen und die Genehmigung zur Annahme des Vermächtniffes 
erteilt. Die Erbin ift der Kinderherberge zur Abführung des 
Bermächtniffes verurtheilt, Revifion zurücgemwiefen. Da dem Erb- 
lafjer befannt war, daß die Nadhfuhung der Korporationsrechte 
für die Kinderherberge betrieben werden follte, ift angenommen, 
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der Erblaffer habe zum Ausdrud bringen wollen, daß das Ber- 
mächtniß, wenn es nicht früher erworben werden fünne, der Stif- 
tung mit der fünftigen Betätigung und der damit erlangten 
juriftiichen Perföntlichfeit anfallen jollte. Zwar fünnen Vermädjt- 
niffe nah $. 36 AU.L.R. L,12 nur dem binterlaffen werden, der 
die rechtliche Fähigkeit befigt, Vermögen zu erwerben, und dieje 
Fähigfeitt muß zur Zeit de8 Anfalls vorhanden gewejen jein — 
8.43 —. Der Zeitpunkt de8 Anfalls braucht aber nicht mit 
dem Xode ded Erblaffers zufanmenzufallen, fo daß e8 nad 
Preußifhem Recht geftattet ift, eine erjt nad) dem Tode des Erb- 
laffers zur Erxiftenz fommende juriftiiche PBerjon von dem Zeit- 
punkte ihrer Entfitehung ab zu bedenfen. IV, 16/96 vom 11. Juni. 

649. Gem. R. In der Beitellung des Teftamentsvolljtreders 
liegen Berfügungsbeichränfungen der Erben nicht in weiterem Ums 
fange, als fie fic) aus der diefem übertragenen Verwaltung und 
thatfächlichen VBertheilung ergeben. Haben fich die Erben unter- 
einander über die Erbquoten verglichen, jo Tann der Zejtaments- 
volfftreder dem Vergleich nicht entgegentreten. Danad ift mit 
Nedt der Teftamentsvollitredler verurtheilt, dem Elagenden Mit- 
erben die dem Bergleich entiprechende Duote des Nachlafies heraus» 
zugeben. Die Hinterlegung, welche ber beflagte ZTeftamentsvoll- 
Streder mit Bewilligung der Mutter beider Parteien vorgenommen 
hat, Fonnte ihn nicht befreien. III, 71/96 vom 19. Sunt. 

650. Das enteignete Grundftüd gehört zu einem “Deid)- 
verbande, bejfen Schulden auf die einzelnen eingedeichten Grund- 
jtücfe repartirt find. Da diefe Laft, für welche der Eigenthümer 
nicht perfönlich haftet, auf den Fisfus mit übergeht, jo ift mit 
Recht der Schuldbetrag von dem ermittelten Werth des Grund- 
tüc8 abgezogen. V, 34/96 vom 4. Juli. 

651. Die Sacpverftändigen, denen der Berufungsrichter 
folgt, haben die enteigneten Grunditüde ohne Rüdficht auf deren 
Verbindung mit dem dem Kläger verbliebenen Gute gejchäßt, und 
bei Ermittelung des der ZTare zu Grunde gelegten Reinertrags 
einen Beitrag zu den allgemeinen Unfojten des Gutes nicht ab- 
gerechnet. Tolgemweis fan auch der Kläger nicht eine befondere 
Entfhädigung für die Unterhaltungskoften dev Gebäude fordern, 
welche für das bei ihm verbliebene Gut zu groß feien. V, 34/96 
vom 4. Yuli. 
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652. Den beflagten Eheleuten ift ein Xheilftüd enteignet. 
Das Berufungsgeriht hat abgelehnt, daffelbe al8 Bauland zu 
Ihäßen, weil e8 den Bellagten, als fie da8 Gefammtgrundftüd 
im 3.1877 erwarben, von ihren Berfäufern bei Berechnung des 
Preifes gar nicht angerechnet fei. E8 jei von denjelben erklärt, 
daß dies Stüd in die projeftirte Eronberger Straße falle. Auf- 
gehoben, zurüdverwieien. Kin ftädtilcher Bebauungsplan und 
dejien Ausführung find einheitlich anzujehen. Deshalb ift die 
Bauplageigenichaft aud) dann zu berüdfichtigen, wenn fie durch 
den Plan, zu deffen Ausführung die Enteignung erfolgte, fchon 
längere Zeit vorher aufgehoben war. Auf das Vertrags- 
verhältnig zwijchen dem Enteigneten und feinem NRechtsvorgänger 
fann fich aber Unternehmer nicht berufen. Er hat den objektiven 
Werth zu erjegen, aud) wenn das Grunditüd dem derzeitigen 
Eigenthümer gejchenft war. III, 58/96 vom 9./16. Sunt. 

653. Im Fall 73 Eonnte die Klage auf 8.14 bes Pr. 
Enteignungsgejeges vom 11. Iuni 1874 nicht gegründet werden. 
Denn die Berpflichtungen des Unternehmers werden erjt durd) 
die Verfügung der nad) $. 14 enticheidenden VBermwaltungsbehörde 
beftimmt, jo daß vor Erlaß diefer Enticheidung weder allgemein 
auf Erfüllung der im $. 14 ftatuirten Verpflichtungen, noch auf 
Schadenserjat geklagt werden fann. III, 91/96 vom 7. Zul. 

654. Im Fall Bd. XV, 512 hatte das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung wiederum die Entichädigung für 
die duch Entziehung der Vorgärten dem D. erwachfenen Nach- 
theife auf 28500 Mark feitgeftellt, welche Summe im erjten Be- 
rufungsurtheil aus 16500 Marf Grundwerth der VBorgärten und 
12000 Mart Minderwerth der Reftgrundftüde gewonnen war. 
Das Neichögericht hatte da8 Berufungsurtheil am 7. März 1894 
wiederum wegen nicht genügender Begründung aufgehoben und 
zurüctverwiefen. Nun hat das Berufungsgericht die Entjchädigung 
auf 16500 Marf Bodenwerth der enteigneten Vorgärten fejt- 
geftellt. Iett hat das Neichsgericht zum dritten Male, diesmal 
auf die Nevifion des Klägers, aufgehoben und zurücverwieien. 
Die Annahme des Berufungsridters, daß nach Anficht des Neichs- 
gerichts bei Schäßung der enteigneten Parzellen ald Bauland der 
Mehrwerth derjelben ald Vorgärten bereit voll abgegeben jei, 
beruht auf einem Mißverftändniß der früheren Urtheile. Ermeijt 
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fih bei Feititellung des Meinderwerths eines enteigneten Trenn- 
ftüd8 eine Xrennung des Minderwerths des Rejtgrundftüds von 
dem Werth des enteigneten Theil® nicht thunli, jo muß der 
Werth des Teteren jo bemeffen werden, daß es jenen Minder- 
werth mit umfaßt. Um fo viel das Reftgrunditüc weniger werth 
geworden, um fo viel mehr war der enteignete Theil dem Eigen- 
thämer werth. Es ift alfo zu billigen, wenn der Werth der 
enteigneten Flächen einheitlich gejchätt wird. Auch hat das Be- 
rufungsgeriht dem Sadjverjtändigen S. richtig die Tragen ge- 
jtellt: Welchen Werth hatten die Grundftüde des Klägers ein- 
fchließlid) der Vorgärten vor deren Abtrennung? und welchen 
Werth Hatten fie ausschließlich) der Vorgärten nad) deren Ab- 
trennung? Zwei vernommene Sacverftändige haben zwar die 
Differenz auf 13650 Mark angegeben. Das Berufungsgericht 
hat aber diejes Ergebniß feiner Werthfeitiegung nicht zu Grunde 
gelegt, aud) daraus feinen Grund dafür entnommen, daß jeden- 
falls der Kläger mit 16500 Marf, 100 Mark pro Duadrat- 
meter, hinreichend entjchädigt fei. AndererjeitS haben die Sad)- 
verftändigen übereinftimmend erklärt, daß die Zrennftüde jeden- 
falls höher al8 100 Marf für den Quadratmeter zu fchägen feien. 
V, 39/96 vom 8. Juli. 

655. Kläger fordert Entfchädigung wegen eines Leinpfadee. 
Das Berufungsgericht nimmt ridtig an: Der Anfprud) auf Ent- 
Ihädigung umfaffe auch den Minderwerth des Rejtgrundftüde. 
Zu den Nacıtheilen, welche mit der Entziehung des Grundeigen- 
thums für die Durchftichsanlage urfächlich zufammenhingen, ge- 
höre aber auch die Einrichtung des Leinpfads, welchen zwar der 
Grumdeigenthümer nad) 8.57 A.L.R. II, 15 unentgeltlich dulden 
muß, der aber erjt durch die Enteignung nothwendig geworden 
ift. Gleichwohl wies das Neichsgericht die Klage ab. Denn der 
Kläger hat in Folge des Durdjitichd den alten Leinpfad zurüd- 
erhalten. Und diefes Stüd gibt ihm einen größeren Nuten, als 
das zur Einrichtung des neuen Leinpfades entzogene Stüd gab. 
V, 69/96 vom 26. Sept./3. Oft. 

656. Im Fall Bd. XVI, 555/587 hat das Berufungsgericht 
nun die Stadt verpflichtet erachtet, den öftlich der verlängerten 
Löweitraße belegenen Theil des Grundftüds mit einer Fläche von 
15,73 Ar zu übernehmen und an die Klägerin außer den im 
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Verwaltungswege feitgefegten 13500 Darf noch Zinfen davon 
zu 5 Proz. vom 1. Suni 1885 bis 4. Yuli 1889 und ferner 
23332 Marf nebit Zinfen zu 5 Proz. feit 1. Iuni 1885 zu 
zahlen bezw. bis zur Beibringung der Genehmigung der Hypothef- 
gläubiger zu hinterlegen. Die Nevifionen beider. Theile find 
zurüdgewiefen; nur wegen der Zinfen ift aufgehoben und zurüd- 
verwiefen. Nacd dem früheren Nevifionsurtheile hatte die Stadt 
die ganze Fläche des im 3. 1884 abgebrannten Theaters zu über- 
nehmen. ‘Die Mebernahmepflicht ift aber auch auf den außerhalb 
des früheren Gebäudes Tiegenden Theil der öftlichen Parzelle er- 
itredt, weil die Reftgrundftüd nach den baupolizeilihen Bor- 
Ihriften nicht mehr zur Bebauung geeignet if. Wenn aud) jene 
släche in Verbindung mit dem nicht zur Straße gezogenen Theil 
der Grundfläche des abgebrannten Theaters nußbar hätte bebaut 
werden Fünnen: fo find doch im Sinne des Enteignungsgefeßes 
der auf Verlangen des Cigenthümers gemäß $. 9, Abf. 3 zu 
übernehmende Theil des Grundftüds mit dem nach dem Antrage 
des Unternehmers enteigneten Theil in allen Punkten gleich zu 
behandeln, alfo als mit enteignet anzufehen. $. 13, Abf. 3 des 
Sluchtliniengefeges vom 2. Suli 1875, welcher nichts weiter be- 
zwedt, al den Grundjak des $.9 des Enteignungsgefeßes auf 
die Tälle des 8. 13 Nr. 1 bis 3 anzuwenden, ift dur das De- 
rufungsurtheil nicht verlegt. V, 70/96 vom 30. Sept. 

657. Das Gericht Hatte auch nicht bloß die Enteignungs- 
entjchädigung feftzuftellen. Die Verurtheilung zur Zahlung bezw. 
Hinterlegung verlett die Stadt nit, da aus der Art der DBer- 
urtheilung fein Nachtheil erwädjit. V, 70/96 vom 30. Sept. 

658. ALS werthmindernd war nicht zu berüdfichtigen, daß 
der Eigenthümer der zu übernehmenden Parzelle die verlängerte 
Löweftraße nach 8. 15 des Gefetes vom 2. Juli 1875 zu pflaftern 
hat. Denn der Werth des von der Klägerin abzutretenden Terrains 
fann nicht nad) dem durd das Unternehmen erft gefchaffenen Zu- 
Itande, fondern muß nad) dem Zujtande beurtheilt werden, wie er 
zur Zeit des Inanfpruchnehmens war. V, 70/96 vom 30. Sept. 

659. Andererfeits hat die relative Rechtskraft des von der 
Stadt nicht angegriffenen Entjchädigungsbefchluffes, durd) welchen 
die Entichädigungsfumme für das von der Stadt begehrte Stüd 
auf 13500 Mark feftgeftellt war, die Zolge, daß die Gejammt- 
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entfchädigung niedriger feitgefegt werden darf. Wenn in Ans 
wendung des S. 13, Abf. 3 des Gefekes vom 2. Iuli 1875 oder 
bes 8.9 des Enteignungsgejeßed die Stadt zur Mebernahme des 
ganzen Grundftüds im Nechtswege angehalten wird, fo ift der 
Richter aber auch befugt, die Entihädigung für das ganze abzu=- 
tretende Qerrain einheitlich feitzuftellen und dabei im Ganzen 
einen niedrigeren Einheitspreis anzumenden al® für die Fleinere 
Fläche, deren Abtretung nur verlangt wurde, im Enteigrungs- 
verfahren feftgeftellt war. Wenn der volle Werth diefer ganzen 
Slähe nur 20 Mark pro Quadratmeter beträgt, jo Tann bie 
Klägerin gemäß $. 8 auch nur die hieraus fidh ergebende Summe 
als Entichädigung verlangen. Eine gejonderte Schägung und 
Vergütung der zur Straße beftimmten 4,50 Ar und der mit zu 
übernehmenden 15,73 Ar würde der Wirflichfeit widerfprechen 
und fan von der Klägerin um fo weniger verlangt werden, als 
ihr eigener Anspruch auf Mebernahme des Rejtgrundftüde gerade 
die Einheitlichfeit der ganzen abzutretenden Grundfläche zur Vor- 
ansfegung hat. Nur das bewirkt die durd die Nichtanfechtung 
des Entichädigungsfeftftellungsbeichluffes Seitens des Beflagten 
eingetretene relative Nechtsfraft des Letteren, daß durch die Ueber- 
nahme de8 ganzen Grundftüds und den dafür feitgefeßten Ge- 
fammtpreis der Eigenthümer beffer gejtellt jein muß, als er e8 
nad) dem Entichädigungsfeititellungsbeichluß fein würde. Durch 
die im Laufe des Rechtsftreits erfolgte Hinterlegung der im Ver- 
waltungsverfahren feitgejegten Entihädigungsfumme wird die Ein- 
heitlichfeit der gefammten für das abgetretene Terrain feitgefegten 
Entfchädigung nicht aufgehoben. Hieraus folgt, daß, wie der 
Berufungsrichter mit Recht annimmt, die im Enteignungsverfahren 
fejtgejegte Entjchädigung nur al8 Theil der Gefammtentihädigung 
anzufehen und demgemäß die vor Erledigung ded Nechtsweges 
hinterlegte Summe nur den Charakter einer Abfchlagszahlung 
hat und auf die Feititellung der Gefammtentihädigung im Nechts- 
wege einen Einfluß nicht ausüben fan. V, 70/96 vom 30. Sept. 

660. Das Berufungsgericht führt den Zinfenanfpruc zurüd 
auf die allgemeinen Grundjäge der Entjchädigungspflicht aus 8. 1 
des Enteignungsgefetes, SS. 74, 75 der Einl,, 8.31, ME WUUR. 
und zugleih auf das Prinzip des S.109, I, 11, wonad) beim 
Kauf Feiner der Kontrahenten wider den Willen des anderen 
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Sadje und Kaufgeld allein nugen Tann. Es liegt zunädft auf 
der Hand, daß diejer leßte Grundfag der Klägerin nicht zur 
Seite fteht, wenn und foweit fie felbft das abzutretende Grund- 
jtüd genugt hat. Im Uebrigen ftellen die Zinjen einen Theil 
der Enteignungsentfchädigung dar und beruhen auf demfelben 
Nechtsgrunde wie diefe. Injomweit aber die Klägerin (jowie deren 
NRechtsporgänger) Nutungen aus dem Grundftüd gezogen, ift 
fie nicht befchädigt und muß fich wenigftens den Werth diefer 
Nugungen anrechnen laffen. V, 70/96 vom 30. Sept. 

661. Dem Beklagten wurde im Cnteignungsverfahren die 
Beichränfung auferlegt, die Böfchung einer Erhöhung der Straße 
zu dulden, wodurd von feinem Grundftüd 70 Quadratmeter be- 
det wurden. Für die Entziehung diefer Nubkung und die Ent- 
werthung des übrigen Grundftüds ift dem Beklagten eine Ent- 
Ihädigung von 1039 Mark 60 Pf. zugebilligt; NRevifion des 
Beklagten zurüdgewiefen. Die dem Bellagten zu gemwährende 
Entihädigung kann nur nah einer beftimmten Benußungsart 
jeines von der dauernden Beichränfung betroffenen Grundtüds 
bemefjen werden, wobei freilih zu Gunften des Eigenthümers 
diejenige ihm mögliche Benutungsart zu Grunde zu legen ift, 
bei der das Grundftüd die beite Verwerthung findet. Bon diefem 
Standpunft aus ift dem Berufungsrichter darin beizuftimmen, 
daß der Beklagte nicht den Werth des für ihn unverwendbar ge- 
wordenen Grund und Bodens, nämlich der von der Böfchung 
bedecten 70 Quadratmeter, al® Bauland in Anfcdhlag bringen, 
im Webrigen aber die Entihädigung jo berechnen fan, als wäre 
das Grundftüd Feine Bauftelle, jondern würbe wie bisher zum 
Gärtnereibetriebe benugt. Der Beklagte fann vielmehr nur ent- 
weder diejenige Entichädigung verlangen, die angemefjen ift, 
wenn man dad Grundftük al8® Bauland betrachtet, oder bie, 
welche angemefjen ift, wenn man unterftellt, daß es weiter wie 
bisher zu Gärtnereizweden benutt werden fol. V, 78/96 vom 
3. Oft. 

662. Durd) die Anlegung des Kanals Dortmund — Ems- 
häfen ift ein Weg, an dem zu beiden Seiten die Grundftüde des 
Klägers lagen, jo durchfchnitten, daß das Gehöft des Klägers num 
auf der einen Seite, fein Adergrundftüd auf der andern Seite 
liegen. In Folge deffen muß der Kläger einen Umweg machen, 
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um von dem Gehöft nad) dem Aderftüfk zu gelangen. Die 
Staatsbauverwaltung ift für entjchädigungspflichtig erachtet. Ne- 
vifion zurüdgemwiejen. Der Berufungsrichter erwägt, daß, wenn 
man jelbft annehmen wolle, der Weg habe fchon vor dem Thei- 
lungsrezeß als öffentlicher KRommunalweg beftanden und er fei 
bei der Theilung nur neu regulirt worden, wie dies die Beklagte 
behaupte, doc nad) dem Mezeß feititehe, daß bderfelbe ebenjo wie 
die übrigen dort aufgeführten Wege den Theilungsinterefenten 
zur Benugung behufs Bewirthfchaftung der ihnen zugetheilten, 
an jenem Wege liegenden Grundftüde angewiejen worden fei. 
Hierin findet er das berechtigte Kommunifationsintereffe des KRlä- 
gers, welches feinen Entihädigungsanfprud) begründe. Gegen 
diefen Entjcheidungsgrund des Berufungsrichters fämpft die Ne- 
vifion vergeblih an. Die Nevifion weilt zwar darauf Hin, daß 
nad) $. 9 des Gejetes über die Ausführung dev Gemeinheits- 
theilungsordnung vom 7. Juni 1821 die Theilungsbehörbe in 
Wahrnehmung der ihr zugewiejenen Iandespolizeilichen Befugniffe 
auch für ein geeignetes Wegenet zu forgen habe, und daß, wenn 
fie einen Weg als öffentlichen im Rezef auswerfe, die Theilungs- 
intereffenten auf feine Benutung nicht ein befonderes Privatrecht, 
fondern nur diefelbe Befugniß Hätten, wie an jedem anderen 
öffentlichen Wege. Dies ift richtig; aber andererfeitS hat die 
Theilungsbehörde auch die Verpflichtung, für geeignete Zumege 
zu den den Interejfenten zugetheilten Blanftüden Sorge zu tragen, 
und es fteht nichts entgegen, daß fie zu diefem Zmwed aud, Wege 
verwendet, die fie als öffentliche vorfindet oder zu öffentlichen 
beftimmt. Dit dies hier gefchehen, dann Täßt fich nicht verfennen, 
daß diejenigen Theilungsintereffenten, die in diefer Weife auf die 
Benukung eines Öffentlichen Weges angewiefen worden find, an 
ihm ein über den gemeinen Gebrauch hinausgehendes befonderes 
Recht haben, vermöge defjen fie bei einer Verlegung oder Kaffirung 
des Weges nah $. 75 Einl. zum ÜLU.R. und $. 11 des Ent- 
eignungsgefeßes vom 11. Yuni 1874 Entichädigung zu verlangen 
berechtigt find. Fälle diejer Art unterfcheiden fich deutlich von 
jenen, in denen das Neichsgericht einen Entichädigungsaniprud) 
deshalb nicht anerkennen fonnte, weil er lediglich) auf das bis 
herige Beftehen eines öffentlichen Weges gegründet worden und 
nur auf Erjat eines thatjächlichen Vortheils gerichtet war, den 
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der Anlieger aus dem Beftehen des öffentlichen Weges gezogen 
hatte. V, 125/96 vom 7. Dft. 

663. Das Berliner Grundftüd des Klägers wird fowohl 
von der im Bebauungsplan von 1862 feitgefegten Straße 12’ 
als von der in der Kabinetsordre vom 27. San. 1889 vorgefehenen 
Straße 6° betroffen. Auf Antrag des Magijtrats von Berlin 
find die zum Straßenterrain beftimmten Flächen dem Kläger ent- 
eignet; der Kläger fordert eine höhere al8 die im Enteignugs- 
verfahren feftgeftellte Entichädigung. Soweit er für den Minder- 
werth des Nejtgrundftüds eine Entihädigung aus dem Grunde 
fordert, weil er eine 26,5 Duadratmeter große Fläche an der 
Straße 6° ald Vorgarten liegen laffen muß, Tann er die Differenz 
zwifchen dem Werthe der Fläche al Bauland und als Vorgarten 
nicht beanfpruchen. Denn nad) $. 14, Abf. 1 des Straßenflucht- 
gejeges kann der Kläger zwar für die Entwerthung des Reftgrund- 
jftüds in ber Regel Entfchädigung fordern; aber nur, wenn ein 
urjählicher Zufammenhang zwilchen der Entwerthung ded zur 
Straße bejtimmten Landes und der Entwerthung des Rejtgrund- 
jtück® befteht. Das würde nur dann anzunehmen fein, wenn eine 
allgemeine Norm oder polizeiliche Vorfchrift beftände, die bei 
Straßen beftimmter Art die Anlegung von Vorgärten geböte; wie 
in dem Fall bei Bolze, Praris, Bd. XV, 522. An einem foldhen 
Zufammenhang aber fehlt e8, wenn wie hier, die Straßenfludt- 
finie und die davon abweichende Baufludtlinie auf bejonderer 
Teftfegung der dazu berufenen Behörde beruhen, wennjchon die 
Teftfegung der Straßenfludtlinie und die Feftfegung der Bau- 
fluchtlinie einen einheitlihen Akt bilden. Nach $. 13, Abi. 2 des 
Straßenfluchtgejeßes wird aber eine Entjchädigung für Befchrän- 
fung des Grundeigenthums, die in Folge der Feftfegung einer 
von der Straßenfludhtlinie verjchiedene Baufluchtlinie eintritt, nur 
dann gewährt, wenn, was hier nicht der Fall, die Baufluchtlinie 
vorhandene Gebäude trifft, die bis zur neuen Wluchtlinie frei zu 
legen find. Dabei ift nicht zu unterfcheiden, ob die Baufludt- 
linie feftgejett wird, oder ob die Yeitfegung der Baufluchtlinie 
der Anlegung ber Straße nadjfolgt. V, 106/96 vom 24. Oft. 

664. Ein zur Straße gezogenes Stüd ift nur ald Bor- 
gartenland abgeichätt. Der Kläger hat geltend gemacht, daß das- 
jelbe noch zu Reftaurationszweden, al® LZagerplag u. dergl. hätte 
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verwendet werden fünnen. Der Berufungsrichter hat das zurüd- 
gewiefen, weil der Flächenabfchnitt im Bebauungsplan von 1862 
zu BVorgartenland beftimmt gewejen fei. Dem Eigenthümer jet 
da8 1871 befannt gemacht; der Kläger babe das Land belaftet 
mit der öffentlichen Serpitut der Unbebaubarfeit erworben. Allein 
aus der Unbebaubarfeit folgt nicht, daß das davon betroffene 
Srundftüd nur als Gartenland zu benugen fei. Solange bie 
projeftirte Straße noch nicht angelegt ift, fan der Eigenthümer 
das Grundftüdl abgefehen von der Bebauung nad freiem Ermeljen 
benugen. Und die Beichränfungen, welche dem DBefiter von an 
der Straße liegenden Grundjtüden Hinfichtlic) der Benugung der 
Borgärten durch die Polizeiverordnung auferlegt werden, merden 
gegen das Grundftük erft mit der Entftehung der Straße in 
Wirkfamkfeit gefett. Bei Abmeffung der Entihädigung dürfte 
diefer Umftand nicht unberüdjichtigt bleiben. So weit aufgehoben, 
zurüctverwiejen. V, 106/96 vom 24, Oft. 

665. E8 ergibt fich auf den erften Ylit, daß die Entjcheidung 
des Berufungsrichters einen Fehler enthalten muß, denn jchon 
das Haus allein, das die Kläger auf der Nr. 30 abgetreten haben, 
ift mehr werth al8 die Summe, die der Berufungsrichter als 
Entihädigung für die von beiden Grundftüden (Nr. 30 und 31) 
zufammen enteigneten Flächen berechnet hat. Der Fehler liegt 
darin, daß der Berufungsrichter die Thatjache der Enteignung 
des Haufes aus den Augen verloren hat. Die Kläger haben von 
der Nr. 30 nicht eine unbebaute Fläche von 147 Quadratmeter, 
jondern außer diefem Landmaß ein zum Theil auf demijelben 
jtehendes Wohnhaus abgetreten, alfo die in diefem Haufe ftedende 
Kapitalanlage verloren. Für diefe Anlage Fünnen fie den vollen 
Werthserfag beanspruchen (S. 8 des Enteignungsgejeßes). Diejer 
deckt fich Feineswegs mit der Differenz der Nußungswerthe einer 
zwedmäßigiten Bebauung des Grundftüds vor und nad der Ent- 
eignung zuzüglich des Abbruchwerths des alten Gebäudes, denn 
dadurh würde nur der Werth der abgetretenen Grundfläche ab- 
gegolten werden, nicht auch der Werth des abgetretenen Baufes. 
Die Kläger künnen vielmehr den Nutungswerth diejes Haufes 
verlangen, wobei fie fich denn freilich gefallen laffen müffen, daß 
das außer dem zum Haufe gehörigen Lande etwa noch weiter ab- 
getretene Yand zu dem bisherigen Nutungswerth abgefchägt wird, 
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wenn nicht befondere Umftände vorliegen, die diefem Lande einen 
höheren Werth verliehen haben. V, 136/96 vom 11. Nov. 

666. Aufgehoben wurde aud) deswegen, weil der Berufungs- 
rihter Abzüge von dem ermittelten Werth gemadht hat. Der 
Berufungsrichter begründet fie damit, daß die Kauflojten (Stempel 
u. |. mw.) und die Zinjen der Kauffunme während des YBaues für 
einen Käufer des Grundjtüds den Werth des Kaufobjelts herab- 
drüdten und daß der DVerfaufswerth enticheide, wenngleich die 
Kläger fi) jchon feit langer Zeit im Befit des fchuldenfreien 
Grundftücds befunden und es bisher nicht benugt hätten. Aber 
der Berufungsrichter hat nicht den DVerfaufswerth des Grund- 
ftüds zu ©runde gelegt, fondern dejjen Ausnugungsfähigfeit für 
die Kläger; dann durfte er aber Ausgaben, die von den Klägern 
nicht zu machen gewefen wären, nicht in Abzug bringen. V, 136/96 
vom 11. Nov. 

667. Die Annahme des Oberlandesgerihts, daß die den 
Klägern zuerfannten Nentenzieler überhaupt von den jedesmaligen 
Verfalltagen ab zu verzinfen feien, war abzulehnen. Um eine 
jolche Verzinjung des bis zum Tage der Klagerhebung aufgelaufenen 
Rücdftandes an Nentenzielern anzunehmen, bedürfte e8 einer be- 
fonderen gefelichen Beitimmung. Eine folche ift aber nicht vor- 
handen und fann durch die Ausführungen der Vorinftanz über 
Holihuld und Bringichuld nicht erfeßt werden. Das Rayongejek 
enthält zwar in $. 34 den Grundjat, daß das Neid) für die DBe- 
nußungsbeichränfungen der NRayongrundftüde , Entichädigung ” 
leifte; von einer „vollitändigen” Entichädigung, wie folche das 
zwar drei Sabre jüngere preußifche Enteignungsgefeg vom 11. Juni 
1874 im $. 1 vorjchreibt, tft aber dabei nicht die Rede. Für 
den Regelfall der Entihädigung in Rente ift in $. 36, Abf. 3, 
deren Maß auf 37 mal 6 Proz. der Werthverminderung des 
Srundftüds befchräntt und noch bemerkt, daß davon 5 Proz. als 
Verzinfung angefehen werden, während der Mehrbetrag von dem 
Berechtigten zur Anjammlung des Entichädigungsfapitals in 
37 Iahren nad) Belieben verwendet werden foll, wie die Dtate- 
rialien des Gejetes Har ftellen. Auch die Beitimmung in $. 36, 
Abi. 2, daR die Kapitalentichädigung vom Tage der Abjtedung 
der Rayonlinien kraft Gefetes zu verzinjen fei, beftätigt die Un- 
verzinslichkeit der dazu (vgl. aud) $. 38, Abf. 2) in Gegenjag ge- 
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ftellten Entjchädigungsrente. Daß bei diefem gejetlichen Syftem 
die Nentenempfänger häufig großen Nachtheil erleiden werden, 
wenn die zur vorläufigen Feftjegung der Entichädigung berufenen 
Dermwaltungsorgane fi damit fo wenig beeilen, daß zwiichen der 
Abftekung und der Eröffnung des Nechtöweges ($. 41) ein mehr- 
jähriger Zeitraum verläuft (im vorliegenden Zalle über jech8 Iahre) 
ift freilich al8 ein Webelftand anzuerfennen. II, 216/96 vom 
13. Nov. 

667hb. Dagegen tritt nach der Regel von Code 1153 bie 
Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinfen zwar Hinfihtlich 
der damals jchon verfallenen fowie der jeither weiter fällig ge- 
wordenen Rentenzieler mit dem Zage der Klage ein. Daß in 
der Klage Kapitalentihädigung begehrt war und erft das Ober- 
landesgericht den SKHlägern Annuitäten zugeiprochen Hat, ändert 
daran nichts. IL, 216/96 vom 13. Nov. 

668. Die Befugniß des Klägers, auf feinem eigenen Grund- 
jtüce zu fchlachten, beruhte nicht auf einem bejonderen ihm zus» 
ftehenden Rechte, fondern war nur ein Ausfluß der allgemeinen 
menschlichen Freiheit zu thun, was nicht verboten ift, welcher fo 
gut, wie ihm, aud jedem Anderen zu gute fam, der innerhalb 
der ehemaligen Borftadt St. Pauli fchlachten wollte, und daß 
ebenfo alle anderen Grumndeigenthümer diefer Vorftadt unter Bes 
obadhtung der gejeglichen Beitimmungen ihre Grundftüde fo gut 
zum Schlachten einrichten und benuten fonnten, wie das des 
Klägers dazu eingerichtet war und benußt wurde. Dann ift 
aber nicht abzujehen, in welches wohlerworbene Recht des Klägers 
durd) das Gejek eingegriffen werden follte, das das Schlachten 
außerhalb der öffentlichen Schlachthäufer aud) für die ehemalige 
Borftadt St. Bauli verboten hat. Das Hamburgifche Gefeg vom 
19. März 1894 betreffend die Einführung des Schlacdhtzwangs 
berührt alfo fein mwohlerworbenes Recht des Elagenden Schlad)- 
ters. Aus diefem Grunde hat das Ohberlandesgeriht den er- 
hobenen Entjchädigungsaniprucd) abgelehnt, indem e8 jonjt an- 
nimmt, daß ein folcher zuftehe, wenn ein mwohlerworbenes Recht 
durch ein Gefeß aufgehoben wird. Nevifion zurüdgewielen. Eine 
Kollifion mit dem auf Pr. Gefeßgebung fich beziehenden Plenar- 
beihluß vom 1. Sunt 1885 liegt nicht vor. VI, 164/96 vom 
29. D#t. 
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669. Der Regierungspräfident zu Ltiegnis bat auf Grund 
der Annahme, daß der Abbau des Eifenerzes in unmittelbarer 
Nähe der Chauffee, welche von Landshut nad) Hirichberg führt, 
für diefe gefahrdrohend jet, durd landespolizeiliche Verfügung 
vom 12. Ian. 1893 angeordnet, daß zu beiden Seiten der Chauffee 
oberhalb der 40 LXacdhterfohle ein Sicherheitspfeiler von je 35 Meter 
Breite ftehen zu laffen fei, in welchem eine weitere Erzgewinnung 
nicht ftattfinden dürfe. Kläger, die Inhaber des Eifenerzförderungs- 
rechts und ihre Pächterin, fordern für die ihnen dadurch ent- 
gehenden 3876 Kubikmeter Entjchädigung. Abweichend von den 
Vorinftanzen hat das Keichsgericht einen Entfchädtgungsanfprud) 
nah 8.75, Einl.z.ÜUNR. für begründet erachtet. Die Provinz 
ift nit nur Eigenthümerin der in Frage jtehenden Chauffee, 
fondern aud) zu deren Unterhaltung verpflichtet. Wenn durch die 
bergbaulichen Maßnahmen, zu denen die Kläger berechtigt fein 
wollen, Mängel und Schäden an der Ehaufjee erwüchfen, würde 
die Provinz auf Grund ihrer Unterhaltnungspflicht verbunden jein, 
diefe Mängel und Schäden im Intereffe des öffentlichen Verkehrs 
und feiner Sicherheit zu befeitigen, und wenn die Maßnahmen 
der Kläger etwa eine folche Gefährdung der Chauffee herbeigeführt 
hätten, daß deren Verlegung im Verfehrsintereffe erforderfich ge- 
worden wäre, jo hätte auch diefe von der Provinz ausgeführt 
werden müffen. Alles deflen ift die Provinz durd) das gegen die 
vorgeblichen Rechte der Kläger fich vichtende polizeiliche Verbot 
überhoben worden; fie ift alfo dadurch begünftigt. Dem Gefichte- 
punkte, daß es für die Beitimmung des Schadenserfagpflichtigen 
darauf anlomme, ob die Chaufjee dem allgemeinen, durchgehenden 
Berfehr diene oder Lediglich von den Provinzangehörigen benukt 
werde, Tann eine maßgebliche Bedeutung für jene Frage nidıt 
beigemeffen werden. V, 75/96 vom 30. Sept./24. Dit. 

670. Die Klägerin hatte um den Baufonjens zur Errid- 
tung eines Wohnhaufes in der füdöftlichen Edle ihres Grundftüce 
mit der ‚Front nad) der TFabrikitraße nach einem überreichten 
Situationsplan in einer Tiefe von 10,30 Meter und in einer 
Breite von 12,20 Meter gebeten. Durch polizeiliche Verfügung 
vom 22. Mai 1891 ift über das fpezielle Bauprojekt der Klägerin 
hinausgehend eine weitere Einengung der Yabrifitraße aus feuer- 
polizeilichen NRüdfichten dahin unterjagt, daß die Straße eine 
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Breite von 13,50 Meter haben muß, jo daß von dem Grundftüd 
der Klägerin in feiner an der Straße gelegenen ganzen Breite 
ein Streifen von 3,70 Meter Tiefe für unbebaubar erklärt wurde. 
Die Klägerin war dadurch genöthigt, bei dem im September 1891, 
nod) vor der auf Grund des Gefeges vom 2. Suli 1875 erfolgten 
Teftftelung der Baufluchtlinie, eingereichten erweiterten Yaupro- 
jeft die fi aus der polizeilichen Verfügung ergebende Grenze 
innezuhalten. Die Stadt ift auf Grund von $. 75 Ein. zum 
ALU. R. wegen Entziehung der Bebaubarfeit in diefer Ausdehnung 
für fchadenserfagpflichtig erklärt; Nevifion zurücgewiefen. Der 
Tal liegt anders als der Bd. XU, 597 (€. 28, ©. 275). Dort 
erwies fich die Verfagung des Baufonfenfes nur als die vorforg- 
liche Anordnung der Polizeibehörde, daß die beichloffene, aber nod) 
nicht in die Deffentlichfeit getretene Fluchtlinienfeitiegung durd) einen 
mit Teßterer unvereinbaren Bau nad) einem [peziellen Bau- 
projeftnicht geftört werde, während hier die polizeiliche Verfügung 
einen weiter gehenden Inhalt hat. V, 406/95 vom 13. Sunt 96. 

671. Aus 8. 32 des Neichsgefekes vom 29. Mai 1885 
($. 33 in der Faffung von 1894) ergibt fich, daß ein ohne Vor- 
behalt gezahlter Stempelbetrag nicht zurückgefordert werden Tann. 
VI, 73/96 vom 29. Sunt. 

672. Bol. Bd. XXI, 667 und 668b. Gemäß eines Be- 
Ichluffes der Generalverfammlung waren auf die alten Aktien 
Einzahlungen zu leiften, über die neue Aktien ausgejtellt wurden. 
Soweit Kinzahlungen nicht gemaht, wurden von je 5 alten 
Altien 4 Stüd Fajfirt, die fünfte al in gleichem Nominalwerthe 
fortbeftehend gültige mit dem Stempelaufdrud „der Kontrol- 
beamte‘’ verjehen. Mit demfelbden Stempelaufdrud wurden die 
alten Aktien verjehen, auf welde Einzahlungen gemadjt waren. 
Für die nicht eingereichten und für die überichüffigen eingereichten 
find im Verhältniß von 5:1 neue Stammaftien über je 200 Marf 
gebildet, die für Rechnung der DBetheiligten verkauft find; die 
übrig gebliebenen Spiten find nad dem Durchfchnittsergebniß 
jenes Verkaufs von der Gejellichaft entjchädigt. Die Steuer- 
behörde hat zu Unredht von 2146 alten Aftien, welche mit jenem 
Kontrolftenpel verfehen waren, den Neichsftenpel neuer Altien 
erhoben. Wenn aud) nad) $. 6, Abf. 2 des Gejekes vom 27. April 
1894 jede Veränderung des Nechtsverhältniffes des Aktionärs, 
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welche dur) einen Aufdrud auf der Aktie erkennbar gemacht 
wird, die lebtere von neuem dem Neichsitempel unterwirft, und 
wenn — was hier nicht entjchieden wurde — daffelbe für das 
hier anzumendende Gefeg vom 29. Mai 1885 anzunehmen wäre: 
jo entfteht doch die Stempelabgabepflicht nur dadurd, daß die 
Aenderung des Nechtsverhältniffes durch den neuen Aufdrud er- 
fennbar gemacht wird. Hier hatte aber der Aufdrud nur die Be- 
deutung, die Aktien zu 300 Mark fenntlich zu machen, welche 
no gültig geblieben find, zum Unterichied von den nicht 
mehr geltenden. Soweit eine Nachzahlung nicht erfolgt ift, haben 
die im Verhältnig von 1:5 beftehen gebliebenen alten Aktien nicht 
die Nechte der Faffirten 4 alten Aktien in fi) aufgenommen, 
fondern die legteren find faffirt. Aud ein Vorzugsrecht der mit 
dem Kontroljtempel verjehenen alten Aktien ift durd) diefen nicht 
beurfundet. Die Theilnahme der bejtehen gebliebenen Aktien am 
GSefelichaftsvermögen und am Gewinn und Berluft richtet fich 
nad) wie vor ebenfo wie die der neuen Aktien nad) dem Nominal- 
betrage der Aktie Daß nad) Maßgabe jenes Generalverjamm- 
(ungsbefchluffes jede Aktie, gleichviel ob fie auf 1000 Mark, 
300 Marf oder 200 Mark lautet, in der Generalverfammlung 
eine Stimme gibt, daß fich die Gejfammtzahl der eine Stimme 
gebenden Aktien vermindert und der Betrag des Grundfapitals 
erhöht hat und daß der verhältnigmäßige Antheil jeder einzelnen 
alten Aktie am VBermögen, Gewinn und VBerluft der Gefellichaft 
ein geringerer geworden tjt, das ift eine Folge der Statuten- 


änderung, für die aber ein Neicheftempel nicht erhoben wird. 


VI, 73/96 vom 29. Juni. 

673. Klägerin hat Aktien gekauft, welche no nicht voll 
eingezahlt waren. Nach Aa des Tarifd zum Neichsftenpelgejeke 
vom 27. April 1394 bejteht die Stempelabgabe in einer Umfak- 
fteuer, welche Iediglih den Zageswerth der verkauften Werth- 
papiere trifft, wie er in dem vereinbarten Geldpreije oder dem 
mittleren Zagesfurfe zu Lage tritt. ES tft deshalb auf die auf 
Erfordern vom Käufer zu leiftende rücdtändige Einzahlung bei 
der Berechnung des Stempeld aud) dann Feine Rüdficht zu neh- 
men, wenn Käuferin dem Verkäufer gegenüber die Verpflichtung 
zu Volleinzahlung der gelauften Aktien übernommen hatte. IV, 
63/96 vom 21. Sept. 
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674. Nach dem Plane ber Lotterie für die Wiederherjtellung 
de8 Domes zu Zrier find auszugeben 110000 Xooje zu einem 
Preife von 32 Mark nebit 3 Mark 20 Pf. Stempelabgabe für 
das ganze Vollloos, von 16 Mark nebft 1 Mark 60 Pf. für ein 
ganzes Klaffenloos. In erjter Klaffe 4000 Gewinne. Der Ge- 
winner erfter Klaffe erhält den von ihn für die zweite Klaffe 
gezahlten Preis des Loojes und des Stempels zurüd. Die 
10 Proz. Stempelfteuer (5 de8 Zarif8 vom 27. April 1894) 
betragen 387200 Mark berechnet von 110000 Xoofen eriter und 
zweiter Klaffe a 35 Marf 20 Pf. IV, 107/96 vom 22. Dft. 

675. Eine eingetragene Molfereigenoffenfchaft hat mit der 
Menagelommiffion eines Preufßifchen Regiments einen fchriftlichen 
Vertrag über die Lieferung von Vollmilch nad) dem Bedarf des 
Bataillons geichloffen. Der Vertrag ift ftempelpflichtig, jo daß 
fi) die eingetragene Genoffenfhaft nicht auf die Befreiung des 
Neichsftempeltarif8 4 B Anmerf. (Raufverträge über von einem 
der Kontrahenten im Inlande erzeugte Mengen von Saden) be- 
rufen fann. Denn wenn aud) die Genofjenfchaft die Milh von 
ihren Genoffen geliefert erhält, jo erzeugt die Genoffenfchaft als 
jelbjtändiges Nechtsfubjeft nicht die Milch felbft. IV, 149/96 
vom 19. Nov. 

676. Die frühere Norddeutiche Bank in Hamburg über- 
trug ihr ganzes Vermögen einjchließlich der Grundftüde an die 
Direktion der Diskontogejellfchaft gegen Aktien (Kommandit- 
antheile) diejer Gejellihaft. Die Direktion der Disfontogejell- 
Ihaft hat darauf bei Gründung der neuen Kommanditgejellichaft 
auf Aktien ‚„‚Norddeutihe Bank“ eben jenes Vermögen an biefe 
Gefellihaft übertragen und dafür Aktien derfelben übernommen. 
Für beide Gefchäfte ift der Anfchaffungsftempel nad) Maßgabe 
des 8.7 und Tarif 4 des Neichögejees vom 27. April 1894 er- 
hoben; außerdem hat die Hamburgifche Finanzbehörde die nad) 
dem Hamburgifchen Gefeg vom 1. März 1882 bei Eigenthums- 
veränderungen von Grundftücden zu erhebende Abgabe doppelt 
eingefordert. Die Klage auf Rüczahlung der unter Vorbehalt 
gezahlten Abgabe ift abgewiejen. Denn die Beftenernng diejes 
EigenthHumsübergangs ift durch $. 18 des Neichsftennpelgejetes 
der landeögejeglichen Beftenerung nicht entzogen. VI, 188/96 
vom 12. Nov. 
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677. Für die Auflaffung eines dem Allodialvermögen eines 
Königlich Preußifchen Prinzen zugefchlagenen Grundftüds genießt 
diefer, wie fi) aus der Kabinetsordre vom 7. März 1845 im 
Zujammenhalt mit der die Sportelfreiheit vegelnden KRabinets- 
ordre vom 21. Sunt 1806 (Anhangsparagraph 146 zur A.®.O.) 
ergibt, feine Stempelfreiheit. IV, 432/95 vom 1. Suni 96. 

678. Die Frau 9. hat bei Eingehung einer Gefellfchaft 
mit befchränfter Haftung das von ihr betriebene Babrifgefchäft 
mit Grundftücden (860000 Marf — 500000 Mark Hypothefen), 
Vorderungen (308751 Marf 38 Pf. — 155725 Marf 88 Pf.), 
Waarenbeftänden und beweglichen Zubehör (386974 Mark 50 Pf. 
einjchließlid 3222 Mark 38 Pf. Kaffe) eingebradt. Bon dem 
Sefammtnettowertb der Einlage von 900000 Mark wurden 
600000 Marf als Gegenwerth der Stammeinlage der Frau 9. 
verrechnet, jodaß derjelben 300000 Mark zu gewähren waren. 
Die Gefellfhaft wurde mit einer Million Marf Stammkapital 
begründet. Für die DVerftempelung lag ein gemifchtes Geichäft 
bor, ein Kauf nur fo weit, als das Einbringen nicht auf die 
GSejellfchaftseinlagen verrechnet wurde. Unrichtig verlangt der 
Stempelfisfus deshalb 1 Proz. Kaufwerthitempel —= 8600 Marf 
und 1279 Marf 50 Pf. (Kaufwerthftempel zu !/, Proz. von 
383752 Marf 12 Bf.) außer 1 Marf 50 Pf. allgemeinem Ver- 
tragsftempel und 1 Mark 50 Pf. Leffionsjtenmpel mit zufammen 
9882 Mark 50 Pf. Der Notar hatte erhoben außer Vertrags- und 
Cefftonsftempel (3 Mar) 8000 Marf Immobiliarjtempel, indem 
er vom Grundftücswerth (ohne Abzug der Hypotheken) und vom 
Mobiltarwerth (nad) Abzug der Schulden) 600000 Mark Gefell- 
ihaftseinlagen abjegte und den Reit al8 Immobiliar annahm. 
Der Stempelfisfus ift auf Rüdzahlung des darüber hinaus von 
ihm erhobenen Betrag verurtheilt. Das Neichsgericht ließ dahin- 
geitellt, ob nur zu veritempeln gewejen wären 300000 Mark an 
Ueberfchuß, weil ein Vermögensinbegriff von Aktiven und Pafjiven 
eingebracht war, oder ob die einzelnen NRubrifen auseinander ge- 
halten werden mußten; die Werthe der Aftiven ohne die Paffiven 
(nur unter Aufrechnung der Gefchäftsfchulden auf die ausjtehen- 
den Forderungen). Dabei würde immer nur der Bruchtheil der 
Werthe der Mobilien und Immobilien in Anfag zu bringen fein, 
welcher fich nach dem Werthverhältniß des ganzen Gejchäftsver- 
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mögens zur Stammeinlage al8 Ueberfhuß ergibt. Letteres würde 
noch weniger ergeben, al® vom Notar berechnet. IV, 8/96 vom 
4. Iuni. 

679. Die 3. vertaufchte ihr Grundftüd im Werthe von 
730000 Mart mit dem Grunditüäd der B. im Werthe von 
560000 Mark. Danad) waren zunädit 7300 Mark von dem 
höchften Werth der beiden Grundftüde an Stempel zu zahlen 
— 8 5e des Pr. Gefeßes vom 7. März 1822. — Außerdem 
hatte der Notar noch 7 Mark 50 Pf. für einzelne je mit 1 Marf 
50 Pf. verfteuerte Vereinbarungen erhoben. Die Steuerbehörde 
hat noch 341 Mark 50 Pf. nadjerhoben. Denn Frau 5. leiftete 
auf die 730000 Markt durch Uebernahme von Hhypothefen 
469500 Marf + 125500 Mark, melde fie an die T. zu zahlen 
veriprad), + 560000 Mark Werth ihres fchuldenfreien Grund- 
jtüds —= 1155000 Marf, alfo 425000 Mark außerhalb des 
Rahmens des Taufchwerths. Darauf find zu verrechnen 10000 
Mark, welde die 3. bei Abichluß des Verkaufs baar zahlte; 
415000 Mark verjprad) die 3. an die B. bei der Auflaffung zu 
zahlen. Davon !/,, Proz. Schuldverjchreibungsftempel. Klage der 
Kontrahenten wider den Steuerfistus abgenielen. IV, 40/96 
vom 29, Juni. 

680. Bol. Bd. XX, 684. Der Stempel für Leibrenten- 
verträge — Tarif zum Stempelgejeg vom 7. März 1822 — ift 
nicht bloß für die Leibrentenfaufverträge — 8. 606HA.UR. L 
11 —, jondern für alle Verträge zu entrichten, durd) welche Leib- 
venten gegen Vebernahme von Leiftungen oder Verpflichtungen er- 
worben werden. Auch betraf bier der Vertrag nicht lediglich die 
Auseinanderjegung der bisherigen Gejellfchafter, jondern auc, eine 
weitere jelbjtändige BVereinbarung über die Gewährung einer 
Leibrente. E8 handelte fich nicht bloß um die Verzinfung des 
Suthabens, welches der Kläger im Gejchäfte gelaffen hatte. Diefer 
hatte vielmehr auc die von ihm bei der Diskontobanf behufe 
Gewährung eines Blankofredit8 an die Firma hinterlegte Hhypothef 
zu deren Gunften bis zu feinem und feiner Ehefrau Tode hinter: 
legt zu laffen fich verpflichtet. IV, 34/96 vom 25. Iuni. 

681. Der Kläger erwarb von feinen Eltern mittel® nota- 
viellen Vertrages deren Grundbefig. Der nad Abrechnung über- 
nommener Schulden verbliebene Reftlaufpreis von 36000 Marf 
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jollte nach dem Zode der Verkäufer an deren Erben baar gezahlt 
werden. Die übrigen drei Gejchwifter genehmigten den Vertrag. 
Der Notar verwendete 6 Mark Nezeßftempel; die Stenerbehörde 
forderte und erhob 1 Proz. Kaufjtempel von 36000 Marf. Das 
Dberlandesgeriht Köln verurtheilte den Fiskus zur Rückzahlung 
nad) dem Gejege vom 22. Yuli 1861, weil anticipirte Theilung 
borliege. Das Neichsgericht hat aufgehoben und zurücdvermwielen. 
Denn mit jener Auffaffung fteht der Ausspruch der Entjcheidungs- 
gründe in Widerfpruh, daß wenn beim Zode der Eltern das 
eine oder andere Kind nicht mehr am Leben fein follte, fich die 
Duoten der Antheile an dem Kaufpreife, welcher den alsdann 
noh vorhandenen Kindern zufalle, ändern würden, auch etwaige 
Schulden der Eltern Einfluß ausüben fünnten. II, 137/96 vom 
25. Sept. 

682. D. hatte fi in einem fchriftlichen Vertrage das Recht 
vorbehalten, feine von ihm anerkannte Schuld durd) Hingabe von 
Waaren, die er auf Lager Hatte, an Zahlungsftatt zu tilgen. 
Soweit das Guthaben durd) Hingabe von Waaren an Zahlungs- 
ftatt nicht berichtigt wird, tft daffelbe fogleich baar zu entrichten. 
Da e8 hienadh zur Zeit der Austellung der Urkunde völlig un- 
gewiß war, ob und in weldhem Umfange e8 überhaupt zu einer 
Hingabe an Zahlungsftatt kommen werde, war auf Grund der 
Kabinetsordre vom 13. Nov. 1828 ein Stempel von Y, Proz. 
nicht zu erheben. IV, 117/96 vom 26. Oft. 

683. Auf Grumd einer mündlih mit dem Kläger verab- 
redeten Schenfung wies deifen Bruder feine Schuldnerin fchrift- 
ih an, dem Kläger 7000 Marf zu zahlen, ohne daß die Scen- 
fung in der Urkunde irgendwie beurkundet war. Das fällt nicht 
unter den Schenfungsftempel, auch nicht nach $. 4 des Pr. Erb- 
Ichaftsftenergefeges vom 19. Mat 1891. Die Befugniß zur Er- 
hebung des Schenfungsftempels ift durch das Gejek vom 19. Mai 
1891 auf Schenfungen ausgedehnt worden, welche Gejchäfte ent- 
halten, die fich äußerlich und dem Scheine nach als läftige DVer- 
träge, in Wahrheit aber und ihrem Wejen nach al8 Schenkungen 
darftellen. Im übrigen aber hat die Forderung des Schenfungs- 
Itempel8 auf das Gebiet des Urkundenftempels befchränft bleiben 
und nit auch für Schenkungen eingeführt werden follen, bei 
denen eine fchriftliche Beurkundung überhaupt nicht ftattgefunden 
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Hat. — Vgl. Verfügung des Pr. Finanzminifters vom 16. Febr. 
1894 im I. M. BL. 1894, ©. 91. — IV, 132/96 vom 5. Nov. 

684. 2%. und R. haben ihr Grundftüd an %ü., und dieler 
fein Grundftäd an 2. in Einem PVertrage veräußert. Das war 
fein Zaufchvertrag, fondern zwei Raufverträge, wenn aud) Kon- 
trahenten den Vertrag al8 Taufchvertrag bezeichnet hatten. Denn 
aus diefem PVertrage ging nicht hervor, daß das eine Grundjtüd 
die Gegenleiftung gegen das andere wäre, wie in Bd. VI, 802. 
Vielmehr war für jedes Grundftüc die Gegenleiftung dahin feit- 
geftellt, dag Li. für das ihm veräußerte Grundftüd, deffen Werth 
auf 33000 Mark feftgejett war, die in diefer Höhe aufhaftenden 
Hypotheken übernahm. Das an 2. abgetretene Grundftüd wurde 
zu 165000 Marf angenommen. Darauf wurden angerechnet 
138000 Mark (aufhaftende Hypotheken) + 8000 Marf (eine von 
2. an 2ü. abgetretene Kypothefarifche Forderung) + 19000 Marf 
(welche 2. zu zahlen veriprad). Danad) ift der Stempel berechnet. 
IV, 164/96 vom 30. Nov. 

685. 8. hat feine Bergwerfe in eine von ihm und anderen 
Perfonen gegründete Aktiengefellfchaft mit der Beredung ein- 
gebracht, daß der Werth der Einlagen auf 2950000 Mark feit- 
gefegt wurde. Davon entfielen 550000 Marf auf das einge» 
brachte bewegliche Eigenthum; die Gefellihaft gewährte dagegen 
dem SInferenten zunädhft in Anrechnung auf die Immobilien 
1950 Stüf Aftien a 1000 Mark zum Nominalbetrage. Der 
Mehrwerth der Einlage wurde durch Gefellichaftsobligationen von 
1 Million ausgeglichen. Diejer Bertragsbeftimmung entiprechend 
war der Stempel zu berechnen mit 3 Mark BVertragsitempel; 
1 Proz. von 450000 Marf Immobiliarftempel (da die Obligationen 
in diefer Höhe für den nicht durch Aktien abgegoltenen Xheil der 
Smmobilien entfielen) und Y/, Proz. von 550000 Marf (als den 
durh Obligationen abgegoltenen vollen Werth der Mobilien). 
Dem Stempelfisfus ftand nicht das Necht zu, von jenen aud) 
dem 9.6.3. nicht widerfprechenden Vertragsbeftimmungen über 
die Verrechnung der Werthe abzufehen, um die Werthe der Im- 
moblien und Mobilten verhältnißmäßig auf die Aktien zu ver- 
rechnen. IV, 155/96 vom 23. Nov. 

686. In dem Bertrage find überall die Ausdrücde „‚ver- 
faufen‘‘, „Taufen”, „Verkäufer, „Räufer” gebraudt; insbefondere 
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zeigt der Bafjus, welcher von der Belegung des Kaufpreifes han- 
delt und die Beitimmung enthält, daß ‚‚die Uebereignung der 
Billa Carlotta auf den Kaufmann Sch. nur mit 10000 Marf 
auf den Kaufpreis des Grundftüds Eulmftraße 13 in Anrechnung 
fommt“, deutlich, daß die Villa Carlotta nicht Gegenleiftung für 
das Sch.iche Grundftüd fein, fondern nach der ausdrüdlihen Be- 
ftimmung in Anrechnung auf den für dafjelbe gefchuldeten Kauf- 
preiS angenommen werben follte. Der Berufungsrichter gelangt 
hienad) zu dem Ergebniffe, daß in dem Vertrage außer dem Kaufe 
eine Hingabe an Zahlungsftatt bezüglich eines T’heiles des Kauf- 
preifes beurfundet jei und daß die Hingabe an Zahlungsftatt 
zwar in Verbindung mit dem Kaufvertrage über das Sc.iche 
Srundftücd ftehe, aber als felbjtändiger Vertrag zu betrachten 
und deshalb neben dem beurfundeten Kaufvertrage zu verjtempeln 
fei. Ein Zaufchvertrag, $. 363 UL. R. IL, 11, liege nit vor. 
Revifion zurücigewiefen. IV, 194/96 vom 17. Dec. 

637. Die Zinfen der Zwijchenzeit find bei der Verjteuerung 
eines Geldvermächtniffes abzuziehen, wenn daffelbe erjt jpäter zahl- 
bar ift (vgl. Bd. XIV, 571; &. 385. 29, ©. 181), aber die Zwilchen- 
zeit tft wegen $.32E WU. R. L, 12 erft von dem Ablauf der 
Ueberlegungsfrift ab zu berechnen. IV, 25/96 vom 15. Suni. 

688. Die Großmutter der Kläger hatte lektwillig verfügt, 
daß an einem von ihr Hinterlaffenen Kapitale ihre Tochter und 
nach deren Tode deren Ehemann den lebenslänglichen Niekbraud) 
haben follten. Wenn die Klagenden Enfel ihre Eltern überleben, 
fo joll dann das Kapital an fie verfallen, wenn nicht, an die 
andern am Xeben befindlichen nächten Verwandten ihrer Mutter. 
Der Bater der Kläger ift verftorben, nachdem die Hamburgifche 
Erbichaftsabgabenverordnung vom 9. Mai 1894 in Kraft getreten 
war. Da die Kläger das Kapital, erft nad) dem Tode des Vaters 
erworben haben -- L. 4, pr. L. 5, $. 2, D. quando dies 36, 2 —, 
fo war diejes Gefeß, wonach eine Erbichaftsfteuer nicht zu zahlen 
war, und nicht das ältere Gejeg anzumenden, nad) weldhem 3 Proz. 
zu erheben gemwefjen wären. VI, 244/96 vom 26. Nov. 

689. Die Gebrüder Marz, Hans und Ialob Fugger, die 
damaligen Vertreter der Antoniuslinie, haben gegen Unterwerfung 
der von ihnen bezeichneten Güter unter das Reich um „Affignation 
von Selfion, Stand und Stimme im Neichstage‘ gebeten, und 
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diefem Gejuche ift mittelft eines Kaiferlichen Dekret von 1582 
ftattgegeben. Die Urkunden enthalten aljo nicht die Verleihung 
des Nechts der Reichsftandichaft, jondern betreffen nur die Aus- 
übung derjelben, die thatfächliche Erlangung von Sit und Stimme 
im Reichstage. Sie würden für die Begründung der Neftitutions- 
Hage nur dann von Bedeutung fein, wenn nad) dem damals 
geltenden Deutichen Neichsftantsrechte die Erlangung und Ausübung 
von Sit umd Stimme auf dem Neichstage die Vorausfegung für 
die Erlangung des Rechts der Neichsftandfchaft und des hohen 
Adels gewejen wäre, indem dann aus diejen Urkunden gefolgert 
werden fünnte, daß diefe Vorausfegung für das Haus Fugger 
erst 1582 und nur für die Antoniuslinie eingetreten wäre. Allein 
diefe Frage ift mit Recht von dem Oberlandesgerichte verneint 
worden. Danad) ift die Reftitutionskflage mit Recht abgewiejen, da 
das Urtheil im Hauptprozefje auf der damals unbeftrittenen Be- 
hauptung beruhte, daß der Gemahl und Vater der Kläger, Graf 
Franz von Fugger-Rirchberg-Weißenhorn, Haupt und Fideilommiß- 
befiger der gräflich Fugger’ichen Hauptlinie Kicchberg-Weigenhorn, 
Mitglied der fürftlihen und gräflicden, in mehrere Linien ge- 
teilten, vormals veichsftändifchen Gefammtfamilie Fugger, dem 
hohen deutfchen Adel angehöre. IIL, 26/96 vom 27. Nov. /22. Dec. 

690. Der Bellagte DO. zu Hamburg war von einem dort 
wohnenden von Bülow, welcher aus Medlenburg ftammt, adoptirt. 
Auf die Klage von zehn von Biülows ift gegen den Bellagten 
ausgeiprochen, daß er fih nit von Bülow nennen dürfe, ohne 
daß aus den Urtheilsgründen zu entnehmen ift, daß er fich nicht 
auh Bülow nennen dürfe. Nevifion zurücgewiejen. Der Be- 
Hagte will da8 von als Adelspräbdilat führen. Eine bejtimmte 
Nechtsnorm, nad) welcher die Adoption den Uebergang des Adels 
von dem Adoptivvater auf den Adoptirten zur Folge haben künnte, 
ift aber im Gem. R. nicht vorhanden. Die BVorfchriften des 
Römischen Rechts Über die Wirkungen der Adoption, namentlich) die 
Regel: „Adoptio naturam imitatur”, fünnen hierüber nicht ohne 
weiteres entjcheiden. Denn der Adel ift ein deutjch-rechtliches 
Inftitut von wejentlich öffentlichem Charakter. Nac allgemeinen 
Srundfägen kann die Adoption, wenn fie nicht durd) Reftript des 
Landesheren erfolgt, dem Adoptirten den Adel nicht verfchaffen ; 
denn die Bor- und Ehrenrechte, welche mit dem Adel verbunden 
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waren und jest noch verbunden find, unterliegen nicht der Privat- 
verfügung, jondern haben einen öffentlich= rechtlichen Charalfter. 
Sie fünnen nicht cedirt oder abgetreten werden. ‚Die Adoption 
eines Bürgerlichen durch einen Adeligen gewährt an fich nicht den 
Adel, weil feine Verleihung ein Refervatreht der Krone ift und 
die Adoption im modernen Rechte weniger Zamilien- als Erb- 
rechte begründen will. E8 bedarf in diefem alle aljo der be- 
fonderen landesherrlichen Verleihung.’ Stobbe, Deutjches Privat- 
recht, 3. Aufl., I, ©. 370, und fümmtliche neueren Lehrbücher 
des Deutichen Privatredts. Das Berufungsgericht Hat aud) die 
Kläger als Träger des angefehenen Familiennamens von Bülow für 
zur Klage legitimirt erachtet, einerlei, ob e8 nur eine einzige oder 
mehrere amilien diejes Namens gibt, deren Zujammengehörigfeit 
nicht nachweisbar jet. Das unterliegt nah Bd. XIV, 532 (R.®.€., 
Bd. 29, 124) feinem Bedenfen. VI, 233/96 vom 17. Dec. 

691. Der Anfprud) des gefündigten ftädtifchen Wachtmeifters 
auf Fortzahlung feines Gehalts ift abgewiefen, weil derjelbe ohne 
Beitätigung der Staatsbehörde angeftellt war. Da dieje nad) 
S. 4 de8 Gefeßes vom 11. März 1850 zwingendes öffentlic)- 
vechtliches Erforderniß der Anftelung der Polizeibeamten ift, jo 
entjteht auch fein privatrechtlicher Anfprud) auf das Gehalt. — 
DBgl. IV, 316/95 vom 9. März 96. — Der Nevifionsangriff, die 
Stadt fünne aus der unterlaffenen Einholung der Beftätigung 
wegen 88.35 ff. U R. I feine Vortheile für fich ableiten, 
verjagt, weil diefe Unterlafjung feine unerlaubte Handlung im 
Sinne $8. 35 ff. ift. IV, 73/96 vom 24. Sept. 

692. Der gefündigte Gefängnißwärter ift mit feinem An- 
\pruch auf Weiterzahlung feines Gehalts, den er in Höhe des Pen- 
fionsbetrags fordert, abgewiejen. Nach den Anftellungsbedingungen 
fällt die Zuläffigfeit der dreimonatlichen Kündigung, mit welcher 
Kläger angeftellt war, dann fort, wenn der Angenommene nad) 
einer mindejtens fünfjährigen tadellofen Dienjtzeit bei der 
Anftalt duch Aufrüden in eine mit Penftonsberechtigung ver- 
jehene Auffeherftelle einrüden Tann. Der Aufjeher gehört ale- 
dann zu den definitiv angeftellten Staatsdienern. Die erften zwei 
Drittel der Zahl der Auffeherftellen darf den Inhabern auf Xebens- 
zeit verliehen werden, fofern diefelben fünf Iahre lang zur Zu- 
friedenheit gedient haben. Diefe Beitimmungen Laffen fich nicht 
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dahin verjtehen, daß der Kläger, welcher allerdings länger als 
fünf Yahre, aber nicht tadellos, gedient und eine Stelle innerhalb 
der erjten zwei “Drittel der Zahl der Gefängnißwärter verfjehen 
hat, von jelbit in eine lebenslängliche Stelle eingerücdt fei. Kläger 
ift 26 mal disziplinarifch beftraft, einmal wegen wifjentlich falfcher 
Liftenführung. E8 Tann nicht mit dem Berufungsricdhter ange- 
nommen werden, daß die Anftellungsbehörde dadurch, daß fie den 
Kläger nad) fünfjähriger Dienftzeit nicht entließ, ftilffchweigend 
eine lebenslängliche Anftellung verliehen habe. Aus diefem DVer- 
halten Fann auf jene Abficht nicht mit Zuverläffigfeit geichloffen 
werden. — $.5EUÜLU.R.L 4 — Das Wort „mindeftens‘ er- 
gibt, daß die Anftellungsbehörde den Kläger in dem der Kündigung 
unterworfenen Berhältniß auch nach fünf Sahren belaffen fonnte. 
IV, 74/96 vom 28. Sept. 

693. Ein Richter war wegen Zweilampfes vechtsfräftig zu 
einer Feftungsitrafe von vier Monaten verurtbeilt, die ex, foweit 
fie niht durd) Begnadigung ermäßigt war, vom 10. April bie 
30. Suli verbüßt Hat. Suftizfisfus ift zur Zahlung des inne- 
behaltenen halben Gehalts verurtheilt, feine Widerflage auf Zah- 
fung der BVertretungsfojten ijt abgewiejen. Denn die Rabinets- 
ordre vom 17. Mat 1820, wonad Staatsdiener, die zu mehr 
als vierwöchentlichem Teftungsarreft verurtheilt find, nur das 
halbe Gehalt beziehen follen, ift durch das Pr. Gefeg vom 7. Mai 
1851, betreffend die Dienftvergehen der Richter, befeitigt. Danad 
tritt Verluft des halben Gehalts nur im Falle der Suspenfion 
des Richters vom Amte ein. Ein Beichluß de8 Disziplinar- 
gerichts auf Suspenfion vom Amte war nicht ergangen; der Fall 
einer Suspenfion kraft des Gejetes lag nicht vor. — Vgl. Bd. II, 
1343. — Das Gehalt de8 Beamten ift aber feine Gegenleiftung 
für die von ihm geleifteten amtlichen Dienfte, jondern eine ihm 
für die Dauer feines Amtes gewährte Rente, welche die Mittel 
zu ftandesmäßigem Unterhalt geben foll. Deswegen hat Fiskus 
feinen Entihädigungsaniprud) wegen der KRojten für die dienit- 
liche Vertretung, welche nothwendig war, weil der Kläger dur 
fein Berjchulden während feiner Strafzeit feine Amtspflichten 
nicht erfüllt habe. IV, 99/96 vom 12. Oft. 

694. Bol. Bd. XVII, 657; Bd. XVII, 650; Bd. XIX, 
736; Bd. XXL, 655. Kläger war von dem Berliner Dagijtrat 
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unter Zuftimmung ber Stadtverordnneten al8 Subpdireltor der 
jtädtifchen Wafferwerfe mit einem SIahresgehalt von 6000 Mark 
unter Vorbehalt jechsmonatlicher Kündigung angeftellt. Nachdem 
er die Stelle zehn Jahre befleidet hat, hat ex im 9. 1884 die- 
jelbe Stellung als Oberingenieur innegehabt, ohne die generelle 
Befugniß, den Direltor zu vertreten, bis ihn im 3. 1894 ge- 
fündigt ift. Unter Vorbehalt feines vollen Gehaltsanfpruchs hat 
er auf den Theil feines Gehalts geklagt, welcher nad) dem Pen- 
fionsreglement für Angeftellte der wirthichaftlichen und induftriellen 
Anftalten der Stadt Berlin dem Penftonsanipruch gleichfommt. 
Damit wurde er abgewiejen, weil Kläger Gemeindebeamter im 
©inne $. 56, Nr. 6 der Städteordnung nicht gewefen fei. ‘Denn die 
Stadtgemeinden find dur die Städteordnung oder ein jonjtiges 
Gefeß nicht genöthigt, zur Führung ihrer induftriellen oder jonftigen 
wirthichaftlichen Betriebe die erforderlichen wiljenichaftlichen oder 
technischen Dienfte nur dur) Gemeindebeamte Teiften zu lafjen, 
fünnen vielmehr wie jeder Privatmarın oder jede Privatgefellichaft 
für derartige Dienfte die erforderlichen Kräfte durd) privatrecht- 
lihe Verträge nicht bloß vorübergehend, jondern aud für die 
Dauer beftellen, jodaß e8 ZThatfrage ift, ob der Angejtellte als 
Gemeindebeamter im Sinne der Städteordnung berufen oder durch 
Dienftvertrag in ein privatrechtliches Verhältniß getreten ift. Die 
Woafferwerfe feien aber nicht eine lediglich dem öffentlichen Wohle 
dienende Anftalt, fondern ein wirthichaftlicher Betrieb; der Bezug 
des Waffers feitens der Einwohner erfolgt auf Grund von Privats 
verträgen gegen Entgelt, und diejes Entgelt ift jo beträchtlich, 
daß aus dem Betriebe jährlidy ein beträchtlicher Meberjchuß ge- 
wonnen wird. Nur zum Zwed der im Wege der Kanalijation 
erfolgenden Entwäfferung und Grfrementenbefeitigung ift durd) 
das von der Regierung geniehmigte Ortsjtatut vom I. 1874 den 
Hausbefigern eine Verpflichtung zum Anichluß an die Waffer- 
leitung behufs Verbindung mit der Kanalifation auferlegt. Da-> 
durch ift aber der Charakter der ftädtifchen Wafjerwerke als einer 
wirthichaftlichen Anlage nicht fo verändert, daß dem Kläger bie 
Stellung eines Gemeindebeamten zuzufprechen wäre. IV, 173/96 
vom 5. Dft. 


695. Denn bei zwangsweile auszuführenden Anjchlüffen 


war der Kläger nur als technischer Beamter mitzuwirken berufen; 
Prazis ded Reichsgerihts. XXIII. j 24 
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e8 mußte dem Magiftrat überlaffen werden, den Widerjtand der 
betreffenden Hauseigenthümer gegen die Zwangsmaßregel durd) 
Angehen dev Polizeibehörde oder der Gerichte zu befeitigen. Aller- 
dings gehörte die zwangsweife Einziehung der für die Benukung 
der Wafferleitung von den PBrivatperfonen zu zahlenden Gebühren 
zu den Gefchäften des Direktors. Der Kläger konnte aud) als 
Stellvertreter des Direktors in die Lage fommen, diefe obvigfeit- 
liche Funktion auszuüben. Allein der Kläger hat im 3. 1884 
feine Stelle al8 Subdireftor aufgegeben; feitden war die Stell- 
vertretung des Direktors von diefem für jeden einzelnen Ball mit 
Genehmigung des BVBorfitenden des Kuratoriums zu bezeichnen. 
Wenn nun aud) dem Kläger in jedem einzelnen Falle die Stell- 
vertretung thatfächlic) übertragen ift, fo reicht die bloße Möglich- 
feit, zur Ausübung einer obrigfeitlichen Funktion berufen zu werden, 
nicht hin, um die Eigenfchaft eines Gemeindebeamten feitzuftellen. 
Die Stadt hat auch ihrer Auffaffung, daß Kläger ein Gemeinde- 
beamter nicht jet, bei Erlaß ihres Penfionsreglements vom 7. Ian. 
1889 einen prägnanten Ausdrucd gegeben, indem fie dem Kläger 
unter dem 24. Oft. 1889 mitgetheilt Hat, daß fie ihn zu den 
nach diefem Reglement zu penjionirenden Beamten zähle, aljo zu 
den nicht al8 Gemeindebeamte anzufehenden, bei den wirthfchaft- 
lichen und induftriellen Anftalten Angeftellten. Daß aud der 
Kläger das Bewußtjein gehabt, zur Kategorie dev Gemeindebeamten 
nicht zu gehören, ergebe fi) nicht bloß aus dev Unterlaffung eines 
Widerfpruchs gegen diefe Mittheilung, jondern noc) deutlicher aus 
feinen Eingaben an den Direftor vom 20. San. 1891 und an 
das Kuratorium vom 22. (oder 23.) Mai 1891, in denen er 
feine Stelle als eine nicht feite, nicht Tebenslängliche im Gegenjak 
zu Kommunalbeamten charakterifire. IV, 173/96 vom 5. Oft. 

696. Der Elagende NRegierungsbaumeifter gibt jelbft zu, 
daß er zu den etatSmäßigen preußifchen Staatsbeamten nicht ge- 
hört; er beanjprucht die eingeflagten Umzugsfoften nur auf Grund 
des $. 3 des Umzugsfoftengejeges vom 24. Febr. 1877. Aud 
wenn danad) die Trage, ob er zu den Affefforen oder Räthen im 
Sinne diejer Beitimmung zu redjnen, von den Gerichten zu prüfen 
und zu entjheiden fein follte, fo würde ihm das nichts nüßen, 
da in der von ihm felbjt eingereichten Verfügung vom 29. Oft. 
1895 der Reffortchef im Einvernehmen mit dem Finanzminifter 
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entichieden Hat, daß des Klägers Beichäftigung bei der Eijen- 
bahnverwaltung al8 eine dauernde nicht zu erachten fei. Diefe 
Verneinung einer nad) $. 3 des Gefekes unumgänglichen Voraus- 
fegung des Klaganipruchs führt mit Nothwendigfeit zur Abweifung 
der Klage, felbjt wenn fie auf unrichtiger Auslegung des Gefeßes 
beruht; denn nad) dem völlig Elaren Inhalte des Gefeßes ift fie 
nicht auf die thatfächlichen Unterlagen bejchräntt, Tondern in vollem 
Umfange für das Gericht bindend, daher feiner Nachprüfung aud) 
rücfichtlic) der Auslegung des Gefetes entzogen. III, 142/96 
dom 20. Oft. 

697. Nicht nur das Gehalt, fondern auch die Penfion und 
das Witwen- und Waifengeld bilden einen Bejtandtheil der dem 
Beamten für fein Amt ausgefegten Rente, jodaß für die Klagbar- 
feit der leßteren auch derfelbe Rechtsgrundjag wie für die Klag- 
barkeit des Gehalts gilt. Aus der Klagbarfeit folgt aber nicht, 
daß ihre Grundlage ein privatrechtlicher Vertrag ift. Sie ruhen 
vielmehr in dem öffentlichen Rechte, und die VBorausjegungen für 
ihre Begründung und ihren Berluft find nach öffentlichem Nechte 
zu beurteilen. Unerheblid), daß für die Verpflichtung zur Zah- 
lung von Witwen- und Waifengeld feine öffentlich-vechtliche Norm 
beitand. Dadurd), daß die Anftellungsbehörde dem ftädtiichen 
Kämmereifaffenbuchhalter mit deifen Zuftimmung in verbindlicher 
Form den Anfpruh auf Witwen- und Waifengeld gewährte, 
wurde diefer Anipruc ein Beitandtheil feines Befoldungsanipruchs 
und dadurd ein Öffentlich- rechtlicher. Nach öffentlichem Nechte 
tritt aber, wie fi) aus SS. 31 und 33 des R. St. ©. DB. und den 
Beftimmungen des Preußischen Disziplinargejeßes vom 21. Iuli 
1852 ergibt, der DVerluft der Beamtenpenfion wegen einer im 
Amte begangenen, an fi) mit dem VBerlufte des Amtes bedrohten 
ftrafbaren Handlung dann nicht ein, wenn nicht gegen den Be- 
amten, bevor er penfionirt war, entweder eine mit dem Berlufte 
des Amtes verbundene Strafe dur Strafurtheil ausgeiprocen 
oder ein mit dem Urtheil auf Dienitentlafjung endigendes Dis- 
ziplinarverfahren eingeleitet worden war. — Bgl. Bd. IV, 1022 
(R.G. €, Bd. 17, ©. 240; Bd. 21, ©. 186.) — Bier waren 
die Unterfchlagungen des Beamter erjt nach feinem Zode entdedt. 
Die Stadt ift deshalb zur Zahlung des Witwen- und Waifen- 
geldes an die Hagenden Witwe und Waifen verurtheilt, unter 
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Abzug allein desjenigen Betrags der unterfchlagenen Summe, 
welcher dem bei dem Zode de8 Beamten vorhandenen gütergemein- 
Ihaftlihen Vermögen gleichlam; derjelbe wurde von dem Witwen- 
gelde gefürzt. IV, 113/96 vom 20. Dft. 

698. Bol. 589. Der Kläger, welcher 21 Iahre lang als 
Lehrer an einer ftädtifchen Volksjchule in Elbing angeftellt war, 
ift am 1. Oft. 1893 penftonirt unter Zugrundelegung des von 
ihm thatfächlich bezogenen Gehalts von 1540 Marf. Bereits im 
März 1893 Hatte die Königliche Regierung die Aufbeiferung der 
Gehälter der ftädtiichen VBolfsichullehrer verlangt und Aufftellung 
eines Plans von dem Magiftrat gefordert. Die Verhandlungen 
hatten fi) über den 1. Oft. 1893 Hinaus BHingezogen. Der 
Magiftrat berichtete am 24. Febr. 1894 der Königlichen Aegie- 
rung, daß er im Einverftändniffe mit der Stadtverorönetenverfamm- 
(ung beichlofjer habe, „den neuen, in der Verfügung vom 25. Sept. 
1893 mitgetheilten Bejoldungsplan für die hiefigen Bolfsichul- 
(ehrer und Lehrerinnen vom 1. April 1893 einzuführen‘. “Die 
Königliche Regierung beftätigte unterm 6. April 1894 „den von 
der Stadtverordnetenverfammlung am 23. Febr. 1894 unter Zus 
jtimmung des Magijtrats befchloffenen Bejoldungsplan”, genehmigte 
die Einführung defjelben ‚vom 1. April 1893 ab, wies die be- 
treffenden Staatsfajjen zur Zahlung des Staatszufchuffes ‚vom 
1. April 1893 an die Kämmereifaffe der Stadt Elbing an und 
erjuchte den Magiftrat, die den Stelleninhabern nad) dem Plane 
„„jeit dem 1. April 1893” zuftehenden Gehaltsaufbeilerungen jchleu- 
nigft zur Auszahlung zu bringen. Der Magiftrat ftellte unterm 
13. April 1894 eine Nachweifung der zu zahlenden Gehaltsauf- 
befjerungen auf, ohne dabei den Kläger zu berüdfichtigen. Aud) 
in der zufolge der Regierungsverfügung vom 25. Sept. 1893 an- 
gefertigten Ueberficht war der Kläger nicht erwähnt worden. Mit 
Recht nimmt da8 Berufungsgericht an, daß der neue Bejoldungs- 
plan mit rücwirkender Kraft vom 1. April 1893 ab ausgeftattet 
worden ift, daß durd) ihn ein Nechtszuftand hergeftellt ijt, als 
wenn er Schon am 1. April 1893 in Kraft getreten wäre, und 
daß fein Grund vorliegt, die Anwendbarkeit deffelben auf die nod) 
im Februar 1894 im Amte befindlichen Lehrer zu bejchränten. 
Auch darin ift dem Berufungsgericht beizutreten, daß die in ge= 
jeglicher Weije zu Stande gefommene Gehaltsaufbefjerung für die 
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Nuhegehaltskaffe maßgebend ift, und daß der Magijtrat zu Elbing 
dadurch, daß er dem Kläger die Gehaltserhöhung für die Zeit 
vom 1. April bis 1. Oft. 1893 nacdhgezahlt Hat, nicht einen At 
der Liberalität ausgeübt, jondern eine ihm obliegende Verpflichtung 
erfüllt hat. Demmad) hat der Kläger von dem erhöhten Gehalte 
von 1800 Mark das ARuhegehalt zu beanfpruchen. Diejes erhöhte 
Gehalt ift dasjenige, weldjes er im Sinne des $. 4 des Gefetes 
vom 6. Suli 1885 „zulett bezogen‘ hat und welches daher der 
Berechnung feiner Penfton zu Grunde zu legen ift. IV, 156/96 
bom 26. Nov. 

699. Durch S. 24 des Pr. Gejetes vom 27. März 1872, 
welcher eine materiell-rechtliche Vorjchrift darüber enthält, von wo 
ab die Penfion de8 Beamten läuft, wird $. 5 des Gejekes vom 
24. Mai 1861 nicht befeitigt, welcher vorjchreibt, daß über den 
Zeitpunkt der Benfionirung lediglich die Verwaltungsbehörde be- 
ftimmt: wie auch im Neichsbeamtengefege vom 31. März 1873 
88. 55 und 155 nebeneinander beftehen. Wenn der Departements- 
ef den 8. 24 falfch angewendet hat, jo gibt e8 dagegen feine ge- 
richtliche Remedur. II, 233/96 vom 4. Dec. 

700. Der Steuerauffeher R., ehemaliger Vicefeldwebel, hat 
einen Eivilverjorgungsichein bei feiner Entlafjung aus dem Milt- 
tärdienfte verlangt, fomit zwifchen diejem und der Invalidenpenfion 
gewählt. Na $. 75 des Militärpenfionsgefeßes vom 27. Iuni 
1871 haben aber die halbinbaliden Unteroffiziere, welche mindeftens 
zwölf Jahre gedient haben, nur das Eine oder das Andere zu 
beanspruchen. Nun erlangen zwar nad) $. 10, Abf. 1 des Gefetes 
bom 4. April 1874 Unteroffiziere nach zwölfjähriger Dienftzeit über- 
haupt den Anfpruch auf den Civilverforgungsichein, auch wenn 
fie nicht Halbinvalid find. Wollte man daraus ableiten, daß 
nun die Halbinvaliden den Cipvilverforgungsfchein abgejehen von 
ihrer halben Invalidität, alfo Daneben die PBenfion wegen ihrer 
Invalidität erhalten: jo würde dies dem Kläger nichts nüßen. 
Denn im Falle des S. 75 cit. werden zwar den Halbinvaliden 
nad) SS. 60, 23 die Kriegsjahre doppelt gerechnet, und hiernad) 
jtellt fich für den Kläger eine zwölfjährige Dienftzeit heraus. Bei 
Anwendung des $. 10 des Gejeßes vom 4. April 1874 ift aber, 
wie far im Art. 4 des Gefekes vom 22. Mai 1893 mit rüd- 
wirfender Kraft beftimmt ift, die doppelte Zählung der Kriegs- 
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jahre nicht invalider Unteroffiziere ausgefchloffen. So berechnet 
hat der Kläger nur 10 Jahre 11 Monate 27 Tage gedient. Seine 
Klage auf die Penfion wurde deshalb abgewiejen. IV, 141/96 
vom 16. Nov. 

701. Das Berufungsgericht entnimmt aus den VBerhand- 
lungen, welche zwiichen dem Fatholifchen Bropfte und dem Kirchen 
vorftande einerjeitS und der Königlichen Regierung andererjeitd 
über die von Patronats wegen ertheilte Genehmigung zur ding- 
lihen Belaftung der Pfarrländereten mit einer zur Dedung der 
Pfarrbaufoften beftimmten Landfchaftsanleihe ergangen find, daß 
die Königliche Regierung als Patron feinen Antheil an den Baus 
foften der aufzubauenden Gebäude haben follte, und daß die Ge- 
nehmigung nur unter diefer Vorausfegung ertheilt je. Nachdem 
nun gleichwohl der Propft Klage auf Eritattung eines “Drittels 
der von ihm für drei Sahre gezahlten Zinfen und Amortifations- 
beiträge erhoben hat, hat das Berufungsgericht die Klage aus 
dem Gefichtspunft der Arglift abgewiefen. Dabei ift unerwogen 
geblieben die Behauptung des Propftes, er habe jene Erflärung 
in der irrthümlichen Annahme abgegeben, daß der Patron durd) 
eine Obfervanz von Beiträgen zu den Bankoften befreit ei. 
Durh inzwilchen ergangene Urtheile fei der Irrthum berichtigt. 
Aufgehoben, zurücverwiefen. IV, 49/96 vom 6. Yuli. 

702. Daß der beflagte Fiskus, um der ihm obliegenden 
Baupflicht zu genügen, ein Darlehn nicht aufgenommen, fondern 
baares Geld Hingegeben haben würde, fteht jchon deswegen der 
Klage nicht entgegen, weil die Aufnahme des Darlehns dem Be- 
Hlagten gejtattet hat, einen feinem etwaigen gejeglichen Beitrag gleich- 
fommenden Betrag in jeinem Vermögen zu behalten und zu nußen. 
IV, 49/96 vom 6. Juli. 

703. Im Fall 35 konnte die Stadt ihr Eigentbum an dem 
Plage auf das franzöfiiche Sejeß vom 23. Prairial XII (12. Suni 
1804) nicht gründen. Nacd demfelben follte die Civilgemeinde 
Eigenthümerin der früheren Kirchhöfe werden, fobald fie in Ge- 
mäßheit diejes Gejetes einen neuen Begräbnißplag anlege. Allein 
jener Pla&, der früher als Kirchhof gedient Hatte, hatte fchon vor 
dem Inkrafttreten jenes Gefetes die Verwendung als öffentlicher 
Plag erhalten und war nad) der eigenen Angabe der Bellagten 
in das Eigenthum des Staates übergegangen. Auf joldje Pläße 
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fann die fi) an jenes Gefek anjchließende Rechtipredung, daß 
die Kicchhöfe als Eigenthum der bezüglichen Gemeinde betrachtet 
werden müßten, feine Anwendung finden. V, 409/95 vom 
17. Suni 96. 

704. Der Berufungsrichter erachtet eine Objervanz für 
dargethan, nad) welcher dem Küfter der. evangelifchen Kirchen- 
gemeinde, injofern derjelbe zugleic) Lehrer der evangelifhen Schule 
fei, von der beffagten Stadtgemeinde in dem fraglichen Schul- 
haufe freie Wohnung gewährt werden müffe. Danach ijt die 
Stadt zur Entfehädigung verurtheilt, weil dem Küfter und Lehrer 
die Wohnung nicht gewährt war. Das Neichögericht Hat auf- 
gehoben, zurücverwiefen. Denn der Berufungsrichter hat ohne 
die Teftitellung einer auf Ortsgewohnheit beruhenden allgemeinen 
Rechtsregel zu treffen, die objervanzmäßige Ausbildung eines jub- 
jeftiven Rechts bezüglic) einer beftimmten Sadje angenommen. 
Das it rehtsirrthümlih. Die Objervanz, welche eine Quelle 
des objektiven Rechts bildet, fann niemals den bejonderen Rechts- 
titel für die Erwerbung eines fubjektiven Rechts, perjönlicher oder 
dingliher Art darftellen. Nur im Wege der Erfigung kann die 
langjährige Ausübung eines Rechts zur Erwerbung deffelben führen. 
Die Klägerin Hat aud Erfigung behauptet; eine Prüfung nad) 
diejer Richtung ift jedoch vom Berufungsrichter nicht vorgenommen. 
IV, 66/96 vom 21. Sept. Bgl. 720. 

705. Bis zum SIahre 1890 bildeten die Schulväter der 
politiihen Gemeinde Mifte und Kneblinghaujfen eine Scul- 
gemeinde. In Mifte ftand das Schulhaus und wohnte der Lehrer. 
Im Sabre 1890 wurde eine bejondere Schulgemeinde Knebling- 
haufen gebildet; im Jahre 1892 Hat die Flagende politifche Ge- 
meinde SKneblinghaufen das gefammte Schulwefen der Scul- 
gemeinde Kneblinghaujen übernommen. Der Anjprud) der Klä- 
gerin auf Theilung des Vermögens der alten Schulgemeinde, den 
fte wider die Schulgemeinde zu Mifte erhoben hat, ift abgewiefen. 
Wären nämlid) die beiden jeßigen Schulgemeinden Mifte und 
Rneblinghaufen neu, jo wäre die alte Schulgemeinde untergegangen. 
Aus allgemeinen NRechtsgrundfäten folgt aber nicht, daß die bei- 
den neuen Schulgemeinden, welche an ihre Stelle getreten find, 
Rechtsnachfolgerin der alten Schulgemeinde geworden wären. Und 
eine befondere gejegliche Beitimmung, an wen das Vermögen ber 
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alten Schulgemeinde falle, wenn diefe in zwei neue Gemeinden 
getheilt wird, bejteht nicht. E8 bleibt nur übrig, daß, wie aud) 
in den Knticheidungen des Oberverwaltungsgerihts — Bd. 3, 
©. 141; Bd. 24, ©. 182 — angenommen ift, die Regierung ge- 
mäß der ihr durch S.18 der Regierungsinftruftion vom 23. Oft. 
1817 übertragenen Verwaltung der Schulangelegenheiten bei der 
gemäß ihrer Zuftändigfeit vorgenommenen Theilung des Scdul- 
bezirks auch das Vermögen theilt und den neuen Schulgemeinden 
zumweift, was fih auch aus 8.192 WER. I, 6 ergibt. Hätte 
aber nicht eine Theilung der Schulgemeinde, fondern nur eine 
Ausicheidung der 36 Schulväter von Kineblinghaufen ftattgefunden, 
jo würde das Vermögen der alten Schulgemeinde verblieben fein, 
und die Klägerin Eünnte nicht al8 Rechtsnachfolgerin der neu- 
gebildeten Schulgemeinde Kneblinghaujen Anspruch gegen die alte 
Schulgemeinde erheben. IV, 81/96 vom 1. Dft. Bgl. 721. 
706. Der Fürft von Radziwill ift, da fein Vorbefiter in 
der Grafihaft Praygodzice al8 Grundherr von Oftrowo durd) 
Privileg vom 18. Dft. 1776 die dortige evangelifche Kirche dotirt 
und fundirt hat, deren Patron. NRedhtsirrthümlich Hat aber das 
Berufungsgeriht angenommen, daß der Fürft durch fpeziellen 
Rechtstitel im Sinne 8.710 A.L.R. IL, 11 von den Batronats- 
laften befreit jet. In jenem Privileg heißt e8 zwar: „Zur Er- 
bauung fothaner Kirche und zu devfelben durchaus nöthigen ®e- 
bäude, au Umzäunung, fol das erforderlihe Holz aus meinen 
Forften nur allein für diefes Mal verabfolgt werden.” Die 
Urkunde ftellt fi) aber nah Yorm und Inhalt Lediglich alS eine 
firchenrechtliche Verordnung des Srundheren von Oftromo dar, 
und jchließt jhon deshalb die Annahme, daß in ihrer Nr.2 eine 
zur Erklärung der evangelifchen Einwohner von Oftrowo geftellte 
DVertragsbedingung liege, aus. Zudem würde ihr Wortlaut für 
die Erwägung, daß der Grundherr darin eine Verwahrung gegen 
jede fünftige Patronatsbaulaft auch im Hinblid auf einen mög- 
lichen Wechjel der damaligen Gejetßgebung habe aussprechen wollen, 
feinen Anhalt bieten, wie e8 andererjeitS an einer Annahme- 
erklärung jeiten® der evangelifchen Kirchengemeinde fehlen würde. 
Aufgehoben, zurüdverwiefen. Denn die Möglichkeit einer un- 
unterbrochenen Gewohnheit, welche den Einwand des Bellagten 
rechtfertigen könnte, ift nicht ausgefchloffen. IV, 83/96 vom 5. Oft. 
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707. MALU.NR.IL11, 8.702 und 804 ff., 800 ff., 822, 
833 ff., 784 ff. tft bezüglich der von dem Pfarrer zu tragenden 
Laften und namentlih dev Unterhaltungslaften der Pfarrgrund- 
ftüde dem Umftande Rechnung getragen, daß der Pfarrer nicht 
ein gewöhnlicher Nießbraucher if. Dem Pfarrer muß vielmehr 
das Amtseinfommen aus der Pfarre ftändig gefichert werden. 
— Do. R.©. €, Bd. 2, ©. 329. — Diefer Grumdfag ift aud) 
hier anzuwenden. Bon der Entwäfjerungsgenofjenichaft ift eine 
Dampfentwäfferungsmühle gebaut. Zu den Betriebe- und Unter- 
haltungsfoften derjelben find für die Iahre 1878 —1891 auf die 
Pfarrhufen 2134 Mark 48 Pf. erhoben. Auf die Klage des 
Pfarrers ift die evangelifche Kirchengemeinde zur Erftattung von 
1600 Mark verurtheilt. Das Berufungsgericht hatte die Klage 
abgewiefen mit der Erwägung, daß das Amtseinfommen auf 
8000—9000 Mark jährlid) zu veranichlagen fei, während die von 
ihm gezahlten Beiträge fich ducchjchnittlich im Iahre auf 110 Marf 
und daneben in vier Jahren in Folge außergewöhnlicher Ereigniffe 
je auf weitere 200 Mark etwa belaufen hätten. In diefer Be- 
rechnung läßt fich jedoch) eine geeignete Unterlage für die Beur- 
theilung der obigen Frage nicht erbliden. Zunädjit ift der DBe- 
rechnung nur ein begrenzter Zeitraum zu Grunde gelegt. Sodann 
ift die Eventualität unabweisbar, daß der Betrieb und die Unter- 
haltung der Dampfmühle in Folge elementarer oder anderer außer- 
gewöhnlicher Umstände unberechenbar hohe Koften veranlaffen Eünnte. 
Dem gegenüber Ffanıı der Erwägnng des Berufungsgerichts, dap 
in Bezug auf fo Foftjpielige Erneuerungen eine Vertheilung der 
Koften auf mehrere Jahre fich meift unfchwer werde erreichen 
laffen, eine Bedeutung nicht beigemefjen werden. IV, 104/96 
vom 19. Oft. 

708. 8.19 des Pr. Gejeßes über die Vermögensvermwaltung 
in den Fatholifchen Kirchengemeinden vom 20, Suni 1875 beftimmt, 
daß der in der vorgefchriebenen Form abgefaßte Beichluß des 
Kirchenvorftandes Dritten gegenüber genügt, um eine die Gemeinde 
und die von dem Kirchenvorjtande vertretenen Bermögensmaffen 
verpflichtende jchriftliche Willenserklärung feitzujtellen. Daher er- 
Icheint die von dem Maurermeifter aus einem Bauvertrage ver- 
Hagte Kirchengemeinde, wenngleih nad S.21 Nr.5 die Beichlüffe 
des Kirchenvorftandes bei Anftellung von Prozeffen der Zuftimmung 
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der Gemeindevertretung bedürfen, dem Kläger gegenüber zur An- 
ftellung der erhobenen Widerklage durch die vorgelegten Bejchlüffe 
des Kirchenvorftandes Tegitimirt. Der Kirchenvorftand bleibt nur 
feiner Gemeinde gegenüber verantwortlih, wenn er ohne Zu- 
ftimmung derjelben einen Prozeß für die Gemeinde beginnt. II, 
127/96 vom 10. Nov. DBgl. 29. 

709. Erben eines verftorbenen Bifchofs fordern zu ihrem 
Erbantheile von dem Bistum rftattung von Geldern, welde 
der Kommiffar des bifchöflfichen ZTafelguts bei Xöfung der Siegel 
an fich genommen hat. Das Berufungsgericht hat angenommen, 
jene Gelder feien dem Bilchof nicht für feine Perfon, fondern in 
feiner Eigenihaft als Verwalter des bifchöflichen ZafelgutS zuge- 
wendet, aud) in diefer Eigenfchaft von ihm angenommen. Daß 
der Bilchof die ihm durch die Geber auferlegten Ausgaben etwa 
durd) Aufwendung anderer Mittel geleiftet habe, jet in keiner 
Weile erwielen. Damit ift der Klage der Boden entzogen. Daß 
diefe Schenfungen wegen Mangels der ftaatlichen Ermächtigung 
zu ihrer Annahme nichtig feien, Fönne einen Anfpruch der Kläger 
auf deren Herausgabe nicht rechtfertigen, fondern nur einen An- 
Iprud) dev Schenfgeber begründen. IL, 210/96 vom 20. Nov. 

710. Nad) dem Pr. Schulauffichtsgefege vom 11. März 1872, 
durch welches die früher in der Nheinprovinz bezüglid diejes 
Gegenftandes gültigen Normen befeitigt find, kommt dem Staate 
und feinen Organen allein die Aufficht über die Schule und die 
Lehrer zu. Wenn $.3 Hinzufügt, daß die den Gemeinden und 
deren Organen zuftehende Theilnahme an der Schulaufficht durd) 
diefes Gejeß unberührt bleibe, fo foll damit an den voraufgeftell- 
ten Grundfägen nichts geändert, fondern nur vorgefchrieben wer- 
den, daß bei der im Namen des Staates zu führenden Aufficht 
über die Schule die Organe der Gemeinde zur Mitwirkung und 
Theilnahme, wie e8 bisher gejchehen, zugezogen werden follen. 
Damit wird aber die Schulaufficht felbft nicht Gemeindejace, 
vielmehr find alle mit der Schulaufficht betrauten Lofalbehörden, 
mag auch die Gemeinde bei ihrer Einrichtung und Zujammen- 
itelfung betheiligt fein, für Stantsbehörden erflärt, weldye ihre 
Anweifungen nur vom Staate erhalten. II, 205/96 vom 17. Nov. 
Vogl. 265. | 

711. Eine Kirchengemeinde Königlichen Batronats zu Berlin 
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fordert von der Stadt ein innerhalb der Gemeinde belegenes, 
zum Bau eines Pfarrhaufes geeignetes Grunditäd. Damit ift 
fie abgewiejen, weil eine derartige Verbindlichkeit aus der DVifi- 
tations=- und Kirchenordnung von 1573 nicht abzuleiten fei. We- 
vifion zurüdgewiefen, weil der Anjpruh im AL. R. oder in der 
neueren Kirchengefeßgebung auch feine Stüte findet. IV, 175/96 
vom 7. Der. 

112. Die Klage, die zum beabfichtigten Neubau des Pfarr- 
haufes erforderlichen, nah Abzug des BPatronatsbeitrags ver- 
bleibenden Koften zu tragen, ift zur Zeit abgewiefen, weil die 
nah 8.707 A... NR. U, 11 erforderliche Entfcheidung der Ver- 
waltungsbehörde über die Nothwendigfeit und Art des Baues 
noch) nicht getroffen fei. Nevifion zurücgewielen; denn jene Vor- 
entjcheidung ijt nicht bloß für die Leiftungsflage, fondern aud 
für die Teitftellungsflage erforderlih. Unerheblid, daß die Be- 
fagte ganz allgemein ihre Baulaft beftritten hat. Mit Recht ab- 
gelehnt ift ein Beweisantrag, daß die Nothwendigfeit des Baues 
von dem Polizeipräfidenten, der Patronatsbehörde und dem Kon 
fiftorium bejaht fei. Denn das ift feine Entfheidung der 
Berwaltungsbehörde, und ein inverftändniß über die Art des 
Baues ift nicht einmal behauptet. Endlich find auch die SS. 707/9 
ALR. bei Anwendung der Konfiftorialordnung von 1573 maß- 
gebend. IV, 175/96 vom 7. Dec. 
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713. Den Klägern ift die baupolizeiliche Genehmigung ver- 
fagt, weil der beabfichtigte Bau mit der Baufluchtlinie kollidirt. 
Sie haben Feititellungsflage erhoben, daß der durch die Baus 
fluchtlinie abgetvennte Theil ihres Grundftüds, falls deffen Ab- 
tretung von der beklagten Gemeinde begehrt werde, mit 32320 Marf 


zu vergüten fei. Die Klage ift wegen Unzuläffigfeit des Nechts- 
. weg8 abgewiefen, KRevifion zurüdgemwiejen. Denn die Entjchädi- 


gung tft nad) S. 14 des Fluchtliniengefeßes vom 2. Yuli 1875 
in Verbindung mit SS. 24 ff. des Enteignungsgejeßes vom 11. Sumi 
1874 von der Adminiftrativbehörde feitzufegen und erft gegen 
deren Feltfegung findet der Nechtsweg ftatt. Wäre anzunehmen, 
daß auf das Adminijtrativverfahren verzichtet werden Fünnte, fo 
fan ein folcher Verzicht nicht darin gefunden werden, baß die 
Beklagte nicht Schon erjtinftanzlicd) die Unzuftändigfeit des Nechts- 
wegs gerügt hat. V, 392/95 vom 3. Suni 96. 

714. Die Gerichte haben über die Eigenthumsfragen aud, 
joweit e& fih um öffentliches Staatsgut — domaine public — 
handelt, zu entjcheiden: wenn fie auch wegen der Feltjegung der 
Grenze an die Entjheidung der zuftändigen Verwaltungsbehörde 
gebunden find. Il, 107/96 vom 3. Yult. 

715. Die evangelifche Kirchengemeinde hat zur Aufbringung 
der Ablöfungsrente für Stolgebühren, welche in Folge des Pr. 
Kirchengejeges vom 28. Suli 1892, bejtätigt durd) Staatögefek 
vom 3. Sept. 1892, an die Kirchenbeamten zu zahlen ift, gemäß 
SS. 22, 31 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
10. Sept. 1873 eine Umlage unter den Kingepfarrten aus- 
gefchrieben. Der Nittergutsbefiter begehrt die Fetitellung, daß 
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die Kirchengemeinde nicht berechtigt fei, feiner Veranlagung zu 
diefer Umlage die Steuern zu Grunde zu legen, die er al8 DBe- 
figer der Fideilommißherrichaft K. und als Nutnießer des auf diejer 
fundirten Einfommens entrichte. ‘Darüber ift der Rechtsweg um- 
zuläffig. — SS. 15, 9, 10 des Gefeßes vom 24. Mai 1861; $. 79 
AU.R. I, 14. — W, 11/96 vom 8. Juni. 

716. Nah dem Separationsrezeffe von Egeln wird bie 
fünftige Unterhaltung des Schäfereigrabens fo bewirkt, daß das 
Kloftergut Marienftuhl °/;;, da8 Domänengut Egeln 1'/;,, die 
übrigen Interefjenten ??/,, der Unterhaltungslaft übernehmen. Zu 
den Übrigen Intereffenten gehört die Stadt Egeln, welche ebenjo 
wie dad Domänengut Adjazent des Grabens it. Der Stadt 
Egeln ift von der Polizeiverwaltung aufgegeben, den Graben, 
durch deffen Verihlammung die VBorfluth geftört und gejund- 
heitSgefährdende Ausdünftungen erzeugt würden, räumen vefp. 
in einen geruchlofen Zuftand bringen zu lafien. Sie hat den 
Graben reguliren laffen und verlangt von dem Fiskus Die 
Eritattung feines rvezeßmäßigen Antheils® an den Koften. Die 
Klage ift wegen Unzuläffigfeit des Nechtswegs abgewieien. Denn 
den Anliegern liegt die dauernde Verpflichtung zur Räumung 
ob, und diefe Räumungspflicht gehört dem öffentlichen Rechte an 
— 8.7 der Br. Verordnung vom 28. Febr. 1843; $$. 100 und 
101 AU.L.R. 1,8; 8.10 des Vorfluthgejeges vom 15. Nov. 1811 —, 
jodaß nad) $. 66, Abj. 3 des Zuftändigfeitsgefeges vom 1. Aug. 
1833, wodurd) 8. 5 des Gejetes vom 11. Mai 1842 mopdifizirt 
ift, die Entiheidung dem Verwaltungsftreitverfahren unterliegt. 
Daran tft durd die Beitimmung des Separationsrezefjes nichts 
geändert, welcher nur über den Antheil an der Räumungs- 
pflicht beftimmt, worüber fein Streit beiteht. Befondere Be- 
ftimmungen darüber, wann, in welchem Umfange und unter 
welchen Umftänden der Räumungspflicht zu genügen fei, find im 
Separationsrezeß nicht getroffen. Wenn überdies die Polizei- 
verwaltung lediglich im Intereffe der Gefundheit der Anwohner 
die Räumungspflicht anordnet, ift der Streit der Betheiligten im 
Berwaltungsftreitverfahren dann auszutragen, wenn in Yolge Ver- 
nadjläffigung der dauernden öffentlich-rechtlichen NRäumungspflicht 
da8 Waffer feinen genügenden Abfluß hat und dbadurd) die Gejund- 
heit der Anwohner gefährdet if. V, 21/96 vom 24. Juni. 
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717. Im Tall 124 war, wie für diefen Fall auch der Pr. 
Gerichtshof zur Entiheidung von Kompetenzkonfliften geurtheilt 
hat, der Rechtsweg zuläffig. Die Begründung der Klagen aus 
8. 5 des Gejeßes vom 11. Mai 1842 kann fehr wohl dahin gehen, 
daß die für den Beklagten behauptete Verpflichtung aus WVor- 
chriften des öffentlichen Rechts originirt. Ein Fall, für welchen 
die vorliegende Frage zur Enticheidung der Verwaltungsgerichte 


durch befondere Beitimmungen verwiefen wäre, wie in $$. 56, 


Abi. 5; 66, Abi. 3 des Zuftändigkeitsgefeges vom 1. Aug. 1883, 
Tiegt Hier nicht vor. V, 396/95 vom 10. Suni 96. 

718. Der Stadtrath in Freiberg hat in feiner Eigenfchaft 
als Drtsobrigfeit, als welcher ihm die Handhabung der Polizei- 
gewalt obliegt, ein von den Stadtverorbneten genehmigtes, von 
dem Minifterium des Innern beftätigtes Statut veröffentlicht, 
welches die Räumung der Abortgruben und die Düngerabfuhr 
im Gebiet der Stadt regelt. Durd) das Statut ift die Räumung 
aller Gruben, in denen menjchliche Exreremente gefammelt werden, 
fowie deren Abfuhr und Verwerthung als Aufgabe der ftädtifchen 
Verwaltung mit dem Bemerfen bezeichnet, daß die Erfüllung 
diefer Aufgabe entweder unmittelbar durd) die ftädtifche Verwaltung 
oder durd) einen von ihr beauftragten Unternehmer beforgt werde. 
Steichzeitig mit dem Statut ift eine Verfügung des Stadtraths 
befannt gemacht, nad) welcher bis auf weiteres die Räumung der 
Gruben und die Abfuhr und BVerwerthung ihres Inhalts aus- 
Ichlieglih einer Aftiengefellfchaft übertragen ift. Die Flagende 
Düngerabfuhrgenofjenichaft hat wider die Stadt den Erlaß einer 
eintweiligen Verfügung beantragt, daß ihr bis zur Entfcheidung 
über eine von ihr erhobene Klage der von ihr angemeldete Ge- 
werbebetrieb ungeachtet jenes Statuts gejtattet werde. Der An- 
trag ift durch dad Berufungsurtheil zurückgewiefen, weil eine im 
Berwaltungsmwege zum Austrag zu bringende Streitigfeit vorliege; 
Revifion zurüdgewiefen. Die Annahme des DBerufungsgerichts 
jtüßt fi auf der Nachprüfung des Nevifionsgerichts entzogene 
Beitimmungen des Sädhjfiichen Rechts. Eine Verlegung ber SS. 9 
und 10 der ©. D. liegt nicht vor. $.9 bezieht fich auf Ältere Ge- 
werbeberechtigungen, welche vor der Gewerbeordnung begründet 
waren. 8. 10 enthielt lediglich eine Folgerung aus dem in $.1 
aufgeftellten Prinzip der Gewerbefreiheit. Eine ausdehnende An- 
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wendung der Kompetenzbejtimmung des $. 9 auf behördliche An- 
ordnungen, durch welche der $. 10 verlegt werde, ijt bei den 
wejentlic) anders gearteten Differenzen ausgejchloffen. Im all- 
gemeinen hat aber die Neichsgejeßgebung zur Handhabung des 
Gewerberehts und zum Schuß der allgemeinen Gewerbefreiheit 
die DVerwaltungsbehörden berufen; nur vereinzelt find gewifle 
ragen der richterlichen Entjcheidung unterjtellt. VI, 84/96 vom 
6. Suli. 

119. Berlin. 8 ift eine Tafel gejett: ‚„Diejer Feldweg 
tft für fremdes Fuhrwerf bei gejeglicher Strafe verboten.’ Kläger 
aus einer anderen Gemeinde fordert die Bejeitigung der Zafel, 
weil der Weg ein öffentlicher fei. Rechtsweg zuläffig. "Denn 
eine wegepolizeiliche Anordnung liegt nicht vor; folche fan nur 
von dem Amtsvorfteher erlaffen werden (Kreisordnung vont 
19. März 1881, $. 59). Das Verbot ift vielmehr von dem Ge- 
meindevorftand erlaffen und hat nur privatrecdhtlichen Charafter. 
— Bol. Bd. I, 1380; R. ©. €, Bd. 14, ©. 263. — V, 131/96 
vom 26. Sept. 

720. Im Fall 704 war der Rechtsweg zuläffig. Das Be- 
rufungsgericht hat die Verpflichtung der Beklagten, für den Küfter 
Wohnung zu gewähren, auf den all befchränft, wenn derjelbe 
zugleich Lehrer an der öffentlichen Stadtjchule fei. Damit ift nım 
zum Ausdrud gebracht, daß der von der Klägerin für ihren Küfter 
geltend gemachte Anipruch in Wegfall fommen müffe, wenn der 
Küfter nicht zugleich Lehrer fei. Ueber eine dem Lehrer als folchem 
zu gewährende Leiftung ift daher nicht entjchieden worden, jodaß 
$. 46, Abi. 3 und 5 des Pr. Zuftändigfeitsgejeßes vom 1. Aug. 
1883 nicht anzuwenden waren. Ebenfo unanwendbar find die 
SS. 47 und 49. Diejfe Vorichriften treffen im vorliegenden Falle 
nicht zu, da e8 fich hier überhaupt nicht um einen Bau irgend 
welcher Art oder um die Aufbringung oder Vertheilung von Bau- 
foften, fondern darum handelt, ob die Beklagte verpflichtet ift, in 
einem beftimmten ihr gehörigen Schulgebäude dem Küfter der 
Klägerin Wohnung zu gewähren. IV, 66/96 vom 21. Sept. 

721. Im Fall 705 war der Nechtsweg zuläffig. ‘Denn die 
Klägerin erhebt aus dem Eigenthum der alten Schulgemeinde am 
Schulvermögen einen Anjpruch auf Geldentjchädigung, eventuell 
auf Anerkennung des MiteigenthHums und Einräumung des Mit- 
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befige8 fowie Theilung. E8 handelt fi) aljfo um einen Gegen- 
itand des Privateigenthbums; und in dem Zuftändigfeitsgejeß vom 
1. Aug. 1883 ift jo wenig wie in der Kreisordnung für Weit- 
phalen vom 31. Iult 1886 eine Beitimmung getroffen, wonad) 
die Berwaltungsgerichte für die Auseinanderjegung bei Verände- 
rung der Bezirke von Schulgemeinden zuftändig wären. IV, 81/96 
vom 1. Dft. 

722. Aus 8. 9 des Pr. Gejeßes vom 24. Mai 1861 in 
Verbindung mit $. 2 der Verordnung, betreffend das Verwaltungs- 
zwangsverfahren, Art. 1 der Verordnung vom 4. Aug. 1884 er- 
gibt fich, daß der Nechtsweg überall zuläffig ift, wenn die Trage 
zur Enticheidung fteht, ob eine einzelne, ihrem Necdhtsgrunde nad) 
fejtftehende Steuerforderung, hier eine Gerichtsfoftenforderung, 
durch Tilgung oder fonft erlofchen fei. Die Klage war wider die 
Gerichtsfaffe erhoben auf Verurtheilung der Bellagten, auf ihre 
Rechte aus der (von ihr wegen einer Koftenfchuld des Klägers 
erfolgten) Pfändung und Weberweifung (einer dem Kläger zu- 
jtehenden, inzwifchen hinterlegten Forderung) zu verzichten und in 
die andermweite Auszahlung des hinterlegten Betrags zu willigen. 
Die Einrede der Unzuläffigfeit des Rechtswegs ift verworfen; es 
ift unerheblich, ob die behauptete Zahlung vor oder nad) der Klage 
geleiftet if. Bd. IX, 931 (R. ©. €, Bd. 25, ©. 406) eraditete 
einen direkten Eingriff in die Vollftredungsbefugniß der Verwal- 
tungsbehörde für unzuläjfig. IV, 105/96 vom 19. Dft. 

723. Bol. 148. Der Rechtsweg war unzuläffig wegen des 
Antrags auf Löfchung der für die Beklagte für ihre Weine in 
das Zeichenregifter eingetragenen Warenzeichen Elia, Camarite, 
Mavrodaphne, Misistra-Malvasier. Denn er war nur auf die 
Behauptung gegründet, daß hier Freizeichen vorliegen oder der 
Drt der Herkunft wiedergegeben jei. ‘Darüber hat nach dem Ge- 
ieg vom 12. Mai 1894 allein da8 Patentamt zu entjcheiden. Un- 
erheblich, daß Kläger auch behauptet hatte, daB die Gefahr einer 
Täuschung des Publitums über eine dem Beflagten zuftehende 
befondere Beziehung oder Berechtigung bezüglid) der in Rede 
ftehenden Waaren begründet werde. Denn diefe Behauptung ftellt 
fich rechtlich nicht al® ein weiterer Elagbegründender Vorgang dar, 
jondern nur als die Anführung eines aus den thatfächlichen Wir- 
fungen einer joldhen Eintragung auf das Publitum entnommenen 
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Beweggrundes, weshalb die Klägerin ald Weinhändlerin ein be- 
jonderes Intereffe habe, die (nad) Flägeriicher Behauptung vor- 
liegende) Unzuläffigkeit einer folchen, den Eingangsworten von $. 4 
und dem 8.4, Abf. 1, Ziff. 1 des Gefekes vom 12. Mai 1894 
widerfprechenden Eintragung geltend zu machen und die Lölchung 
diejer Eintragung herbeizuführen. IL, 200/96 vom 13. Nov. 

724. Bon der Badiihen Stantseifenbahn find bei dem Ein- 
tritt in das deutjche Neichsgebiet zu Gewehrichäften beftimmte 
Hölzer, welche an die Direktion der PBreußifchen Gewehrfabrif in 
Spandau und andere Empfänger in Spandau und Berlin adreifirt 
waren, von der Iura-Simplon- und der Schweizerifchen Nordoft- 
bahn übernommen, weiter befördert und dann von den Preußiichen 
Staatseifenbahnen übernommen, weiter befördert und an bie 
Adreffaten abgeliefert. Bei der Einführung wurden fie mit 1 Marf 
von 100 Kilogramm nad) Pof. 13°, 3 des Zolltarifd vom 24. Mai 
1885 verzollt. Der Badische Eifenbahnfistus Hat die von der 
Badiichen Zolldireftion in Karlsruhe auf Grund 134 des Zoll- 
tarifs nachgeforderten weiteren 2 Mark für je 100 Kilogramm 
bezahlt, und fordert deren Erftattung von den Empfängern. ‘Die 
Nachprüfung der Feitjtellung des Nachzolles fteht nad) $. 12 des 
Bereinszollgefeges vom 1. Yuli 1869 dem Civilrichter nicht zu — 
vgl. R.S. €, Bd.5, ©. 34 ff. —, wenn aud) der Strafrichter 
an die Entjcheidung der Verwaltungsbehörde nicht gebunden fein 
mag. — RR. G. €. St., Bd. 12, ©. 1. — IV, 96/96 vom 15./29. Dft. 

725. Die Stadt Blefen Hat gegen die früher zu einen 
Kreife vereinigten Kreife Birnbaum und Schwerin auf Beendigung 
der dom Kreistage beicjloffenen Ausführung einer Chauffeebau- 
jtrede geklagt. Da die Klage auf einen Vertrag, alfo einen privat- 
rechtlichen Zitel gegründet ift, ift der Nechtöweg zulällig. $. 56, 
Abi. 5 des Zuftändigfeitsgefetes fchreibt da8 VBerwaltungsverfahren 
nur dor, wenn e8 fid) um eine Öffentlich=rechtliche Verpflichtung 
zur Anlegung eines öffentlichen Weges handelt. V, 155/96 vom 
16. Nov. 

726. In dem Hauptprozefje der Barteien ift dur das Ur- 
theil de8 Neichögerichts vom 5. Nov. 1896 dargelegt und end- 
gültig entjchieden, daß das von der Stadt beanjpruchte Nedht, daß 
bei ausgebrochenem Fener die bisher dazu benutten Gloden der 
Kirche geläutet werden, einen Gegenftand privater Berechtigung 
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betrifft und unter den Begriff der bürgerlichen Nechtsitreitigfeit 
fällt, der Streit über daffelbe fomit im ordentlichen Nechtswege 
zum Austrage zu bringen ift. — Vgl. 30, 64. — Danach Ffannı 
e8 auch feinem Zweifel unterliegen, daß das Amtsgericht berufen 
und berechtigt war, im Wege der einftweiligen Verfügung die ge- 
troffene Anordnung zu erlaffen. IV, 103/96 vom 5. Nov. 
127. Die SS. 36 ff. der Strandungsordnung jchreiben die 
borgängige Anrufung des Strandamtes und die Vorentjcheidung 
der Auffichtsbehörde nur bei Ansprüchen auf Berge- oder Hülfs- 
fohn im Sinne H. ©. B. 742 ff. oder auf Bergungs- oder Hülfs- 
foften im Sinne der $$.4, 8, 9, 20 und 21 der Strandungs- 
ordnung vor. SS. 8, 10, 36. Die SS. 4 ff., die allerdings aud) 
auf Nichtjeejchiffe anzuwenden, fesen den Yall voraus, daß ein 
Schiff auf Strand gerathen oder unweit deflelben in Seenoth 
fi) befindet. Die SS. 20, 21 beziehen fih auf Bergung von 
Seeauswurf und ftrandtriftigen, verfunfenen und feetriftigen Gegen- 
ftänden und den durch die Strandungsordnung dafür normirten 
Bergelohn. Keiner diefer Fälle Liegt hier vor. Die „Eider” ift 
bei Helgoland durch Eis in Seenoth gerathen und aus dem Eife 
dur) die Dampfer der Klägerin nad) Geeftemünde gefchleppt. 
Die „Eider” ift fein Seefchiff im Sinne der Vorfchriften des 


5. Buchs des Handelögefebuchs, weil e8 nicht zum Exrwerbe durch 


die Seeidhiffahrt dient, H. ©. B. 432, jondern ein Feuerjchiff ift, 
das öffentlichen Intereffen im Dienfte des Staates dient. Die 
Art. 742 ff. finden deshalb auf den vorliegenden Fall feine An- 
wendung und ein Fall der SS. 4 ff., 20, 21 der Strandungs- 
ordnung liegt nicht vor. I, 253/96 vom 9. Dec. 

728. Die Stadt Berlin hat die Württembergifche Hypo- 
thefenbanf zu Stuttgart zur Gemeindeeinfommenfteser veranlagt 
und die Lettere hat zur Vermeidung der angedrohten Zwangsvoll- 
ftrefung die Steuer gezahlt; bevor die Entjcheidung auf die auf 
NRüczahlung erhobene Klage im Verwaltungsftreitverfahren erging, 
hat die Stadt die Veranlagung wieder aufgehoben und die Steuer 
zurüdgezahlt. Nun hat die Hhypothefenbanf gerichtliche Klage auf 
BZinfen der Zwifchenzeit erhoben. Damit ift fie wegen Unzuläffig- 
feit des Nechtswegs abgewiejen; Revifion zurücgewiejen. $. 78 
ALUR. IL, 14; 88.9, 10 des Pr. Gefetes vom 24. Mai 1861; 
$$. 18 und 34, 160 des Zuftändigfeitögejeges vom 1. Aug. 1883; 
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SS. 69 ff. des Kommunalfteuergefeßes vom 14. Suni 1893. IV, Wechteweg. 
158/96 vom 26. Nov. 

729. Der Antrag, die beflagte Stadt zur Anerkennung zu 
verurtheilen, daß der Kagende Schmied das Ntecht habe, den vor 
feinem Schmiedegrundftüd belegenen Pla zur Ausübung feiner 
Schmiedeprofeffton, namentlih zum Aufftellen von volljtändig zu- 
Sammengebauten Wagen und von zu Wagen gehörigen Käften zu 
benugen, hat feine jelbjtändige Bedeutung, jondern dient nur zur 
Begründung des weiteren Antrags, die Bellagte ferner zu ver- 
urtheilen, die von dem Plate entfernten Steine, welche zum Reifen- 
aufziehen und zur Radbeichlagung dienen, wieder aufzuftellen und 
fih jeder Störung bes Klägers in feinem Nutungsrechte des 
Plates zu enthalten. Die Klage ift deshalb mit Recht wegen 
Unzuläffigfeit des Nechtsweges abgewiefen. ‘Denn durd) die polizei- 
lichen Verfügungen ift der Vorplag vor der Schmiede als Theil 
der Straße für den öffentlichen Verkehr in Anjpruch genommen. 
Halten die Kläger diefe ISnanfpruchnahme für ungeredhtfertigt, weil 
fie der Meinung find, daß der Vorplak nicht zur öffentlichen 
Straße gehöre, fondern in ihrem Privateigenthum ftehe, oder daß 
ihnen ein befonderes Recht auf Benukung diefes Plates gebihre, 
vermöge defjen fie ihn zur Ausübung diejes Rechts dem öffent- 
lichen Verkehr zu entziehen befugt jeien, jo findet hierüber auf 
erhobenen Einfprudh nach) Mafigabe des S. 56 des Zuftändigfeits- 
gejeges vom 1. Aug. 1883 das BVerwaltungsjtreitverfahren ftatt, 
durch deflen Zulaffung der Rechtsweg nad $. 13 des GB. ©. 
ausgejchloffen wird. V, 199/96 vom 16. Der. 

730. Die Deutfh-Auftraliihe Dampfihiffahrtsgejeltichaft Serigtsitand. 
zu Hamburg Hat nad einem Webereinfommen mit den beklagten 
engliihen Gejellichaften das ausschließliche Recht auf Beförderung 
von Dynamit nad) Südafrika, wogegen fie fi) unter Konventional- 
ftrafe verpflichtet Hat, fich betreffs aller anderen Güter vom füd- 
afrifanifchen Markte fernzuhalten. Der Vertrag enthält eine 
Rlaufel über jchiedsgerichtliche Entfcheidung. Die Beklagten machen 
die Klägerin dafür verantwortlich, daß ihr Agent B. in London 
Trachtabichlüffe über andere Waaren für Woermannlinien zu 
machen beabfichtige. Klägerin hat bei dem Landgericht in Ham- 
burg auf Grund $. 781 €. P. D. Klage auf gerichtsfeitige Er- 
nennung eines Schiedsrichterd nach $. 855, Abi. 2 E.P.O. er- 
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hoben. Da für die negative Feftitellungsklage, daß Klägerin nicht 
verpflichtet fei, auf ihren Agenten (von Hamburg aus) dahin ein- 
zuwirfen, daß er derartige Handlungen unterläßt, da8 Hamburger 
Landgericht na 8.29 E.P. DO. zuftändig fein würde, fo ift e8 
auch zuftändig für die erhobene Klage. I, 70/96 vom 6. Suni. 

731. Müller und Schulze ftreiten darüber, ob das Land- 
gericht Nordhaufen zuftändig fe. Das Oberlandesgericht hat bie 
Zuftändigfeit angenommen, das Neichögericht Hat aufgehoben, zu= 
rüdverwiefen. Denn nach der Klage fol ©. zufammen mit 9. 
ein 2o08 gejpielt haben, welches H. dem M. in Verwahrung ge- 
geben habe. Nachdem auf das 2008 ein Gewinn gefallen, habe 
H. dem M. den Auftrag ertheilt, den Gewinn zu heben. Das 
jei erfolgt, M. habe aber den erhobenen Gewinn nicht abgeliefert, 
vielmehr für fich verwendet. ©. hat fih in Höhe des halben 
Gewinns (25000 Mark) den Anfpruch des H. gegen M. gericht- 
lich überweifen laffen. ‘Da von feiner Seite behauptet ift, e8 fei 
eine Belohnung verabredet, jo charakterifirt fich der Vertrag zwilchen 
H. und M. als ein wohlthätiger (8.EAWL.R. I, 5), den M. 
an feinem Aufenthaltsort zu erfüllen verbunden war. — $. 249 
AEU.R. 1 5. — Seinen Aufenthalt hatte aber der Beklagte nad) 
Erhebung des Gewinns nicht mehr in dem zum Landgerichts- 
bezirt Nordhaufen gehörigen Groß-Berndten, jondern in einem 
zu bdiefem WBezirf nicht gehörigen Orte. Weder H. noch Kläger 
fönnen aljo den Beflagten in Groß-Berndten zur Ausantwortung 
des Gewinns aufgefordert haben. Dana) ift der Gerichtsitand 
Nordhaufen aus 8. 29 &. P. DO. nicht zu begründen. ©. hat 
eventuell eine Unterfchlagung M.’S behauptet. Wäre diefe aber 
überhaupt und im Landgerichtsbezirf Nordhaufen begangen, fo ift 
die Vereinigung beider Klagen nur zuläflig, wenn für diejelben 
derjelbe Gerichtsftand begründet ift. (Bd. XI, 663.) IV, 19/96 
vom 11. Sunt. 

132. Kläger, ein Berliner Spediteur, hatte einen Möbel- 
transportwagen in Bunzlau, einen andern in Schweidniß jtehen. 
Er geftattete dem beklagten Möbeltransporteur in Liegnit die De- 
nußung diefer Wagen zu einem Möbeltransport gegen die DBer- 
pflichtung, die beiden Wagen dem Kläger frei nad) Berlin zu 
liefern. Weil Bellagter den einen Wagen gar nicht, den andern 
verfpätet nach Berlin gefandt Hat, ift er bei dem Landgericht I 
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zu Berlin auf Entihädigung verklagt. Die Einrede der Unzu- Gerichtsftand. 
ftändigfeit ift abgewiejen, weil Berlin Erfüllungsort war. I, 
102/96 vom 24. Juni. 

733. Der Kläger hat von dem im Bezirk des Landgerichts II 
wohnenden Beklagten ein im Bezirk des Amtsgerichts II belegenes 
Grundftüd gekauft und aufgelaffen erhalten. Er hat Klage auf 
Tölhung ihm nicht angezeigter und von ihm nicht übernommtener 
Kaften beim Landgericht I erhoben. Da Erfüllung einer Vertrags: 
pflicht gefordert wird, welche Beflagter bei der Auflaffung zu 
erfüllen hatte, aljo an dem Orte, an welchem das Grundbud) 
geführt wird, auch nachdem Kläger Eigenthümer geworden ift und 
der Löfchungsantrag nun von ihm ausgehen muß, fo war die 
GSerichtszuftändigfeit des angerufenen Landgerichts aus $. 29 
EP. D. nur zu begründen, wenn jener Ort zum Bezirk des 
Landgerichts I gehört. Wenn nun auch das Dienftgebäude des 
Amtsgerichts II in der Stadt Berlin liegt und fein Theil des 
Stadtbezirts zum Bezirf des Landgerichts II gehört, jo ge- 
hört doc das Gericht, foweit es fi um amtliche Funktionen 
handelt, zu dem ihm durch das Gefet zugewiejenen Bezirke. Die 
Klage wurde wegen Unzuftändigfeit abgewiefen. V, 144/96 vom 
1. Suli, 

734. Nad der Klage hat der verftorbene Sch. feine amt- 
tihe Stellung ald Bahnbauinfpeftor dazu benust, um unter ber 
Mitwirkung von Unternehmern und Lieferanten fi) Geld aus der 
Staatsfaffe dadurdh zu verichaffen, daß er denfelben für Arbeiten, 
die fie in Wahrheit nicht geleiftet, und für Waaren, welche fie 
nicht geliefert hatten, auf Grund fäljchlich gefertigter Forderungs- 
zettel Zahlungsanweilungen an Staatslaffen ertheilte, worauf bet 
diefen Kafjen jeitens der Unternehmer und Lieferanten die an- 
gewiejenen Beträge erhoben wurden, welche fie zum Theile für 
fi behielten, zum weitaus größeren Theile aber an den Sch. 
ausfolgten. Unter diefen Unternehmern und Lieferanten, welche 
im betrügerifchen Einverftändniffe mit Sch. in der bejchriebenen 
Weife zur Schädigung der badifchen Staatsfaffe mitwirkten, habe 
fih auch der Beflagte W. befunden. Die Forderungszettel jollen 
fämmtlich in Offenburg abgefaßt und unterichrieben fein. Danad) 
war der Geridtsftand für die Erftattungsflage des Badtfchen 
Tiefs gemäß EC. P. OD. $. 32 bei dem Landgericht in Offenburg 
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auch dann begründet, wenn die Gelder außerhalb diejed Gerichts- 
bezirks erhoben wurden. Denn aud hier gilt der Grundjat des 
8.7 St. ®B.0O., daß, wenn fi der Thatbeftand einer Strafthat 
aus mehreren an verjchiedenen Orten vorgenommenen Ausführungs- 
alten zufammenjegt, die gefammte Thätigfeit des Handelnden als 
Begehung der That anzufehen und die lettere aljo an jedem 
Drte begangen ijt, an weldhem einer der Ausführungsafte ftatt- 
gefunden hat. II, 195/96 vom 10. Nov. 

735. Dgl. Bd. XX, 808. Nachdem die Gewerfihaft Mud 
und die Gewerfichaft Horft Einfpruh gegen das DVerjäumnif- 
urtheil eingelegt Hatten, Hatte fih bei Einziehung der Geridhts- 
foften herausgejtellt, daß die beiden Gewerfichaften nicht mehr 
beitanden, fjondern mit noch anderen Gewerffichaften aufgegangen 
waren in der Zeche „Dranien”. — Vgl. Bd. XXL 735. — Nun 
hat auf Antrag des Klägers das Berufungsgericht das Verfäumniß- 
urtheil mit der Maßgabe aufrecht erhalten, daß die Gewerffchaft 
der Zeche „Dranien” an Stelle der beiden Gewerkichaften Mud 
und Horft getreten ift und als Beklagte verurtheilt wurde. Re- 
vifion zurüdgewiejen. Die Gewerkfihaft Mud und die Gewerf- 
Ihaft Horft gerirten fih als eine Gewerfichaft, indem fie im 
Berfehr unter der Bezeihnung Mud & Horft auftraten. E83 war 
alfo nur eine ierige, durch das Berhalten der Bellagten hervor- 
gerufene Bezeichnung, wenn der Kläger feine Klage gegen die 
Gewerfihaft Mud & Horft gerichtet Hat; die Beflagten trifft der 
Borwurf ber Arglift, wenn fie geltend machen wollen, daß fie 
nicht die richtigen Beklagten jeien. Sodann ftimmt e8 mit den 
im Urtheil vom 9. Ian. 1892 (R. ©. €., Bd. 28, ©. 358) au$- 
geiprochenen NRechtögrundfägen überein, daß der Berufungsrichter 
die Gewerfihaft Zeche „Dranien” als das allein verpflichtete 
Rechtsfubjekt anfieht und demgemäß verurtheilt. V, 79/96 vom 
10. Suni. 

736. Der Kläger hat in zahlreichen Terminen erfter und 
zweiter Inftanz mit der Nebenintervenientin verhandelt und fie 
wiederholt zur Verhandlung über die Berufung geladen. Darin 
wurde ein jtillichweigender Verzicht des Klägers auf feinen erft 
in der Sclußverhandlung der Berufung erklärten Widerjprud) 
gegen die Zulaffung der Nebenintervention zu Gunften der Be- 
Elagten gefunden und deshalb die Nebenintervention für zuläffig 
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erklärt, obwohl der Mangel eines Intereffes der Nebeninter- 
venientin von vornherein far war. Bejchwerde gegen das Zwifchen- 
urtheil zurücgewiefen. B. I, 42/96 vom 13. Iunt. 

737. Im Fall 394 war der Schuldner als Nebeninter- 
venient des Beklagten aufgetreten. Dieje Nebenintervention wurde 
von dem Landgericht in dem den Beklagten verurtheilenden End- 
urtheil für unzuläffig erklärt, ftatt daß hätte darüber bejonderes 
Zwifchenurtheil ergehen jollen. Der Nebenintervenient hat jtatt 
gegen jene im Endurtheil enthaltene Entjcheidung jofortige Be- 
ichwerde einzulegen, Berufung gegen das Endurtheil in eigenem 
Namen eingelegt, und ebenjo hat der Beklagte in feiner Eigen- 
Ichaft al8 Berufungsfläger Aufhebung des landgerichtlichen Urtheils 
in vollem Umfange beantragt. Dieje Berufung hätte als unzu- 
lälfig zurüdgewiejen werden follen. Das Oberlandesgericht Hat 
ohne Unterfcheidung zwijchen den beiden Berufungskflägern und 
ohne die Zuläffigfeit der Nebenintervention zu prüfen, „die Be- 
rufung foftenfällig zurücgewiefen‘. Die Revifion des Nebeninter- 
venienten ijt zuläffig, weil er die Zurüdweifung feiner Berufung 
nur mit der Revifion anfehhten fan, aber unbegründet, weil 
jene Zurüdweifung unter allen Umftänden erfolgen mußte. II, 
223/96 vom 24. Nov. 

738. Im Fall 165, 259 Tonnte der Beklagte den Einwand, 
daß Kläger Eigenthümer der gepfändeten Sachen war, geltend 
machen, obwohl ihm im VBorprozeß der Streit verkündet war. 
Denn diefe Einwendung Tonnte er im VBorprozeß nicht geltend 
machen, weil er nach SS. 71, 63. P. DO. nur dem Kläger, nicht 
dem Konfursverwalter zum Zwec der Unterftügung beitreten und 
nad) $. 64 Angriffs- und Vertheidigungsmittel gegen den Kläger 
nicht geltend machen fonnte. 1V, 60/96 vom 17. Sept. 

739. Auch im Anwaltsprozeß braucht die im 8.83 E.P.O. 
vorgejchriebene Kündigungsanzeige an den Gegner nicht durch Zu- 
jtellung eines Schriftjages zu gejchehen; die briefliche Anzeige ge- 
nügte. III, 242/96 vom 11./22. Dec. 

740. Daß die in Bezug genommene Korrefpondenz verlefen 
werden müffe, ift nicht vorgefchrieben. Nach $. 385 müffen die 
Deweisurkfunden vorgelegt werden. Außerdem ift nur mündlich 
in freier Form vorzutragen, daß eine Urkunde von folchem In- 
halt ausgejftellt fei. VI, 51/96 vom 11. Juni. 
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741. Die Behauptung, 8. fei der gemeinfchaftliche Geld- 
empfänger für die aus ihm, dem Kläger und Gottfried B. be- 
ftehende Gejellichaft gewejen, läßt kaum einen Zweifel darüber zu, 
daß der Beklagte behaupten wollte, e& fei von ben Gefellichaftern 
ausdrüdlich oder durch Fonfludente Handlungen KR. beauftragt 
worden, die vom Beklagten zu leiftenden Zahlungen namens der 
Sejellfchaft in Empfang zu nehmen. Wenn fich aber gegen diefe 
Auffaffung Zweifel erheben Tiefen oder das Anführen als der 
näheren Subjtantitrung bedürftig erichien, jo mußte durch Aus- 
übung des Fragerehts Klarheit gejchaffen werden. Daß diefes 
Sragerecht ausgeübt worben fei, ift aus der allein infoweit in DBe- 
tracht kommenden Bemerfung der Gründe, daß der Bellagte Um- 
ftände, welche die Zahlungen an R. als aud) für den Kläger verbind- 
Lich ericheinen ließen, nicht zu behaupten vermocht habe, mit zureichen- 
der Deutlichfeit nicht zu entnehmen. VI, 186/96 vom 9. Nov. 

142. Ein gefeßlicher Grund für die Ausfegung des VBer- 
fahrens ift dadurch nicht gegeben, daß nad) SS. 283, 563 E.P.O. 
der Beginn bed Nachverfahrens von der Rechtskraft des Urtheils 
im Wechfelprozeß nicht abhängig ift. Der Rechtsftreit im Wechfel- 
prozeß ift derjelbe, wie der Rechtöftreit im Nachverfahren; 8. 139 
E.P.D. deshalb unanwendbar. Mit Recht hat das Oberlandes- 
gericht den Beichluß des Landgerichts aufgehoben, durch welchen 
auf Antrag des Klägers das DVerfahren im ordentlichen Prozek 
ausgefegt war bis zur Entfcheidung im Wechjelprozeß. — B. I, 
75/96 vom 24. Oft. B.1, 83/96 vom 14. Nov. 

143. Die für die Regel in die Hand der Partei gelegte 
Zujtellung des Urtheild, aud) des NRevifionsurtheils, ift im Sinne 
de8 E.P.D. als eine auf den Betrieb der Hauptfache gerichtete, 
deshalb die Verjährung unterbrechende Handlung anzufehen. I, 
187/96 vom 6. Iunt. Dgl. 831. 

744. Der Bellagte Tegte gegen feine Verurtheilung zur 
Zahlung Berufung ein und fiel dann in Konkurs. Der Konkure- 
verwalter nahm den Prozeß auf, der zwifchen ihm und der Klä- 
gerin fortgefegt ift. Nach 8. 134, Abf. 3 R.O. war nur die 
Klägerin zur Aufnahme bereditigt. ‘Da aber zwijchen der Klägerin 
und dem Konfursverwalter das Verfahren fortgejegt ift, ijt der 
Prozeß ald von der Klägerin aufgenommen anzufehen. B.I, 
66/96 vom 1. Oft. 
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745. Die Berufungsfrift lief am 7. Nov. ab, das Gejuh Wieber- 

um Ertheilung des Armenvechts Tief am 3. Nov., einem Sonn: ,, an 
tag, beim Berufungsgericht ein. Daffelbe konnte am 4. Nov. Stanv. 
zur Beichlußfaffung vorgelegt werden. Der Anwalt hatte au 
jeine Handalten eingereicht, in welchen fich eine beglaubigte Ab- 
Schrift des Tandgerichtlichen Urtheil® befand. Der Anwalt hatte 
das Gefuch fachlich ausführlich begründet. Antragiteller Tonnte 
alfo mit Grund davon ausgehen, daß das beigebrachte Material 
ausreichend fei, um auf Grund defjelben dem Gefuch ftattzugeben, 
ohne daß es der von der Gerichtsfchreiberei ohne vichterliche An- 
ordnung eingeforderten Gerichtsaften bedürfen würde, und daß 
die Zuftellung der Berufung noch friftzeitig in Halle a/S. würde 
erfolgen können. ‘Der Klägerin fällt alfo ein DVerftoß gegen die 
von ihr vernünftigerweife zu erwartende Sorgfalt nicht zur Rait. 
Es muß deshalb zu ihren Gunften da8 Vorhandenfein eines un- 
abwendbaren Zufall 1.S.C.P.D. $. 211 angenommen werden. 
Das die Wiedereinfegung ablehnende Berufungsurtheil aufgehoben, 
zurüdverwiejen, V, 59/96 vom 17. Sept. 

746. &.B.D.$. 214 Schreibt vor, daß der Schriftjag, mit 
welchem die Wiedereinfegung beantragt wird, die Angabe der die 
legtere begründenden ZThatjachen enthalten muß, und c8 mag 
daraus der Nechtsgrundjag zu entnehmen fein, daß eine von dem 
Inhalte diejes Schriftfages abweichende Begründung beim münd- 
lichen Vortrage des Wiedereinfegungsgefuches nicht berüdfichtigt 
werben darf (vgl. R.G.E., Bd.16,S.369 ff. und Bb.31, ©.400 ff.); 
aber wenn dies auch anzunehmen fein möchte, jo würde der Re- 
pifion doch nicht zugugeben fein, daß der Berufungsrichter gegen 
diejen Rechtsgrundfag und damit gegen $. 214 verftoßen habe; denn 
die Anführungspflicht des $. 214, Nr. 1 bezieht fich nicht auf That- 
fachen, welche dem Gerichte aus den Akten befannt find und welche 
e8 von Amts wegen berüdfichtigen muß. Zu diefen Thatjachen 
gehört aber der Zeitpunkt des Eingangs des Armenrechtögejuchs, 
wenn e8 fih — wie im vorliegenden Falle — darum handelt, 
ob diejes Gefuch rechtzeitig eingereicht worden ift. V, 85/96 
vom 7. Oft. 

747. lagen fonnte die im Kindesalter ftehende Klägerin, SKtage. 
welche Inhaberin eines in blanco indoffirten Wechfels ijt, nur 
durch ihren gefeglichen Vertreter. — SS. 1, 2 des Pr. Gejeßes 
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vom 12. Yuli 1875; SS. 50,51 &.P.0. — Daß dies ihr Vater 
ift, ift weder ftreitig noch) nach Code 389, 8. 95, Abi. 2 2.0. 
vom 5. Juli 1875 zu bezweifeln. Der Bater der Klägerin hat 
durch den (jet) bei den Akten befindlichen Brief dem Nechts- 
anmwalt A. vor Ablauf der Wechjelverjährung den Auftrag ertheilt, 
die Klage für feine Tochter zu erheben. Danach muß die von 
dem Rechtsanwalt ohne Beibringung einer Vollmacht erhobene 
Klage als durch den Bater für die Klägerin erhoben gelten, ob- 
Ihon der Rechtsanwalt A. in der Klage den Vater nicht genannt 
hat. Das ift nad) SS. 121, 230 &.P.O. fein wefentlicher Mangel. 
Die Klage ift vor Ablauf der Verjährung erhoben; jener Mangel 
ift dadurd) gehoben, daß der Vater al8 Vertreter nach Ablauf der 
MWechfelverjährungsfrift benannt ift. Die Einrede der Verjährung 
ift verworfen, der Acceptant verurtheilt. I, 96/96 vom 10. Juni. 
148. Die Klage bezeichnet zwar nur die Witwe H. als die 
Bellagte. Dieje war aber zugleich gejetliche VBormünderin ihrer 
minderjährigen Kinder; fie hatte bereits einen Anwalt beitellt. 
E83 fiel deshalb in den Rahmen der zuläffigen Berichtigung und 
bedurfte feiner neuen fürmlichen Klage und deren Zuftellung, 
wenn Klägerin mittelft Schriftfages und demnädft in der münd- 
lichen Verhandlung erklärte, die Klage fei zugleich wider die 
Witwe H. al8 Vormünderin ihrer Kinder erhoben. In dem 
Thatbeftand ift ausdrücklich bemerkt, daß dagegen Einfpruch nicht 
erhoben worden ift. Der Prozeßbevollmächtigte der Witwe ift 
alio auch für die Kinder aufgetreten; jedenfalls ein etwaiger 
prozeffualer Mangel fo geheilt. IL, 109/96 vom 30. Suni. 
149. 8 mag ja dem Kläger nicht fchlechthin verwehrt 
fein, ein alternatives Petitum auch dann zu jtellen, wenn bie 
Wahl ihm zujteht. Wächter, ‚„‚Erörterungen“, Bd. 3, ©. 117; 
Windicheid, „‚Pandekten‘‘, Bd. 2, 8. 255, Anm. 10; D.T. €. vom 
25. April 1876 bei Seuffert, Bd. 33, Nr.110. Das feßt aber 
einerjeits eine durch Nechtsgefchäft oder Gefek begründete eigent- 
lihe alternative Obligation voraus, zu deren Inhalt e8 gehört, 
daß Bellagter verpflichtet ift, nach Wahl des Gläubigers zu leiften. 
Andererfeit8 werden bejondere Gründe dafür vorliegen müffen, 
wenn man dem Kläger, der fofort bei Erhebung ber Klage wählen 
fann, geftatten will, die Wahl bis zur Zwangsvollftredung auf- 
zufchieben. Wächter Leitet die Angängigkeit einer folchen Klage 
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auf alternative Verurtheilung nad) Wahl des Klägerd daraus ab, 
daß der Gläubiger auf Anerkennung einer derartigen Verpflich- 
tung des Schuldners Hagen fünne. Wollte man da8 gelten Laffen, 
fo bietet fich die Analogie der Feitftellungsflage dar, die doc nur 
bei einem rechtlichen Intereffe des Klägers an al8baldiger Teit- 
ftelung und deshalb regelmäßig dann nicht zuläffig ift, wenn der 
Kläger auf Leiftung Hagen fonnte. Die Zuläffigfeit einer ber- 
artigen Klage rechtfertigt fi) aus einem anderen Grunde. Aller- 
dings muß nad $. 231 der E.P.O., wie fhon nad) den von 
der Civilprozeßordnung geltenden Rechten der Gegenftand der 
Klage bejtimmt angegeben werden. Daraus läßt fich ableiten, 
daß er jo beftimmt zu bezeichnen ift, al8 die nähere Bezeichnung 
juriftifch erheblich und möglich ift. Auf diefe Weife wird zugleich 
der Prozeß vereinfacht. Denn es bleiben alle die nur unter eine 
weitere Bezeichnung fallenden Gegenftände, bei einer alternativen 
Dbligation die anderen Gegenftände, welche der Kläger fordern 
fönnte, aber nicht gewählt hat, und die in Betreff diefer anderen 
Gegenftände möglichen Streitpunfte von dem Prozefje ausgeichloffen. 
Und dem Beflagten wird die Möglichfeit gegeben, durch Leiftung 
des von dem Kläger gewählten Objekts diejen Tlaglos zu jtellen. 
Aber diefe weiteftgehende Spezialifirung darf dem Kläger erjpart 
bleiben, wo fein Bedürfnig auf Seiten des Beklagten vorliegt, 
und wo andererjeitd der Kläger durch diefe Anforderung unbillig 
beichwert würde. Ift unter den Parteien ftreitig, ob der Beklagte 
überhaupt verpflichtet ift, 3.9. ob ein bindender Vertrag zu Stande 
gefommen ift, ohne daß ein Streit über den Inhalt der Verpflich- 
tung befteht, wenn folche begründet ift, und ijt e8 andererjeits 
denkbar, daß fich die Umstände, welche den Kläger dazu beftimmen, 
diefe oder jene Wahl vorzunehmen, zu einer päteren Zeit, wenn 
der Prozeß zu Gunften des Klägers entichieden fein wird, anders 
itellen Fönnen, al8 zur Zeit der Klagerhebung: jo würde es eine 
Uebertreibung des Prinzips fein, von dem Kläger die Vornahme 
der Wahl in der Klage zu fordern, objchon Bellagter gar fein 
Intereffe daran hat, daB Kläger jchon zu der Zeit wählt. Daß 
im Fall 155 bei den Alternativen, welche das Berufungs- 
urtheil aufgeftellt hat, irgend ein Intereffe der Klägerin vor- 
handen wäre, das Mittel, welches ihr das zwecddienlichite zu fein 
jcheint, um in den Befi der für fie beftimmten Sendungen aud) 
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dann zu gelangen, wenn die Auffchriften die Firma mangelhaft 
wiedergeben, erjt nach Beendigung des Prozefjes zu bezeichnen, 
ift gar nicht erfichtlih. Weil die Klägerin gar feinen alternativen 
Anspruch erhoben hat, weil eine eigentliche alternative Obligation 
überhaupt nicht in Frage jteht, es fich vielmehr nur um ver- 
Ichiedene Mittel und Wege handelt, durch welche fid) der von der 
Klägerin angeftrebte Zwed erreichen Tiefe, ift der Spruch des 
BerufungsgerichtS eigentlich dafjelbe wie ein Rath, welcher der 
Klägerin vor dem Prozeß darüber hätte ertheilt werden Tünnen, 
wa® fie alles von dem Beklagten fordern fünne. Und e8 war nun 
der Klägerin überlaffen, fich nach dem Urtheil auszufuchen, was fie 
am zwedmäßigten glaubt auswählen zu fünnen, um zum Ziele zu 
gelangen. Aufgehoben, zurücdverwielen. I, 162/96 vom 17. Oft. 

150. Im Fall 581, 582 enthielt die innerhalb der Ver- 
jährungsfriftt — Art. 213e H.©.3B. — eingereichte Klage in 
ihrer urfprünglichen Saffung nur die Worte: ,,Bei einem aus 
Beranlaffung der Konfurseröffnung eingeleiteten Strafverfahren 
hat fi) mit großer Wahrjcheinlichleit ergeben, daß die Gründer 
der Aftiengejellichaft rücdfichtlic) der Einzahlung und Zeichnung 
des Grunbfapitals und in fonftiger Beziehung unrichtige Angaben 
gemacht haben.” E8 war fodann der Antrag geftelit, die Be- 
Hagten zu verurtheilen, der Aftiengejellfchaft und den Aktionären 
den Schaden zu erjeßen, der ihnen duch Nichteinzahlung des 
Aftienfapital® und die fonftigen bei der Gründung der Altien- 
gejellffchaft vorgefommenen Unregelmäßigfeiten entitanden ift. 
Damit war der Grund der Klage und deren Gegenjtand infoweit 
genügend bezeichnet, al8 der Anfpruch auf Schadenserfag wegen 
der bei der Gerichtsverhandlung fomwohl als in der Anmeldung 
zum Hanbelsregifter über Zeichnung und Einzahlung des Grund- 
fapital8 gemachten falihen Angaben gemacht fei. Für die Be- 
Hagten beitand Fein Zweifel, welche unrichtigen Angaben gemeint 
feten. Dieje Klageerhebung genügte zur Unterbrechung der Ver: 
jährung; feine Verlegung der E.P.D. 8.230, Nr.2. II, 206/96 
vom 3./10. Nov. 

751. Der Verficherte Hatte nad dem Brandichaden den 
Theilbetrag feiner Forderung von 1500 Mark an E. abgetreten; 


. gleichwohl hat er auf die volle Entichädigungsfumme geklagt. 


Mit 1500 Mark ift er abgewiefen. Denn, wenn auch die Ceffton 
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zur Sicherheit des E. erfolgt ift, jo fchließt das nicht aus, daß 
das Eigenthum der Forderung in Höhe von 1500 Marf auf E. 
übergegangen ift, fodaß Cedent nicht mehr zur Einziehung legiti- 
mirt war. Wäre aber zwifchen ihm und €. nadträglicdh ver- 
abredet, der DVerficherte follte die ganze Summe einflagen und 
davon 1500 Marf an E. zahlen, jo hätte er auf diejen Betrag 
nur im Namen von CE. Flagen fünnen. Eine Rüdceffion, mit 
welcher fih E. feiner Sicherheit begeben hätte, lag in jenem Ab- 
fommen nidht. Der Berficherte hat aber in eigenem Namen ge- 
flagt. Revifion zurüctgewiefen. I, 224/96 vom 21.Nov. Vgl. 234. 

752. Die Kreisdireftion hatte auf Grund 8. 15 des Braun- 
Ichweigischen Waffergefeßes vom 20. Suni 1896 der Meliorationg- 
genofjenihaft Th. die Verpflichtung auferfegt, der mehrere Ge- 
meinden umfaflenden Marfgenofjenichaft Th. vom 3. 1893 ab 
einen Beitrag von 35 Proz. der dburh Imitandhaltung des 
den Bezirk der Markgenofienichaft berührenden Eyterfluffes für 
die Beklagte erwachjenden Koften zu leiften. Das DBerufungs- 
gericht hat, was irrevifibel, angenommen, daß nad) Braunjchweigi- 
ihem PBartifularrecht die Gerichte die Fonkrete Rechtmäßigkeit der in 
Privatrechte eingreifenden Verfügungen der Verwaltungsbehörden 
zu prüfen haben, daß die der Meliorationsgenofjenihaft gemachte 
Auflage ungefeglich jet und einen unzuläffigen Eingriff in Privat- 
rechte enthalte, und verurtheilt danach) die Markfgenoffenfchaft zur 
Rückgabe des im Verwaltungswege eingezogenen Betrags. Gleich- 
wohl lehnt das Berufungsgericht die Feitftellung ab, daß Klägerin 
zu den Koften der Unterhaltung des ChHterfluffes nicht beitrags- 
pflichtig fei. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdvermiejen. 
Mit der Feftitellungsflage wird nichts weiter begehrt, als daß in 
der Urtheilsformel Ausdrud finde, was das Berufungsgericht 
durch BVorentfcheidung feftftellen mußte und feitgejtellt hat. Wes- 
halb abweichend davon für die Feftftellungsklage die Legalität der 
Verfügung der Kreisdireftion zu unterftellen und nicht zu prüfen 
fei, ift daher aus den Entjcheidungsgründen nicht zu erfennen. 
Daß bei dem Geriht auf Grund des $.15 ein Anipruh auf 
Beiträge nicht erhoben werden fann, ift für die vorliegende Frage 
völlig unerheblich; e8 handelt fich nicht um die Begründung einer 
Beitragspfliht durch das Gericht, jondern um die Trage, ob 
durd) die Verfügung der Kreisdireftion ein Anjpruch auf Bei- 
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träge rechtmäßig begründet jei oder nicht. Wäre die Verfügung 
für das Gericht bindend, jo würde nicht nur die Rüdforderungs- 
Hage unbegründet fein, jondern, folange fie bejteht, würde fie 
nicht etwa eine NRecdhtsnorm, fondern, obwohl fie im öffentlichen 
Recht mwurzelt, die fonfrete Verpflichtung der Klägerin begründen, 
an die Beklagte — denn nur fo ift fie in den Vorinftanzen von 
allen Seiten unbedenklich verjtanden — 35 Proz. der von biejer 
aufzumwendenden Unterhaltungstoften zu erftatten. Weshalb nicht, 
wenn die Verwaltungsbehörde zur Begründung diefer vermögens- 
rechtlichen Verpflichtung gefetlich befugt wäre, dadurd, ein Nedhts- 
verhältniß unter den Parteien begründet fein follte, und auf Grund 
deffen fogar — troß der Zuläffigfeit des Verwaltungsverfahrens 
— die Einzelanfprühe_im Nechtswege verfolgt werden Fünnten, 
it vom Berufungsgericht nicht dargelegt. — ft aber, wie das 
Berufungsgericht ausführt, die Verfügung ungejeglid), und unter- 
liegt dies der Nachprüfung des Gerichts, fo fehlt es bislang an 
einem erfennbaren Grunde, weshalb nicht durch Urtheil feitgeftelft 
werben fünnte, daß durch die Verfügung der Kreisdireftion die 
in Trage ftehende Verpflichtung der Klägerin nicht begründet fei. 
II, 126/96 vom 9./16. Oft. 

753. Hat Klägerin die Feftftellung begehrt, daß die Be- 
Elagte ihr die Ausichließung der Gütergemeinschaft nicht entgegen- 
jegen dürfe, jo würde eine folche Klagbitte unzuläffig fein, da fie 
nicht die Feftftellung eines Nechtsverhältniffes, fondern die Ent- 
Iheidung einer reinen NRecdtsfrage über den Inhalt und die Wir- 
fung des maßgebenden partifulären Güterrechts betrifft. ILL, 
170/96 vom 10. Nov. 

754. Kläger hat feine Eventualflage auch in zweiter Inftanz 
nur für den Fall erhoben, daß feine Prinzipalflage aus materiellen 
Gründen abgewiefen werbe. Lebtere ift aber aus dem Grunde 
abgewiejen, weil eine unzuläffige Klageänderung vorliege. Des- 
halb war über den eventuellen Klageaniprucd; überhaupt nicht zu 
enticheiden. VI, 239/96 vom 17. Sept. 

755. Im Fall 443 lag fo weit Klageänderung vor, ale 
da8 NRüdforderungsrecht anfangs nur auf die nachweislich ein- 
getretene Unmöglichkeit der PVertragsausführung geftügt war, 
jpäter auch noch auf die angebliche Ungültigfeit des Vertrags 
wegen Betrugs des Bellagten. VI, 41/96 vom 4. Iuni. 
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756. Im Fall 335 war auf Schadenserjag aus einem 
gültig gefchloffenen Gefchäft wegen Nichterfüllung geklagt. Die 
Klage konnte in der Berufungsinitanz nicht aus dem Gefichts- 
punft aufrecht erhalten werben, weil das Nichtzuftandefommen des 
Kaufvertrages auf einem Berjehen des DBellagten beruhe. II, 
104/96 vom 26. Iuni. 

757. Im Fall 293 wurde Kläger mit der nachgeichobenen 
Behauptung nicht gehört, daß Vermiether zwei ihm gejtellte After- 
miether abgelehnt habe. — $. 312 ÜL.R. I, 21. — Denn darin 
liegt eine Klageänderung. VI, 222/96 vom 17. Sept. 

158. Im Fall 694, 695 Hat der Kläger in der DBe- 
- rufung für den Fall, daß feine Eigenichaft ald Gemeindebeamter 
nicht anerkannt werde, die eingeflagten Bezüge auf Grund des 
Penfionsreglements beansprucht, indem er behauptet, daR er zur 
Zeit feiner Entlaffung zur Erfüllung der ihm obliegenden Dienft- 
pflichten dauernd unfähig gewejen fei. Darin lag unzuläjfige 
Aenderung der Klage. Denn der Kläger hat in erjter Initanz 
einen Anfprud) auf Penfion nicht geltend gemacht, fondern den 
mit dem NKlageantrage begehrten, dem Penfionsanipruch gleich- 
fommenden Betrag al® Theil feines Gehalts verlangt. Aud) 
find die den BPenfionsanfpruch betreffenden Vorgänge in eriter 
Inftanz gar nicht erwähnt und die Frage der Dienftunfähigkeit 
des Klägers weder in ber Klagejchrift noch in dem Thatbeftande 
berührt. IV, 173/96 vom 5. Oft. 

759. Der erfte Antrag ging auf Anerkennung und Ueber- 
chreibung des Eigenthums an einer Reihe beftimmter Parzellen, 
die nad Kartenblatt und Nummer bezeichnet find. Der jpätere 
‚Antrag war darauf gerichtet, unter Anerfennung des Eigen- 
thums der Klägerin an denjenigen Parzellen der Gemarkung von 
Sooden. a/W., auf welchen fich zur Zeit des Abfchluffes der fo- 
genannten ewigen Lofation von 1586 der Salzbrumnen, die 
Schächte und die 44 Kothen befunden haben, diefe Parzellen der 
Klägerin vorzuzeigen und deren Eintragung als Eigenthümerin 
derjelben im Grundbuche zu bewilligen. Im Wefentlichen und 
in erfter Linie geht diefer zweite Antrag auf Vorzeigung jener 
früheren Parzellen, welche zur Feititellung der für die Eigen- 
thums-Ueberfchreibung unerläßlichen Identität der einftigen Kothen 
mit den jett angegebenen Barzellennummern dienen fol. Diefer 
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Anfprud) auf Vorzeigung aber ift, wenn er aud) die Geltend- 
madhung des Cigenthumsanfpruches vorbereitet, dody von dem- 
jelben verjchieden und in den Nebenfunktionen der Cigenthums- 
lage nicht mit enthalten. Ebenjo find die in dem vorliegenden 
Antrag angegebenen alten Parzellen: Salzbrunnen, zwei Schächte 
und 44 Kothen — Teineswegs ohne Weiteres als identisch mit 
den in dem urjprünglichen Antrag unter 65 Nummern bes 
RartenblattS verzeichneten Parzellen anzufehen; aud eine Aende- 
vung diefer urfprünglich begehrten Grundftüde, welche nad) $. 240, 
Ziff. 3 die Annahme der Klageänderung ausjchließen würde, ift 
feit der Klageerhebung nicht eingetreten und jedenfall nicht darin 
zu erbliden, daß der Beklagte die Identität der jetigen Par- 
zellen mit den einftigen Kothengrundftüden beftritten hat. IIL, 
171/96 vom 30. Oft. 

760. Die in der Berufungsinftanz erfolgte Modifizirung 
der Widerflage dahin, daß die Kläger der Beklagten ftatt des im 
eriter Inftanz bezeichneten Grundftüds in der Berliner Vorjtadt 
Nr. 136 zu Potsdam ein dort in der Brandenburger Vorftadt 
belegenes Grundftüd auflaffen jollen, enthält eine im Sinne der 
88.489, 491, Abj. 2 E. BP. DO. unzuläffige Aenderung des Wider- 
flageaniprucdhs. Deshalb hat das Keichögericht die Widerflage 
abgewiefen. IV, 179/96 vom 10. Dec. 

761. Im Fall 729 Hatte Kläger in der Berufung den An- 
trag auf Entihädigung geitellt. Das war unzuläffige Klageände- 
rung. V, 199/96 vom 16. Dec. 

762. Barteien find Inteftaterben ihrer verjtorbenen Mutter. 
Kläger fordert, daß Bellagter fi) AOO000 Mark auf fein Erb 
theil anrechne, weil ev diefen Betrag dem Nachlak in Folge da=- 
von verfchulde, daß er unter Mißbrauh einer ihm ertheilten 
Bollmaht 400000 Mark Werthpapiere der Mutter ohne deren 
Borwiffen erhoben und in feinem Nuten verwendet habe. DBe- 
Hagter hat das beftritten, aber zugegeben, daß er feiner Mutter 
300000 Mark dadurd) fchuldig geworben, daß die Mutter Zab- 
lungen an feine Gläubiger von 210000 Mark geleiftet, ihm 
30000 Mark Darlehne gegeben und genehmigt habe, daß er von 
ihrem bei der KReichsbanf hinterlegten Vermögen 60000 Marl 
zur Bezahlung von Schulden verwende. Der Antrag des Klägers, 
den DBellagten aus diefem Grunde in Höhe der 300000 Marf 
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für anrechnungspflichtig zu erklären, enthält feine Rlageänderung. 
Denn der Rechtsgrund des Anfpruchs auf Anrechnung beteht in 
dem Schuldverhältniß des Beklagten zu feiner Mutter. Auf welchem 
Nechtsgrunde diefes Schuldverhältniß beruht, ift für die Anredh- 
nungspflicht ohne Bedeutung. IV, 76/96 vom 28. Sept. 

763. Im Fall 240, 619 war die gegen die beiden Eheleute 
und die Kinder erhobene Anfechtnngsflage erjtinftanzlic) dbaranf. 
gegründet, daß der Ehemann einen Theil des Kaufgeldes an feine 
Ehefrau ausgeantwortet habe; diefe Ausantwortung unterliege der 
Anfehtung nach $. 3, Nr. 4 des Anfechtungsgefeßes. Da. das 
Geld von der Ehefrau an die Töchter gekommen fei, jo haften 
diefe als Nechtsnachfolger der Ehefrau nah $. 11, Ab. 2 des 
Gejeßes. Zweitintanzlic) hatte Kläger erklärt, daß er eine zwijchen 
den CEheleuten vorgefommene Rechtshandlung nicht anfechte, jon- 
dern den Anfechtungsanfprud) nur darauf gründe, daß der Che- 


mann ihm gehörige Gelder feinen Zöchtern gejchenkt und fie bei. 
der Sparkafje belegt habe; Kläger ftüte feine Klage auf 8.3, 


Nr. 3 des Anfechtungsgefeges. Mit Unrecht hat der Berufungs- 
vihter Klagänderung angenommen. Die Sparfaffeneinlagen find 
aus den Geldern genommen, welche der Käufer für die Grund» 
jtüce gezahlt hat, die er von den Cheleuten gekauft hatte. Auf 
dDiefe Thatfachen und das unter den Beklagten beftehende ver- 
wandtichaftliche Verhältniß wird die Anfechtung. in eriter und 
zweiter Initanz gejtügt. Die wefentlihe Grundlage ift unver- 
ändert geblieben. Unerheblicd) aud), ob die Anfechtung auf andere 
Gejeßesftellen gegründet wird. VI, 160/96 vom 26. Oft. 

764. Im Fall 399. Allerdings ift die Einwilligung des 
Beklagten zur theilweifen Zurüdnahme der Klage nicht ausödrüd- 
lich feftgeftellt. Allein diefe Fejtftellung war nur auf Antrag er- 
forderlih und konnte nur durch einen Schriftjag erfolgen, welcher 
dem Protokoll als Anlage beizufügen war. — &.P.D. 88. 146, 
Nr. 2; 270. — Das Unterlaffen der Feititellung nimmt aber der 
thatfächlich), wenn auch nur ftillfchweigend erklärten Einwilligung 
nicht ihre NRechtöwirkfung. IV, 78/96 vom 8. Juni. 

765. Nachdem Kläger im früheren Verfahren mit jtill- 
jehweigender Genehmigung des Beklagten die Klage theilweije zu- 
rüdgenommen, d. h. dem Betrage nach reduzirt hatte, durfte er 
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im fpäteren Verfahren gemäß $. 240 €. P. OD. die Klage wieder 
um benfelben Betrag erweitern. II, 266/96 vom 15. Dec. 

766. Die von den Beklagten erhobene Einrede der Nechts- 
hängigfeit wird darauf geitügt, daß das amtögerichtliche Urtheil, 
welches .diefelbe lage, die vorher bei dem Amtsgericht erhoben 
war, wegen Unzuftändigfeit abgewiefen hatte, noch nicht vechts- 
kräftig fei, weil zwar die Klägerin wirffam auf Einlegung der 
Berufung verzichtet Habe, aber die Frift für eine Berufungs- 
einlegung der Beklagten noch nicht abgelaufen fei. Allein durd) 
das amtsgerichtliche Urtheil war in vollem Umfange dem Antrage 
der beiden DBeflagten gemäß erkannt und daher eine Berufung 
der Beklagten gegen jenes Urtheil unzuläjlig.e Und jelbjt wenn 
eine Berufung der Beklagten gegen das amtsgerichtliche Urtheitl 
zuläffig und daher die Einrede der Rechtshängigkeit an fich be= 
gründet wäre, jo würden doch die Beflagten mit diejer Einrede 
nicht zu hören fein, weil fie arglijtig verfahren, wenn fie fich, 
nachdem die bei dem unzuftändigen Gericht gegen fie erhobene 
Klage ihrem Antrage gemäß wegen der Unzuftändigfeit des Ge- 
richts abgewiejen worden ift, der nunmehr bei dem zuftändigen 
Gericht erhobenen Klage gegenüber darauf berufen, daß für fie 
noh die Möglichkeit beftehe, das die frühere Klage abweijende 
Urtheil mit einem Rechtsmittel anzufechten, zugleich aber anerkennen 
müffen, daß eine folche Anfechtung unter feinen Umftänden von 
Erfolg fein Eönnte. Die Beklagten find deshalb mit Recht ver- 
urtheilt. I, 386/96 vom 14. Nov. 

767. Der Gläubiger hat im Konturfe feines Schuldners 
feine ganze Forderung angemeldet und demnäcdhjjt mit dev Erklärung, 
daß er wegen 3000 Darf auf Befriedigung aus der Konkurs- 
mafje verzichte, wegen diefes Theils Klage bei dem vereinbarten 
Schiedsgericht der Berliner Broduftenbörfe erhoben. Daffelbe Hat 
den Gemeinjchuldner auf jo hoch verurtheilt, das Urtheil ift für voll- 
ftredbar erklärt, Revifion zurücdgewiefen. Die Einrede der Rechts- 
hängigfeit ift auch abgejehen davon, daß vor dem Schiedsgericht folche 
Einrede nicht erhoben worden tft, und daß durd) die Anmeldung 
einer Forderung im Konkurje als folche noch feine NRechtshängig- 
feit im eigentlichen Sinne des Wortes begründet wird, nicht be- 
gründet. E8 fteht feft, daß der. Beklagte ald Gemeinfchuldner im 
Prüfungstermin die angemeldete dorderung beftritten hat. Damit 
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war die Möglichkeit, für die Forderung eine nad) $. 152, Ab]. 2 
R.D. auch gegen den Beklagten perjönlich wirkfame Zeitftellung 
herbeizuführen, befeitigt. Andererfeit8 würde, wenn in einem ge- 
mäß $. 134 8. DO. anhängig gemachten Teftitellungsprozeß eine 
die angemeldete Forderung aberfennende Enticheidung ergehen follte, 
diefe Entjcheidung res judicata nur für die Konlursmaffe, nicht 
auch für den Bellagten perjönlich begründen. Bei folder Sad- 
lage war e8 dem Forderungsinhaber nicht verwehrt, bezüglich eines 
Theils der angemeldeten Forderung gegen den Beklagten die fchieds- 
richterliche Enticheidung zu dem erkennbar gemachten Zwed anzu- 
rufen, für biefen Theil der Forderung nicht Befriedigung aus der 
Konkursmaffe, fondern nad) Aufhebung des Konkurjes Befriedigung 
vom Beklagten perjönlich zu erlangen. Sollte der unwahrjchein- 
liche Fall eintreten, daß die Kläger bei der Vertheilung im Kon- 
furje einen Betrag ausbezahlt erhielten, der höher wäre, als der 
vor dem Schiedsgerichte nicht eingeflagte Theil der Forderung, jo 
würde e8 dem Bellagten unbenommen fein, dies in Gemäßheit 
des 8. 686 E. PB. DO. gegen das Vollitredungsurtheil geltend zu 
machen. Aus $. 134, Ab. 2 der K.OD. ift nicht herzuleiten, daß 
das Schiedsgericht auch nicht zuftändig gewejen fei. Die vor dem 
Schiedsgericht erhobene Klage war Feine Feftjtellungsklage im Sinne 
dcs 8.134. I, 221/96 vom 11. Nov. 

768. Das Gele — CE. BP. DO. S. 243, Abi. 4; S. 247, 
Abi. 2, Nr. 5 — erblidt, indem e8 dem Beklagten die Befugniß 
zur Verweigerung der Einlafjung bis zur Koftenerftattung fchlecht- 
hin gewährt, in der Anftellung bderfelben Klage ohne vorherige 
Eritattung ber Koften des zurüdgenommenen NRechtsftreites an 
und für fi) eine unzuläffige Veration des Beklagten und über- 
hebt diefen damit der Verpflichtung, zur Begründung der Ein- 
vede zu behaupten und nachzuweifen, daß die Erneuerung des 
Nechtsftreites jeitens des Klägers in veratorijcher Abficht erfolge. 
Damit ift aber nicht ausgejchlofien, daß feinerfeitS der Kläger, 
welchem in der That eine abfichtliche Beläftigung des Bellagten 
bei Erneuerung des Nechtsjtreites fernliegt, dies im Wege einer 
replica doli geltend maden und dadurch der Einrede des DBe- 
Hagten den Boden entziehen kann. Unter Umftänden kann bie 
Zurüdnahme einer in der gewählten Form ausfichtslofen Klage 
zur Vermeidung der mit der Fortfeßung des Prozeffes verbundenen 
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Weiterungen und Koften nur fahgemäß und die Wiederholung 
derjelben nunmehr gehörig begründeten Klage wohl berechtigt fein, 
ohne daß dabei eine veratoriiche Abficht des Klägers vorzuliegen 
braudt. Hier Flagte eine arme Partei auf Alimente, die im Vor- 
prozeß abgewiejen war und eine noch frühere Klage zurüdigenommen 
hatte. III, 181/96 vom 21. Dec. Vgl. Bd. IX, 734. 

169. Im Fall 537/39 hat die Beklagte im Prozeß ausdrüd- 
lid erklärt, fie behaupte nur ein Ruhen des Verficherungsvertrags, 
beftreite aber nicht die Legitimation des Klägers zur Geltend- 
machung des ganzen Anjpruchs auf die Verfiherungsfumme Ir 
diefer Erflärung fonnte das Berufungsgericht ohne Rechtsirrthum 
das Zugeftändniß der Thatjache finden, daß Sc. nicht bloß feinen 
Antheil an der Dreihmajchine, jondern auch den ihm eventuell 
zuftehenden Anipruch auf die Verfiherungsjumme dem Kläger über- 
tragen habe. II, 143/96 vom 2. Dft. 

770. Erftinftanzlich Hatte Kläger gemäß S.3 HF AÜUR. 
I, 22 Einräumung einer Nothjervitut über das Grundftüd des 
Beklagten behufs Abführung feiner Abwäfler beantragt. Damit 
war er abgewiefen. Nun behauptete er eine Grunddienftbarfeit 
auf Ableitung der Wäffer durd) Vertrag und Erfigung erworben 
zu haben, und beantragte Verurtheilung, ihm zu geftatten, die 
beitehende Ableitung zwedmäßig einzurichten. Den Anfprudh auf 
die Nothfervitut hielt er nur eventuell aufreht. Darin wurde 
mit Recht unzuläffige Klagänderung gefunden. Andererfeits find 
die Vorausfegungen für die DBeftellung einer Nothjervitut nad) 
den eigenen, wenn fchon von dem Beklagten beftrittenen Behaup- 
tungen des Klägers zu beurtheilen. Genügt aber nad) der eigenen 
Behauptung des Klägers die beftehende Grundgerecdhtigfeit, jo hat 
er von dem Bellagten die Gejtattung der erforderlichen Arbeiten 
nah 8.32 ML. R. I, 22 und fann nicht die Einräumung einer 
Rothfervitut fordern. Die dadurd) begründete Abweifung der Klage 
jteht aber nicht der Erhebung einer neuen Klage in einer formell 
logifd) und materiell richtigen Reihenfolge der Anträge entgegen. 
V, 25/96 vom 27. Iunt. 

771. Bei der Beurthetlung der Glaubwürdigkeit eines Zeugen 
nimmt der Berufungsrichter auf die gerichtsnotorifche Thatjache 
Bezug, daß der Nebenintervenient bei einer genannten Aftien- 
gefellichaft meiftbetheiligtes Mitglied des Vorftandes jei, der Zeuge 
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als Direktor dadurch in einem Abhängigfeitsverhältniß zu jenem 
ftehe. Das ift, auch wenn diefe Verhältniffe in der mündlichen 
Verhandlung nicht vorgetragen find, dem Prozeßgericht nicht ver- 
boten., VI, 34/96 vom 1. uni. 

772. Auf Grundlage des von der A. abgelegten Zeugnifjes 
jtellt der Berufungsrichter den am 16. Sept. durch telephonisches 
Gefpräch der Parteien zu Stande gelommenen Vertrag dahin feft, 
die Flagende Bapierwaarenfabrif follte eine beftimmte Anzahl Düten 
mit der Firma der Beklagten und drei Kakao verzehrenden Kin- 
dern bedrudt vertreiben, um für die Beklagte Reklame zu machen. 
Für jede 100 Kilogramm Düten jollte Klägerin 20 Mark er- 
halten. Die Behauptung der Beklagten, e8 fei weiter verabredet, 
daß Klägerin für feine Konkurrenzfirma in der Chofoladenbrande 
Reklamedüten habe verbreiten dürfen, während Beklagte zugejtanden 
hat, folhe Düten auch für Stollmerd vertrieben zu haben, ilt 
von diefer zu beweifen, weil fie gegenüber dem bewiefenen Ver- 
tragsinhalt auf eine befondere Zufage gerichtet if. II, 116/96 
vom 3. Iuli. \ 

773. Kläger hat im Konkurje der gejchiedenen Ehefrau feines 
Sohnes einen von dem leßteren ald Profuriften feiner Ehefrau 
für diefe, ald Inhaberin einer unter der Firma E. H. betriebenen 
Handlung, angenommenen Wechjel angemeldet. Der Konkturs- 
verwalter hat behauptet, daß der Sohn des Klägers gegen ben 
Willen feiner Frau nur in der Abficht, fie zu jchädigen, die beiden 
Wechfel acceptirt und daß Kläger, dem nur eine Forderung von 
1000 Mark zugeftanden habe, ald er die Wechjel erhielt, gewußt 
babe, daß die Wechjel gegen den Willen der Inhaberin der Hand- 
lung acceptirt feien. Dieje Thatfachen, injonderheit daß dem 
Kläger nur eine jo niedrige Forderung zugeftanden habe, hat der 
Konfursverwalter zu beweifen. I, 139/96 vom 16. Sept. 

774. Im Fall 709. Die Abnahme der angelegten Siegel 
und die Aufnahme eines Inventars hatte nach) Art. 39 des Fran- 
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Verwaltung des bijchöflichen Zafelgutes betrauten Kommiljare 
jowie in Gegenwart oder auf VBorladung jämmtlicher Erben zu 
erfolgen; aucd) waren dabei alle Erben vertreten. Bei diefer Ge- 
legenheit war zu erörtern, welche von den vorhandenen Gegen- 
ftänden zum perjönlichen Nachlaß des verftorbenen Biihofs und 
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welche zum bifchöflichen Zafelgute gehörten. Eine folche Aus- 
einanderjfegung der beiden Vermögensmaffen ift denn auch erfolgt, 
indem von den vorhandenen Geldern und Werthpapieren ein Theil 
dem von den Erben aufgeftellten Bevollmächtigten, ein anderer den 
Bermwaltern des bifchöflichen Tafelgıtes ausgehändigt und die Be- 
Icheinigung des Empfanges ausdrüdlich beurfundet wurde. Bei 
diefer Sachlage konnte das Oberlandesgericht ohne Rectsirrthum 
annehmen, die erwähnten Kommiffare feien durch die ohne Wider- 
fprucd) der Erben erfolgte Aushändigung der jtreitigen Gelder, 
welche nach deifen Feftftellung in der Annahme ihren Grund hatte, 
diefe Gelder gehörten zum bifchöflichen Tafelgute, in deren Befit 
gelangt. Da die Kläger in der Klage nicht etwa Rückgabe der 
den Kommifjaren übergebenen Gelder, d. 5. Aushändigung der 
übergebenen Stüde, fondern (als Erjat dafür) Bezahlung einer 
Summe von 57571 Mark 40 Pf. nebit Zinfen forderten, fonımt 
nun allerdingg® Code 2279 nidht unmittelbar zur Anwendung. 
Da aber die Bellagte durch die Herausgabe der von ihr be- 
anfpruchten Gelder in Anfehung ihres Anfprud8 befriedigt worden 
ift und die Kläger die Rückgabe der bewirften Leiftung oder Erfat 
für die mit ihrer Zuftimmung übergebenen Gelder fordern, weil 
die Uebergabe ohne Rechtsgrund erfolgt fei, find fie immerhin 
verpflichtet, diefe Behauptung nachzumeifen, denn ihre Klage wird 
auf diefe Behauptung gejtügt und fett deren Nichtigkeit voraus. 
IH, 210/96 vom 20. Nov. | 

775. Im Fall 39 Liegt eine VBerlennung der Beweislaft 
vor. Die thatjächlichen Vorausjegungen einer Einrede find von 
demjenigen zu beweifen, der fie vorbringt. Nicht aljo der Kläger 
hätte darzuthun gehabt, daß die Inhaber der Firma Sch. bie 
wahren Eigenthumsverhältniffe gefannt und troßdem feinen Wider- 
Ipruch erhoben hätten, fondern der Bellagte hätte der unftreitigen 
Thatfache gegenüber, daß ein folcher Widerfpruh nicht erhoben 
worden war, behaupten und nadmeijen müfjen, daß dies aus 
Untenntniß der beftehenden -Eigenthunsverhältniffe gefchehen ei. 
V, 178/96 vom 2. Dec. 

776. Die Klägerin hat weder in erfter nocd) in zweiter In- 
tanz die Behauptung aufgeftellt, daß der Beklagte mit der ohne 
Titel und, wie Bellagter behauptet hatte, auch in Zumwiderhand- 
(ung gegen den Kommiffionsvertrag durch den Gerichtsvolfzicher 
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SG. geichehenen Wegnahme der Sachen einverftanden gemwefen fei. Beweisantritt. 
Insbefondere hatte Klägerin den ©. hierfür nicht als Zeugen be- 
nannt und ift folgemweife auch in dem Beweisbefchluffe die Ver- 
nehmung des &. infoweit nicht angeordnet worden. Nachdem 
aber der beauftragte Richterfommiffar ohne Widerfpruch der Par- 
teien den ©. auch über diefen Punkt befragt hatte, war die Klägerin 
progeffualifch nicht behindert, fich die ihr günftige Ausfage des 
Zeugen anzueignen und diefelbe bei der Schlußverhandlung zur 
Entfräftung der Wiberklage zu verwerthen. Es ift auch anzu- 
nehmen, daß fie dies gethan hat, weil, wie am Schluffe des That- 
beftandes des zweiten Urtheils bemerkt ift, die G.’Iche Ausjage 
von ihr zur Verlefung gebracht wurde. Durch die hierdurch dem 
Berufungsrichter zu deffen Meberzeugung nachgewiejene Einwilligung 
des Beklagten war aber fomwohl die behauptete Gejegwidrigfeit 
(E.B.D. $. 713) als die VBertragsmwidrigfeit der Wegnahme ge- 
dedt. IL, 167/96 vom 13. Okt. 

777. Kläger hatte behauptet, daß Beklagte alle ihre Runden 
und auch den Kläger fnftematifch hintergangen habe, indem fie 
ihm ftetS um !/, bis 1), Proz. ungünftigere Breife in Rechnung 
geftellt habe, al& diejenigen, zu denen fie felbft mit dritten Ber- 
jonen abgefchloffen hatte. Die Befchwerde kann nicht für begründet 
erachtet werden. Zwar würde die vom Kläger mittelft befonderer 
Aneriennungsihreiben ausgefprocdhene Genehmigung der einzelnen 
hier in Betracht kommenden Gefchäfte durch den Nachweis eines 
von der DBellagten verübten Betrugs entkräftet werden. Allein 
dem Berufungsgericht ift darin beizutreten, daß die in diefer Hin- 
fiht vom Kläger aufgeftellten Behauptungen nicht geeignet find, 
al® Grundlage einer Beweiserhebung zu dienen. In Betreff des 
Antrags auf Vorlegung der Handelsbüchher des Beklagten ergibt 
ih dies aus der Vorfchrift des H. G. 3. 38, nad) welcher die 
Dffenlegung der Handelsbücher nur behufs Aufklärung beftimmter 
Streitpuntte ftattfinden joll und auf die hierzu erforderlichen Stellen 
derjelben einzufchränfen ift. Cine allgemeine Durchmufterung der 
Handelsbücher dur den Prozeßgegner ift nad) dem Gejeß nicht 
zuläffig.. Das Verlangen des Klägers läuft aber auf eine all- 
gemeine Kenntnißnahme vom Inhalt der Handelsbücjer der Be- 
Eagten hinaus, da Kläger das gefchäftliche Verhalten der Beklagten 
nicht bloß in einzelnen beftimmten Fällen, fondern gegenüber allen 
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Beweisantritt. ihren Kommittenten zum Gegenftand feiner YBeweisführung machen 
will. Die Behauptung des Klägers, daß Beklagte ein Vörfen- 
tagebudy über die für ihre Kunden abgefchloffenen Gefchäfte ge- 
führt habe, daß in einer NRubrif defjelben die den Kunden in 
Rechnung geftellten Kurjfe angegeben feien und daß diejelben ftets 
in der oben bezeichneten Weile von den wirklich erzielten Preifen 
abgewicdjen hätten, — enthält feine genügende Spezialifirung jeines 
Berlangend. Denn e8 würde hiernacdh jedenfalls das Börfentage- 
buch der Bellagten in feinem ganzen Umfange vorzulegen und 
die gefammte aus demjelben hervorgehende Gefchäftsverbindung 
der Beklagten aufzudeden fein. Das Berufungsgeriht hat den 
Antrag des Klägers auf Vorlegung der Handelsbücher richtig ge- 
würdigt, wenn e8 denfelben als ein Mittel betradjtet, durch das 
der Kläger fih das Material zur näheren Begründung feiner 
Behauptung verihaffen will. Die Anordnung der Vorlegung zu 
diefem Swede wäre eine inquifitoriihe Mafregel, für die das 
Gefe Feine Rechtfertigung gewährt. Auch die vom Kläger be- 
antragte Vernehmung des früher im Gejchäft der Bellagten an- 
geftellten Buchhaltere H. ift vom Berufungsgericht mit Recht 
abgelehnt worden, da die in das Zeugniß. defjelben geitellte Be- 
hauptung ebenfall® der erforderlichen Beftimmtheit entbehrt. I, 
219/96 vom 14. Nov. 

778. Im Fall 533/34. ©. ift bei der 0.9. ©. ©. ©. 
ale Theilhaber betheiligt. Diefe Handelögejellichaft betreibt Feine 
Getreidegefchäfte, fondern macht Gefchäfte in Tuchen und Uhren, 
ohne daß ihr Gejchäft einen großen Umfang hat. Allerdings hat 
Kläger behauptet, ©. betreibe Getreidegejchäfte en gros und habe 
3. D. in den legten Jahren mit den Firmen M. & ECo., Gebr. ©. 
und %. VW. große effektive Getreidegefchäfte gemacht; und er Hat 
fih dafür auf das Zeugniß der Inhaber diefer Firmen bezogen. 
E8& beruht aber nicht auf Gejetesverlegung, wenn das Berufungs- 
gericht diejer viel zu generell gehaltenen Beweisantretung feine 
Tolge gegeben Hat. Erhebli) wäre nur die Behauptung des 
Klägers gewefen, wenn die Getreidegeichäfte, welche der in einer 
anderen Branche arbeitende Kaufmann G. gemadt haben fol, 
Ipezifizirt und wenn der GEffeltivhandel diefer Gejchäfte durch 
Ipezielle Angaben nach der Richtung dargelegt wäre, daß ©. ander- 
weit Getreide in anzugebenden größeren Quantitäten abgenommen 
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und geliefert hätte. Ebenfo generell und deshalb unftatthaft it Beweisantritt. 
die Bezugnahme auf die angeblichen Handelsbücher, weldhe ©. für 
fi geführt haben fol. Denn Kläger will dur diefe Bücher 
den Nachweis führen, daß &. in der Lage gewejen ei, die Beträge 
für die fraglichen Duantitäten Getreide zu zahlen bezw. fie zu 
liefern oder abzunehmen. Sehr zutreffend hat da8 Berufungs- 
gericht dem gegenüber darauf hingewiefen, daß der Kläger jelbjt 
c8 ausgejprocden hat, daß er den ©. nicht einmal für eine Summe 
von 7500 Marf für freditfähig halte. I, 168/96 vom 7. Nov. 

779. Zeugin durfte ihr Zengniß verweigern. Denn ihr  Beuge. 
Bruder war in derjelben Sadje al® Zeuge vernommen, und dem- 
nädhjjt wegen Meineids in Unterfuhung genommen. Wenn Zeugin . 
nur don einem vor der Freilprechung des Bruders liegenden Ge- 
jtändniffe berichten könnte, würde gemäß $. 402, Ziff. 4 St.P.d.. 
die Gefahr einer Wiederaufnahme der Unterfuhung zwar aus- 
gefchloffen jein, ein von ihr befundetes Geftändniß ihres Bruders 
würde aber immer noch ausreichen, um bdeijen Ehre zu beeinträd)- 
tigen. — $. 349, Abf. 2 E.P.0. — Auch wenn die Zeugin 
ihre Wiffenichaft aus anderen Gründen al® aus Mittheilungen 
ihres Bruders gefhöpft Hatte, würde die Zeugnißmweigerung be- 
rechtigt fein, wenn die Beantwortung der Tragen geeignet wäre, 
den erhobenen Berdadjt eines Meineids zu bejtärfen. Auch bildet 
jede Beweisthatiache dafür, daß ein Konkurrenzbetrieb des 
Beklagten ftattgefunden habe, worüber Zeugin vernommen werden 
follte, eine Anzeige dafür, daß ji) der Bruder durd Abfajjung 
von Offertbriefen, worauf die Anklage wegen Meineids ging, 
an dem Konfurrenzbetriebe betheiligt habe. Läßt das Beweis- 
thema die Gefahr des Konflikts erkennen, dejlen Vermeidung das 
Gefeß duch Zeugnißvermweigerung geitattet, jo kann von demjelben 
Gebraud) gemacht werden, ehe die Tragen formulirt find, deren 
Beantwortung gemäß $. 349 ©. PB. D. abgelehnt werden darf. 
B. VI, 88/96 vom 1. uni. 

780. Zeuge follte in einem Prozeffe feiner Mutter wider 
feine Schwefter wegen Alimente darüber vernommen werden, ob 
er ehr wohl in der Lage fei, die Mutter allein zu unterhalten, 
weil er feine Kinder, ein Baarvermögen von 4000 bis 5000 Thaler 
habe, gute Einnahmen aus feiner Rejtauration erziele; welche 
Unterftügung er feiner Mutter geben fünne? Die Zeugniß- 


Zeuge. 


Sadı- 
verftändiger. 
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weigerung wurde vom Neichögericht für berechtigt erachtet, weil 
Zeuge der Sohn der Klägerin ift und der Erwerb feines DVer- 
mögens und feiner jährlichen Einnahmen nicht auf feinem Familien- 
verhältniß zu der Hülfsbedürftigen Meutter beruhen. B. IV, 110/96 
vom 2. Yuli. 

781. Der Büreauvorfteher N. ift in 20 Mark Strafe ver- 
urtheilt, weil er in dem zweiten zu feiner VBernehmung anberaumten 
Termine ohne Entfchuldigung ausgeblieben ift. Seine Befchwerbe 
wurde zurüdgewtefen. Seine vor dem erjten Termine auf Grund 
angebliher Verpflichtung zur Verfchwiegenheit erklärte Zeugniß- 
verweigerung hatte damit ihre Begründung verloren, daß, wie 
ihm vom Gericht mitgetheilt war, die bei der Sade allein be- 
theiligten Parteien erklärt hatten, fie entbinden ihn von der DVer- 
fchwiegenheit. Danach bedurfte e8 einer Entidheidung über die 
Zeugnißweigerung nicht mehr. Glaubte Zeuge bei feiner Weige- 
rung beharren zu müffen, weil ihn der Notar, bei welchem er in 
Yunktion ftand, nicht von der Verpflichtung zur BVerfchwiegen- 
heit dispenfirt hatte, fo hätte er das in dem Termine oder vor 
demjelben dem Richter erklären follen. Er durfte nicht ohne Ent- 
fhuldigung ausbleiben. B.V, 107/96 vom 16. Sept. 

782. Die beantragte Zeugenvernehmung über die Zahlungs- 
unfähigkeit ift vom Berufungsgericht mit Necht abgelehnt. Denn 
fie ift feine wahrnehmbare Thatjache, über welche Zeugen ver- 
nommen werben fünnten. Die Kenntniß davon refultirt aus ber 
Kenntniß der Gefchäfts- und Vermögenslage des Schuldners; die 
Zeugen würden aljo nur über Schlußfolgerungen zu vernehmen 
fein, die fie aus ihren Wahrnehmungen gewonnen haben. VI, 
175/96 vom 5. Nov. | 

783. Ob im Sinne $. 322 E.P. OD. Barteien einen An 
Iprud) darauf haben, bei einer Befidhtigung dur den Sadjver- 
ftändigen zugezogen zu werden, Tann dahingeftellt bleiben. Wollte 
man bie® auch annehmen, fo ift der Deangel dadurd) geheilt, daß 
der Sacdverftändige nachher durch da8 Gericht in Gegenwart des 
Prozeßbevollmächtigten des Revifionsklägers vernommen tft. V, 
168/96 vom 25. Nov. 

784. Der Beflagte hat den Sachpverjtändigen P. abgelehnt, 
weil diejer dur einige an ihn gerichtete Briefe des Beklagten 
derartig in Erregung und Zorn verjett worden fei, daß er ihm 
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eine ftrafgerichtlihe Verfolgung angedroht habe. Er hat geltend 
gemacht, daß bei diefer Sachlage von dem gegen den Beklagten 
in hohem Grabe aufgebraditen Sadpverftändigen eine objeftive 
Beurtheilung nicht zu erwarten, vielmehr zu befürchten fei, daß 
die perfönlichen Streitigkeiten zmwiichen ihm und. dem Bellagten 
die Begutachtung beeinfluffen Tönnten. Das Oberlandesgericht 
hat die Ablehnung zurüdgewiejen; das NReichsgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiejen. Das Gefeß entzieht den Parteien das Recht, 
einen Nichter oder Sacpverftändigen wegen Beforgniß der DBe- 
fangenheit, insbefondere wegen eines feindfchaftlichen Verhältniffes 
abzulehnen, nirgends bezüglich derjenigen Fälle, in denen ba® 
Teindfchaftsperhältnig durd) das Verhalten der Partei herbeigeführt 
worden ift. Vielmehr erflärt e8 die Beforgniß der Befangenpheit 
Ichlechtweg für einen Ablehnungsgrund. Daß Bellagter den Zorn 
de8 Sacpverftändigen abfichtlich erregt habe, um fo einen Ab- 
lehnungsgrund zu erlangen, ift nicht feftgeftelt. B.IL, 160/96 
vom 22. Dec. 

785. Im Fall 317 hatte das Landgericht auf einen über 
die Herausgabe der Urkunden der Klägerin auferlegten Eid, und 
wenn Klägerin den Eid leiftet, auf einen Eid des Beklagten, daf 
er nicht 3000 Mark ftatt der Rente veriprodhen habe, erkannt. 
8 bleibt zu erwägen, ob nicht der leßtere als über den Klage- 
grund auferlegt, voranzuftellen if. IV, 30/96 vom 18. Juni. 

786. Im Fall 773 war dem Kläger ein richterlicher Eid 
auferlegt, daß er in der Zeit vom 30. Oft. 1890 bis einfchließ- 
ih 25. April 1893 mindeftens 12423 Marf 33 Pf. in das Ge- 
Ihäft der Firma E. 9. hingegeben habe, und daß er die beiden 
Wechjel über bezw. 10000 Mark und 3000 Mark auf diefe Forde- 
rung von feinem Sohn erhalten habe. Diejer Eid entipricht der 
E. P. DO. nicht, nad) welcher nur beftimmte Thatfachen zum Gegen- 
ftande eines Eides gemacht werben können. Hier handelt es fich 
um Schlußfolgerungen. Und auf eigenes Wiffen geftütte Angaben 
darüber, für welche Gejchäftszwede der Firma €. H. die angeb- 
lich hergegebenen Geldbeträge verwendet find, hat Kläger nicht 
gemacht. Die thatfächlichen Vorausfegungen, unter welchen Kläger 
auf Grund von Zahlungen an feinen Sohn Darlehnsforderungen 
an die Firma E. H. erworben haben würde, find aber verfchieden, 
je nachdem die Zahlungen in der Zeit, während welcher der Sohn 
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Inhaber der Firma war (6. Aug. 1891 bis 18. Ian. 1892), oder 
in der Zeit, während der er Profurift war (25. San. 1892 bis 
20. Sept. 1893) oder in der Zeit, während er feines von beiden 
war (Oft. 1890 bi8 zum Erwerb des Gejchäfts). IL, 139/96 vom 
16. Sept. 

787. Allerdings ift der Eid nicht genau mit denfelben Worten 
formulirt, deren fich laut des Thatbeftandes des vorigen Urtheile 
beit der Aufftellung derjenigen Behauptung, die den Gegenftand 
der Eideszujchtebung bildete, der Beklagte bedient hatte; aber ee 
it auch nicht zu erkennen, nach welcher Gefeßesvorichrift dies er- 
forderlich gewejen fein follte.e Der Richter entipricht vielmehr 
gerade jeiner Pflicht, wenn er, wie e8 hier gefchehen ijt, die er- 
heblichen Thatjachen, welche die Partei offenbar hat behaupten 
wollen, zum Gegenftande des Eides macht und eine ungenaue 
Wortfaffung der Parteierflärung dabei berichtigt. VI, 155/96 
von 22. Dft. 

788 M. hat ein Haus von %., dem Erblaffer der Be- 
flagten, für Rechnung eines Dritten gefauft. Die Klägerin hat 
dev Bellagten den Wahrheitseid über ihre dahin formulirte 
Behauptung zugefchoben, 3. habe in Gegenwart der Beflagten 
mit M., nachdem ihm diefer mitgetheilt, daß ihm das Haus 
von der Klägerin al® verfäuflich bezeichnet fei, vereinbart, der 
Klägerin über den Abjchluß des Gejchäftes weitere Mittheilungen 
nicht zu machen, damit fie ihren Anjpruch auf Provifion verliere 
und dieje Provifion dem M. zugewendet werden fünne. Auf diejen 
Eid hat das Berufungsgericht erfannt und von der Leiftung oder 
DBermweigerung deffelben die Klagabweifung bezw. die Hagegemäße 
Berurtheilung der Beklagten zu der von der Klägerin geflagten 
Provifion abhängig erklärt. Die Revifion der Klägerin ift zurüd- 
gewiefen. Wennihon %. die Klägerin beauftragt hatte, ihm für 
jein Haus einen Käufer nadjzumeifen, erachtet da8 Berufungs- 
gericht, daß erit, wenn der Eid fo wie er zugeichoben worden, 
von der Beklagten nicht geleiftet würde, dev Beweis der objektiven 
Kaufalität der Thätigfeit der Klägerin mit dem Kaufabichluß als 
erbracht angejehen werden müfje, daß aber weiter jodann, was 
gleichfalls zur Klagbegründung gehöre (vgl. VI, 140/93 vom 
3. Suli 1893), die Kenntniß des $. von der Thätigfeit der Klägerin 
vor dem Kaufabichluß erwiejen fei. Beides glaubt das Berufungs- 
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gericht nur im Yalle der Verweigerung des auferlegten Eides als 
erwiefen annehmen zu fünnen. Dies ift nicht redhtsirrthämfid). 
Darauf, daß Klägerin urjprünglich die betreffenden Behauptungen 
getrennt aufgeftellt hat, Fann e8 nicht anfommen, nachdem fie 
diejelben in der Eideszufchiebung zujammengefaßt hat. In Be- 
tracjt fommt, daß aus der angeblichen Vereinbarung für fi 
allein nicht nothwendig auf Dolus des %. und M. geichloffen 
werden müßte; fie fünnte auch auf die Abwehr von etwaigen, 
nad) Beider Anficht völlig unberechtigten Anfprüchen der Klägerin 
gerichtet gewejen fein, während, wenn die behauptete Mittheilung 
borausgegangen tft, in der Vereinbarung in Verbindung mit der 
Mittheilung der Beweis der faufalen Thätigfeit der Klägerin und 
der Kenntniß des %. hiervon gefunden werden fann. So wie der 
Eid auferlegt ift, Fan die Beklagte denfelben allerdings leiften, 
wenn aud nur eine ber betreffenden Behauptungen unridtig ift. 
Dies ift aber eine Folge der Art und Weife der Eideszujchiebung, 
an die fich das Berufungsgericht angefchloffen hat. VI, 209/96 
vom 23. Nov. 

789. Wenn Revifionsfläger meinen, daß der Eid beiden 
Beklagten hätte auferlegt werden müffen, weil beiden Beklagten 
der Eid zugeichoben fei, fo ift das irrig. Nach) S. 437 EC. BD. 
war dba8 Berufungsgericht durchaus befugt, von dem DBeweis- 
mittel des Schiedseides abzujehen und auf einen richterlichen Eid 
zu erfennen, und nad) $. 438 war e8 zuläffig, diefen Eid nur 
dem einen der beiden DBellagten aufzuerlegen. I, 274/96 vom 
30. Der. 

790. Im Fall 369. Wenn nah $. 410 E. P. DO. die Eides- 
zufchiebung über Handlungen oder Wahrnehmungen des Nechts- 
vorgängers oder Vertreters des Gegners zuläffig ift, jo muß hier 
die Eideszufchtebung über Handlungen und Wahrnehmungen des 
B. dahin zuläffig fein, daß diefer die Wechjel al8 Bevollmächtigter 
des St. in Depot gehabt und nicht befugt gewejen jei, die Wechiel, 
die er nicht mit DBlanfogiro an die Klägerin abgegeben, zu be- 
geben. I, 238/96 vom 16. Sept. 


791. Im Fall 499 Hatte die Klägerin dem Bellagten ben 


Eid darüber zugefchoben, daß fie ihn unter VBorlegung der 
Elägerifchen Mufterfolleftion zur Spezififation aufgefordert 
habe. Der Beweis fonnte durch eine jo allgemein gehaltene Eides- 
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Eides-_ zujchiebung nicht geführt werden, weil damit dem Bellagten ein 
A nlamas Urtheil zugemuthet war, auf das er fich nicht einzulaffen brauchte. 
II, 98/96 vom 16. Sunt. 

Nichtberüd- 792. Im Fall 251 wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, 

a n weil der von den Bellagten angetretene Beweis nicht erhoben 

anträgen. war, daß das Haus der Klägerinnen fchon vor der Inangriff- 

nahme des Neubaues auf dem Nachbargrundftüde fehr viele und 

erhebliche Riffe gezeigt habe, und daß der weitere Verfall des- 

jelben durch den Zufammenbrucd der unter demjelben Tiegenden 

Brunnen und die Baufälligkeit dejfelben veranlaßt fei. Nur 

dann, wenn bie Ueberzeugung des GerichtS bereits jo umwiderleg- 

Lich feitfteht, daß die angebotenen Beweismittel, aucd) wenn fie im 

Sinne des Antragftellers ausfallen würden, gar feinen Einfluß 

mehr auf die richterliche Ueberzeugung ausüben würden, Tann von 

Erhebung derjelben abgejehen werden. Das Berufungsgericht hat 

allerdings auf Grund der Gutachten von vier Sacdpverjtändigen 

als unwiderleglich dargethan angejehen, daß die Schäden Lediglich) 

auf den Mangel an Verfiherungsmaßregeln der Bellagten zurüd- 

zuführen jeien. Das ift indeß eine bloße Schlußfolgerung, welche 

ih nur auf beftimmte Thatjadhen ftügen Tann. Drei Sadjver- 

ftändige haben aber da8 Haus der Klägerinnen vor Beginn des 

Neubaues überhaupt nicht gejehen. Der vierte hat bei Gelegen- 

heit einer Zare Riffe nicht gefehen. Es jteht nicht feit, daR das 

Berufungsgericht feine Meberzeugung aud) dann nicht ändern würde, 

wenn die benannten Zeugen die in ihre Wiffenfchaft geftellten Be- 
hauptungen bejtätigen würden. VI, 10/96 vom 18. Iuni. 

793. Die Klägerin hatte bereits erftinftanzlich eine größere 

Anzahl von Zeuginnen darüber benannt, daß ihr Ehemann mit 

ihnen die Ehe gebrochen habe. Die Zeuginnen find vernommen 

und haben das eidlich in Abrede geftellt. Nur bezüglich eines 

Talles ijt auf einen NReinigungseid des Ehemanns erkannt. In 

der Berufung hat die Klägerin 13 andere weibliche Perfonen als 

Zeuginnen benannt, daß der Beklagte mit ihnen die Ehe gebrochen 

habe, ohne auf Befragen thatfächliche Umftände angeben zu können, 

aus denen zu entnehmen wäre, daß ihr Verdacht irgend welchen 

Anhalt habe. Das Berufungsgericht hat deshalb die YBeweis- 

erhebung abgelehnt. Das Neichsgericht Hat aufgehoben, zurüd- 

vermwiejen. Denn von der Klägerin ift die Behauptung auf- 
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geitellt, daß der Bellagte mit. den genau bezeichneten Frauen und Nichtberüd- 
Mädchen den Beifhhlaf zu einer Zeit vollzogen habe, als er bereits NPTHUng, von 
mit der Klägerin verheirathet war. Wird diefe Behauptung er- anträgen. 
wiefen, fo ift damit der für Anwendung des $. 670, I, 1U.X.R. 
erforderliche Thatbeftand dargethan, ohne daß e8 auf eine nähere 
Beitimmung des Zeitpunkts oder der fonftigen Umftände des be- 

gangenen Ehebrudy8 ankommt. Zur Subitantiirung der Behaup- 

tung des Chebruhs bedurfte e8 aljo Feiner weiteren Angaben. 

Aber auc die. Beweisantretung it den Vorichriften der SS. 255 

und 338 E. P. OD. entiprechend erfolgt, injofern fi) die Klägerin 

für den Chebruh auf da8 Zeugniß der betreffenden angeblichen 
Konkumbentinnen bezogen hat. Eine Glaubhaftmahung oder die 
Darlegung einer Wahrjcheinlichkeit, daß die benannten Zeuginnen 

die behauptete Thatfache beftätigen würden, war nicht erforderlich. 
Andererjeits konnte auch eine bloße Wahrjcheinlichkeit, daß die 
Bernehmung der Zeuginnen ergebnißlos bleiben werde, die Ab- 

lehnung der Beweiserhebung nicht rechtfertigen. IV, 180/96 vom 

10. Dec. 

794. Der Rechtsanwalt B. hatte Prozefvollmadht für da8 Heilung von 
Entmündigungsverfahren. Diefe erftredte fi) nicht ohne Weiteres ee 
auf den Anfechtungsprozeß. Gleichwohl ift die Klage, mit welcher 
der Entmündigungsabichluß angefochten wurde, nicht den DBe- 

Kagten, jondern dem Nedhtsanwalt B. für diefe zugeftellt. Allein 
DB. ift für die Beklagten aufgetreten, und die Beflagten haben 
in der mündlichen Verhandlung dies nicht gerügt. Damit war, 
wie das Berufungsgericht angenommen hat, der Mangel nad 
8.267 &.BP.0D. geheilt, und wenn diefe Heilung aud) erit nad) 
Ablauf der gefeglichen Frift eines Monats eingetreten ift, fo 
war fie auf die innerhalb des Monats ftattgefundene Zuftellung 
zurüclzubeziehen. Nevifion zurücgewiefen. . Die Anfechtungsflage 
gegen einen Entmündigungsbeichluß ift fein Rechtsmittel, fondern 
eine jelbjtändige Klage mit der Bejonderheit, daß diejelbe, ebenfo 
wie viele andere Klagen, binnen einer bejtimmten Frift zu er- 
heben if. Das öffentlich-vechtliche Intereffe Fönnte hier nur 
darin beftehen, daß die Klage in der gefeglichen Friit erhoben 
wird, und der Richter hat von Amts wegen nur zu prüfen, ob 
diefe Frift gewahrt worden ift. Wird Lebteres aber feftgeftellt, 
jo müffen, falls die Zuftellung nit an die Partei felbft erfolgt 
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Heilung von ijt und die Partei diefen Mangel nicht gerügt hat, die allgemeinen 
ee Erwägungen Plaß greifen, nach denen die Formvorfchriften über 
die Zuftellung nicht zu den unverzichtbaren gehören; der zur Zeit 
der Zuftellung der Klage mit VBollmadht des Beklagten nicht ver- 
fehene Anwalt vollzieht mit der Entgegennahme einen Aft der 
Prozepführung und der DBellagte muß nad) 8. 85, Abf. 2 der 
E.P.D. diefen Alt gegen fich gelten Laffen, weil er die Prozek- 
führung durch die nachträglich ertheilte Vollmacht genehmigt. Vgl. 
R. ©. €. 9, ©. 66; 10, ©. 305; 14, ©. 341. IV, 159/96 vom 
26. Nov. | Ä 
Nichteramt 795. Die evangelifche Kirchengemeinde zu Ientendorf Eagt 
ne gegen die evangelifche Schulgemeinde dafelbft auf Anerkennung 
des MiteigenthHums an dem der Schule durch Auseinanderfeßungs- 
vezeß ausgewiejenen Grundbefis und dem durd den Ablöfungs- 
vezeß für Naturalleiftungen zugewiejenen Abfindungsfapital, Die 
Klage ift abgewiejen, weil jchon vor dem Inkrafttreten des AL. R. 
in Senfendorf nicht die Kirchengemeinde, fondern die politifche 
Ortsgemeinde Trägerin der vermögensrechtlichen Perfönlichkeit der 
Scdule und deren Vermögen gewejen fei. Nevifion zurücgewiefen. 
Da die Klägerin für ihre Behauptung, daß die evangelische Kirchen- 
gemeinde Zrägerin der vermögensredhtlihen Perjönlichleit der 
Schule gemweien jet, was die Beklagte bejtritten hat, beweispflichtig 
ist, und da nicht feitjteht, daß eine felbftändige evangeliihe Scul- 
gemeinde in Senfendorf vor 1817 beitanden hat, fo liegt in jenem 
Beitreiten mittelbar die Behauptung, daß nicht die Kirchen: und 
nicht die Schulgemeinde, fondern die Ortsgemeinde Trägerin jener 
Perjönlichkeit gewejen if. Die Rüge ift alfo nicht begründet, 
daß eine der Annahme des Berufungsgerichtd entiprechende that- 
fächliche Behauptung, über welche die Klägerin auch nicht gehört 
jei, nicht aufgeftellt fei. V, 179/96 vom 23. Sept. 

796. Der erjte Richter hat auf die Klage unter Abredjnung 
einer Gegenforderung, welche nur eventuell compensando geltend 
gemacht, principaliter widergeflagt war, verurtheilt, den Wider- 
Elageantrag aber übergangen. ‘Der Beklagte hat in der Berufung 
nur Abweifung der Klage beantragt, ohne die Widerflage zu 
wiederholen. Gleichwohl hat das Berufungsgericht auf die Wider- 
age verurtheilt, die Klage aber abgewiejen. Das NReichögericht 
hat das Urtheil bezüglich dev Widerflage aufgehoben. ‘Denn fo 
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weit geht das Urtheil über den Antrag des DBellagten hinaus. Nichteramt 
Dem Revifionsantrag auf Abweifung der Widerklage war nicht m 
ftattzugeben, da eine Entjcheidung über die Widerflage in zweiter 
Inftanz nicht beantragt war. IIL, 113/96 vom 29. Sept. 

797. Im Fall 155 Hatte der Kläger einen der Urtheils- 
formel unter 1 entfprechenden Antrag gar nicht geftellt, überhaupt 
feinen alternativen, fondern nur mehrere eventuelle Anträge. Das 
Urtheil verlegte aljo 8.279 E.B.D. 1, 162/96 vom 17. Oft. 

798. Im Fall 228/29 ift die Begründung des Berufungs- Uxtheit. 
urtheil® unzutreffend, daß die Verfchlechterung der Vermögens- 
verhältniffe des Beklagten jeder Zeit al8 Befreiungsgrund oder 
Herabfegungsgrund geltend gemacht werden fünne; eine Befreiungs- 
flage wegen veränderter Umftände würde nur dann gegen das 
Urtheil ftatthaft fein, wenn der für den gegenwärtigen Anfprud) 
entjcheidende Zeitpunkt auf die Klageerhebung gelegt würde. IV, 
37/96 vom 25. Juni. 

799. Obwohl Widerbeflagter den Editionseid bezüglich des 
Schuldjicheines geleiftet hat, ift er, wenn Widerfläger den ihm 
auferlegten Eid leiftet, wonad) die Forderung nad) dem Tode des 
Gläubiger erlojchen fein follte, zur Herausgabe des Schuldfcheins 
verurtheilt. Denn dadurd, daß der Schuldichein als Beweis: 
mittel ausfcheidet, wird der materiell-rechtliche Aniprud) des Wider- 
flägers auf Herausgabe des Scheines nicht berührt, jodaß die 
Zwangsvollitredung gemäß $. 769 E.P.O. ftattfindet. Aud) 
fann auf die Erfolglofigfeit der Zwangsvollitredung aus Ab» 
leiftung des Ehditionseides nicht gefchloffen werden, weil Wider- 
beflagter den Schuldfchein nach Leiftung des Editionseides nod) 
auffinden fann. IV, 71/96 vom 24. Sept. 

800. Die Bezeichnung des Prozeßbevollmächtigten im Ur- 
theil beruht nur auf reglementärer Anordnung der Yuftizverwaltung 
der deutichen Bundesitaaten; eine faljche Bezeichnung Tann der 
Partei bezw. dem Prozekbevollmächtigten nicht den Nachweis ab- 
Ichneiden, daß ein Anderer der richtige Prozeßbevollmädhtigte jei. 
B. VI, 167/96 vom 19. Oft. Ä 

801. Hat aber das Prozekgericht den Antrag, das Urtheil 
nad) diejer Richtung zu berichtigen, abgelehnt, fo ift eine Be- 
Ichwerde gegen die Ablehnung des Berichtigungsantrags aud dann 
gemäß $. 290, Abi. 3 E.P. DO. unzuläffig, wenn die Ablehnung 
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aus dem Grunde erfolgt ift, weil die Benennung des in dem 
Urtheil bezeichneten Prozeßbevollmächtigten mit Recht erfolgt fei. 
B. VI, 167/96 vom 19. Okt. 

802. Geflagt war nur auf Anerfennung des Eigentums 
und eventuell auf Feftitellung bejtimmt genannter ausschließlicher 
Nusungsrechte am gejfammten ftreitigen Gewäffer. Den gegen- 
über haben Rechte anderen Inhalts, insbejondere auch räumlich 
bejchränftere Rechte, eine felbftändige Bedeutung, und hätte, wenn 
deren Anerkennung in diefem Recdtsftreite hätte durchgeführt wer- 
den jollen, ein hierauf gerichteter eventueller KRlaganfpruc unter 
genauer Angabe folder Rechte geltend gemacht werden müffen. 
sn Ermangelung eines foldhen Antrages ift der Nechtsftreit in 
diefer Nichtung nicht verhandelt, und Fonnte eine der Rechtskraft 
fähige Entjcheidung hierüber in diefem Verfahren nicht abgegeben 
werden. III, 181/96 vom 20. Nov. 

803. In einer Enteignungsfacdhe Hatte Kläger eine höhere 
Entihädigung gefordert, weil ihm eine Entichädigung für die durd) 
Aufihüttung am Haufe des Klägers in der Spree weggefallene 
Saugrohrberechtigung nicht gewährt, die Entjchädigung für eine 
entzogene Wajchbankberedhtigung und für die durd) Verlegung des 
Dammes und Abfjchneiden von der Spree herbeigeführte Ent- 
werthung jeine® Grundftüds und Enteignung eines Theil® des 
Srundjtüds zu niedrig bemefjen fei. Die Beklagte beanfprucdhte 
NRüczahlung von 5208 Mark von der hinterlegten Summe, weil 
Kläger eine Entichädigung dafür, daß eine Baumasfe vor feinem 
Grundftüde entftanden fei, nicht fordern fünne. Das Landgericht 
hatte auf die Klage die Enteignungsfumme erhöht, jedod) nicht 
auf den vom Kläger geforderten Betrag, und auf die Widerflage 
den Kläger nad) dem Antrage der beflagten Stadt verurtheilt. 
Das Kammergericht erkannte durch Theilurtheil: Die Berufung 
des Klägers und Widerbeflagten gegen das landgerichtliche Urtheil 
zu 2 betreffend die Einziehung des Theilgrundftüds, die Vor: 
lagerung der Baumasfe und die Spreeadjacenz wird zurücgewiejen. 
Aufgehoben. Denn e8 lag ein unzuläffiges Theilurtheil vor. Der 
Zenor ift jo, wie er gefaßt ift, unverjtändlih. VBermuthlich hat 
der DBerufungsrichter nicht bloß über die Widerflage, fondern 
aud) über einen Theil der Klage (1 des landgerichtlicyen Urtheils) 
ein Zheilurtheil fällen wollen. Er hat fo aber nur über einzelne 
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Elemente des |päteren Endurtheil in Form eined Zwijchenurtheils 
nach 8. 275 enticheiden Fünnen. Ein Xheilurtheil konnte er nur 
fällen, wenn endgültig feititand, daß der von der Stadt zurüd- 
verlangte Theilbetrag der hinterlegten Summe zur ‘Dedung der 
Ansprüche des Klägers aus der Enteignung nicht erforderlich fei. 
Diefer Fall liegt nicht vor; denn der vom Kläger erhobene An- 
jprud) auf Erhöhung der Entjhädigungsjumme für Entziehung 
der Wafchbanf- und Saugberedhtigung um 16300 Marf bleibt 
nod) im Streit. V, 209/95 vom 1. Juli 96. 

804. Im Fall 7 hatte das Berufungsgericht durd) Zwifchen- 
urtheil den Einwand ber Beklagten, daß fie nicht auf Grund des 
Hamburger € ©. zu 9.3. 8.54 in Anjprud) genommen 
werden fünne, mittelft Zwijchenurtheilß verworfen. Das entipricht 
nicht dem 8.275 E&.P.D., wonad) die Entjcheidung durd) Zwifchen- 
urtheil nur über einzelne felbftändige Angriffs- oder Vertheidigungs- 
mittel erfolgen fann. I, 114/96 vom 1. Yuli, 

805. Das Berufungsurtheil fpricht aus, die Beklagten 
jeien verpflichtet, der Klägerin den Schaden zu erfegen, welcher 
derjelben durd) die von dem Beklagten feit 13. Dit. 1893 be- 
gangene auf grobe Fahrläffigfeit beruhende Verlegung des Patents 
47493 entitanden ift. Die Revifion der Klägerin wurde als un- 
zuläffig zurücgemwiejen. Denn eine Abweifung des Schadens- 
erfakanfpruch® für die Zeit vor dem 13. Dft, 1893 ift nicht aus- 
gejprochen. In den Gründen wird nur ausgeführt, daß eine 
wiffentliche Verlegung des Patents der Klägerin überhaupt nicht, 
und eine grobe Tahrläfjigfeit erjt von Erlaß des Urtheild vom 
13. Oft. 1893 (durd) welches über die Negatoria erjtinitanzlic 
erkannt war) anzunehmen je. Ein Urtheil jei deshalb vorerft 
nur darüber möglich), welder Zeitpunkt für den Beginn der 
Scadenserfagpflicht der Beklagten maßgebend fei. Danad) liegt 
ein Zwifchenurtheil nach $. 276 nit vor, Und wenn aud) das 
Berufungsgericht bei dem Endurtheil an diefes Urtheil gebunden 
ift, fo bleibt der Klägerin doch vorbehalten, dajjelbe mit dem gegen 
das Endurtheil zuläffigen Rechtsmittel anzugreifen. I, 111/96 vom 
4. Iuli. . 

806. Die Klägerin hätte zwar neben dem Anfpruch auf 
Herausgabe des Nachlafjes aud) eine jelbftändige Zeftitellungsflage 
bezüglich der behaupteten Ungültigleit der Erbeinjegung und. ihrer 
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Eigenschaft als Inteftaterbin erheben fünnen. Das wäre aber 
nur bei einem bier nicht erfichtlichen rechtlichen Intereffe an der 
alsbaldigen Yeltftellung zuläjfig gewejen. Die Ausführungen der 
Klägerin darüber, daß ihr das errichtete Teftament nicht entgegen- 
jtehe, weil die Erbeinjegung ungültig fei, wurde deshalb nur als 
Begründung des einheitlichen al® auf Herausgabe des Nadjlafjes 
gerichtet anzufehenden Klagantrags aufgefaßt. Das landgericht- 
liche Urtheil, welches .diefen Antrag nicht ertchöpft, jondern nur 
die Begründung trifft, ift alfo nicht Theilurtheil, jondern Zwifchen 
urtheil, gegen welches die Berufung unzuläffig war. III, 272,95 
vom 10. Suli 96. 

807. Im Fall 763 hat der Berufungsrichter zunächjit an- 
genommen, e8 Liege Klageänderung vor; eventuell die Klage fei 
aud) in der neuen Begründung unbegründet. Das ift ftatthaft. 
VI, 160/96 vom 26. Dft. 

808. Im Fall 253 find von denen de Klägers und des 
Beklagten abweichende Angaben der Art, wie der Unfall herbei- 
geführt fein könne, im Prozefje nicht gemadt. Danad) Tonnte 
das Berufungsgericht annehmen, der Unfall fei entweder auf die 
vom Kläger oder auf die vom DBeflagten angegebene Weife, in 
dem einen wie im andern Zalle aber grob fahrläffig vom WBellagten 
herbeigeführt. Die VBerurtheilung des Beklagten war gerechtfertigt 
ohne Feftftellung, ob der Schaden auf dieje oder jene Weife her- 
beigeführt jei. VI, 176/96 vom 2. Nov. Entiprechend bezüglich 
der allein möglichen Urfachen der Beihädigung eines Gebäudes, 
deren jede auf den Bergbau des DBellagten zurüdzuführen, unter 
Bezugnahme auf Bolze, Praris, Bd. XVI, 734. V, 146.96 
vom 11. Nov. 

809. Nad) der legtwilligen Verfügung des Chemanns follte 
fein Bermögen nad) dem Zode der Witwe auf feine Inteftaterben 
übergehen. Die Witwe follte nicht fchenfen dürfen. Das Be- 
rufungsgericht hat die Beklagten, bei denen fich die Witwe auf- 
gehalten hat, zur Zahlung von 23500 Marf verurtheilt, weil die 
Beklagten jo viel entweder durch) Schenkung der Witwe erhalten 
oder aus dem Nachlaß au fich genommen haben. Dieje alterna= 
tive Feitftellung genügte. III, 167/96 vom 6. Nov. 

810. Die Revifion rügt, daß das Berufungsgericht von der 
Begründung derjenigen Urtheile, in denen cine frühere Zahlungs- 
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einjtellung dejjelden Gemeinjchuldners angenommen ift, hätte 
Kenntniß nehmen müffen, weil dies auf feine Meberzeugung hätte 
einwirken fünnen. ine Verpflichtung Hierzu ift jedoch nicht an- 
zuerfennen und namentlich) aus $. 259 E&. P. DO. nicht Herzuleiten. 
Snfoweit die Urtheile etwa auf anderen, hier nicht vorgebrachten 
Thatfachen beruhten, hätten diefe Thatfachen, auch bei Kenntniß- 
nahme vom Inhalt der Urtheile, hier feine Berüdfichtigung finden 
fönnen. VI, 175/96 vom 5. Nov. 

811. Die Witwe P. ift, worüber unter den Parteien fein 
Streit ift, im Februar 1892 geftorben. Dies ift im Thatbeftand 
eriter Inftanz als unbeftritten feftgeftellt und diefer Theil des 
Thatbeitandes erjter Inftanz wurde vor dem Berufungsgericht 
vorgetragen. Auch in dem ausgehobenen Theile der Entjcheidungs- 
gründe des Berufungsurtheils ift al8 das Todesjahr richtig das 
Sahr 1892 angegeben, während Eingangs diefer Gründe aller- 
dings als das Todesjahr der Witwe B. das Jahr 1894 angegeben 
ift. Dies ift ein thatbeftandswidriger Irrthum. Das Revifions- 
gericht ift nicht in der Lage, zu prüfen, ob die Erwägung, welche 
da8 Berufungsgericht auf Grund des Gefeßes von 1894 anitellte, 
auch zutreffen würde auf das im 9. 1892 in Geltung gewejene 
Erbjchaftsfteuergejeß, insbejondere dasjenige von 1851. Aufgehoben, 
zurücdverwiejen. VI, 245/96 vom 30. Nov. 

812. Das Berufungsgericht gibt an Stelle einer Begründung 
feiner Entjcheidung nur die Auslaffung, daß nad) Lage der Sadıe, 
wie fie in dem Xhatbeftand des Landgerichtlichen Urtheils dar- 
gejtellt und von den Parteien vorgetragen fei, dafür gehalten 
werden müffe, daß die erforderliche VBorausfegung für die Recht- 
mäßigfeit der einjtweiligen Verfügung beftanden habe und noch 
beitehe. Ein folches Verfahren verftößt gegen die Vorjchrift in 
8.515, Ziff. 7 EB. OD. und mußte zur Aufhebung des angefod)- 
tenen Urtheil® und zur Zurüdverweifung der Sache in die vorige 
Snftanz führen. IIL, 215/96 vom 18. Dec. 

813. Das rechtsfräftige Urtheil des Vorprozefjed hatte die 
Teitftelungsflage der Klägerin abgewiejen, weil die Klägerin ein 
rechtliches Intereffe auf alsbaldige Feitjtellung nicht habe. Dieje 
Abweifung fteht der Erhebung einer Leiftungsklage aus demfelben 
Rechtsgrunde nicht entgegen. Die Entfcheidungsgründe des früheren 
Urtheils, welche den Anfprud) der Klägerin für den Yall würdigten, 
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dag man annehmen wollte, die Klägerin habe ein rechtliches Intereffe 
an der alsbaldigen Feftftellung, jtehen der erneuten Würdigung 
des Leiftungsanipruchs nicht entgegen. I, 103/96 vom 27. Iuni. 

814. Im Vorprozeß hatte Beflagter bereits einen Schadens- 
erfaßanfprud, den er in Folge von Mängeln der für feine Bren- 
nerei gelieferten Mafchinen und Geräthe durh Ausfall in der 
Spiritusausbeute erlitten habe, compensando geltend gemadt. 
Das Appellationsgericht hat damals die Einrede rechtskräftig ver- 
worfen. Sene Rechtskraft ftand aber der erneuten Geltendmadung 
der Einrede gegen einen andern Klaganfprud) nicht entgegen. Die 
Sadverftändigen hatten eine Schäßung des Schadens auf Grund 
der vorliegenden Daten nicht für möglich gehalten, es bedürfe 
noc weiterer thatfächlicher Angaben und Beweife über die Dienge 
des vorhandenen Waifers, die Züchtigkeit des Brennmeijters, die 
Dualität der Kartoffeln, die relativen Mengen des verwendeten 
NRoggens und Malzgetreides und der Qualitäten u. |. w. Der 
Beklagte hatte nachträglich entiprechende Angaben gemadit. Diefe 
wurden aber nad den damaligen Prozeßgejegen für unzuläffig 
angejehen. Hiernad) hat das Appellationsgericht die Einrede ver- 
worfen, weil diejenigen Angaben, welche zur Subjtantiirung des 
Einwandes rechtzeitig gemacht waren, zu deifen Subftantiirung 
nicht ausreichten. Nach der früheren preußischen Prozepgejeßgebung 
fonnte aber ein Einwand, welcher wegen ungenügender thatjäch- 
licher Subitantiitrung abgewiejen war, mit bejjerer Subjtantiirung 
von neuem geltend gemacht werden, VI, 64/96 vom 25. Juni. 

815. Im Fall 772 war Klägerin im Vorprozeß mit einer 
Seftftelungsflage abgewiefen, welche auf die Behauptung gegründet 
war, am 15. Sept. 1893 fei, ohne Feftjegung eines Höchitbetrags 
der Zahl der Düten, der Vertrag auf ein Sahr abgejchloffen. Die 
rechtsfräftige Abweifung diefer Klage fteht der jeßt erhobenen 
Klage auf Zahlung aus einer am 16. Sept. 1893 über ein be= 
jtimmtes Duantum getroffenen Vereinbarung nicht entgegen. II, 
116/96 vom 3. Iuli. 

816. Die Einrede der Rechtskraft ift mit Recht verworfen. 
Denn der Vorprozeß war durch die jetigen Bellagten als Kläger 
nur gegen die Eltern des jetigen Klägers, nicht aber gegen den 
jegigen Kläger geführt, und die Beklagten haben nicht dargelegt, 
daß und wie weit Thatjachen vorliegen, welche eine Ausnahme 
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von dem Erforderniß der Perfonenidentität vechtfertigen. ILL, 
125/96 vom 9. Dft. 

817. Kläger hatte von dem Generalunternehmer der Exrd>, 
Plarirungs- und Befeftigungsarbeiten einer Eifenbahn die Arbeiten 
einer ZTheilftrede übernommen, war aber vor der Fertigftellung 
von dem Bellagten fortgefchidt. Er hat zunädjft den Schadens- 
erjag nad) der Entwerthung der für die Arbeiten angeichafften 
Geräthe eingeflagt. Danad) ift nur über den dem Kläger ent- 
Itandenen wirklichen Schaden erfannt. Lett fordert Kläger den 
Gewinn, welden er in dem vereinbarten Preife gemacht hätte, 
joweit diefer die durd) die Arbeiten erwachfenden Koften überftieg. 
Diefer Forderung fteht die Einrede der rechtskräftig entfchiedenen 
Sadhe nicht entgegen. Die Subftantiirung des lucrum cessans 
ift auch mit derjenigen des entitandenen Schadens im Vorprozeffe 
nicht unvereinbar. Wenn die Geräthe, auf welche fi) der Vor- 
prozeß bezog, aud) nad) Heritellung der Arbeiten ebenfall® werth- 
[08 geworden fein würden, jo erhielt der Kläger doch in dem für 
die Arbeiten ausbedungenen Preife ein Entgelt für die Entwerthung 
der Geräthichaften. Da ihm dies entgangen ift, forderte er da- 
mals al8 Schadenserjag den Werth der Geräthichaften zur Zeit 
des Abbruch8 der Arbeiten. Mit diefem Standpunkte ift aber 
die jetige Behauptung des Klägers wohl vereinbar, daß ihm aud) 
ein Gewinn in Folge des Abbruch® der Arbeiten entgangen jei, 
weil er in dem vereinbarten Preije einen höheren Betrag erhalten 
haben würde, als für die Arbeiten aufzumwenden war. VI, 172/96 
vom 5. Nov. | 

818. Im Fall Bd. XXI, 344 hat das Berufungsgericht 
nad) anderweiter Verhandlung die Beklagten bedingt verurtheilt, 
den vorhandenen Schwamm zu befeitigen gegen Erlaß der dem 
Kläger bereits zuerfannten 1690 Mark nebft Zinien. NRevifion 
des Klägers zurüdgewielen. Der Berufungsrichter erfennt an, 
daß die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung von 1690 Marf 
und Zinjen rechtskräftig feitfteht; er nimmt aber mit Recht an, 
daß Beklagte befugt find, die Arbeiten, welche durch die Weiter- 
 entwidelung de8 Schwammes nad) Anftellung der Klage erforder- 
(ih geworden find, jelbit vorzunehmen. Zutreffend nimmt er 
ferner an, daß die mit der urjprünglichen Klage und die mit der 
erweiterten Klage geltend gemachten Mängel fih nur durch eine 
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einheitliche Arbeit befeitigen laffen. Zur Dedung der Roften diejer 
Arbeit find ganz jelbftverftändlich die 1690 Mark und Zinfen mit 
zu verwenden, zu deren Zahlung Beklagte bedingt verurtheilt worden 
find. Wenn der Berufungsridhter auf den erweiterten Rlagantrag 
zur Bejeitigung des Schwammes gegen Erlaß der 1690 Marf 
und Zinjen bedingt verurtheilt hat, jo ift damit nicht gemeint, 
daß die Zahlung erlaffen jei, fondern daß Beklagte nicht erft an 
Kläger zu zahlen brauchen, fondern direft an die Bauhandwerfer 
zahlen dürfen. Da Kläger für den Fall, daß Beklagte zur Be- 
feitigung des Tehler® zugelaffen werden jollten, jelbft diefe Art 
der Verurtheilung in Antrag gebradht hat, Tiegt eine Verlegung 
der Grundfäte der Rechtskraft jeitens des Berufungsrichters nicht 
vor. V, 157/96 vom 14. Nov. 

819. Seitens des Beklagten H. ift behauptet worden, daß 
bezüglich feiner rechtskräftig entichiedene Sadje vorliege, da er 
gegen den Ehemann M. auf Eeifion eines XTheilbetrages von 
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habe und mit diefer Klage abgewiefen fei. Diefer Einwand ift 
unbegründet; wenn aud) die im Streitfalle zu beurtheilenden 
Thatjachen im allgemeinen mit denen im Prozeffe identijch find, 
ift doc) der Prozekgegenftand ein von dem ded DBorprozefjes ver: 
Ichiedener; während in dem letteren Eigenthumsaniprüche verfolgt 
wurden, hat der jeßige Nechtsftreit einen Anfpruc der Kläger 
auf Freiheit des Eigenthums von einer Beichränfung zum Gegen- 
ftande. IV, 148/96 vom 19. Nov. gl. 325. 

820. Im Fall 200/201 hatte die jegige Beklagte früher eine 
negative Feftftellungsflage erhoben, „daR die Klägerin, injoweit 
eine Bezahlung für das Abholen der Wagen in Trage komme, 
lediglich verpflichtet fei, eine Gebühr von 21/, Sgr. für diejenigen 
Wagen zu zahlen, welche von der Klägerin verjandt würden, da- 
gegen nicht verpflichtet fei, die bezeichnete Gebühr aud für das 
bloße, lediglich im Intereffe der Bahn erfolgende Abholen der 
für Klägerin hineingebradhten Waggons zu bezahlen‘. “Dieje 
Klage wurde durch Urtheil des Königlichen Dberlandesgerichts zu 
Cöln vom 3. Dec. 1892 abgewiejen und die dagegen eingelegte 
Revifion vom Neichögeriht am 24. März 1893 zurüdgewiejen. 
Diefes Urtheil hat die Frage vechtsfräftig auch dahin entjchieden, 
daß die pofitive Verpflichtung des Beklagten. beiteht, für das Ab- 
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holen der entleerten Wagen die 2%, Sgr. zu zahlen. Aucd ift 
diefe Entjcheidung, welche eine Auslegung des abgejchloffenen Ver- 
trags überhaupt enthält, nicht bloß für die Zukunft maßgebend, 
jondern auch für die Anjprüche, welche für die Vergangenheit er- 
hoben werden fünnen. II, 228/96 vom 1./8. Dec. 

821. Die Ergänzung eines Befchluffes, Hier wegen Koften, 
ift überhaupt nicht wie die Ergänzung eines Urtheild nad) $. 292, 
namentlich aber nicht von Amts wegen zuläffig.. Deshalb war 
aud troß S. 94 C©. P. DO. Befchwerde zuläffig.. B. II, 146/96 
vom 6.Novd. 

822. In feinem als Theilurtheil bezeichneten Erfenntnif 
bat das Hanfeatiiche Dberlandesgericht das erjtinftanzliche, auf 
Trennung der Ehe von Tifcd) und Bett bis zur Wiedervereinigung 
der Gemüther gerichtete Urtheil aufgehoben und zugleich der Ehe- 
frau aufgegeben, innerhalb eines Monats nad Rechtskraft zum 
BDeflagten zur Portjegung des ehelichen Lebens zurüdzufehren. 
Diejfer in das Urtheil aufgenommene Nücfehrbefehl hat die Be- 
deutung eines Beichluffes, gegen welchen die Nevifion nicht zu- 
läffig war. Er fönnte durd) Nevifion höchftens zugleich mit dem 
Endurtheil angefochten werden. VL, 174/96 vom 5. Nov. Vgl. 826. 

823. Bei dem Berfäumnißverfahren ift nur das thatfäch- 
liche mündliche Vorbringen des Erichienenen feitens des Nidht- 
erichienenen al® zugejtanden zu eraditen, in der Berufungsinftanz 
foweit da8 feitgejete Sachverhältnig nicht entgegenfteht. Injo- 
weit dies den Klagantrag rechtfertigt, ift nad) dem Antrage zu 
erkennen, injoweit dies nicht der Fall it, die Klage abzumeifen. 
88. 296, 504 &.B. 0. Das Urtheil ift daher nur dem Säumigen 
gegenüber ein VBerfäumnißurtheil, dem Nichtfäumigen gegenüber, 
der abgewiejen wird, hat e& die Natur eines Tontradiftorifchen 
Urtheile. Nur Erfterer hat den Einjprud, Letterer Tann e8 nur 
mit den ordentlichen Rechtsmitteln anfechten. Dies hat Kläger 
innerhalb der gejeglichen Frift nicht gethan und ift daher das 
Urtheil vom 11. Ian. 1896 gegen ihn vedhtöfräftig geworden. 
R.G. €, Bb. 15, ©. 391. IV, 238/96 vom 12. Oft. 

824. In dem Zermin zur mündlichen Verhandlung war 
die Revifionsbeflagte allein erjchienen. Sie beantragte VBerfäum- 
nigurtheil und erklärte Anjchließung. Das war zuläffig.e — 
NR. €, Bd. 8, Nr. 114; Bd. 12, Nr. 126. — In dem neuen 
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Termine erjchienen beide Parteien, Kläger hatte inzwifchen die 
Revifion zurüdgenommen. Dur) ihren Antrag, den Kläger der 
Revifion verluftig zu erklären — E. PB. OD. 88.476, Abi. 3; 529 —, 
erklärte die Beklagte ihre Einwilligung in die Zurüdnahme — 
88. 476, Abi. 1; 529. — Damit verliert die Anjchließung ihre 
Wirkung. — $. 483, Abf. 1. — Kläger wurde der NRevifion ver- 
Iuftig, die Anfchließung wurde für wirfungslos erklärt. I, 3/96 
vom 3. Iumi. 

825. Der auf Abweifung der Klage in der Hauptjache ge- 
richtete Berufungsantrag war zur Zeit der Berufungseinlegung 
gerechtfertigt, wenn die Prolongationseinrede thatjächlich begründet 
war. DObichon das eritinftanzliche Urtheil auch in diejfem Yalle 
in der Hauptjacdhe zu beftätigen ift, weil inzwijchen die Forderung 
durch Ablauf der Prolongationsfrift fällig geworden ift, jo ift 
dem Kläger, wenn er zu früh geflagt Hat, ein Theil der Rojten 
aufzuerlegen. Das Rechtsmittel ift aber nicht wegen 8. 94 &.P. OD. 
unzuläffig. Denn zur Zeit der Einlegung des Rechtsmittel® han- 
delte e8 fich nicht bloß um die Koften. B. I, 64/96 vom 23. Sept. 

826. Das Berufungsurtheil — vgl. 822 — enthält eine 
pofitive Endentfcheidung nur über die Klage, aber noch nicht über 
die Widerflage und über den Koftenpunft. Damit ift unvereinbar 
die Aufhebung des erjtinftanzlichen Urtheils in vollem Untfang, 
auch in Anfehung der vom Landgericht ausgejprochenen Abmweifung 
der Widerflage und der erftinftanzlichen Koftenentfcheidung. Solches 
Theilurtheil fennt die E. PB. DO. nit. Dieje Aufhebung wurde 
wieder aufgehoben, die Revifion wider die Abweifung der Klage 
aber zurücigewiefen. VI, 174/96 vom 5. Nov. 

827. Bevor da8 Berufungsurtheil, welches dem Belflagten 
einen vichterlichen Eid auferlegte, zugeftellt war, ftarb der Beflagte. 
Nun Hatte das Berufungsgericht fi) in dem neu erlafjenen Ur- 
theil gemäß $. 433 auf die Prüfung und Entjcheidung bejchränft, 
ob den Erben ded Beklagten der Eid in der Meberzeugungsform 
aufzuerlegen fjei. — Bgl. Bd. XL, 792. — So ift erfannt. Das 
Revifionsgericht hatte aber den ganzen Sachverhalt zu prüfen. 
Hier eriheint das erjte Berufungsurtheil als Zwijchenurtheil, 
welches der Beurtheilung des Nevifionsgerichts durch die gegen 
das Endurtheil eingelegte Revifion unterftellt if. VI, 133/96 
vom 21. Dec. 
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828. Die Elagenden ZTejtamentsvollitreder hatten, nadjdem 
Beklagte gegen das landgerichtliche Urtheil, welches theilweife zu 
Gunften der Kläger erkannt hatte, Berufung eingelegt, Anfchließung 
erklärt und dadurd) erreicht, daß dem Beklagten jedes Erbredt 
in den Nadjlaß der 2%. abgejprodhen wurde. Auf die Trage der 
Teftamentsvollftreder hatte eine Erbin, „die wahre Intereffentin‘‘, 
zuvor erklärt, daß fie feine Berufung wünfche. Allein die Zefta- 
mentsvollftreder waren, da fie Fraft eigenen Rechts den Nachlak 
vertreten, an dieje Erklärung nicht gebunden. Der Revifions- 
angriff, daß der Berufungsrichter die Anichliegung nicht hätte 
beachten dürfen, ift alfo nicht begründet. VI, 62/96 vom 22. Suni. 

829. Die Anfchlußberufung des Klägers ift wegen mangelnden 
Interefjes des Klägers mit Net verworfen. Denn das Land- 
gericht hatte feitgeftellt, daR Kläger nur zu einem Achttheil Theil- 
haber der 0.9. ©. jei. Damit war zugleich ausgejprocdhen, was 
die Anjchlußberufung ausgefprochen wifjen wollte, daß er nicht 
zu einem Fünftel Theilhaber fei. III, 106/96 vom 22. Sept. 

830. Naumburg. Im Fall 3 würde e8 zwar bezüglich des 
nad) Code 1654 zuläjfigen Refiliationsrechts auf einen Verzug 
des Käufers überhaupt nicht anfommen, und es ift aud nicht 
jelbjtverftändlich, daß der Verfäufer diefes Necht wegen des NRüd- 
itandes für die erjte Lieferung gehabt hätte bezüglich der nod) 
ausftehenden Lieferung. Nachdem aber das Dberlandesgericht dem 
Berfäufer ein durd) Verzug des Käufers begründetes Rüdtritts- 
recht auf Grund Art. 1654, welcher irrevifibel ift, zugeiprochen 
bat, unterlag die Trage, ob ein Berzug in der Zahlung nad 
AUNR. begründet fei, der Nachprüfung des Nevifionsgerichts. 
II, 75/96 vom 2./9. Iuni. 

831. Nach) S. 8 des Hannoverfchen Verjährungsgejeßes vom 
22. Sept. 1850 tritt, wenn die Erhebung eines Nechtsftreits vor 
den ordentlichen Richter die Verjährung unterbricht, die ordent- 
liche zehnjährige Verjährungsfrift ein. Diefelbe beginnt mit der 
letzten auf den Betrieb der Hauptjache gerichteten Handlung. Wenn 
auch diejes Gejeß nicht vevifibel ift, jo ift doch die Frage, ob die 
Zuftellung des den Grund des Anspruchs betreffenden Nevifions- 
urtheil® al8 eine auf den Betrieb der Hauptjache gerichtete Hand- 
lung anzufehen und, da zwifchen diefer und der Aufnahme der 
Berhandlungen behufs Feftftellung der Höhe des Anfpruchs ein 
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zehnjähriger Zeitraum nod) nicht abgelaufen, aus diefem Grunde 
die Verjährung noch nicht vollendet war, nicht ohne Anwendung 
der E.B.D. zu beantworten, deshalb unterlag das Berufungs- 
urtheil der Beurtheilung des Revifionsrichters. I, 187/96 vom 
6. Suni. Vgl. 743. 

832. I, 88/96 vom 17. Suni wie IL, 205/94 vom 30. Oft.; 
bei Bolze, Praris, Bd. XIX, 795. Ift die Zuftändigfeit des 
Prozeßgerichts an eine bejtimmte Summe gebunden, fo ijt die 
Erflärung des Klägers, ev wolle den Aniprucdh zu einem dieje 
Summe erreihenden Betrage erheben, nur um die Sade an den 
durch die beftimmte Summe in feiner” Zuftändigfeit beichränften 
Richter zu bringen, vermöge aber den höheren Betrag nicht zu 
jubftantiiren, ebenfo gufzufafjen, wie wenn der Kläger einen An- 
jprud zu diefem höheren Betrage mit dem DBefenntniß erhebt, 
daß er ihm nicht zuftehe. 

833. Das Landgericht Hatte durch Urtheil dem anfechtenden 
Aktionär aufgegeben, eine Kaution in Höhe von 30000 Marf 
durd) Hinterlegung in baar oder in deutichen Staatsichuldver- 
Ichreibungen binnen vier Wochen zu beftellen. Weil er die Sicher- 
heit nicht binnen 4 Wochen feit Zuftellung des Urtheils beftellt 
hatte, wurde nach dem Antrage der Beklagten die Klage für zu- 
rüdgenommen erklärt. Gegen beide Urtheile legte Kläger Berufung 
ein. Das Berufungsgericht hob auf, normirte die Sicherheit 
anders und verwies die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entiheidung an das Landgericht zurüd. Da das Berufungsgericht 
da8 zweite landgerichtlihe Urtheil aufgehoben hat, war die Re- 
vifion zuläffig — 8.248, Ab. 2 &.P.D.—; fie wurde zurüd- 
gewiejen, da die Zurücverweifung dur S. 500, Ab. 1, Nr. 2 
E.B.O. geboten war. I, 124/96 vom 8. Juli. 

834. Im Fall 741 Hatte das Berufungsgericht ein Zwifchen- 
urtheil gegeben. Nun Hat fich allerdings die Einrede nur auf 
einen Theil des Klaganjpruchs bezogen, nämlid) auf dasjenige, 
was der Kläger für bereit8 geleiftete Arbeiten und beitrittene 
Verläge fordert. Allein da der Vertrag, aus welchem diefer An- 
\pruch abgeleitet wird, der nämliche ift, auf welchen aud vie 
weitere Forderung auf Erfat des entgangenen Gewinns gegründet 
wird, und die Feititellung, ob ein jolcher Vertrag, wie ihn der 
Kläger behauptet, überhaupt abgejchloffen worden fei, eine ein- 
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heitliche, die Gefammtheit der aus diefem Vertrage abgeleiteten 
Rechte umfaflfende fein muß, jo Fonnte nicht umgangen werden, 
das. angefochtene Urtheil auch injoweit aufzuheben, al8 e8 den von 
der Zahlungseinrede an fi) nicht betroffenen Theil der Klag- 
forderung zum Gegenftande hat, und die Sade in vollem Um- 
fange an die Vorinftanz zur nochmaligen Verhandlung und Ent- 
iheidung zurüdzuverweilen. VI, 186/96 vom 9. Nov. 

835. Im Fall 149/150. Die Behauptung der Beklagten, 
daß das von dem Kläger angefochtene Etifett am 30. Suni 1896 
für fie in die Zeichenrolle des Patentamtes eingetragen worden 
jet, Tann, da die behauptete Thatjache fich erft nad) der Verfündigung 
des Berufungsurtheild ereignet haben fol: und aljo nicht Gegen: 
Itand der Verhandlung in der Berufungsinftang gewefen fein kann, 
in diefer Initanz feine Berüdfichtigung finden. E8& Tann deshalb 
auch nicht Gegenftand der jetigen Entfcheidung fein, zu prüfen, 
welche Wirkung diefe Eintragung für das ftreitige Rechtsverhältniß 
haben fünnte. I, 240/96 vom 2. Dec. 

836. Im Fall Bd. XIX, 410, und Bd. XXL, 774 wurde 
da8 dritte Berufungsurtheil wiederum aufgehoben und zurüdver- 
wiejen wegen Verlegung von E. P. ©. $. 528, Abi. 2. Das 
Reichsgericht Hatte fih im erjten Nevifionsurtheil dahin ausge- 
jprochen, daß in der vom Aläger bei feiner perjönlichen VBer- 
nehmung abgegebenen Erklärung eine Rüdceffion zu finden fei. Das 
war Feine thatfächliche Peftftellung, von welcher da8 Berufungs- 
gericht abweichen durfte. Die rechtlichen Folgen aller PBrozep- 
borgänge unterliegen der freien Beurtheilung des KRevifions- 
gerichts, und zwar aud) foweit e8 dabei auf die Auslegung eines 
Urtheilsthatbeitandes ankommt. Wenn das Revifionsgericht ein 
Berufungsurtheil aus dem Grunde aufhebt, weil aus irgend einer 
prozefiualen Parteierflärung nicht die und die beftimmte Folgerung 
gezogen fei, fo befteht die dem zu Grunde liegende vechtliche Auf- 
faffung eben darin, daß fid) aus jener Parteierflärung die be- 
zeichnete Nechtsfolge ergebe. Hier war daher das Berufungs- 
gericht nach Zurücverweifung der Sadje daran gebunden, daß die 
Rückceffion der eingeklagten Forderung an ©. (jei e8 die bedingte 
oder die unbedingte) feftftehe. Es Fonnte aber nicht in der Sadıe 
erfannt werden, objichon das Berufungsgericht angenommen hat, 
daß, wenn eine Rüdcejfion vorgelegen hätte, das eine unbedingte 
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gewejen wäre. Denn das Oberlandesgericht hat jet ohne Rechts- 
irrthum angenommen, daß, wenn durch die Urkunde vom 30. Mai 
1888 aud) nicht die Thatfache der einmal gefchehenen NRüdkceffion 
wieder bejeitigt werden Fonnte, dann doch darin eine neue Ceffion 
der jeßt eingeflagten Forderung von ®. an den Kläger zu finden 
fein würde. Der Beachtung diejes Gefichtspunktes fteht das erite 
Revifionsurtheil nicht entgegen. Denn: der Ausipruc des Reiche: 
gericht darüber, wie Tpäter eventuell zu erfennen fein würde, hat 
formell feine maßgebende Bedeutung, da das Revifionsgeridht in 
diejer Hinficht dem Berufungsgericht Anweifungen nicht zu ertheilen 
hat; durch die der Aufhebung des früheren Berufungsurtheils zu 
Grunde gelegte rechtliche Auffaffung aber wird nicht die Beachtung 
von Gefichtspunften ausgefchloffen, welche damals noch gar nicht 
zur Sprade gebradjt waren. Andererfeit® hat das Berufungs- 
gericht geirrt, wenn e8 angenommen hat, daß nach der neuen Ceifion 
N. mit befreiender Wirkung nur habe an den Kläger zahlen Fünnen. 
Das wäre nur der Fall geweien, wenn dem Beflagten die Ceffion 
befannt gegeben war. VI, 228/96 vom 10. Dec. 

837. Wie bei dem Gefud des Pfandgläubigers im Yall 
9. ©. 3. 310 handelt e8 fid) bei dem Antrage des Schiffers auf 
Niederlegung des Fradhtguts im Fall Art. 407, 409, auch wenn 
der befannte Empfänger die Annahme verweigert, nicht um eine 
vorläufige Zwangsvollftredung oder um eine einftweilige DVer- 
fügung, fondern um einen Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
auf welden E. B. D. nicht anwendbar ift. Deshalb ift eine Be- 
Ihwerde an das Reihögericht unzuläffig. B. I, 50/96 vom 27. Sunt. 

838. Der Beichwerde gegen Ablehnung des Antrags auf 
Ausfegung des Verfahrens kann dann Feine Folge gegeben werden, 
wenn inzwilchen das DBerfahren durd; Erlaß eines die Inftanz 
bindenden Urtheils feinen Abichluß gefunden hat. Die Befchwerde 
hätte nur dann zugelafjen werden fünnen, wenn Bellagter zugleich 
gegen das ihn verurtheilende Verfäumnißurtheil Einjpruc erhoben 
hätte. B.V, 104/96 vom 19. Sept. 

839. Das Amtsgericht hat entjchieden, daß der Kläger dem 
Dellagten 34 Mark 63 Pf. zu erftatten habe. Das Landgeridjt 
it zu dem Ergebniffe gelangt, daß der Beklagte dem Kläger 
26 Mark 6 Pf. erftatten müffe. Danad) würde die Entjcheidung 
zu treffen gewejen fein, daß der Beichluß des Amtsgerichts auf- 
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zuheben und die Verpflichtung des Beklagten feitzufegen fei, dem 
Kläger 26 Mark 6 Pf. zu eritatten. Wenn das Landgericht dem 
ungeachtet die DBejchwerde des Klägers zurücdgewiefen hat, weil 
„derjelbe feinen Grund zur Beichwerde habe’, jo beruht diefe 
Entiheidung offenfichtlih auf dem Umftande, daß die Rollen der 
Parteien verwechjelt worden find. Denn wenn der Kläger nad 
der Feltfeßung des Amtsgerichts 34 Marf 63 Pf. zahlen, nad) 
den Erwägungen des Landgerichts aber 26 Mark 6 Pf. erhalten 
follte, fo war feine Bejchwerde wohl begründet, wogegen für den 
Beklagten, welcher eine Beichwerde gar nicht erhoben hatte, Fein 
Grund dazu vorlag. ES ift daher anzunehmen, daß das Land- 
gericht lediglich aus VBerjehen jo entichieden hat, wie Ddiejes ge- 
ichehen ift. Die feinem eigentlichen Willen entipvechende Ent- 
Iheidung hat in den Gründen des Beichluffes ihren Haren und 
unzweideutigen Ausdrud gefunden und es befteht jomit zwifchen 
diefer Enticheidung und derjenigen des Amtsgerichts Feine Kon- 
formität. Demnach hätte das Dberlandesgericht troß des Wort- 
lautes der landgerichtlichen Beichlußformel die weitere Belcdhwerde 
nicht wegen Konformität der Vorenticheidungen als unzuläffig ver- 
werfen jollen. Sein Beichluß tft daher aufzuheben. B. IV, 192/96 
vom 12. Nov. 

840. Die Witwe Sch. wurde durd BVerfäumnißurtheil, 
gegen welches fie Einfpruc nicht eingelegt hat, verurtheilt, dem 
3. 3000 Marf aus einem mit ihrem Namen acceptirten Wechjel 
zu zahlen. Das Nccept war von ihrer Zochter 5., weldye dem 
B. Ichuldete, gefälicht. Nachdem die %. durh Strafurtheil vom 
20. März 1895 der Wechjielfälfhung jchuldig erfannt ift, haben 
binnen Monatsfrijt feit dev Rechtskraft des Strafurtheils die 
übrigen Erben der inzwifchen verjtorbenen Witwe Sch. Reftitutionge- 
lage erhoben. Zu ihren Ounjten ift das VBerjäumnißurtheil auf- 
gehoben und die Wechjelflage ihnen gegenüber abgewiejfen. Denn 
dag Alter der Witwe von SO Jahren, ihre beichränfte Gejchäfts- 
fenntniß, daß fie des Lejens und Schreibens unfundig war, ihre 
Kränktichkeit, ihr Mangel an Entfchluß und Willensenergie ließen 
annehmen, daß fie ohne Verjchulden außer Stande war, die lügen- 
haften Mitteilungen ihrer Tochter %., fie brauche nicht ins Ge- 
richt zu gehen, der B. wolle nichts von ihr, Alles beruhe auf 
einem Verjehen des Gerichtspollziehers, fie werde feine Schrift 
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mehr befommen, zu durchichauen und fi) gegen die Klage des 
D. zu vertheidigen oder Einfprud einzulegen. Revifion des DB. 
zurüdgewiefen. II, 125/96 vom 10. Suli. 

54. Der Nichtigkeitskläger war durd DVerfäumnißurtheil 


- verurtheilt zu einem DBetrage, deifen Höhe er jett beftreitet. In 


diefem Prozefje war für den Nichtigkeitsfläger H. ein Nechts- 
anwalt DB. aufgetreten, der von ihm feine Vollmacht erhalten 
hatte. Derfelbe hatte mit dem gegnerischen Rechtsanwalt DVer- 
tagung des Verhandlungstermins beantragt, war in dem neuen 
Verhandlungstermin nicht erjchienen; da8 Verfäumnißurtheil war 
ihm zugeftellt, Einfpruch nicht erhoben. Mit Recht ift das Ver- 
läumnißurtheil nad) $. 542, Nr. 4 &.P.OD. für nidtig erklärt 
und nun in der Sache anderweit erfannt. Da B. als Prozeß- 
bevollmächtigter des H. aufgetreten ift, ohne daß Gegner Vor: 
fegung der Vollmacht forderte, jo galt er ald Prozeßbevollmächtigter 
des H., ihm war deshalb auch das Verjfäumnißurtheil zuzuftellen. 
FTormell it alfo daffelbe vechtsfräftig geworden. Das Urtheil 
war nur durd) Nichtigfeitsflage zu befeitigen. Auch) wurde die 
Ladung des H., welche im Fall der Vertagung fonft erforderlich 
war — 8.300 —, dadurch vereitelt, daß DB. für 9. aufgetreten 
war. Wäre das nicht der Tall gewefen, und der Gegner hätte 
Berfäumnißurtheil beantragt, jo wäre dafjelbe dem 9. zuzuftellen 
gewefen, und er hätte Einfprud) erheben können. V, 201/96 vom 
16. Dec. 


Alphabetifches Regikter. 


Abgaben, öffentliche. Die Beiträge 
zur Ortstranfenfaffe 186. 

Adel, hoher des Haufes Fugger, 
nicht erft entitanden durch Verleihung 
von Sig und Stimme im Reichstag 
689; A. nicht begründet durch) Adop- 
tion feitens eines Bürgerlichen 690; 
Klage von Adeligen defjelben Namens 
auf Unterlaffung der Führung des 
Adels 6%. 

Agent. Sein Wiffen jchadet dem 
Gejhäftsheren bezüglich feines An- 
jpruh8 gegen den Gegentontrahenten 
nicht 285; der Londoner U. eines 
deutfhen Kaufmanns, nad) dem Han- 
deisgebraudy) feines Gefchäftsbezirks 
legitimirt, für feinen Auftraggeber 
von Adreffaten nicht angenommene 
Waaren von dem Spediteur abzu- 
nehmen 21, 312; der Agent hat 
einen Antheil an der Provifion des 
Kommifflonärs erft zu beanjpruchen, 
wenn diefem die Provifion gewährt 
ift. Wenn fid) diejer vergleicht, ohne 
dur den Vergleich den vollen Kapital- 
verluft zu erlangen? 434; fein NRedt 
des Agenten auf Zuziehung zum Ber- 
gleich 434; nachdem einem Provifions- 
reijenden wegen feiner Entlaßbarkeit 
für die während des Vertragsverhält- 
niffes vermittelten Gejchäfte höhere 
PBrovifion zugefprochen, fordert er arg- 
tiftig nach feiner Entlaffung für die 
dann mit den von ihm zugeführten 
Kunden gejchloffenen Gejchäfte Provi- 
fion 435; Propifion von Gefchäften, 
die er zufammen mit einem Andern 


Altiengefellihaft.e Falide An 
gaben über die Einzahlungen des 
Grundlapital® dur) die Gründer; 
Klage des Konkursverwalters ohne 
Beihhluß der Generalverfammlung 581, 
582; unzuläffiges Präjudiz bei ber 
Aufforderung, die alten Aktien einzu- 
reichen, damit fie zufanmengelegt wer- 
den. Die A. konftituirt fi) unter 
Präflufion der nicht eingereichten 
Aktien. Rechte des Aktionäre und der 
Gefellihaft 585; _ Anfechtungsflage, 
weil die Einberufung der General- 
verfammlung ohne vorgängigen Be- 
Ihluß des Auffichtsraths erfolgt, ab- 
gewiefen 583; Anfechtungsflage ab- 
gewiefen, daß den Klägern eine über: 
flüffige Decharge ertheilt fei 584; der 
Aktionär muß bei der Anfechtungs- 
Mage alle Aktien hinterlegen, für 
welche er geftimmt hat 577; entgelt« 
liche Teihe über Aktien ungültig, wenn 
zur Ausübung des Stimmredhts ge- 
ihlofjen 579; im Zufammenhang da- 
mit aud) der eventuelle Kauf 580; 
ein Konjortiale erhält die auf ihn 
entfallenen Altien von der finanziren- 
den Bank, welche nicht baar, jondern 
durd) ee gezahlt hat 576; 
Berpfündung der Altien einer Rüben- 
zuderfabrit 578. 

Altienlommanditgejellichaft. Hin- 
terlegung einer Altie als Sieherheit 
von dem den Generalverfammlungs- 
a anfechtenden Aktionär 586. 

limentationsvertrag. Auflöfung 
wegen Berhaltens des Ehemanns der 


vermittelt, der fefte Provifion erhielt | Alimentationspflichtigen? 350. 


436, 437. 
Braris des Neichdgerihtd. XXIII. 


Anfprudh eines Orts- 
28 


Alimente. 
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armenverbandes an die Schweiter des 
Unterftütungsbedürftigen abhängigvon 
deren BVertragsverhältniffen zur Zeit 
des Urtheils 228; feine Uebertragung 
der Wahl auf Naturalverpflegung auf 
den Ortsarmenverband zur Begrün- 
dung feines Erftattungsanfpruchs 229; 
die Mutter, als dem Kinde beftellte 
Pflegerin, fordert für bdaffelbe von 
ihrem Ehemann, von weldhem fie ge= 
trennt lebt, Alimente; abgewiejen 230 
aber 231. | 

Alternativer Antrıg nad) Wahl 
des Klägers 749. 

Amtspflihtverleuung. Haftung 
wegen faljcher Beurkundung bei Ber- 
ihuldung, aud) wenn die Beurkundung 
unter Ueberfchreitung der Amtsbefug- 
niffe geichehen 264 und 169; ein Be- 
zirtsvorfteher der Armenvermwaltung 
hat über größere Summen quittirt, als 
den Armen bewilligt waren, und da=- 
durd) die Beruntreuung eines Stadt- 
jefretärs möglich gemadt 257, 258; 
ein Bürgermeifter verhindert dur 
Polizeibeamten den Auflauf von Butter 
an den Marfttagen an den nicht zum 
Handel uechgr ar Stellen 263; feine 
Haftung des Gerichtsvollziehers wegen 
formlofer Pfändung, weil der Kläger 
Eigenthüimer der fo gepfändeten Saden 
war 259; Benachrichtigung von einer 
aufgehobenen Anjchlußpfändung mit- 
tefft unfranfirten, nicht eingefchriebenen 
Briefs dur) den Gerichtsvollzieher 
260; eine dringende Geichäftsjadhe ift 
von dem Staatsanwaltsjetretär nicht 
außerhalb der Gefchäftsftunden er- 
Vedigt, in Folge defjen Verurtheilung 
zum Erjag von Zeugengebühren 261; 
Haftung eines Rechtsanwalts für 
unterlaffene Klagerhebung des General- 
262. 

nerfennung eines Saldos, wenn 

der Kommittent nur mit feinen Ein- 
fhüffen haftet 414; feine A. mit 
neuem Rechtsgrund — 8. 5ELA.U.R., 
I, 9 in der Aufforderung an den Er- 
ben, nicht bezahltes Sohn zu zahlen 
415; feine A. wegen zu großer Un- 
beftimmtheit der Umftände 416. 

Anfechtung. Anfehtungsanfprud) 
nicht als Feitftellungsflage 242; U. 
auf Grund eines Schuldtitels, durch 
welchen wiederfehrende Leiftungen zu- 
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geiprocdhen find; deren Fälligkeit nöthig 
244; Tälligfeit der Forderung und 


‚vollftredbarer Schuldtitel zur Zeit der 


Erhebung der Anfechtungsflage er- 
forderlih 245; der Schuldnerin fteht 
nod) eine angeblich beftrittene TForde- 
rung zu 239; Zahlungseinftellung und 
Kenntniß zur Zeit des Eintrags der 
angefochtenen Hypothel 246; im Fall 
des $. 24, Nr.2 fällt die doppelte 
Präjumtion weg, wenn der Empfänger 
im tritifchen Jahre erhielt, was der 
Gemeinjchuldner ihm vor dem Sahre 
Ihuldig geworden if. Hat aber der 
en: in der Abficht, feine 
übrigen Gläubiger zu benadhtheiligen- 
dem Verwandten gezahlt, jo muß diefem 
die Kenntmiß der Abficht berviefen 
werden 247; Teine Benachtheiligungs- 
abficht bei Annahme von Waaren als 
Darlehnsvaluta unter Hypothekbeftel- 
fung 248; die 0. 9. ©. zahlt eine 
Privatihuld des Gejellfchafters; um- 
entgeltlicde Verfügung A. nad) $. 25 
8. D. 238; der Gläubiger hat nad) 
vollzogener Pfändung unter Bedrohung 
die Sachen verkaufen zu laffen, Zah- 
lung erhalten 243; Anfechtungsrecht 
des Ortsarmenverbandes, wenn die 
Berwandte, von der er Erftattung der 
Alimente fordert, zwilchen der Klag- 
erhebung und dem Urtheil VBeräuße- 
rung vornimmt, und fich dadurch außer 
Stand feßt zu alimentiren? 236; 
feine A.der Erftehung von im Zwang$- 
verfahren verfteigerten Saden 237; 
feine X. des ehemännlichen Gläubigers, 
wenn die Ehefrau mit Zuftimmung 
ihres Chemanns einen Theil des 
Kaufgeldes ihres Grundftüds für ihre 
Kinder belegt 240; U. eines von der 
Tenerverficherungsgefellfhaft mit dem 
Gemeinfduldner gefchloffenen Ber- 
gleihs über den Brandichaden 241. 
Anfpruchsverjährung ausgeichlof- 
jen durd) Einrede der a 195; 
Unterbrehung durd) Zuftellung des 
Revifionsurtheils 743, 831; N. unter- 
brochen durd) eine ohne Benennung 
des gefetzlichen Vertreters unter Be- 
zeichnung nur der Klägerin (eines 
Kindes) erhobene Klage? 747; feine 
Unterbredung der A. dur) Anmel- 
dung des 4 Entfchädigungsanfpruchs 
wegen Auferlegung einer Baubejchrän- 
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fung im Enteignungsverfahren 188; 
Lauf der Berjährung wegen bdiejes 
Anfpruchs 188; ausreichende Angabe 
des Klaggrundes umd ausreichender 
Klagantrag zur Unterbredung ver 
Berjährung 750; Lauf bei Entztehung 
von Wafjer durch den Bergbau, wenn 
da8 Bergwerf eine Zeit lang dem 
Müller wieder eine gleiche “Menge 
Waffer zugeführt hat 198; Lauf bei 
Minderjährigen in väterlicher Gewalt 
215; mit der Kapitalentfchädigung 
find auch die Zinfen verjährt 189; 
AU.R., L 6, $. 54: nach Zuerfen- 
nung der Heilungstoften fteigert fich 
die Schwäche fo, daß die BBerletste 
jpäter erwerbsunfähig wird 192; nad) 
Zuerfennung eines Schadens ordent- 
liche Verheilung. Das Pr. Gejet dv. 
1838, $. 10, bezieht fi) auch auf die 
Berjährung aus andern Gefeten 191; 
Berfprehen eine verjährte Forderung 
zu zahlen, gibt wann eine Klage? 197; 
münbdlihe Berabredung, der Lohn 
folle nad) dem Tode gezahlt werden; 
Beginn der Berjährung 197; fort- 
wirkende Schädigung 199; Verjährung 
des Anjpruhs auf die Bereicherung 
nad dem Urheberredhtsgefetz, mern die 
Klage erhoben ift 185; U., wenn der 
Lehrherr den Lehrling mißhanvelt 456; 
Code 475 durch die Preußifhe B. ©. 
nicht bejeitigt 628; Verjährung der 
gejetlichen Bine für Verwendungen, 
welche der Vater auf da8 Sondergut 
der Ehefrau gemacht hat 187; A. des 
Miethszinfes, wenn derjelbe nicht perio- 
difh zahlbar 190; bei einem Ber- 
mädtnig durch Anerkennung der Er- 
bin gegenüber dem Teftanentsvoll- 
fireder 193; des Nachzolls, welchen 
die Eifenbahnverwaltung gezahlt hat, 
und den fie von dem Empfänger des 
Fradhtguts erfett verlangt 196; Ber- 
fehrsordnung für die Deutfchen Eifen- 
bahnen 8. 61 wur für die tarif- 
mäßigen Frachten nicht die befonders 
vereinbarte Gebühreiner Entichädigung 
für die Benutung eines Anfchluß- 
geleijes maßgebend 200; wiederkehrende 
Leiftungen im Sinne Code 2277 201; 
Anjprühe der Ortsfrantenfaffe auf 
Eintrittsgelder und Beiträge 186; 
Straßgenbaufoften Verjährung oder 
Ausihluß der Nachforderung nad) Ge- 
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feg vom 18. Suni 18402 194; bei 
der Zuleitung jchädlicher Gruben- und 
Abfallwaffer 199. 

Anticipirte Erbtheilung, feine 
Schenkung, jchriftlid) ohne weitere 
Form 646. 

Apotheke, auferlegte Abgaben durch 
G. DO. nit befeitigt 128. 

Arbitrator. Anfechtung des Aus- 
[pruchs 406. 

Arglift. Schädigung des Krebits 
dur ein Eirkular Über den Austritt 
des Klägers aus einer Firma 235. 

Anseinanderfeßung der gejchie- 
denen Eheleute. Zeitraum, nad) 
welchem die Höhe der Alimente be- 
mefien wird 618. 

Anslegung. Keine U. nah dem 
Haren Wortfinn ohne Bernehmung 
don Zeugen darüber, daß im anderen 
Sinne fontrahirt jei 325; Bauen an 
einer Straße 322; hat der, welder 
die Verpflichtung der Unterhaltung über- 
nimmt, einen Neubau vorzunehmen ? 
320; A. der Konzejfionsbedingungen 
einer Eijenbahn 319; LXiqueur unter 
der Bezeichnung „Boonelamp” in Ver- 
fehr bringen 647; Berpflidhtung zur 
unentgeltlichen Abtretung eines Theils 
des verkauften Grundftüds an die 
Stadt 326; Befreiung des Schuldners 
von der perfönlicden Berbindfichkeit, 
wenn fein Käufer die un über- 
nimmt; die Schuld wird bei nicht 
pünftlider Zahlung der Zinfen fofort 
fällig 327; Berabrebung, daß Käufer 
bon jedem Waggon der Waare 5 Marl 
zurüdbehalteu dürfe; er bezieht feine 
Waare weiter 321; Verlauf eines Ge- 
Ihäfts, die Außenftände find vom 
Käufer zu bezahlen. Kommiffions- 
waare als Forderung gebudt 323; 
Bergleich über von der Stadt eingezo- 
gene Sagdpadhtgelder im Separations- 
verfahren 318; Anfichbehalten von 
Urfunden im Gegenfat von Heraus- 
geben erfordert Abfichtlichkeit 317; in 
einem Havariereverje ift eine perjön- 
liche Berpflichtung übernommen für 
die Bergungstoften 324; X. lekt- 
williger Berfügungen. Keine 
Ungültigfeit eines Kodizils wegen 
Unflarbeit feiner Beftimmungen 642; 
privatorifche Klaufel erftredt fi nicht 
auf die Anfechtung der I. DB. wegen 
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geglaubter Geiftesfrantheit des Tefta- 
tors 643. 

Ausfchlußurtheil. Neplil der Arg- 
fift gegen deifen Geltendmadhung 627. 

Ausfesnng der Berhandlung. Be- 
ichwerde wegen Ablehnung nicht nad) 
Ertheilung des Urtheils ohne Rechts- 
mittel gegen diejes 838; feine A. des 
Nacverfahrens bis zur Enticheidung 
des MWechjelprogeifes 742. 
- Auszug. Geldintereffe ftatt der 
Naturalerfülung für Bergangenheit 
und Zufunft wegen vertragswidrigen 
und unfindlichen Betragens 108. 


Bandefchräntung im feuerpolizei- 
fihen Intereffe 670. | 

Bangeldervertrag. NRüdtritt von 
folhem, nachdem die Darlehnsempfän- 
ger das Grundftüd vor Ausführung 
weiter veräußert haben 425—26; Ab- 
- fhluß mit einem mittellofen Mann, 
der fi) als bemittelt ausgab. Be- 
trug? 340; fein Anjprucd des Ceifio- 
nars auf die weiteren Raten, nachdem 
der Bauunternehmer den Bau. im 
Stich gelaffen und der Baugeldgeber 
den Bau auf feine Koften ausgeführt 
hat 395; Hypothef für foldhe; der 
Se veräußert, bevor er das 
volle Geld gezahlt erhalten Hat und 
der neue Eigenthümer überninmt die 
Hypothef 93. 

Bünerlihe Befigrehte. Negu- 
lirung in Neuvorpommern und Rügen 
2 dem ©ejete vom 12. Juni 1892 

14. 


Bauten. Liegt in der Verpflich- 
tung, ein Gebäude zu unterhalten aud) 
die Verpflichtung einen Neubau vor- 
zunehmen? 320. 

Beamte. Der Oberingenieur einer 
ftädtifjhen Wafferleitung nit Ge- 
meindebeamter 694—95; ein Richter 
wegen Zweilampfs zu viermonatlicher 
Feftungshaft verurtbeitt erhält für die 
Zeit der Strafverbüßung volles Ge- 
halt und zahlt feine Bertretungstoften 
693; ein Sefängnifmwärter rüdt nicht 
von jelbft nad) fünfjähriger Dienftzeit 
in die lebenslängliche Stelle 692; der 
entlaffene Nachtwächter hat feinen An- 
jpruch auf Fortzahlung feines Gehatts, 
weil feine Anftellung nicht beftätigt 
war 691; Teine Umzugsfoften eines 
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Regierungsbaumeifters ; Draßgeblichkeit 
der betreffenden Minifterialverfügung 
bezw. des Amtes des Kläger® 696; 
MWitwen- und Watfenpenfion bei einem 
Beamten, welder unterfchlagen bat, 
wenn die Unterfchlagung erft nad 
feinem Tode entdedt wurde, und die 
Zahlungspfliht auf einem Bertrage 
beruht 697; die Penfion tft dem Leh- 
rer, weldier am 1. Oftober penfionirt 
wurde, nad) dem jpäter mit rüdwirken- 
der Kraft für die Zeit feit 1. April 
feftgeftellten Befoldungsplan, mwonad) 
er höheres Gehalt zu beziehen hatte, 
zu berechnen 698; den Beginn der 
Penfion des Beamten fett die Ber- 
waltungsbehörde definitiv feit 699. 
Bedingung. Keine Bereitelung 
der B. durd) den bedingt Verpflichte- 
ten, wenn die B. auf die Erfüllung 
eines anderen Bertragg mit einem 
Dritten geftellt ift, den der bedingt 
Berpflichtete nicht erfüllt 313; 3. für 
die Zufchreibung eines HYypothelfen- 
poftens, wenn Kläger mehr als 
27000 Markt verwenden follte, wie- 
weit eingetreten, bei Berauslagung 
eines geringen Weberjchuffes 314. 
Bergredt. Abbau von Kohlen 
aus einem Kohlenpfeiler, der nad) 
Uebereinfunft zwifchen dem Grund- 
eigenthiimer und dem Kohlenabbau- 
berechtigten ftehen bleiben follte. Ent- 
THädigungsforderung des Grundeigen- 
thümers 116; den Klägern fteht das 
Net der ausjchlieflihen Erzförde- 
rung auf den Grundftüden des Be- 
Hagten zu, diefem das Recht Erze für 
den Betrieb eines beftimmten Hammers 
zu fördern, der zur Zeit ruht. Darf 
Bellagter für diefen Hammer fördern? 
117; Entziehung von Waffer eines 
Baches durch ven Bergbau, Klagerecdht 
des Müllers 118; Abbaureht auf 
Braunlohlen, Ausübung abhängig Don 
vorgängiger Zahlung eines Xheils 
des Preifes 119; Leine Ausübung des 
Abbaurehts durh Eintragung der 
Berehnung des Nacdhfolgers im Grund- 
bu 398; der Eigenthümer baut in 
dem Felde, auf welches Braunfohlen 
verliehen find, Thon ab. Keine Ent- 
ihädigungspfliht 120, 121. 
Berufung. Der Teftamentspoll- 
fireder erflärt Anfchließung, nachdem 
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der betheiligte Erbe erklärt hat, er | faliher Angabe des Miethsertrags 


wolle B. nicht einlegen 828; Zurüd- 
verweifung der Sade an das LTand- 
gericht dur das die Sicherheit an- 
dersnormirende Berufungsurtheil 833; 
Anfchlußberufung verworfen, weil ohne 
Snterefie 829. 

Befhluß. Keine Ergänzung des 
Beichluffes von Amts wegen, nament- 
lich nicht wegen der Koften 821; NRüd- 
fehrbefehl in einem Berufungsurtheit, 
feine jelbftändige Revifion 822. 

Beichwerde, |. Koften, unzuläffig 
wegen Nieverlegung des Fradhtguts 
837; wegen Ablehnung der Ausfegung 
nicht ohne Rechtsmittel gegen das in- 
zwifchen erlaffene Urtheil 838; 8. 
wegen Ergänzung eines Beichlufies, 
bez. der Roftenentiheidung 821; weitere 
B. zuläffig, wenn da8 Bejchwerbe- 
gericht, wie fih aus den Gründen er- 
gibt, verfehentlich die B. zurüdgewiefen 
hat, ftatt ihr ftattzugeben 839. 

Befis. Klage des Befiters auf 
Schadenserjat gegen den als Hypothef- 
gläubiger Eingetragenen, welder aus 
einem vollftredbaren Titel gegen den 
Eigenthümer die Zwangsverwaltung 
hat vollfireden Taflen, während der 
Hypothefgläubiger bereits cedirt hatte 
234 und 34; Tein Befit des öffent- 
fihen Platzes dur) die Stadt, weil 
fie ihn unterhalten hat 35. 

Betätigung, ehriftliche, eines münd- 
lihen Bertrags, Bedeutung im fauf- 
männifchen Berlehr 524; wenn die 
ichriftliche Betätigung unklar ift, Zu- 
rüdgehen auf die mündlichen Berhand- 
ungen 524. 

Bejtimmtheit des VBertragsgegen- 
Standes, wenn dem billigen Ermefjen 
deg Minifteriums die Abgrenzung 
überlaffen ift 346, 347. 

Betrng. Keiner durch) Berheim- 
lihung von Bau= und Gewerbebeicrän- 
tungen bei Veräußerung einer Billa 
339; feiner, weil der Darlehnsgeber 
den Baupvertrag aud) jo abgejchloffen 
haben würde, wenn er die Mittellofig- 
feit des Darlehnsempfängers gefannt 
hätte 340; fein 3. des Bermittlers 
gegen den Käufer durch Angabe einer 
höheren Forderung des Berfäufers, 
wenn biejer zu diefem Preife abfdhließt 
341; Schadenserfat wegen wiffentlic 


eines für die abgetretene Hypothef ver- 
pfändeten Haujes 342; fordert Kläge- 
rin Schadenserjag wegen Täuihung 
über den Werth der abgetretenen Hypo- 
thefen, fo ift die Täufchung unerheb- 
ich, durch welde fie zum Abjchluß des 
Bergleihs beftimmt ift 343. 

Beweisanträge nicht berüdfichtigt 
792; Ablehnung der Vernehmung von 
13 Zeuginnen, mit denen der Ehemann 
die Ehe gebrochen haben fol, unge- 
rechtfertigt 793. 

eweisantritt. Ohne B. Zeuge 
über nicht behauptete Thatfachen ver- 
nommen. Aneigung der Ausfage durd) 
die Verlefung 776; unzuläffige Al- 
gemeinheit der Behauptung beim 8. 
durch Zeugen und Antrag auf Bor- 
fegung der Handelsbüder 771, 778. 

Beweislajt, daß der Gegenfontra- 
hent die Beichränfung der Vollmacht 
des falsus procurator gefannt habe 
280; neben dem von der Klägerin 
bewiejenen Bertragsinhalt behauptet 
DBellagte bejondere Zufage 772; daß 
dem Kläger eine geringere Forderung 
zugeftanden habe al® die Summe, 
über welche von dem Profuriften der 
Gemeinfchuldnerin ein Wechjel ange- 
nommen wurde 773; eingejchränftere 
Betheiligung an der 0. 9. ©. oder 
nad) Kopftheil 570; das einer Auf- 
un zu Grunde Tiegende Gefchäft 
362; bei der Auseinanderjekung über 
den Privatnadhjlaß und das bifchöfliche 
ZTafelgut find Gelder ohne Widerfprucd) 
der Erben zu diefem genommen; die 
Erben fordern jpäter deren Heraus- 
gabe 774; Kenntniß des nichtwider- 
Iprechenden Eigenthilmers bei Inädi- 
fifation 775. 

Bilanz. Wie ift diejelbe aufzu- 
ftellen beim Ausicheiden von Genoffen 
einer eingetragenen Genoffjenichaft 591. 

Börfengefhäfte. Klage auf Rüd- 
gabe von Wechfeln, welche über Differenz- 
geichäfte acceptirt find, und auflöfchung 
einer Hypothel 525; feine Klage auf 
Erftattung der Baluta, welche der Gegen- 
fontrahent gewonnen hat durd) Dis- 
fontirung von über Differenzgefchäfte 
acceptirten Wechfel, die der Acceptant 
dem Imdofjatar hat einlöfen müfjen ? 
367; Vorauszahlung oder im Voraus 
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geichloffener Kompenfationsvertrag bei 
Differenzgefchäften unverbindlich 526; 
ftillfchweigendes Anerfenntniß der Ber- 
rechnung nad) eingetretenem Berluft 
aus B. durh Nichtmonirurg 527; 
Zahlungseinftelung Tonftatirt durch 
einen, nicht aud) dem Kommilfionär 
zugegangenen Brief des Kommittenten 
an die Gejchäftsfreunde 528; ein Kom- 
mittent Haftet nur mit feinen Ein- 
ihüffen; Aufgabe diefer Einjchränfung 
dur die Erklärung, er werde die 
Papiere abnehmen oder anderweit über 
diefelben verfügen 529; Zuläffigfeit 
der Zmwangsregulirung wegen einer 
nicht geleifteten Depotverftärfung 530; 
nicht aus einem dem Kunden nicht 
mitgetheilten Grunde 531; ftilljchwei- 
gende nachträgliche Genehmigung der 
Zwangsregulirung 532; Differenz- 
geichäfte auch wenn der Kommilfionär 
jeibft effeftive Gejchäfte mit Dritten 
geichloffen hat 533; der Agent des 
Kommiffionärs, welcher delcredere fteht, 
Yäßt fi) von Kommmnittenten Wechiel 
geben, die diejer auf die 0. H. ©. zieht, 
bei der er beichäftigt ift und Namens 
derjelben acceptirt. Einrede des Diffe- 
renzgeichäfts 533, 534. 

Bürge hat eine Einrede, wenn der 
Gläubiger fchulohafter Weife das 
Pfandredht gegen den Hauptichuldner 
aufgibt 556; B. für einen Girofredit, 
die zugejagte Summe ift zufolge An 
ns eigener Forderungen nicht 
vo nusgegahlt 557; Regreßaniprud 
des Mitbürgen gegen die andern Mit- 
bürgen, wenn Senem der Gläubiger 
cedirt hat 558; Genofjen bürgen für 
ein durch Hypothek geficherte Schuld 
der eingetragenen Genofjenfchaft, welche 
theil8 von dem Käufer des minder- 
werthigen Grundftüds, theil8 von der 
eingetragenen Genofjenjchaft, theil® von 
einem Theile der Bürgen zurüdgezahlt 
wird. Negreß diefer gegen Mitbürgen, 
die aus der eingetragenen Genojjen- 
Ichaft ausgeichieden find 559; Bürg- 
ihaft unverbindlich, weil dem Gläu- 
biger ein für die Kreditwürdigfeit er- 
Br Vorzug verjchwiegen wurde 


Causa. Abweifung der Klage aus 
einem Schuldjchein, welcher fich über 


Alphabetifches Regifter. 


die nicht gewährte Valuta einer Hy- 
pothef verhielt, nahdem das Grund- 
ftüd jubhaftirt ift 413; das der Veber- 
eignung zwilchen Eheleuten zu Grunde 
liegende Gejhäft 362; Erlaßvertrag, 
wenn die Schuldnerin den Bruder 
des Gläubiger8 heirathe. Neue Ver- 
abredung mit Herabjetung des Er- 
faffeen am SHochzeitsmorgen, fein 
Berftoß gegen die guten Sitten 364; 
Miethe eines Haujes zum Bordell 365 ; 
Berabredung, es follten feine Gebote 
von Seiten des Schuloners abgegeben 
werden, diejer follte auch nicht dritte 
Bieter heranjchaffen, gültig 361; Ver- 
fpreden in der Subhaftation nicht 
mitzubieten; die ausgefallenen Real- 
gläubiger find anderweit gevdedt 363. 

Geffion. Ermächtigung des einen 
Miteigenthiümers an den andern, den 
Schadensanjprud) für eigene Rechnung 
zu verfolgen 389; in der gemeinjamen 
Klagerhebung der zwei Gelegenheits- 
gefellfchafter liegt eine Nechtsüber- 
tragung 392; &. unter Offenlafjung 
des Namens des Celfionars, und jpäter 
Einfchreibung des Namens eines Drit- 
ten. Einrede der Arglift gegen ven 
Dritten, weil „unter Gewährleiftung‘‘ 
eingefchrieben war 387; Mangel der 
Berihtigung der Gejfionsvaluta von 
Pfändungspfandgläubiger des Ce- 
denten geltend gemadjt, ohne Erfolg, 
weil dann nur noch die Baluta zu 
zahlen, aber die E&. bei Beitand bliebe 
388; der Witwer cedirt als angeb- 
liher Erbe feiner Ehefrau und als 
geletlicher Vertreter feiner Xochter 
deren HHpothef zur Sicherftellung 
einer eigenen Schuld 81; &. eines 
Pachtverhältniffes mit Genehmigung 
des Berpächters begründet nicht die 
Entlaffung des bisherigen Pächters 
aus der Pacht 447; C. des Anjpruds 
auf Rechnungslegung zufäffig und in 
der Abtretung aller Rechte enthalten, 
Schließt das Hecht des Kevdenten, die 
Rechnungslegung zu fordern, aus 390; 
&. der Rechte gegen den Inkafjoman- 
datar fhlieft die E. des Kündigungs- 
rechtes ein 390; E. zahlungshalber ; 
feine Berpflichtung des Ceffionars, die 
cedirte Forderung einzuflagen, bevor 
er feinen Schploner verklagt 391; 
Berfäufer Hatten fi) das Eigenthum 
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an dem verfauften Mobiliar vorbe- 
halten bis zur Bezahlung des Kauf- 
preifes. Sie haben einen Theil der 
Forderung cedirt, und im Konfurfe 
des Käufers das Mobiliar zurüdge- 
nommen. Anjprud) des Ceffionars 
an den Berläufer? 393; Abtretung 
der Rechte aus einem pactum de 
vendendo, nicht Vermittelung eines 
Kaufs, obwohl dem Kedenten vom 
Berfäufer eine Provifion gezahlt ift 
493; Klage im eigenen Namen, mwäh- 
rend ein Theil der Forderung cedirt 
ift 751; ©. des Anjprucds aus dem 
Baugeldvertrage, der Bauunternehmer 
führt den Bau nit aus 395; feine 
E. eines Antheil8 am Reingewinn, 
weil damit zugleich der Anfpruch auf 
Borlegung der Bilanz und Einficht 
2 a Geichäftsbücher abgetreten wird 
396. 


Delilt. Bereinbarung des Ceden- 
ten mit dem Schulöner, daß jener fi 
einen vollftredbaren Titel verjchaffe, 
um die Rechte eines Dritten zu voll- 
ftreden 234; Haftung für die Folgen 
A hinzutretenden D. eines Andern 
168. 

Depositum, tein irregulare im 
AL NR. 180. 

Dictum. Zufage über die bau- 
fihe Beichaffenheit eines Haufes an 
den zur Unterfuhung abgefandten 
Ardhiteften 380. 

Dienftbarkeit. Ein Ausbeutungs- 
recht von Gyps 453. 

Dienfte von der Schwefter dem 
Bruder im Gejhhäfte geleiftet, natur- 
gemäß für den ihr gewährten Unter- 
halt 232. 

Dieuftmiethe. ©. OD. 8. 133a— 
133e fünnen durd) Vertrag, hier da- 
hin abgeändert werden, daß Dienft- 
aufhebung nur wegen Berfähnldung zu- 
fällig 458; ein Dienftmädchen ftürzt 
beim Fenfterputen zum Fenfter hinaus, 
Haftung des Dienftherrn ohne Ber- 
ihulden 457; Schadenserfat auch über 
den Rüdtritt hinaus trog U R.TL, 
5, 8.410, wenn 9. ©. 3. 283 anzu 
wenden 459; Mißhandlung im Dienft, 
nicht die dreijährige Verjährung des 
Schadenserfaganipruhs 456; An 
weifung eines Gläubiger auf das 
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Gehalt eines Schauspielers; war diefer 
auf ein Jahr engagirt? Prolongation 
des Vertrags eingerechnet 463; in ber 
ungerecdhtfertigten Entlaffung zur Strafe 
wurde eine zuläffige Kündigung des 
Dienftverhältniffes gefunden 465 ; feine 
Entlaffung des Oberbeamten einer 
Berfiherungsgefellichaft wegen Ableh- 
nung von Arbeiten in der Urlaubs- 
zeit 455; Entlaffung eines Handlungs» 
bedienfteten, weil diefer die Mitver- 
antwortung für einen Genoffen ab» 
lehnt 460; der Handlungsgehülfe madjt 
fih Auszüge aus den Gefchäftsbüchern 
des Prinzipals; Entlaffungsgrund? 
461; Aufhebung des Vertrags mit 
einem Werkmeifter, weil derjelbe durch 
feine Ehefrau auf dem Ziegeleigrund- 
ftüd eine Wirthichaft betreiben Täßt 
464; Entlaffung von Arbeitern wegen 
Forftdiebftahl 462; Aufhebung des 
Bertrags, weil vier Monate fein Lohn 
gezahlt 459. 

Drohung Hat nicht bloß Anlaß zu 
der erzwungenen Erklärung gegeben, 
De ift zu dem Zwed angewendet 


Editiouseid. Nach deffen Leiftung 
Urtheil auf Herausgabe der Urkunde 


199, 

Ehelihes Güterredt. Die Che- 
frau nimmt von dem Kaufgelde für 
Grundftüde, deren eines ihr gehörte, 
foviel al8 dem Kaufpreife ihres mit- 
verkauften Grundftüds entjpridht 619; 
die Ehefrau Tann ihre Forderung dem 
Konkfursverwalter des Ehemanns als 
Dritten gegenüber nur dur Inven- 
tar nachwetjen 620. 

Chefheidung. Chebrud in der 
gemeinfchaftlichen Wohnung im Aus- 
lande, obgleich die Ehefran dort nicht 
wohnte, nah B.L.R. 615; verjudh- 
ter Ehebruch 605; bösliche Berlaffung 
607; hartnädige Bermweigerung der 
ehelichen Pfliht 608; Mifhandlung 
602; die Ehefrau jchlägt den Mann 
mit einem Ausflopfer 604; grobe Be- 
leidigung 601; Beleidigung, gegen- 
feitiger Haß und unüberwindliche Ab- 
neigung nach gemeinem proteftantifchen 
Ehereht? 606; Beleidigung nad 
8. 700 und 702, der Maurermeifter 
gehört nicht zum gemeinen Stande 
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613; Gefährdung des Berluftes der 
Ehre — 8.186 8. &t.6.3. — 616; 
Strafe, feine Einrede unfhuldiger Ver- 
urtheilung 609; Annahme der Ber- 
zeihung, wenn der Deutfche Neichs- 
angehörige, welcher in China jeinen 
MWohnfig Hat, die Ehejcheidungsfiage 
nicht wider feine in Deutjchland woh- 
nende Ehefrau bei dem Konjulargericht 
erhebt 603; Simulation der Ber- 
zeihung 330; feine ausdrüdliche Ver- 
zeihung im Schweigen und Dulden 
von Küffen 611; Trennung der Ehe- 
frau während des Chefcheidungspro- 
zeffes wegen wörtlicher Beleidigungen 
612; Scheidung von Tifh und Bett 
bei beiderfeitigem Berjchulden? 610; 
beide Eheleute gleich jchuldig, deshalb 
a Kompenfation der Koften 614. 
heideidungsftrafe. Berechnung 
des einen Biertel8 des Vermögens nicht 
: don dem, was der Ehemann dadurd) 
ee daß er fich einer Konfurrenz- 
laujel: unterwirft 33. 
Eheungültigleit wegen Srrthums, 
der Ehemann hatte den Tripper 598; 
wegen Srrthums über Schwangerfchaft 
von einem anderen Mann 600; Ber- 
zeihung? 600; Vertretung im Che- 
ungültigleitsprozefje durch einen Vor- 
mund des Blödfinnigen 599. 
Eid über Klagegrund und Einrede, 
in welcher Reihenfolge? 785; E., daß 
Kläger Geld in das Gefhäft der Be- 
flagten hergegeben habe? 786; Ab- 
weichung der richterlichen Formulirung 
don der Eideszufchtebung 787; €. über 
zwei verbundene Behauptungen zuge- 
ichoben, die beide zufammen die Kau- 
falität ergeben, der aber ganz ge- 
jhmworen werden kann, wenn aud) nur 
eme Behauptung nidht wahr ift 788; 
E. zugejhoben an beide Beklagte, der 
Richter legt nur einem den E. als 
Erfüllungseid auf 789. 
Eidesznfhiebung unzulädffig, 
daß dem Bellagten die Mufterkolleftion 
der Klägerin vorgelegt fet 791; wegen 
zu großer Allgemeinbeit der Umftände 
416. Zuläffig, anden Kläger über 
Handlungen und Wahrnehmungen 
dejlen, für deffen Rechnung er den 
Wechjel einzieht, wenn diefer, ohne auf 
dem Wechfel zu ericheinen, denfelben 
begeben hat 790; daf mündliche BVer- 


Alphabetifches Regifter. 


einbarungen getroffen find, welche im 
Widerfpruch ftehen mit der fchriftlichen 
Redaktion des Kaufvertrages 290. 
Eigene Behauptungen des Klägers 
zu deifen Refutation benutst 770. 
Eigenfchaften, ausdrüdlich voraus- 
gefetste, daß ein Grundftüd von 19 Mor- 
gen enthalte 6 Morgen Wieje 338. 
Eigentgum. Der igenthümer 
öffentlich-vechtlih verpflichtet, fein 
Grundftüd in einem Zuftande zu er- 
halten, daß polizeilich zu jchütende 
Sntereffen nicht gefährdet werden 123. 
Eigenthumserwerb zur Sicherheit 
durd) constitutum possessorium 36 ; 
E. an den durd) den Abbrud; eines 
Gebäudes gewonnenen Materialien 
durh Einfügung in einen auf dem 
Grundftüd des Eigenthümers von einem 
Dritten aufgeführten Neubau und an 
den Materialien der ftehen gebliebenen 
Wände 79; E. durd SImänifilation, 
Srrthfum des eingetragenen Eigen- 
thümers über die Grenzen, deshatb 
fein Widerfprudh. Kann daffelbe von 
einem Dritten geltend gemacht wer- 
den? 39; E. der Ehefrau an Sadıen, 
welche an Stelle verbrannter aus der 
Brandentf eäbigung angefchafft wurden 
38; bedingter E. bei unbedingtem Kauf 
491; Eigenthbumsvorbehalt unwirkjam, 
wenn die Beichläge Subftanztheil der 
Thüren und Fenfter geworden find 96; 
feine Aufgabe des Eigenthums durch 
eine für die Frau eingetragene Hypo- 
thet 38; Tein Beweis erforderlich gegen 
den, welcher jein angebliches Eigen- 
thum von dem Kläger ableitet 37. 
Eiurede der Arglift, ausgefchlof- 
fen dur) Srrthum über eine Obfer- 
vanz? 701; gegen die Geltendmachung 
der Präflufion eines Pflichttheilsbered)- 
tigten 627; weil eine von dem Aus- 
fteller überjehene Klaufel in die Urs» 
funde gejett war, über welche nicht 
verhandelt und die der Sadjlage wi- 
derijprad) 387; gegen Erhebung eines 
Anfpruchs, der durch das über einen 
anderen Anfpruch ergangene Urtheil 
auf eine höhere Provifion ausgeichloj- 
jen ift 435; €, des Drittfehuldnerg, 
dem Gläubiger fehle es am vollftred- 
baren Titel 394; der anders ver- 
hbandelten als niedergejchriebe- 
nen Sache gegen den in ein Ber- 
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tragsverhältnig intretenden 397; 
prozeßhindernde der E. mangeln- 
den Koftenerftattung; feine Beration 
des Klägers 768. 

Einfhnß, feine im Voraus geleiftete 
ae 174. 

Eintritt in ein beftehendes Ber: 
hältuis, Cinrede aus dem urjprüng- 
lichen Bertrage, wie er mündlich be- 
redet 397. 

Eifendbahn. Zufammenftog mit 
einem die Selundärbahn überfchreiten- 
den Wagen, Schadenserfat der Eifen- 
bahngejellichaft 158; die Konzefftons- 
bedingungen einer €. find nidit er- 
füllt; der Bezirk hält fi) an die zu- 
gejagte Subvention 319. 

Eltern und Rinder. Bertrag ge- 
Ichtedener Eheleute über die Erziehung, 
Wirkfamkeit und Nedt, von foldhem 
Bertrage abzufehen 622; wann ift die 
Abtheilung der Kinder als erfolgt an- 
zufehen? 623; Beweis, daß das durd) 
nachfolgende Ehe in Folge Anerkennt- 
niß des Baters Tegitimirte angebliche 
Kind defjelben nicht aus einem Bei- 
Ichlaf der Brautleute herrühre 624. 

Enteignung. Entihädigung für 
die dem Neftgut verbleibende Unter- 
haltungslaft der Gebäude? 651; Ab- 
zug für den dem Unternehmer ver- 
bfeibenden Antheil an der Schuld des 
Deichverbands 650; Werthichätung 
ohne Rüdficht auf die bejondern Um- 
ftände, unter denen der Enteignete 
billiger oder unentgeltlich erwarb 652; 
daß der Bebauungsplan lange vor der 
Ausführung feitgeftellt war, jchließt 
nit die „aabung al8 Bauplat- 
terrain aus 652; feine Klage aus 
8.4 des Enteignungsgejetes vor Er- 
laß der Entfcheidung der Berwaltungs- 
behörde 653; dritte Aufhebung eines 
Bernfungsurtheil® wegen unrichtiger 
Berechnung der Entihädigungsjumme 
654; Entichädigung wegen früherer 
Auferlegung einer Baubeihränkung 
im Enteignungsverfahren nicht zu ver- 
folgen 188; Aufhebung eines alten, 
Einrihtung eines neuen Leinpfads 
655; hat der Unternehmer das ganze 
Gebäude zu übernehmen, fo beurtheilt 
fih die Pflicht, aud) das nicht bebau- 
fähige und unbebaute Reftgrundftüd 
zu übernehmen, nad) dem Umfang nur 
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diefes Reftgrundftids, nicht danad), ob 
es mit der Fläche des Gebäudes zu- 
fammen bebauungsfähig jei 656; Ber- 
urtheilung zur Zahlung der Enteig- 
nungsjumme 657; feine Minderung 
des Preifes, weil der Unternehmer der 
Parzelle die neue Straße zu pflaftern 
hat 658; relative Necdhtstraft des Ent- 
Ihädigungsbefchluffes nur als Ganzes 
nit bezüglich des Einheitspreifes, 
wenn der Unternehmer nad) dem ge- 
richtlichen Urtheil mehr zu übernehmen 
hat 659; Anrechnung gezogener Nubun- 
gen auf die Zinfen 660; entzogene 
Nubkung und Minderwerth des Neft- 
grundftüds einheitlich nad defjelben 
Benutungsart 661; Durdichneidung 


eines zugleih für die Separations- 


intereffenten ausgewiefenen Kommuni- 
fationswegs durd) einen Kanalbau 
662; Feine E. wegen Entwerthung 
des Reftgrumdftüids, foweit durd) Feft- 
fegung der Baufluchtlinie dem Vor- 
land der Charakter als Borgarten 
auferlegt ift 663; Entihädigung für 
da8 zur Straße gezogene Kand, welchem 
für den Fall der Anlegung der Straße 
der Charakter als Borland fchon früher 
auferlegt war 664; fein Abzug der 
Kaufkoften und Zinfen des Kaufpreifes 
von dem ermittelten Werth 666 ; Ent- 
eignungsfumme nicht niedriger als der 
Werth des Gebäudes 665; E. ohne 
Berpflihtung zur Entihädigung nad 
einem Vertrage des Borbefitters des 
Enteigneten mit diefem 326; feine 
Anfechtung der feitgeftellten Höhe der 
Enteignungsentfchädigung, wenn der 
Unternehmer die Summe ohne Bor- 
behalt hinterlegt hat 179; Klage des 
Einzelberedhtigten, wenn der Unter- 
nehmer in ungertrennter Summe für 
Biele hinterlegt hat 178. 

Entmündigung, feine wegen ©e- 
meingefährlichkeit 24; geiftige Störun- 
gen (absence)? 24. 

Erbpadt, nicht ein Recht zur Aus- 
beutung von Gyps, wiewohl als €. 
verliehen 115. 

Erbidhaft. Auseinanderjetung über 
das bifchöflihe Zafelgut und den 
Privatnahlaß des Bilhofs 709. 

Erbfchaftsftener von einem Geld- 
vermäcdhtniß, welches erft fpäter zahl» 
bar ift 687; welches Gejeg maßgebend, 
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wenn der Erblaffer an einem anderen 
Drte wohnte, al8 an welchem die 
Maffe verwaltet wird 18; Zeit des 
Anfalls eines Kapitals, welches die 
Großmutter den Enkeln Hinterlaffen 
bat, falls fie ihre Eltern überleben 688. 

Erbtheilung, unter rechtsunmwirt- 
famer, weil formell ungültiger Ueber- 
nahme der Verpflichtung eines Mit- 
erben, dem anderen Diterben bei feinem 
Tode den ihm zugefallenen Betrag 
zu binterlafien 296; antizipirte 
unter den Kindern bei Mitwirkung der 
Erblafferin jchriftlich ohne befondere 
Form 646 


Erfüllung, T. Zahlung. Durd) 
Ausstellung einer Darlehnsobligation 
1 


83. 

Erfüllungsort, urfprünglich ver- 
abredet, es folle in Berlin Zug um 
Zug erfüllt werden, fpäter, Käufer joll 
das Geld von feinem Wohnort fenden 
348; Angabe über Vereinbarung des 
Erfüllungsorts auf der Faltura 349. 

Ermädtigung des einen Miteigen- 
tbiimers an den andern, einen Scha- 
denserfaganfpruc) für eigene Rechnung 
zu verfolgen 389. 

Erjisnng. Keine E,des Platzes vor 
der Kirche jeitens der Stadt aus Unter- 
haltung 35; einer Reallaft nicht, wenn 
der Pächter ohme Genehmigung des 
Eigenthümers Leiftungen entrichtet hat 
60; einer Grumddienftbarfeit, welche 
der Eigenthümer des dienenden Grund- 
ftüds zugleich für den Eigenthümer 
des herrjchenden Grundftüds ausge- 
übt Hat 61; Zuleitung jchädlicher 
Gruben- und Abfallwafjer; tantum 
praescriptum, quantum possessum 
62; Setung eines Mertpfahls fordert 
neue Erfitung des NHedhts, einen da- 
von abweichenden Wafferftand zu hal- 
ten 63; Lauf der E. bei Hochmaffer 
mit Eisgang die Freifchleufen geöffnet 
zu halten 63; €. des Rechts einer 
Stadt, die Kirchenglode beim Aus- 
bruch eines Feuers zu läuten 64. 


Falfjung, f. falsus procurator. 
Falsus procurator. Beweislaft, 
daß der Gegenfontrahent die Beichrän- 
fung der Vollmacht gefannt habe 280; 
feine Haftung defjen, welcher wider- 
rechtlich eine Urkunde mit dem Namen 
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eines Dritten unterzeichnet, nad) Ana= 
logie des f. p. 284. 
Familieufideitommiß. Folgefähig- 
feit der Mantellinder 630; Streit über 
die Nachfolge; der im Befit befind- 
liche Agnat wird zur Herausgabe, nicht 
zur Zahlung von zu ziehen gemwefenen. 
Früchten verurtheilt 512. 
Familienname. 9ojef Bauer Hagt 
auf Unterlaffung der Führung des 
Namens Bauer in der Firma Cafe 
Bauer 154. 
Fenfter, |. Nachbarredit. 
Feltftelungsflage, daß der Rüd- 
tritt der anderen Partei bei einem 
Bertrage Über Handlungen nicht be- 
rechtigt war 466; Abwetfung der $., 
daß Kläger Gefellichafter fei, weil er 
fidh dem einen Mitverklagten gegen- 
über im Berzuge der Abtretung jeines- 
Geihäftsantheils befindet 351; ., daß 
durd; Anordnung einer Verwaltungs- 
behörde für Klägerin eine Berpflich- 
tung zur Zahlung von Beiträgen an 
Beklagte nicht begründet jei 752; nicht 
dadurh, daß Beklagte der Klägerin 
nicht die Ausjchließung der Güterge- 
meinjchaft entgegenjegen dürfe 753; 
nicht Anfechtungsanfprucd) 242. 
Feitftelungsvertrag unter Abjehen 
bon einer väterlichen Verfügung, Ord- 
nung der gefeglihen Zheilung des 
Nacjlaffes eines verftorbenen geiftes- 
franfen Bruders 412. 
Fideifommifjarifche Subftitution. 
Bedingtes Recht des Nacherben; fein 
Aniprud) bei auch dolofer Zahlung an 
den durch die 5. ©. beichräntten Vater 
der Naderbin 636, 637; Teine Klage 
der gütergemeinfchaftlichen Witwe auf 
Ungültigfeit einer von ihrem Ehemann 
angeordneten %. ©. 638; feine Klage 
der zufünftigen Descendenz der Erbin 
auf Ungültigkeit der 5. ©. 638. 
Yirma Cafe Bauer 154; PVerpflidh- 
tung des Berfäufers eines Gejchäfts, 
dahın zu wirken, daß die unter in- 
forrefter Bezeichnung der feinem Ge- 
ihäftsnadhfolger abgetretenen Firma 
eingehenden Sendungen an diefen ge- 
langen 155; feine Berechtigung in der 
Firma die Bezeichnung „Barbarofja- 
Brunnen” zu führen, defien Zeichen 
für einen Andern eingetragen ift 156. 
Fifcherei.. Darf der zur %. in 
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einem fremden Privatgemwäfler Bered)- 
tigte auch die Fijche verkaufen und die 
Filcherei verpachten? 122; Zödtung 
von Fiichen in einem Privatgewäffer 
dur Einlafien von Abwäfjern einer 
Fabrif 126. 

Fluchtliniengefeg, S. 13, Abi. 3, 
wenn der Unternehmer das ganze Ge- 
bäude zu übernehmen hat 656. 

Form. Ein nadträglicher Zufak 
auf der Bertragsurfunde nicht unter- 
Ichrieben 293; jchriftlicher Kaufvertrag 
nimmt Bezug auf nicht unterjchriebene 
Bedingungen 291; mündliche Verab- 
redung, der Lohn follte nach dem Tode 
des Schuldners gezahlt werden 300; 
eine nur von dem Erblaffer unter- 
jchriebene Aufforderung an jeinen Er- 
ben, nicht gezahlten Kohn zu zahlen, 
welcher der Wirthin ausgehändigt if, 
fein ne Bertrag 300; münd- 
liche Bereinbarung im Widerfprud) 
mit der jhriftlichen Reduktion; Eides- 
zufchtebung 290; mündliche vom jchrift- 
lichen Bertrage abweichende Zufiche- 
rung geheilt durch die Auflaffung 299; 
Widerruf einer mündlichen Nebenab- 
rede von der Auflaffung 289; münd- 
liche Bereinbarung vor der Auflaffung 
nicht feftgehalten bei der fchriftlichen 
Abfaffung des Kaufvertrags 290; Sub- 
ftantiirung behaupteter Vollmacht durd) 
Behauptung jchriftlicher? 288; Schen- 
fungsform nicht anwendbar auf fchen- 
fungsweifen Berziht auf ein Kedt 
292; fchriftlicher Erlaß 295; ver- 
gleichsweifer Erlaß wird nidht durd) 
eine die Gegenleiftung nicht enthaltende 
Duittung gededt 297,:298; die An- 
nahme einer Sen ebluns von 1000 
Mark; keine Erfüllung eines münd- 
lichen Ablommens, die VBerwerthung 
einer Hypothet zu 12000 Mark jollte 
als Berwerthung zu 14000 Mark gel- 
ten 301; die Verabredung, der Sohn 
fol fich auf feinen Erbtheil den von 
ihm der Mutter gefchuldeten Betrag 
anvechnen lafjen, wogegen die Mutter 
auf die Forderung verzichtet, gilt aud 
bezüglich der Anrehnungspflicht nur, 
wenn außer diefer der Verzicht in die 
Schrift aufgenommen ift 294; Erb- 
auseinanderjegungen unter formell un- 
gültiger Uebernahme der Verpflichtung 
eines Miterben, dem andern den ihm 
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zugefallenen Betrag Tettwillig zu hin- 
terlaffen 296. 
Frahtvertrag.e Die Eifenbahn- 
verwaltung fordert Erftattung eines 
Nachzolles von dem Empfänger des 
Fradhtguts 483. 
Fragepflit über die Legitimation 
des Zahlungsempfängers 741. 
Frauensperfon wird mit der Be- 
rufung auf mangelnde Einfiht in 
Nechtsverhältniffe nicht gehört, wenn 
fie Gewinn maden will auf Koften 
ihrer durch ihre Fahrläffigfeit beichä- 
digten Stieftochter 627. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit. An- 
trag wegen Niederlegung des Fradıt- 
guts 837. 


Gefahr. Die zur Verfügung ge- 
ftellte Waare verbrennt bei dem Käu- 
fer 510. 

Segenfeitiger Vertrag. Kläger ift 
im Berzuge der Abtretung feines Ge- 
Tchäftsantheils an den Bellagten, und 
wird deshalb mit feiner auf Anerfen- 
nung feines Nehts als Gejellichafter 
gerichteten Klage abgewiejen 351; die 
verkauften periodifhen Blätter find 
übergeben, Berfäuferin hat ober die 
verfprochene Konkurrenzenthaltung nicht 
gewährt, ebenjo Verkäufer nicht die 
Fortzahlung der Kaufpreisraten, Ein- 
rede des nicht erfüllten Vertrags? 352; 
was fann Klägerin fordern und wie 
bat fie ihren Anfpruch zu jubflantii- 
ren? 352; die Käuferin war im der 
Abholung faumig, Vorbehalt ihres 
Rechts abzufordern, Berurtheilung zur 
Zahlung des Kaufpreifes 353; Zurüd- 
haltung der Zinfen des Kaufpreijes, 
weil Verkäufer nicht aufgelaffen, wenn 
auch übergeben hat 354; um die vor- 
behaltene Kündigung des Kaufgeldes 
vornehmen zu können, braudjt die Auf- 
laffung nicht vorhergegangen zu fein 
355b; Waaren franfo Zrieft zur 
Dedung eines Wechlels überwiejen. 
Der Gläubiger hat den Wechjel nicht 
zurüdgegeben, weil auf der Waare 
Roften Hafteten. Berurtheilung des 
Schuloners zur Differenz, welche fidh 
nad) dem Berkauf der Waare ergab 
356; der Berfäufer hat die zugejagte 
längere Unkündbarkeit einer Hhpothef 
nicht gewährt; exceptio non adim- 
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pleti nicht non rite adimpleti con- 
tractus 357; NRüdtritt ohne Refilia- 
tionsflage wegen Zahlungsmeigerung 
und Nichtzahlung der Pächterin. Zah: 
lung nad) erflärtem Nüdtritt uner- 
heblich 358; Verkäufer hat eine ge- 
ringfügige Shypothef wegen Gerichts- 
foften nicht heruntergeichafft, die er 
hätte herunterfchaffen können, wenn 
Käufer den Kaufpreis bezahlt hätte. 
Käufer hat deshalb nicht gezahlt und 
Auflaffung nicht entgegengenommen 
359; Befreiung des Bellagten von 
der Verpflichtung, den Kaufpreis für 
patentirte photographifche Apparate zu 
zahlen, nahdem Kläger das Patent 
durch Nichtzahlung der Gebühr hat 
erlöfchen lafjen 360. 

Gelegenheitsgefelfchaft.e. Keine 
der Gläubiger eines Banınternehmers, 
welche deflen Gejchäfte fortfegen 567. 

Gemeinde. Die Gemeindeverfamm- 
lung, nicht der Birgermeifter fontra- 
hirt in Weftphalen 274. 

Gemeine Laft, welche, auch nicht 
eingetragen, den Hypothefen vorgeht, 
die Straßenbaulaft der Adjazenten 113. 

Gemeinfchaftsverhältniß. Ein 
Bertrag, nad welhem Erwerb und 
Berluft, überhaupt da8 ganze beider- 
feitige Vermögen gemeinjchaftlic) fein 
joll 563. 


Genehmigung, formlofe, eines un- 
gültigen Nechtsgefchäfts 328. 

Genofjenfhaft, eingetragene. 
Wie ift die Bilanz beim Ausjcheiden 
von Genoffen aufzuftellen? 591; feine 
Entziehung des Neingewinns zum 
Nactheil der ausfcheidenden Genoffen 
dur den Beihluß, der Reingewinn 
folle zum NRefervefonds gezogen wer- 
den 592; Anfechtung einer in der Ge- 
neralverfammlung erfolgten Wahl; 
Zuftellung der Klage darf nit an 
den ausgejchtedenen Vorftand erfolgen, 
auch wenn der Austritt noch nicht in 
da8 Regifter eingetragen ift 593; ein 
von einem Borftandsmitglied gefchlof- 
jener Vertrag bindet die G. nid, 
wenn aud das Statut ihn zur Ber- 
tretung ermädjtigt 594; ein Genoffe 
hat gefündigt, die ©. hat ihn nicht 
löihen lafien. DBerhältniß zwifchen 
beiden 595; Ungültigkeit eines Gene- 
valverjammlungsbefchluffes, durch mel- 
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hen einer Klafie von Genoffen eine 
Konventionalftrafe auferlegt wird 596. 

Gerichtsftand. Klage auf Ernen- 
nung eines Schiedsrichter in Ham- 
burg gegen einen Engländer 730; 
Klage auf Herausgabe eines Lotterie 
gerwinns, wenn der Bellagte Vermah- 
rer des LKoofes und mit Erhebung des 
Gewinns beauftragt war 731; Klage 
auf Entfhädigung wegen Nichtabliefe- 
rung eines Möbeltransportes und ver- 
Ipäteter Ablieferung. eines andern in 
Berlin 732; Erfüllungsort der Ge- 
richtsftelle für Herbeiführung einer 
Löihung; das Gerichtsgebäude des 
Amtsgerichts II Berlin liegt im Be- 
zirt des Landgerichts I 733; des be- 
gangenen Betrugs aud an dem Orte 
des Anfangs der Ausführung 734. 

Gefeltichaft. Keine Klage des Cej- 
fionars eines Gefellichafters nad) Auf- 
löfung des Berhältnifies auf Ned)- 
nungslegung an den Cedenten 564; 
Subftantiirung des Anjprudhs auf Ge- 
winn aus der ©. nad) deren Been- 
digung 565; feine Klage auf den Ge- 
winnantheil an einzelnen Unterneh- 
mungen ohne Auseinanderfeßung des 
ganzen Gejellichaftsverhältnifies 566. 

Gefellichaft mit befchräntter Haf- 
tung. Abweifung der Feftftcllungs- 
Hage, daß Kläger Gefellichafter ei, 
weil er dem einen ©ejellfchafter ver- 
pflichtet ift, feine Gejellichaftsantheile 
abzutreten, und fi) damit im Berzuge 
befindet 351. 

Geftändniß, der die Legitimation 
bedingenden Thatfachen in der Erffä- 
rung, die Legitimation nicht beftreiten 
zu wollen 769. 

Gewährleiftung. In einem Scha- 
denserfatanfpruch ift der Preismin- 
derungsanfprucdh enthalten 379; Zu- 
fage an den vom Käufer abgejandten 
Architekten über die bauliche Belchaf- 
fenheit des Haufes 380; bei dem ver- 
fauften Gut befindet fid) Aderland ; 
gewöhnlich vorausgefettte Eigenfchaft? 
381; Ausfchluß der Preisminderungs- 
Hage wegen zugelagter Eigenfchaften, 
wenn dem Erwerber der Mangel be- 
fannt war 382; von einem beftehen- 
den und im Grundbuch eingetragenen 
Meidereht hat Berfäufer nur ale 
einem möglichen geredet; Berurthei- 
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lung zur Löihung 383; Mangel der 
baupolizeilihen Genehmigung, die jetzt 
wegen inzwifchen eingetretener DBau- 
ordnung nicht mehr nadhgeholt werden 
fann. Lauf der Verjährung nah 4. 
e,NR.L.,5, 8. 343 nicht $. 344, 384; 
Berfchuldung des Verkäufers? 385; 
Berechnung des Minderwerths 386. 
Gewäfjer. Der Eigenthüimer eines 
Sees verpflichtet, den See zu reinigen, 
wenn folches zur Verhütung von poli- 
zeilich abzumehrenden Gefahren erfor- 
derlih 123; Klage einer Stadt, wel- 
her die Reinigung polizeilich aufge- 
geben, gegen den Kigenthümer des 
Sees; Einrede defjelben 123, 124; 
feine Klage, weil zufolge Anlegung 
des Nord- Oftfeefanals die Brunnen 
verfiegen 73; aus einem Privatge- 
wäfjer wird Waffer oberhalb abge- 
leitet, um es einem unterhalb am 
Waffer liegenden Grundftüd zuzufüh- 
ren, bon welchem es nicht wieder in 
den Privatfluß geleitet wird; Klage 
der Müller 125. 
Gewerbeordnung hat die Abgabe 
auf Apothefen nicht bejeitigt 128. 
Grundbudh. DBeräußerung feines 
Antheils durch einen Miterben 40; 
im ©. zu Gunften von Nacherben 
eingetragenes Veräußerungsperbot ge- 
gen jpäter eingetragene Hhpothelgläu- 
biger auf Eintrag eines Vermerfs bei 
deffen HYypothef vor dem Subftitu- 
tionsfall geltend gemacht 41; Vertrag 
zwijchen den Nacherben und dem Fi- 
duziar ohne Bedeutung für den Hy- 
pothefgläubiger 41; Eintrag eines 
Nedhts, Gyp8 auszubeuten; wie zu 
bewirken? 42; Erwerb der Streit- 
flähe durch die Subhaftation, objchon 
fie früher einem Andern aufgelaffen 
war 43; guter Glaube der NRedhts- 
nachfolger bei in Abtheilung II des 
G. eingetragenen Rechten fchließt die 
gegen den Rechtsvorgänger begründete 
Einrede nicht aus 44. 
Grunddienftbarkeit. Aufgabe durd) 
fonfludente Handlungen der Bered)- 
tigten und der Berpflichteten? 65; 
feine Beftellung einer ©. durd) Ge- 
ftattung, Fenfter anzulegen 66; fein 
Antrag auf Nothjerpitut, wenn nad) 
der eigenen Behauptung des Klägers 
ihm eine Orumdgeredhtigfeit zufteht 
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770; Ausfichtsfenfter auf ein Dad); 
wie weit ift der Vorbau verboten? 
67; Feine Aenderung der Serpitut 
durch Zulafjung thatlählicher Abän- 
derungen 68; A. & R. I, 22, 8.43 
nit anwendbar, wenn der Servitut- 
berechtigte erft fpäter Kenntniß erhält 
69; emtfteht durch Beftehenlaffen des 
thatfächlichen Zuftandes bei Abver- 
äußerung 70; feine ©. auf Aufredt- 
haltung der benadhbarter Bodenverhält- 
niffe, weil folche fett langer Zeit be- 
ftehen 71. 

Sruudfchuld, gepfändet ohne den 
im Befit eines Dritten befindlichen 
Grundfhuldbrief; Kollifion des Pfän- 
dungspfandgläubtgers mit andern&läu- 
bigern, denen der Anfprud) auf NRüd- 
ceffion der Grundfchuld überwiefen 
ift 97. 

Gütergemeinfchaft unter Perfonen, 
die nicht Ehegatten find, ungültig 563; 
Forderung für der ©. zugefloffenes 
Sondergut 621; Sondergut angenomt- 
men, weil die ohne Wahrung der 
Form der Tochter zugewendeten Grund- 
ftüde auf Mitantrag der Eltern mit 
der Maßgabe verfteigert wurden, daß 
der Erlös der Tochter al8 Sonvdergut 
zufließe 621; Madjination des güter- 
gemeinfchaftlichen Ehemanns und fei- 
nes Baters, um das gütergemeinfchaft- 
liche Grundftüd wider ven Willen der 
Ehefrau zur Subhaftation zu bringen 
und den Erlös den Ehemann zuzu- 
wenden 331; Bedeutung, wenn der 
Ehemann, der eine Bäderer nicht zu 
betreiben fich verpflichtet Hat, foldhe 
auf feine Ehefrau überträgt 469. 


Haftpflichtgefeg. Eigenes Ber: 
ihulden des auf der Eijenbahn Reijen- 
den, weil er die Hand zwifchen die 
geöffnete Wagenthür hielt 157; Haf- 
tung der Staatseijenbahnverwaltung, 
welche die beladenen Sandiwagen von 
dem Anfchlußgleife eines Anderen ab- 
holte, für den hierbei eingetretenen Un- 
fall 268; der Br. Eifenbahnfistus 
Unternehmer für einen Belgijchen 


N mit Belgifchen Beamten 
269 


Handelsbüdher. Antrag auf Bor- 
legung zurüdgewielen, weil bei der 
Allgemeinheit der Behauptung die 
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ganzen Bücher offengelegt werden 
mußten 777. 
andelsgebraud. Am Geichäfts- 
ort des Agenten maßgebend für feine 
Befugniffe, dorthin fpedirte, vom 
Adrefjaten nicht abgenommene Waaren 
abzunehmen 21; desfallfiger 9. in 
London 312; Maßgeblichkeit der Aus- 
funft des Sefretärs der Tondoner Han- 
delsfammer für die dortigen H. 312. 
Handelsgefhhäfte. Zum Betriebe 
eines früher von ihm felbft betriebenen 
faufmännifchen Geichäfts ftellt der 
Provinzialverband die Arbeitskräfte 
der Korrigenden 310; Schenkung der 
Inhaberin eines kaufmännifchen Ge- 
Ihäfts 306; Abtretung einer Police 
an die Ehefrau des Berficherungs- 
nehmers 554; 9. die Anfchaffung von 
Aktien durd) Annahme an Zahlungs- 
ftatt zum Zwed der Weiterveräußerung 
3lla; aber nicht zum Zwed der Lom- 
bardirung 311g; Konfortialvertrag 
über Fortführung eines Baues behufe 
Gewinnung des Baugeldes 304; ein 
Grunpdftüdsfpefulant übernimmt regel- 
mäßig die Vermittelung der Auszah- 
fung der Baugelder an die Kieferanten 
und Handwerker des Freditunwürdigen 
Bauunternehmers 308, 309; Bertrag 
zwifchen Eifenbahnfisfus und Landver- 
mefjer bezüglich des Nivellements von 
Bahnftreden 305; Vertrag überLöfchung 
einer Bormerfung 307; H. nicht durd) 
Berpadhtung eines Hotel® durch einen 
Schiffsmaller 302; keine Selbftgewin- 
nung von Mineralien 311; feines die 
Betheiligung als ftiller Gefellichafter 
311; teines die Betheiligung bei einer 
Eifenbahn 311; fein gewerbsmäßiger 
Betrieb die Beichaffung von Eis wäh- 
rend eines Winters 311; auch nicht 
die Betheiligung bei verfchiedenen &e- 
fegenheitsgejchäften 311. 
Handlungen, Vertrag über; Ver- 
Iprehen, feine Erfundigung über die 
Konkturrenzfabrit einzuziehen; Nücktritt 
ohne gerechtfertigten Grund $$. 408a, 
IVIALR.I, 5, Schavenserjat 466; 
rehtsgeichäftlihe Willenserflärungen 
" us unter 8.165 AU.UR. LT, 


"Handiungsfähigfeit, f. Entmün- 
digung. Engagement einer minder- 
jährigen Schaufpielerin 23. 


Alphabetifches Negifter. 


Hauskind, volljähriges, prozekfähig, 
wenn fein nicht freies Vermögen für 
Gläubiger de8 Vaters gepfändet ift 
626 


avarie, Große. Leichterung beim 
Fallen des Waflers wegen Gefahr, 
daß das Schiff finft 485. 

Heilung der Zuftellung einer inner- 
halb einer Frift zu erhebenden Klage 
an einen nicht bevollmädtigten An- 
walt durch unterlaffene Rüge 794. 

Herftellung des ehelichen Lebens, 
die vom Ehemann aus dem Haufe 
verwiefene Ehefrau braucht wegen Be- 
leidigungen nicht zurüdzufehren 617. 

Hinterlegung in ungetrennter 
Summe für eine Anzahl Berecdhtigter. 
Klage eines Einzelberehtigten auf Be- 
willigung der auf ihn entfallenden 
Snteignungsentihädigung 178; vor- 
bebaltlofe 9. einer Enteignungsfumme; 
fein Recht die Feitftelung der Höhe 
der Enteignungsjumme anzufechten 179. 

Hypothek trot Veräußerungsverbot 
eingetragen, Rechte der Nacherben 41; 
9. für Baugelder, der Berpfänder 
veräußert bevor die Baugelder voll 
gezahlt find 93; H. beftellt ohne Ba- 
Iuta, Einrede gegen den Rechtsnady- 
folger des Hypothefgläubigers 77; die 
ohne Baluta beftellte H. konvaleszirt 
niit, wenn GCeffionar unter Theil- 
nahme der blödfinnigen Schuldnerin 
Baluta an Cedentin zahlt 84; für eine 
Sparkafje ausgeftellte H. mit der Be- 
redung, daß Gläubiger den ihm über- 
gebenen Hypothefenbrief der Spartkaffe 
gegen Empfang der auf feine Forderung 
anzurechnenden Baluta übergeben jollte, 
wenn die Balnta nicht gezahlt ift 87; 
Ungültigfeit von Theilobligationen mit 
9. 9%; Eintrag der 9. zum Schein, 
weil dem Gläubiger fein Forderungs- 
recht zuftand, von dem zum Eintrag 
einer H. Berechtigten geltend gemacht 
94; mit Bewilligung des Grumdeigen- 
thümers führt ein Dritter unter Be- 
nußung der Materialien eines abge- 
brochenen Gebändes und von ftehen 
gebliebenen Wänden einen Neubau 
auf; Nechte des Hüypothefgläubigers 
18, 79; Korrealhypothel, welche auf 
jubhaftirten Parzellen ausgefallen ift, 
wird von der perjönlihh verhaftet ge- 
bliebenen Schuldnerin getilgt; fie ver- 
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Hiert ihre Gültigkeit auch bezüglich des 
im Eigenthum eines Dritten ftehenden 
Grundftüds, der von dem Hhypothef- 
gläubiger Löfchung fordern kann 85, 
86; H. ergreift die auf den Bauplatz 
angelieferten noch nicht eingefügten 
Thüren und Fenfter 96; geltend ge- 
madt gegenüber Pfändungspfand- 
gläubigern nad) der Wegichaffung 96; 
feine Schlecdhtgläubigfeit des Hypothef- 
:gläubigers, weil er weiß, daß einem 
Andern der Eintrag einer 9. zugejagt 
war 94; der Witwer cedirt al® an- 
geblicher Erbe feiner Ehefrau und als 
gejetlicher Vertreter feiner Tochter zur 
Sicherung feiner eigenen Schuld 81; 
Ceffion einer H. unentgeltlich, wenn 
das Geld nicht dem Eedenten, fondern 
ohne defjen Ermädjtigung einem Drit- 
ten gezahlt wird. Die 9. valedirt 
nit, wenn die Baluta dem neuen 
Eigenthümer gezahlt wird 83; Streit 
mehrerer Ceffionare einer Theilhypo- 
thet, von weldhen der Eine Inhaber 
des auf Grund einer aus dem Recht 
des Eigenthiimers ertheilten Ceffion des 
Hypothefgläubigers gebildeten Zmweig- 
dofuments ift; der Andere fein Hecht 
aus der Perfon des früheren Eigen- 
thümers ableitet 88, 88b ; feine Zwangs=- 
vollftredung für den Sypothefgläubiger, 
welcher cedirt hatte 234; übertragen 
auf ein anderes Forderungsredht 95; 
töihungsaniprud), wenn die Forbe- 
rung theilweis nicht mehr befteht 95; 
feine Haftung des Käufers auf Rüd- 
zahlung in Pfandbriefen aus $. 41 
E. €. ©., wenn dafür nicht eine be- 
ftimmte Summe eingetragen war 89; 
VBormerfung einer Forderung, nad)- 
dem Schufoner fein Grumdftüd auf- 
gelafien hatte; Berurtheilung des Er- 
werbers, die Umjchreibung der Bor- 
. merfung in eine 9. zu berilligen 82; 
DOnittung eines Antheilberechtigten, 
Löihungsanfpruh? 76; Löichungs- 
bewilligung gegen die mündliche Zu- 
fage der Zahlung für eine auf den 
Erbtheil zu gemwährende Abfindung. 
Hatte die Tochter überhaupt eine For- 
derung aus dem Eintrage? 80; Recht 
des Eigenthümers, die Löfchung von 
Einträgen ohne beftimmte Summe zu 
fordern 89; feine Löfchung einer Be- 
fhränfung der 9. durch den Niep- 
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brauh ohne Erklärung der Nechte- 
nadfolger der RL N 92; 
die Kautionshypothet ift nad) beendig- 
tem Kreditverhältniß jo weit zu Löfchen, 
als ihr Betrag das fi) aus diefem 
ergebende Saldo überfteigt 91. 


Yagd. Stellung der Gemeinde- 
behörde bei Jagdverpadhtungen des 
Sagdverbandes zu den einzelnen Grund- 
eigenthümern. Klage auf Scapens- 
ns wegen zu niedriger Verpachtung 
127. 


Junnungen. Bertheilung von In- 
nungsvermögen ungültig ; deshalb. Klage 
eines Fleifchermeifter wider die Innung 
auf Zahlung eines Kopftheil® abge- 
wiejen 587. 

Sutervention. Berziht auf den 
Wiverfprud gegen Zulaffung der 
Nebenintervention dur) Verhandlung 
mit dem Nebenintervenienten 736; das 
Landgericht weift die Nebenintervention 
als unzuläffig zurüd, auf die Be-, 
rufung des Nebenintervenienten weift 
das Oberlandesgericht die Berufung 
in der Sade zurüd, NRevifion des 
Nebenintervenienten 737. 

Srrtfum. Wefentlicher 3. über 
Eigenjchaften der PBerfon des Mitge- 
jellichafters 336; I. in ausdrüdlic 
borausgefegten Eigenfchaften; Tein 
Nüdtritt von einem Theile des ein- 
heitlihen Vertrags 333; 3. in aus- 
drüdlic, vorausgefetten Eigenfchaften, 
wenn ohne Gewährleiftung und in 
Paujd) und Bogen verfauft war 338; 
3. des Grundeigenthümers, welcher in 
Unfenntniß der Grenzen ohne Wider- 
{prucd) einen Dritten bauen läßt. Kann 
ein Dritter den Erwerb anfechten? 39; 
Kauf von amerifanifchen Hafer 2 in 
dem Glauben, das fei weißer Hafer 
335; über den Anjdhlag bei einen 
Gebot 334 ; Entichuldbarkeit des Rechts- 
irrtbums 337; 3. bei Cod. civ. ent- 
Ihuldigt, obwohl der Zahlende die fid) 
auf die Forderung beziehenden, ihm 
vorgelegten Papiere nicht geprüft Hat 
206 ; fein Verzicht auf Geltendmachung, 
wenn die Klage einige Monate nad 
Entdedung des 3. erhoben ift 336. 


Kapazität. Inlapazität des Geift- 
ideen nad) Code 909 nur bei 
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augen in der Zodesfrankheit 
6 


Kauf. Der Verkäufer, welcher über- 
geben, aber nicht aufgelaffen hat, kann 
weder Zahlung noch Hinterlegung der 
Zinjen, au nicht Rechnungslegung 
über die Nubungen und deren Her- 
ausgabe fordern 489, 354; um bie 
Kaufgelder fündigen zu fönnen, braucht 
Verkäufer nicht zuvor aufgelaffen zu 
haben 355b; Käufer hat den Kauf- 
preis nicht gezahlt und Auflaffung 
nicht entgegengenommen, weil Ohpo- 
thefen wegen geringfügiger Gerichts- 
foften, die Verkäufer hätte fofort aus 
dem Kaufpreis zahlen künmen, nicht 
beruntergejchafft war 359; Anfprud) 
des Käufers auf Befreiung von den 
nicht übernommenen Hhpothefen nicht 
aufgegeben durch die Entgegennahme 
der Auflaffung 488; laesio enor- 
mis nicht bei Abtretung zum Zmwed 
einer Straßenanlage im gemeinjchaft- 
. lien Intereffe 490; der vom R. 
wegen Schwanms zurüdtretende Käu- 
fer fordert Erfat des verlegten Stem- 
pei8 492; der Käufer veräußert weiter, 
ein Gläubiger des erften Käufers Tat 
fich defjen Rechte gegen den Verkäufer 
und gegen den zweiten Käufer über- 
weijen, Teine Klage auf Herausgabe 
494; bedingter Eigenthumsübergang 
bei unbedingtem 8. 491; Berkauf 
unter Vorbehalt des Eigenthums, Eigen- 
thumserwerb unter aufidhiebender Be- 
dingung 56; Abtretung der Rechte 
aus einem pactum de cendendo, 
nit Vermittelung, obwohl dem Ce- 
denten eine ‘Provifion gezahlt ift 493. 
Handelsfauf. PVerabredung jahres 
langer Haltbarkeit der Waaren; Be- 
deutung 508; Beweis der Belchaffen- 
beit zur Zeit des Angebots der nicht 
abgenommenen Partie aus der Be- 
Ichaffenheit einer abgenommenen Partie 
und dem derzeitigen Zuftande 507, 508; 
Rapsmehl verkauft, Unkrautfamen ge- 
liefert, Platgefhäft — feine Ber- 
jährung aus 349 9. ©. 3.523; Kauf 
der vorhandenen Defen einer Hütte, 
DuantitätsSangabe unverbindlid) 524; 
Berfauf von Rüben an eine Zuder- 
fabrif, zu einem erhöhten Preije für 
die nach dem 15. Nov. „nad) Bedarf“ 
gelieferten Rüben 521; 7 Bf. per 
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Eentner mehr ftatt der Schnitel; Wahl 
bis 1. Sept. 522; Anjprüche des Ber- 
fäufers nach Ablehnung der Annahme 
dur Käufer und Verzicht auf Scha- 
denserfat durch halbjähriges Schweigen 
aufgegeben? 495; der Käufer über- 
jendet einen Wechjel über den Kaufpreis 
mit fpäterem Berjalltermin welchem 
Berfäufer mittelft einfachen anden Käu- 
fer nicht gelangten Briefs zurüdichidt 
368; Lieferungstermin zu erftreden, 
wenn die Waare nad) der Abforderung 
erft anzufertigen, umd fie verfpätet abge- 
fordert ift 506; die vom Käufer zur 
Berfügung geftellte, auf Rager genom- 
mene Waare verbrennt 510; Surid- 
weifung der Lieferung, weil nicht, 
wie bedungen, befte Qualität ge- 
liefert war 513; rechtzeitige Mängel- 
anzeige, obwohl erft nad) der Anzeige 
an einen Dritten, dem Berfäufer nad) 
weiteren Unterfuchungen gemacht 514; 
Annahmeverzug und folgeweis Zah- 
lungsverzug der Käuferin bei Spezi- 
fifationsfauf, fpätere Klage auf Zahlung 
des Grundpreifes fammt Zinfen feit 
dem Berzuge, weil Berfäuferin Tiefe 
rungsbereit war, ohne infchaltung 
„gegen Lieferung‘ 515, 516; Kauf 
unter Vorbehalt der Aufgabedes Prima 
Abladers; Rücktritt, weil der Prima- 
Ablader nicht zeitig aufgegeben ift? 
275; Zurüdmwetung der ganzen Menge, 
weil ein nur jchwer auszujondernder 
Theil nicht empfangbar 505 ; der Ber» 
mittler wählt bei Verzug des Käufers 
Schadenserfaß; nachdem ihm die An- 
prüdhe der Berfäuferin cedirt find, 
Hagt er auf Erfüllung 517; Käufer 
verarbeitet eine mangelhafte Waare, 
nachdem er den Mangel erkannt hat, 
auf feine Gefahr 518; unterlaffene 
Nüge eines Mangels jchliegt nicht die 
Rüge eines anderen aus, welcher dur) _ 
die Unterfuhung fonftatirt ıft 519; 

es find mindermwerthige hinefifche Felle 
den verkauften japantjchen beigemengt, 
Abweifung der ganzen Klage auf den 
Kaufpreis 520; Selbfthülfeverfauf nur 
von einem Qiheil einer Monatsliefe- 
rung vorgenommen, Teine Differenz- 
forderung 498; Tein Annahmeverzug, 
wenn dem Käufer nicht die ganze 
Mufterfolleftion zur Auswahl vorge- 
fegt ift 499; Mängelangeige nicht ver» 
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fpätet, weil Käufer früher hätte im 
Befitz der Waare gelangen künnen 502; 
Mängelanzeige inhaltlid) ansreichend 
503; Selbfthülfeverfauf unter Aus- 
Ihluß der Garantie, wenn fo fchon 
die Waare verlauft war 504; Bered)- 
nung entgangenen Gewinns für nicht 
gelieferte Bretter, welche Käufer ver- 
arbeitet haben würden 496; Ber- 
urtheilung des Käufers zur Zahlung, 
weil er den Lieferanten zur Nad)- 
befjerung nicht aufgefordert hat 497; 
Heilung des DVerzugs des Verkäufers, 
wenn feine Nachjfrift begehrt ift 500; 
Anfpruh auf Erfak aus einem Ge- 
währleiftungsverfprechen fir angefaufte 
Geraer Bantkaktien nicht geltend zu 
machen nach vem Umtaufd) in Weimarer 
Banlaktien 501; Preisreduftion ver- 
abredet, wenn anderen Händlern billiger 
verfauft werde; e8 wird anderen bil- 
liger angeboten 509; feine Verjährung 
der Anjprühe für Lagergeld, Fradt- 
und Abfuhrkoften der vom Käufer 
wegen Mängel zur Verfügung geftell- 
ten Waare aus 349 9. ö. 3. 51l; 
feine Haftung des Berfäufers für 
Schadenserjaß, weil er das Berfjprechen 
befter Qualität nicht leichtfinnig ab- 
gegeben hatte 513; Leine Befreiung 
von der Verpflichtung, den früheren 
Kauf zu erfüllen, wenn Berfäufer 
Waare derjelben Art noch einmal an 
denfelben Käufer zu anderem Preife 
verfauft und den zweiten Kauf erfüllt 
hat 512. 
Kaufmann. Die Witwe, melde 
das Gejhäft ihres Ehemann, den fie 
pro parte beerbt, fortjett 303. 
Kanfalität, nad) dem erfahrungs- 
mäßigen Berlaufe der Dinge ohne 
Feftfiellung aller fonft möglichen Ur- 
jachen des Schadens 163; da8 Ber- 
jchuldeu des Beklagten ift die eigent- 
liche, die wirkende Urfadhe 164; feine 
Haftung des Gerichtsvollziehers wegen 
formlofer Pfändung, weil der Kläger 
hätte fein Eigentbum an den Saden 
geltend machen Fönnen 165; Schadens- 
erfaganfprucd; des Inhabers eines 
Sparfafienbuchs und feines Keffionarsg, 
weil die Sparlaffe die von einen Drit- 
ten unter Borlegung des Budj8 er- 
‚ bobenen Zahlungen nit im Buche 
notirt hat? 166; R. bei einer Sciffs- 
Vrazid des Neichsgerihtt. XXIII. 
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tollifion in Folge mangelhafter Be- 
feftigung 167; die Amputation eines 
Fußes unmittelbare Folge eines Un- 
falls bei vorhandener Dispofttion 
(Zuberfelheerd) 532; Haftung des Ur- 
hebers eines Delitts (ein fremdes 
Kleidungsftüd ift mit Petroleum be- 
gofien) für die Folgen des Delikte 
eines Anderen (das Kleidungsftüd ift 
in Brand gefett) 168; feine des 
Schadens im Falle falfcher Beurkun- 
dung 169—169c. 

Kirche. Klage des Pfarrers wider 
den Patron auf Erftattung von Zinfen 
und Amortifationsraten eines zur 
Dedung der Pfarrbaufoften aufgenome 
menen Darlehns zu einem Drittel 702; 
Einrede der Arglift, weil der Patron 
nicht beitragen follte; angeblicher Irr- 
thum über eine Obfervanz 701; Be- 
freiung von Patronatslaften nicht durch 
das feinen Vertrag darftellende Fun- 
dationsprivileg 706; Kirchhöfe, die in 
öffentliche Pläße umgewandelt waren, 
fonnten nit mehr in das Eigenthbum 
der bürgerlichen Gemeinden übergehen 
703; feine Obfervanz zur Begründung 
eines MWohnungsrechts des Küfters in 
einem beftimmten Haufe 704 ; au der 
Pfarrer die Koften des Betriebs und 
der Unterhaltung einer Dampfent- 
wäfjerungsmühle von dem Einfommen 
aus den Pfarrgrundftüden zu tragen? 
707; der Kirchenvorftand einer Tatho> 
tifchen Kirchengemeinde erhebt Wider- 
Hage ohne Genehmigung der Kirchen- 
gemeinde 708 ; Auseinanderjegung über 
das bifchöflihe Zafelgut und den 
Privatnachlaß des Biihofs 709; Recht 
der Stadtgemeinde, bei ausgebrodje- 
nem Fener die Kirchenglode zu läuten 
30, 64; fein Anfpruch einer Berliner 
Kirchengemeinde wider die Stadt auf 
Beihaffung eines Grundftüds für den 
Bau des Pfarrhaufes 711; Feine Klage, 
auch feine Feftftellungsflage wegen der 
Baufoften vor der Entiheidung der 
Berwaltungsbehörde über die Noth- 
BEIDEN und die Art de8 Baues 

1 


Klage für eine prozeßunfähige Berjon 
ohne Angabe des gejelichen Vertreters 
147, 8. wider die Witwe, erftredt 
auf fie al8 VBormünderin ihrer Kinder 
748; Antrag alternativ, nah Wahl 


29 


450 


des Klägers 749; Klagbegründung und 
Antrag ausreichend bet Schadenserjaß- 
anjpruc gegen Gründer einer Aftien- 
gefellichaft 750; K.im eigenen Namen, 
während ein Theil der Forderung ce- 
dirt ift 751; KR. vom Kirchenvorftande 
einer Fatholifchen Kirchengemeinde er- 
hoben ohne Genehmigung der Kirchen- 
gemeinde 708. 


Rlageänderung. Rüdforderung einer 
Anzahlung auf das Pachtgeld wegen 
Unmöglichfeitder Ausführung — wegen 
Betrugs des Beklagten bei Eingehung 
755; Antrag auf Nothfervitut — be> 
hauptete Grundgerechtigfeit 770; Klage 
auf Schadenserfag wegen Nichterfül- 
fung — auf negatives Vertragsinter- 
effe wegen culpa in contrahendo 
756; Klage auf Zuläffigfeit der Kün- 
digung eines Miethsverhältnifjes ge- 
gründet auf den Bertrag — auf das 
Gefet, weil Bermiether Aftermiether 
nit angenommen habe 757; ein ent- 
lafjener Oberingenieur der ftädtifchen 
Wafferleitung fordert Gehalt — Ben- 
fion 758; Bewilligung der Umfchrei- 
bung von Grundftiden — Bor- 
zeigung folder, um die Lmifchrei- 
bung herbeizuführen 759; Nadbrin- 
gung des vollftredbaren Titels bei 
der Anfechtungsflage, im Laufe des 
Berfahrens 245; Benennung eines 
anderen Grundftüds, deffen Auflaffung 
begehrt wird 760; Wiederherftellung 
eines Zuftandes — Entjchädigung 761. 
Keine — Anrehnungspflicht einer 
Schuld des Miterben an die Erblaffe- 
rin, unerheblich, ob aus dem Necdhts- 
grunde der Klage oder einem von Be- 
zuge zugegebenen anderen Grunde 
762; Anfechtung, weil der Ehemann 
an die Ehefrau veräußert habe, Diele 
an die mitbeflagten Kinder — weil 
der Ehemann an die Kinder veräußert 
habe 763. 


Klagenhäufung, eventuelle nur für 
den Fall, daß’ die prinzinpale aus 
matertellen Gründen verworfen, nicht 
daß fie progefjual für unzuläffig er- 
fannt wurde 754. 

Klagezurüduahme. Mangel der 
Heltftellung, daß Beklagter eingewilligt 
habe, befeitigt nicht die Rechtswirt- 
jamleit der thatfächlichen Einwilligung 
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764; theilmweife K., jpätere Ermeite- 
rung um denjelben Betrag 765. 

Kodizille Korm der im ZTeftantent 
vorbehaltenen in Hamburg 639; feine 
Erbeinjegung im beftätigten ®., au) 
nicht in Hamburg 640; Aufhebung des 
Teitaments dur ein KR. bejeitigt die 
im Teftament hinterlaffenen VBermädjt- 
niffe, wenn aud nidjt die Erbesein: 
fegung 641. 

Kommanditgejellihaft. Klage des 
Kommanditiften gegen den Konplemen- 
tar nad) eingeleiteter Liquidation auf 
Berihtigung der vorhergegangenen 
Bilanz und Rechnungslegung 569. 

Kommanditgefellichaft auf Aktien. 
Die Altie als Sicherheit eines an- 
fechtenden Altionärs 586. 

Kommiffion. Nachweis des Börfen- 
furjes 438. 

Kompenfation nicht ausgefichlofjen 
bei Hingabe vertretbarer Sachen mit 
geftattetem Gebrauh nah A... R. 
180; 8. gegenüber einer negativen 
Teftitellungsflage, daß der Bellagten 
feine Rechte aus einer Pfändung und 
Ueberweifung zuftehen 181; bei vor- 
gejhütter Kompenfjationseinrede kann 
der Richter nicht das Urtheil der ge- 
Hagten Forderung ablehnen, weil ihr 
eine höhere Gegenforderung entgegen- 
ftehe 132. 

Konfefjoria gegen den Eigenthümer 
des dienenden Grumpdftüds als foldhen 
72; Klage der Stadt wider die Kirchen- 
gemeinde und den Pfarrer auf Läuten 
der Kirchenglode bei ausgebrochenem 
Teuer 75. 

Koufufion. Dem Hypothefgläubiger 
wird das ihm verpfändete Grundftüd 
vermadt. Die Forderung bleibt be- 
ftehen 184, 

Konkludeute Handinng nicht, wenn 
nit mit Zuverläffigkeit auf die Ab- 
fiht gefchlofjen werden Tann 692. 

Koufnrrenzeuthaltung. Beripre- 
chen, feine andere Fabrik zu vertreten, 
Auslegung 468; der Ehemann ver- 
Ipricht, fich der Anlegung einer Bäckerei 
zu enthalten; er richtet eine ein, die 
Ehefrau betreibt fie. Anjprud) gegen 
den Ehemann und gegen die Ehefrau 
469; Engagement bei einer Fabrik, 
welche Pulver verkauft, — Annahme 
einer Stellung bei einer Fabrik, mweldje 
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Pulver fabrizirt für die eigenen Berg- 
werfe der Mitglieder 470; Kläger hat 
jelbft Kunden an den Bellagten ge- 
wiejen, der fein KKonfurrenzgeichäft er- 
richten follte 471. 

Kontoturrentverhäftniß. Der 
Kunde überbringt Wechfel zum Dis- 
fontiren, welche der Bantier dem An- 
jprud) des Kunden zumider auf das 
Konto gutichreibt, ftatt den begehrten 
Baarerldös auszuzahlen 370. 

Kontrahenten der Direktor einer 
Aftiengefelichaft Namens derjelben, 
nit für feine Perfon 279. 

Konventionalftrafe  veriprodien, 
wenn die Erfüllung nicht bewirkt jet 407 ; 
der Delonomieinfpeftor verfichert, daß 
ale Schulden aus der Rechnungs- 
periode bezahlt feien, widrigenfalls er 
rüdftändige aus Eigenem tilgen werte 
407; 8. ftipulirt wegen verfpäteter 
Zahlung 408; dann nicht Zinfen neben 
der Strafe 408; aber die Strafe neben 
der Differenz des Kaufpreifes, fomeit 
Berkäufer Selbfthülfeverfauf vorge- 
genommen hat 408; KR. nit dadurd) 
ausgefchloffen, daß der Kunde des 
Berlebten die minderwerthige Waare 
nicht beanftandet hat 409; NK. wegen 
Berfchweigens eines Engagements nicht 
verwirft, wenn Gegenfontrahent das 
Engagement kannte 410; fett der Ver- 
fall der RK. nad) Rheiniihem Hecht 
Bericdulden voraus? All; fett er 
Berzug voraus? 412; K. von 5000 
Mark für den Fall, daß bei einer 
Hypothet die Unfündbarkeit bis 1. Oft. 
1899 nit bis zum 1. Jan. 1890 im 
Grundbud, eingetragen oder diefelbe 
an von Bellagten erworben wäre 

13. 

Konzeffion einer Eifenbahn. Die 
Bedingungen nicht erfüllt; der Bezirk 
hält fi) an die zugefagte Subvention 
319 


Körperverlegung. Berantwortlich- 
feit des Bauherren nit ohne Ber- 
ichulden 252 ;verfchuldete Berwundung, 
hervorgerufen durd) Entladung eines 
Gewehrs beim Herabnehmen von der 
Schulter 253; die Treppe war nicht 
beleuchtet, Berantwortlichfeit des Haus- 
eigenthiümers, aud) wenn er einer Per- 
fon den allgemeinen Auftrag zur Be- 
leuchtung ertheilt hatte 254; Chauffee- 
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graben fein Abhang, welcher zu be- 
deden wäre 256; fonfurrivendes Ber- 
jhulden des Vaters des verlekten 
Kindes und des MWerfführers des Be- 
fagten 250. 

orporation. Anrechnung der Zu- 
validenrente auf die SKnappfchafts- 
feiftungen nad) einer Abänderung des 
Statuts 588; die en eiel: 
eines Preußiihen NRegierungsbezirts 
KR. und vertreten durd) den Kaffen- 
anmwalt 589; Witwengeld und Kinder- 
geld aus der Knappfchaftsfaffe bei ab- 
geänderten Satzungen nicht zu fordern, 
wenn die einen und die anderen 
Satungen je für fih den Anfprud 
nicht begründen 590. | 

Krantenverfiherungsgefeg. Ber- 
fiherung von Arbeitern aus einer aus- 
wärtigen Arbeitsftätte bei welcher Orts- 
franfenfafje? 553. 

Kreditgefchäfte. Baugeldervertrag ; 
Rictritt des Geldgebers, wenn der 
Darlehnsempfänger vor Bollendung 
des Banes veräußert und der Käufer 
al8 Bauherr auftritt 425, 426; RR. 
durch Waarenfendungen auf 1Y, Jahre 
unter Bürgihaft 427; Berfprechen, 
eine Shupothef zu übernehmen. Grund- 
loje Weigerung wegen Kreditunmwirdig- 
feit der Schuldnerin 428. 

Kündigung eines Dienftverhältniffes 
lag in der unberedhtigten Entlaffung 
wegen eines nicht vorliegenden Ver- 
ichuldens 465. 


Lehrherr mißhandelt den Lehrling; 
Aniprudhsverjährung 456. 

Lestwilliges Beräußerungsverbot 
im Grundbud) eingetragen, gegen Hy- 
pothefgläubiger geltend gemad)t 41. 

Lex Agquilia, f. Körperverlegung. 
Berihuldung beim Tiefgraben auf 
eigenem Boden in der Nähe eines frem- 
den Haufes; die Stadt hat Schadens- 
erfats zur leiften 249; eigenes Ber- 
ihulden des Bauherrn, welcher fach- 
verftändige Baumeifter angeftellt hatte 
251; mangelhafter Bau eines Spiri- 
tusbaffins an der Grenze des benad- 
barten Grundftüds 255. 

Lotterie, Keine Verbindlichkeit des 
Hauptlollefteurs, fi einen anderen 
Unterfollefteur gefallen zu laffen und 
diefem die vom erften Unterfollefteur 
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bezogenen Loofe für die folgenden 
Ziehungen weiter zu liefern 561; Be- 
theiligung bei einer Serienloosgejell- 
Ichaft; Verurtheilung des Beklagten 
zur Herausgabe des Gemwinnantheils 
562. 


Mallervertrag. Kein Maklerlohn, 
wenn zu einem niedrigeren als dem 
gefetten Mindeftpreije verfauft wurde 
430; Auftrag von beiden Theilen an- 
genommen bei einem Handelsgeichäft 
431; Auftrag an den Maller für einen 
Dritten zu vermitteln 432; feine an- 
gemefjene Bergütung, wenn der Makler 
nad) dem Bertrage eine Berglitun 
nur in einem nicht eingetretenen Fa 
fordern fan 433. 

Martenfchng. Keine Einrede, das 
Waarenzeichen fei ein Freizeichen gegen 
die Klage aus der Eintragung auf 
Unterlafiung 148, 150; Worte ale 
Waarenzeihen 148, 149; Eintragung 
unter einer falihen Waarenklaffe 148; 
Berbot, weil da8 Waarenzeichen, wenn 
au; mit Umfchreibungen gebucht ift 
149; Waarenzeichen, welche unter der 
Herrfchaft des alten Gejees nad) rechts- 
fräftiger Entfcheidung nicht als Tolli- 
dirend angejehen In: wurden vom 
Patentamt als Fkollidivend angejehen. 
Klage auf Eintragumg? 151; Verbot, 
das Zeichen „Barbarofja-Brunnen‘' zu 
führen, welcher für Anderen eingetragen 
ift, auch nicht als Theil der Firma 
152, 156; Bergleich, feinen Liqueur 
mit der Bezeichnung „Boonelamp’ in 
an zu bringen; Kontravention? 
147. 


Miethe nnd Baht. Pacht auf 
eine beftimmte Zeitdauer bejchränft 
453; die zur Filherei in fremden 
Privatgewäffern Berechtigten dürfen, 
wennjhon zur Ausübung durch einen 
Bertreter befugt, die Fiicherei nicht ver- 
pacdhıten 122; Sachmiethe einer Drefd)- 
majchine ohne ausdrüdliche Berab- 
redung eines beftimmten Miethszinjes, 
auch wenn Bermiether das Schmieröl 
bergab und einen Monteur ftellte 451; 
Padıt eines Hotel® mit der Verpflich- 
tung, die Wirthichaft perjönlich zu 
betreiben; die Konzeifion wird nicht 
ertheilt, der Pächter fordert die An- 
zahlung zurüd 443; Nüdtritt des 
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Miethers wegen Schwamm? 444; 
Derpädhter Hat auch bei bedungener 
Borauszahlung keinen Anjpruh auf 
das Pachtgeld, wenn er den Pächter 
ermittirt. Keine Wiedereinfegung da- 
mit, daß er defjen Pacdhtrecht mit Be- 
Ichlag belegen läßt 454; die Ber- 
mietherin läßt wegen einer Bierfchuld 
das Miethsrecht ihres Dliethers pfän- 
den und fi) zujchlagen, und madjt 
das Vorreht wegen des weiter laufen- 
den Miethszinjes an den eingebrachten 
Saden geltend 445; der Vermiether 
baut neu im Taufe des Miethsvertvags, 
fann er deshalb vom Bertrage zurüd- 
treten? 446; der DBerpädhter fordert 
Entihädigung wegen zu geringer 
Düngung, Beftelung und Ausfaat; 
8.61I A. NR. I, 21 — 450; darf 
der Pächter eines Landguts vermiethen ? 
448; Haftung des VBerpächters einer 
Mühle, welcher das Yinterwaffer nicht 
hat räumen lafjen 449; der VBermiether 
hat die zugefagte Reparatur während 
der Abrwefenheit des Miethers nicht 
beendet; Aufgabe der Miethswohnung 
452; Cejfion eines Padhtverhäftnifjes 
mit Genehmigung des DBerpächters 
ohne Entlaffung des bisherigen Päch- 
ter8 447; bei einer Padhtcejfion ftellt 
fih der Werth des zu übernehmenden 
Anventars höher, al® der Ceifionar 
ausdrüdlid voransgejett hatte 277; 
Eintritt eines Dritten an Stelle des 
Berpäcdters in den Pachtvertrag; ihm 
fteht die Einrede der anders verhan- 
deiten oder niedergejchriebenen Sad)e 
entgegen 397. 

ilitär. Benfion oder Civilver- 
forgungsjchein der halbinvaliden Unter» 
offiziere nach zwölfjähriger Dienftzeit 
760 


Miterben. Kein Retraft, wenn 
nicht das Recht an der Immobiliar- 
erbichaft, jondern ar den einzelnen 
Grundftüden veräußert wird 645; 
ordnen die Theilung unter Abjehen 
von einer väterlichen Verfügung als 
gejeglihe Erben eines verftorbenen 
geiftesfranten Bruders 412, 

Müller, |. Erfitzung. 

Mündficzkeit. Sind die Urkunden 
zu verlefen? 740. 

DE NIEEIONN: Gefhmadsmufter? 
153. 


-  Alphabetifches ARegifter. 


NRahbarredt. Berbauen von Fen- 
ftern in Berlin; Grüner Graben 45; 
Kiffe und Senfungen im Haufe in 
Folge Grabens auf dem Nachbar- 
grundftüd 46; Zuführung jchänlicher 
Gruben- und Abfallwaffer 47; Tödtung 
von Filchen in einem Privatgemwäfler 
durd) Einlaffen von Fabritabwäffern 
48; ein flachfundamentirtes Haus wird 
dadurch beichädigt, daß die Stadt in 
der Nähe ein Entwäfferungsrohr legt; 
Scadenserfag 49—51; Weberfluthung 
durd Waffer, weldes in Folge einer 
Eifenbahnanlage einem Grundftüd .- 
gejenbet wird 5la—5le; ordentlicher 
und gewöhnlicher Wafferabfluß ayg der 
Zeit des Nechtsvorgängers nad) g, 100 
AÜL.R.I 8? Hle. 


Naturalerfüllung, ftatt derjelben 
Forderung des Intereffe beim Aus- 
zug wegen unlindlicher Behandlung, 
für die Vergangenheit ohne befondere 
Darlegung des Schadens 108; N. ge- 
fordert bei verfchufdeter fubjeftiver Un- 
möglichkeit 173. 

egatoria, S. Nachbarredt und 
Bergredit. Keine Klage wider die 
Kanalbaulommilfion, weil zufolge der 
Kanalanlage die Brunnen verfiegt 
find 73; Klage, wenn Zuführung fchäd- 
licher Waffer zeitweilig unterlaffen ift 
74; N. des Nehtsnachfolgers auf 
Scyadenserfag aus der Zeit feines 
NRechtsporgängers 75a. 

ichtigfeitSflage gegen ein Ber- 
fäumnißurtheil, welches einem Nechts- 
anmwalt zugeftellt ift, der ohne daß er 
Bollmadıt hatte, aufgetreten ift 841. 

Notorietät. NRücdfichtnahme auf 
nicht vorgelegene, dem Gericht noto- 
riihe XThatjachen bei der Beweis- 
würdigung 771. 

: Novation, feine, jondern Erfüllung 
durch) Ausftellung einer Darlehns- 
obligation 185. 

Küslihe Gefchäftsführung. Ein- 
löjung eines fremden Wechjels 211. 

Nüsliche Verwendung. Haftung 
des Dritten, welcher einen Strohmann 
vorgejchoben hat, damit diejer mit den 
Lieferanten fontrahirte und er auf 
Koften derjelben baue 212; n. ®. for- 
mal widerrechtlich eingezogener Bei- 
träge fchließt Rüdforderung aus 213; 
fein Anfprud) aus n. B., weil für 
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KHechhnung der Kläger ein Anderer, aber 
im eigenen Namen mit dem Beklagten 
fontrabirt hatte 214. 


Obligation. Berpflichtung, eine 
Bäderei nicht zu betreiben; Wirkfam- 
feit gegen die Ehefrau, melde ohne 
eigenes Recht betreibt 469. 

Obfervanz. Keine, wenn Begrün- 
dung eines Wohnungsredhts in einem 
beftimmten Haufe oder eines anderen 
jubjeftiven Rechts in Frage fteht 704. 

Offene Handelsgefellfchaft. DO. 
H. ©. gilt als folche, wenn als folche 
eingetragen, wenn fie aud) fpäter Ge- 
ihäfte betreibt, die feine Handelsge- 
Ichäfte find 574; Klage auf Bewmilli- 
gung des Eintrags al8 o. 9. ©. 575; 
Srrthum über Eigenfchaften der Berfon 
des Mitgejellichafters bei Eingehung 
des Bertrags 336; die Einlage des 
einen Gefellichafters foll für eine an- 
dere Perfon fichergeftellt werden 573; 
Anjprud auf Ausfunftsertheilung über 
Forderungen der 0. H. ©. von einem 
Gefelichafter erhoben 572; Beweislaft 
bezüglich der Höhe der Betheiligung 
an der 0.9. ©. 570; Abficht geringerer 
Betheiligung unerheblich 571. | 

Oeffentlihe Sachen. Eigenthum 
an in freiem Rhein errichtete Strom- 
bauten 25; feine Verpflichtung der 
Eifenbahn, die dem Eifenbahndamm 
entlang laufende Straße zu reinigen 
in Paderborn 26; Scparationsrezef 
über die Unterhaltung öffentlicher 
Straßen begründet feine rechtliche Klage 
27; die Stadt leitet Gas- und Waffer- 
rohre durd) den die öffentliche Straße 
freuzenden Eifenbahnförper 28; wegen 
Minderwerths eines Kirchengebäudes 
fann auf Erfaß gellagt werden 29; 
Necht der Stadt, die Kirchenglode bei 
Ausbrud, eines Feuers zu läuten 30; 
auf einer öffentlichen Straße führt eine 
Pferdebahn, unter” derjelben das 
Schienengleis einer Lofomotivbahn 
entlang. Wegen bauficher Aenderungen 
an der Unterführung wird die Ber- 
lfegung der Pferdeeifenbahnfchienen er- 
forderlih. Wer trägt die Koften? 31; 
Beichränkung des jerpitutifchen Rechts 
des Anliegersan der öffentlichen Straße 
auf die Benugung der Straße als 
Kommunikationsmittel, fein Recht, daß 
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nit ein Entwäfjerungsrohr gelegt 
wird 71. 

Dertlihes Neht. Imgagement 
einer minderjährigen Scaujfpielerin ; 
Ort der Herfimnft nah U. R. 14, 
15; die Eifenbahnverwaltung fordert 
Erftattung eines Nadjzolle von dem 
Empfänger der Ladung, Berjährung 16; 
Berjährung von Erbanfprüchen an einen 
Mobiliarnadjlaß aus TeftamentI; Alti- 
mentationsanfprud) von Gejchhwiftern 
17; Sciffstollifion auf einem Binnen- 
gewäfler, Haftung des Aheders? 7; 
was gehört zur Havarie grosse? 13; 
Srrthbum fchließt die Willengerflärung 
aus, — nad dem Recht des Erfül- 
fungsorts 11; Form des fchriftlichen 
Bertrags 12; Wirkungslofigfeit eines 
der Form nicht entiprehenden Ber- 
trags 12; die Handelsgebräude am 
Ort des auswärtigen Agenten für 
deffen Legitimation zur Vertretung des 
deutfchen Kaufmanns maßgebend 21; 
Anerkennung bezüglich der Form 20; 
Zahlungsverzug bei einem SHandels- 
fauf und Recht des Berfäufers im 
Fall eines Berzugs 3; Pachtvertrag 
über ein Hotel 4; Vergleich einer Ehe- 
frau ohne Auziehung ihres Ehemanns 
8; Verpflichtung des Ichuldigen Ehe- 
manns, die geichtedene Ehefrau zu ali- 
mentiren 19; Form der im Teftament 
vorbehaltenen Kodizille an anderem Ort 
errichtet al8 das Teftament 6; Form 
der Errichtung eines Teftaments 10; 
Erbichaftsftenergejeg 18; Geje des 
Prozepgerichts über das anzumendende 
Örtliche Recht maßgebend au) im Fall 
8.36? €. PB. 0.5; Beweis, daß ein 
der deutjhen Sprache nicht mächtiger 
FSranzofe die in Wien unterjchriebene 
Erklärung abgegeben habe 11. 

OrtSarmenverband, |. Alimente. 


Bartei. Die Gewertidhaft Mud 
und die Gewerkfchaft Horft unter der 
Bezeichnung Mud & Horft beklagt und 
die Zeche Oranien verurtheilt 735. 

Bntent. Die Auerfchen Patente 
für Gasglühliht 131—138; Vernid)- 
tung des Patents 71294 auf Schuh- 
wert mit Holzfohle 130; Vernichtung 
des Zufatpatents 28660 auf Neue- 
rungen an Bronzirmafchinen von Heim 
& &o., weil nur fonftruftive Aende- 
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rung und feine Erfindung 139; Ber- 
nidhtung des Dehlmann’ichen Patents 
74301 auf ein Wafferzerftäubungs- 
mundftüd 140; Patent Gt 76247, 
Herftellung von Gußjchlide dur Zu- 
fat von Soda, vernichtet wegen offen- 
fundiger VBorbenubgung, weil den Ar- 
beitern befannt 141; Vernichtung des 
Patents 54371 aufein Berfahren zum 
Formen von Gittern für Eleftrizitäts- 
jammler nad) $. 10, Nr. 3 des Patent- 
efeges 144; feine Vernichtung des 
Patents Uhl & Co. 62934 auf KRei- 
bungseinrichtungen an Sichtemajdhinen 
wegen des dem Haggenmadher ertheil- 
ten Patents 46509, in dem fein Ge- 
fe zur Darftellung gebracht ift 145; 
Abweifung der Nichtigkeitsflage wider 
Patent 73464 auf Herftellung eines 
Kabelichlagfeils von Draht und Hanf 
146; Verlegung des Patents 51547 
auf Vorrichtung an Automaten durd) 
eine gleichwerthige Einrichtung 142; 
Klage auf Unterfagung, eine nidt 
patentirte Waare al8 patentirt in den 
Handel zu bringen 143. 

Batron, |. Kirche. 

Pfandredht. Genügende Beftinmt- 
heit der verpfändeten Hypothef? 100; 
antichretiicher Pfandvertrag; Zeitpuntt, 
zu welchem Rechnungslegung gefordert 
werden fann 102; PB. an einem Hy- 
pothefenbrief? 53; P. an Möbeln, 
welde in von der Sculdnerin be- 
wohnten Räumen ftehen 103; PB. des 
Bermiethers an den vom Miether ein- 
gebrachten Sadjen für den feit dem 
Eintritt des UIntermiethers weiter lau- 
fenden Miethszins 99; die durch ver- 
pfändete Aktien geficherte Forderung 
wird von dem Schuldner arreftirt. 
Der Gläubiger maht von dem ihm 
bewilligten Berfaufsredhte Gebrauch 98 ; 
Form der BVerpfändung einer Altie 
einer Rübenzuderfabrit 101; Form 
der Genehmigung des Eigenthümers, 
wenn die DVerpfändung von einem 
Dritten gefhah 104; actio pigno- 
raticia de8 Pfandgebers gegen den 
Theilhaber der 0. H. ©. auf Rüdgabe 
verpfändeter Snhaberpapiere 105. 

Pflichttheil. Die Pflichttheilserbin 
präfludirt; NReplit der Arglift gegen 
die Bellagten 627; Pflichttheilsergän- 
zungsflage ausgeichloffen durch An- 
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rise der lettwilligen Verfügung ? 
6 


Bolizeigefek. Das Pr. Fifcherei- 
gejetz 8.43 — 1; Beweis mangelnden 
Berichuldens 126; PB. nit S. 187 
A. NR. I, 8nod S. 34 der Bau- 
polizeiordnung für Pofjen 2. 

Page Berfügung. Berbot 
des Abbaus von Folfiltien zur Siche- 
rung einer Straße; Entihädigungs- 
pflicht 669. 

Bolizeiverordunng kann nicht die 
der Stadt obliegende Straßenreinigung 
auf die Anlieger übertragen 26. 

Boftfendung. Keine Verpflichtung 
des Gerichtsvollziehers, die Benad)- 
rihtigung des Schuldners von der 
un im Anfchluß gepfändeter 

ae zu franfiren oder einjchreiben 
zu laffen 260; Verpflichtung, den Brief 
einjchreiben zu laffen, mit weldem 
ein zurüczugebender Wechfel vemittirt 
wird? 368; PB. an zwei Chelente; 
n Duittung bei Einfchreibejendun- 
gen s 
Brovifionsreifender, |. Agent. 

Prozenbevolfmäcdhtigter. Anzeige 
der Kündigung an den Gegner in 
welcher Form? 8.83 &. BP. O2. 739. 

Progenfühigkeit des volljährigen 
Hausfindes im Interventionsprozeffe, 
wenn fein nicht freies Vermögen für 
EDER des Baters gepfändet ift? 
6 


Bupillarfubftitution. Der Sub- 
ftitut tritt feine Rechte bei Lebzeiten 
des Erben ab 634; feine Klage der 
Witwe und des Pflegers des etwaigen 
Descendenten des eingefegten unmün- 
digen Kindes wegen Ungültigfeit der 
P. vor dem Eintritt des Falls 635. 


Rayonbefhräntung. Zinfen der 
im geridhtlichen Verfahren zugefproche- 
nen Renten von wo ab? 667, 667 b. 

Reallaft. Aud) einmalige Leiftungen 
neben wiederfehrenden? 109; Titel 
begründet durch einen Vertrag zwijchen 
dem Amtsvorfteher als Gefchäftsführer 
der Gemeinde und dem ©rumdeigen- 
thümer 109 ; die Gemeinde hat pflaftern 
und Fanalifiren laffen, ohne den Be- 
trag von dem Subhaftaten einzuziehen 
oder anzumelden. Sie fordert ihn 
von dem Erfteher, welcher die Laft über- 
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nommen bat 110; fein Recht des 
Eigenthümers, den Ehemann der Leib- 
zuchtberehtigten aus dem Haufe zu 
vertreiben, in welchem vieje thatläch- 
th die Leibzucht genießt 111; Be- 
feitigung eines Taudemiums durd) das 
Pr. Gefeß vom 2. März 1850 — 112. 
Rechnungslegung. Kann der Kom- 
manbitift von den Komplementar R. 
fordern? 569; durd) eine vorläufige 
Berechnung des Neingewinns ift der 
Rehnungspflichtige nicht befreit 233; 
feine Klage des Ceffionars eines Ge- 
jellichafters auf R. an den Cedenten 
564; der zur R. verpflichtete Guts- 
infpeftor verfichert, daß weitere Zah- 
fungen aus der Redynungsperiode nicht 
zu leiften feien, und verfpricht, wenn 
fih nod) Schulden finden jollten, jolche 
aus Eigenem zu berichtigen 407. 
Rechtsanwalt. Haftung eines R.s 
für unterlaffene Klagerhebung eines 
Generaljubftituten? 262. 
Nechtshängigkeit. inrede unbe- 
gründet, wenn zu Gunften des Be- 
fagten und auf deffen Antrag der 
frühere Richter die Klage abgewiejen 
und Kläger auf Berufung verzichtet 
hatte 766; feine R. durd die An- 
meldung der Forderung im Konkurfe 
dahin begründet, daß der Gläubiger 
nicht wegen eines Theil8 Klage beim 
Schiedsgericht erheben fonnte 767. 
Rechtskraft nur der prinzipalen 
Abweilung, nicht der eventuellen 813; 
diefelbe Kompenfationseinrede war 
früher wegen mangelnder Subftan- 
tiirung verworfen, neu erhoben 814; 
aus Vertrag am 15. Sept. über un- 
begrenztes Ouantum AN: — 
nene Klage aus Bereinbarung vom 
16. Sept. über beichränftes Quantum 
815; Einrede der R., Subftantiirung 
bei nicht völliger Spentität der Per- 
fonen 816; Forderung des pofitiven 
Schadens — des entgangenen Ge- 
winns 817; Berurtheilung zur Bejei- 
tigung des Schwamms nad) redts- 
räftiger Berurtheilung zur Zahlung 
der Koften 818; Anfprucd auf Eeifion 
einer Hypothet — Klage des Gegners 
auf Freiheit von Beichräntungen 819; 
R. der Abweifung der negativen Feft- 
Be age llage für die pofitive Verpflich- 
tung auch bez. der Vergangenheit 820. 
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Necdtsmittel, |. Intervention; An- 
fhliegung, verbunden mit dem An- 
trag auf Berfäummißurtheil; wird 
wirkungslos, wenn fpäter der Zurüd- 
nahme des R. zugeftimmt 824; Un- 
zuläffigfeit nad) 8. 94 &. P. D. zu be- 
urtheilen nach der Zeit der Einlegung 
825; R. des Klägers, weil die Klage 
ohne Prüfung der Forderung wegen 
Beftehens einer höheren Gegenforde- 
rung abgewiefen ıft 182; fein Theil- 
urtheil des Berufungsgerichts, durch 
weld)es das erftinftanglice Urtheil ganz 
aud) bezüglich der Widerflage aufge- 
hoben, aber nur bezüglich der Klage 
pofitiv erkannt wird 826; der Bellagte 
ftirbt, bevor das auf feinen Eid ge- 
ftellte Urtheil zugeftellt ift; neues Ur- 
theifl nur über den Eid der Erben. 
Rechtsmittel? 827. 

ehtsweg unzuläffig für eine Feit- 
ftelungsflage, daß die beflagte Ge- 
meinde ein von der Baufluchtlinie ab- 
geichnittenes Stüd, wenn fie Abtretung 
fordere, zu einem beftimmten “reife 
zu übernehmen habe 713; Eigenthums- 
frage auch beim öffentlihen Staatsgut 
714; Klage über die Umlage einer 
firhlichen Abgabe 715; Streit über 
die Erflattung von Koften der Räu- 
mung eines Waffergrabens 716; R. 
wegen Streitigfeiten über öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung, einen See zu 
reinigen 717; Antrag aufe. DB. gegen 
eine Stadt, wegen Eingriffs in die 
Gewerbefreiheit durch Ausichluß einer 
Genoffenicdhaft von der Diüngerabfuhr 
718; Klage gegen Gemeindevorftand 
auf Beleitigung einer Tafel gegen Be- 
nugung eines öffentlichen Weges 719; 
ob dem Küfter von der Stadt MWoh- 
nung zu gewähren fei, wenn er zu- 
glei Stadtfcyullehrer ift 720; über 
die Vermögensanfprüdje, welche bei 
Theilung eines Schulbezirks die neıte 
Schulgemeinde bezw. die an ihre Stelle 
getretene politifche Gemeinde gegen die 
andere Schulgemeinde auf das bis- 
herige Vermögen erhebt 721; Einrede 
der Zahlung einer Koftenjchuld gegen- 
über der Berwaltungserefution 722; 
Antrag auf Lölchung eines Waaren- 
zeichens, weil Freizeichen oder SHer- 
funftsbezgeihnung 723; Teine Nad)- 
prüfung, ob der Nadyzoll, deffen Er- 
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ftattung die Eifenbahnverwaltung von 
dem Empfänger der Ladung fordert, 
mit Nedt von der Zollbehörde feftge- 
ftellt ift 724; Klage einer Stadt auf 
Herftellung einer Chauffeebauftrede 
gegen den Kreis 725; Anjprud) der 
Stadt, daß bei TFenersgefahr vie 
Sloden der Kirche geläutet werden 
726; Klage auf Entjchädigung wegen 
Befreiung eines Feuerfchiffs aus dem 
Eife 727; Zinfen von zu Unredt er» 
hobener, aberzurücdigegebener Gemeinde 
ftener 728; Klage auf Anerkennung 
eines Nußungsrehts an dem öffent- 
fihen Pla in Verbindung mit dem 
Antrag, eine polizeiliche Verfügung 
rüdgängig zu maden 729. 

Net zur Sache. Kenntniß eines 
fremden R.8 5. ©. bei Erwerb einer 
Hüupothef unfhädlih 94. 

Nedfiher Erwerb. Keiner des 
Ceifionars, wenn er fih nit nad 
der Erbeslegitimation des Kedenten er- 
fundigt, und von dem DBater eine der 
Tochter zuftehende Hypothel fidh zur 
Sicherftellung einer Forderung an den 
Bater cediren läßt 81; verfolgt gegen 
den Nichteigenthümer 57 ; Anfprud) des 
redlichen Erwerbers auf Erftattung des 
Preifes gegen den Bindilanten; maß- 
gebender Zeitpunkt für den guten 
Glauben bezüglich des beweglichen Zu- 
behörs eines verkauften und aufgelaf- 
jenen Grundftüds 58; VBormerfung 
des Rechts auf Auflaffung hierfür un- 
erheblich 59. 

Refiliationsktlage. Auflöfung eines 
Alimentationsvertrags wegen Berhal- 
tens des Ehemanns der Alimentations- 
pflichtigen? 350; mehrere Firmen fon- 
trabiren zur Vermeidung der Unter- 
bietung auf jech8 Jahre. Eine Firma 
fontravenirt einmal bedeutend, zwei 
andere umnerhebli; WR. einer vierten 
355; NRefiliation eines Dienftimieths- 
vertrags mit einem Werkmeifter, weil 
derjelbe auf dem SZiegeleigrundftüd 
dur feine Ehefrau eine Wirthichaft 
betreiben läßt 464. 

Neftitution gegen ein Berfäumniß- 
urtheil bei unterlaflenem Einfprudh 
nad) Berurtheilung der Fälfcherin bei 
Entfehuldbarkeit des Irrthums der Ver- 


Hagten 840. 
evifion. Nachprüfung über bie 
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Anwendung des AL.R. auf den Ber- 
zug des Käufers, wenn irrevifibel von 
diefem BVerzuge Rechte des Verkäufers 
nah Code civil abhängig gemadt 
waren 830; Nachprüfung eines Ur- 
theils iiber Anwendung des Hannöver- 
fhen Berjährungsgefeßes, joweit da- 
bei die &. PB. DO. anzuwenden war 831; 
freie Beurtheilung de8 Sacdverhält- 
niffes durd) das Kevifionsgericht 488; 
Erhöhung des Anfpruhs bis über 
1500 Darf nur um die Sadhe revi- 
fibel zu machen, unzuläffig 832; Kor- 
reftur eines Schreibfehlers im Be- 
rufungsurtheil 270; R. zuläffig, wenn 
das die Klage für zurücdgenommen er- 
Märende Landgerichtliche Lirtheil auf- 
gehoben und die Sicherheit anders 
normirt war 833; R., wenn der Be- 
rufungsridhter annimmt, das fremde 
Recht ftimme mit dem Deutjchen Recht 
überein, wegen Berleßung des Deut- 
Then Nedts 408; Aufhebung des 
ganzen Zwilchenurtheils, obwohl fid) 
die Einrede nur auf einen Theil des 
Anfprudis bezog 834; feine Bezug- 
nahme auf Thatjachen, welche den Be- 
rufungsrichter nicht vorlagen 835 ; freie 
Auslegung einer don einer Partei im 
Prozeß abgegebenen Erklärung; daran 
ift dev Berufungsrichter gebunden 836. 

Nhederei. Der Aheder, welcher die 
Mehrheit der Antheile hat, bejchließt 
allein iiber die Reparatur des Schiffes 
486; neue Reife ohne Genehmigung 
des Mitrheders; derjelbe abandonirt 
os eingetretenem Unfall. Rechtzeitig? 

6. 


Nichteramt. Keine Suppeditirung 
einer Behauptung, welche mittelbar in 
dem Beftreiten des Klagegrundes lag 
795; Urtheil über die Widerflage ohne 
desfallfigen Antrag 796; Erkfannt über 
den Antrag hinaus alternativ ftatt 
eventuell 797; Beurtheilung aus dem 
Gefichtspunft eines Berftoßes gegen die 
guten Sitten 364. 

Richterlide Weberweifung einer 
Forderung in der Zwangsvollftredung. 
Kein Einwand des Drittichuldners, 
dem Gläubiger fehle der vollftredbare 
Titel 394. 

Nüdforderung wegen grund- 
fojen Habens. Einziehung eines 
einem Dritten gehörigen Wechiels, den 
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der Dritte zum Disfontiren erhalten 
Hatte 202; Teine Berbindlichfeit der 
Stadt Hettftedt, der Rittergutsbefigerin 
deren in Folge des Ausbaues einer 
Kreisftraße weggenommene Bäume zu 
erftatten 203; condictio rei finitae, 
Zurüdbehaltung wegen des bei der 
Hingabe und fpäter auf die Sache Ber- 
wendeten 204. R. gezahlter Nidt- 
{huld, der Bürge zahlt im Irrthun, 
daß ein Miethspfandredht noch beftehe 
205, 556, 337, 159; Yrrthum ent- 
Ichuldigt, obwohl der Zahlende die ihm 
vorgelegten Papiere nit geprüft hat 
206. R. wegen widerredtlider 
Abnöthigung ausgeicloffen durd 
nüßliche Verwendung 213. NR. des 
zu einem unerlaubten Z3mwed 
Gegebenen. Keine condictio des 
Fisfus nad) A. L.R. bei Hingabe bloß 
des Befies 208; Zahlungen für Re- 
Hameartifel 209; auch das zu viel 
Geahlte kann von dem Zahlenden 
nicht zurücgefordert werden 210. R. 
wegen nicht eingetretenen Er- 
folges. Der Miterbe kann nicht 
Nücdgabe des aus der Exrbmaffe an 
den Miterben Abgetretenen an ihn 
fordern 207. 

Nürktritt von einem unter der Be- 
dingung der Ehefchließung mit einer 
beftimmten Perfon erklärten Erlaf, 
verftößt gegen die guten Sitten 364; 
wegen Zahlungsweigerung und Nidht- 
erfüllung der Pächterin. 2 abfung nad) 
erflärtem Rücktritt unerheblich 358. 


Sacdpverjtändige. Zuziehung ver 
Bartei bei aufergerichtlicher Befich- 
tigung des ©.? 783; Ablehnung, weil 
der ©. durd) den Bejchwerdeführer in 
Zorn verfjegt it 784. 

Schadenserjat, die unmittelbaren 
Folgen eines Berfchuldens 219; Fein 
Sch. mangel® PBerjchuldung 160; 
AL R. 8.410, 1,5 nicht anzuwenden, 
wenn 9. ©. 3. 283 anwendbar 459; 
©&d). in Gelde, weil in natura der ver- 
jchuldete und unverfchuldeter Schaden 
nicht zu repartiren ift 225; Zufpredhung 
des Sch. in Gelde als das Minus 
225; Sc). wegen Nichterfüllung ohne 
befondere Darlegung des Schadens bei 
vertragsmäßigen Alimenten fürdie Ber- 
gangenheit 108; Schaden durch ge- 
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meinfchaftliches Zufammenwirken Meh- 
rerer 224; Berechnung des Schadens, 
welchen der Käufer eines Hotels da- 
durch hat, daß weniger Bier verfchäntt 
wird, als von Berfäufer angegeben 
216 ; Berechnung des Schadens, wenn 
dafielbe Ereigniß Bortheil und Nad)- 
theil bringt 217; Sc)., wenn an dem 
dur den Neubau des Bellagten be- 
Ihädigten Haufe des Nachbarn fchon 
vor dem Neubau Riffe vorhanden 
waren 218; Klage des Grumndeigen- 
thiimers, wenn das Grundftüd ver- 
padhtet war 223; Zuführung jchäd- 
licher Gruben» und Abfallmafjer 222; 
Erjag einer Konventionalftrafe als 
&d).; Code 1169 jchütt nicht 226; 
fein Sch. wegen mangelhafter Waare, 
daß Käufer nicht weiter von jedem 
Waggon 5 Mark zur Dedung wegen 
einer Forderung abziehen durfte, wenn 
er feine Waare weiter bezieht 321; 
Dedungsanihaffung zum Theil fchon 
dor Eintritt des VBerzugs und in größe: 
rem Mafiftab behufs Auswahl 220; 
Sch. eines Spediteurs, welcher die 
fpäter von den Käufern nicht abge- 
nommenen Güter nicht rechtzeitig ab- 
genommen hat, auf Zahlung der Fal- 
tura 221; Sc.-forderung des dritten 
Befitgers, gegen welchen der Hypothet- 
gläubiger ohne vollftredbaren Titel 
egen diejen die Zmwangsverwaltung 
bi vollfireden lafien 34, 234; Sd. 
des Arbeitgebers, weil derfelbe nicht 
den Anfpruch aus der Unfallverfiche- 
rung zu Gunften des Arbeiters zeitig 
geltend gemad)t hat 551. 

Scheidung von Tifh und Bett, 
f. Eheiheidung, wegen Beleidigung 
und Bedrohung 617. 

Schenkung Keine Sch., fondern 
Teftftelungsvertrag 423; ungültige 
Sch. an das bifchöfliche Tafelgut, fein 
Anfpruch der Erben des Bilchofs auf 
Herausgabe 709; keine Sch. der be- 
dingte Erlaß des Kapitals als Gegen- 
leiftung für vierteljährlihe Zahlung 
der Zinfen und Beripredhen, Theil: 
zahlungen auf das Kapital zu leiften 
424; feine Sd)., fondern anticipirte 
Erbtheilung 646; feine Sch. bei Veber- 
nahme einer Verpflichtung in eigenem 
Interefie 4225; Zuwendungen unter 
nahen Berwandten im Zweifel, Sch. 
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auch zu Gunften des Gebers zu prä- 
jumiren 420; belaftete Sc. nidt 
läftiger Bertrag? 420; Schenfungs- 
form nicht anwendbar bei jchenfungs- 
weifem Verzicht auf ein Recht 292; 
Sd. an Mehrere mit Subftitution. 
Form 421. 

Schiffstolliifion im Hamburger Hafen 
in Folge falfchen Rudermandvers 270; 
Korrektur eines Schreibfehlers im Be- 
rufungsurtheil 270; Sch. im Raifer- 
Wilhelm-Kanal, Zmangslootie 271; 
ein auf der Werft Tiegendes Schiff, 
aus dem der Kefjel herausgenommen, 
wird in das Wafler gelaffen und 
mangelhaft vertaut, vom Sturm auf 
ein anderes Schiff getrieben; Schiff 
und Sciffsbejakung 272, 273. 

Schlahthaus. Zwang zum Schlad)- 
ten in demfelben begründet feinen Ent- 
Ihädigungsaniprucdh 668. 

Schuldfchein ohne causa. DOffen- 
legung der Beranlaffung 418; cautio 
indiscreta nah A... R. 419. 

Schuldübernahme. Keine perjön- 
liche Verpflichtung des Nechtsnachfol- 
gers im Abbauredht zur Zahlung, weil 
er das Recht nicht ausüben darf vor 
der Zahlung 398. 

Schule. Ein Schulbezirt wird ge- 
theilt; hat die neugebildete Schulge- 
meinde Anfpruch auf einen Theil des 
Bermögens der alten Schulgemeinde? 
705; feine Schulaufficht der Gemeinde 
in Preußen 710; die Gefammtheit der 
Schulverbände eines Preußifchen Re- 
gierungsbezirks eine Korporation, welche 
in Streitigfeiten mit einem Lehrer über 
die Höhe der Penfion durch den Kaffen- 
anmwalt vertreten wird 589. 

Schweigen. Zuftimmung? 495. 

Separationsrezeß enthält aud 
öffentlich-rechtlicde Beitimmungen 27. 

Sicherheit geleiftet durch eine Aktie 
der Gejellichaft, deren Generalverfamm-> 
ra der Aftionär anfechtet 
5 


Simnlation. Der VBerzeihung bei 
Ehezwiftigfeiten 330; ©. eines Schuld- 
befenntnifies bei beftehender Schuld 
331; ©. über die Höhe des Kauf- 
preifes, die mündliche Beredung wird 
nn die Auflaffung rechtswirkjan 
3 


Sparkaffenbud;, f. Zahlung. 
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Spediteur, |. Schadenserfag; Spe- 
dition oder Fradjtvertrag? 439; Maf 
der Haftung des ©. nad) Art. 384 — 
440; der ©. hat Kunden durd Eir- 
fular benachrichtigt, wie er bezüglid) 
der Ausantwortung von Waaren an 
Agenten des Kunden verfährt; nicht 
verpflichtet einem Kunden, der diefes 
Eirfular nit fennt, Nahridt von 
dem Widerruf zu geben 441; Teine 
Nachricht von der Ausantwortung der 
Waare an den auswärtigen Agenten 
des Auftraggebers 442, 

Stellvertretung, falsus procura- 
tor, Bemweislaft 280; Genehmigung 
eines von einem Nichtbevollmäd)- 
tigten abgejchloffenen Gejchäfts nicht 
die Erflärung gegenüber einem Drit- 
ten 281; ftilli weigendes Einverftänd- 
niß, daß ein Dritter als Bertreter 
fontrahirte 283; die Ehefrau md 
Mitlontrahentin haftet nicht aus dem 
Betruge ihres Ehemanns bei der Bor- 
verhandlung 282; vermuthete Voll- 
madht? 282; Wiffen des Agenten 
Ihadet dem Gejhäftsheren bezüglich) 
feines Anfpruh8 gegen Dritten nicht 
285 ;der Stellvertreter verpflichtet feinen 
Bollmachtgeber nicht, wenn er bie 
Bollmadt für feine Angelegenheiten 
mißbraudht 286; die Witwe aus ehe- 
ficher Gütergemeinfchaft fetst das Ge- 
ichäft fort, die Kinder haften aus den 
Wanrenfäufen 287, 

Stempel, Taufchvertrag unter 
Uebernahme von Hypothefen und bei- 
derfeitigem Zahlungsveriprechen 679; 
Kauf oder anticipirte Erbtheilung ? 
681; zwei Kaufverträge nicht Taufch- 
vertrag 684; Kaufvertrag und Hin- 
gabe eines anderen Grundftüdse an 
Zahlungsftatt, nicht Taufd) 686 ; Hin- 
gabe an Zahlungsftatt nicht bei bloßer 
Beredhtigung der Hingabe 682; Leib- 
rentenvertrag 680; Schenfungsitempel 
nad) dem Gefjet vom 19. Mai 1891, 
8.4 — 683; Stempelfreiheit eines 
Preußiichen Prinzen? 6577; Gejellichaft 
mit beichräntter Haftung, Einbringen 
eines Gefellichafters unter theilmweifer 
Anrechnung auf die Stammeinlage 
678; Freiheit vertragsmäßiger Bered)- 
nung der von einer Aftiengejellichaft 
eingebradgten Immobilien und Mobi- 
lien auf die al8 Gegenwerth gewährten 
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Aktien umd die al8 Gcegenwerth ge- 
währten Obligationen 685; ungejetz- 
lid) erhobener Reichsftenipel nur zurüd- 
zufordern, wenn unter Vorbehalt ge- 
zahlt 671; feine Stempelabgabe für 
Abftempelung zur Kontrolle, wenn aud) 
gleichzeitig nicht abgeftempelte Faffirt 
oder unter Berkfauf ausgejchieden mwer- 
den 672; Kaufftempel von nod) nicht 
volleingezahlten Aktien 673; Lotterie- 
loofe, Berechnung der 10 Proz. 674; 
eine Molkereigenoffenichaft verkauft die 
von ihren Genofjen gelieferte Milch 
an ein Regiment 675; Immobiliar- 
ftempelabgabe neben vem Anjchaffungs- 
ftempel für Aftien 676. 

Stille Gefellfchaft, eingetragen für 
Rechnung Dritter, aber in eigenem 
Namen; feine Klage des Dritten gegen 
den Geichäjtsinhaber 568. 

Straßenbaufoften. Nachforderung 
bezw. dur) Verjährung ausgejchlofien 
2 Pr. Gefeß von 1840? 194. 

traßenbaulaft der Adjazenten, ge- 
meine Laft mit dem Vorrang von 
a. 113. 

treitverfündignung. Der Streit- 
verkündete macht, jelbt verklagt, Ein- 
reden geltend, die er im VBorprogeß 
wegen der Parteiftellung nicht geltend 
machen konnte 738. 

Subhajtationsverfahren. Keine 
nn des Rechts, eine Hypothek 
wegen befjeren Rechts anzufechten durd) 
unterlaffene Anzeige von der Erhebung 
der Widerfpruchsflage gegen den Ber- 
theilungsplan 88 ; Erwerb eines Grund- 
ftüds dur) S., welches einem Anderen 
aufgelaffen war 43. 


Tanfchvertrag, beizmwei aneinander- 
grenzenden Grundftüden. Ermittelung 
der wahren Grenze in den Prozefie 
über die zu ertheilende Auflaffung 487. 

Teftament. Fragen von Zeugen 
bei mündlihem %., vom Teftator be- 
antwortet 631; der Teftator fan nicht 
alle Fragen mehr beantworten 632; 
Uebergabe eines verichloffenen jchrift- 
lichen T.8 an das Gericht durch einen 
Teftator, der die deutfche Schrift nicht 
fefen und fchreiben fanıı 633. 

Teftamentsvollftreder. Die Erben 
vergleichen fi) ohne feine Zuziehung 
über die Erbguoten 649; T. erklärt 
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Anfchließung, nachdem der betheiligte 
Erbe erflärt hat, er wolle Berufung 
nidht einlegen 828; Anerfennung eines 
Bermächtniffes durch die Erbin gegen- 
über dem T. 193. 

Theilnrtheil, |. Rechtsmittel, der 
Tall eines folchen Liegt nicht vor 803. 


Weberweifung, |. Richterliche Ueber- 
weifung. U. zur Einziehung, Klage 
des Gläubigers gegen den Drittfchuld- 
ner; Einrede, die Berurtheilung des 
Schuldners jei durd) Vergleich be- 
jeitigt 394. 

Unfallverfiherungsgefeg. Dem- 
felben unterfallen Belgiihe Eifenbahn- 
beamte, wenn fie in Preußen auf einem 
Belgifchen Eifenbahnzuge einen Unfall 
erleiden 550. 

Ungültigfeit der Ehe wegen lin- 
fenntmiß des Trippers des Ehemanns 
598; die Ehe wird von dem VBormund 
des Blödfinnigen angefochten? 599; 
Friftbeftiimmung des g.ALA.L.R. II, 1 
99; die Ehefrau ift von einem 
Dritten chwanger. Berzicdt auf Un- 
gitltigkeitserflärung ? 600; U. eines 
Gefhäfts, formlofe Beftätigung 328; 
feine U. eines Kodizills wegen Unflar- 
heit jeiner Beltimmungen 642; WM. 
eines Theile der Bertragsbeftimmungen 
macht den ganzen Bertrag ungültig, 
wenn Kontrahenten den übrigen Theil 
nicht für fi) gewollt haben 329, 580. 

Unmöglicgleit des  verfprochenen 
Hotelbetriebs, weil dem Pächter die 
Konzeifion verweigert wird 443; feine, 
weil die geernteten Feldfrüchte nicht 
der verfprochenen DOualität entjprechen, 
wenn Käufer folhe annehmen wollte 
172; verfchuldete fubjeftive U. fchließt 
den Anfprud) auf Naturalerfüllung 
nit aus 173. 

Unterbreung des Berfahrens. 
Aufnahme durch) den Konfursverwalter, 
wenn Konkursforderung? 744. 

Urheberreht. Aufführung von 
Mufitftücden in einer Wirthichaft; Feine 
Berantwortlichfeit des Wirths 129. 

Urkunde. Privaturkunde in deut- 
jcher Spradje von einem diefer Sprache 
nicht fundigen Franzofen im Auslande 
unterjchrieben 11. 

Urtheil. Der eventuell zur Ali- 
mentation PVerpflicdhtete ift dazu im 
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Stande zur Zeit der Klagerhebung, 
aber nicht zur Zeit des Urtheils, Klag- 
abweifung 798; Klage zugeiprodien, 
wenn Kläger feine Aftivlegitimation 
nachweift 390; Verurteilung zur 
Herausgabe einer Urkunde nad) Leiftung 
des Editionseides 799; Bezeichnung 
eines falfhen Prozeßbevollmädhtigten 
im Urtheil 800; feine Befchwerbe 
wegen Ablehnung eines desfallfigen 
Beridtigungsantrags 801; Fein Ur- 
theil auf ein beichränfteres dingliches 
Recht, wenn auf Eigenthum oder aus- 
Ichliegliches Nutungsreht am ganzen 
Gemwäffer geklagt war 802; Abweifung 
einer Klage in der angebradjten Art 524. 

Urtheilsbegründnng. Klagände- 
rung, eventuell Klage unbegründet 807 ; 
Annahme einer Berjchuldung mit nur 
zwei Möglichkeiten des Ipeziellen Vor- 
gangs, ohne Feitftelung welche von 
beiden vorlag 808; Verurtheilung, weil 
Beklagte geichenft erhalten oder aus 
den Nachlaß an fi) genommen haben 
809; Teine Verlegung des 8.259, daß 
nit auf Urtheile bezüglid) deffelben 
Gemeinshuldners Rüdficht genommen, 
in denen anders erkannt ift 810; im 
MWiderfprucd mit dem Thatbeftand 811; 
Mangel an Gründen 812. 


Bater als Vertreter einer unmiün- 
digen Tochter verfolgt einen Schadens- 
erjaganfprud), für den er auch perjön- 
ih haftet 625; Intervention eines 
großjährigen Kindes ohne Zuziehung 
des BVBaters 626. 

Beränßerungsverbot, Tetwilliges, 
im Grundbud) eingetragen; gegen Hy- 
pothef geltend gemacht 41. 

Bereine. Gültigkeit eines General- 
verfammlungsbeichluffes, obgleich die 
mit Beiträgen NRüdftändigen nicht 
ftimmberedtigt und Alle Vereinsmit- 
glieder rüdftändig waren 597, 

Bergleih. Das Abkommen, daß 
Bellagter fremde Steine bezahlt, welche 
er der Klägerin überlaffen hat, umd 
daß ihm diefer die Zahlung erftattet 
204; Ungültigfeit des VBergleich8 wegen 
Yrrthums 405. 

Bermächtniß an eine erft Jahre 
nad) dem Xode des Erblafjers mit 
juriftifcher Perjönlichkeit ausgeftattete 
Kinderherberge648; B. befeitigt durch 
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Aufhebung des Teftaments in einem 
Kodizill, wenn fon nicht die Exrbes- 
einjegung 641 ; dem Hypothefgläubiger 
wird das ihm verpfändete Grundftüd 
vermadjt; die Forderung bleibt be- 
ftehen 184, 

Berfänmnißverfahren. Rechtskraft 
des Berfäummißurtheil® gegen den 
Nichtfäumigen 823. 

erfchulden Anderer. Haftung 
der Stadt für das BVerfchulden ihrer 
Sielbeamten, welche in der Nähe eines 
fremden Haufes tief graben ließen, 
ohne die erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen. Ob aud für die ange- 
nommene Unternehmerin? 249; ent- 
jprechend 251; feine Haftung der Stadt 
für eine Körperverlegung, zugefügt 
durch einen Lehrer an einem Schul- 
maben 265; die von dem Gehülfen 
‚eines Merfmeifters ausgeführte Er- 
höhung eines Schornfteins um 11 Me- 
ter flatt der vereinbarten 8 Meter ein 
anderes Werk, für welches der MWerf- 
meifter nicht verantwortlih 481; 3. 
des Tootjen, weil er die Leitung eincs 
Dampfers übernimmt, ohne die Fluß- 
verhäftniffe ausreichend zu fennen 266; 
Haftung für den Boten des Rechts- 
anwalts? 267. Eigenes B. eines 
auf der Eifenbahn Neifenden, weil er 
die Hand zwilchen die geöffnete Wagen- 
thür gehalten und beim Zufchlagen 
verlegt ift 157; fein civilvechtliches 8. 
wegen MWebertretung einer dem Be- 
treffenden umbelannt gebliebenen Poli- 
zetvorjhrift 158; anderes Maß bei 
Beurtheilung fchuldhafter Aufgabe von 
Rechten und Entfehulobarkeit des Srr- 
thums 159; fein B. wegen Irrthums 
160; 3. weil der dritte Befiger nicht 
gegen eine Ziwangsverwaltung Wider- 
tage erhoben hat? 161; fein Ber- 
Ihulden des Staates Preußen, weldjer 
nad einem Staatsvertrage mit Olden- 
burg und Bremen die Wahrzeichen 
auf der Elbe unterhält, wenn er die 
Obforge Bremen überlaffen hat 162. 

BerfiderungSverträge. Feuer- 
berfidherung. Annahme der Prämie 
nad) Berfall ohne Kenntniß, daß Schon 
zur Zeit der Abfendung ein Schaden- 
feuer ausgebrochen war 535; unvoll- 
ftändige, aber nicht unrichtige Ant- 
wort über früheren Brandfchaden 536; 
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Mebertrag von Miteigenthumsrechten 
ohne Anzeige bewirkt fein Ruhen des 
Berficdherungsvertrags 539; Teine Ver- 
wirkung des Berfiherungsanfpruchs, 
wenn die Käufer, denen die ver- 
fiherte Mafchine unter Vorbehalt des 
Eigentbums verfauft war, fi als 
Eigenthümer ausgegeben haben 537, 
538; Berfäumung der Präffufivfrift 
dvurd”) Strafhaft entjchufdigt 540. 
Kapitalverfihderung zur Ber- 
forgung. Unwiderrufliches Recht 
des verficherten Kindes? 555. Tebens- 
verjiherung. Unmiderrufliche Heber- 
tragung der Rechte auf die Ehefrau 
in Abweichung von Bemerkungen auf 
der Police; Abmeifung der Klage des 
Konfursverwalters des Berficherungs- 
nehmers 554. Transportverjidhe- 
rung. Berfduldung des Nheders, 
weil er das Schiff bei einer Fahrt auf 
dem Rhein fo ftarf belaftet Hat, daß 
e8 beim MWegfallen des Waffers finten 
fann? 541; Berficherung eines Frachıt- 
vorichuffes, fiber den ein Schiffswedjiel 
gegeben war, daher beitragspflichtig für 
die Koften der Bergung 542; Koften 
eines Prozeffes, den der VBerficherungs- 
nehmer auf Verlangen des Verficherers 
geführt hat 543; Berficherung der 
Nettofradht einheitlich für eine Reife 
von Hamburg bis Braila; an ver 
Donaumündung tritt mit Berfhulden 
der Sciffsbefagung eine Kollifion ein, 
für welche die Aheder mit der Brutto- 
fracht während der ganzen Reife haftet; 
entfprechend die Berficherungsgejell- 
Ihaft den NRhedern 544, 545; Ber- 
fiherung eines Frachtvorjchuffes bei 
Charterung eines ganzen Schiffes; wie 
weit ift der Fradtvorfchuß, welchen 
der Befrachter von Unterfraditern er- 
hält, auf denjelben anzurechnen? 546. 
Unfallverjiderung. Der Ber- 
unglüdte ift in Folge eines Scjlag- 
anfalls geftorben, den er fid) zugezogen 
hat, weil er einen jehr jchweren Hanı- 
mer gejchrwungen hatte 547; der Tod 
die unmittelbare Folge des erlittenen 
AUrmbruhs bei einer vorhandenen 
Nierenfranfheit 548; das Berufungs- 
gericht hat nicht erörtert, ob nad) den 
Berfiherungsbedingungen eine faljche 
Angabe über den Gefundheitszuftand 
den Anfpruch auch dann ausjchliegt, 
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wenn fie ohne Verfchulden gemadjt if 
549; Berpflichtung des Arbeitgebers, 
im Interefje des Arbeiters den Anfpruch 
gegen die Unfallverficherungsgefell- 
Tchaft zu erheben 551 ; Amputationgines 
Fußes unmittelbare Folge eines Un- 
falls bei vorhandener tuberfulöfer Dis- 
pofition 552. 

Bertrag nad) dem ortsüblichen 
Spradgebraud, wenn der Bürger- 
meifter, welcher ven 3. durd) Ber- 
handlungen mitdem Gegenfontrahenten 
vorbereitete, der Gemeindeverfammlung 
niht Kenntniß von dem Sinn ge- 
geben hat, in weldyem jene Verhand- 
lungen geführt wurden 274; Perfeltion 
eines Kaufs unter Vorbehalt der Auf- 
gabe des Prima-Ablavders; Niüdtritt 
wegen verfpäteter Aufgabe? 275; ein 
Pachtceffionsvertrag ungültig, weil 
Ceffionar angenommen hatte, er werde 
nur 90000 Marf zu zahlen haben, die 
Tare aber 110000 Mark ergab 277; 
wechlelnde Offerten von beiden Theilen 
ohne reine Annahme in fchriftlicher 
Form 276; fete Beftelluug eines Bil- 
des bei einem Maler 278. 

Bertragsobligation. Keine, wenn 
einer Dialoniffion nad) den Aufnahme- 
bedingungen Berforgung in Ausficht 
geftellt ift 345. 

Bertragsverhältnig. Eintritteines 
Anderen in ein beftehendes ®. 397. 

Bertretungeineranderen Fabrif468. 

Berwalter eines Haufes nicht ohne 
Uebergabe des Grundftüds, daher nicht 
eine mit der Bejorgung der Beleud)- 
ung beauftragte Berfon 254. 

erwaltungsvertrag. Haftung des 
Leiters eines Gejchäfts im Intereffe 
der Släubigerfchaft, weil er durch SIn- 
pfandnahme für eigene Forderungen 
die Befriedigung unter Sicherftellung 
eines Gläubigers verhindert hat, wel- 
her fi) ein Vorzugsrecht für einen 
zum Betriebe hergegebenen Borihuß 
ausbedungen hatte 429. 

Berzicht, konkludenter, auf eine 
Grumdgeredhtigkeit dur Handlungen 
des Berechtigten und des Berpflichte- 
ten? 65; fein ®. auf den Anjprud, 
jondern theilweile Zurücdnahme der 
Klage 399; fein B. aufden Schadens- 
erfaßanfprud? wegen ungenügender 
Ausführung eines Eifenbahnbrüden- 
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baues dur) Abnahme feitens des Be- 
zirts ohne Vorbehalt 4005 B. auf 
Forderung und Hypothef in einer Ur- 
funde, betreffs der HYypothet gültig, 
betreffs der Forderung ungültig 401; 
fein Berziht, fondern Feitftellungs- 
vertrag 402; fein B. auf ein Honorar 
in der Erflärung, er werde fein Hono- 
rar liquidiren 403. 

Berzug. Angebot einer Abtretungs- 
erffärung, um den Gegner in DB. zu 
jeßen, in welcher Form? 170; Er- 
füllungsverzug nicht ohne Alt des 
Gerichtspvollgieher8 oder entfprechende 
Aufforderung 171. 

Billa nicht zu mencn Zmweden 
beftimmt; deshalb Fein Betrug durd) 
Nichtangabe des DVerbots, daß feine 
Gaftwirthichaft in ihr zu betreiben 339. 

Bindilation. Keine Verpflichtung 
zur Herausgabe von zu ziehen ge- 
wejenen Früchten durch den unredjt- 
fertigen Befiger 52; der Eigenthümer 
vindizirt feinen Hhpothefenbrief; Zu- 
rücbehaltungsrecht des dritten Befitzers, 
dem der H. don einem Dritten ver- 
pfändet war? 53; Ceifion der B. des 
Berfäufers mit Vorbehalt des Eigen- 
thums wirfjam gegen den Sonder- 
rechtsnachfolger des Befiers, der 
fpäter den Befit erlangt hat 54; diefer 
hat feine Einreden aus dem mit feinem 
Borbefiter abgefchlofjenen Kauf 55; 
weitere Anfprücde des VBindilanten be- 
züglicd) der Behandlung der verfauften 
Kühe nach deren Herausgabe 56. 

Bormerkung einer Forderung für 
den Fall, daß die Anfechtung gegen 
den Erwerber begründet fe. Ber- 
urtheilung des Erwerbers zur Ein- 
willigung, daß die B. in eine Hupo- 
thet umgefchrieben werde 82. 

Bormundichaft. Die zur B. un- 
fähige Stiefmutter al8 VBormünderin 
bejtellt, haftet, weil fie nicht wegen 
Kollifion der Intereffen die Beitellung 
eines Anderen veranlaft hat 627; die 
Anfprüdje der Kinder gegen den Vater, 
weldyer nah dem Xode der Mutter 
Steigpreife eingezogen hat, verjähren 
nah dem durd Pr. B. DO. nicht be- 
jeitigten Art. 475 Code 628; Mangel 
der oberpormundichaftliden Genehmi- 
gung begründet nur Anfechtbarkeit für 
den Mündel 629, 


nn 


Wahl zwilhen Naturalverpflegung 
und Gelderfat. Hat ein eventueller 
Gläubiger des Wahlberechtigten An- 
Iprud) darauf, daß ihm dies Wahl- 
a übertragen werde? 229. 

echfel. Einziehung eines W,., 
den der Empfänger zum Disfontiren 
erhalten hatte, Haftung aus der Be- 
reiherung 366; feine Klage auf Er- 
ftattung der Baluta, weldhe der Aus- 
fteller bei Disfontirung von Spiel- 
wechjeln erhalten hat 367; der Käufer 
überjendet über den Kaufpreis feinen 
Accept mit jpäterem Berfalltag, den 
Berfäufer mittelft einfachen an den 
Käufer nicht gelangten Briefs zurüd- 
ihidt 368; der dur Blankoindofja- 
ment legitimirte Bertreter des Aus- 
ftellers, begibt den MW. mittelft Aus- 
fülung an den Kläger, der ıhn für 
Rechnung des Vertreters geltend madıt; 
Einrede des Beklagten aus der Berfon 
des Ausftellers 369; der Kunde über- 
bringt W. mit der Forderung einen 
Baarbetrag auszuzahlen; der Bankier 
fchreibt die W. im Kontofurrent gut 
370; Gefälligkeitswechfel nicht zuritd- 
gegeben 370; Ausfteller „ohne Ge- 
währ” 371; verftedtes Inlaffoindoffa- 
ment, obfchon der Indoffatar den ein- 
gezogenen Betrag auf eine Forderung 
an SImdoffanten anrecdnen foll 374; 
Ausfüllung eine® Blanfoaccepts mit 
höherer Summe macht den ganzen ®. 
ungültig 373; der Domizilvdermerf 
rührt vom Indoffatar her, welcher den 
Aussteller vor Berfall davon benad)- 
richtigt hat. Diefer hat gejchwiegen 
375; anf dem W. ift etwas durd)- 
ftricden 372; Haftung eines Ausftellers 
pro forma aus einer Aeufßerung über 
die Echtheit der auf dem W. befind- 
lichen fonftigen AIndofjamente? 376; 
fein Anfiprud) des Acceptanten auf 
Liberation, da die Vorausjegung für 
die Einlöfung durd) den Bellagten 
nicht gegeben war 377; Proteft un- 
gültig, weil nicht von dem Acceptanten, 
fondern von der Zahlftele Zahlung 
begehrt 378; Tein bejonderer Beweis 
der Präfentation des proteftirten 8.8 
3788; feine Quittung auf dem zu 
proteftivenden W. zur Legitimation 
des proteftivenden Beamten 378b; 
Unterbredjung der Verjährung der Re- 
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greßllage durch Streitverfündigung im 
Nachverfahren 378c. 

echfelprozeh. Keine Ausjegung 
des Nadjverfahrens bis zur Entichei- 
u des W.s 742. 

erfverdingung.- Kein Rücdtritt 
des Merkmeifters ohne Weigerung 
der Erfüllung feitens des DBeftellers. 
Lag jolde darin, daß Abichlagszah- 
lungen in beftimmter Höhe nicht ge- 
feiftet find? 472; Streit der Parteien, 
ob die von dem Unternehmer ver- 
langten Arbeiten zu den vertraglich 
übernommenen gehörten, vor der Aus- 
führung 473; NRüdtritt des Beftellers 
von dem Bertrage über eine Anlage, 
weil die dazu gehörige Pumpe Fein 
MWaffer gibt 474; Teine Preisminde- 
rung, weil die Mafchine nach der Dis- 
pofitionsftellung gebraucht und geneh- 
migt 475; Lieferung einer Kettenbahn 
für eine Ziegelei W., nicht Kauf, weil 
Grund und Boden vom Befteller herge- 
geben 476; Feine fofortige Monitur, 
NRüdtritt des Beftellers wegen Un- 
brauchbarkeit der Anlage nad deren 
längerer Benugung 477; Preisbe- 
redung; der Werkmeifter weicht von 
der beredeten Art der Ausführung ab 
478; Mebernahme der Lieferung der 
vorgerichteten Materialien zu einer 
Pontonbrüde 479; die von dem Ge- 
hülfen ausgeführte Erhöhung eines 
Tabriffchorniteins um 11 Meter ftatt 
der zwijchen dem Beiteller und Wert- 
meifter vereinbarten 8 Meter, ein an- 
deres Werk, für weldjes diefer nicht 
verantwortlic) 481 ;angemefjener Preis, 
weil der nad) der un der 
Klägerin für einen beftimmte Fall ver- 
einbarte Preis nicht bewiejen war 480 ; 
ftillichweigende Ausdehnung der W. 
durd) Fortfegung der Arbeit, al8 nod) 
fein Refultat erzielt war 482. 

Werth eines Gefhäfts. Was bei 
der Beräußerung für Unterwerfung 
unter eine Konkurrenzllaufel gegeben, 
wird gezahlt für Bindung der Arbeits- 
kraft, nicht für einen Bermögenspvortheil 
des DVerfäufers 33. 

Widerflage, erkannt auf diefelbe, 
obgleich erftinftanzlih übergangen, 
zweitinftanzlih nicht wiederholt 796. 

Wiedereinfesung in den vorigen 
Stand, gegen die furze Verjährung 
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des Anfprudhs eines Minderjährigen, 
deffen Vater bei Beginn der Berjäh- 
rung nod lebte 215; prozefjuale 
WB. ertheilt, obwohl Armenrechtsgefud 
erft vier Tage vor Ablauf der Noth- 
frift eingereicht 745; Thatfachen, welche 
fid) aus deu Alten ergeben, bew. die 
Rechtzeitigkeit des Armenrechtsgefuchs 
von Amts wegen zu beachten 746. 

Wohlerworbenes Recht, nicht das 
en zum Schlachten in eigenem Haufe 
668. 


Zahlung. Einfchuß, keine im Boraus 
geleiftete Erfüllung 174; ein Dritter 
erhebt auf ein Sparkaffenbuh 3., 
welche die Sparkfafje nicht in dem Bud) 
notirt; darauf verpfändet er da Bud) 
bei einer anderen Sparlaffe, der dann 
der Eigenthümer feine Anjprüche ab- 
tritt. Klage der zweiten Sparkaffe 
gegen die erfte 175; Rechtzeitigkeit der 
3., wenn der Zahlende den Gläubiger 
in feiner Wohnung nicht antrifft? 176; 
Anrehnung auf die durh Bürgen 
nicht geficherten Forderungen 177. 

ZahlungShalber. Hingabe eines 
MWechjels oder Eeifton einer Forderung; 
feine Verpflichtung des Glärbigers, die 
eingeflagte Forderung einzuflagen, be- 
vor er von feinem Schuldner Zahlung 
begehrt 391. 

Zeitbeftimmung. Berwirkung einer 
Frift dadurh, daß der Käufer In- 
haberpapiere begibt 315; Zeitpunkt 
bis zu welchem das Minifterium be- 
ftimmen follte, wieviel von der Wiefe 
zu Eifenbahnzweden genommen wird, 
unbeftinmt gelaffen 316. 

Zeitliches Recht. Anwendung des 
Pr. A.B.©. auf Beihädigungen eines 
Bergmwerfs, das unter der Herrichaft 
des franzöfifchen Berggejeges verliehen 
ift 22. 


Zeuge. Zeugnißweigerung 779, 
780; Strafe wegen unentichuldigten 
Ausbleibens, nachdem der Grund der 
Zeugnißweigerung erledigt war 781; 
feine Zeugenvernehmung über behaup- 
tete Zahlungsunfähigkeit 782. 

Zinfen, gejetlicye, umgewandelt in 
vertragsmäßige ? 227; des Kaufpreifes 
fünnen zurüdgehalten werden, wenn 
Berfäufer zwar übergeben, aber nicht 


aufgelafien hat; Fein Anfprud auf 
Hinterlegung 354. 

Zubehör. Das Wirthichaftsinven- 
tar in Medienburg nit 3. des Guts 
32. 

Zurüdbehaltungsredht. Keines an 
einem zum beftimmten Zwed einge- 
händigten Hypothefenbriefs, wenn jener 
Zwed vereitelt ift 106; gegenüber 
der Rüdforderung eines Grundftüds, 
das zurüdaufgelafien werden follte, 
wenn der Veräußerer foldhes begehrt 
wegen des bei der Auflaffung Herge- 
gebenen und der fpäteren VBerwendun- 
gen auf die Sache 204; Taufmänni- 
\ches 3. des Spediteurs wegen älterer 
Forderungen, nachdem er die Güter 
verfandt und die Konnofjemente dem 
in der Zwifchenzeit fallit gewordenen 
Auftraggeber eingefandt hat? 107; des 
Befizers eines fremden Hypothefen- 
briefs, welcher dem Befiter von einem 
Anderen als dem Gläubiger verpfändet 
war? 53. 

Zuftellung, Heilung 794; 3. des 
Revifionsurtheils auf den Betrieb der 
Hauptjache gerichtet 743; 3. einer Klage 
auf Ungültigkeitserflärung eines Gene- 
ralverfammlungsbeichluffes hat nicht 
an den ausgejchiedenen Borftand zu 
erfolgen; von Amts wegen zu berüd- 
fihtigen wegen der einmonatlichen 
Frift 593. 

ein j. Drohung. 

wangsvollftrefung, j. Ueber- 
weifung. Die VBermietherin läßt das 
Miethsrecht pfänden, verfteigern und 
fid) zujchlagen, und macht das VBorredht 
wegen des weiter laufenden Mieths- 
zinjes geltend 445; 3. durd) Zwangs- 
verwaltung gegen den dritten Befiter 
ohne vollftredbaren Titel gegen diefen, 
und nahdem der Hypothefgläubiger 
cedirt Ken Schadenserfag 34, 234. 

Zwiichenurtheil, Keines zur Ent- 
iheidung der Vorfrage über Anwen- 
dung welchen dörtlicdhes Nechts 804; 
feines nad) $. 276 &. P. O©., wenn 
nur der Zeitpunft feitgeftellt wird, von 
welhem ab die Schadenserjatpflicht 
des Bellagten läuft 805; Entjcheidung 
über Ungültigfeit der Erbeseinfegung 
in einem Prozeffe über Herausgabe 
des Nachlafjes 806. 


Drud von $. U. Brodhaus in Leipzig. 
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